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BuadesratliBbeschlass 

betreffcüd 

Aufnahme  eines  eidg.  Anleihens  von  Fr.  35,000,000. 

(Vom  9,  Jänoer  18800 


Der  schweireriache  Bundearath, 

in  Voll/iehung  dee  BundesbesclikaBes  vom  20,  Christ- 
TQonat  187S; 

auf  deü  Antrag  aemea  Finanzdepartementea^ 

beschließt: 

Art*  1.  Das  Anleihen  von  35  Millionen  Franken  wird 
au&gegcbea  in  Obligationen  von  Fr  500,  Fr.  1000,  Fr.  5000 
und  Fr,  10,000,  Die  Obligationen  lauten  auf  den  Inhaber; 
auf  Verlangen  jedoch  können  solche  von  Fr.  5000  und 
Fn  10^000  auch  auf  den  Namen  eingeschrieben  werden. 

Art  2.  Sie  sind  jährlieh  zu  4  °/o  verzinäheh  j  mit  je 
am  30*  Brachmonat  imd  31.  Chnstmonat  verfallenden  Zins- 
Cüupona  versehen,  wovon  der  erste  am  31,  Chriatmonat  1880 
fällig  wird. 

Artp  3,     Die  Obligationen  sind  spätestens  in  35  Jahren 

rükzahlbarj  nämlich  von  1881  bis  1915,  gemäß  einem  den 

Titeln  beigefügten  Amortisationöplaae.    Die  Eidgenossenschaft 

behält  sich  jedoch  das  Recht   vor^    von    1S87    an    größere 

Eidg,  amtL  Samml.  Neue  Folge.  Y,  Bd,  1  , 
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2  BnndesrathsbeschlniS 

als    die   im  Amortisationsplane  vorgesehenen  Rttkzahlungen 
zu  leisten. 

Art.  4.  Zins-  und  Kapitalzahlung  erfolgen  kostenfrei 
bei  der  eidg.  Staatskasse  in  Bern^  sowie  bei  den  sämmtlichen 
Hauptzoll-  und  Ereispostkassen. 

Art.  5.  Der  Emisaionskurs  ist  bestimmt  auf  99  Va  ^/o, 
einzahlbar  auf  30.  Braehmonat  1880;  die  Subscribenten 
haben  jedoch  das  Recht,  von  der  erfolgten  Zutheilung  an 
ihr  Betreffniß  zu- jeder  Zeit  ganz  oder  theilweise  einzuzahlen, 
wofür  ihnen  der  Zins  vom  Zahltage  an  bis  zum  30.  Brach- 
monat zu  4  %  vergütet  wird.  Theilzahlungen  auf  einzelne 
Obligationen  sind  nicht  zuläßig. 

Art.  6.  Die  Inhaber  der  eidg.  Titel  von  den  Anleihen 
von  1867,  1871  und  1877  genießen  bei  der  Subscription 
auf  das  neue  Anleihen  ein  Vorrecht,  jedoch  nur  bis  zum 
Belauf  des  Nominalbetrages  ihrer  alten  Titel  und  zu  dem 
im  Art.  5  angegebenen  Kurse,  d.  h.  es  werden  ihnen  fflr 
Fr.  99V2  Fr.  100  berechnet.  Sie  haben  zu  diesem  Zweke 
ihre  Titel  bis  zum  5.  Hornung  nächsthin  an  einer  der  zu 
bestimmenden  Zeichnungsstellen  behufs  deren  Abstempelung 
vorzuweisen. 

Art.  7.  Alle  innerhalb  der  anberaumten  Frist  nicht 
zur  Conversion  angemeldeten  Obligationen  werden  ein- 
schließlich des  halbjährigen  Zinscoupons  auf  Verfallzeit  zurük- 
beeahlt  wie  folgt: 

vom  Anleihen  1867  am  31.  Heumonat      1880; 
^  ^         1871    ^    31.  Augstmonat      ^ 

^  ^         1877    ^      1.  Weinmonat       ^ 

Art.  8.  Zu  den  im  Art.  7  bezeichneten  Terminen  findet 
auch  der  Austausch  der  convertirten  Obligationen  statt.  Die 
Differenz  zwischen  dem  Emissions-  und  dem  Parikurs,  d.  h. 
V2**/o,  sowie  der  verfallende  4V2  ®/o  Zinscoupon  auf  den 
alten  Titeln   wird    an  den  bezeichneten  Terminen   vergütet 
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betretend  Aufnahme  eine«  eidg.  AdeJheiLs  von  Fr.  35,000,000.     3 

werden,  oDter  Abzug  des  vom  30»  BrachmoDat  bis  zur  Ver- 
fall^eit  auflaufeaden  Markzinsea  der  neuen  Obligationen 
2U  4  *>;o, 

ArL  9.  Wenn  die  Converaion  und  die  neuen  Sub- 
scriptionea  die  Summe  der  35  Millionen  Franken  öbersteigeuj 
so  bleibt  die  Eeduküün  auf  die  neuen  Subacripiloüen  be- 
echränkt,  und  es  wird  der  daherige  Modus  vom  eidg*  Finanz* 
departement  bestimmt. 

Art  10-  Alle  Publikationen  betreffend  Zins  -  und 
Kapi  talzahl  UD gen  sind  im  Bundesblatt  und  in  dner  in  Basel, 
Hellinzona^  Bern,  Genf,  LausanneT  Neuenburg,  St*  Gallen  und 
Zürich  eräcbeinenden  Zeitung  ainzurüken. 

Art,  11.  Für  die  Canveröions-  und  Subscriptionaan- 
meldungen  ist  eine  Frist  vom  21.  Jänner  bis  5.  Homung 
ISÖO  anberaumt 

Art.  12.    Das  Anleihen  von  1867  wird  auf  den  31.  Heu<  A  ^^'/^ 
monat  1880  und  dasjenige  von  1871  auf  den  31.  Augetmonat    ^/  ^  j^c?d> 
1880  gekündet 

Art,  13.  Das  Finanzdepartement  ist  mit  der  Vollziehung 
dieses  Beschlusses  beauftragt. 

Bern,  den  9.  Jänner  1830. 

Im  Kamen  des  scbweiK.  Bundesratbes, 
Der  Bundespräsident: 

Wel«. 

Der  Kanzler  der  Kidgenoasenscbaft : 

Schieß, 
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Verordnung 

betrtffontl 

die  besondern  Sohiessübungen  der  Infanterie. 

CVodi  20.  Jäariör  1880.) 


^ 


Der  öchweizeriatihe  Bundesrath, 

iü  VollaJehmig  des  Art  104,  drittes  Alinea  und  Art.  139, 
emtea  Alinea  der  Militärorganmtion , 

'  beschließt: 

Art.  1.  Die  Kompagnieof'ÜÄierc ,  die  gewehrtragenden 
Unteroffiziere  und  Soldaten  der  Infanterie  des  Auszuges, 
welche  im  betreffenden  Jahre  keinen  Wiederholungskurs  zu 
bestehen,  oder  nicht  an  Rekruten-,  Central-  oder  Schieß- 
echiilen  etc.  Theil  zu  nehmen  hiihen^  femer  die  sämmtlichen 
Kotnpagnie^iilTtzierc,  die  gewehrt  ragenden  Unteroffiziere  und 
Soldaten  der  Infanterie  der  Landwehr,  mit  Ausnahme 
des  Ältesten  mit  Dezember  zum  Austritt  aus 
der  Wehrpflicht  gelangenden  Jahrganges,  sind 
verpflichtet,  in  einem  Schießvercin  oder  in  besonders  anzu- 
ordnenden Vereinigungen  30  SchiLsae  unter  nachstehenden 
Bedingungen  z\x  schießen  und  sieb    darüber  auszuweisen. 

Art.  2-  Die  Schießübungen  haben  mit  den  eigenen 
Ordonnauz^vafien  und   mit  Ordonnanzmunition  stattzufinden. 
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fieäondere  Schießübungen  der  Iufaateri&  5 

Es  smd  abzugeben; 

weaigstens  10  Schüsse  auf  300  Meter  Distanz  auf 
1"  8  / 1™  8  Scheiben  ^  die  llbrigen  Sehflsöe  auf  beliebige 
Distanzen  uod  Ordonnauzseheiben* 

Die  Schießresuitate  sind    von  den  Vereins vorsstän den  in 

die  Selneßhefte  dea  Mannes  vorschriftgemäß  einzutragen  und 
die  Schießheft^  bis  1,  Heumonat  dea  Sektionsehefs  zuhanden 
der  Kreiakommandauteu  einzusenden. 

ArL  3.  Die  Schieß verciue,  welche  Anspruch  auf  einen 
Bnodesbeitrag  machen,  sind  verpfliehte^  den  im  Art,  1  ge- 
nannten Militärs,  welche  sich  im  Uebrigen  den  Anordnungen 
des  Vereins  unterziehen,  die  TbeiJnalime  an  den  Ucbungen 
gegen  einen  entisprech enden  Anthell  an  die  Tagesküäten  für 
Scbeiben  und  Zeiger  zu  gestatten* 

Art.  4,  Es  ist  den  im  Art.  1  genannten  PflichügeQ 
gestattet,  zum  Zweke  der  Abgabe  der  verlangten  30  Schüsse 
besondere  Veremigungen  zu  veranstalten.  Es  muti  sieh  dafür 
jedoch  eine  Zahl  von  wenigstens  15  Tbeiinchmern  linden, 
und  es  müssen  die  Uebungen  von  einem  OßtsrJer,  der  auf 
Ansmchen  von  der  kautormlen  Militärbehörde  zu  bezeichnen 
ist,  geleitet  werden.  Auch  fiir  solche  Vereinigungen  gelten 
im  Uebrigen  die  Vorschriften  dea  Artikels  2  bievor. 


ArL  5.     Die  Vorstände  der  Schießvereine 
Berichte  CTabeilen)  über  die  Schießresuitate 


m 


haben    ihre 
der  Weise 

anzufertigen,  daß  in  einer  mit  A  bezeichneten  Tabelle  die 
Mitglieder  des  Vereins,  in  einer  mit  B  bezeichneten  diejenigen 
Sehießp flichtigen,  welche  nicht  Mitglieder  des  Vereins  eind, 
also  bloß  mit  Lezterm  geschossen  haben,  aufgeführt  werden. 

Bei  den  io  den  Tabellen  aufgeführten  Militärs  dürfen 
genaue  Angaben  tiber  Eintheilung,  Grad  und  Geburtsjahr 
nicht  feijjen.  Auslassungen  dieser  Art  haben  durchweg 
Streichung  der  Vergütung  für  Munition  zur  Folge. 
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Verordnung 


Die  Leiter  der  besondern  Vereinigimgen  nach  Art.  4 
haben  nur  eine  Tabelle  einzusendea.  Bei  bat  verstand  lieh  darf 
in  derselben  sieh  kein  Mitglied  eines  Vereins  ßndco,  das 
bei  äeinem  Vereine  Anspruch  auf  MuniÜonsentschädigung 
macht  und  umgekehrt 

Unrichtige  Munitions verrech nungen  haben  neben  der 
strafrechtlichen  Verfolgung  der  Vera  lande  oder  Vereine  den 
Entzug  jedweder  Muni tionfivergütung  an  leztere 
zur  Folge. 

Art,  6.  Die  im  Art,  1  erwähnten  Militärs  erhalten  für 
die  vorschriftsgeraäß  abgegebenen  30  Schüsse  eine  Munitions- 
vergütung  von  Fr.  1.  80-  Die  Vereinsmitglieder,  welche 
50  und  mehr  Schüsse  abgegeben  haben,  werden  bezüglich 
der  Munitionaentschädfgung  gemäß  der  Verordnung  über  die 
Förderung  dea  freiwilligen  Sehießwesena  vom  29.  Winter- 
monat 1876  behandelt. 

Als  Ausweis  für  die  Verwendung  von  Ordonnanzmunition 
in  dem  verrechneten  Betrage  ist  den  Sehießta bellen  eine 
sachbezügliche  Bescheinigung  des  eidg.  Muni- 
tionsverkäufers, bei  welchem  der  Bezug  stattfand,  bei- 
zulegen, 

Art*  7,  Die  zu  den  Schidäübungen  verpflichteten  Mili- 
tärs, welche  nicht  wenigstens  30  Schüsse  in  obgenannter 
Weise  geschossen  und  sich  darüber  rechtzeitig  ausgewiesen 
haben,  werden  im  Herbst  auf  den  Hauptwaffenplaz  der 
Division  in  den  Dienst  berufen  wie  folgt: 

Erster    Tag:    Nachmittags    Einrüken.     Organisation    und 

Unlerbringüiig  in  der  Kaserne. 
Zweiter  Tag;    Schießübungj  Waffeninspektion  und  soweit 

möglich  andere  militärische  Uebungen, 
Dritter  Tag:  Morgens  Entlassung. 

Für  diesen  Dienst  wird  die  Mannschaft  verpflegt;  sie 
erhält  aber  weder  Reiseentschädigung  noch  Besoldung. 
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betreffend  besondere  Schießübuitgeii  der  Infanterie.  ^ 

Ärt<  8.     Die  Leitung   der  im  Art  7  vorgeichriebeQea 

Uebungen  ist  dem  lostruktionspersoiaal  des  Kreises  zu  über* 
tragen.  Die  weitern  AoordnuugeQ  wird  das  stchweiz.  Militar- 
departemeat  durch    den   Waffencbef   der   Infauterie    treflen 

lassen. 

f 

Art,  9,  Durch  gegenwärtigen  Beschluß  werden  die 
damit  in  Widerspruch  beündlichen  Bestimmungen  der  Ver- 
ordnung betreffend  Förderung  des  freiwilligeu  Schießweaens, 
Tom  29<  Wintermoaat  1876  *}j  und  des  Reglement  über  die 
Scbidäabungen  der  Infanterie^  vom  30.  Wintermonat  1876  **), 
aaßer  Kraft  geäczt. 

Bara,  den  20.  J&nner  1880. 

Im  Namen  de^  Schweiz.  Bundeeratbea, 

Der  Bandespräsident: 

Weltl. 

Der  Ean^er  der  Eidgenoasenschafl: 

Schieß. 


I 


*)  Siehe  eidg.  Gesezsanusinng  neue  Folge,  Band  II,  Seite  521. 
••)      ,        «  «  «        n         ,     n,     ,     627. 
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BnndeBrathgbescIiliiss 

betreffend 

die  Fortbildungskurse  der  Unterffirster. 

(Vom  30,  Jäuner  1880.} 


Der  schweizerische  Bundearath, 

in  Äbäaderuüg  des  Artikels  1  seiner  Voilsiehungsver- 
ordnung  üum  EuDdesgcses  betreffend  die  i^dg^  Oberaufsicht 
über  die  Foratpolizei  im  Hochgebirge,  Aböchiiilt  V,  Bundes- 
beiträge, vom  8,  HcrbstmoDat  1876  *),  und  in  weiterer  Aus- 
führung vom  Artikel  8  der  gleiclieo  Verordnung; 

auf  den  Antrag  seines  Handels-  und  Landwirthschafts- 
departementSj 

beschließt: 

Art.  1.  Anmeldungen  um  Beiträge  zur  Abhaltung  von 
kantonalen  Forntkursen^  mit  lubegrifiFvon  Fortbildungskursen, 
sind  dem  Bundesrath  unter  Beilage  der  Programme  je  weilen 
im  Laufe  des  Monats  September  für  das  folgende  Jahr  ein- 
zuBenden. 

Art»  2,  Die  Dauer  der  Fortbildungskurse  wird  auf 
wenigstens  14  Tage  angeaezt* 


*)  Siehe  ^idg.  Gesezsammlung  n»  F,,  Band  II,  Bdte  487. 
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Beeeiiluß  betreffend  die  FortbildatigakurBe  far  Ünterforeter,.       9 

Ali.  3.     Der  Unterricht  hat  zu  umfassen ; 

a.  Eine  kurze  Repetition  der  Fächer  deB  ersten  Kurses, 

b.  Fortsezung  des  Unterrichte  in  einigen  der  wichtigsten 
forstlichen  Fächer  des  ersten  Kyrseäj  namentlich  in  der 
Taxation,  ForslvennesBüng,  Forstbenuzung,  im  Wald- 
wegbau und  in  Terrain-  und  Lawißenverbauungeo* 

c.  Als  neue  Lehrgegensläinde :  die  forstliclie  Betriebslehre 
und  den  Etitwnrf  von  WirthschaftspläueD,  insoweit  den 
üntcrfclrstern  Kennt üiß  in  diesen  Fächern  nötliig  ist 

Art*  4,  Die  Zahl  der  an  einem  Fortbikkogskurs  theil- 
nehmenden  Förster  daif  nicht  weniger  als  10  und  nicht  mehr 
als  20  betragen. 

Art.  5,  Es  dürfen  nur  frühere  Schiller  in  diese  aufge- 
nommen werden,  welche  wenigsten h  ein  Jahr  als  Unterfftrster 
znr  Zufriedenheit  ihrer  Vorgesesten  gedient  haben. 

Art.  6.  Die  Kantone  bezeichnen  die  Lehrer  der  Fort- 
bildungskurse^ der  Bund  behält  sich  die  Bestätigung  dersclheti 
Tür*    Die  Entschädigung  der  Lehrer  übernimmt  der  Bund, 

Bern,  den  30.  Jänner  1860. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bnndesrathes, 
Der  Bundespräsident: 

Welti- 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

SehieJi. 
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Vollziehungsreglement 

betreSend 

Vorkehrungen  gegen  die  Reblaus. 

CVom  6.  HornuDg  1880.) 


Der   schweizerische   Bundesrath, 

in  Vollzieh UDg  der  internationalen  Convention  d.  d.  Bern, 
17.  Herbstmonftt  1878  und  des  BuadeabeschliLBseB  vom 
21,  HörDung  1878*); 

auf  den  Antrag  des  eidg.  Handels-  und  Landwirthschafts- 
departenienta, 

beschließt: 

Art.  1-  Zürn  Zweke  geeigneter  Vorkehrungen  gegen 
die  Heb  laus  wird  dem  ei  dg.  Handels*  und  Land  wirtb  ach  afta- 
departement  eine  ei  dg-,  ExpeTtenkommiasion  beigegeben, 

Art,  2.  Die  Kantone  sind  beauftragt,  die  üeberwachung 
ihrer  Weinberge,  Gärten,  Baumschulen,  Treibhäuser  und 
Orangerien  zu  organisiren,  eov^ie  fUr  die  zur  Auffindung  der 
Reblaus  erförderlichen  Untüirsuchungen  und  Ermittlungen, 
gemäJS  den  Anleitungen  des  eidg.  Landwirthsehaftsdeparte- 
ments,  zu  morgen, 

Sie  aollen  insbeaondere  darüber  wachen,  daß  in  den 
Weinbergen  oder  deren  Nähe  keine  Anpflanzung  von  Sez- 


*)  Siebe  Amtliehe  Sammlimg  n,  F,,  Band  lH,  Seite  337, 
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YerordQimg  betreffend  Tartehriingeii  gegiu  die  Kebkui.      H 

lingen  irgend wel  eher  Art,  welche  ft)r  gefahrlich  oder  ver- 
dichtig  gehalten  werden,  staUlinde,  ohne  daß  diese  Sedinge 
vorher  von  Experten  unter&ucht  worden  aiod. 

Art.  3.  Beim  Auftreten  der  Reblaus  wird  der  Bundes- 
rath^  im  Einvernehmen  mit  den  Kantonen  und  nach  An* 
leitung  der  eidgenössischen  und  kaatonalen  Experten,  die 
zur  Bekämpfung  dea  üebels  erforderliühen  MaJä nahmen  an- 
ordnen. 

Art,  4,     Es  ist  untersagt: 

a,  Würzelreben,  Rebholz j  WurÄelstöke,  Rebblätter  und 
Rebenabgänge^  gekelterte  oder  nicht  gekelterte  Wein- 
lesetraut^cn  und  Trestcr^  gebrauchte  SchuzpfUhle  und 
Eebsteken,  Dnoger  uud  Düngererde  in  die  Schweiz 
einzuführen  ^ 

b.  diese  nämlichen  OegenBtände  aus  den  anerkannt  an- 
geslekten  Zonen  der  Schweiz  auazufQhren,  Den  Um- 
fang dieser  Zonen  wird  der  Bundesrath,  nach  Anhörung 
der  betreffenden  kantonalen  Regierung  oder  Regierungen, 
featstetlen. 

Ausnahmsweise  kann  jedoch  das  eidg.  Landwirthschaft^ 
departeraent,  wenn  ihm  die  Gefahrlosigkeit  davon  nach- 
gewiesen wird,  Bewilligungen  ertbeileUj  welche  von  diesem 
Verbote  tJi  eil  weise  abgehen. 

Dieses  Departement  wird  die  für  die  Abgrenzung  der 
von  der  Reblaus  heimgesuchten  Zonen  zu  erstellenden  Karten 
veröffentlichen. 


Art,  5.     Der  Wein,  die  Tafel trauben  ohne  Blättor  und  . 

ohne    Rebholz,    getroknete    Trauben,    Traubenkerne,    ab-  ( 

geschnittene   Blüthen,    GeraÜseprodukte,   Samenkörner   aller  | 

Art  und  Früchte  dürfen  von  den  Kantonen  keinem  Einfuhr-  ( 
verböte  unterworfen  werden.    Dem  Landwirthschaftadeparte- 

ment  ist  jedoch  vorbehalten  j   die  Ausfuhr  derjenigen  dieser  ; 
Erzeugnisse,  welche  för  gefahrlich  befunden  wlrden^  aus  den 

angeatekteo  Zonen  au  verbieten.  i 

1 
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Die  Tafeltraiibeo  dürfen  nur  dann  an  den  Grenzen  der 
Schweiz  angenommen  werden  und  im  Innern  der  Schweiz 
zirkuliren,  wenn  sie  in  wohl  Teröchlossenen,  aber  dennoch 
leicht  zn  untei-such enden  Kisten,  Schachteln  oder  Körben 
vcrpakt  sind.  Das  Gewicht  einer  geiUIlten  Kiste,  Sehaehtel 
oder  eines  gefüllten  Korbes  darf  lö  Kilos  nicht  Überschreiten. 

Art  6,  Die  Weinfechser,  Wnrzelschößlinge  und  Reb- 
hölzer, welche  im  Innern  der  Schweiz  zirkuliren^  müüsen  mit 
einem  Ursprungszeugniß  verschen  und  in  vollständig,  und 
zwar  mit  Schrauben  verachlossenen  und  trosadem  leicht  zu 
untersuchenden  und  wieder  zu  verschließenden  hölzernen 
Klsteo  verpakt  sein. 

Die  schon  gebrauchten  Schuzpfähle  und  Rebsteken, 
Dünger  und  Düngererde,  welche  in  der  Schweiz  zirkuUren,^ 
müssen  ebenfalls  voQ  einem  Ursprungszeugniß  begleitet  sein. 

Die  Obstbäume,  Gesträuche  und  verschiedenen  Eraeug- 
nisse  der  Haumschnlen,  Gärten,  Treibhäuser  und  Orangerien 
müssen,  gemäß  der  Bern  er  Convention,  von  einer  Bescheinigung 
der  Behörde  des  Landes,  aus  dem  aie  herkommen,  begleitet 
sein,  welche  enthalten  soll: 

fti  daß  sie  aus  einem  von  der  Reblaus  nicht  heimgesuchten 
Gebiete  kommen,  welches  auch  als  solches  auf  der 
von  dem  beireffenden  Staate  erstellten  und  auf  dem 
Laufenden  gehaltenen  Spezial karte  sieh  ausweisen  rauß^ 

b.  daß  sie  nicht  erst  neuUch  dorthin  eingeführt  worden 
sind ,  D  i  ese  Gege  n  stän  d  e  so  1  len  fe  s  t  v  erpa  kt,  di  e  W  u  rzeln 
vollständig  von  der  Erde  gereinigt  sein^  es  köonen 
die  le^tern  mit  Moos  umgeben  werden,  müssen  aber 
jedcnfalla  mit  einem  Paktuch  so  eingewikelt  sein^  daß 
kein  einziges  Tb  eil  eben  entweichen  kann,  daß  aber 
auch  die  Vornahme  der  erforderlichen  Konstatirung 
dadurch  nicht  gehindert  wird» 
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Diu  kantonale  Polizei  soll  jedesmal^  wena  sie  es  ftlr 
nöihig  erachtet^  die  in  diesem  Artikel  aufgezählten  Gegen- 
stände durch  amtliehi;  Experten  untersuchen  lassen,  welche 
für  den  Füll,  daß  sie  das  Vorhdodeuaeia  der  Rehlaus  kon- 
atatiren  sollten,  darüber  eiu  Protokoll  aufzunehmen  haben, 
Bieseö  Protokoll  soll  wem  Rechtens  übermlltelt  werdeu, 
damit  die  UebertrL'^tci'  zur  Verantwortung  gezogen  werden 
können. 

Art,  7,  Keine  Sendung  von  Gegenstanden,  deren  Zir- 
kulation  im  Innern  gestattet  ist,  darf  Weinblätter  enthalten* 

Art.  8.  Die  im  Innern  der  Schweiz  deßhalb  mit  Besehlag 
belegten  Gejjjenstände,  weil  sie  mit  der  gegenwärtigen  Ver- 
ordnung im  Widerspruch  stehen,  sollen  konfiszirt  werden. 
Ueber  die  kunfiszirter^  Gegenstände  hat  der  Kanton  /m  ver-  ^ 
fügen.  Wenn  das  Vorhandensein  der  Rehlaue  konstalirt  ^vird, 
so  sollen  dieselben  sofort  und  an  Ort  und  Stelle  sammt  ihrer 
Verpaknng  durch  Verbrennung  zerstört  werden. 

Die  Befdrdernngsmittel,  durch  wtflche  diese  Gegen  stünde 
transportirt  wurden,  sind  nacli  dem  von  dem  Landwirth- 
schaftsdcpartement  vorz  nach  reib  enden  Verfahren  ku  dea^ 
iüfiziren. 

Art.  9.  Der  internationale  Verkehr  der  oben  anfgca^fthlten  j 
Gegenstände  wird  durch  die  Bestimmungen  der  Bern  er  Con- 1 
renüoo  vom  17*  Herbstmonat  1878  geregelt. 

Die  Obstbäume,  Gesträuche  und  veraehiedenen  Erzeng- , 
niase  der  Baumachulon,  Gärten,  Treibhäuser  und  Orangerien, 
welche  aus  Staaten   kommen,    die   dieser  Convention   nicht 
beigetreten  sind,  dürfen  nur  in  Folge  Bt^willigung  des  Land- 
wirthschaftsdepartements  eingeführt  werden. 

Der  Bundesrath  behält  sich  tlberdies  vor,  dieses  Einfuhr- 
verbot gegenüber  den  Staaten,  vi^elche  durch  besagte  Con- 
vention nicht  gebunden  sind,  auch  noch  auf  andere  Gegen- 
stände  auszudehnen,  | 
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Art.  10*  Die  TraosportiiDternehniungen  sind  gehalten, 
die  Beförderung  von  Gegenötänden,  die  den  von  der  Berner 
Conveotion  und  dem  gegenwärtigen  Regiemente  vorgeschrie- 
benen Bedingungen  nicht  entsprechen,  an  verweigern.  Wenn 
Bich  dieae  Gegeoatände  bereits  im  Verkehr  befiodeu,  so  haben 
jene  Unternehmungen  die  Zuwiderhand  Jungen  der  zuständigen 
Polizeibehörde  anzuzeigen. 

Die  Desinfektion  der  Beförderungsmittel ^  durch  welche 
Gegenstände,  auf  welchen  das  Vorhandensein  der  Reblaus 
konatatirt  worden  ist,  transportirt  wurden  (Art.  8,  Alinea  2). 
bat  durch  die  Transportaustal  t  und  unter  Aufsieht  der  kan- 
tonalen Behörde  zu  geschehen,  gegen  eine  Gebtlhr,  welche 
vom  Landwirthöchaftsdepartement  genehmigt  sein  muß  und 
von  der  kantonalen  Polizei  zu  entrichten  ist 

Art»  IL  Das  ZoHdepartement  wird  in  Verbindung  mit 
dem  Landwirthschaftsdepartement  die  Instruktionen  für  die 
Beamten  der  Zollbüreaux  aufstellen. 

Art.  12.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Artikel  4,  5,  6 
und  7  hie  vor,  sowie  gegen  die  Bestimmungen  der  Berner 
Convention  vom  17.  Herbstmonat  1H78  sollen,  soweit  leztere 
in  den  Bereich  scbweizcrischer  G-erlchlsbarkeit  fallen,  mit 
einer  Buße  von  50  bis  500  Franken  belegt  werden. 

Wer  einen  der  in  jenen  Artikeln  und  in  genannter 
Convention  aufgeführten  Gegenstände  vermittelst  eines  falschen 
Ursprungs  Zeugnisses  oder  Frachtbriefeg  oder  auf  jede  andere 
betrügerische  Weise  eingeführt  oder  in  Verkehr  gebracht  hat, 
soll  mit  OefHngniß  von  B  Tagen  bis  6  Wochen  bestraft  und 
mit  einer  Buße  von  Fr*  100  bis  Fr.  1000  belegt  werden. 

Ein  Drittel  der  Buße  fällt  dem  Beamten  oder  An- 
gestellten zu,  der  die  Zuwiderhandlung  zur  Anzeige  bringt, 
die  zwei  übrigen  Drittel  dem  Kanton. 

Für  nicht  bezahlte  Bußen  gelten  die  Bestimmungen  des 
Bundesgesezes    vom    30.  Brach  monal  1849,    betreffend    das 
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YeffahreD   bei  Uebertretungen  fiskalischer  und  polizeilicher 

Bondesgese^.*) 

Art.  13,  Das  LandwirtTischafte-,  Zoll-,  Post-  und  Eigen- 
bahndeparteoaent  fiiüd  mit  der  Vollzieh aog  des  gegenwärtigen 
Reglements  beauftragt,  ein  jedes,  soweit  es  seinen  Geachäfta- 
krei»  betrifit 

Art.  14.  Das  Reglement  vom  18-  April  1878  ♦^j,  sowie 
die  Beetimmungen  der  kantonalen  Öeseze  und  Verordnungen, 
welche  mit  gegenwärtigem  Eeglemente  in  Widerspruch  stehen, 
sind  aufgehoben. 

Bern,  den  6.  Hornung  1880. 

Im  Namen  des  sehweiz.  Buodesratliei, 
Der   Bundespräsident: 

Welti, 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft; 
SchieG* 


*)  Siehe  amtliche  Sammkag^  Band  I,  Seite  87,  Kap*  % 
Strafumwandlang,  Art  28:  „In  allen  T allen,  in  welchen  die  Geldbuläe 
nur  tum  Theil  oder  gar  nicht  erhältlich  iat,  wird  der  Kest  derselben 
ifi  Gefangenschaft  oder  öffentliche  Arbeit  ohne  Haft  verwandelt,  und 
iwir  soll  je  ein  Tag  Gefangenschaft  oder  öffentliche  Arbeit  vier 
iHnkeu  BnBe  gleich  koiDinen.  Die  Daner  dieser  Gefangenschaft 
oder  Öffentlichen  Arbeiten  darf  jedcK:h  ein  Jahr  nicht  überschreiten.* 

**)  Sifihe  eidg.  Qesezaammliing  d.  F.,  Band  III,  Seite  433. 
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Beitritt 

der 

Republik  Ecuador  zum  Pariser  Weltpo^erein. 

(Vom  13.  Februar  1880.) 


Von  der  durch  Art,  18  des  in  Paris  am  1.  Juni  1878 
abgesehlosseoen  Weltpost  Vertrags  (Convention  postale  uni- 
yeraelle  de  Paris)  etngeräurnt«n  Befugniß  G-ebrauch  machend, 
hat  das  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten  der 
Republik  Ecuador  dem  schweizerischen  Bundesrathe  den 
Beitritt  dieses  Staates  zum  obgedachten  Vertrag  auf  1.  Juli 
1880  angezeigt. 

Gemäß  den  BestimmuDgen  des  obgenannten  Artikels  hat 
der  echweizerisehe  Baudesrath  den  Regierungen  der  Post- 
verein s^taaten  den  stattgefQüdenen  Beitritt  mit  Note  vom 
13,  Febi*uar  1880  kund  gegeben,  mit  der  weitem  Mittheilung, 
daß  Ecuador  bezllglieh  der  Beitragsleistung  an  die  Kosten 
dea  internationalen  Postbüreau  (Art.  XXVIII  des  Reglements 
zum  Pariser  Postvertrage)  in  die  sechste  Klasse  eingereiht 
werde  und  daß  die  Vereinsposttaxen  in  Ecuador  zu  beziehen 
sind  wie  folgt: 

für  25  Centimen  5  Centavosi     ^^  t>-    i  ^  aa  n 

4  f.  o  I    (1  Piaster  zu  100  Cen- 

;      5  l        ICenLvol     tavos  =  5  Franken.) 

Bern,  den  13,  Februar  1880. 

Die  Schweiz.  Bundeskaaziei. 
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Beitritt 

der 

Republik  Uruguay  zum  Pariser  Weltpostvertrag. 

(Vom  2.  März  188Ü0 


Von  der  durch  ÄrU  18  d^  in  Püris  am  1,  Juni  187S 
abg^ehloasenen  Weltpost  vertrage  (Convention  postaie  uni- 
TetBeJle  de  Paris)  eiageräumten  BefuguiÜ  Gebrauch  machend^ 
h&t  das  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegen  heften  der 
Eepu bli k  Uruguay  dem  seh w e i zerische n  Bu  a desrathe  d ea 
Beitritt  dieses  3taates  zum  ohgedachten  Vertrag  auf  1,  Juli 
1B80  anges&eigt. 

Gemäü  den  Beatimmuugen  des  obgenannten  Artikels  hat 
der  schweizerische  Bundesrath  den  Regierungen  der  Post- 
vereinsstaaten  den  etattgefundenen  Beitritt  mit  Note  vom 
1  Mär£  1880  kund  gegeben^  mit  der  wettern  Mittheilung, 
dal^  Uruguay  bezüglich  der  Bei  trägst  eistung  an  die  Kosten 
des  internationalen  Poatbüreau  (Art.  XXVIII  das  Reglements 
zum  Pariser  Postvartrage)  in  die  sechste  Klasse  eingereiht 
werdy  und  an  Taxen  beliehen  wird  : 

ftir  25  CeDÜmeu  5  Centavos!      ^^^^  Centavo. 
;       5  ;        ?CeoUj       =l«-»«'0 

Bern,  den  2.  März  1880, 

DJt  «ahwdjz.  Bundeskaailei. 


Eidg.  aaü,  Bmmml  l^eae  Folge.  Y,Bd-  ä 
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Terordnnng 

betreffend 

die  Erstellung  der  Werthzeiohen  der  Post-  und 
Tel  egraphenverwaltung  > 

(Vom  2.  März  1880,} 


Der  scliweizerlache  Bundesrath, 
auf  den  Antrag  seiner  Departcmentö  der   Postum   und 
der  Fjuanzen, 

bedchließt: 

Art,  1,  Die  Erstellung  der  Werthzeichen  der  Post- 
otid  Telegraphen  Verwaltung  geschieht  durch  das  Post-  und 
Eisenbahndepartement,  in  Verbindung  mit  der  eidgencissi sehen 
Münzstätte, 

Art,  2,  Das  Post-  uud  Eiseobahndepartement  sorgt, 
durch  Abschluß  von  Verträgen  mit  Privaten  : 

a.  für  Lieferung  der  ?erachiedenen  Sorten  von  Werth- 
zeichenpapieren ; 

b.  fllr  den  Druk  der  Postmarken  (Frankomarken  und 
Tax  marken)  und  Telegraphen  marken,  unter  Vorbehalt 
der  Bestimmung  von  Art.  4  hienach; 

c.  für  die  Erstellung  der  übrigen  Werthzeichen  (Post- 
karten, GeldanweisungskftHone,  Frankobänder  und  Ein- 
stug3mandatc<'Miverts)  überhaupt, 
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Das  Poöt-  und  EiBenbahndepartement  handhabt  auch 
di€  £oDtrole  der  WertbzeicheD  und  erläßt  die  djesfaHs 
nothweadigen  Vorschriften. 

Die  Aufbewahrung  und  Äushingabe  der  Stempel  ist 
Sache  der  Postverwaltung,  die  Zerstörung  des  Ausschusses 
an  Werthzeichen  aller  Art  aber  ist  Sache  der  PostverwaU 
tung  und  der  Mün^ Verwaltung  zusammen. 

Art*  3,     Die  eidgenössische  Mnnzatätte  besorgt: 
a.  die  Erstellung    der    für   die    Post-    und    Telegraphen- 
mark eu  und  die  Frankocouverte  ooth wendigen  Original- 
und  Gebrauchsstempel  ; 
b-  das   Schneiden,   Gummiren    und   Perforiren    der   Post- 

und  Telegraphenmarken ; 
c,  das   Ausschneiden,   Stempeln,   Falzen    und    GummireD 
der  Frankocouverts. 

Art  4.  Vorbehalten  wird,  auch  den  Druk  der  Marken 
in  Regie  auszuführen,  resp.  mit  den  andern  vorge^henen 
Operationen  (Gummiren,  Schneiden  und  Perforiren  der 
Markenbogen)  zu  verbinden,  und  tuf  diese  Weise  die  ganze 
Fabrikation  der  Post-  und  Telegraphen  marken  und  der 
Frank ocouverts  m  der  Münzstätte  au  vereinigen, 

Axt  5,  Behufs  Vornahme  der  im  Art,  3  erwähnten 
Arbeiten  liefert  die  Oberpostdirektion  der  Münzstätte: 

a,  die  Zeichnungen  für  die  zu  erstellenden  Original- 
Stempel^  sowie  die  Originalstempel  selbst  für  die  Er- 
stellung d  er  en  tsp  sechen  den  G  ob  ra  u  chstem  p  el ; 

b,  die  bedrukten  Marken  bogen; 

c,  das  (mit  Wasserzeichen  versehene)  Papier  für  die 
Frankocouverts  ^ 

d-  die  Gebrauchsstempel  für  die  Frankocouverts* 

Art  6.  Die  Münzstätte  ist  gegenüber  der  Postverwal- 
tuüg  daftlr  verantwortlich; 
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a.  daß  alle  in  der  MüDzstätte  eretetlt«D  Stempel  einzig 
und  alleiQ  der  Postverwaltung  abgeliefert  werden; 

bi  daß  die  dem  erhalteneo  Quantum  von  hedrnktea 
Marken  bogen  oder  von  Couvertpapier  entsprecheuden 
fertigen  WerÜizeieben  der  Postverwaltung  zugestellt 
werden,  vorbehalten  den  Aueschuß  (Art  7  und  8): 

c.  daß  alle  Arbeiten  vollständig,  zwekentsp rechend  und 
fehlerfrei  ausgeführt  werden. 

Art.  7.  Die  Münzstätte  hat  dem  Post-  und  Eisenbahn- 
departement  den  Tax  wer  tb  derjenigen  ihr  zugestellten  Marken- 
bogen zu  vergüten,  welche  die  Münzstätte  weder  in  fertigen 
Marken-,  noch  in  Äusschnßbogen  wieder  abliefern  kann, 
sowie  den  höchsten  Taxwerth  des  auf  diese  Weise  fehlenden 
Frankocouverlspapiera  (dermalen  25  Ct  per  Couvert)» 

Art.  8.  Der  Ausschuß  darf  bei  den  Marken  ein 
Prozent  und  bei  den  Couverta  drei  Prozent  des  zu  ver- 
arbeitenden Quantums  nicht  übersteigen.  Für  den  diese 
ProzentMze  übersteigenden  Ausschuß  vergütet  die  Münz- 
verwaltung  der  Postverwaltung  den  Papierwerth,  bei  den 
Marken  tlberdies  die  Drukkosten. 

Art.  9.  Der  Werthzeichenkontroleur  der  Postverwal- 
tung ist  verpflichtet,  die  Fabrikationsbkale  fleißig  zu  be- 
ßuehen,  den  Gang  der  Arbeiten  in  allen  Stadien  genau  zu 
überwachen  und  für  die  Beseitigung  vorkommender  üebel- 
stände  das  Nöthige  unverzüglich  zu  beantragen. 

Art.  10.  Alljährlich  wenigstens  zwei  Mal  werden  von 
der  Postverwaltung  und  von  der  Finanz  Verwaltung  bezeich- 
nete Beamte  gemeinsam  eine  Inspektion  der  auf  die  Werth- 
zeichen  bezüglichen  Einrichtungen  und  Arbeiten  der  Münz- 
stätte vornehmen  und  dabei  auch  konstatiren,  ob  das  von 
der  Postverwaltung  gelieferte  Papier  (resp.  die  bedrukten 
Markenbogen)  in  der  Münzstätte  vollzählig  vorhanden  sind. 
Ueber   diese   Inspektion  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen,  von 
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welchem  je  ein  Exemplar  der  Postvenvaltung  und  der  Fioaii^ 
Terwaltung  übermittelt  wird. 

Art,  11.  Die  für  die  Arbeiten  der  Münzstätte  betreffend 
die  Erste]  Imig  von  Werthzeichen  festzusezendeu  Preise  und 
Lieferfristen  werden  durch  das  Post-  und  Eisenbahndeparte- 
meDt  und  das  Finanz-  und  Zolldepartement  im  gemeiuaamen 
Einverätindniß  festgestellt,  vorbehalten  den  eventuellen  Etilr 
scheid  des  Bundesrathes. 

Art.  12<  Die  Überpos tdirektioo  und  die  Dtrektion  der 
Münzstätte  werden  im  gemeiuBamen  Ein  verstau  dniß  die 
näthigen  Anordnungen  treffen,  um  deu  gegentäeitigen  Ver- 
kehr im  Stune  der  gegenwärtigen  Instruktion  zu  ordnen, 
üeber  all  1^1  [ige  Mein ungsverachiedeo hei ten  entsehe iden  die 
beiden  Departemente  gemeinsam. 

Art.  13.  Die  gegenwärtige  Verordnung  tritt  in  Bezug 
auf  die  Stempel  sofort,  im  Uebrigen  auf  1.  Jauuar  1881  in 
Kraft.  Inzwischen  beschafft  die  Post  Verwaltung  die  Werth- 
zeichen  (inklusive  TelegraphenmurkenJ  gemäß  den  dermalen 
k&tehenden  Verträgen. 

Beriij  den  2,  Mära  1880. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 
Der  Buudeaprääident: 
Wem, 
Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 
Schieß, 


<-><LWtJfcn<J>  "^ 
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Verordmiiig 

Organisation  des  Forstwesens,  der  Jagd  und  der 
Fischerei. 

(Vom  12,  März  1880.) 


Der   flchweizerische  Bundearath, 

auf  den  Antrag  seines  Handele-  und  Landwirthachafta- 
departements, 

beschließt: 

Art  1,  Die  Verwaltung  des  Forstinspektorata  beim 
eidg.  Handels-  und  Land  wir  tbschaftsdepartement  umfaßt ; 

a,  die  Oberaufsicht  über  die  For&tpolizei  im  Hochgebir^ 
(BuQdesgesez  vom  24.  März  1876*); 

b,  die  Besorgung  der  Geschäfte  in  Jagdsachen  (Bundes- 
gesez  vom  17,  September  1875**),  und  in  Sachen  der 
Fischerei  (Bundesgesez  vom  18»  September  1875  ***). 

Art.  2.  Das  Personal  des  Forstinspektorats  besteht  aus 
dem  Forstinspektor  und  dessen  Adjunkten. 

Die  Kanzleiarbeiten  werden  dureh  die  Departements- 
kanzlei,  Abtheilung  Landwirthsebaft  und  Forstwesen,  gemäß 
der  betreffenden  Kanzleiordoung  besorgt. 


^)    Siehe  oidg.  Geaozsammlniig  n.  F.,  Band  II,  Seite  353, 
*•)      .        .  .  ,     „      .      n,     ,       39, 
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w  Art»    3,      Aufgabe     und     Ye rp flieh  tu ageu     des     Forat- 

iaspektors  : 

Dasselbe  hat  darüber  zu  wachen,  daß  den  BeatiramuQgen 
der  Buode^^seze  über  Forstpol izei^  deo  betroffendeu  buadea- 

Iräthliehea  und  k aatonalen  Vollziehuugs Verordnungen  und  den 
be^ondem  diesf^Di^eQ  bunde&räth liehen  ßeschlüssen  NÄch- 
tehtüüg  verschafin;  werde.  Bei  vorkommenden  AuÜerachU 
laasuBgen  derselben  sind  die  bctreßfenden  Fürstbeamten  hierauf 

i  aufmerksam  zu  machen,  und  es  ist  das  Departement  nothigen- 
falls  davon  in  Kenntniß  zu  iczen.  Ferner  hat  daa  Inapektorat 
filr  den  Vollzug  derjenigen  Aufträge  besorgt  zu  sein,  welche 
ihm  vom  Departement  in  Bezug  auf  Jagd  und  Fiäcberei  er* 
theilt  werden. 

Art,  4*     Alk    Geschäfte    seiner    Verwaltung    hat    das 
Forsänspektorat    soweit    nöthig    zur    Behandlung   durch  das 
Departement  vorzubereiten,   mit  Ausnahme   von  Angelegen- 
heiten betreffend  die  Jagd  und  Fischerei,  welche  besonderer 
'        Experten  ^Gutachten  bedOrfen. 

Art,  5.     Die  speziellen  Obliegenheiten  das  Forstinspek- 
toiBta  in  Bezug  auf  das  Forstwesen  sind: 

A.    Im   eidg.   Foratgebiet, 
1}    2U  prüfen  und  zu  begutachten : 

a*    di 0    kant onalen    Vol  I ziebu n gs v e ror d  nu ngen  ,    fo rst* 

liehen  Instruktionen  und  Kegle mente, 
b.    die  Äuseeheidung  der  Schuz Waldungen, 
c-    die    Programme    für    die    Foratkurse,    für    welche 

Bund  es  bei  träge  nachgesucht  werden, 
d*    die  Projekte  über  Auflforätungen  und  damit  allfällig 
verbundenen  kleinern  Verbauen  und  die  diesfölHgea 
1^  Kosten  voransch  I  äge, 

e.  die  ausgeführten   Projekt- Arbeiten    und  die  Reeh- 
'  nun  gen  hierüber, 

f,  sonstige    Gegenstände,    welche    das    Departement 

ihm  überweisen  wird  ;  Digitizedbye.OOgle 
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2)  den  Prüfungen  der  Forstkuree  beizuwohnen  und  über 
das  Resultat  derselben   ßericht  zu  erstatten^ 

33  bei  den  Oberforstämtern  Aufforstungen  zur  Ortiadung 
neuer  Schuzwaldungen  und  kleinere  damit  allfallig  in 
Verbindung  stehende  Verbauuogen  vüd  Erdbewegungen 
und  Lawinen  anzuregen  und  ndthigenfaÜH  diesfällige 
Anträge  ans  Departement  zu  steifen  (Art,  21  des  Bun- 
desgesezeB   betreffend  Forstpolizei);  ^ 

4}  darüber  zu  wachen,  daß  die  vom  Bunde  unterstüzten 
Aufforstungen  gepflegt  und  die  mit  denselben  ver- 
bundenen Verbau  ungen  in  gutem  Zustande  erhalten 
werden; 

5)  jiiliHich  über  seine  Verwaltung  einen  Berieht  ans  De- 
partement zu  erstatten   und  das  Budget  zu  entwerfen. 

B.     In  der  gesammten    Schweiz» 

1)  Insoweit  es  die  obigen  Geschäfte  erlauben,  das  Material 
zu  einer  forstlichen  Statistik  und  Statik  zu  sammeln 
und  dasselbe  zu  verarbeiten^  nameutlieh  : 

a.  betreffend  Holzertrog  der  Waldungen  und  Holz- 
verbrauch,  mit  I  n  b  egri  ff  d  er  E  rsazm  i ttel  für  Brenn- 
holÄ  (Holz-,  Braun-  und  Steinkohlen,  Antrazit, 
Torf  etcO» 

b.  über  Ein-  und  Ausfuhr  von  Holz  in  rohem  und 
verarbeitetem  Zustande, 

c-  ftber  Holztrensport  und  Holzhandelsverhältnisse  im 
Innern  der  Schweiz  und  in  den  angrenzenden 
Staaten,  insoweit  die  Verhältnisse  in  leztern  auf 
die  Schweiz  von  me.'klichem  Einflüsse  sind: 

2)  dem  forstlichen  Versuchswesen  seine  Aufmerksamkeit 
zu  schenken,  zu  Versuchen  anzuregen  und  dieselben 
fhunlichst  zu  untcrstflzen ; 

3)  Erhebungen  anzustellen  über  größere  Waldbeschädi- 
gungen,  wie  durch  Brand,  Sturm,  Gewässer,  Insekten 
etc.,  und  hierüber  Bericht  zu  erstatten. 
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Art.  6.  Das  Forstingpektorat  verkehrt  in  Augführuiig 
der  ihm  durch  diese  luatmkdon  gestellten  AyfgabcQ  mit  den 
kantonalen  OberforstämierD  und  aanatigen  Beamtungen,  bo- 
wie  mit  Privaten, 

Art-  7.  Dem  Forstinspektor  ist  ein  Adjunkt  beigegeben, 
der  ihn  in  seinen  Arbeiten  zu  Unterstufen  hat  und  ihn 
nothigenfalls  Im  Dienste  vertritt.  Außerdem  können  dem 
Adjunkten  vom  Forstinspektor  einzelne  Geschäfte  abertragen 
werden,  itnmerhin  in  der  Meinung,  daii  lezterer  dem  De- 
partement  gegenüber  verantwortlich  ist. 

Art»  8.  Dieser  Beschluß  tritt  aofort  in  Kraft  und  wird 
in  die  amtliche  Gesezaammlung  aufgenommen.  Das  Handels- 
uad  Landwirthachaftsdepartameiit  ist  mit  degaen  Vollziehung 
beauftragt« 

Bern,  den  12.  Mäni  1880. 

Im  Namen  des  ichweiz.  Bundesrathes^ 

Der  Bundespräsident: 

Weltl. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Schieß. 
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Ueberemkommen 

zwischen 

der  Schweiz  und  den  Bodensee^Uferstaaten,  betreffend 
das  Verfahren  bei  Beurkundung  von  Geburts- 
und Sterbefällen  auf  dem  Bodensee,  oder  wenn 
eine  Leiche  aus  dem  See  aufgenommen  wird. 

(Vom  16.  März  IBSOj 


Zwischen  dem  schweizerischen  Bundesrathe  und  den 
Regierungen  von  Enden,  ßayorn,  Oesterreich- Ungarn  und 
Württemberg  ist  bezüglich  des  Verfahrens  bei  Beurkundung 
von  Geburte-  und  Öfcorberalleu  auf  dem  Bodensee,  oder  wenn 
eine  Leiche  aus  dem  See  aufgenommen  wird ,  folgendes 
Uehereinkommen  getroffen  worden: 

1,  Die  standesamtliche  Behandlung  derjenigen  auf 
dem  Bodensee  eintretenden  Geburts-  und  SterbeMle, 
welche  in  der  unmittelbaren  Umgebung  des  Seeuferg  sich 
ereignen^  soll  durch  den  Standesbeamten  des  betreffenden 
öferbedrkes  vorgenommen  werden* 

2p  Diejenigen  Geburts-  und  SterbeRille,  welche  auf 
der  Seeüäche  außerhalb  der  unmittelbaren  Umgebung  des 
Qeeufere  eich  ereignen,  sollen  durch  den  Standesbeamten 
desjenigen    Bezirks    beurkundet    werden ,    in    welchem    das 
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Schiff  oder  Fahrzeug,  auf  dem  der  Fall  sieb  ereignet,  oder 
TOQ  dem  €me  Leiche  aus  dem  See  aufgeuommen  wird,  Heiüen 
ngelmäßigea  Staodart  iane  hat. 

3.  Durch  die  vorstehenden  Verabredungen  soll  in 
bdoer  Weise  den  Höh  ei  ts  Verhältnissen  auf  dem  Bodensee 
prijudizirt  sein.  Ebea  so  wenig  soll  hiedurch  den  Vorschriften 
libür  die  gerichtUehe  Znütändigkeil  in  VerlassenschaftBange- 
legenheiteu  vorgegriffen  werden, 

4.  Die  gegenseitige  Mittheilung  der  Ci  vi  Islands  Urkunden 
ftber  die  auf  dem  Bodensee  vorgekommenen  Gtburts-  und 
Sterbefölle  richtet  sieh  nach  den  unter  den  Uferstaaten  diea- 
ftlld  bestehenden  oder  noch  zu  treffenden  allgemeinen  Verab- 
t^uogen. 

Dieses  Uebereinkommen  tritt  vom  heutigen  Tage  an  in 
Wirksarnkdit. 

Bern,  den  16.  März  1880. 

Aus  Auftrag  des  Bundesrathes, 

Der  Ksnzler  der  Eidgenossenschaft: 

Schieß. 


-O^H&ffO^W 
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BnndeBrathsbeschlnss 

betreffend 

einen  Zusaz  zum  Artikel  2  des  Besclilusses  vom 
29.  Wintermonat  1872  über  Ursprungszeugnisse 
für  Getränke  schweizerischer  Herkunft, 

(Vom  23.  März  18800 


Der    BohweizerischeBuüdearath, 
in  Festhaltiing  seinea  Bescbiussea  vom  29.  WiDtermonat 
1872  *)j  betreffend  UrapningssteQgniase  fUr  Getränke  schwei- 
zerischer Herkunft; 

auf  einen  ßericht  des  eidg.  ZoUdepartementa, 

b  esoh  ließ  t : 

Ea  bleibt  den  kantonalen  Behörden  daa  Recht  vorbe- 
halten, die  Ursprungszeugnisse  für  schweizerische  Getränke 
nach  ihrem  wirklichen  Werthe  zu  würdigen  und  dieselbeiiy 
wenn  sie  sich  nicht  als  zuverläßig  herausstellen  Bellten,  nach 
gehöriger  Featsteliung  dieser  Thatsache  mittelst  Expertise, 
nicht  zu  herükaichtigen,  wobei  das  Rekursrecht  an  die  Bun- 
des behtirde  vorbehalten  bleibt. 

Bern,  den  23,  M&rz  1880. 

Im  Kamen  des  schweiz.  Buudesrathea, 

Der  Btindespräsident: 

Welti. 

Dor  Kanzler  der  Eidgenosaenacbaft : 

ScWcß- 


*)  Siehe  eidg.  GeaeKsammlung,  Band  X^  Seite  1066. 
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Verordnung 

betreffend 

die  Verwendung  der  Ordnungsbussen. 

CVom  25-  März  1880,) 


Der  schweUeftBche    Band«srath, 
in  Änwenduag  des  Bundesbeschlusaed  vom   22.  Chmt- 

lEOQat  1879, 

b  escb  Heß  t: 

Art.  1.  Die  emstelnen  Admiiiktrativ*  Direktionen  der 
eidgenössischen  Verwaltung  besorgen  wie  bieber  den  Einzug 
der  Ordnungsbul^en. 

Art.  2.  Dagegen  werden  die  von  den  Beamten  und 
Aogestelken  der  verschiedenen  eidgenössischen  Verwaltungs- 
zweige,  sowie  von  den  Postillonen  und  Postprerdehaltern 
Bat  1.  Jänner  1880  bezogenen  Ordnuogsbußen  nicht  mehr 
m  Gunsleo  der  Bnudeskasse  vereinnahmt  und  verwendet, 
sondern  durch  Vermittlung  derselben  dem  Centralkomite  des 
T  ersieh  er  ungs  Vereins  eidg.  Beamter  und  ÄngesteUter  —  ge- 
gen wÄrtiger  8iz  m  Basel  —  übermittelt. 

Art*  3*  Die  einzelnen  Verwaltungen  haben  die  Bußen- 
betrige  entweder  monatlich  oder  vierteJj ährlich,  je  nach  den 
Änor d n Q ngen  der  betrefiendenAdministrativ-Direktion,  an  die 
SUatskasae   abzuhefera   und    dem   Finanzdepar lernen t   unter 
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daheriger  Anzeige  ein  Verzeiclmiß  der  Ordnungabußen  ein- 
zusenden-  Die  dem  Versicherungs verein  bestimmten  Beträge 
erscheinen  weder  in  den  Einnahmen,  noch  in  den  Ausgaben 
einer  eidg.  VerwaltungsreehnuQg. 

Art  4,  Die  bei  der  eidg.  Staatskttsse  eingegangenen 
Bu£en  werden  jeweilen  auf  den  30.  Brachnionat  und  31 .  Chris t- 
monat  auf  Anorduung  de«  Finanzdepartements  dem  Central- 
komite  des  Versicherungs  Vereins  eidg.  Beamter  und  Bedien- 
steter gegen  Empfangsbescheinigung  Übermittelt 

Art<  5.     Die    verachtedenen    Admiaistratlr- Direktionen 

werden  die  zur  Durchführung  des  Bnndesbeschlusses  vom 
27,  Christmonat  1879  weiter  noth wendigen  AnordnuDgen 
trefifen,  namentlich  eine  gentigen  de  Eontrole  über  den  Bezug 
und  die  Ablieferung  der  Ordnungsbußen  einrichten, 

Art,  6.  Am  Ende  des  Jahres  wird  jedes  Departement 
dem  Departement  des  Innern  den  Betrag  der  für  die  ver- 
echiedenen  Verwaltuogszweige  bezogenen  und  der  Staatskasse 
abgelieferton  Ordnungsbußen  mittheilen ,  und  ebenso  das 
Ftnaozdepartemeiit  gleichzeitig  dem  Departement  des  Innern 
den  Etat  der  auf  30,  Brach monat  und  31,  Christmonat  ein- 
gegangenen  und  abgelieferten  Bt^ träge  übermitteln.  Das  Ge- 
sa mmtresnltat  ist  im  Geschäftsbericht  unter  lezterem  Depar- 
tement aufzuuebmen* 

Bern,  den  25.  März  18S0. 

Im  Namen  des  echweia*  Buodesrathe^i 

Der  Bundespräsident: 

Welti. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Schieß. 
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Bundesgesez 

betreffeod 

die  Fabrikation  von  Phosphor-ZündhOlzchen  und 

Phosphor-Streichkerzchen. 

(Vom  23.  Christmoaal  1879.) 


J^   4 


Die  Bundesversammlung 
der  seh  weizeriaehen   Eiclgeaoas  enschafl:, 
nach    Einsicht    der    Botschaft    des    Bundesrathes    vom 
21-  Wintermonat  lb79; 

in  Eiosicht  auf  Artikel  31  c  und  34  der  Bundesver- 
fassuDg, 

beschließt: 

ArL  1.  Die  Fabrikatioo^  die  Einfuhr  und  der  Verkauf 
TOD  Zündhölzchen  und  Streich  kerzchen,  bei  denen  gelber 
Phosphor  zur  Verwendung  kommt,  sind  verboten. 

Das  Verbot  der  Fabrikation  und  Einfuhr  tritt  mit  dem 
1.  Jftnner  1881,  daejenige  des  Verkaufs  mit  dem  1.  Heu- 
monat 1881  m  Kraft- 

Wer  solche  Zundhölzchea  oder  8t reich ken&chen  fabrizirt, 
wird  nach  Maßgabe  des  Artikels  19  des  Bundesgesezca  be- 
treffend die  Arbeit  in  den  Fabriken  mit  Bußen  von  5^ — 500 
Franken  bestraft,  womit  im  Wiederholungsfalle  außer  an* 
gemessener  Geldbuße  auch  GelUngniß  bis  auf  3  Monate  durch 
das  Gericht  verhängt  werden   kann. 

Wer  solche  Zündhölzchen  oder  Streich  kerzchen  einfahrt 
oder  verkauf tj  wird  mit  einer  Geldbuße  von  5—^100  Franken, 
bestraft. 


"/; 


ilfi 


V 
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Die  fabriairten,  eingeführten  oder  zum  Verkaufe  Tor- 
räthigen  Znndhölzehen  oder  Streichkerzchen  werden  zerstört, 

Art»  2.  Der  Bundesrath  wird  für  die  Fabrikation  von 
ZüodhöEzehen  und  3 treichk erzchen  ein  Regulativ  aufstellen, 
welches  die  Bedingungeu  enthält^  unter  welchen  phosphor- 
freie Zündhölzer  oder  Streichkerzchen,  oder  solche  mit  rotbem 
Phosphor  fabrizirt  werden  können, 

Art.  3.  Der  Bundesrath  ist  beauftragt,  auf  Grundlage 
der  Bestimmungen  des  Bundesgesezes  vom  17.  Brach  monat 
1Ö74,  betrefTend  die  Volksabstimmung  über  Bundesge&eze  und 
Bundeabcachlü^se,  die  Bekanntmachung  dieaes  Gesezea  z\i 
veranstalten. 

Also  beschlossen  vom  National  rathe, 

Bern,   den  20.  Christmonat  1Ö79. 

Der  Präsident;    Eünzli. 

Der  Protokollführer:    SchlesS« 

Also  beschlossen  vom  StÄnderathe, 

Bern,   den  23,  Christmonat  1879. 

Der  Vizepräsident:  Salill« 
Der  Protokollführer:    GIbI. 


Der  achweizerische  Bundesrath  beschließt: 
Das  vorstehende,  unterm  3.  Jänner  1880  öffentlich  be- 
kannt gemachte  Bundesgesez  *)  wird  hiemit^  gemäß  Art.  89 
der  Bundesveifaaaung,  in  Kraft  und  mit  dem  heutigen  Tage 
alt  YoUziehbar  erklärt. 

Bern,  den  6.  AprH  1680. 

Im  Namen  des  schweif.  BundesratheSi 
Der  Bundespräsident: 
WeltL 
Der  Kanzler  der  Eidgeuoflaensehaft; 
Schieß. 

•)  Siehe  BandeabUtt  vom  Jahr  1880,  Band  I,  Seite  1. 
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EegnlatiT 

für 

die  Fabrjkafion  von  ZUndhölzohen. 

(Vom  6.  April  18B00 


Der  schTreizerifiche  Bundesrath, 

in  Äusfllhrung  des  Art,  2  des  Bunde^gesezes  betrefiTend 
die  Fabrikation  voq  Phosphor-Zündhökchen  und  Phosphor- 
Streich  kerzchea^  und  mit  Beziehung  auf  Art.  2  und  3  d^ 
Bimdeag^ezes  Über  die  Arbeit  in  dea  Fabriken, 

beschlieJIt: 

1,  Wer  phosphorfreie  Zündböbchen  oder  Streichkerz- 
chen,  oder  solche  mit  rothem  Phosphor  fabrizireo  will,  hat 
hieron  dem  ei dgenössi sehen  Handels-  und  Landwirthschafta- 
departtTiient  Mittheilüng  zu  maehea  und  gleichzeitig  die  Art 
der  beabsichtigten  Fabrikation  anzugeben» 

2.  Das  genannte  Departement  wird  beauftragt,  je  nach 
der  Art  der  Fabrikation  und  gestuft  auf  das  Gutachten 
teebnischer  Experten  dem  Bundesrathe  diejenigen  Vorachrif- 
tea  zur  Genehmigung  vorzulegen,  welche  zur  Verhütung  von 
Gefahren  fftr  Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter  ala  noth- 
wendig  erBcheinen, 

£idg.  amtL  SftounL  Neue  Folge.  V.  Bd.  8 
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3.  Diese  Varachiiflan  werden  Bodaan  dem  Fabrikanten 
und  der  Kegieruag  dee  Kantons^  in  welchem  das  Etablisse- 
ment sich  befindet^  mitgetheilt. 

Die  Kantonsregierung  überwacht  die  genaue  Beachtung 
der  Voröchriften  und  gibt  dem  Deportemcnte"  auf  sein  Ver- 
lan gen  über  alle  Fragen,  zu  welchen  demselben  Bau  und 
Einrichtung  des  EtabliBsements  Anlaß  geben ,  nähern  Auf- 
8<%bluß. 

4.  Gegenwärtiges  Regulativ  tritt  sofort  in  Kraft. 

Bern,  den  6-  April  1880. 

Im  Kamen  des  Schweiz.  Bundesrathe«^ 
Der  Bundespräsident: 

Welti. 

Der  Kanzler  der  Eidgenosseoachaft: 
ScUefi* 
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betreffend 

den  Schuz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken. 

CVom  19.  Chriatmonat  1879.) 


X^./jf 


Die  BundesireTsamnilung 
der  schweizerischen  Eidgenüssenscbaft, 
in  Anwendung  defl  Art,  64  der  Bundesverfassung; 
nach    Etnaicht   der    Botschaft    des    Buadesrathes    vom 
31.  Weinmopat  1879^ 

beseh  ließt: 

I.  Allgemeine  Grnndsäze. 

Art,  1,  Die  achweizerische  Eidgenossenschaft  anerkennt 
nod  Bchüzt  die  Fabrik-  und  Handelemarken  nach  den  Be* 
Etünmungen  de«  gegenwärtigen  Gesezes* 

Art.  2.  Als  Fabrik-  oder  Handelsmarken  werden  be^ 
trachtet; 

die  Gescbäftsfirmen^  sowie  die  neben  dieselben  oder  an 
deren  Stelle  gesezten  Zeichen,  welche  zur  Unterscheidung 
und  zur  Feststellung  der  Herkunft  gewerblicher  oder  laod- 
wirthschaftlicher  Erzeugnisse  oder  Waaren  auf  diesen  selbst 
oder  auf  deren  VerpakuQg  aogebracht  sind. 

Art*  3,  Die  Anerkennung  der  Geschäftafirmen  erfolgt 
aaeh  Maßgabe  des  schweizerischen  Obligationen-  und  Handels- 
rechte, 
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Die  Erfüll UDg  der  filr  diese  Anerkennung  vorgeschrie- 
benen Formal  ifäten  sichert  den  Geschäftsfirmen,  welche  als 
Marken  gebraucht    werden,    den  Schuz    des   gegenwärtigen 

Gesezea. 

Art.  4.  Die  Anfangsbuchstaben  einer  Geschäftsfirma 
güntigan  nicht,  um  eine  Marke  zu  bilden. 

Ebenso  klonen  die  neben  die  Geschäftsfirma  oder  an 
deren  Stelle  ge^ezten  Zeichen  nicht  geschüzt  werden,  wenn 
sie  ausacbließHch  aus  Zahlen,  Buchstaben  oder  Worten  be- 
stehen, oder  gegen  die  guten  Sitten  verstoßen. 

Wird  ein  Öffentliches  Wappen  in  die  Marke  einer  Privat- 
person aufgenommen,  so  kommt  es  nicht  unter  den  Schuz 
des  Gesezoa  zu  stehen. 

Art.  5.  Soweit  es  sich  nicht  um  die  Geschäftsfirma 
handelt  (Art.  3,  Alinea  2),  hat  die  Marke  nur  dann  Anspruch 
auf  geriehtiiehen  Schuz,  wenn  sie  vorschriftsgemäß  hinterlegt 
und  die  Eintragung  in  dem  Handelsamtsblatte  oder  in  einem 
andern  dazu  bezeichneten  eidgenössischen  Amtsblatte  bekannt 
gemacht  worden  ist. 

Bis  zum  Beweise  des  Gegentheils .  wird  vermuthet,  daß 
der  erste  Hint*^rleger  einer  Marke  auch  der  wahre  Berech- 
tigte sei. 

Art.  6.  Um  die  an  die  Eintragung  geknüpften  Rechte 
bean3prucb<^n  zu  können,  muß  sich  die  Marke  durch  wesent- 
liche Merkmale  von  denjenigen  Marken  unterscheiden,  deren 
Hinterlegung  schon  stattgefunden  hat. 

Der  Umstand,  daß  gewisse  Bestandtheile  einer  bereits 
hinterlegten  Marke  sich  auf  der  neuen  Marke  wiederfinden, 
achließt  die  leztero  nicht  von  den  an  die  Eintragung  ge- 
knüpften Rechten  aus,  sofern  sie  sich  hinlänglich  von  einer 
schon  hinterlegten  Marke  unterscheidet  und,  als  Ganzes  be- 
trachte t^  nicht  leicht  zu  einer  Verwechslung  Anlaß  geben  kann« 
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Ebenso  ist  die  Marke  von  den  gedachten  Rechten  nicht 
ausgemihlossen,  wenn  sie  für  Erzeugnisae  oder  Waaren  be* 
stimmt  ist,  welche  von  denjenigen,  zu  deren  Bezdchnung  die 
fmher  hinterlegte  ähnliche  oder  gleiche  Harke  dient,  durchaua 
verächiedener  Natur  sind. 

Art,  7.    Zur  Hinterlegung  ihrer  Marken  sind  berechtigt: 

1)  die  Inhaber  vonFabrikations-  oderProduktiooagesch&flen, 
deren  8iz  äch  in'  der  Schweiz  befindet  ^  und  Handel- 
trdbende,  welche  daselbst  eine  feste  Handelsnieder- 
lassung besLzen  \ 

2)  Produzen teü  und  Handeltreibende,  deren  Geschäft  aich 
In  einemStaale  befindet,  vyelcher  den  Schweizern  Gegen- 
recht halt,  sofern  im  Weitern  der  Beweis  erbracht 
wird^  daß  ihre  Marken,  bestiehungs weise  Geschäftjj- 
firmen  in  dem  betreffenden  Staate  hinreichend  ge- 
schüzt  sind. 

Art.  8^  Die  durch  die  Eintragung  einer  Marke  erlangten 
Wite  dauern  fünfzehn  Jahre,  Mittelst  einer  im  Laufe  dea 
löten  Jahres  bewirkten  erneuerten  Hinterlegung  kann  sich 
aber  der  Berechtigte  die  Fortdauer  dieser  Rechte  je  weilen 
för  einen  fernem  Zeitraum  von  ftlnfzehn  Jahren  sichern, 
f  Pur  die  Eintragung  einer  jeden  Marke,  sowie  für  jede 
Eraeuerung  wird  eine  fixe  Gebühr  von  20  Franken  bezogen* 

Art,  9.  Eine  Marke  kann  nur  mit  dem  Geschäfte  über- 
tragen werden  ,  dessen  Erzeugnissen  oder  Waaren  sie  zur 
UmerM^heidüJig  dient. 

Gegenüber  dritten  Personen  wird  die  Uebertragung  einer 
Äwke  erat  von  der  Eintragung  und  Bekanntmachung  des 
darauf  bezüglichen  Erwerbstitek  an  wirksam  (Art,  16). 


I  Art.  10.  Die  durch  die  Eintragung  der  Marke  erlangten 

l    Eechte  erlöschen,  wenn  der  Inhaber  während  drei  aufeinander 
fc   folgeudeü  Jahren  keinen  Gebrauch  von  derselben  gemacht  hat, 
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n.  Ton  der  Hlnterlegiing  nnd  Eintragung. 

Art.  11.  Wer  die  Hinterlegung  einer  Marke  bewerkstel- 
ligen oder  erneuern  lassen  will,  hat  bei  dem  eidg^iössisehen 
Amte  für  die  Fabrikmarken  in  Bern  (Eidg.  Handels-  und 
Landwirthschaftsdepartement)  nach  Maßgabe  eines  sach- 
bezQglichen  Formulars  eine  Anmeldung  einzureichen. 

Dieser  Anmeldung  sind  beizult^en : 

a.  die  Marke  oder  die  genaue  Abbildung  der  Marke  in 
zwei  Exemplaren,  sowie  die  Bezeichnung  der  Erzeug- 
nisse oder  Waaren,  für  welche  dieselbe  bestimmt  ist, 
allflQlige  besondere  Bemerkungen,  die  Unterschrift, 
Adresse  und  Angabe  des  Geschäftes  des  Hinterlegers  ^ 

b.  ein  zum  Abdruke  bestimmtes  Clich6  der  Marke.  (Ar- 
tikel 15,  Alinea  2.)     ' 

Die  Eintragungsgebühr  (Art.  8)  ist  gleichzeitig  mit  der 
Hinterlegung  zu  entrichten. 

Eine  vom  Bundesrath  zu  erlassende  Vollziehungsver- 
ordnung oder  besondere  Weisungen  des  Handelsdepartements 
werden  zur  Ausführung  dieses  Artikels  das  Nähere  fest- 
sezen. 

Art.  12.  Die  Eintragung  einer  Marke  geschieht  auf  Gefahr 
des  Anmeldenden.  Sollte  jedoch  das  eidgenössische  Amt  kon- 
statiren,  daß  die  Marke  in  ihren  wesentlichen  Merkmalen 
nicht  neu  ist,  so  hat  es  den  Anmeldenden  vorgängig  und 
in  konfidentieller  Weise  darauf  aufmerksam  zu  machen,  ihm 
überlassend,  ob  er  seine  Anmeldung  aufrechthalten,  abän- 
dern  oder  zurükziehen  will. 

Art.  13.  Die  Eintragung  ist  seitens  des  Amtes,  unter 
Vorbehalt  des  Rekurses  an  die  höhere  Verwaltungsbehörde, 
zu   verweigern : 

1)  wenn  die  im  Art.  11  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten 
nicht  erfüllt  sind ; 
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23  weim  den  Beatimmungea  des  Art.  4  nicht  Oentlge  ge- 
leistet ist; 

3)  weoa  die  YoraussezuDgen  des  Art.  7  fehlen; 

4)  wenn  mdirere  Peraoaen  zugleich  die  Eintragung  der 
Marke  verlangen»  Die  Eintragung  findet  in  diesem 
Fall  erst  statt,  wenn  einer  der  Bewerber  einen  ani^ 
lieh  beglaubigten  Yerrioht  der  Mitbewerber  oder  ein 
zu  seinen  Gunsten  lautend ea  und  in  Rechtskraft  er- 
wachsenes Gerichtsurtheil  vorzuweisen  vermag. 

Art.  14.  Bas  eidgenössische  Amt  vollzieht  die  Ein- 
liagang  der  Marken  in  zwei  gleichlautenden  Registern.  Am 
Schlüsse  jeden  Jahres  wird  das  eine  Doppel  in  das  eidge- 
nössische Archiv  niedergelegt;  das  andere  verbleibt  in  der 
Verwahrung  des  Amtes. 

Die  besondem  Bestimmungen  über  die  Einrichtung  und 
Führung  der  Register,  sowie  über  die  Aufbewahrung  der 
hinterlegten  Marken  und  Beilagen  bleiben  der  Yollziehungs- 
verürdnung  vorbehalten, 

Art,  15.  Yon  dem  Vollzuge  der  Eintragung  oder  der 
Erneuerung  derselben  hat  das  eidg*  Amt  den  Anmeldenden 
sofort  zu  benachrichtigen  und  ihm  zugleich  eines  der  hinter- 
l^n  Exemplare  (Art.  11,  Litt,  a)  mit  der  Bescheinigung 
von  Tag  und  Stunde  der  Hinterlegung  und  der  Eintragung 
iQTttkzustellen, 

Im  Fernern  hat  es  binnen  vierzehn  Tagen  nach  der  Ein- 
tragung in  dem  Bau delsamtsbl alte  oder  einem  andern  dazu 
bezeichneten  eidg.  Amtsblatte  unentgeltlich  die  Bekannt- 
machung  der  eingetragenen  Marke  zu  veranstalten. 

Art-  16.  Im  Falle  der  Uebertragung  einer  Marke  nach 
Art  9  hat  das  eidg,  Amt,  gestüzt  auf  eine  in  authentischer 
Form  gemachte  Mitthellung,  an  der  Eintragung  die  erforder- 
liehen Aenderungen  vorzunehmen. 

Die  Bekanntmachung  derselben  Ist  auf  die  nämliche 
Weise  wie  bei  der  ursprünglichen  Eintragung  zu  veranstalten, 
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Ea  wird  auch  in  diesem  Falle  eine  Oebfihr  von  Fr.  20 
bezogen. 

)(a9.  ^r'-  l"^-    Jedermann    hat   das  Recht,    mündliche  oder 

acbriftliche  Mittheil  äugen  ans  den  Registern  zu  verlangen 
oder  von  den  Anmeldungen  und  dazu  gehörigen  Beilagen 
Einsicht  zu  nehmen;  dagegen  darf  das  Amt  die  Originale 
dBr  Anmeldungen  und  Beilagen  nur  auf  richterliches  An- 
suchen hin  aus  seiner  Verwahrung  geben. 

Der  ßundesrath  ist  ermächtigt,  für  diese  Mittheilungen 
und  Aufschlüsse  einen  mäßigen  Tarif  aufzustellen. 


m.   Ton  der  reelitewidrlgen  Aneignimg  fremder 
Marken. 

Art  IB.    Gemäß  den  nachstehenden  Bestimmungen  kann 
auf  dem  Wege  des  Civil-  oder  Strafprozesses  belangt  werden : 

a.  wer  die  Marke  eines  Andern  nachmacht; 

b.  wer  die  Marke  eines  Ändern  so  nachahmt,  daß  das 
Publikum  irregeführt  whd; 

o*  wer  Marken  einea  Andern  oder  Verpakungen,  die  mit 
solchen  Marken  verseben  sind,  für  seine  eigenen  Er- 
zeugnisse oder  Waaren  verwendet,  um  beim  Publikum 
den  Glauben  zu  erweken,  daß  diese  Erzeugnisse  oder 
Waaren  von  dem  Hause  herrühren,  dessen  Marke  sie 
recbt^widngerweise  tragen; 

d*  wer  Erzeugnisse  oder  Waaren,  von  denen  er  weiß, 
daß  sie  mit  einer  nachgemachten,  nachgeahmten  oder 
rechtswidrigerweise  angebrachten  Marke  versehen  sindj 
verkauft,  feil  hält  oder  in  Verkehr  bringt; 

e.  wer  bei  diesen  Handlungen  wissentlich  mitgewirkt  oder 
deren  Ausftihmng  bcgQnstigt  oder  erleichtert  hat; 

f.  wer  sich  weigert,  die  Herkunft  von  in  seinem  Besize 
befindlichen  Erzeugnissen  oder  Waaren  anzugeben, 
welche  nachgemachte,  nachgeahmte  oder  rechtswidri- 
gerweise angebrachte  Marken  tragen. 
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Art,  19-  Wer  dae  der  im  vorstehendeo  Artikel  er- 
wähDten  HandluDgen  voreäztich  begebt,  wird  zum  Scbaden- 
ersaz  venirtheilt  und  überdiea  mit  einer  Geldbuße  im  Betrage 
von  Fr<  30 — 2(X)0  oder  mit  Gefängniß  in  der  Dauer  von 
drei  Tagen  bie  zu  einem  Jahre,  oder  mit  Geldbuße  und 
Gefängaiß   innerhalb  der  angegebenen   Begrenzung  bestraft 

Gegen  Rukf^Dtge  können  diese  Strafen  bis  auf  das 
Doppelte  erhöht  werden. 

Bloß  fabrläßlge  Uebertretung  wird  nieht  bestraft;  die 
Ci^ilentächädigung  bleibt  indessen  in  den  im  Art.  13^  Litt.  & 
üod  b  erwähnten  Fällen  vorbehalten. 

Art.  20,  Die  Civil  klage  steht  sowohl  dem  getäuschten 
Käufer  als  dem  Inhaber  der  Marke  zu, 

Di©  Bestrafung  erfolgt  nur  auf  Antrag  des  Verlebten 
nach  der  Strafprozeßordnung  desjenigen  Kantons,  in  welchem 
die  Klage  angestrengt  würd.  Dieae  kann  entweder  am  Domi- 
lil  des  Angeschuldigten,  oder  an  dem  Orte,  wo  das  Vergehen 
begangen  worden  ist,  erhoben  werden.  In  keinem  Fall  dürfen 
fiir  das  gleiche  Vergehen  mehrere  strafrechtliche  Vei-folgungen 
antreten. 

Sowohl  die  civilrechtUche,  als  die  strafrechtliche  Ver- 
folgung ist  wegen  solcher  Handlungen,  die  vor  der  Eintragung 
der  Marke  stattgefunden  haben^  nicht  zuläßig. 

Wenn  seit  der  lezten  Uebertretung  mehr  als  zwei  Jahre 
verflossen  sind,  so  tritt  Verjährung  der  Klage  ein, 

Art,  21,  Die  Gerichte  haben  die  als  nothig  erachteten 
Torsorglichen  Verfügungen  zu  treffen.  Namentlich  können  sie 
naeh  Beibringung  des  Ausweises  über  die  'erfolgte  Hinter- 
legung der  echten  Merke  eine  genaue  Beschreibung  der 
angefochtenen  Marke,  der  zur  Nachahmung  dienenden  Werk- 
zeuge und  Geräthe,  sowie  der  Erzeugnisse  und  Waaren,  auf 
welchen  die  angefochtene  Marke  angebracht  ist,  und  nöthigen- 
falls  auch  die  Beschlagnahme  dieser  Gegenstände  vornehmen 
lassen. 
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Art.  22.  Das  Gericht  kann  aur  Reehnnng  und  bis  zum 
Belaufe  der  dem  verlezten  Tbeile  zugeaprocheaen  Entschädi- 
gungen und  der  Bußen  die  Koußakation  der  mit  B^chlag 
belegten  Gegenstände  verfilgen. 

Es  soll,  selbst  im  Falle  einer  Freisprechung,  die  Ver- 
nichtung der  in  rechtswidriger  Weise  angefertigten  oder  ge* 
brauchten  Marken  und,  wenn  nöthig,  der  mit  solchen  Markeu 
versehenen  ErKeugniese  oder  Waaren^  beziehimgs weise  der 
Verpakung  dereelben,  sowie  der  spezielJ  zur  Nachmachung 
bestimmten  Werkzeuge  und  Geräthe  anordnen» 

Es  entscheidet,  inwiefern  der  Freigesprochene  oder  Ver- 
nrtheüte,  oder  dritte  Personen,  von  den  genannten  Gegen- 
ständen wieder  Besiz  ergreifen  dürfen. 

Es  kann  auf  Kosteu  des  Verurth eilten  die  Veröffentlichung 
des  Erkenntnisses  in  eioer  oder  mehreren  Zeitungen  anordnen. 

Art.  23.  G^en  Vorweisung  des  io  Rechtskraft  er- 
wachsenen Ürthciis  seitens  des  Berechtigten  nimmt  das  Amt 
die  Löschung  der  widerrechtlich  eingetrfigenen  oder  ungültig 
gewordenen  Marke  vor. 

Die  Löschungen  werden  unentgeltlich  und  auf  die 
nämliche  Weise  wie  die  Eintragungen  (Art  15,  Alinea  2) 
bekannt  gemacht, 

Art.  24,  Wer  auf  seinen  Marken  oder  Geschäftspapieren 
rechtswidrigerweise  eine  Angabe  macht,  welche  zum  Glauben 
verleiten  soll,  daß  seine  Marke  hinterlegt  worden  sei,  wbd 
von  Amtes  wegen  oder  auf  Klage  hin  mit  Geldbuße  von 
Fr.  30  bis  500,  oder  mit  Gef^ngniß  in  der  Dauer  von  drei 
Tagen  bis  zu  drei  Monaten^  oder  mit  GeldbuHe  und  Gefänguiß 
innerhalb  der  angegebenen  Begrenzung  bestraft* 

Gegen  Rükfällige  kann  diese  Strafe  bis  auf  das  Doppelte 
erhöht  werden. 

Die  Ka ntons regier ungen  sind  gehalten,  den  ihnen  vom 
eidg.  Handelsdepartement  eingereichten  Klagen,  ohne  Kosten 
zu  Lasten  der  Eidgenossenschaft,  Folge  zu  geben, 
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Art,  25.  Der  Ertrag  der  BuGec  Mit  in  die  KantoQB- 
kasse.  Bei  Auef&lhmg  einer  Geldstrafe  hat  der  Richter  far 
den  Fall  der  Nichteinbringltchkeit  derselben  eine  entspre- 
cbende  Gefäögnißstrafe  festzusez^n,  welehe  an  deren  Stelle 
£u  treten  bat 

IT.   Uebergao^  und  Schln^bestlinmiiiigen* 

Art.  26.  Der  Bundesrath  kann  den  Marken  von  Er- 
zeugnissen oder  Waaren,  die  aus  Staaten  herrühren,  mit 
welchen  keine  sachbeztl gliche  Uebercinkunflt  besteht,  und  die 
an  laodwirthscbaftJichen  oder  6e Werbeausstellungen  in  der 
Schweiz  theilnehmen,  einen  provisorischen  Schuz  bis  auf 
höchstens  zwei  Jahre  zusichern, 

Art.  27*  Die  in  der  Schweiz  niedergelassenen  Produ- 
zenten und  Handeltreibeüden,  welche  vor  dem  1.  Weinmonat 
1Ö79  in  rechtmäßiger  Weise  Fabrik-  oder  Handelsmarken 
verwendet  haben,  die  den  Erfordernissen  des  gegen %värtigen 
Gesezea  entsprechen,  können  sich  nach  den  Bestimmungen 
des  Art.  28  hienach  auch  fernerhin  deren  ausdchließliche 
Bentizung  sichern. 

Art.  28.  Sofort  nach  Inkrafttreten  dieses  Geeezes  hat 
der  Bundesrath  durch  öffentliche  Bekanntmachung  eine  Frist 
von  drei  Monaten  anzusezeDi  binnen  welcher  die  im  Art,  27 
erwähnten  Marken  behufs  ihrer  Eintragung  beim  eidg.  Amte 
hinterlegt  werden  müssen. 

Das  eidg.  Amt  hat  hierauf  die  Eintragungebegehren  nebst 
der  Abbildung  der  Marken  (ÄrL  15,  Alinea  2}  im  Eundes- 
blatt  oder  in  einem  besonder n  An  zeige blatt  zu  veröffentlichen 
und  eine  Frist  von  einem  Monat  zur  Erhebung  allßtUiger 
Einsprachen  anziisezen. 

Das  eidg,  Ilandelsdepartement  wird  über  die  eingelang- 
ten Einsprachen  nach  Anhörung  der  Parteien  mit  moglichater 
Beförderung  entscheiden  und  seine  Verfügung  den  Betheilig- 
teo   zur    Eenntuiß    bringen.    Diejenigen,  welche  diese  Yer- 

Digitizedby  VjOO' 


44  BujideBgesaz  betr.  den  Schoz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken. 

nigung  nicht  als  rech tsv erbind  [ ich  anerkenneD  wolleD,  können 
binnen  zwanzig  Tagen  ^  von  der  erhaltenen  Mittheilung  aa 
gerechnet^  den  Entscheid  des  Bundesgerichtes  anrufen* 

Art.  29.  Die  von  dem  eidg.  Handeledepartement  ala 
gültig  erklärten  Marken  werden  sofort  eingeiragen  und  be- 
kannt gemacht;  errt  hierauf  darf  die  Zulassung  der  neuen 
Marken  gemäß  den  in  den  Artikeln  11 — ^15  vorgeschrie- 
benen Förmlichkeiten  stattfinden- 

Art.  30,  Der  Bundesrath  ist  beauftragt,  die  zur  Aus- 
führung dieses  Gesezea  erforderlichen  Reglemente  und  Ver» 
Ordnungen  zu  erlassen. 

Art.  31*  Durch  dieses  Gesez  werden  die  in  den  Kan- 
tonen geltenden  Bestimmuugen  über  die  Hinterlegung,  die 
Anerkennung  und  die  widerrechtliche  Aneignung  der  Marken 
aufgehoben. 

Immerhin  bleiben  bis  zum  Erlasse  des  Bebweizerischea 
Obligationen*  und  Handelsrechts  die  kantonalen  Bestimmungen 
über  die  Eintragung  und  Anerkennung  der  Geachäft^firmen 
in  Kraft. 

Art,  32,  Der  Bundesrath  wird  beauftragt,  auf  Grund- 
lage der  Bestimmungen  dm  Bundesgesezes  vom  17.  Brach-, 
monat  1874,  betreffend  die  Volksabstimmung  über  Bundes- 
geseze  und  BundesbesehlQese,  die  Bekanntmaehung  dieses 
Gesezes  zu  veranstalten  und  den  Beginn  der  Wirksamkeit 
desselben  festzusezen. 

Also  besclüoBsen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  19,  Christmonat  1879. 

Der  Vizepräsident:    Sahli. 
Der  Protokollführer:  Glsi. 
Also  beschlossen  vom  National  rathe, 
Bern,  den  19,  Christmonat  1879. 

Der  Präsident:    Küiizli* 
Der  Protokollführer :  Sehiess« 
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Der  sciiweia^erisehe  Bundesrath  beschließt: 

Das  vorstebeDde,  unterm  10.  Jänner  1880  offen ttieh 
b^annt  gemachte  Bündesgeaez  *)  wird  hiemit  gemäß  Art.  89 
der  BundesTerrassung  in  Kraft  und  mit  dem  heutigen  Tage 
ds  vollziehbar  erklärt.  • 

Bern,  deu  16.  April  1880, 

Im  Namen  des  Schweiz,  Bundesrathes^ 

Der    Vizepräsident: 

Anderwertp 

Der  EaQsder  der  Eidgenusaanschaft: 

8chle£. 


—»Xi-^f^lQtXf^^- 


Bnndesrathsbesclüiiss 

betreffend 

die  zollfreie  RUkkehr  von  Schweizerwaaren. 

CVom  27.  April  1880.) 


^J. 


Der  Bßhweizarisch  e  Bundesrath, 

in  Abäadening  des  Art.  102  der  Toll  zieh  ungg  Verordnung 
lam  ZoUgesez*'); 

auf  den  Bericht  seines  Finanz-  und  Zolldepartements, 

heBohließ  t : 

ins  Ausland  exporürte  schweizerische  Erzeugnisse,  die 
w^o  verweigerter  Annahme  durch  den  Adressaten,  wegen 

*)  Siehe  Bundeablatt  vom  Jahr  1880,  Band  I,  Seite  21. 
*•)  Si^e  ddg.  Gaaezeaininlnng,  Band  V,  Seite  6&Öl 
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ünverkäuflichkeit  oder  sonstwie  aus  Conveaienz  des  Auf- 
gebers von  diesem  zurükbezogea  werden,  dürfen  zollfrei 
wieder  eingeführt  werden,  wenn  der  icbweiz;eriaehe  Ursprung 
der  Waarej  deren  Versendung  und  Ausfuhr  gehörig  oaeh- 
gewiesen  werden  könn^fi. 

Diese  Zollbefreiung  ist  jedoch  nur  für  solche  Sendungen 
zu  bewilligen,  welche  binnen  fünf  Jahren  nach  ihrer  Ausfuhr 
aus  der  Schweiz  an  dea  Aufgeber  zurükkebren. 

Dafür  sind  vor  ihrem  Eingang  von  den  Eigen thümern, 
uoter  Bezeichnung  der  EiutrittszoUstätte,  besondere  Gesuehe 
au  die  betreffende  Gebiete direktion  zu  richten,  welche  über 
Ursprung,  Herkunft  und  Vermittlung  der  Waare,  sowie  über 
das  Zeichen,  die  Nummer  und  das  Gewicht  des  betreffenden 
Waareüstükea,  sowie  auch  über  dessen  luhalt,  genaue  Aq- 
gaben  enthalten  müssen. 

Die  Gebietsdirektionen  sind  für  die  daraufhin  ertheilten 
Bewilligungen    zur    zollfreien    Einfuhr    solcher    Retonrgüter 

verantwortlich. 

Bern,  deu  27- April  1880. 

Im  Namen  des  Schweiz,  Bundesrathee, 

Der   Vizepräsident; 

Anderwert. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft; 

Schieß. 
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Bimdesratlisbeschlass 

betreff«Dd 

Auslastung  der  Kavallerie»  und  Artillerie -Offiziere 
mit  dem  Revolver  und  Abgabe  desselben  an  die 
übrigen  Offiziere  des  Auszuges, 

[Vom  27-  April  1880.) 


Der  ecbweizeriBohe  Buadesrath, 

auf  den  Antrag  seines  MilitärdepartementSj 
beschließt: 

1.  In  YoMehung  dee  Bundesbeschlusaes  vom  24,  Cbriat- 
raonat  1870*)  wird  der  Revolver  (Modell  1878)  fQr  die 
OiQ^ere  der  Kavallerie  und  berittene  Offiziere  der  Ar- 
tillerie des  Auszuges  (mit  Ausnahme  aller  Sanit&ta-  und  Ver- 
waitungsoflfiaiere}  als  obligatorischer  Ausrüstungsgegenstand 
erklärt  uad  diese  Waffe  an  dre  Verpflichteten,  soweit  die- 
selben nicht  schon  im  laufenden  Jahre  in  die  Landwehr 
fibertreten,  zu  zirka  60  ^/o  der  Erstell ungskoeten  oder  zur 
Zeit  Zürn  Preise  von  Fr.  27  abzugeben. 

2,  Die  gleiche  Begünstigung  genießen,  unter  den  näm- 
lichen Voraussezungön,  auch  alle  übrigen  Offiziere  des  Aus- 
zttgeÄj  insofern  dieselben  inner  einer  vom  Militärdepartement 
diesfalls  anberaumten  Frist  sich  fQr  den  Bezug  des  Revolvers 
von  der  eidg*  Waffeafabrik  anmelden, 

*)  Siebe  eidg.  GedessaamiülDiig,  Band  X,  Seite  359. 
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3.  Den  unter  Ziffer  1  bemchnetep  Offizieren,  welche 
eich  über  den  Besiz  etnes  gut  erhaltenen  Revolvers  Modell 
1S72/78  (zu  Centralzttndungspatronen  umgewandelt)  aus- 
weisen^ wird  ein  Bundesbeitrag  von  Fr.  18  verabfolgt. 

4.  Offizierej  die  den  Revolver  zum  rediiairten  Preise 
vom  Bunde  beliehen,  dürfen  denselben  während  der  Dauer 
ihrer  Dienstpflicht  Dicht  veräußern,  und  sind  gehalten^  den- 
selben bei  allen  Dieusteinberu fangen  mitzunehmen  und  auf 
Yerlangeu  vorzuweisen, 

5.  Von  den  vorhandenen  Revolvern  Modell  1878  wer- 
det 1500  Stak  zum  Verkauf  an  Of^ziere  bestimmt.  Der 
sich  hieraus  ergebende  Erlöa  wird  zur  Ausgleichung  der 
Bundes  beitrage  an  die  An  Schaffungskosten  des  Revolver- 
bedarfs  für  bereits  eingetheilte  Offiziere  und  Offizier bildunga- 
Schüler  vom  Jahr  1S80  verwendet» 

6.  Das  Militardepartement  wird  ermächtigt,  im  Material- 
büdget  ftlr  das  Jahr  1881  zur  Dekung  der  Beitragspflicht 
dea  Bundes  an  die  Eevolveranschaffungen  durch  OfQzier- 
bildungsschUler  einen  entsprechenden  Betrag  aufzunehmen» 

7.  Das  MilitÄrdepartement  wird  mit  dem  weitern  Voll- 
züge dieses  Beschlusses  beauftragt» 

Bern,  den  27»  April  1880. 

Im  Namen  des  Schweiz,  BundesratheB, 
Der  Vizepräsident: 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

SeUeß* 
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Protokoll 

betreffend 

die  Feststellung  des  Anschlusspunktes  der  Gotthard- 
bahn  an  das  italienische  Bahnnez  auf  der  Landes- 
grenze zwischen  Dirinella  und  Pino,  vereinbart 
in  Arona,  in  Ausfülirung  vom  Art.  2  des  Staats- 
vertrages zwischen  der  Schweiz  und  Italien  vom 
23.  Dezember  1873*)  von  den  Abgeordneten  der 
beiden  Regierungen, 

(Vom  5.  Februar  1880.) 


Die  untertefchneten  Abge^ 
wdii/ekii  d  er  b  ei  den  Regi  e- 
rang^n  sind  behufs  Prüfung 
<'er  von  der  einen  und  andern 
Me  über  die  Führung  der 
Bahn  bis  znr  Landesgreoze 
Misgearbeiteten  Pläne  am 
3.  Febraar  1880  in  Arona 
zusammengetreten;  nach  er- 
folf^r  Prüfung  haben  sie  sich 
an  Ort  und  Stelle  begeben,  wo 


Les  aousflignds,  d^l^u^s  par 
lea  Gouvernements  respectifs, 
se  sont  r^unla  &  Arona  le 
3  F^vrier  1880,  pour  examiner 
lea  plans  dabor^s  de  part  et 
d'autre  pour  faire  arriver  le 
chemin  de  fer  k  la  fronti^e^ 
ensuite  les  d^l^gu^s  se  sont 
rendui  Bur  les  lieux,  oü  ils 
ont  fait  les  obRervations  et 
mensurations  nöcesaaires,  aprts 


•)  Siehe  eidg.  Gesezsammlinigj  Band  XI,  Seite  478, 
Edg.  tiQtL  Samml,  Neue  Folge.  V,  Bd.  4 
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sie  die  nöthigen  Beobachtun- 
gen und  Messungeo  gemacht 
haben  und  von  wo  sie  behufs 
Redaktion  des  gegenwärtigen 
Protokolls  nach  Arona  £urUk- 
gckehrt  sind. 

Die  Richtung  der  Bahnlinie, 
welche  den  Grenzbach  von  üiri- 
nella  überschreitet,  wird  adop- 
tirt  gemäß  dem  dem  gegen- 
wärtigen Prx>toköll  angefügten 
Plane;  sie  bildet  eine  Gerade 
sowohl  bei  der  Ueberaehrei- 
tung  des  Baches  als  auch  auf 
eine  Länge  von  221,fl7  Metern 
auf  der  italienischen  und  von 
79,11  Metern  auf  Schweizerin 
scher  Seite*  Als  Anchlußp unkt 
ist  im  Plan  angenommen  die 
Mitte  der  Breite  des  Baches,  ia 
einer  Entfernung  von  je  10  Me- 
tern  von  den  innern  Kanten  der 
Widerlager  der  projektirten 
Brüke,  Dieser  Punkt  befiudet 
sich  in  der  Kilumetrirung  der 
Bchwelzeriscberscits  zu  erstel- 
lenden Bahnlinie  beim  Profil 
16l79,-^o,  der  hinwiederum 
dem  kilometrischen  Punkt 
6200  im  italienischen  Plan 
entspricht.  Der  Anschluß- 
ptrnkt  ist  ferner  bestimmt 
durch  einen  Fixpunkt,  wel- 
ch t  östlich  der  Bahnlinie 
8.B0   Meter    entfernt   ist    von 


quo!  ils  sont  retourn6a  k  AroD& 
pour  la  r^daction  du  protoeole^ 


La  direction  de  Ia  ]mn& 
traversant  le  torrent-fronti^re 
de  Diriuella  reste  fix^e  coo- 
form^ment  an  plan  annex6 
au  präsent  protocole;  cette 
direction  forme  un  alignement 
droit  sur  toute  la  traversöe 
du  torrent  et  anr  une  longueur 
de  221, «7  mötres  du  cöt6 
Italien  et  79,ii  du  c6t6  auiase^ 
Le  point  de  jonetion  est  situ6 
en  plan  au  milleu  de  la  lar- 
geur  du  dit  torrent,  eoit  ä.  une 
distance  de  10  m^tres  des 
ar^tes  intdrieurea  des  cnl^es 
du  point  projet^;  ce  point  de 
jonetion  se  trouve  au  profil 
16179jSo  da  kilometrage 
Buisse,  correspondant  au  poini 
kilom^trique  6200  du  plan 
Italien.  La  position  du  point 
de  jonetion  se  trouve  deter- 
min^e  par  un  repöre  silu6  k 
8,ea  metres  a  I'est  dn  point 
1 6  203  jC  0  d  n  ki  l  o  m  6  trage 
auisae  et  6176,bo  du  plan 
Italien, 
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^    Punkt     16203,to     der 
Kfcwetzerischeo   und  6176,ao 

dar    italleDisehen    Kilom^tri- 

Dabei  ist  verstanden,   daß 

^|»eF     Fiixpunkt     auf     der 

^Sohenqtiote    von    223jfis  des 

I   schweiierischen  NireHements 

'   %t^  welche  der  Eöhenqoote 

^,t»9       deg       italieoiBchen 

^firellements    entspricht;    die 

Höhenlage  der  Oberkaote  der 

Schienen     am     Verbißdungs- 

pankte   soU    um   0,Tie  Meter 

Mtig«r   sein   als  die  Höhe 

des  Fixpuuktes. 

Atif  den  beiden  Seiten  des 
ADschlußpunktes  wird  die 
Müliaie  hoiizontal  bleiben, 
inri  zwar  auJ  italienischem 
Mh  auf  eine  Länge  von  400 
iiad  auf  Schweizergebiet  auf 
eine  I^Änge  von  1 50  Metern* 
I>er  GreDÄlmch  wird  über- 
,  eckrittea  vermittelat  einer  mit 
^er  einzigen  Oeffnung  ver- 
Khaien  eisernen  BrUke^  die 
atif  zwei  WiderUgern  aus 
ilaaerwerk  ruhen  soll;  die 
Oefihuiig  selbst  soll  20  Meter 
li^l^enj  gemessen  im  Niveau 
der  Auflager  der  Träger,  Der 
ff^e  lichte  Raum  zwischen 
üen  eiötimea  Trägem  soll  4jBo 


B  est  convenu  que  le  re- 
pfere  en  question  se  trouve  k 
la  cöte  altim^trique  223,«s 
dn  nivellement  suisse  oorres- 
pondant  k  la  cote  220,s89 
du  nivellement  italien;  sur 
cette  base  Taltitude  de  U 
surface  des  rails  au  point  d& 
joöction  est  fix6e  k  0,77 « 
m^tres  en  eontre-bas  du 
rep^re. 

De  part  et  d'autre  du  point 
de  jonotionj  la  voie  ferr^e 
Teste  en  palier  aur  une  Ion- 
gueur  de  400  m^tres  eur  ter- 
ritoire  Italien  et  de  150  m^tre» 
du  c6i6  suisse, 

Le  torreut-fronti^re  sera 
franchi  au  moyen  d'un  pont 
m^tullique  d'une  seule  travöe 
repQsant  sur  deux  culöes  cn 
ma^onnerie ;  Touverture  du 
poQt  sera  de  20  mötres  me- 
sur^s  au  niveau  de  la  reposee 
des  poutres.  L'espace  lihre 
entre  les  poutres  m(^talliquea 
mesurera  4,bo  mi^t^es.  Le 
pont   sera  construit  de  tell& 
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Meter  mesaeii.  Die  Brüke  muß 

m  der  Art  konstruirt  werden, 
daß  die  Inanspruchnahme  der 
Eisenbestandtheile  weniger  als 
6  Kilogramm  auf  den  Quadrat- 
millimeter  betrögt.  Die  Schie- 
nen werden  auf  hölzerne 
Längsbalken  gelegt,  die  auf 
eisernen  Längatrfigern  ruhen, 
die  mit  den  ebenfalls  eisernen 
Querträgern  verbunden  sind. 
Der  Briikenbelag  soll  ganz 
aus  Eisenbleeb  sein. 

Der  Bau  der  ganzen  Brüke, 
in  beg  ri  ffe  n  die  Wi  d  erlager^ 
das  Facbwerk  und  die  Schie- 
nen, besorgt  ausschlieft! ich  die 
italienisehe  Verwaltung,  wel- 
cher die  Goühardbahngeacll- 
schaft  die  Hälfte  der  Kosten 
zu  i^ergDten  hat,  wogegen  sie 
aber  auch  EigenthQmeriö  der 
halben  Brüke  wird. 

Ebenso  werden  von  der 
italienischen  Verwaltung  auch 
die  Stimflügelmauera  auf  der 
Rükseite  des  echweizerisehen 
Pfeilers  erstellt,  wofür  die  Ver* 
wftltungdcr  Gotthardbahn  die 
aammtiieben  Kosten  zurük^u- 
vergüten  hat. 

Die  Verbindung  der  Schie- 
nen wird  hergestellt  am  Ende 
der  BrQke  auf  ödnveizerscite 


sorto  que  lea  fers  soient  soU' 
mis  ^  un  effort  infiörienr  k  6 
kilogrammea  par  millimötre 
carr4  de  eection,  Ics  rails  ee- 
ront  poe^  sur  longrinea  en 
bois  support^es  par  des  3on- 
gerons  en  fer  qni  seront  reli<::*a 
aux  poutres  transversales  6ga- 
leraent  mötalHque«.  Le  pla- 
telagö  du  pont  sera  euti^re- 
meot  en  töle. 


L'Italie  se  charge  de  la 
construction  du  pont  entier, 
culdes^  trav^e  et  voie,  sauf 
remboursement  de  moiti6  de 
la  ddpetise  par  la  Soci^tä  dn 
chemin  de  fer  du  Gothard^ 
qui  restera  propri^taire  de  Ja 
moiti^  du  pont. 


Les  mure  en  retour  de  la 
euI6e  suisse  seront  ^galement 
construits  par  Tltalie^  &  la* 
quelle  la  Soci(5t^  du  Gotha rd 
remhoursera  la  döpense  faite 
de  ce  chcf. 


La  jonetion  des  rails  sera 
faite,  h  Textr^mit^  suisse  du 
pont,    au    moyen    de   joints 
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f  wmittelst  schwebend  er  Stöße 
td  besonderer  Laschen, 

Um  dea  Änschlußpuokt  zu 
TffsicheTD,  soll  dag  ßett  des 
Greoibaches  in  der  Umgebung 

J  der  Brüke  nach  dem  Profil 
Rfalirt  werden,  welches  in 
üan  dem  gegenwärtigen  Pro- 
i*€üll  Angefügten    Plane  eio- 

Igaeichnet  ist.     Dieses  Profil 
^H  sich  mindestens  6  Meter 
abwärts  und   36  Meter  herg- 
i^irts  von  der  Brüke,  d.  h.  bis 
^     Judem  Punkt,  wo  auf  italieni* 
scfa^r  Seite  der  Bach  von  F'elaen 
EiD^egrenzt  ist,  erstreken. 
Jedes  der    beiden    Länder 
■W    die     EegnUrung     des 
ßdies    auf    seinem    Gebiete 
wr  Äuäführung  bringen. 

Geschehen  in  doppelter 
Ausfertigung  zu  Aronaden 
5.  Februar  IS&O. 

^  Abgeordnete  der  schwei- 
zenschen  Regierung: 
E.  Dappfes. 
I^r  Abgeordnete  der  italieni- 
schen Regierung: 
F.  Biglia. 


euspendua   ayec  ^elisaes  spe- 
ciales. 

Pour  assurer  le  point  de 
jonction,  le  lit  du  torrent  aux 
abords  du  pont  &era  r^gl^ 
conform^mentau  profildessinö 
sur  le  plan  annexö  au  präsent 
protoeole,  Ce  profil  s*fitendra 
au  moins  de  6  mtoea  en  aval 
et  de  36  mötres  en  amont  du 
pont,  point  oti  le  lit  du  torrent 
est  bord(^  par  le  rocher  du 
c6t^  Italien. 


Chacun  des  Etats  ex4cutera 
la  r^guiaiii3alian  du  torrent 
flur  ßon  territoire* 

Fait  en  double  ä  Ärona^ 
le  5  F6vrier  1B80. 

Le  d<c;legu6  du  Gouvernement 

suisae : 

E.  Dapples. 

Le  d^l^guö  du  Gouvernement 

Italien : 

F.  Biglia. 


Dieses  Protokoll  ist  vom  achweiEerischen  Bundesrath  am 
iO.  Februar  und  vom  k.  italieniächen  Ministerium  am  15*Mt^rÄ 
TOO  genehmigt  worden* 
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Telegraphen-Vertrag 
der  Schweiz  und  Frankreich. 

Äbgescbloaaen  am  11»  März  1880. 

EatiÜÄirt  von  der  Schweiz  den  16,  ISilrz  1880- 


Le  Coaaeil  fM^ral 


do  la 


ayant  vu  et  examinfe  la 
donventioa  t(5l6graphiqiie  con- 

;  <iluej  sous  r^erve  de  ratifica- 
tion,  Iß  11  mars  1B80,  ä  Paris, 
^ntre  son  PJenipoteütiaire  et 
<!e1ui  du  Gouvernement  de  la 
R^publiqae  Fmn^aise,  Conven- 

^  tioa  dont  la  teneur  äuit : 


KP 


le  President 

de  fa  Rgpublique  Frangaisef 

ä  töUB  ceux  qui  ces  presenies 
Lettres  verront^ 

Salut 

IJue  Convention  t^lögraphi- 
que  ajant  ^i^  conclue,  le 
11  niars  18S0,  entre  la  France 
et  la  Conf^döration   8uisse, 

Convention  dont  Ja  teneur 
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Der  schweizerische  Bundesrath 

und 

die  Regierung  der  FranziSsischen 
RepublilCr 

m  der  Absicht,  die  tele- 
graphfscheo  Bedehuogen  zwi- 

flchen  der  Schweiz  und  Frank- 
reich zu  erleichtern;  in  An- 
wendung der  BefugniJS,  welche 
ihnen  durch  den  Artikel  17 
des  zu  St.  Petersburg  unterm 
2*2,  Juli  1875  unterzeichneten 
internationalen  Telegraphen- 
fertrages  eingeräumt  wird, 

Haben    eich    über    nachfol- 
^nde  Bestimmungen  geeinigt; 

Artikel  1. 
Die  Taxe  der  zwischen  der 
Schweiz  und  Frankreich  direkt 
au  Ige  w  echsel  t-e  n  ge  wöh  u  1  ic  li  e  n 
Telegramme  wird  einheitlich 
fcstgesezt  auf  fünfzehn  Cen- 
rimea  (Fr,  0,  15)  per  Wort 
für  dö^  allgemeinen  Verkehr, 
und  auf  zehn  Centimes  CFr.O, 
10}  per  Wort  für  alle  Korre- 
tipondenzen,  welche  zwischen 
irgend  einem  Bureau  einer 
der  an  Frankreich  angrenzen- 
den  schweizerischen  Kantone 
und  irgend  einem  Bureau 
eines  an  diesen    Kanton  an- 


Le  Conseil  f6d6ral  suisse 

et 

Le  Gouvernement  de  la 
R^publique  Fran^aise, 

d6eirant  faclliter  les  rela- 
tions  t^l^graphiquea  entre  la 
Suisse  et  la  France  et  nsant 
de  la  faciilt6  qui  leur  est  ac- 
cordöe  par  Farticle  17  de  )a 
Convention  t^l^graphique  in- 
ternationale sign^e  le  *22  juillet 
1875  4  St-Pöterebourg, 


sont  convenus  des  dispoai- 
tions  öuivanlesL 

Article  1", 
La  taxe  dea  t^iegrarames 
ordinal  res  ^changöa  direete- 
ment  entre  la  Sufsse  el  la 
France  est  fix^^^  uniformement 
et  par  mot  k  quinze  centimeg 
(fr.  0,  15)  pour  la  correspon- 
daoce  g^n^rale  et  h  dix  Cen- 
times tfr,  0, 10)  pour  toutes 
les  correspondances  ^changöea 
entre  un  bureau  qaelconque 
de  Tun  des  cantons  suisses 
situ6s  öur  la  fronti^re  de  la 
France  et  un  bureau  quel- 
conque  d'un  d»Jpartement  fran- 
^is*  lim  Itrop  he  de  ce   möme 
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Telegraphe  nvertrag 


grenzenden  franzöfllschen  De< 

partemeDta  ausgewechselt  wer- 
den, wobei  das  Gebiet  von 
Belfort  als  ein  Departement 
betrachtet  wird. 

Jedoch  werden  die  schwei- 
zerischen Kantone  Basel,  Frei- 
burg und  Äargau,  sowie  das 
französische  Departement  ßa- 
voyen  als  Grenz- Kantone  und 
Dep  artemen  t  betracb  t  et ,  i  n 
dem  SiDoe,  daß  mit  Bezug 
auf  die  Anwendung  des  vor- 
hergehenden Ab  30203  der 
Kanton  Freiburg  demjenigen 
von  Neuenburg j  die  Kantone 
Basel  und  Aargau  demjenigen 
von  Bern  und  das  Departe- 
ment Savoyen  demjenigen  von 
Hoch-Savojen  gleichgestellt 
werden* 

Artikel  2, 

Der  Betrag  der  beiderseits 
erziel teo  Einnahmen  wird  zvvi- 
ßchen  den  beiden  Verwaltun- 
gen vertheilt  wie  folgt: 

Die  Schweiz  erhält  fünf 
und  einen  halben  Ceütime 
(Fn  0,055)  von  den  für  die 
allgemeine  Korrespondenz  be- 
zogenen,  und  fünf  Centimes 
(Fr,  0^05)  von  den  im  Grenz- 
verkehr bezogenen  Taxen. 


cantoQ,  le  territoire  de  Belfoit 
6tant  trait6  comme  un  d6par- 
tement. 


Toutefois,  les  cantons  de 
Baie,  Fribourg  et  Argovie  an 
Suisse  et  le  d^partement  de 
la  Savoie  en  France  seront 
consid^r^s  comme  cantons  et 
d6partement  fronti^re,  et  trai- 
t6s,  pour  Tapplication  du  pa- 
ragraphe  pr6c6dent,  le  can- 
ton  de  Fribourg  comme  celui 
de  Neuch&tel,  les  cantons  de 
Bäle  et  d' Argovie  comme  celui 
de  Beme  et  le  d6partemeat 
de  la  Savoie  comme  celui  de 
la  Haute-Savoie. 


Article  2. 

Le  montant  des  recettes 
effectu6es  de  part  et  d'äutre 
sera  räparti  entre  les  deux 
administrations  dans  les  pro- 
portlons  suivantes: 

II  sera  attribu6  k  la  Suisse 
cinq  Centimes  et  demi  (fr.  0,055) 
des  taxes  per^ues  pour  la 
correspondance  g6n6rale  et 
cinq  Centimes  (fr.  0,05)  de 
Celles  per^ues  pour  les  rela- 
tions  fronti^res. 
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Frankreich  erhält  neun 
UDÜ  emen  halbt^n  Ceniim6 
[Fr  0,095)  von  den  ftir  die 
illgememe  Korreepoodenz  be- 
xogeoen,  und  fünf  Centimes 
(Fr,  0,05)  von  den  im  Gren^- 
Terkehr  bezogenen  Taxen, 

Es  bleibt  den  beiden  Ver- 
Tai  tun  gen  aahdmgea  teilt,  für 
die  Abreehnangen  gegenseitig 
vereiD  harte  Durchschnitt«' 
laxen  oder  irgend  ein  anderes 
Yeifähren  anzuwenden. 

Artikel  3,  I 

Jede  der  beiden  Verwal- 
I  loflgen  hat  die  BefujpiiÜ,  die 
dßreh  den  Artikel  1  hievor 
festgestellte  Taxe  unter  einer 
beliebigen  Form  lu  beliehen, 
unter  der  Bedingung  jedoch, 
dal  die  für  Telegramme  von 
filn/kehn  Worten  sowohl  in 
*ier  Schweiz  alä  in  Frankreich 
bezogene  Gesammttaxe  genau 
ßiafzehn  Mal  die  VVorttaxe 
aosmache  oder  von  diesem 
Bttrag  nüT  in  den  durch  das 
üilernaüonale  Dienstreglement 
i^oa  London  gezogenen  Gren- 
Mu  abweiche. 

Artikel  4, 
Die  vorstehenden    Bestim- 
mungen finden  auch  auf  die 


n  sera  attribn^  &  la  France 
neuf  Centimes  et  demi 
(fr,  0,095)  des  taxea  per^ue» 
pour  la  correspoudance  g^n^- 
rale  et  cinq  Centimes  (fr.  0,05) 
de  Celles  pergues  pour  les 
relationa  frontiferos. 

Lm  d e  u  X  ad  nii n is tra tion^ 
Testen t  1  ihres  d'adopter,  pour 
le  reglement  des  comptes,  soit 
des  moyennes  ^tabliea  coulra- 
dictoiremeutj  soit  toute  autre 
dia  Position. 

Article  3. 
Chacune  des  deü3c  admi- 
nistrationa  aura  la  facult^  do 
percevoir,  sous  In  forme  qiii 
lui  con^nendra,  la  taxe  ^tablie 
par  Tarticle  1*''  ci-dessus,  k 
condition,  toutefois,  quo  la 
somme  totale  per^ue  pour  les 
t^I^^rammes  de  quinze  mots, 
en  Suisae  eomme  en  France^ 
reprfeente  exaetcment  quinze 
fois  la  taxe  du  mot,  ou  ne 
s'6carte  de  ce  total  qne  dans 
lea  limites  admises  par  le 
Reglement  de  service  inter- 
national i^viöö  &  Londres, 


Article  4, 
Les  dispositions  qui  prdcö- 
dent   seront   applicables   aux 
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Telegraphe  d  ver  trag 


«wischen  der  Schweiz  eioer- 
«eits  und  Algerien  und  TunU 
Andererseits  über  die  in  Frank- 
reich  landenden  Kabel  ausge- 
wechselten Korrespondenzen 
Anwendung.  Jedoch  wird  für 
dieae  Korrespondenzen  eine 
Zuschlagataxe  von  zehn  Cen- 
ümes  (Fr.  0.  10)  per  Wort 
erbö b en j  wel  ch e  auss c b l i eßl i c h 
an  Frankreich  für  den  unter- 
seeischen Transit  zu  ver- 
güten ist. 

Artikel  5, 

Die  zwischen  der  Schweiz 
und  Frank rei c h  a  usge w ech - 
selten  Telegramme,  welche 
wegen  Unterbreehung  der 
direkten  Verbindungen  über 
das  Gebiet  eiuer  auswärtigen 
Verwaltung  geleitet  werdcD, 
unterliegen  keinerlei  Zuschlags- 
taxe,  indem  die  Ursprnngs- 
verwaltung  die  Vergütung  de^ 
Transits  auf  sieb  nimmt. 

Die  Telegramme  dagegen, 
welche  auf  Verlangen  des  Auf- 
gebers von  dem  direkten  Wege 
abgeleitet  werden,  unterliegen 
den  Taxen  und  Bestimmun- 
gen des  nm  22.  Juli  1^75  in 
St*  Petersburg  unterzeichneten 
intornationalon  Telegraphen- 
Vertrages  und  des  am  28,  Juli 


correspondanees  ^chang^ea 
entre  la  Suisse,  d'une  part» 
TAlgßrie  et  la  Tunisie,  d*autre 
partj  par  la  voie  des  cäblea 
att^rrissant  en  France.  II  sera, 
touteföb^  per^u  pour  ces  cor- 
respondances  une  taxe  addi- 
tionoelle  de  dix  Centimes 
(fr,  0.  10)  par  mot,  exclusi- 
vement  attribu^e  k  la  France 
pour  le  transit  soua-marin. 


Ärtjcle  5. 

Les  t^l^grammes  ^changi^^s 
entro  la  Suisse  et  la  Fmnce 
qui,  par  guite  d'interruption 
dca  lignes  directes,  emprnnte- 
raient  Je  r^au  d'une  admt- 
üistration  ^traog^re  ne  seront 
soumis  ^  aucuoe  surtaxe,  le 
prix  du  ti-ausit  restant  ^  la 
cbarge  de  Tad  mini»  trat  ion 
expöditrice. 

Les  telfegrammes  qui  se- 
raient  dötournes  de  la  voie 
directe,  sur  la  demande  de 
Texp^difeeur,  seront  sournis 
aux  taxea  et  aux  diapositiona 
de  la  Convention  t416gtaphi- 
que  internationale  slgn^e,  la 
22jmllet  1875,  i  ät  P6terB- 
boui^,    ainsi   qah   Celles    du 
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1879  m   LoodoQ   unterzeich- 

nelen   internationalen  Dienst- 
reglemeQta  DebstTanfUbeiltiD, 


Artikel  6. 
Die  iotemen  Telegramme 
jeder  der  beiden  Staatenj 
welche  infolge  vorübergehen- 
der Unterbrechung  seiner 
eigen en  Linien  die  Telegra* 
phenlinien  des  andern  Stantes 
in  Anspruch  nehmen  müssen, 
am  an  ihre  Bestimmung  zu 
gelangen,  werden  auf  den  lez- 
tern  unentgeltlich  befördert. 

Artikel  7. 
Ke  Bestimmungen  des  je- 
weilen  bestehenden  internatio- 
Dalen  Telegraphen  Vertrages 
finden  auf  den  direkten  Ver- 
kehr zwischen  der  Selnveiz 
und  Frankreich  in  allen  den- 
jenigen Punkten  AnvveodungT 
wel che  d u r eh  die  vorh erge- 
henden  Artikel  nicht  beson- 
ders geregelt  %v  erden - 

Artikel  8. 
Der  gegenwärtige  Vertrag 
tritt  zwischen  den  beiden 
Ländern  gleichzeitig  mit  dem 
iu  London  revidirten  inter- 
Mtionalea  Dienstreglement  in 


Reglement  de   Service   inter- 
national, avec  tarifs  annex^s^      '| 
sign^,  le    28  juillet  lb79j   ^ 
Londres. 

Article  6.  * 

Les  t61^gramme8  intfirieurs 
de  chacun  dea  deux  pays  quij 
par  auite  d'interruption  mo- 
mentanöedeses  propres  lignes, 
auraient  a  empr unter,  pour 
arriver  ä  destiuation,  les  lignea 
t^l^graphiques  de  Tautre,  ee- 
ront  transmiagraiüitement  sur 
ces  derniferes. 


Article  7. 
Les  dispo^itions  de  la  Con- 
vention internationale  en  vi- 
gueur  ßeront  applicables  anx 
reSations  directes  eutre  la 
Suisae  et  la  Franee  daus  tou£ 
ce  qni  n'est  pas  ri^glö  par  lea 
articies  ci-dessus. 


Article  8. 

La  prdaente  Convention  en- 
trerÄ  en  vigueur  entre  les 
deux  paya  en  möme  temps 
que  le  Bfeglenieut  de  serviee 
international  r^vis^  ä.  Londres, 
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Tel  egraplien  vertrag 


Kraft.    Er  bildet  im  Vereiij 

mit  dem  intematioDaleü  Tele- 
grapheQvertrag  von  St.  Peters- 
burg und  dem  Dieastregle* 
ment  die  Gesammtheit  der 
Btistimmuagen,  welche  in  den 
telegraphischen  BeKichungeu 
zwischen  der  Schweia  und 
Frankreich  zu  beobachten 
sind. 

Dieser  Vertrag  bleibt  auf 
nnbestimmleZeit  und  bis  zum 
Ablaufe  eines  Jahres  von  dem- 
jenigen Tage  an  in  Kraft^  an 
welchem  die  Kütidignng  von 
ei  it  em  d  er  kon  l  rah  i  ren  d  eu 
Theile  erfolgt  sein  wird* 

Zur  Urkunde  deesea  haben 
die  Unterzeiclmeten,  nämhch : 

der  au ßerord entliehe  Ge* 
sandte  und  bevollmächLigte 
Minister  der  schweizerischen 
Eidgenossenöchaft  bei  der  Re* 
gierung  der  Französischen  Re- 
publik, unter  Vorbehalt  der 
Genehmigung  durch  den  Bun- 
desraLhi 

und  der  Minister  für  Posten 
und  Telegraphen  der  Franzö- 
siscbeu  Republik, 

mit  den  nüthigeo  Vollrnach* 
teil  versehen,  den  gegenwär- 
tigen Vertrag  unterzeichnet 
und  demselben  Ihr  Wappen- 
siegel beigedrükti 


Elle  formera,  avec  la  Con- 
vention t^l^graphique  inter- 
nationale de  St-P^tersbourg 
et  le  Reglement  de  Service, 
Tensemble  des  dispositions  qui 
dcvront  6tre  observ^eH  dana 
les  relatioaa  t616graphiques 
entre  la  Suisse  et  la  France* 


Cette  Convention  demeurera 
en  vigueiir  pendant  un  tempa 
ind^terminC*  et  jusqu^ä  Tex- 
piration  d'une  aun^e  ä  partir 
du  jour  Oll  la  d^nonciation 
en  sera  faite  par  Fune  des 
partiea  contra ctantcs. 

En  foi  de  quoi,  les  sous- 
aign^s,  savoir; 

L'Envoyö  extraordinaire  et 
Miuialre  pl^nipotentiaire  de  la 
Conf6d6ration  suisec  pr^s  le 
Gouvernemept  de  la  Eöpubli- 
que  Franfaise,  sous  r^serve 
de  la  ratification  du  Conseil 
fed6ral, 

et  le  Ministrc  des  Postea 
et  des  T^l^graphes  de  Ja  R& 
pubhque  Fran^ise, 

düment  autoristüa  k  cet  effet, 
ont  dress^  la  präsente  Con- 
vention, qu'^ilä  ont  revötue  du 
cachet  de  leura  armes. 
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Geschehen  in  doppelter 
AusfertiguDg  zu  Paria,  den 
IL  März  18S0, 

lL.S.)    (BigO  K#pn. 

(L.  SO    (SigO  Ad.  Cochery. 

d^clare^  en  appUcaÜoD  dea 
pouvoira  qui  lui  aont  attribu^s 
par  Ja  loi,  ratifier  la  Conven- 
tion el-dessu3,  an  dotd  de  la 
Confiöd^ratioD  suisae, 

En  föi  de  quoi^  le  pr^ente 
r&tißeatioQ  a  6t6  sign^e  par 
le  Pr^ideot  et  le  Chancelier 
de  la  Confi^döradon  et  scell6e 
da  sceau  du  Conseil  föderal, 
a  Bemej  le  seize  mara  mil 
bait  Cent  quatre-vingt  (^6 
mars  1880). 

Äu  aom  du  Conaeil  föderal 

euhae^ 

Le  Pfesidetit  de  la 

Confederalion : 

a^So        Weltl. 

Le  Chancelier  de  la 

Confederation : 

Schieß. 


Fait  en  double  e^^pMidon^ 
k  PaHs^  le  11  mara  1880. 

CL.  SO    (SigO  Kern, 

(L.  SO    (SigO  AI  Cochery. 

Ayant  tu  et  ezamin^  ia 
dite  CoQvention,  Nous  Pavons 
approuv6e  et  approuvoua  en 
vertu  des  dispositions  de  la 
loi  vot^  par  le  S^oat  et  par 
la  Chambre  des  D6put^; 
Dfeclarons  qu'elle  est  acceptße, 
ratifiöe  et  confirmöe,  et  Pro- 
mettensqu  eile  aera  ioviolable- 
ment  obeerv^e, 

En  foi  de  quoi,  Koub  avona 
donnd  lea  prdaentes  revßtuea 
du  Bceau  de  la  R^pubüque. 

A  Paris,  le  22  mars  1880. 
Julei  GreTj. 
CL.  BO 

Par  le  Pr^ident  de  la 

R^publiqtie : 

C.  de  Freycmet 


Kote-  Die  Eötifikationen  dos  vorstehenden  Yertraga  sind  zwi- 
*i!ien  dem  ach weize dachen  Gesandten  in  Paris,  Hrn.  Dr-  Kern ^  nnd 
dem  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  Prankreielis,  Hm. 
de  Fre  jcinet,  am  23.  März  1880  in  Paria  ansge wechselt  worden. 


-^>00^0<^4 
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Bundesbeschluss 

betreffend 

die   Einfuhrung  von   postalischen   Zeitungsabonne* 
menten  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich. 

(Tom  23.  Chriatmonat  18790 


Die  BundesversammluDg 
dertchweizerlschen  Eidgenosdenachaft^ 

fiach  Eiüsicbt  der  Botschaft  d&s  Bundesrathea  vom 
18.  Chriatmonat  1879, 

beschließt: 

Der  Bundesrath  ist  ermächtigt,  mit  der  Hegierung  voi> 
Frankreich  ein  Abkommen  betreffend  Besorgung  von  ZeitungB» 
abonnemeuten  durch  die  beideraeitigen  PostanataUen  abzu- 
sehJie£en  und  dieses  Abkommen  in  Vollzug  zu  se^en« 

Älao  beschlossen  vom  Nationairalhe, 
Bern,  den  22.  Christmonat  1879. 

Der  Präsident :    Eünzli. 

Der  ProtokollMirer:  Schiess. 

Also  beschlossen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  23.  Christmooat  1879* 

Der  Vizepräsident:    SahH. 

Der  Protokollführer:    GIsL 
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üebereinkommen 

2wisclieü 

der  Schweiz  und  Frankreich  bezüglich  dea  Abonne- 
ments auf  Zeitungen  und  periodische  Zeit- 
schriften durch  Vermittlung  der  Post. 

Abgeschlossen  am  6,  JaniiÄr  1880. 
BfttiEzirt  von  der  Schweii  den  10,  Jaioar  1880, 
,     Frankreich  den  22.  März  1680, 


Le  Canseil  UA^tbI 
de  k 

Conf^d^ration  suhue, 

apr^  avokr  vu  et  examin^ 

Tarrangement  conclu  le  6  jan- 
Tier  t880,  h  Parlsj  entre  la 
8u!sse  et  la  France,  au  aujet 
de  rinterventiofl  de  la  poste 
dan»  leö  aboonementä  aux 
joBmaux  et  publications  p^- 
riodiques,  arraagemeut  dont 
la  leneur  suit ; 


le  Pr^Ident 

de  ta  R6pub)ique  FraD^aise^ 

ä  ious  ceivx  qxii  ces  presente^ 
Lettre^  t^errontj 

Salut. 

Un  AiraDgemeiit  conceroaut 
riDtervention  de  la  poate  daas^ 
les  abonnements  aux  jour- 
naux  et  publications  p^riodi-* 
quea,  ayant  H6  sign^j  le  6  jan- 
vier  lb80,  entre  la  France  et 
la  Coaföderaiion  8aisöu^ 

Ä rrang e m e  n t  dont  la  te-  ^ 
iieur  Buit; 
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Die  Regierung  der 

Schweiz.  Eidgenossenschaft 

uad 

die  Regierung  der 
Französischen  Republik^ 

*i  in  der  Absicht^  den  posta- 
^  lischen  Yerkehr  zwiachen  den 
beiden  Ländern  auf  das  Abon- 
nement auf  Zeitungen  uod 
periodisohe  Zeitschriften  aus- 
zudehnen, und  von  der  ihnen 
durch  die  Artikel  13  und  15 
des  unterm  1.  Juni  1878  in 
Paris  abgeachloseenon  Welt- 
post Vertrages  und  durch  Art.  6 
der  unterm  4.  Juni  1878  in 
Paris  abgeschlossenen  Ueber- 
einkunffc  betreffe  ad  den  Aus- 
ta  usch  von  in  ternati  onal  e  n 
<jeldan Weisungen  eingeräum- 
ten Befttgniß  Gebrauch  ma- 
chend, haben  folgen  des  Ueber- 
ein  kommen  getroffen: 

Art  1. 

Die  Bewohner  der  beiden 
vertragschließendnn  Länder 
können  sich  der  YermitÜung 
der  Post  bedienen ,  um  auf 
Zeitungen,  Zeitschriften  und 
periodische  Drulcsehriften  aller 
Art,  welche  in  der  Schweiz 
oder  in  Frankreich  und  Al- 
gerien erscheinen,  zu  abon* 
Olren. 


Le  Gouvernement 
de  la  Conf^ddration  Suisse 

le  Gouvernement 
de  la  R^publique  Fran^arse, 

ddairant  fitendre  les  rela- 
tiODS  postales  entre  leg  deux 
pajs  au  Service  des  abonne- 
menfa  aux  journaux  et  publi- 
cationa  p^riodiques,  et  usant 
de  la  facultö  qui  leur  e  t 
laiss^e  par  Ics  articles  13  et  15 
de  la  Convention  de  1' Union 
postale  universelle  conclue,  ä 
Paris,  le  1"  juiu  1878,  et  par 
rartiele  6  de  Tarraugement 
international  pour  P^change 
des  mandats  de  poste,  conclu 
k  Paris,  le  4  juin  1878, 

Sout  convenus  des  disposi- 
lions  Buivante^: 


Art.  1«  » 

Les  habilants  des  deux  pajs 
contractants  peuvent  emprun- 
ter  rinterm^^diaire  du  s  er  vice 
des  poates  pour  s'abonner  aux 
JournauXi  gazettes,  revues  et 
publications  pöriodiques  de 
toute  nature,  paraisaant  aoit 
en  Suissc,  sott  en  Franoe  et 
en  Alg^rie. 
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Art  2, 
Auf  deo  durch  die  Postver- 
waltung besorgten  Aboniie- 
menten  wird  eine  Kommt s- 
aioaegebübr  erhoben  5  welche 
Z  "0  des  Äbonnementebetra- 
ges  oicht  üben»teigeo  soll. 

Diese  Koimniasioosgebuhr 
darf  nicht  weniger  als  50Ct?uti- 

men  betragen,  und  wenn  bei 

der  BerecbnuQg  derselben  sich 

\        Betrage  von  weniger  als  5  Cen- 

Itioaeo  ergeben,  ao  wird  der 
Bruch  theil  auf  volle  5  Centi- 
men aufgerundet. 

Dieaes  Minimum  kann  je- 
doch später,  im  EinverstÄud- 
mü  zwischen  den  beiden  Ver- 
waltüQgeD,  herabgesezt  wer- 
den. 

(Der  Ertrag  der  gemäß  ge- 
geowärtigem  Artikel  bezoge- 
neü  Gebühren  wird  zwischen 
deT  schweizerischen  und  der 
frißzöBisehen  Post  Verwaltung 
10.  gleicbeo  Thellen  getheilt 

Art  3, 
üiß  dureh  den  vorherge- 
henden Artikel  2  vorgesehene 
Gebühr  wird  durch  die  das 
Abonnement  besorgende  Anf- 
gahepostsielle    bezogen,    und 


Art.  2. 

Les  abonnements  souscrits 
par  rinterm^diaire  de  la  Poste 
doonent  lieu  k  la  perception 
d^un  droit  de  commission  qui 
ne  peut  pa^  d^passer  troia 
pünr  Cent  du  prix  de  chaque 
abonnement. 

Le  droit  de  commission  ne 
peut  ötre  infi&rieur  k  50  ots, 
pftr  abonnement  et,  lorsque 
le  cftlcul  de  la  perception  fait 
ressortir  une  fraction  de  demi- 
döcime,  cette  fraction  eat  for- 
c6e  au  demt-d6eime  entier. 

Toutefois ,  ce  mjnimum 
pourra  Ätre  abaise^  ultörieu- 
rement^  d'un  commun  accord, 
entre  lea  deux  Administra- 
tions. 

Le  prodnit  du  droit  per$u 
en  vertu  du  pr^ent  artiele 
eat  partag^  par  moiti^  entre 
les  Ädministrations  dea  pof^tea 
de  Snisse  et  de  France* 


Art.  3. 
Le  droit  prdvn  par  rarttcle 
pr^c^dent  eat  pergu  par  le 
bureau  de  poste  de  d^pöt, 
soit  par  pr^lfevement  aur  le 
prix  de  Tabonnement,  aoit  en 


£%.  Amtl.  SftinsiL  Nene  Folge.  Y.Bd. 
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»%var,  je  nach  dea  vom  Yer- 
leger  geateliten  Bt^dingungen^ 
durch  Abzug  oder  durch  Zu- 
schlag zum  Abouneraeutspreis. 

Art,  4. 

Der  AbonDemeatsbetrag 
wird,  unter  abfälligem  Abzug 
der  in  den  Artikeln  2  und  3  hie- 
vor  erwähnten  Rommiöeionsge- 
bnhr,  mittelst  Püsiamv  eisung 
durch  die  Postverwaltung  dea 
Äufgabelandes  an  den  Ver- 
leger übermittelt* 

Dem  Aufgeber  wird  fUr 
den  Abonnementabetrag  ein 
unontgelthcber  Etnpfangachein 
ausgestellt,  und  die  Ueber- 
mittlung  und  AuRs'.ahlung  der 
Äbonnemeutsan  Weisung  an 
den  Verleger  erfolgt  kosten- 
frei. 

Art.   5. 

Die  Bestiiumungeu  der 
Uebereinkunft  vom  4,  Juni 
1878  sind  in  Allem,  was  nicht 
mit  denjenigen  des  gegen- 
wärtigen Uebereinkonimena  im 
Widerspruch  stehen,  auch  auf 
diejenigen  Geldanweisungen 
anwendbar ,  welche ,  gemiiß 
dem  Vi jrhergeh enden  Artikel, 
zur  Bexahluog  der  durch  die 


sna  de  ce  prix,  suivant  les 
conditions  indiqu^es  par  leä 
^diteurs. 


Art  4. 

Le  prix  de  Tabounemeni  est 
converti  par  radminiatration 
des  poatea  du  paje  d'origine 
en  un  mandnt  de  post^  au 
profit  de  lediteur,  apr^  d^- 
duction,  a'il  y  a  lieu,  du  droit 
de  commisaion  indiqu^  mix 
articles  2  et  3  pr^eddeots, 

Un  rec^pisB^  est  remis  gra- 
tnitement  au  döposant  et  le 
mandat  d^abonnement;  est 
transmis  et  pajö  aaus  frala  a 
TMteur. 


Art.  5. 
Les  dispoöitions  de  TArran» 
gemeut  du  4  juio  1878  sont 
applicables,  en  tont  ce  qui 
n"'est  paa  contraire  aux  stipu- 
lations  du  pr^nt  Arrange- 
ment, aux  mandats  de  poste 
d^livres,  en  vertu  de  Tarticle 
prßcedent,  pour  le  paiement 
des  abonocments  souserit^  par 
l'iQterm^diaire  de  la  poste. 
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Poat7ei^*aUußg     veniuttelteia 
f        Zeüungöabonnemente    ausge- 
stellt  werden. 

Art.  6, 

Die  beiden  Verwaltungen 
flrerden  die  Form  der  Änwei- 
äimgen  für  Abonnemente  aaf 
Zeitutigen  und  andere  perio- 
djscbe  DrukschrifteD  feststel- 
Jeo,  aowie  alle  andern  für 
AuaführuDg  des  gegenwärti- 
gen öeberetokommeos  nölbi- 
gen  Maßregeln  treffen. 

Die  in  Gemäßheit  des  ge- 
genwärtigen Artikels  verein- 
barten BesümmuDgen  können 
durch  die  beiden  Verwal  Lan- 
gen im  gemeinsamen  Einver- 
stÄndüiß  abgeändert  w^erden, 
io  oft  sie  es  notbwendig  er- 
aehteo. 

ArL  7. 
Das  gegenwärtige  lieber- 
einkommen  gelangt  an  einem 
Ton  beiden  Tbeilen  zu  be- 
Htimmendea  Tage  zur  Äus- 
filhm  Qg ,  n  achd  em  dassel  b  e, 
gemäß  den  in  jedem  der  bei- 
den Lander  bestehenden  Ge- 
sezen,  öffentlich  bekannt  ge* 
macht  worden  ist.  Dasselbe 
bleibt  von  Jahr  zu  Jahr  und 
i?o  lange   in   Kraft,   bis  einer 


Art.  6. 

Les  deux  AdministrationB 
r^gleot  la  forme  du  mandat 
d'abonnement  aux  journaux 
ou  autres  puhlicationa  p4rio- 
diqueti  et  touteä  les  autres 
mesure«  de  detail  ou  d' ordre 
n^cesaaires  pour  asgurer  Text- 
en tion  du  pr^üent  Arrange- 
ment. 

Les  dispositions  arrftt^es  en 
vertu  du  präsent  article  peu- 
vent  Stre  modifi^es  par  les 
deux  adminiatrations,  toutes 
les  fois  que^  d'^uo  eommun 
aceord^  elles  eu  Teconnaiasent 
la  n^cessit^. 


Art.  7. 
Le  präsent  Arrangement 
sera  mia  &  ex^cution  k  partir 
du  jour  dont  les  deux  Parties 
conviendront^  d^  que  la  Pro- 
mulgation cn  aura  €i€  faite 
d'apr^  les  Jois  particuli^res 
k  ohacun  des  deux  Etats,  et  il 
demeurera  obligatoire  d'ann^e 
et  aon€e,  jusqu'ä  ce  que  Tune 
des  deux  Parties  contractantes 
ait  aunonc6   &   Tautre,   mala 
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der  beiden  vertragsch ließen- 
den  Theile,  uod  awar  ein 
Jahr  zum  voraus,  dessen  Auf- 
hebung begehrt. 

Während  dieses  lezteti 
Jahres  behält  das  Ueherein- 
kommen  seine  volle  Wirk- 
samkeit,  vorbehaltlich  den 
Abschluß  und  die  Saldirung 
der  Rechnungen  nach  Ablauf 
des  genannten  Termines, 

Art.  8, 

Daö  gegenwärtige  lieber- 
ein  kämmen  wird  ratifixirt,  und 
die  Ratifikationen  sollen  so 
bald  als  möglich  ausgewech- 
selt werden. 

Zur  Urkunde  dessen 
haben  die  Unterzeichneten , 
der  außerordentliche  Gesandte 
und  bevollmächtigte  Minister 
der  schweizerischen  Eidge- 
nossenschaft in  Paris  und  der 
Minister  der  aus w artige u  An* 
gelcgenheiten  der  Französi- 
schen Republik^  das  gegen- 
wärtige Uebereinkommen  ab- 
geschlossen und  mit  ihrem 
Si^el  versehen. 

So  geschehen  zu  Paris^ 
den  6.  Januar  1880. 

ih,  SO  (Sig.)  Rcf n. 

(L.  SO  (8ig0  C.  de  Freycliiet 


un  an  4  Tavance,  son  intantion 
d'en  faire  cea$er  I^  eCTets. 


Pendant  cette  demi^re  an- 
nee,  rArrangement  continuera 
d"'avoir  Bon  ex6cution  p leine 
et  enti^re^  sans  präjndice  de 
la  liquidatioD  et  du  solde  des 
comptes  apr^  rexpiration  du 
dit  terme. 

Art.  8. 
Le     pr6sent    Arrangement 
aera  ratifi^  et  les  ratificationa 
en  seroQt  6chang^es  aussitöt 
que  faire  ae  pourra. 

En  foi  de  quöi^  les  Sous- 
sign6s,  Envoyö  extraordinaire 
et  Mfnistre  pl^nipotentiaire  de 
la  Conf^d^ration  Suisse,  ä 
Paris,  et  Ministre  des  Affaires 
Etrangferes  de  la  R^pnblique 
Franyaise  ont  dress6  le  prä- 
sent Arrangement  qu  ils  ont 
revätu  de  leurs  cachets. 


Fait  ^  PariSj  le  6  janvier 
1880. 

(X,  80  (SigO  Rem. 

(L,  SO  CSigO  C.  de  FrtyeineU 
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d^ciare  que  rarrangemeat 
ci-des5us  est  ratifi6  et  a  foroe 
de  Joi  dans  toates  Bt^  parties^ 

promettaEt,  au  nom  de  la  Con- 
/(&d^ration  euisse,  de  robaerver 
consciencieusement  et  en  tout 
temps^  pour  autaot  que  cela 
dopend  de  celle-ci. 


En  foi  de  ipwi^  la  präsente 
TatificatioD  a  ^tä  sigoöe  par 
k  President  et  le  Chancelier 
de  la  Confad^raHon  suiase  et 
mEmie  du  eceau  f6d6ral. 

Äinsi  fait  k  Berne^  le  geize 
j&üTier  mil  huit  ceot  quatre- 
mgt  (löjanvier  1880). 

Au  oom  du  CoDseil  föderal, 
Le  PrS&ident  de  la 
Confederation: 
CL.  SO        Weltl, 

Le  Chancelier  de  la 
Confediration: 
Schieß.  « 


Ayant  ?u  et  examm6  le  dit 
Arrangement ,  Nous  ravons 
approuv6  et  approuvoös  en 
vertu  des  dispositioiis  de  la 
Loi  votde  par  le  B^aat  et  par 
la  Chambre  des  Ddputöa; 
D^clarons  qu'il  est  aecept^, 
ratifi6  et  cüüfirm^  et  Promet- 
ton»  qu'il  sera  inviolablemeat 
observß- 

En  foi  de  qnoij  Nous  avons 
doiin6  les  präsente«  revötues 
du  Sceau  de  la  R6publique. 


Ä  Ports,  le  22  mars  1880. 


Jules  ÖreTj. 


(L.  SO 


Par  le  President 

de  la  R^publique: 

C-  de  Frtycinet 


Note.  Die  Eatifikationen  dee  voratehenden  UebeTemkomiiieiia 
■md  zwiachen  dem  sehwekerischen  Gasandten  in  Farief  Hm.  Dr.  Kern, 
imd  dem  llünater  der  auswärtigen  AngelegeDheiten  Froakreichs, 
Hfü.  C.  de  Frey  ein  et,  am  23»  Mara  1880  en  Paris  ansgAwechaelt 
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Uebereinkommen 

zwisclien 

der  Schweiz  und  Frankreich,  betreffend  den  Einzug 
von  Wechseln,  Rechnungen,  Fakturen  etc.  durch 
die  Posi 

Abgeachloflsen  am  6.  Jannar  1880. 
Rltifizirt  YOE  der  Schweiz  deo  16.  Januar  1880. 
^  ^     Frankmch  den  22.  März  ISSÜ. 


Le  Conseil  fM6i  al 

de  la 
Conf^d^ration  salsse^ 

apr^  avoir  vu  et  examinö 
rarrang^^meEit  conelu  le  6 
Jan  vier  1880,  ä  Paris,  entre 
la  Sui^ae  et  la  France,  au 
ßujet  du  reeouvrement,  par 
]a  poste^  des  effets  de  com- 
merccj  factures,  valetirs  oom- 
mereialea  etc. ,  arrangement 
dont  la  teneur  suit: 


Le  President 
de  la  R^publique  Franfaise, 

d  iou^  c&ax  qui  ces  presentes 
Letir^s  verront, 

Salut 

Un  Arrangement  concer- 
nÄit  le  recouvremeat  par  la 
postc  des  effets  de  eomirierce, 
facteurs,  yaleurs  commereia* 
les,  etc.,  ayant  6t6  sign  6,  le 
6  Jan  vier  1880,  entre  la 
France  et  la  Conf^döratioa 
Suisse ; 

Arrangement  doat  ia  te- 
neur  auit: 
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Die  Regierung  der 
tehweiz.  Eidgenossenschaft 

und 

die  Regierung  der 
Franzttsischen  Republik, 

iD  der  Absicht,  den  poäta- 
Ibchen  Verkehr  zwischen  den 
beiden  Ländern  auch  auf  den 
lämtig  ?oo  Wechseln,  Reeh- 
nungenj  Fakturen  etc,  auszu- 
dehnen, haben,  vod  der  ihnen 
dorch  die  Art.  13  und  15  dbs 
anterm  1,  Juni  1878  in  Paria 
abgeschlossenen  Weltpoatver- 
iragB  und  durch  Art.  6  des 
?m^T  UebereiiikommeDS  be- 
treffend den  AuatauBch  von 
intern  atioüa  1  en  Geld  an  w  ei- 
aungeu,  vom  4.  Juni  1878, 
eui^  räu  m  ten  B  e  f ugn  i  ß  Gre- 
braueh  machend  ,  Folgendem 
Terdnbart  i 


Art  1, 
Die  Bewohner  der  beiden 
Tcrtragschtießenden  Länder 
könoen  Rechnungen  ^  Fak- 
turen,  Wechsel  und  über- 
baupt  jeder  Art  Handels- 
oder  andere  Papiere,  die  in 
der  Schweiz,  in  Frankreich 
oder  in  Algerien  koaten- 
trti  2u  bezahlen  sind,  durch 


Le  Gouvernement 
de  iE  Conf^d^ration  Suisse, 

tit 

le  Gouvernement 
de  la  Rgpublique  Fran^aise, 

desiraut  ^tendre  les  rela- 
tiona  postales  entre  les  deux 
pays  au  service  du  recouvre- 
ment  par  la  poste  des  efiFeta 
de  commerce,  factures,  va- 
leurß  commerciales,  etc.,  et 
user  de  la  facull^  qui  leur 
est  laiss^e  par  lee  articles  13 
et  15  de  la  Conveulion  de 
rUnion  postale  universelle, 
conclue  ä  Paris,  le  1«"  juin  i 
187B,  et  par  Tarticle  <i  de 
rArranufcment  international 
pour  r^change  dea  mandats 
de  poste  eonclu  k  Paris  le 
4  juin  1878^ 

gont    convenus    des    di&po- 
BitioDa  suiviintes  : 

Art.  1". 
Les  babitants  des  deuM  pajs 
contractants  peuvent  faire 
op6rcr  par  la  poste  le  recouvre- 
ment  des  quittances,  factures, 
billeta,  traitea  et  göuöralement 
de  toutes  les  valeurs  commer- 
ciales ou  a  utres,  p  a  j  a  b  1  e  8 
äans  frais^  soit  en 
Suisse.,    soit  en  France  et  en 
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Vermittiung  der  Post  ein- 
ziehen laseeD,  wena  der  ein- 
zuziebende  Betrag  Fr.  500  per 
Söndung  nicht  übersteigt. 

Die  beiden  Verwaltungen 
können  übrigens  später  im 
gemeinsamen  Einver&tändoiß 
dieses  Maximum  erhöhen  und 
die  Besorgung  der  Wechsel- 
p roteste  übernehmen. 

Art.  2. 

TheilzalUungea  sind  unzu- 
läßig.  Der  ganze  Betrag  ist 
in  6  i  Q  e  m  Male  zu  eDtrlchten. 

Art.  a 

Die  Veraendung  der  den 
Einzug  betreßfenden  Papiere 
findet  durch  den  Auftrag- 
geber mittelst  eines  an  das 
Einzugspostbiireau  adressirten 
rekommandirteD  Briefes  statt. 

Eine  und  dieselbe  Sendung 
kann  nur  Inlagen  enthalten, 
deren  Betrag  durch  ein  und 
dasselbe  Poatbüreau ,  von 
einem  Sebuldner-  und  zu 
Qunsten  eines  Äuftraggi^bers 
eingezogen  werden  soll. 

Die  beiden  Verwaltungen 
behalten  sich  übrigens  spätere 


Alg^rie,    et  dont  le  montant 
n'exc^de  pas  ÖOO  francs  par 

envoi, 

ToutefoisT  les  Admimstra* 
tions  des  poates  des  deux  pajs 
pourront  ult^rieurement,  d'ua 
coramun  accord  ^  Clever  ce 
maximum  et  se  cbarger  de 
faire  protestar  leg  effets  de 
commerce^ 

Art,  2, 

n  n'est  pas  adrais  de  paie- 
ment  partieL  Les  vaJeurs 
doivent  ßtre  payöes  en    uno 

seule  fois, 

Art,  3. 
L'envoi   des    valeurs  k  re- 

couvrer  est  fait  sous  forme 
de  lettre  recommand6eadress6e 
directement  par  le  d^poaant 
au  bureau  de  poste  qui  doit 
encalsser  les  fonda, 

Un  seul  envoi  ne  peut  con- 
tenir  que  des  valeurs  recou- 
vrablea  par  un  m6me  bureau 
de  poste  sur  un  m^me  d(S- 
biteur  et  au  proflt  d'une  m^me 
personne. 

Toutefois,  les  deux  Ad- 
ministrations  se   röservent  la 
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Vereinbarung  vor ,  wonach 
eine  Sendung  versohiedeae, 
durch  ein  und  daaaelbe  Post- 
bOreau  £u  Gunsten  von  ein 
und  demselben  Aufgeber  bei 
Terschiedenen  Schuldnern  zu 
besorgende  Einzugsaufträge 
enthalten  kann. 

Art.  4. 

Für  die  nach  vorstehendem 
Art.  3  an  ein  Poatbüreau 
adr^girten  rekommandirten 
Briefe  wird  nur  eine  fixe  Ge- 
bühr von  25  Centimen  er- 
hoben. 

Die  Bezahlung  dieser  Taxe 
bat  durch  den  Aufgeber  der 
Sendung  in  Franko  marken 
des  Aufgabelandes  zu  ge- 
eeheben. 

Art.  6. 

Der  Ertrag  der  nach  dem 
Türhergehenden  Artikel  4  be- 
togenen  Taxen  verbleibt  der 
Verwaltung  dea  Aufgabe- 
l&ndee. 


Art  6. 

Der  eingezogene  Betrag  iöt 

dureh    dasjenige    PoöLbQreau, 

welehes    den  Einzug    besorgt 

hat^    in   eine   Geldanweisung 


facültö  de  convenir  ult^rieure- 
ment  qu^'un  seul  envoi  pourra 
oontenir  piusieurs  valenrs  re- 
oouvrables  par  un  mßme 
bureau  de  poste  sur  des  d^ 
biteurs  diff^rents  et  an  profit 
d'uae  m6me  personne. 


Art.  4. 
H  n*e^t  per^u,  ponr  tonte 
lettfe  reeommandde  adres&^e 
h  un  bureau  de  poste ,  en 
ex^cution  de  Particle  3  pr^cö- 
dent ,  qu'une  taxe  fixe  de 
25  Centimes. 

Le  paiement  de  oette  taxe 
doit  etre  effectuö  par  Pex- 
p6diteur  des  valeurs  et  en 
timbres-poate  du  pajs  d*ori- 
gine. 

Art.  5,  I 

Le  produit  de  la  taxe  per^ue 
en  ex^cuüon  de  Tartiele  4 
pr6G^ent  appartient  en  entier 
k  TAdministration  du  pays 
d'origiBe. 

Art.  6. 

La  somme  reoouvröe  est  con- 

vertie  par  le  bureau  de  poste 

qui  an  a  fait  le  recouvremeDt 

en  un  mandat    de    poste    au 
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zu  Gunsten  des  Auftraggebers 
umzuwandeln ,  unter  Abzug 
der  bexüglicben,  durcli  Art»  3 
des  UebereiDkommeüH  vom 
4.  Juni  1878  festgesezten 
Geldanvveiaungstaxe  und  der 
im  Art.  7  hienach  vorgt^sehenen 
Bezugagebühr. 

ArL  7. 
Außer  der  im  Art  6  hievor 
erwähuten  gewöhu liehen  Geld- 
an weiaungBüixe  bezitjhl  die 
mit  dem  Geldeinzug  beauf- 
tragte Verwaltung  auf  dem 
dngezogenßn  Betrage  eine 
Gebühr,  welche  10  Gentimen 
für  je  20  Franken  oder  Bruch- 
theil  von  20  Franken  beträgt, 
aber  50  Centimea  nicht  über- 
schreiten darf. 

Der  Bezug  dieser  Gebühr 
gibt  zu  kemerleJ  Abrechnung 
zwischen  den  beiden  Ver* 
w^altungen  Veranlaßuog, 

Art.  8. 
Die  Papiere,  deren  Betrag 
nicht  eißgehoben  werden 
konnte,  werden  dem  Auftrag- 
geber kostenfrei  zurükgeaandt, 
ohne  daß  jedoch  die  mit  dem 
Einzug    beauftragte    Verwal- 


proiit  du  d^posant,  apr^  d6- 
duction  du  droit  proportionuel 
fixö  par  Farticle  3  de  T Ar- 
rangement du  4  juin  1878, 
et  du  droit  d'encalssement 
prdevö  en  vertu  de  Tar- 
tiele  7  ci-aprös. 


Art.  7, 

Ind^pendamment  du  droit 
proportionuel  per^u  en  exd- 
eutioii  de  rarticle  6  pr^c^ 
dent ,  rAdministration  des 
postcs  charg6e  de  rencaieae- 
meut  pr^J^ve  sur  le  montant 
de  chaque  valeur  encaiaaöe 
une  r6tributiou  calcul^e  ä 
raison  de  10  Centimes  par 
20  f ran  CS  ou  fraction  de 
20  francs,  sana  pouvoir  d^- 
pa&aer  50  Centimes. 

Le  produit  de  cette  rötri- 
bution  ne  donue  lieu  i  aucun 
d^^jompte  entre  Jee  deux  Ad- 
ministrations. 

Art  8. 
Lea  valeurs  qui  n'ont  pu 
^tre  reeouvr^es  sont  renvoyöes 
en  franehise  au  döpoaant,  saus 
que  r  Administration  despostes 
charg6e  du  reeouvrementTsoit 
tenue  k  aucune  mesure   con- 
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tting  gehUten  wäre  ^  bezlig- 
licb  der  Zahiiingsver%veige- 
raog  Belege  oder  Nachweise 
ii^nd    welcher    Art     beizu- 


bringen. 


Art.  9, 

Wenn  der  rekommandirte 
Brief,  welcher  die  auf  den 
ESnzug  bezOglichen  Iti lagen 
entbält ,  oder  diese  Inlageo 
&elhst,  sei  ea  ganz  oder  nnr 
%üm  Theil  ,  in  Verlust  ge- 
ralhen  ^  so  wird  dem  Auf- 
geber, wenn  der  Verlust  nicht 
in  Folge  höherer  Gewalt  statt- 
gefunden hat,  eine  Entsehädi- 
guDg  von  Fr.  50  ausgerichtet 
nach  Maßgabe  der  Bestim- 
muDgea  von  Art.  6  des  Vcr* 
träges  vona  1,  Juni  1878. 

Weon  die  eingezogene 
Summe  in  Verlust  geräth, 
so  hat  diejenige  Verwaltui^g, 
welche  den  Einzug  besorgt 
hat,  die  Verptlichtnog,  den 
rerlorenen  Betrag  vollslÄndig 
zu  eraezen. 

Art  10. 

Die  Postverwftltungen  der 

beiden       veriragschließenden 

Länder   anerkennen   keinerlei 

Verantwortlichkeit    für    Ver- 


servatoire  ou  conatatation  de 
nature  quelconque  du  iion- 
paiement. 


Art.  a 
En  cas  de  perle,  sauf  le 
cas  de  force  majeure^  soit 
I  de  la  lettre  recommand^e  con- 
tenant  lea  valeurs  Ä  recouvrer, 
soit  des  valeurs  elles-mimes, 
en  tüut  ou  en  partie,  il  est 
pay^  au  d^posant  une  indem- 
nitö  de  50  francs  dane  les 
conditions  döter  minies  par 
Tarticle  6  de  la  Convention 
du  1"^  juin  187ö. 


En  cas  de  perle  de  sommes 
encflisa^es ,  rAdmioistration 
qui  a  op6r&  le  recouvretiient 
est  tenue  au  remboursement 
integral  des  somme^  perdueö. 


Art.  10. 

Les     Ad  minist  rations     des 

postes    deä   deux    pays    con* 

tractants  en  aont  lenues  ä  au- 

cnne    responaabilit^    du    chef 
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gpätungen  in  der  Zustellung 
der  rekomm^ndirtec  Briefe, 
welche  Aufträge  für  Geld- 
einzüge  enthaltea,  dieser  In- 
lagen  selböt  oder  der  Geld- 
anweisungeo,  welche  zur  Zah- 
lung ao  den  Aufgeber  dienen. 

Art  11. 
Durch  gegenwärtiges  Ueber- 
einkommen  bleibt  die  lauere 
Geaeagebung  der  beiden  ver- 
tragschließenden Staaten  unbe- 
rührt für  Behandlung  von  im 
Uebereinkommen  nicht  vor- 
gesehenen Fällen  und  nament- 
lich für  die  Anwendung  der 
Stempeliaxe  auf  Handels- 
papiere, 

Art  12, 
J ede  der  b eiden  Ve r w al- 
tungen  kann,  unter  beeondem 
die  Maßregel  rechtfertigenden 
Umständen,  den  Einxitgaman- 
datdieu^t  vorübergehend  auf- 
heben, unter  der  Bedingung, 
daß  sie  unverzüglich ,  und 
wenn  nöthig  mittelst  des  Tele- 
graphen ,  der  andern  Ver- 
waltuDghievonEenntniß  gebe. 


de  retards  dane  la  transmissioa 
dea  lettrea  recommand^e^  con- 
tenant  les  valeurs  ^  recouvrer, 
de  oes  valeurs  elles-mSmea 
et  dea  maodats  de  paiement 


Art,  11. 
Le  pr^aent  Arrangement  ne 
porte  pas  atteinte  h  la  l^gia- 
lation  Interieure  des  deux 
Etats  contraetants,  dans  totit 
ce  qui  n'eat  pas  pr6vu  par 
oet  Arrangement,  et  notam- 
ment  en  ce  qui  conceme  lea 
droits  de  timbre  applicables 
aux  valeurs  commeroiales. 

Art,  \% 

Chacune  dea  deux  Ad* 
miniatrations  des  postes  des 
paya  eontractanta  a  le  droit, 
dans  des  eirconatances  extra> 
ordinairca,  de  natnre  i  juatifier 
la  mesure,  de  suapendre  tem- 
porairement  le  Service  des 
recouvrementa,  sous  la  con- 
dition  d'en  donner  imm^iat€- 
raent  avis^  au.  beaoin  par  voie 
t^l^raphique,  k  Fautre  Ad- 
miniatration. 
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Art,  13, 
Die  Bestimmungen  des  inter- 
nationalen Uebereinkommens 
Yom  4.  Juni  1878  aind,  so- 
weit sie  nicht  mit  den  Ver- 
ein barun  gen  d  es  gegenwär- 
tigen Uebereinkommens  im 
Widerspruch  stehea  ^  auch 
4uf  die  Geldanweisungen  an- 
wendbar, welche  gemäß  Art.  6 
hievor  für  eingezogene  Geld- 
beträge ausgestellt  werden, 

Art.  14. 
Die  beiden  Verwaltungen 
bezeichnen^  jede  für  sich,  die 
Postbüreaux,  welche  mit  dem 
Ein^Ligsraandatdieust  zu  be- 
tj^uen  sind- 

Sie  stellen  auch  die  Auf- 
gabe und  Speditionsart  der 
Einzngsm  andatefeatundtrefien 
die  weitem  für  AuBführung 
des  gegenwärtigen  üeberein- 
kommens  nothwendigen  An- 
ordnungen. 

Die  gemäß  gegenwärtigem 
Artikel  aufgestellten  Beatim- 
moDgen  könneu  durch  die 
beiden  Verwaltungen  in  gegen- 
seitigem Einverständniß  abge- 
ändert werden,  sobald  sie  es 
ftr  aothwendig  erachten. 


Art.  13, 
Les  dispositions  de  1' Arran- 
gement international  du  4  juin 
1878  sont  applicables,  en  tout 
ce  qui  n'^est  pas  oontraire  aux 
stipulations  du  präsent  Arran- 
gement, aux  mandats  de  posta 
d61i\rr4s,  en  vertu  de  Farticle  6 
pr^c^deni,  pour  le  rembourse- 
meot  des  valeura  recouvr^es 
par  la  poate. 

Art.  14. 
Les  deux  Administrations 
d^igaent^  chacune  en  ce  qui 
la  concerne,  les  bureaux  de 
poste  aptes  au  Service  dea 
recouvrementA. 

El  les  rfeglent  le  mode  da 
d6p&t  et  de  Tenvoi  des  va- 
leurs  ä  recouvrer  et  touteg 
les  autres  raesures  de  d^taÜ 
ou  d'ordre  nöcesaaires  pour 
assurer  lex^cutioo  du  präsent 
Arrangement, 

Les  dispoaitions  arröt^e  en 
vertu  du  präsent  article  peu- 
vent  ^tre  modifi^es  par  les 
deux  Administrationa,  toutes 
les  fois  que,  d'un  common 
accord^  elles  en  reconnaisseot 
la  n6ce&Bib6. 
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Art.  15, 
Diia  gegenwärtige  U eber- 
ein kommen  gelangt  an  einem 
^ wischen  beiden  Contrahenten 
zu  verero  baren  den  Tage  zur 
Ausführung ,  nachdem  das- 
selbe ,  gemäß  den  in  jedem 
d er  bei d  en  Län d er  l)este!ien d eu 
Geaeaeo ,  öffentlich  bekannt 
gemacht  worden  ist.  Dieses 
Ueberdn kommen  bleibt  von 
Jahr  zu  Jahr  und  so  lange 
verbind  lieh,  bis  einer  der  beiden 
vertragschließenden  Theile , 
und  Äwar  ein  Jahr  zum  vor- 
aus, dem  andern  die  Absieht 
kundgibt ,  dasselbe  aufzu- 
heben. 

Wälirend  dieses*  lezten 
Jahres  behält  das  Ueberein- 
kommen  seine  volle  Wirk- 
samkeit t  vorbehaltlich  den 
Abschluß  und  die  Saldirung 
der  Rechnungen  nach  Ablauf 
des  genannten  Ternunes, 

Art:  16. 
Das  gegenwärtige  üe her- 
einkommen wird  ratifizirt,  und 
die  Batißkationeu  sollen  so 
bald  als  möglich  ausgewech- 
selt werden. 


Art.  15. 
Le  prdaent  Arrangement 
sera  mis  ä  ex^etitton  ä  partir 
du  jour  dont  les  deux  Parties 
eonvfendront,  d6s  que  la  Pro- 
mulgation en  aura  (ät6  faite, 
d'apr^  les  loia  parLiculi£ii-ea 
ä  ehacun  des  deux  Etats,  et 
il  demeurera  obligatoire  d'an- 
n6e  en  an  nee,  jusqu^ä  cc  que 
Tunc  des  deux  Parties  con- 
tractantes  ait  annonc6  k 
Tautre,  mais  un  an  ä  Tavance, 
aon  Intention  d'en  faire  cesser 
le8  effets. 


Pendant  eette  demifere 
anni^ö ,  TArrangement  con- 
ti nu  er  a  d'avoir  aon  ex^oution 
p  leine  et  entifere,  sans  pr6ju- 
dice  de  )a  liquidation  et  du 
solde  des  comptcs  apr^  Tex- 
piration  du  dit  terme* 

Art.  16. 

Le  präsent  Arrangement 
sera  ratift^  et  les  ratifications 
en  senint  ^chang^es  ausait^t 
que  faire  se  pourra. 
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Zur  Urkund  dessen 
haben  die  Uot^^rzeichneten, 
der  atißeix»rdentli che  Gesandte 
and  bevollmächtigte  Minister 
der  Schweiz,  Eidgeaossenschaft 
in  Paris  und  der  Minister  der 
&U8vrärtigeD  Angelegenheiten 
der  Französischen  Reptthlik, 
ge^e  nis^ärtiges  Ue  berei  nk  om  - 
men  abgeschlossen  und  mit 
ihren  Siegel o  versehen. 

So  geschehen  in  Paris, 
den  6.  Januar  1S80. 

{L.  S.)  tSigO  Kern. 

(L.  So  (SigO  C,  de  Freydnet, 

dectare  que  rarrangeinent 
ci-des3ü3  est  ratÜi^  et  a  force 
de  loi  dans  toutea  ses  parties, 
protnettant,  au  nom  de  la 
Conf^d^ratioü  suiüse,  de  Tob- 
Server  conseiencieusement  et 
en  tout  tenaps.  pour  autant 
que  oela  dopend  de  celle-ci. 


En  foi  de  quoi,  la  pr^ente 
radfieation  a  ^te  sign^e  par  le 
President  et  le  Chancelier  de 
k  Conföd^ration  et  munie  du 
eceaa  du  Conseit  f^6d6ral. 


En  foi  de  quoi^  lee  soüs- 
signfea,  Envojtä  extraordinaire 
et  MiDiatre  pl^nipotentiaire 
de  la  Coufederation  Suisse^  ä 
Pari^,  et  Mioistre  des  Affaires 
Etrang^res  de  la  R^publique 
FraD9aise^  ont  d^ressö  le  pr^ 
sent  Arrangement  qu'ile  ont 
rev^tu  de  leurs  cachets. 


Fait  il  P  a  r  i  s ,  le  6  Janvier 
1880. 

(L.S.)  (SigO  Kern, 

(L.  SO  (SigO  C.  de  Freycinei 

Ayänt  vu  et  examin6  le  dit 
Arrangement,  Nous  l*avona 
approuv6  et  approuvons,  en 
vertu  deä  dispositions  de  la 
loi  votöe  par  le  Sönat  et  par 
[a  Chambre  des  D6put&; 
DMarnns  qu'il  est  accept6, 
ratifi6  et  confirmd  et  Promet- 
tons  qu'il  aera  inviolablement 
observö, 

Etufoi  de  quöif  Ni)us  avons 
donnö  lea  pr^senteü  revötuea 
du  Sceau  de  la  R^publique* 


V 
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•  AinBi  faifc  k  ßerne,  le  seize 
)&nvier  mil  huit  ceot  quatre- 
viogt  06janvier  1880). 

Äu  nom  du  Conseil  fi^d6ral, 
Le  J^esident 
de  la  Cö7ißderatiön : 
{L.  SO      Wem. 

Le  Chancelier 

de  la  Confederation: 

Schieß. 


A  Paris,  le  22  mars  1880. 

Jh1©8  GreTj. 

CL.  B.) 

Par  le  Pr^ident 

de  la  R^publique: 
C*  de  Freycifiei 


Note.  Die  Eatifi.katioii«ii  dea  vorstehenden  Uebereinkommeiia 
sind  zwiBchen  dem  schweizeriichen  Gesandte u  in  Para,  Hrn.  Dr.  K  ern, 
und  detn  Miniatur  der  auswärtigen  Angelegenheiten  Frankreichs, 
Hrn.  C.  de  Freyciuet,  am  23»  März  1880  au  Paris  auBgewecheelt 
worden , 
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Uebereiükunft 


Verbesserung  des  Looses  der  im  Kriege  verwundetan 
Militärs. 

(Tom  22.  August  1864.) 


Dieser  Uebereiükunft  ist  auch  die  Republik  Peru  am 
21  April  1880  beigetreten. 

Die  vom  dorlseitigen  Gesandten  In  Paris  Naioens  setniir 
Bi^emng  ausgestellte  Erklärung  lautet  also: 

Le  Gouvernement  du  P^tou,  ayaut  pna  coonalsÄanee  de 
k  Oonventioü  sigui^e  a  Gen&ve  le  22  Äoüt  1664  entre  la 
Confy^ratioD  suisse,  3on  Ältesse  Royale  le  Grand-Duo  de 
Bade,  Sa  Majest^  le  Roi  des  Beiges,  Sa  Majeatä  le  Roi  de 
Dänemark^  Sa  Majestö  la  Reine  d'Espa^ne,  8a  MajeMÖ  rEm- 
pereur  des  Fran^ais,  Son  Altesse  Rojale  le  Grand-Duc  de 
Hesse,  Sa  Majeat6  le  Roi  dltalie,  Sa  Majestö  le  Roi  des  Paye- 
Baa,  Sa  Majestö  le  Roi  de  Portugal  et  des  Algarves,  8a 
Majest^  le  Roi  de  Prusse  et  Sa  Majest^  le  Roi  de  Wurtem- 
berg,  pour  fam^lioration  du  sort  des  militaires  bles86i  daus 
lei  arm^es  eii  eampagne^  Convention  dont  la  teneur  suit: 

(8iebe  eidg-  Gesezsammlung,  BtL  VlII,  8.  526—5300 

(Art.  1—100 


1^ 


£%.  Amtl.  Samml,  Neue  Folge.  Y.  Bd.  6 
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Le  Öouflsigii^H,  Edvojö  Extraordicaire  et  MiDistre  PI6ni- 
potentiftire  du  P^roy  pr^a  le  GouverDemenl  de  Ja  R^publlque 
fran^ake,  mimi  k  cet  eifet  de  pouvoirs  ap6eiaux,  d^elare  par 
la  pr^seiite  que  P^ou  acc^e  k  la  susdite  cooYention. 

En  foi  de  quoi  11  a  eign^  la  präsente  d^claration  et  j" 
a  appos6  son  cacbet. 

Paris,  le  22  Avrü  1880. 

(L.  8.)  Josiblo  Banz. 


Kote,  Die  ober  wähnte  Uebereinkunft  beatebt  Lunmehr  zwischen 
der  Schweiz^  der  ÄrgentinisebeD  Republik,  Belgien,  Bolivia,  Chilis 
D&Qemark,  Deutschland,  Frankreich ^  Griechenland,  Großbritaiiniei^ 
Italien,  den  Niederlanden,  Oesterreich-Ungarn,  Peraieu,  Peru,  Portugal^ 
Bnmänien,  Rußland,  Salvador,  Schwedeii,  Spanien  nnd  der  Türkei. 
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Erklärung 

im  Beitritt  Gro$sbrJtannien$  für  seine  Kolonie  der 
Bahama^lnseln  irt  Westindien  zum  Weltpostvertrag. 

[Vom  11.  Mai  18800 


Von  der  durch  Art,  18  des  in  Paris  am   1,  Juni  1878 

atigeschlassenen  Welfcpost vertrag«  (Cünvention  postale  uni- 
reraelle  de  Paris)  eingeräumten  Befugniß  Gebrauch  machend, 
bat  die  Regierung  von  Großbritaonieu  durch  ihre  Geaandt- 
fechttft  in  Bero  dem  schweizeriachea  Bunde±^rathe  den  Beiintt 
di^es  Staates  zum  ohgedachten  Vertrag  auf  1.  Juli  1880 
iügezeigt. 

Gemäß  den  Bestimmungen  des  obgenannten  Artikels  hat 
der  schweizerische  Bundesrath  den  ßeigierungen  der  Post- 
TCTeinsstaaleQ  den  atattgefundenen  Beitiilt  mit  Note  vom 
II.  Mai  188Ü  kund  gegeben,  mit  der  vireitern  Mittheilun^, 
daß  die  Bahama-Inaeln  an  Taxen  beziehen  werden: 


für  25  Centimen 

5 

Pence  Sterling, 

10         , 

5          . 

2 

1 

n 
1) 

r, 

Bern,  den  IJ.  Mai  IBSO. 

Die  scbweiz,  Bundeskanzleh 
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Terordnnng 

über 

die  Organisation  des  Armeestabes, 

(Vom  7.  Mai  1880.} 


Der  schweizeriBche  Bundesrat  h, 

in  Vollziehung  des  Art.  64  der  MilitÄrürganisation  yom 
13.  Wintermonat  1874- 

auf  den  Antrag  seines  Militärdeparteoaents, 

besohl ießt: 

Art  1.  Der  Bestand  des  dem  General  beigegebenen 
Armeestabea  ist  aua  der  naehstehenden  Tabelle  ersichtlich. 

Art.  2.  An  Truppen  werden  dem  Armeestab  beigegeben  : 
eine  Äbtheilung  Infanterie  und  1^ — 5  Guideukorapaguien, 

Art.  Z,  Wird  nur  ein  Theil  der  Armee  anfgeboten,  eo 
ui  das  Personal  des  Armeeätabe«  entsprechend  zu  reduziren. 

Art  4.  Die  innere  Organisation  des  Armeeslabes  und 
die  Arbeitsvertheilung  in  demselben  wird  vom  schweizeri- 
aehen  Militärdepartement  provisorisch  festgestellt. 

Dem  Chef  des  Generalstabcs  steht  die  Befugniß  zu,  die- 
selbe unter  Genehmhaltung  des  Oberbefehlshabers  zu  modt- 
fiziren. 
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^       BtAbssekretÄr 

— 

1 
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D*?r  Oenera]§tabacbt!f     . 
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1    4 

;        dessen  Adjutaoten  . 

2 

-^ 

, — 

4 

^       Staböiekretär 

— 

1 

— 

— 

Der  General -Adjutant  (Oberst  der 

Infanterie)           .         *         .         . 

1 

— 

^ 

4 

dessen  Adjutanten 

l 

^ 

— 

2 

^       Stabssekret  Ar 



1 

— 

— 

zugetbeilt        .... 

3 

— 

— 

6 

1  Der  üoteretabschef  (Chef  der  Go- 

'     aeralstabsabtheilung)  . 

1 

i     — 

— 

3 

zugetheilt: 

Generalstabsoffiziere 

4 

— 

— 

8 

Kanzleichef    .          ,         ,         . 

1  i 



H 

2 

1         KjiDzIei           ,         ,         .         . 

2 

'     

— 

— 

Stabssekretäre 

^ 

4 

— 

— 

der  Feidpostdirektor 

^     Telegraph  endirektor          ,  : 

,     t 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

—  ■ 

Ein  Oberst  der  Artillerie        .         .  \ 

1 

— . 

. 

3  jl 

de^en  Adjutant 

1 

— 

— 

2 

zögetheilt  t 

der  Parkdirektor     . 

1 

— 

— 

2 

1          ^     Traindirektor  . 

1 

— 

^^ 

2 

ÄxtillerieofÜziere     . 

3 

— 

— ^ 

6 

Stabeeekr^tär 

— 

1 

— 

— 

Sn  Oberst  dei  Genie    . 

1 

— 

■ — 

3 

i        dessen  Adjutant 

l 

— 

— 

1 

^       Stabseekretär 

Uebertrag 

— 

1 

— 

— 

31 

9 
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Ueb  ertrag 
Der  Armee kriegskoramisÄär    (Feld- 
kri  egsk  om  m  iäsär) 

zugetheilt : 
V  er  wa  1  fc  Q  Qgao  flfi  zi  ere 
Stabssekretär 

Der  Oberbetriebschef     . 
Kugetbeilt : 
Offiziere  d.  EiBen  bahn  abtheil  ung 
Stabssekretär 

Der  Armeear^t 

zugetheilt : 
Santt&taoffizier 
Stabasekretär 

Der  Armeepferd  arzt 

zugetheilt : 
StfthspferdrtJTZt 
Stab^sekretär 

Der  Armetifiuditor 

zugetbciJt : 
Justizoflfizier   * 

Der  Kommandant  dea  Hauptquartiera 
deseeD  Adjutant  (TrainoIHzier) 

Der  YerwaltungöofUzier  des  Haupt- 
quartiere     ,         ,  ,         *         ^ 

Der  Arzt  dea  Hauptquartiers 

Der  Pferdarzt  dea  Hauptquartiers  . 

Traiu  des  Armeest^bes  two^ou  ein 
Unteroffizier)      ,         .         .         , 


31 
1 

6 

1 
3 

1 
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AnsrüitüDg  der  InfAnlerie  mit  SchaDzwerkEeng.  87 

Fuhrwerke  und  Zugpferde. 
Fourgnos     .         .         .         ,        ,        7  |4 

ßagagewageD       ...»         2  4 

Proviaatwageu     .         .         »         *         1  2 


tO  20 


Bern,  den  7.  Mai  IBdO. 


Im  Namen  des  sehweiz«  Bmidearathea, 
Der   Vtzepräaidenti 
Anderwert 
Der  Kaoxler  der  Eidgenosseasehaft : 
Schieß. 


Verordnung 

betreffend 

die  AusrUstirng  der  schweizerischen  Infanterie  mit 
Schanzwerkzeug. 

CVom  27.  Mai  18800 


Der  achweizerUche    Bundesratb, 

nach  Einsicht  eines   Berichtes  des  Mi litärde parte meote, 

beschließ  t : 

1,     Die  Infanterie  ist  in  folgender  Wei&e  mit  tragbaren 
Sebanzwerk^eugen  anazurUstcn :  ^  j 
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88  AnsrüatuBg  der  iDfaDtene  mit  Schanz werkzea^ 

jede  Kompagaiß  mit  40  kleinen  Spaten, 
20  kleinen  Pikela, 
8  Haudbeileo. 
Die  Handbeile  werden  den  bisherigen  Eochgeräth&cliafteii 
entnommen. 

2.  Diese  Werkzeuge  werden  magaziturt  und  der  Mann- 
schaft bei  jedem  Dienste  ansgetheilL 

3.  Für  jedes  Bataillon  sind  ferner  anzuschaffen  und 
im  Bataillonsfourgan  unterzubringen; 

20  Wurföchaufeln, 

10  Pikelhauen, 

10  größere  Aexte, 

5  Waldaägen. 

4«  Die  Anschaffung  erfolgt  auecessiv  durch  Aufnahme 
eines  entsprechenden  Postens  in  das  Jahresbüdget. 

5.  Das  MilitÄrdepartement  wird  beauftragt,  die  nöthigen 
Vorschrißen  über  Beschaffenheit  und  Tragart  der  Werkzeuge,, 
sowie  über  deren  Gebrauch  zu  erlassen. 

Bern,  den  27.  Mai  1880. 

Im  Namen  des  Schweiz»  Bundesrathea^ 
Der  Bundeapräsident: 

WeKI, 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft  r 

Schieß. 


ft*o* 


I 


I 
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Bundesratlusbescliliiss 

betreffend 

die  Abkürzung  fUr  die  Mass-  und  Gewichts- 
bezeichnungen, 

[Vom   1.  BrachmoQat  1880,} 


Der  schweizer iaohe  Bundesrat h^ 

Dach  EiDsicht  eines  Berichts  seines  Handels-  und  Land- 
wirtbsehafts'ieparteroeiits ; 

in  der  Absicht,  fUr  die  metrischen  Maü^  und  Gewichts- 
großen  einheitliche  ahge kürzte  BezeiehnuDgen  elnzuAlhren, 
welobe  in  Uebereinstimmting  sind  mit  den  vom  internationalea 
CoEoile  für  Maß  und  Gewicht  gewählten  Zeichen, 

beschließt: 

l.  Für  die  am  meisten  im  Gebrauche  stehenden  Maße 
und  Gewichte  dea  roetri sehen  Systems  werden  folgende  ab- 
gekürzte Bezeichnungen  etngeführt,  die  bei  allen  amtlichen 
Pablikationen  des  Bundes  und  seiner  Organe  ausschließlich 
in  Anweadung  kommen : 
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2.  IMe  RegieruQgeQ  der  Kantone  werden  eingeladeo, 
auch  ihrerseits  dafür  £u  sorgen^  daß  diese  internationaleD 
ßezeicbnuiigen  möglichste  V^erbreituDg  fänden,  nameniUcli  dali 
dieselben  bei  amtlichen  Erlaaaen  angeblendet  werden  nnd 
(laß  die  Kenntniß  derselben  m  den  Schulen  geffirdert  werde. 

3.  Gegenwärtiger  Beschluß  ist  in  die  amtliche  Samni- 
luttg  der  Geseze  und  Verordnungen  dtir  Eidgenossenschaft 
aufzunehmen. 

Bern,  den  1.  Brachmonat  1880. 

Im  Namen  des  echwelz.  Bundearathes, 

Der  Bnndespräaideot: 

Welti. 

Der  Kanter  der  Eidgenoaaenaeh&ft: 

8ehle£. 
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^  Bundesrathsbescliliiss 

betreffend 

Abänderung  der  Artikel  28,  41  und  50  der  Pcist- 

Transpoftordnung. 

(Vom  14<  Brachmoaat  1880.) 


Der  g  ch  weiz  e  riö  ch  e  Bundesrath, 
auf  dea  Antrag  aeineB  Post-  und  Eiseobahndepartemeiits^ 

beschließt: 

Die  Artikel  28,  41  und  50  der  revidirten  Transport- 
ordnung ftlr  die  schweizerisehen  Posten  *)  werden  abge- 
ändert wie  folgt : 

TU.  aükfordernng. 

Art.  28. 
1]  Der  Absender  hat  das  Eteeht,  tiufgegebene  Post- 
gegenstände  zurükzudehen ,  oder  wegen  Auslieferung  an 
einen  andern  Adressaten  oder  in  einen  andern  Ort  An- 
weisung zu  ert heilen.  Sobald  jedoch  die  Sendung  uai^h 
Ankunft  am  Bestimmungsort  dem  zuerst  bezeichneten  Adres- 
saten avisirt  oder  von  ihm  die  Auslieferung  verlangt  worden 
ist,  darf  einer  anderweitigen  Verfügung  nur  mit  Zustimmung 
dea  leztern  entsprochen  werden. 

2)  Behufs  einer  Rükziebung  oder  sonstigen  Anweisung 
hat  der  Absender  bei  der  Äufgabepoststelle  ein  schriftliehetj^ 


*)  Siehe  eidg.  GesezsaninLlnng  neue  Folge,  Band  JJL  S«lto  401. 
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mit  10  Rp,  frankil'tes  Begehren  einaureicheti  und  ßich  zu 
legitim iren.  VeHaogt  der  Versender^  daß  das  Btlk&enduDgs- 
beehren  auf  telegraphiHchetn  Wege  vermittelt  werde,  so 
hat  er  überdies  die  ordentliehe  Telegramm taxe  zu  bezahlet!. 
Die  Bestimmungs-  oder  Umspeditionspoststellea  haben  solche 
ÄüweifiUDgeD  nur  dann  zu  beriiksichtigeD ,  weun  dieselben 
im  Dienstwege  von  der  Aufgabepoststelle  übermittelt  werden. 

3)  Die  Rükziehung  oder  andere  Anweisung  kann  bei 
der  Äufgabepogts teile  oder  der  Beatimmungspoststelle,  und 
wenn  dies  ohne  Störung  des  Dienstes  möglich  ist,  auch  bei 
eitler  Umspeditionsposr stelle  erfolgen, 

4)  Wenn  aufgegebene  Postjaendungeu  vom  Aufgeber 
zurQkjiJefürdert  werden,  so  gelten  bezuglich  der  Taxen  fol- 
gende Bestimmungen  : 

a.  wenn  eine  unfrankirte  Sendung  die  Aufgabe- 
poststelle nocb  nicht  verlassen  hat,  so  wird  ein  Porto 
nicht  berechnet  ^ 

b'  war  eine  unfrankirte  Sendung  schon  abgesehikt^  ao 
hat  der  Aufgeber  das  Porto  för  die  durchlaufene 
Streke  (bei  Fahrposbstüken  für  den  Hin*  und  Herwege 
und  mit  zweimaligem  Zuschlug  für  Nichtfrankatur)  zu 
entrichten  \ 

c  bei  frankirten  Sendungen,  mit  Ausnahme  der  Post- 
karten und  Frankocouverts  sin  5  Rp.,  wird ,  unter 
Yorbehalt  des  Abzugs  des  Frankaturbetrages  ftir  die 
durchlaufene  Streke ^  bei  Fahrpos tstükeu  (Hin-  und 
Herweg)  der  Werth  der  obliterirten  Marken  gegen 
Abgabe  der  bet reffende ti  Postkarten,  Couverts  oder 
Handateartons,  oder  de»  Begleitbriefes,  des  Umschlages 
oder  der  Adresse,  auf  welcher  sich  die  Marken  be- 
Bnden,  zurtlk%'ergUtet ,  und  zwar  durch  Zustellung 
anderer  gleichartiger  Werthzeichen  von  gleichem 
BeL-age  an  den  Aufgeber,  wobei  jedoch  lezterer,  gleich 
wie  dies  für  verdorbene  Werth  zeichen  (Art,  17,  Ziff»  6 
bievor)  geschieht,  für  Postkarten  zu  10  Rp.,  Franko- 
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94  Abänderung 

couvertfi  zw  10  Rp.  und  höher,  GeldaDweisuDgäcartons 

und  Umschläge  für  Eio^ugamandate  5  Rp,  per  8ttlk 
Q ächz u zahlen  hat*  Send ua gen  mit  unobliterirten  Marken, 
sowie  Postkarten  und  Cou vertu  zu  5  Rp.  wercJen  dem 
Aufgeber  ohue  Weiteres  zurükge&tellt. 

Art.  41. 
Zuschlag  für  Sperrgut  etc. 

1)  Der  Zu&chJag  für  Sendungen,  welche  die  Post  nur 
bedingt  zur  Befördertmg  anaimint,  und  für  sperrige  Güter 
(Posttaxeogesez  Art,  24,  2.  Alinea)  beträgt  50  **;o  der  ge- 
wöhnlichen Taxe.  Dieser  Zuschlag  findet  jedoch  nur  dann 
Anwendung  auf  Stüke  über  60  Eilogiumm ,  wenn  sie  in 
eine  der  sub  Litt,  a  bis  d  des  gegenwärtigen  Artikeb  er- 
wähnten Kategorien  fallen, 

2)  Als  Sendungen ,  welche  die  Post  nur  bedingt  zur 
Beförderung  anuimmt^  werden  solche  Gregenstände  bezeichnet^ 

a.  die  FlUsfiigkeiten  enthalten  ; 

b.  die  leicht  zerbrechlich ,  oder  selbst  bei  ordentlicher 
Behandlung  dem  Verderben  unterworfen  sind; 

c.  die  schwer  zu  verpaken  und  zu  feesorgen  sind  ; 

d.  lebende  Thiere; 

e«  Sendungen  über  60  Kilogramm  Gewicht.  (Siehe  Art»  8^ 
des  Postregalgeseaes  vom  2.  Brach mooat  1849  und 
Art*  42  der  gegenwärtigen  Verordnung.) 

3)  Die  PostverwaltuDg  ist  auch  gegen  Bezahlung  der 
Zußchlagslüxe  von  50  ^.'o  nicht  verpflichtet,  die  in  den 
Ziffern  1  und  2  erwähnten  Sendungen  xu  übernehmen, 
sondern  es  steht  ihr  frei,  den  Transport  derselben  abzu- 
lehnen öder  nur  unter  Vorbehalt  zu  übernehmen, 

4)  Als  Sperrgut  gelten  alle  StQke,  welche 

a,  in  irgend  einer  Dimension  1  ^iu  Meter  überschreiten,  oder 

b.  in  einer  Dimension  1  Meter,  in  einer  andern  *  2  Meter 
überschreiten  und  dabei  weniger  als  10  Kilogram irv 
wiegen. 
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ArL  50. 

Betrag  der  Taxen  und  Gebühren, 

1)  Die  Taxen  und  Gebühren  von  Nat^h nahmen,  welche 
msammea  mit  dem  Ausdruk  ^  Frank  atur"^  bezeichnet  werden, 
betragen  : 

L    Für  Briefpostnachnahmen: 

a,  die  gewöhnliche  Taxe  der  betreffenden  Korrespondenz- 
kategorie ; 

b.  die  Provision  auf  Nachnahmen  von  Eins  vom 
Hundert  der  Nachnahmesumme,  wobei  die  Pro  vi- 
sionsbruchtheile  jeweilen  mit  10  Happen  berechnet 
werden. 

IL    Für  Fahrpostnachnahmen: 
a*  die  gewöhnliche  Taxe  von  FahrpoatstQken  ; 
b,  die   Proviaion   von   1  */o ,   jedenfalls    aber    wenigstens^ 
30  Rp.  und  mit  Äusrundung  auf  je  volle  10  Rappen. 

2)  Auf  uoanbringlichen  Fahrpostnachnahmesendungen 
äadet  die  TEkX6  ad  II  a  Tür  den  Rükweg  ein  zweites  Mal 
Anwendung. 

3}  Der  Veraender  bat  eine  weitere  Gebühr  von  10  Rp, 
m  entrichten,  wenn  er  die  Beigabe  eines  Einlösungsscheines 
IQ  einer  Nachnahme  verJangit. 

4)  Dem  Versender  ist  freigestellt,  den  Betrag  der  be- 
zahlten Transporttaxen  und  Gebühren  (Ziffer  2  und  B)  dem 
eigentlichen  Nachnahme  betrage  beizufügen. 

B  0  rn  ^   den  14*   Brachmonat  1880. 

Im  Namen   des  Schweiz.  Bundearathes, 
Der  Bundespräsident: 

Welti. 

Der  .Kanzler  der  EidgeDossenschaft: 
Schieß. 

— - — ^»oc*WJö^ ■ 
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Bundesbeschluss 

betreffend 

den  Staatsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  dem 
Königreich  Spanien  Über  Niederlassungs-  und 
Gewerbeverhältnisse. 

(Vom  13.  ChriBtmoiml  18790 


Die  Bundes? erBammluQg 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Emsidit  einer  BoUchaft  des  Bundesrathes  vom 
22,  Wintermonat  1879, 

beecbließt: 

Art.  1.  Dem  zwischen  der  Schweiz  und  dem  König- 
reiche Spanien  unterm  14.  WinteFmonat  1879  zu  Bern 
abgeschlossenen  Vertrage,  betreffe  od  Niederlassungs-  und 
Gevrerbeverh&Itnisse ,  wird  hiermit  die  vorbehalteue  Ratiß- 
kation  ertheilt, 

Art.  2.  Der  Bundesrath  ist  mit  der  Vollziehung  dieses 
Beschlusses  beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  6.  Christmonat  1879. 

Der  Vizeprösident :    SahU. 

Der  Protokollführer:    Olsl. 

Also  beschlossen  vom  Kationalrathe^ 
BerD,  den  13.  Cbristmonat  1879. 

Der  Präsident:    fifinzü. 

Der  Protokollführer:    ScUefi. 
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Niederlassungsrertrag 

der  Schweiz  und  Spanien« 

Abgeschlosaan  den  14.  Navetaber  XW19. 
Eatiäiirt  von  der  Schweiz  am  18.  Dezember  IBTO. 
T,  „      Spanien  am.  Ö^  April  1860. 


Le  Conaeil  f^d^ral 
de  la 

Coaf^d^ratiOE  snisse^ 

apr^s  avoir  vn  et  examinö 
la  couvfiDltoD  d'^tablisef^inent 
eotre  la  Suisse  et  TEspagne^ 
m^^etkBernej  le  14navembre 
demier j  eotre  son  pl^nlpoten- 
tiaire  et  celui  de  Sa  Majestä 
le  Boi  d'Espagne,  Convention 
qui  a  ^t6  approuv6e  par  le 
OoDseil  des  Etats  le  6  d6- 
cembre  1879  et  par  le  Con- 
seÜ  national  le  13  du  mßnie 
mois^  et  dont  la  teneur  suit: 


Don  Alfonso  XIT^ 

por  la  gracia  de  um  Rey 
CofislitucionaJ  de  Esparia  ' 
ete.    etc.    etc. 

Por  cuanto  el  dia  catorce 

de  Noviembre  de  mil  ocho- 
ctentoB  setenta  j  nucve  se 
ajugtö  y  firmö  en  Berna  por 
Don  Narclso  Gar  da  Loygorrtf 
Vizconde  de  la  Vega^  en 
repreaentaciun  de  Espaila  y 
MonaieuJ"  K  An  der  wert  en  la 
del  Gobierno  de  la  Confede- 
raeion  Suiza,  como  Pleaipo- 
tenciarioa  öombrados  al  efecto, 
en  debida  forma  un  Convenio 
de  establecimieuto  compuesto 
de  aiete  artfculos  en  lengua 
espaflola  y  franeeaa,  cnyo  te- 
oor  literal  es  el  atguiünte; 


Eidg.  amtL  SammL  Neue  Folge.  T.  Bd, 
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Kied  erlaasG  ngarertr  ag 


Die  Regierung  der 
Schweiz.  Eidgenossenschaft 

uud 

die  Regierung  Seiner  Majestät 
des  Künigs  von  Spanien^ 

von  dem  Wunsche  geleitet, 
die  Bandß  der  Freundschaft, 
welcbe  die  beidcD  Staaten  ver- 
ein! gea,  enger  nx  ktiQpfeD  und 
die  Beziehungen^  welche  zwi- 
achen  den  Aogehörigen  der 
beiden  Länder  besteben,  zu 
vermehren,  haben  beschlossen, 
die  Bedingungen  für  die  Nie- 
derlassung der  Schweizer  in 
Spanien  uud  der  Spanier  in 
der  Schweiz  in  beiderseitigem 
Einverständnisse  durch  einen 
besonderen  Vertrag  zu  regeln, 
und  haben  zu.  diesem  Zweke 
zu  Ihren  Bevollmächtigten  er* 
nannt^  nämlich: 

Der  schufl/ertsche 
Bundesrath ; 
deu    Herrn    Bundesrath    F, 
An  der  wert,  Vorsteher 
des    JuäÜz     und    Polizei- 
departements  \ 

Seine  Majestit  der  Müig 

von  Spanien: 
Don  Narciso  Gareia  de 
Loygorri,  Vicomte  de 


Le  Gouvernement 
de  la  Conf^däration  suisse 

et 

le  Gouvernement 
de  Sa  Majest4  le  Roi  d'Espagne, 

dfeirant  resserrer  les  liens 
d\imiti6  qui  unissent  les  deux 
Etats  et  roultiplier  lea  relationa 
qui  existent  enlre  les  ressor- 
tissants  des  deux  pays,  ont 
d^cid^  de  regier,  d'*un  commua 
accord  et  par  une  Convention 
speciale,  les  coudittons  aux- 
quell  es  sera  soumis  rdtablisse- 
ment  des  Suisses  en  Espagne 
et  des  Espagnols  en  Suisse, 
et  ont  nonini^  pour  leurs 
Pl^nipotentiaires  k  cet  efiet, 
savoir : 


Le  Con^eil  federal  swme: 

Monsieur  F>  And^rwert,  Con- 
seiller  f^6ral,  Chef  du  De- 
partement de  Justice  et 
Police ; 

Sa  MajesU  le  Roi 

iTEspagne : 

Don  Naroiso  Gar  da  dß  Lot/- 

gorri^  Vicomte  de  la  Vega 
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Ift  Vega,  Kommandeur 
der  kömglicbeo  Orden 
Karls  ILL  und  Isabellas  der 
Katholisclien,  Ritt4är  des  Or- 
dens des  heiligen  Johannes 
von  Jerusalem j  Großkreuz 
des  Ordens  des  heiligen 
Gregor  des  Großen  vom 
Päpstlichen  Stuhle,  Groß- 
Offizier  des  Ordens  des  Er- 
lüsers  von  Grieehenland, 
Kommandeur  der  Ehren- 
legion von  Frankreich, 
Ritter  des  Leopoldsordens 
Ton  Belgien ,  wirklichen 
Kämmerer  Seiner  Majestät, 
spaniöcheo  Geschäftsträger 
bei  der  schweizerischen 
Eidgenosse  n  schaft, 

welche,  nach  Austausch 
Ihrer  in  guter  und  gehöriger 
Form  befundenen  Vollmach- 
ten, über  die  folgenden  Artikel 
äch  geeinigt  haben: 

Artikel  1. 
Die  Spanier  sind  in  jedem 
Einton  der  Eidgenossenschaft 
ia  BeiQg  auf  Person  und  Ei- 
genthum  auf  dem  nämlichen 
Puße  und  auf  die  nämliche 
Weise  aufzunehmen  und  zu 
t^ebandela,  wie  es  die  Schwel* 
£er  sind  oder  es  in   Zukunft 


Commandeur  numi^raire  des 
Ordres  Ro}'aux  de  Charles 

ni  et  dlsabeile  la  Catho- 
lique,  Chevalier  de  TOrdre 
de  Saint  Jean  de  Jerusalem, 
Grand'  Croix  de  Saint  Gre- 
goire  le  Grand  du  Saint 
ßiC^ge,  Grand  Ofiicier  du 
Saint  Sauveur  de  Grfece^ 
Commandeur  de  la  L^ion 
d'Honneur  de  France,  Che- 
valier de  Leopold  de  Bei- 
gique,  ChamhellandeSaMa- 
jeatö  avec  exercice^  Charg6 
d"" Affaires  d'^Espague  pr^  1& 
Co  nfi^d  Nation  euisse^ 


lesquels,  apr^avoir  6chang6 
leurs  pleins  pouvoirs,  trouv^s 
en  due  et  bonne  forme,  äont 
convenus  desarticle^  suivanist 


Article  premier. 
Lea  Espagnola  seront  re^us 
et  trait^s  dans  chaque  Canton 
de  la  Conf^d^ration,  relative- 
ment  ä.  leurs  personnes  et  ä 
leurs  propri^t6s,  sur  le  m^me 
pied  et  de  la  m^me  raanifere 
que  le  sont  ou  pourront  T^tre 
^  Tavenir  las  Suisses,  en  tant 
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Kioderlassungs  ver  trag 


•werden  sollteo.,  soweit  der 
gegenwärtige  Vertrag  nicht 
Ausdrüklicli  abweichende  Ver- 
fügungen enthält.  Sie  können 
'demzufolge  in  der  Schweiz 
ab*  nnd  zugehen  und  sich 
^läselbst  zeitweilig  aufhalten, 
voran sgcsezt,  daß  sie  mit  re- 
gelmäßigen Pässen  versehen 
sind  und  den  lijindesgesezen 
•und  Polizeiverordnuagenaacii- 
ieben. 

Jeder  Industriezweig,  wel- 
scher den  Bürgern  oder  Unter- 
ihanen  emea  begünatigteren 
andern  Staates  erlaubt  ist 
43der  später  erlaubt  werden 
möciitOj  ist  in  gleicher  Weise 
tauch  den  Spaniern  bewilligt, 
ohne  daß  von  ihnen  eine 
pekuniäre  Mehrleiatung  gefor- 
dert werden  dürfte,  welche 
nicht  gl  ei  dl  fall  3  von  den 
ßchweizern  zu  bezahlen  wäre. 

Es  sind  jedoch  die  wissen- 
Bchaftlichen  Berufsarten  aus- 
genommen, zu  deren  Aus- 
übung akademische  Ausweise 
4}der  Yom  Staate  ausgestellte 
Diploms  erforderlich  sind. 

Artikel  2. 
Die  Schweizer  sind  in  dem 
ganzen   Königreiche    Spanien 


que  la  prfeente  Convention 
ne  contieut  pas  express^ment 
d'aütres  di.spoaitions*  Ile  pour- 
ront  en  consöquenee  aller, 
ve  n  i  r ,  s^j  ou  rner  1  em  po  rai  re- 
ment  en  Suisse,  pourvu  qu"'ils 
soient  munis  de  passeports 
r6g  uliers  et  qu''i  la  ge  confor  ment 
aux  lois  du  pays  et  aiix  r^le- 
ments  de  police. 


Toüt  genre  d'industrie  per- 
mis  on  qui  serait  permis  plus 
tard  aux  citoyens^ou  sujets 
d^une  autre  Puissance  plus 
favoris6e,  le  sera  ögaleraent 
aux  Espagnols  et  sans  qu'on 
puisse  exigcr  d'eux  aucune 
condition  pöcuniaire  plus  on6- 
reuse  qui  ne  seit  6galement 
^üj6e  par  les  Suisses, 


Sunt  except^es  les  profes- 
siooa  seien üfiques  pour  Texer- 
ciee  desqu olles  des  titres  aca- 
dßmiques  ou  des  diplömes 
dölivri^  par  l'Etat  eont  exigfe. 

Articie  2. 
Les    Suissefl    seront    re^jus 
et  trait6s  dans  tout  le  Eoyaume 
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In  Bezug  auf  FßriOQ  und 
Etgealhum  auf  dem  näm- 
licbeu  Fuße  und  auf  die  Däm- 
liche  Weise  auf^uoehineQ  uod 
zu  behaDdeln,  wie  es  die  spa- 
otschen  UotertliaQeD  sind  oder 
«3  in  Zukuufl  werden  sollten, 
soweit  der  gegenwärtige  Ver- 
trag Dieht  auadrUklich  ab- 
weichende Verfbgutigeri  ent- 
bSit.  Sie  können  demzufolge 
tu  Spaoiea  ab-  und  zugehen 
uad  sich  daselbst  zeitweilig 
aufbaUen  ,  vorausge^zt ,  daß 
c!e  mit  regelmäßigen  Pässen 
Tcrsehen  sind  und  den  Laodes- 
gesezea  und  Polizei  Verord- 
nungen nachleben. 

Jeder  Industriezweig,  wel- 
cher den  Bürgern  oder  Unter- 
Üjanen  eines  begünsLigteren 
aodem  Staates  erJaiibt  ist  oder 
später  erlaubt  werden  möchte, 
iit  in  gleicher  Weise  auch  den 
Schweizera  bewilligt ,  ohne 
dafi  von  ihnen  eine  pekuniäre 
Slebrleiiatung  gefordert  werden 
darile,  welche  nicht  gleichfalls 
^oft  den  Spaniern  zu  bezahlen 
wfiie. 

Es  sind  jedoch  die  wissen- 
*^btiftliebea  Berufftarten  aus- 
genommen,    zu    deren    Äus- 


d  'Ey  pague^  relati  vemen  t4  leurs 
personnes  et  k  leure  propriöt^a, 
sur  le  m^me  pied  et  de  1* 
möme  mauifere  que  le  sont 
ou  pourroDt  I'ötre  ^  Tavenir 
les  sujetB  espagnolsn,  en  tant 
qua  la  präsente  Convention 
ne  contient  pas  expressiv ment 
d'autres  dispositions,  IIa  pour* 
ront  eu  cons6qaence  aller^ 
venir,  söjourner  temporaire- 
ment  en  Espagne ,  pourvu 
quMls  aoient  munis  de  pasBO* 
portö  r^uliers  et  qulls  ee 
conforment  aux  lois  du  paj» 
et  aux  r^glementa  de  police- 


Tout  genre  d Industrie  per- 
mis  ou  qui  serait  permis  plus 
tard  aux  citoyens  ou  sujets 
d'une  autre  Puisaanee  plus 
favoris^e,  le  sera  ^alement 
aux  Suisses  et  sans  qu'on 
puisse  exiger  d'eux  aucone 
condition  p^cuniaire  plus  on6- 
rcuse  qui  ne  aoit  ^alement* 
pay^e  par  les  Espagnols. 


Sont  except^ee  les  profea- 
sions  scientiliques  pour  Texer- 
cice  des  quell  es  des  titres  aca- 
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NiodGrlasBtmgsyertrag 


übimg  akademische  Ausweise 
oder  vom  Staate  ausgestellte 
Diplome  erforderlich  sind» 

Artikel  3. 
Um  in  der  Schweiz  Wohn- 
sh  zu  nehmen  oder  um  da- 
selbst ein  Gewerbe  zu  be- 
treiben, müssen  die  Bpanischen 
Unterthanen  mit  einem  Im- 
matrikulation ssch  ein  versehen 
sein,  welcher  von  dem  Ver- 
treter Seiner  Majestät  oder 
den  spanischen  Konsuln  in  der 
Schweiz  ausgestellt  und  ihnen 
nur  ertheilt  wird,  wenn  sie 
durch  authentische  Urkunden 
«her  ihre  sittliche  Aufführung 
sich  ausgewiesen  haben. 

Die  gleichen  Regeln  haben 
die  Schweizer  zu  benbachteu^ 
welche  in  Spanien  sich  nieder- 
lassen oder  daselbst  ein  Qe 
werbe  betreiben  wollen. 

Artikel  4, 
Die  Bürger  oder  Untertha- 
nen  des  einen  der  beiden 
Staaten,  die  in  dem  anderen 
wohnhaft  sind  und  in  die  Lage 
kommen  sollten,  durch  ge- 
richtliches Urtheil  oder  ge- 
mäß den  Gesezen  und  Ver- 
ordnungen über  die  Sitten- 
üud  Armenpülizei  weggewiesen 


d^miques    ou    des    diplömes 
d61ivr6s  par  TEtat  soot  exig^s. 


Article  3. 

Pour  prendre  domicile  en 
Suisse  ou  pour  y  ouvrir  un 
Etablissement  industriel ,  les 
Sujets  espagnols  devront  6tre 
munis  d'un  certifieat  d'im- 
matriculation  qui  leur  sera 
d6livr6  par  le  repr6sentant  de 
Sa  MajestE  ou  par  les  Consuls 
d'Espagne  en  Suisse,  certifieat 
qui  ne  leur  sera  d6livr6  qu'apr^s 
avoir  ju8tifi6  de  leur  bonne 
conduite  et  de  leurs  bonnes 
moßurs  par  des  documents 
faisant  foi. 

Les  m^mes  r^les  seront 
observ^es  par  les  Suisses  qui 
d^sirent  s'^tablir  en  Espagne 
ou  y  ouvrir  des  Etablissements 
industriels. 

Article  4. 
Les  citoyens  et  les  sujets 
de  Tun  des  deux  Etats  Etablis 
dans  Tautre  et  qui  seraient 
dans  le  cas  d'ötre  expulsEs 
par  sentence  16gale  ou  d'aprös 
les  lois  et  räglements  sur  la 
police  des  moeurs  et  la  mendi- 
cit6,  seront  re^us,  en  tout 
temps,  eux  et  leurs  familles, 
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ZQ  werden,  sollea  sammt  ihrea 
Famitieu  jed^r^eit  in  ihrer 
ursprünglichen  Heimat  wieder 
aufgenommen  werden,  sofern 
sie  dort  nach  dem  Geseze 
ihre  Heimalrecbt.e  beibehalten 
haben. 

Artikel  5, 
Die  Bürger  oder  üntertlia- 
neu  des  einen  der  beiden 
Slaat€n,  die  in  dem  andern 
wohnhaft  sind,  bleiben  mit 
Bezug  auf  den  Miiitärdienat 
und  die  an  die  Stelle  des  per- 
sonlichen Dienstes  tretenden 
Ersaxleistungen  den  Gesezen 
i hres  Vaterlandes  unter worfen^ 
fiie  können  deshalb  in  dem 
Lande,  in  welchem  sie  wohnen, 
^*^der  zum  MiJitärdienst  irgend 
welcher  Art,  noch  zu  Ersaz- 
leiatungen  für  den  perst^n- 
licben  Dienst  angehalten  wer- 
den« 

Artikel  6. 
Jeder  Vortheil  in  Bezug  auf 

Niederlaasung  und  Ausübung 
von  Gewerben,  welchen  eine 
der  gegenwärtigen  Vertrags- 
parteien einer  dritten  Macht, 
auf  %Telehe  Weise  es  immer 
Bei,  gewährt  haben  möchte 
oder    in    Zukunft    noch    ge- 


danB  le  pays  dont  ils  Bont 
uriginaires  et  oü  ils  auront 
conaerv^  leurs  droits  con- 
formement  atix  loia. 


Articie  5. 

Leo  citojens  ou  lea  sujets 
de  Tun  des  deux  Etatd  ät^blis 
dans  Tau  Ire  demeurent  soumis 
aux  lois  de  leur  patrie  en  ce 
qui  concerne  le  service  mili- 
taire  et  les  prestations  imposöes 
par  compensation  ponr  le  Ser- 
vice peraonnel;  ils  ne  peuvent, 
en  cons^quence,  dans  le  pays 
oCLilssont^tablis,  ^tre  astreints 
Dl  ä  un  Service  militaire  quel- 
conque^  ni  aux  prestations 
jmposöes  par  compensatitm 
pour  Je  Service  personnel. 


Articie  6, 

Tout  a  van  tage  que  Tune 
des  parties  signatairea  de  cette 
Convention  aiirait  conc6d6  ou 
pourrait  encore  conc6der  £b 
lavenir  d'une  manifere  quel- 
conque  k  une  Lierce  Puissance 
en  ce  qui  concerne  l>tablisse- 
ment    et    rexercice    de^   in- 
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währen  sollte,  wird  in  gleicher 
Weise  tind  zu  gleicher  Zeit 
auf  die  Unterthanen  und  Bür- 
ger der  andern  Partei  eut 
Aßwenduag  kommen,  ohne 
daß  hiefUr  eine  neue  Erklärung 
nöthig  wäre* 

Artikel  7, 

Der  gegenwärtige  Vertrag 
tritt,  sobald  er  die  Ratifika- 
tion der  beiden  Parteien  er- 
halten hat^  in  Kraft  und  bleibt 
für  die  Zeit  von  zehn  Jahren, 
und  nachher  noch  weiter  ver- 
bindlich bis  zum  Ablauf  einee 
Jahres  f  nachdem  eine  der 
hohen  Yertragsparteien  der 
andern  ihre  Absicht^  davon 
^urükzutreten ,  amtlich  kand- 
gegeben  hat. 

Zur  Urkunde  deaseii 
haben  die  beiderseitigen  Bo- 
vollmäehtigten  den  gegenwär- 
tigen Vertrag  unterzeichnet 
und  demselben  ihr  Wappcn- 
Biegel  beigedrükt. 

Geschehen  in  Bern,  den 
14.  November  1879, 

(L.SO  (Gea)  Anderwerl. 
(L.80  (GezO  Vicomte  de  la 
Vega. 


dustries,  sera  applicable  de  la 
m6me  mani^re  et  4  la  m^me 
dpoque  aux  sojets  et  citojens 
de  Tautre  partie,  sans  qu'^une 
nouvetle  d6claration  soit  n6- 
cessaire. 


Article  7. 
La  präsente  Convention 
entrera  en  viguear  dös  qu'elle 
aura  6t6  ratifi6e  par  les  deux 
Parties,  et  eile  sera  obligatoire 
pour  une  dur6e  de  dix  ann^es 
et  continuera  k  Tötre  josqu'ä, 
ce  qü'ane  des  hautes  Parties 
contractaotes  aitoffieiellement 
manifeste  ä  Tautre,  nn  an  k 
Tavance,  son  intention  d'en 
faire  cesser  les  effets. 

En  foi  de  quoi,  les  P16ni- 
potentiaires  respectifs  ont  signe 
la  präsente  Convention  et  j 
ont  appos6  le  sceau  de  leurs 
armes. 


Fait  k  Beme^  le  14  no- 
vembre  1879. 

(L.  B.)  (Big.)  Anderwert. 
CL.  8.)  (SigOV^ilelaVega. 
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d^lare  que  la  conveatioD 
ei'dessus  est  ratifi^e  et  a  foree 
de  loi  dans  toutes  sm  parties, 
promettant,  au  nom  de  la 
Conföd^ration  suisaej  de  Tob- 
Kfrer  eoDSciencieiieemeDt  et 
in  tout  temps^  P^^^  aiitant 
que  cela  dopend  de  celle-ci. 

En  föi  de  quoij  la  pr^ente 
mäfioatlon  &  €t^  sigo^  par 
le  Pr^ideot  et  le  Chancelier 
de  la  Conf^d^ation  sulase  et 
muiu  da  aceau  f6d^ral. 

Aiom  fait  k  BemSf  le  dix- 
bdt  d^cembre  mil  huit  Cent 
fioixante-dix-oeuf  (18  d^eem' 
bre  1679), 

An  nom  du  Conseil  f6d6ral 
suisse^ 

Le  Pre^idetit  de  la 
Confederalion : 
(L  3.)      Hammer. 

Le  Chancelier  de  la 

Cönfideraiion : 
SchleG. 


Por  tanto  habieado  visto  y 
examiuado  uno  por  uno  loa 
ßiete  artfculos  que  compreade 
el  preinserto  Conveoio,  Hemo* 
venido  en  aprobar  j  ratißcar 
cuanta  en  elloe  se  eoDtiene, 
como  en  virtud  de  la  presente 
io  aprobamos  y  ratilicamos- 
en  la  mejor  y  maa  dmplia 
forma  que  podemos;  prorae- 
tiendo  en  f4  de  Nuestra  pa* 
labra  Real  cumpUrlo  y  obser- 
varb  y  hacer  que  se  cumpla 
y  observe  puntualmente  en 
lodas  3 US  partes  y  pars  8u 
mayar  validacion  y  firmeza 
maadamos  expedir  la  preaente 
firmada  de  nuestra  MaDO,  de- 
bidameotß  scltaday  refreudada 
del  iufrascnto  Nutistro  Minist m 
de  Estado.  Dado  en  el  Pa- 
lacto  de  Madrid  k  dnco  de 
Abril  de  mil  ochociento* 
ocbenta. 


AlfOÜBÖ. 


(L.  SO 


JosS  Eldnayen. 


l^ote.  Die  RatiÜkationen  dos  yorstetiendcTi  Yertrags  sijad  zwi- 
leh^  dem  Hrn.  £nadesr&tb  Anderwert  und  dem  apamächen  Qe^ 
undten  bei  der  schweizerischen  Eidgeno^eDS<:haft,  Hrn.  Yicomte 
it  la  Vega^  am  25.  Mai  1880  in  Bern  Aosgewechselt  worden. 
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Bundesrathsbeschluss 

betreffend 

die  Mitwirkung  derdiplomatiscben  und  konsuiarisDtien 
Vertreter  der  Schweiz  im  Auslande  beim  Bezüge 
der  Militärpfliohtersazsteuer« 

CVom  27.  Brachmonat  18790 


Der  schweizerische  Bundearath^ 

auf  deti  Antrag  Beines  politischen  DepartemeDt«, 

b  e  d  c  h  1 1  6  ß  t : 

Als  Anhang  zum  Eanaularreglcment  vom  24.  Mai  1875*} 
wird  folgende  Bestimmung  aufgenommen: 

Zum  Zweke  der  Steueranlage  ersazp flichtiger  achwei- 
senscher  An  gehöriger  im  Auslande  können  die  Kau  ton  g> 
regierangen  von  den  Konaularbeamien  des  Bundes  Qber 
WohnsiÄ,  Personal  Verhältnisse,  Vermögen  und  Einkommen 
der  namhaft  lu  machenden  Ersazpflichtigen  Aufschlüsse  be- 
anspruchen und  die  YeranataUung  von  Einvernahmen  und 
Anzeigen  verlangen. 

Bern,  den  27.  Brachmonat  1879. 

Im  Namen  deg  seh  weis«  Bundesrathes^ 

Der  Bundespräsident: 

Hammer. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoasenachaft: 
Schieß, 


*)  Sieh«  eidg»  GesezsammltiDg  aeae  Folge,  Baad  I,  Seite  523. 
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Biinde§1t)eschliiBS 

betreffend 

die  vam  Bunde  an  die  Kantone  für  die  Bekleidung 

ynd  Ausrüstung  der  Rekruten  für  das  Jalir  1881 

zu  leistende  Entschädigung. 

(Yom  18,  Brach  monat  18800 


Die  BuDdesverBammlung 
der  schweizerischen  Eidgenosse nechafti 

nach   Einsicht   einer   Botschaft    d&s   Buudesrathes  vom 
25.  Mai  1880, 

bcBchließt: 

1,    Die   vom   Bunde    an    die  Kantone    auszunehmenden 

Eatdchädigungcn  fttr  BokleiduDg  und  Ausrüstung  der  Rekrulea 
des  Jahres  1881  werden  festgesezt  wie  folgt; 


1) 

für 

einen 

Infanteristen     . 

Fr, 

131. 

76 

23 

T) 

ti 

Kavallemten  Cinkl.  Beitrag 

ftlr  Rdtatiefel)- 

71 

208, 

55 

3) 

V 

n 

Füßsoldaten  der  Artillerie, 

ausgenommen  Parkaoldaten 

ti 

159. 

05*) 

4) 

T3 

n 

Parksoldaten     . 

7* 

159, 

25**) 

5J 

75 

73 

TraingoJdaten    , 

75 

225. 

65 

6) 

T» 

t) 

berittenen    Trompeter    der 

Artillerie ,         ,         .         . 

7) 

202. 

55 

7) 

-r 

r> 

Genieaoldaten  . 

71 

159, 

75***J 

8] 

7i 

Ti 

Sanitäta-  und  Verwaltungs- 

soldaten   .         .         *         . 

V 

154. 

05 

«)  Eventuell  Fr.  155.  55  bei  Ausrüstung  mit  2  Paar  Tuch- 
hosen ohne  Strich  (Ordonnanz  1880) 
<►*)         ,  „    166.  75  idem 

t^«)         ,  „    154.  25  lim 
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%     Der  Buodearath   wird    mit  der  Vollziehung    beauf- 
tragt 

Also  bcächlossen  vom  Nationair athe, 
Bern,  den  10.  Brachnionat  1B80. 

Der  Präsident:    Dr.  C.  Burctliardt. 

Der  ProtokoUltlhrer :  Schieß. 

Also  beschlo&aeu  vom  Ständerathaj 

Bern,  den  18,  Brachmouat  J880. 

Der  Präsident;    SahlL 
Der  Protokollführer:    GisL 


Der  schweizerische  Bundesrath   beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundes beschlixssea. 
Bern,  dm  2L  Brachmonat  1880. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundearathes^ 

Der  Bundespräsident: 

WelM- 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Sehiefi. 


aflgoo*— 
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Buiidesl)esclilngs 

betreffend 

Gewährleistung  der  revidirten  Paragraphen  85  bis 
und  mit  90  der  Verfassung  des  Kantons  Glarus. 

(Vom  24.  Brachmonat  1880.) 


Die   Bun  deeraraa  m  mlung 
der  schwei^erlscheo    Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  eines  Berichtes  und  Antrages  des  Bundes- 
rathes  vom  7.  Brachmonat  1880  über  die  am  2,  Mai  1880 
Toigenomtnene  Eevision  der  g§  B5  bis  und  init  90  der 
Yerfassnog  des  Kantons  Glarus, 

in  Betracht: 

daß  diese  Verfassungsrevisiün  nichts  enthält,  was  mit 
den  Bestimmungen  der  Bundesverfassung  im  Widerspruche 
wäre; 

daß  sie  in  der  Landygemeinde  vom  2.  Mai  1880  von 
dem  Volke  des  Kantona  Glarus  angenommen  worden  ist, 

beschließt: 

1.  Den  revidirten  §§  85  bis  und  mit  90  der  Verfassung 
des  Kantona  Glarng  wird  die  Bundesgarantie  ertheilt. 
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2»     Der  Bimdesratb  wird  mit  dem  Vollzüge  dießBs  Be* 
Bchlussea  beauftragt* 

Also  beaehlossen  vom  KatioDalrathe, 
Bern,  den  21.  Brachmonat  1880. 

Der  Präaidoot ;    Dr.  C-  BnrcUiardt» 

Der  Protokollftlhrer :    Scilless. 

Also  beschlossen  vom  Ständerathe, 

Bern,  den  24.  Brachmonat  1380« 

Der  Präsident:    SÜill» 
Der  Protokollftlhrer;    GisL 


Der  acbweizeriBcbe  Bundearath  beschlieJSt: 

Yolkiehung  dea  vorBteheoden  Bundesbeachlussea, 

BerBf  den  26.  Brachmonat  1880. 

Im  Namen  dea  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Weltt. 

Der  fanxler  der  Eldgenoasensehailt : 

Schieß. 
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Bnndesbeschlnss 

betreffend 

GewShrt eistun g  des  tessmischen  Verfassungsdekrets 
voip  8.  Jänner  1880, 

(Vom  25.  Brachmonat  18800 


Die  Bundes verBammlung 
de?  Bcbw^eizeri sehen  Eidgenossenschaft^ 

Dach  Einmcht  eines  Berichtes  und  Antrages  des  Bundes 
raÜies  vom  9.  Brach monat  1880,  betreffend  die  am  8.  Jänner 
1880  vom  CrTO&en  Rathe  des  KaotODs  Tesain  beschlossene 
tbeil weise  Revision  der  Verfassung  dieses  Kantons; 

iD  Erwägung: 

1)  daß  diese  theilweise  Revision  bei  der  am  25<  Jänner 
IBBO  fitattgefun denen  Ahstimmuog  von  der  Mehrheit  der 
Bümmenden  Bürger  angenommen  worden  ist; 

2)  daß  im  Sinne  des  Artikels  4  der  Bundesverfassung 
die  tessinischen  Angehörigen  an  ibrem  Wohnsize  zu  zählen 
slad  uod  auch  ihr  Stimmrecht  dort  auszuüben  haben; 

8)  daß  im  Uebrigen  dieses  Yerfassungsdekret  niehta 
eathält,  was  den  Vorschriften  der  Bundesverfassung  zuwider 

beschließt: 

1.  Dem  Verfassungsdekret  des  Kantons  Tessin  wird 
onter  dem  in  Erwägung  2. er\i ahnten  Vorbehalte  die  bundes- 
geoiäße  Garantie  eiiheilt. 
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2.    Der  Bundesrath    ist  mit  der  Vollziehung  dieses  Be- 
schluaee^  beauftragt. 

Also  beschlösse Q  vom  Nation airathe, 
Bern,  den  22.  Brachmonat  18B0. 

Der  PiüBident :    Dr>  C.  Burckliardt. 

Der  Protokollführer  i  ScMess« 

Alao  beachloaseo  vom  Ständerathe^ 

Bern,  den  25.  Brachmonat  188Ü. 

Der  Präsident:    SahH, 
Der  Protokolirdhrer :   GIsL 


Der  sehweizeriBche  Bundesrath  beschließt: 

Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlusses* 

Bern,  den  27.  Brachmonat  1Ö60, 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 
Der  Bundespräsident: 

Der  Kanzler  der  Eidgenoaseoacbaft ; 
SehieJi. 


-<='^<fc!!tftÄ5»<:g>'^^>- 
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Bnndesbeschlnss 

betrpffeüd 

Genehmigung  der  Verordnung  über  Medizinal* 
Prüfungen* 

tVoiD  1,  Heiimonat  IBSOO 


Die  Bundesversammlung 

der  ^eh  wciseriach  6D  KidgeDüsaenschart^ 

Dach  Einsicht  einer  Botschaft  des  ßundesrathet!^  vom 
21,  Mai  1880,  mit  welcher  der  Eütwurf  für  die  ejdg,  MediÄinaJ- 
prUfung^n  gemäß  Art.  6  des  Bimdeageaezes  betreffend  Frei- 
xQgigkeit  des  MediziQalpergoQalsT  vom  19.  Christmonat  1877, 
Türgelegt  worden  kt, 

b  e  e  c  h  1  i  ö  ß  t : 

Eia  wird  dieser  Verordnung  die  vorbehaltene  Genehmi- 
guDg  der  Bundesversammlung  mit  folgenden  Modißktitionen 
ertheilt : 

1.  Im  Maturitätsprogramm  ist  folgende  Ziffer  5  auf- 
zuoebmen : 

^Das  Griechische  kann  durch  eine  dritte  schwei- 
zerische Nationalsprache  oder  das  EngÜsche  ersezt 
werden,  und  es  werden  dafür  die  gleichen  Anforde^ 
Hingen  gestellt  wie  für  die  Ziffer  4.^* 

2-  In  Ziffer  4  des  Matuntätsprogrwmms  für  Mediziner 
(Anhang  zur  bundesräthlichen  Botschaft  Seite  61)  ist  7m 
sezen  statt  ^  eine  zweite  lebende  Sprache  ^ :  i^eine  zweite 
ach w  ei  5£eri  sehe  Nati  o  naUp  ra  eh  e^ . 

Z.    Im  Art<  40,  b  ist  zu  sezcn:  ^Anatomie,  Physiologie^ 
fltatt  ^Anatomie  und  Physiologie'^, 
Eidg.  ÄmtL  SammL  Nene  Folge.  7,  Bd.  8 
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4.  Zusaz    zu    Lemm»  1  von  Art  68:    ^Prüfung    be- 
^vUligen  oder  auf  zureichende  Motive  hin  auch  gäuzlich  er- 

Jassen^. 

5.  UeberaU    soll    dns  Wort   ^Lokalpräsident^    durch 
^Ortspräsident^  ersezt  werden,^ 

6.  Im  ArL  51  (Abschnitt  mündliche  Prüfung)  zu  Ziffer  Ö 
XU  aagen :  Hjgieine^  Sanitätspolizci  und  gerlchtlicbe  Medizin^ 

Aleo  beschlossen  vom  Ständer athe, 

Bern,  den  30.  Brachmouat  1880. 

Der  Präsident:    Salilt 
Der  ProtokoUftlhrer  r  GIsi. 

Also  beöchlüsaen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  1.  Heumonat  IBöO, 

Der  Präsident ;    Dr.  C.  Borckhardlw 

Der  Protokollführer:    Scbieß. 


Der  sehweizerisohe  Bundasrath  beschließt: 

YollztehuDg  des  vorstehenden  Bundeabeschlusses. 
Bern,   den  X  Heumonat  1880« 

Im  Kamen  des  Schweiz.  Bundesrathed, 

Der  Bundespräsident: 

Welti. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 
Schiefi. 
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Verordnung 

fuT 

die  eidgenössischen  MedizinalprUfungen. 

CVom  2.  Heumonat  1Ö800 


^^7/ 


Der    Bchweizerisohe    Buodesrath, 
b  VoUaiehuQg  voq  Artikel  6  des   Bundesgeeaies    vom 
19,  Cbnstmo&at  1877,  betreffend  Freizügigkeit  des  Mediziaal- 

ptTSOnals  ^ 

oaeh  Einsieht  des  vom  leitenden  Ausschuß  vorgelegten 
Regiemet]  tsentwurfs  und  eines  Beriehtes  des  ei  dg,  Deparle- 
meDtd  des  Innern ,  mit  Genehmigung  der  Bundesversammlung, 

beschließt: 

I^  Organisation  des  Prüfangsweseng. 

Art.  1,  j 

PrUfungssize.  * 

An  den  im  Artikel  5  des  Gesezea  vom  19,  Christmonat 
1877  bezeiehneten  Früfungsorten  finden  folgende  Prüfungen 
atatt: 


in  Basel  für  Aerzte  und  Apotheker, 

in  Bern  für  Aerzte^  Apotheker  und  Thierärzte, 

in  Genf  für  Aerzte  und  Apotheker^ 

in  Lausanne  für  Apotheker, 

in  Zürich  fiir  Aerzte^  Apotheker  und  Thieräizte* 
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Yerordnung 


Art,  2. 
Prüf  ungsbehlir  den. 

Die    2iiir    PriSfung    der    Medizitialpersünen    aufgeslellteo 
Behörden  sind  folgende  : 
a]    Bin  leitender  Ausschuß^ 
b3   die  PrüfungökotnmiBäioneD  für  jedeo  Prüfungsort. 

Art.  3. 

Leitender  Ausschuss. 

Der  leitende  Ausschuß  wird  alle  4  Jahre  vom  Btm- 
desrath  auf  Vorschlug  des  Deparlements  des  Iiiuorn  gewählt. 

Er  besteht  aus  5  MitglierlerD,  welche  in  der  Regel  aua 
den  5  Prüfungsorten  und  aus  2  Ersazmäunern  (Supj^leanteD)., 
welche,  der  eine  aus  der  deutschen,  der  andere  aus  der 
romaaiächen  Schweiz  genommen  werden. 

Art,  4, 

Obliegenheiten  desselben. 

Der  leitende  Ausschuß  tiberwaeht  die  Prüfungeu  und 
sorgt  für  Gleichheit  des  Verfahrens;  er  prüft  die  Ausweise 
der  sich  Anmeldenden  und  begutachtet  die  von  den  Bundea- 
behürden  ihm  zugewiesenen  Fragen.  Er  erstattet  jährlieh 
an  den  Bundes rath  Be rieht  und  Rechnung.  Ihm  steht,  yor- 
behältlieh  der  Bestimmungen  des  Artikels  1,  Litt,  c  des  Ge- 
sezes  vom  19,  Christmonat  1877,  die  Aufstellung  der  Be- 
dingungen zu,  uutcr  welchen  einer  Person,  die  bereits  im 
Besize  ausländischer  Ausweise  ist  (Artikel  1,  Litt,  c  des  Ge^ 
aezes),  das  Diplom  ertheilt  werden  kann.  * 

Art  5, 

Sizungen  desselben« 

Der  leitende  Au&schuß  hält  seiue  Sizungen  in  der 
Kegel  in  Bern, 

Jedes  verhinderte  Mitglied  soll,  vto  möglich,  durch  einen 
Ersazmann  vertreten  sein.     Die   Beschlußföhigkeit  erfordert 
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mindestens  drei  The  i  Ine  hm  er,    aeien   es   Mitglieder   oder  Er- 
rnzmänoer. 

Der  Vorsteher  de^  Departements  des  Innern  hat  das 
Becht^  allen  Sb-iingen  mit  herathendcr  Stimme  beizuwohnen^ 
Er  ist  daher  je  weilen  rechtzeitig  von  den  8  i  zun  gen  des  lei- 
tenden Äüsse^husses,  sowie  von  den  Verband  lungsgegenstan- 
den  in  Kenntnis  zu  sezen. 

Art.  6. 
Präsidium. 

Der  leitende  ÄUBSchaß  ernennt  einen  Präsidenten 
and  einen  Vizepräsidenten. 

Der  Priviident  leitet  die  Sizun^^en  des  Ausschnssea;  er 
wacht  darüber,  daß  die  Funktionen  der  Prüfungskommifisionen 
an  jedem  Prüfungsort  in  gehöriger  und  gleieh  mäßiger  Weise 
erfüllt  werden ;  bei  Dringlichkeit  f)ber  zweilelhafte  Falle  und 
über  Reklamatiünen  hat  er  Verfügung  zu  treffen,  unter  Vor- 
behalt de«  g^g^Ti  sok'he  Entscheide  durch  gegenwärtiges 
Regulativ  vorgeschriebenen  Rekursreehts, 

Der  ViÄepriisident  vertritt  den  Präsidenten  in  allen 
geimDnten  Obliegenheiten  fm  Falle  von  Abwesenheit  oder 
Verhinderung. 

Art,  7. 
Ortspräside  ni 

Jedes  Mitgh'ed  des  leitenden  Aussehusses  erhält  in  seiner 
Eigenschaft  als  Präsident  der  Prtlfungsabtheilung  des  l>etrL'f' 
feaden  Prllfungsorte-s  den  Namen  0  rtspräsident. 

Die  Ortsprä-sidentea  haben  folgende  Ohbegenheiten ; 

Sie  empfangen  die  Annieldungt^n  der  Kandidaten,  ent- 
sclieiden  Qber  deren  ZuJasaung  zu  den  Prüfungen  und  er- 
statten in  allen  zweifelhaften  Fallen  Bericht  an  den  Präai- 
denleu  des  leitenden  Ausachusses. 

Sie  leiten  den  Gang  der  Prüfungen  im  Allgemeinen  und 
präsidiren  insbesondere  bei  den   mündlichen  Prüfungen  ;    sie 
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koQtroliren  die  Protokolle  über  die  verschied eaen  Prtlfongs- 
vernehtuQgeEi,  übersendea  dieaelbeD  sofort  nach  beeiidigter 
Prüfungaserie  an  den  Präsidenten  dea  leitenden  Äiiaachusse^ 
und  besorgen  die  vom  Reglement  vorgeschriebenen  Mitthei- 
luDgen  ane  Departement. 

Sie  vermitteln  die  Honorare  für  die  Examinatoren, 
Sie  wachen  über  gehörige  Rechnungsführung  an  ihretn 
Prüfungsorte. 

Sie  er th eilen  dem  Präsidenten  des  Ausschusses  auf  dessen 
Ersuchen  Auskunft  über  ihre  Entscheide  und  überhaupt  Über 
alle  Fragen,  welche  ihre  Funktionen  betreffen. 

Art.  8. 

lat  ein  Mitglied   zeitweilig  verhindert ,  als  Ortspräsident 

zu  funktioniren,  so  hat  er  dies  dem  Präsidenten  des  leiten* 

den  Ausschusses   anzuzeigen,    welcher    für    Ersezung    durch 

einen    Suppleanten  oder  ein   anderes  Mitglied  sorgen  wird* 

Art.  9. 
Entschädigung  das  leitenden  Ausschusses^ 

Die  Entschädigungen  der  Mitglieder  des  leitenden  Aus- 
schusses werden  wie  folgt  featgesezt  l 

Für  die  Sizungcn  des  leitenden  Ausschusses  erhallen  die 
Mitglieder  die  nämliche  Entschädigung,  wie  die  Kommi&sioueii 
der  eidgenossischen  Käthe. 

Für  ihre  Mitwirkung  bei  den  Prüfungen  erhallen  sie 
Fr,  12  für  jeden  ganzen  und  Fr.  6  für  jeden  halben  Sizungs- 
tag,  wenn  sie  an  dem  Orte  wohnen^  wü  die  Prüfungen  statt- 
finden, sonst  aber  Fr.  25^  beziehungsweise  Fr.  12.  50  ftir 
jeden  ganzen  oder  halben  Tag  notb wendiger  Abwesenheit 
von  Hause  und  überdies  Ersaz  des  Fahrgeldes,  auf  die  direk- 
teste Route  vom  Wohnort  bis  zum  Prüfungsort  und  umge- 
kehrt berechnet. 

Als  Entschädigung  für  die  ßüreauarbeit  erhält  der 
Präsident  des  leitenden  Ausschusses  200  Franken  im  Jahrj 
jeder  Ortspräsident  je  5  Franken  per  geprüften  Kandidat. 
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Art  10, 
Rechnungsstellen. 

An  jedem  Prüfungsorte  bezeichoet  das  Departement  des 
Jnmrn  eine  Amtstelle  zur  Empfangiifthme  der  Prüfungsge- 
bübren  und  Entsebädigung  der  PrUfLingskommisäionen. 

Das  ReehnuDgaweaen  steht  unter  der  Aufdicht  des  Orta- 
piiädenteu. 

Das  Departement  aezt  auf  Antrag  des  leitenden  Aus- 
subusses  die  Entschädigung  der  genannten  Am  täte)  [en,  so- 
wie auch  der  durch  die  Prüfungen  in  Anspruch  genommenen 
Abwarte  fest. 

Das  Departement  ertfieilt  dem  leitenden  Ansschuß  den 
jährlichen  nöthigen  Eredit  für  Büreauauslageu,  Kopiaturen  eto< 

Art  11. 
General'Sekretär-Kassier. 

Dem  leitenden  Ausschuß  wird  ein  Beamter  des  Departe- 
ments des  Innern  als  General -Sekretär- Kassier  beigegeben« 

Demselben  li^t  ob : 

über  die  Ausach ußsi zu ngen  ein  PLOtokoll  in  zwei 
Doppeln  zu  führen,  wovon  das  eine  beim  Departement  ver- 
bleibt, das  andere  jeweilen  dem  Präsidenten  des  leitenden 
Ausschusses  zugestellt  wird  \ 

die  im  nachfolgenden  Artikel  12  bezeichneten  Register 
tu  führen  und  die  vorgeschnebenen  Abschriften  auszu* 
fertigen  ^ 

die  Diplome  auszufertigen; 

die  Jahresrechnungen  jedes  Prüfungsortes  iu  Empfang 
zu  nehmen  und  dem  leitenden  Ausschuß  eine  Generalrech- 
aoüg  vorzulegen, 

Art  12. 
RegisterfUhrung. 

Beim  Departement  des  Inuern  werden  folgende  Register 
geführt: 
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a.  eiD  Register  über  die  au  jedem  Prüfaugaort  eingehen- 
den Äumeldungei],  resp.  ertheilteu  ZulaßbewiUiguDgen^ 

b-  ein  Kegister  über  die  an  jedem  Früfungsort  ausge' 
öteUten  Ausweise  über  die  der  Faehprüfung  voraus- 
gehenden  Prüfuugsabäclmitle  und  die  Ergebnisse  der 
Fachprüf  nngen  ; 

c.    ein  Register  über  die  Diplome. 

Nach  Ablauf  jeder  Aomeldungsfrist  und  am  Ende  jeder 
apeziellen  Prüfungsperiode  über  sendet  der  Ortöpi-iUident  so- 
fort dem  Departemente  auf  dem  entsprechenden  Formular 
die  zur  Einrea^istrirung  bestimmten  Notizen. 

Das  Departement  expedirt  jeweilen  eine  Abschrift  davOD 
an  den  Präsidenten  des  leitenden  Ausschusses. 

Im  Falle  sich  auf  der  eingesandten  Anmeldeliste  eines^ 
Ortspräsidenten  Fälle  von  Zu lassungs Verweigerung  und  auf 
dem  Prüfuugsverzeit^hniß  Fälle  von  nicht  bestaDdenen  Prü- 
fungen verzeichnet  finden,  so  wird  von  diesen  das  Departe- 
ment an  sämmtÜehe  übrige  Ortspräsidenten  entsprechenda 
Mittheilung  machen. 

Alt,  13. 

PrUfungskommissjoneni 

Die  PrUfimgökommissionen  sind  aus  Lehrern  der  höher» 
schweizerischen  Lehranstalten  und  aus  geprüften  Praktikern 
stusammengesezt ;  sie  werden  vom  Bunde srath  auf  Vorschlag 
des  leitenden  Ausschusses  ernannt. 

Art.  14. 
Je  nach  den  Prüfungs orten  bestehen,  Kommissionen  für 
Prüfung  der  Aerzte,  der  Apotheker  und  der  Thierärzte*  Die 
Prüfungskommissionen  sind  zusammengesezt ; 
a.    l\lr  die  Aerztei 

aus  5—7  Mitgliedern  fiir  die  propädeutische  Prüfung^ 

.^    5— 7  ^  ^,      ^    Fachprüfung; 
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b.    für  die  Ä  p  0 1  h  e  k  e  r : 

&UB  2 — 3  Mitgliedern  für  die  GehölfenprOfuagj 
bis  auf  7  Mitglieder  für  die  Faciiprilfung; 
G.    für  die  Tiiierärstte: 

aus  3—5  MitgUedern  für  die  propädeutiselie  PrOfung^ 
75    3—5  ,1  ^      V    FachprUfung. 

Äui^erdem  werden  ErBazmäDuer  in  genügeadei-  Auziüil 
ernannt. 

Art.  IS. 
Bei  jeder  Sizung   einer   PrüfungBkommiääion   führt   der 
Ortfipräsident  oder  sein  Stellvertreter  den  Voi'siz. 

Der  Präsident  kommt  nur  bei  gleicbgelheilten  Stimmen 
der  Examinatoren  zur  Stimmabgabe. 

Die  Mitglieder  der  Prüfungskommiasion  vertheilea  unter 
sich  die  verschiedenen  Fächer  ^  in  denen  zu  examiniren  ist. 

Art  16. 
Leitende  Examinatoren. 

An  jedem  Prüfungsürt  übernehmen  durch  Verabredung 
mit  dem  Orts  Präsidenten  ein  oder  mehrere  Mitglieder  der 
Iwtreffenden  Prnfungäkommissiou  als  sogenannte  leitende 
Esjaminatoren  die  speziellen  Anordnungen ,  nameutlidi  für 
die  praktischen  Prüfungen  (Lokal,  Kedienung,  Einladung  der 
Examinanden ,  Entwerfen  und  Ziehen  der  Fragen  für  die 
schriftlichen  Arbeiten ,  Ueberwachung  dieser  le/.tern  ,  Ein- 
sendung derselben  und  der  Protokolle  der  piakLischen  Prü- 
fungen an  den  Qrtspräsidenteu), 

Die  Konvokationen  für  die  mündliche  Prüfung  werden 
in  der  Regel  durch  den  Ortspräsidenten  besorgL 

Art,  17. 
Entschädigung  der  Prüfungskommissionen. 

Die  Examinatoren  werden  entsübädigt  wie  folgt: 
Die  auswärtigen  Examinatoren   erhalten  Fr.  25 
ftar  jeden  ganzen  und  Fr*  12,  50  für  jeden  halben  Tag  noth- 
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wendiger  Abwesenheit  voq  Uause  und  überdies  Eraaz  des 
Fahrgeldes  nach  den  Bestimmungen  des  Art.  9  gegenwär- 
tigen Reglements. 

Die  am  Orte  wohnenden  Examinatoren  erhalten 
für  die  mündlichen  Prüfungen  Fr.  6  (br  jeden  halben 
Sizungstag. 

Die  Mitwirkung  bei  den  praktischen  Prü- 
fungen wird  folgendermaßen  entschädigt: 

a.  medizinische  Prüfungen  : 

Die  Examinatoren  für  Anatomie  und  pathologische 
Anatomie  erhalten  je  Fr.  10^  die  Examinatoren  für  innere 
Medizin,  Chirurgie  und  Gcburtshülfe  je  Fr-  15;  die 
Examinatoren  ftlr  Augenheilkunde  je  Fr,  3  per  geprüf- 
ten Kandidat. 

b.  pharmazentisohe  Prüfungen  : 

Bei  der  Gehülfenprüfung  erhält  der  Examinator 
Fr.  10  per  geprüften  Kandidaten  ohne  weitere  Ver- 
gütung, 

Bei  der  Faehprüfung  erhalten  die  beiden  Examina- 
toren je  Fr,  15  für  jeden  Kandidaten  und  je  Fr.  10 
.  Material  Vergütung,  Diese  Vergütung  fällt  aber  da  weg, 
wo  der  Examinator  öffentliche  Mittel  (Laboratorien, 
Staatsapothekeu)  benuzi. 

c.  thierärztJiche  Prüfungen  : 

Bei  der  Faehprüfung  erhalten  die  drei  Examinatoren 
je  Fr.  15  für  jeden  Kandidaten. 

Diejenigen  Examinatoren  oder  SuppleÄuten,  weiche  die 
Ausfuhrung  der  im  Art.  26  erwähnten  schriftlichen  Arbeiten 
eventuell  zu  überwachen  haben,  erhalten  je  weilen  die  Ent* 
achädigung  per  Sizungshalbtag  (vergL  Art,  50  b;  Art  58,  4  ^ 
ArL  62,  1,) 

Ebenso  werden  per  Sizungshalbtag  entschädigt  die 
c weiten  Examinatoren  bei  der  praktischen  Faehprüfung  der 
Mediziner. 
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Art.  18. 

Prilfurrgsabschnitte, 

Die  Pillfuageii  der  Aerzte,  die  der  Apotheker  und  die 
der  Tbier&rzte  zerfallen  in  2  Hauptabschnitte  (vergl,  die  spe- 
zieUen  Prüflings bestimmungeD). 

Zu  den  FachprQfungen  wird  kein  Bewerber  zugelassen, 
welcber  nieht  mit  Erfolg  schon  die  vorausgehenden  Prüfuogs- 
abtsdinitte  oder  andere  vom  leitenden  Ausäcbiiß  gleichwerthig 
gefundene  Prüfungen  bestanden  hat. 

Art  19, 
Termlntabelle.  Oeffentlichkeit  der  Prüfungen. 
Der  leitende  Ausschuß  veröffentlicht  alljährlich  eine 
Ueberaicht  der  verschiedenen  Prüfungen,  welche  im  Laufe 
des  Jahres  an  jedem  Prüfungsort  stattfinden,  des  Zeitpunktes, 
auf  den  dieselben  fallen,  sowie  der  für  die  Anmeldungen 
festgeseitten  Termine,  Diese  Termintabellen  werden  die 
Ortspräsi deuten   an   geeigneten   Stellen  öffentlich  anschlagen 


In  der  Regel  aoUen  die  Prüfungen  auf  den  Anfang  oder 
den  Schluß  eines  Semesters  verlegt  werden. 

Die  Prüfungen  sind  für  die  Mitglieder  der  Erziehungs- 
biihörden,  für  die  Lehrer  der  Universitäten  und  Fachschulen, 
für  die  Aerzte,  Apotheker  und  Thierärzte  und  für  die  Stu- 
direnden  der  betreffenden  Zweige  öffentlich,  soweit  die  Ver- 
bälinisse  dies  zulassen. 

Art.  20. 

Anmetdung. 

Die  Kandidaten,  welche  eine  Prüfung  ablegen  wollen, 
hibeu  sich  bei  dem  Ortspräsidenten  des  betreffenden  Prüfungs* 
Ortes  schriftlich  anzumelden. 


Daa  Anmeldungsgesuch  muß  enthalten: 
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Angabe  des  Kameas  uod  VornameaSj  des  GeburUjahrt;«^ 
des  Heimat*  und  Wohnortes  (ÄdresseV  und  Bezeichnung  der- 
jenigen Kategorien  und  Hiiuptabschnitte  von  Prüfungen,  für 
welche  die  Anmeldung  geschieht,  endlich  die  Angabc  j  ob 
Kandidat  aum  erstenmal  ftir  den  betreffenden  Prüfungs- 
abschnitt dich  meldet,  oder  ob,  und  in  diesem  Falle,  ^vana 
und  wo  er  die  nämliche  Prüfttng  echon  versucht  hat. 

Dem  AnmeldungagesiUfh  sind  die  in  den  besondera 
Prüfungsbe Stimmungen  vorgeschriehenen  Zeugniese  bei^eu legen. 

Dem  leitenden  Ausschuß  ist  vorbehalten,  die  erforder- 
lichen Verfügungen  zu  trefifeu,  falls  für  eine  Serie  von 
Prüfungen  steh  zu  viele  Kandidaten  melden,  sowie  auch  m 
Fällen  unvorhergesehener  Konflikte* 

Art.  2U 

Erklärt  der  Ortepräaident  die  Certifikate  eines  Kan- 
didaten fllr  die  Zulassung  zur  Prüfung  unzureichend,  so 
kann  der  zurükgewiesene  Kandidat  an  den  ieiteoden  Aus- 
schuß und  zulezt  an  das  eidgenössische  Departement  des 
Innern  rekurriren. 

Ein  Kandidat,  der  an  einem  Prüfungsort  nicht  zugelasse» 
wurde,  ist  nicht  berechtigt,  sich  beim  Präsidenten  eines 
anderen  Früfungsortes  einschreiben  ku  lai^seün,  so  tangc  nicht 
ein  ihm  günstiger  Entsclieid  des  leitenden  Ausschusses  oder 
des  eidgenössischen  Departements  des  Innern  erfolgt.  Sollte 
er  es  doch  thun,  so  kann  der  leitende  Ausschuß  die  Prüfung 
suspendiren,  eventneH  kassiren  nnd  eine  Frist  fcslsezen^ 
während  welcher  der  Kandidat  nicht  zur  Prüfung  zugelassen 
wird. 

Art.  22, 
ZutriHsbewiUrgung. 

Der  Kandidat,  welcher  üur  Prüfung  zugelassen  ist,  er- 
hält seitens  des  Ortspräsidenten  eine  Zutritt^bewilligung  mit 
der  Einladung,  die  Prüfungsgebühr  zum  voraus  an  die  in  der 
Termintahelle  hiefür  l>ezeiehneto  Amtsstelle  zu  entnchten. 
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Art  23. 
Einzelprüfung. 

Die  K&ndidateD  Bind  in  jedem  Fache  etnzeto  zu  prüren, 

ArL  24. 
PrUfungsabthetlung  und  Noten. 

Die  Prüfungen  gind  theik  pmktjaohe  (^incL  Bchriftliche}, 
theils  tnündliche. 

Fiir  jede  einzelne  prak lisch e  Prüfungsleistung,  für  jede 
Sühriflhche  Arbeit  und  für  jedes  Fach  der  mündlichen 
PrQfimg  erhält  der  Kandidat  eine  besondere  Note,  deren 
Abstufung  folgende  ist: 

Sehr  gut,  gut,  mittelmäßig,  schwach,  unzu- 
reichend, 

Die^e  Note  (Censur)  wird  lo  der  Regel  sofort  nach  be- 
endigter  Einzelprüfung  erlheilt. 

Art,  25, 
Verfahren  bei  der  praktischen  Prüfung. 

Die  Ausi^^ahl  der  Fragen,  beziehungsweise  Fälle  für 
die  praktischen  Prüfungen  ist  deni  freien  Ermessen 
<if^  Examinators  anheimgestellt 

Bei  den  praktischen  Prüfungen  soll  je  weilen  ein  zweiter 
Eiaminator  zugezogen  werden,  dem  es  freisteht,  nach  eigenem 
Hrmessen  sein  Urtheil  in  einer  besondem  Censurnote  ah- 
stugeben.  Er  hat  seine  Unterschrift  den  Protokollen  beizu- 
filgeu. 

Bei  den  Medizinern  soll  entweder  ein^  der  Mitglieder 
oder  ein  Suppleant  die  Stelle  des  zweiten  Examinators  ver- 
gehen ^  eventuell  kann  aber  arieh  der  Ortspräsident  nach 
\erabredung  mit  dem  eigentlichen  Exjiminator  hiezu  einen 
Arzt  berufen,  der  nicht  der  Prüfungskommission  angehört. 

Bei  den  Apothekern  und  Thierarzten  sollen  sieh  die 
eigentlichen  Examinatoren  gegenseitig  beistehen. 
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Nach  beeodigtem  praktischem,  inklusive  schriftlichem 
Theil  der  Prüfung  treten  die  betheilJgteo  Examinatoren  zn* 
sammen  und  sezen  auf  Grund  der  Einzelcensuren  und  mit 
Anwendung  der  gleieheu  Benennungen  Fachnoien  für  jedes 
Fftch,  reep.  jede  Gruppe  der  Prüfungen  fest.  Ana  den  Fach- 
noteti  wird  Sudan n  eine  Gesammtnote  zuhanden  des  Oris- 
präsidenten  ertheilt.  Lautet  dt^se  ^uo  zu  reichend^,  so  ist  der 
Kandidat  nicht  s&ur  mdndliehon  Prüfung  zuzulassen. 

Die  Protokolte  der  praktischen  Prüfungen  sollen  die 
Unterschriften  sämmtliclier  dabei  betheiligter  Examinatoren 
enthalten« 

tJeber  die  Ertbeilung  der  Gesammtnote  ^unzureichend*' 
vergl.  Artikel  30, 

Art,  26, 
Verfahren  bei  der  schriftlichen  Prüfung. 

Die  sehrirthehen  Arbeiten,  soweit  dieselben  nicht  Aus^ 
führungen  vorangegangener  praktischer  Prüfungen  sind^  werden 
ansgeloost.  Zu  diesem  Behufe  werden  dem  leitenden  Exa* 
minator  soviel  Loose  übergeben,  als  Kandidaten  vorhanden 
sind.  Jedes  Loos  enthält  3  Thetnata  oder  Fragen.  Der  Ean* 
didat  zieht  ein  Loos  und  bearbeitet  nach  freier  Wahl  eine 
dieser  3  Fragen,  Es  kann  eine  und  dieselbe  Frage  anf  mehr 
als*  einem  Loqb  gestellt  werden. 

Zur  Lösung  einer  seht ift liehen  Aufgabe  werden  dem 
Kandidaten  höchstens  4  Stunden  Zeit  eingeräumt.  Nach 
Vollendung  der  Arbeit  ist  diese  von  dem  leitenden  Exa* 
minator  sofort  in  Verwahrung  zu  nehmen. 

Es  kann  eine  größere  Zahl  von  Kandidaten  gleichzeitig 
befichäftigt  werden. 

Die  schriftlichen  Arbeiten  sind  von  2  Examinatoren  zu 
prtifen  und  zu  unterschreiben.  In  denjenigen  Fällen,  in 
welchen  der  eine  derselben  die  Note  ^unzureichend*'  ertheilt 
hat  und  eine  Verständigung  unter  ihnen  nicht  möglich  ist, 
kann  der  Ortspräsideut  bestimmen,  daß  dem  Kandidaten 
noch  eine  weitere  Arbeit  auferlegt  werde. 
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Art.  27- 
Verfahren  bei  der  mUnif liehen  PrUfung. 

Die  Form  für  die  münd liebe  Prüfung  ist  in  der 
Regel  das  Colloquium,  wobei  die  Wahl  des  Themas  oder 
der  Frage n  dem  Ermes&ea  des  Examinators  zusteht.  Doch 
soll  es  Lezterm  auch  an  heim  gestellt  sein,  die  Themata 
durch  daa  Loos  ziehen  zu  lassen. 

Art  28. 
Die  iDündlichen  Schlußprüfungen  sind  entweder  so  ab- 
zuhalten,  daß  an  einem  Tage  je  2  Kandidaten  in  allü^n 
Fäehern  geprüft  werden,  wobei  thuiilichst  zwischen  dea 
Kaodidatea  abzuwechseln  ist.  Bei  diesem  Verfahren  solleii 
außer  dem  OrtsprÄsi den  teil  noch  2  Mitglieder  der  Prüfungs- 
kommission an  Westend  sein,  und  am  Schlüsse  der  zweiten 
PrürutigssizuQg  haben  sämmtliche  Examinatoren  sich  zur  Ab- 
siiiDiDung  einzufinden» 

Oder  es  kann  auch  in  der  Weise  verfahren  werden, 
daß  mehrere  Kandidaten  der  Reihe  nach  in  dem  einen  oder 
andern  Fach  geprüft  werden,  wobei  jedoch  in  der  Regel  kein 
Examinator  mehr  als  4  Eandidaten  in  einer  Sizu ng  exa- 
niiairen  aoU.  —  Bei  diesem  Verfahren  muß  ein  zweiter 
Examinator  oder  Snppleant  anwesend  sein,  und  der  Orta* 
Präsident  wird  am  Schlüsse  sÄmmtlicher  Prüfungen  alle  be- 
theiligten  Examinatoren  zu  einer  Abstimmungssizung  ver- 
Baoinielo. 

Die  Zeitdauer,  welche  ftlr  jedes  Fach  der  mündlieheo 
Nilußprüfung  eingeräumt  wird,  befragt  15  bis  30  Minuteo- 

Ari  29. 

Schlussabstimmurtg. 

Bei  den  Schlußabstim muugeu  sollen ,  wo  die  Prüfung 
BI13  einer  praktischen  und  einer  mün dachen  Abtheilung  be- 
^od,  die  Censurergebnisse  beider  Prüfungsabtheilungen  fbr 
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die  Beurtheiiung,  reap,  für  Zulassung  zu  einem  weitern  Prti- 
fuogsabachnkt  oder  für  Ertheilung  des  Diploms  maßgebend 
Bein, 

In  allen  zv^eifelhaften  Fällen  wird  der  Ortspräsident 
4urch  Diäkussion  n^it  Abstimmung  entscheiden  lassen. 

Art.  30.- 
Ertheilung  der  Gesammtnote  „unzureichend^ 

Die  Gesammtnote  ^unzureichend^  schließt  von  der  Zu- 
lassung in  eine  weitere  Prüfungsabtheilung  oder  zu  einem 
weiteren  Prüfungsabschnitt,  beziehungsweise  von  der  Er- 
theilung des  Diploms  aus. 

Die  Ertheilung  derselben  ist  jeweilen  von  dem  Entscheid 
der  bei  der  bezüglichen  Prüfungsabtheilung  mitwirkenden 
Examiuatorep  abhringig.  Bei  Stimmengleichheit  gibt  der 
Präsident  den  Ausschlag. 

Zur  Erzielung  einer  möglichst  gleichmäßigen  Beurthei- 
iung  werden  folgende  Anhaltspunkte  gegeben : 

Die  einmalige  Ertheilung  der  Fachnote  ^unzureichend* 
entscheidet  fUr  die  Gesammtnote  ^unzureichend*,  wenn 
«ie  in  einem  der  Hauptfächer  gefallen  ist;  ferner  in  jedem 
Fache,  wenn  daneben  nicht  die  Mehrzahl  der  übrigen  F&oher 
über  die  Note  ^mittelmäßig*  hinausgehen. 

Die  zweimalige  Ertheilung  der  Fachnote  ^schwach*  ist 
einer  Fachnote  ^unzureichend*  gleichzurechnen. 

Die  dreimalige  Ertheilung  der  Fachnote  ^schwach*  inner- 
halb einer  Prüfung^abthoilung  zieht  für  die  betrelTende  Ab- 
theihmg  die  Gesammtnote  ^^unzureichend*  nach  sich. 

Art.  31. 

Mittheilung  de»  Entscheids. 

Der  Ortspräsident  theilt  dem  Kandidaten  den  Entscheid 
^er  Prüfungskommission  mit.  Es  kann  g^en  diesen  von 
^eite  des  Kandidaten  nicht  rekurrirt  werden. 
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Art,  aa. 

PrUfungsausweise. 

Für  die  den  Faeliprüfimt^en  voraüögehenden,  mit  Erfolg 
bestandenen  Prürungaabächnilte  erhält  der  Kandidat  einen 
be^flglichen  Äu.sweis,  welcher  die  erth eilten  Censiiren  ent- 
hält und  die  Unterschrift  uad  den  Stempel  des  Ortspräsi- 
dentea  trägt. 

Art.  33. 

Diplome. 

Der  Kandidat,  der  die  Fachprlifung  bestanden  hat,  er- 
bdlt  durch  Verniittiun^  das  eidgenössischen  Dt!partements 
deij  liiDera  das  bezügliche  Diplom.  Dieses  enthält  aul^cr 
dem  Namen  etc.  deti  KaDdldaten  und  der  Bezeichnung  der 
örtlichen  Früfungsbehörde,  welche  die  Prüfung  abgenommen 
hat^  nur  die  Gesammtnote  ^bestanden,*' 

Das  Diplom  trägt  die  Untersclirift  des  Departements- 
vorstehers und  den  Stempel  des  eidgenössischen  Departements 
des  Innern,  und  die  Untersohr iften  des  Präsidenten  des  lei- 
tenden Ausschusses,  sowie  des  Ortspräsidenten* 

Die  vorstehend  erwähnten  Diplome  sind  nur  auf  Grund 
«mer  eidgenössischen  Prüfung  zu  erlheilen. 

För  die  in  Litt,  c  des  Art.  1  des  Gesezes  erwähnten 
Ausnahmsialle  wird  das  eidgenössisebe  Departement  des 
iDoern  vorkommendcafalls  ein  besonderes  Diplom  (Ap- 
probationsurkunde)  au^sst eilen.  Dieses  leztere  kann  auch, 
we  sich  dafi  Bedürfniß  dazu  Äcigt,  ausnahmsweise  den  unter 
Ott  b  desselben  Artikels  erwähnten  Personen  verabfolgt 
werden.  In  beiden  Füllea  wird  das  Departement  das  Gut- 
achten des  leitenden  Ausschusses  einholen.  Solche  Diplome 
tragen  die  Unterschrift  und  den  Stempel  des  Departements 
des  iDuern    und    des  Präsidenten  des  leitenden  Ausschusses* 

Für  die  Ausfertigung  der  Diplome  wird    vom  Dcpartc- 
m&ut  je  eine  Gebühr  von  Fr  20  bezogen. 
mg.  amtl.  SammV.  Neao  Folge.  Y.  B4  9  ^  , 
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Art.  34- 
Wiederholung  der  Prüfungen. 

Ein  Kandidat ,  der  lo  einem  der  Prüfungsabschnitte 
nicht  bestanden  ist ,  kann  sich  zur  nächBtea  Prüfungssene 
wieder  meldeu,  falls  die  Meldung  an  demselben  Prüfungsslz 
geschieht  und  falls  nicht  die  Prüfungskommission  auadrük- 
lich  eine  läogare  Frist  bestimmL  Erfolgt  die  Anmeldung  an 
einem  andern  Prüfungasize,  so  mtisaen  miudestena  sechs  Monate 
zwischen  dem  Anmeldungstermin  beider  Prüfungen  liegen. 

Sollte  es  sich  erweieen.,  daß  oin  Kandidat  in  dieser  Be- 
zieh uug  falsche  Angaben  gemacht  hat,  so  kann  der  leitende 
Ausschuß  Suspension  ,  eventaetl  Kassation  der  Prüfung  be- 
schließen. 

Nach  dreimaligem  Durch  falten  ist  ein  Kandidat  zu  einer 
fernem  Prüfung  nicht  mehr  zuzulassen, 

Art.  35. 

Ist  ein  Kandidat  in  einem  der  Prüfungsabschnitte,  welche 
der  Fachprüfung  vorausgehen ,  nicht  bestanden ,  so  hat  er 
den  ganzen  AbBchnitt  zu  wiederholen,  gleichviel,  in  welcher 
Abtheilung  der  Prüfung  das  Durchfallen  erfolgt  ist 

Bei  der  Fachprüf uog  kann  von  der  Prüfungskommission 
die  Wiederholung  der  praküachen  Abtheilung  erlassen  wer- 
den ,  wenn  der  Kandidat  mtt  der  Gesammtnote  ^gut^  zur 
mündlichen  Prüfung  empfohlen  war,  Es  muß  aber  die 
Wiederholung  der  mündlichen  Prüfung  vor  derseiben  Prü- 
fungskommission stattfinden.  In  diesem  Falle  bat  der  Kan- 
didat bei  der  nächsten  Anmeldung  bloß  die  halbe  Gebühr 
der  betrefifenden  Fachprüfung  zu  entrichten. 

Art  36, 
RUktfitt. 

Wünscht  ein  Kandidat  nach  bereits  erfolgter  Anmel- 
dung wieder  zurükzntreten,  so  hat  er  dies  dem  Ortspräai- 
denten  schriftlich  anzuzeigen. 
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Eätrichlete  Prüfungsgebührea  werden    uur  dann  £urUk- 

^stattet,  wenn  der  Hüktritt  vor  dem  Beginn  der  ersU^Q 
PrüTungsabth eilung  erklärt  worden  ist*  Eandidaten^  welche 
Q&eh  schon  begonnener  Einleitung  der  Prüfung  zur Uk treten^ 
sowie  auch  solche,  welche  ohne  Abmeldung  nieht  zu  einer 
PrOfungsabtheilung  erscheinen^  werden  als  durchgefallen  he* 
liucbteL 

Art  37. 
Verhinderung  des  Kandidaten. 
Ist  einem  Kandidaten  nach  Vollendung  eines  mit  Erfolg 
bestandenen  Prüfung&abschmttee  die  Fortsezung  der  Prüfung 
wegen  Erkrankung  oder  aus  einer  andern  von  der  Prüfungs- 
kommission für  aücbhaltig  erklärten  Ursache  nicht  möglich, 
so  kann  leztere  demselben  die  bestandene  Abtheilung  für 
eine  nächste  Serie  anrechnen  ^  insofern  im  erstem  Falle  ein 
ärztliches  Zeugniß,  im  leztern  Falle  untrügliche  Beweise  vor- 
üegen.  Die  Vollendung  der  Prüfung  hat  vor  derselben 
Prüfungskommission  stattzufinden.  In  diesem  Falle  hat  der 
Kandidat  für  die  spätere  Prüfung  keine  weitere  Gebühr  mehr 
El  entrichten. 

Art.  38, 
Prüfungsgebühren. 
Di©  PrüfuDgigebühr  beträgt  l^r  die 
j.  .  .    ,  f  propädeutische  Prüfung 


Fr. 


Faehprüfung    . 

,  At    1.       i  Gehülfen prüfunn 

phamiaceutiache    <  r         c 

'^  l  Fachprüfung    . 


f  propädeutische  Prüfung 


50 
120 
30 
90 
20 
50 


thierärzt  liehe  .   ,,    , 

Fachprüfung 

Die  Gebühr    für  die    summarisehe  Prüfung    naeh 

ÄrL  68  der  Schlußbestimmangen  ist  gleichgestellt  der  6e* 
bühr  für  die  entsprechende  Faehprüfung.  Bei  Ausländem 
(Art.  69^  c)  beträgt  sie  das  Doppelte  der  Gebühr  für  die 
entsprechende  Fachprüfung. 
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Aualänder^  welche  die  der  FacliprüfuDg  vorausgehenden 
Abachaitte,  sowie  solche  ,  welche  die  vollständige  Fachprü- 
fupg  zu  beatehen  haben,  £ahleQ  da»  Doppelte  der  betreGTeD- 
deo  Gebühren,  &o  lange  ni^iht  auf  dem  Vertragswege  Gegen* 
eeitigkeit  vereinbart  ist, 

Kandidaten  ^  welche  in  einem  der  PrtiftiDgsabschnitte 
(Art  18)  durchgefallen  sind,  zahlen  bei  Wiederholung  der 
Prüfung  die  Hälfte  der  betreffenden  Gebühr* 

Kandidaten,  welche  nach  Art.  35 »bloß  die  mündliche 
Fachprüfung  zu  wiederholen  haben  ,  Äuhlen  die  HälUte  der 
Gebühr  l\lr  die  eofcaprechtnde  Fachprüfuug, 

(Bezüglich  der  Gebühren  für  die  MaturitÄtsprüfung  der 
Fharmaeeuten  vide  Anhang:  Maturitätaprogramm  für  Phar- 
maceuten,) 

Der  Bunde&rath  kann  auf  Antrag  de^  leitenden  Aus- 
achu&sea  die  Prüfungagel>ühren  entweder  erniedrigen  oder 
erhöhen;  im  leztern  Falle  ist  die  Genehmigung  durch  die 
Bundesversammlung  vorbehalten. 

III.  Besondere  Pnlfungsbestimnmngen. 
(Zulaßbedingungen  und  lubalt  der  Prüfungen.) 

A.   Für  die  Aerzle. 

Art,  39, 
Die  ärztliche  Prüfung   zerfällt  in  zwei  Baupt-abschnitte-, 
nämlich : 

1)  in  die  propädeutische  Prüfung^ 

2)  in  die  Fachprüfung. 

Art.  40, 
Medizinisch'prnpädeütlsche  PrUfung. 
Um  den  Zutritt  zur  propädeutischen  Prüfung 
zu  erlangen,    hat   der   Kandidat   folgende  Nach  weise    beizu-^ 
bringen : 
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a,  Ueber  vollständig  und  befriedigend  absei  vir!  e  Gymoasial- 
studien    durch    ein    als  Ergebniß    einer  Prüfung    aus- 
gestelltes Abgangs-,  re^p*  Reirezeugniß, 
(Tgl.  die  BeatimmuDgen    des   Maturitälsprogranims    für 
Medi^uer  im  Anhang,) 

b.  Ueber  den  Besuch  voa  theoretiechen  Vorlesungen  über 
Botanik,  Zoologie  und  vergleichen)  te  Anatumie^  Phjsik^ 
Chemie,  Anatomie,  Physiologie, 

c*    Ueber  den  Besuch  folgender  praktischer  Kurae: 
1)  einen  vollständigen  Kurs  Präparirübungen ; 
2}   Uebungen  im  chemischen  Laboratorium; 
3)   Uebungen  im  Gebrauch  des  Mikroskops. 

Art-  41, 

Die  propädeutische  Prüfung  lerf^llt  in    eine    praktiBohe 
and  in  eine  mündliche  Abtheilung. 

In  der  praktischen  Ab  th ei  lung  hat  der  Kandidat: 
a,  eine    anatomische  Präparation  auszuführen  und    zu 

erläutern ; 
b-  über  anderweitige  ihm  vorgelegte  fiartlge  Präparate 
oder    über  ihm    gestellte  anatomische  und   histolo- 
gische Fragen  Auskunft  zu  ertheilen. 
Für  Fertigung  der  unter  1,  a  aufgeführten   praktischen 
Arbeiten  siud  höchstens  je  4  Stunden  Zeit  zu  bewiltig^i, 

Art.  42. 
Die    mündliche    Prüfungsabtheilung    er- 
strekt  sich  über: 

1)  Physik. 

2)  Chemie. 

3)  Botanik. 

4)  Zoologie  und  vergleichende  Anatomie, 

5)  Anatomie  uud  Histologie. 

6)  Physiologie, 
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Art.  43. 

Medizinische  FachprUfung. 

£andidat€D,  welche  sich  um  Zulassung  zur  ärztlichen 
Fachprüfung  bewerben,  haben  nachzuweisen: 

a*  daß  sie  die  propädeutiache  oder  ©ine  vom  leitenden 
Ausschuß  als  gleich werth ig  anerkannte  Prüfung  be- 
ßtaudea  haben; 

b.  daß  sie  mindestens  je  2  Semester  als  Praktikanten  an 
der  mödiziDischen,  sowie  an  der  chirurgischen  Klinik, 
mindesteos  1  Semester  als  Praktikanten  an  der  ge- 
burUhüiriichen  und  an  der  Ophthal mologiscben  ElinijE 
und  mindestens  1  Semester  an  der  pdycbiatrisehen  und 
an  der  Poliklinik  th eilgenommen  uad  ferner  einen 
chirurgischen  und  einen  geburtsh alflichen  Operations- 
kurs durchgemacht  haben, 

Ton  den  2  Bern  entern  medizinischer  EHntk  kann  eines 
durch  Klioik  in  einem  Kinderspttal  ersezt  werden,  wobei 
ebenfalls  der  Ausweis  über  Theilnahme   als  Praktikant    ge* 

fordert  wird, 

Assistenzärztliche  Thätigkeit  wird  zu  einem  gleichen 
Zeitraum  Klinik  angerechnet,  wenn  das  betreffende  Spital 
einer  zum  akademischen  Unterricht  verwendeten  Anstalt 
gleichgestellt  werden  kann.  In  zweifelhaften  Fällen  ent^ 
scheidet  der  leitende  Ausschuß, 

Der  Anmeldung  sind  außerdem  beizulegen  die  Ausweise 
über  besuchte  Vorlesungen  und  Kurse. 

Art.  44. 

Die  ärztliche  Fachprüfung  zerfallt  in  eine  praktische 
(inclus.  sehrifttiche)  und  in  eine  mUndliche  Äbtbeilung. 

'  Die   praktische    Prüfungsabtheilung   be- 
greift folgende  Fächer: 
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Art.  45. 

1.  Pathologische  Änatomis:  Der  Kandidat  hat: 

a,  die  Tollständige  SektioE  mindeaten^  einer  Körper  höhle 
auszuführen  und  dabei  Über  die  ihm  vorgelegten  Fragen 
Auskunft  zu  gehen; 

b.  ein  oder  mehrere  pathologische  Präparate,  eventuell 
unter  Zu  hülfen  ahme  des  Mikroskops,  zu  erläntern  und 
über  die  auschheßendeu  Fragen  Auskunft  zu  ertheilen. 

Art.  46. 

2.  Pathologie  und  Therapie.    Der  Kandidat  hat: 
ft.  einen  ihm  zugewiesenen  Krankheitsfall  zu  untersuchen 

und    unmittelhar   hernach    einen    schriftlichen  Bericht 
darüber  anzufertigen  (Anamne^ef  Diagnose,  Differential- 
diagnose,  Prognoi^  und  Plan  der  ßehandlung^.    Die  für 
den  Bericht  eingeräumte  Zeit  beträgt  höchstens  4  Stun- 
den. Nach  Beendigung  der  Arbeit  ist  die^selbe  sofort  dem      i 
Examinator  oder  einem  von  diesem  Bevollm^htigten      I 
zu   übergeben.     Im  Falle   diese   erste  Aufgabe    unge- 
engend  gelöst  wird,  soll  dem  Kandidaten  an  demselben 
oder  einem  folgenden  Tage  ein  zweiter  Fall  zu  gleicher 
Bearbeitung  übergeben  werden; 
h.  an  demselben  oder  einem   folgenden  Tage    an    einem 
oder  mehreren  Krankheitsfällen  die  Untersuchung  des 
oder  der  betreffenden  Kranken  auszuführen    und  ober 
die    ihm    vorgelegten   Fragen    mündlich   Auskunft    zu 
geben. 

Art  47. 
3*  Chirurgie  und  chirurgische   Anatomie: 
Der  Kandidat  hat: 

a.  einen  ihm  zugewiesenen  Krankheitsfall  zu  untersuchen 
und  unmittelbar  hernach  einen  schriftlichen  Bericht 
darüber  anzufertigen.  Ueber  diesen  Bericht,  sowie  tlber 
diesen  ganzen  Theil  der  Prüfung  gelten  die  gleichen 
Bestimmungen  wie  im  Artikel  46; 
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b.  ao  demselben  oder  einem  folgenden  Tage  an  einen» 
oder  mehreren  Krankh  ei  tsrallen  di«  Untersudiung  des^ 
oder  der  betrefTeoden  Kranken  auszuführen ,  über  die 
ihm  vorge legten  Fragen  Auskunft  zu  ertheilen,  und 
sein  Können  in  Anlegung  der  erforderlichen  Verbände- 
zu  zeigen  ^ 

c>  mindestens  2  Operationen  an  der  Lei  ehe  auszuführei^ 
und  dabei  über  ihm  vorgelegte  Fragen,  betreffend  diö- 
ana tomischen  VerhältuiBse  und  die  theore tische  Ope- 
rationslehre,  Auskunft  zu  ertheilen, 

Art.  48. 
5.     Geburtshülfe:  Der  Kandidat  hat: 

a.  einen  oder  mehrere  ihm  zugewiesene  geburtshülfliche- 
Fäll e  od  er  Fäl  1  e  von  Fra n eu k r a  nk heilen  zu  u n  ter- 
sucben  und  mündlich  über  die  ihm  vorgelegten  Fragen* 
Auskunft  zu  ertheilen^ 

b*  am  Phantom  die  Diagnose  verschiedener  Kindeslagei^ 
zu  stellen;  ferner  an  demselben  eine  oder  mehrere  ge- 
burtshülf liehe  Operationen  auszuführen  und  dabei  über 
die  ihm  vorgelegten  Fragen,  betreffend  Indikation,  In- 
strumenten lehre  etc.^  Auskunft  zu  ertheilen. 

1  Art.  49. 

I  6.  Augenheilkunde;    Der  Eaudidat  hat    einen  oder 

I  mehrere   ihm   zugewiesene  Kranke  zu  untersuchen    und    di& 
I  im  Anschluß  an  diese  Fälle  ihm  vorgelegten  Fragen  zu  be^ 
antworten, 

Art,  50. 
7.  Gerichtliehe  Medizin   und  Sanitätspoli^eii 
Der  Kandidat  hat; 

a,    eine  schriftliche  Arbeit  f Befund  und   Gutachten)  nach 
'  einem    in   gerichtsarztheher    oder    psychiatrischer    Be- 

ziehung verv^end baren,  eventuell  nach  einem  in  aeiner 
Actio logie  ßngirten  Fall  zu  liefern^ 
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b.oeine  schriftliche  Arbeit  über  ein  Thema  aus  der  Sani- 
tätspolizd  oder  Uygieine  abzufassen.  Die  Ausführung 
dieser  Arbeit  geschieht  nach  den  Bestimmungen  des 
Artikels  26. 

Art.  51. 
Die    mQndliche    Prüfungsabtheilung    er- 
strekt  sich  Ober  folgende  Fächer: 

1)  Physiolc^e; 

2)  Allgemeine  Pathologie  und  pathologische  Anatomie; 

3)  spezielle  Pathologie  und  Therapie  mit  Einschluß  der 
Rinderkrankheiten  und  der  Psychiatrie; 

4)  Chirurgie; 

5)  GeburtshQlfe  mit  Einschluß  der  Frauenkrankhdten ; 

6)  Hygieine,  Sanit&tspolizei  und  gerichtliche  Medizin; 
7}  Arzneimittellehre. 

B.  Für  die  Apotheker. 

Art.  52. 
Die  pharmazeutische  Prüfung    zerfällt   in   zwei   Haupt- 
abschnitte, nämlich:    1)  in  die  Gehülfenprüfung ,    2)  in  die 
pharmazeutische  Fachprüfung. 

Art  53. 
Pharmazeutische  GehUlfenprUfung. 

Kandidaten,  welche  die  Zulassung  zur  Oehülfenprüfung 

begehren,  haben  nachzuweisen : 

•  a.    entweder  das  Abgangszeugniß  der  zweitobersten  Klasse 
eines  Ober-Gymnasiums; 

oder  das  Abgangszeugniß  der  obersten  Klasse  einer 
hohem  Realschule  (Industrieschule)  einschließlich  der- 
jenigen Fertigkeit  in  der  lateinischen  Sprache,  welche 
zum  vollständigen  Verständniß  der  Pharmakopoe  etc. 
erfordert  wird.  (Vergl.  das  Maturitätsprogramm  für 
Pharmazeuten  im  Anbang.) 
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Eine  dreijährige  Lehrzeit  bei  einem  geprilflen  Apo- 
theker. Der  betrefTende  Ausweis  inuE  amlüch  bB- 
glaubigt  Beiü. 

Das  auf  Grund  einer  Prtlfung  erhaltene  Abganga- 
zeugniij  aus  der  obersten  Klasse  eines  obern  Literar- 
gymna^iums  berechtigt  zur  Zulassung  schon  nach 
zweijähriger  Lehrzeit. 

Art.  54, 
Die    Geh il  Ifen prüf ung    ist    eine    praktische    und     eine 
mündliche. 

Der  praktische  Theil  besteht  in : 
1}   flchnftlicher    und    mündlicher  Oehersezung    von    zwei 
Artikeln  der  laleinischen  LandespharniakopÖe; 

2)  Anfertigung    vou    wenigstens    drei    Heilmitteln    nach 
Magistralformeln  ; 

3)  Darstellung  eines  chemisch-pharmazeutischen  und  eineß 
galenischen  Präparats  der  Laiidespharmakopöe; 

4)  zwei  leicht  auszuführenden  Profunden   von  ofTmuellen 
Droguen  oder  Präparaten, 

Art.  55.  •  * 

Die  mündliche  Prüfung  erstrekt  sich  über : 
1]   systematische    Botanik    und    Kenntniß    der    einzelnen 

Arznei-  und  Huzpflanzen^ 
2)   elementare  Physik; 
3}   pharmazeutische  Chemie; 
43    pharmazeutische  Waarenkunde^ 
6)   Rezeptirkunst,  Dosenlehre  und  Präparatenkunde. 

Art.  56. 

Die  GehüIfenprUfung  ist  am  Schluß  der  Lehrzeit  abzu- 
legen* 

Der  Ausweis  über  die  b^tandene  Gehülfenprüfung  be- 
rechtigt zur  Bekleidung  einer  Gehulfeustelle  im  Gebiete  der 
Schweiz.     Ausländern    oder  Schweizern ,    welche   sieh  über 
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dne  in  eiDem  andern  Staate  abgelegte  entsprechende  Prü- 
fang  ausweisen ,  kann  von  den  kantonalen  Behörden  die 
Licenz  zur  Bekleidung  einer  Gehülfenstelle  ertheilt  werden. 
Diese  Licenz  gibt  aber  keine  Berechtigung  zur  Äametdung 
fhr  die  Fachprofung,  über  welche  sieh  der  leitende  Ausschuß 
den  Enta^eid  vorbehält. 

Art.  57. 
Pharmazeutische  FachprUfung. 
Um  den  Zutritt  zur   pharmazeutischen  Fach- 
prlifnng  zu  erlangen,  hat  sich  der  Kandidat  ausKUwessen; 

a)  über  bestandene  schweizerische  Gehülfenprüfung  oder 
eine  vom  leitenden  Ausschuß  für  gleichwerlhig  aner- 
kannte auswärtige  Prüfung, 

b)  ober  wenigstens  einjährige,  amtlich  beglaubigte  Eon- 
ditionazeit  bei  einem,  resp.  mehreren  Apothekern^ 

c^  über  im  Ganzen  wenigstens  vier  vollständig  absolvirte 
Semester  Studien  an  einer  Universität  oder  pharma- 
zeutischen Fachschule  nnd  ebenso  lange  fortgesezte 
Arbeiten  im  Laboratorium  der  betreffenden  Anstalt 

Art.  58. 
Die  pharmazeutische    Fachprtifung   ist    eine  praktische 
(^inklusive  schriftliche)  und  eine  mündliche. 

Der  praktische. T heil  der  pharmazeutischen  Faeh- 
prüfung  besteht  in: 

1)    a.    Darstellung    von    zwei    chemisch-pharmazeu tischen 
Präparaten  nebst  schriftlichem  Bericht; 
b.    qualitativer  Analyse    einer   verfälschten   oder  gift- 
haltenden   Substanz   (Arznei-    oder    Lebensmittel) 
nebst  Bericht; 
5)   a.   qualitativer   Analyse    eines  Gemisches  von  durch- 
schnittlich nicht  über  sechs  Stoffen; 
b-    quantitativer  Analyse    eines  Stoffes    in  einem  Ge- 
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meoge  auf  ge wich tsaDaly  tisch em    oder    volumeLri- 
eehem  Wege. 

(Ueber  2,  a  und  b  lät  ein  schriftlioher  Baricbt 
AUSZufertigenO 

3)  mikroäkopiscber  Bestimmaug  einiger  8 uba tanzen; 

4)  Ausführung  einer  schrifllichen  Arbeit  über  ein  Thema 
aus  der  Pharmazie  oder  Pharmakognoaie  oder  ange- 
wandten Chemie,  nach  den  Bestimmungen  des  Art  26. 

ArL  59- 

Die  mündliche  Prüfung  erstrekt  eich  über; 
1)    ßotanik; 

2}  Physik^ 

3)   Mineralogie; 

4J    theoretische  Chemie; 

Ö)    Chemie  der  ofQziellen  Präparate; 

6)  analytische  Chemie  mit  Einschluß  der  forensen  Chemie^ 
Hjgieine  und  Sanitätspolizei ; 

7)  Pharmakognosie; 
B)   Pharmazie, 

C.  FJir  die  Thlerärzte. 

Art.  60, 
Die  Prüfung   der  Thierärzte   zerßillt   in   zwei  HauptÄb- 
achnitte,   nämlich  in  die  propädeutische   und   in  die  Fach- 
prüfung, - 

Art,  61. 

Thierärztliche  propädeutische  Prllfurtg, 

Behufs  Zulassung  zur  propädeutischen  Prüfung  wer- 
den folgende  Nachweise  verlangt: 

a,  daß  der  Kandidat  miodestens  das  18.  Altergjahr  zu- 
rükgelegt  hat; 

bw  daß  der  Kandidat  diejenigen  Kenntnisse  beaizt,  wetehe 
im  Maturitätsprogramm  für  Thierärzte  näher  deinirt 
sind,  (7ergl.  Anhang.)     Der  Kandidat  hai  daher  eatr- 
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weder  entsprechende  Zeugnisse  einer  Schule  vorzu- 
weisen )  welche  dieses  Pensum  absolvirt ,  oder  das 
Zeugniß  über  eine  von  kompetenter  Stelle  mit  ihm 
vorgenommene  gleichwerthige  Prüfung ; 

c.  daß  Kandidat  mindestens  drei  Semester  Studien  an 
einer  öffentlichen  Thierarzneischule  hinter  sich  hat; 

d.  daß  Kandidat  einen  vollständigen  Kursus  Präparir- 
übungen  und  ein  chemisches  Praktikum  im  Labora- 
torium durchgemacht  hat. 

Der  Anmeldung   sind    außerdem   beizulegen  die  Zeug- 
nisse über  die  besuchten  Vorlesungen  und  Kurse. 

Art.  62. 

Im  praktischen  Theil  der  propädeutischen  Prüfung 
hat  der  Kandidat 

1)  eine  schriftliche  Arbeit  über  ein  anatomisch-physio- 
l(^;isches  Thema  abzufassen,  wobei  die  Bestimmungen 
des  Art.  26  geltend  sind; 

2)  die  ihm  angewiesene  Körperhöhle  oder  Region  zu  er- 
öffnen oder  freizulegen  und  zu  erläutern ,  oder  ein 
zootomisches  Präparat  anzufertigen  und  zu  demoiT- 
striren ,  und  über  andere  ihm  vorgelegte  Präparate 
Auskunft  zu  geben. 

Art.  63.^ 
Die  mündHehe  propädeutische  Prüfung  erstrekt  sich 
über: 

1)  Botanik, 

2)  Zoologie, 

3)  Physik, 

4)  Chemie, 

5)  Anatomie  und  Physiologie. 
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Art.  64. 

ThterSrrtliche  FachprUfung. 
Kandidaten,    welebe  zar   thierarzneilichen  FachprUfung 
wollen  zugelassen  werden,    haben  folgende  Nachweise 
zu  leisten: 

a.  über  bestandene  propädeutische  Prüfung; 

b.  über  im  Gänsen  wenigstens  sieben  Semester  Studien 
an  einer  Öffentlichen  Thierarzneischule; 

c.  über  den  Besuch  folgender  Kurse: 
zwei  Semaster  Klinik  der  Hausthiere; 

ein  Kurs  Uebuugeu  im  Gebrauch  des  Mikroskops; 
ein  praktischer  Kurs   in  der  Operationslehre  und  im 

Hufbeachlag^ 
ein  pathalogiäch-anatomischer  Demonstrationskurs. 
Der  Anmeldung   sind    außerdem  beizulegen   die  Zeug- 
nisse über  die  besuchten  Vorlesungen  und  Kurse. 

Art.  65. 
Die  thierärztliche  Faehprüfung  zerfällt  in  eine  praktische 
und  in  eine  mündliche  Abtheilung. 

Der  praktische  Theil  der  Prüfung  umfaßt: 
.1]   die  AofertiguDg  und  Erläuterung  eines  mikroskopischen 
Präparates   oder   die  Erklärung  mehrerer  vorgelegter 
m  i  kr 0  sk  epischer  Präparate ; 

2)  die  Vornahme  einer  Sektion  nebst  mündlicher  Dar- 
stellung der  Ergebnisse; 

3)  die  Untersuchung  eines  innem  und  die  eines  äußern 
klinischen  Falles  beim  Pferd ,  und  eines  entweder 
innem  oder  äu&em  Falles  beim  Rindvieh  ,  nebst  so- 
fortiger schriftlicher  Berichterstattung  über  Diagnose^ 
Prognose  und  Heilplan  bei  allen  drei  Fällen; 

43  m  und  liehe  Auskunft  im  Anschluß  an  einen  oder  meh- 
rere der  obigen  Fälle  oder  über  noch  andere  Krank- 
heitsfälle; 
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5)  eine  chirurgische  Operation  nebst  Äoleguag  eines  Ver- 
bundes^ 

6}  eine  praktische  Uebung  im  Hufbeschlag ,  mit  Aus- 
nahme der  Anfertigung  des  Eisens,  nebst  einschlägigea 
theoretischen  Fragen  aus  der  Hnfbeseblagsfehre^ 

7}  dne  praktisch  -  mündliche  Darstellung  des  Exterieur» 
bei  einem  lebenden  Pferde  und    bei  einem  Rind  5 

6)  eine  schriftliche  Arbeit  (Befund  und  Gutachten)  nach 
eiuem  vorliegenden  oder  nach  seiner  Aetiologie  ün- 
girten  gericht Liehen  oder  thierttrztlich*poHzei lieben  Falles 

Art  66, 
Im  mQndlicheQ  Schlußexamen  wird   geprüft  über ; 

1)  pathokigische  Anatomie  und  allgemeine  Palhologi^; 

2)  spezielle  Pathologie  und  Therapie; 

3)  Arzneimittellebre^ 

4)  Hjgieine  und  Diätetik; 

5)  Tl»ieriucht; 

6)  Chirurgie; 

1)  GeburUhulfe; 

8)  gerichtliche  und  polizeiliche  Thicrheilkunde  y  mit  Be- 
rn ksicbtigu  ng  der  einschlägigcu  Ge^ezgehung. 

SthlnS-  und  llebergangsbeßtlmmiiiigen* 

Art,  67. 
Schweizerische  Studirende»  welche  im  Ausland  ein  vom 
IdtendeD  Ausschuß  der  propädeutischen  Prüfung  für  gleich- 
werthig  erachtetes  Examen    bestanden  haben,  können   voit 
dtr  propädeutischen  Prüfung  d^spensirt  werden, 

Art.  68. 

Scbweiierischen  Aerzten^   Apothekern  und  Thierörzten, 

welche  im  Ausland  auf  Grund  einer  abgelegten  Staatsprüfung 

^De    Urkunde    zur    unbedingten    Ausübung   der    Praxis    im 

Gebiet  des  betreffenden  Staates  erworben  baben^   kann  der 
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leitende  Ausschuß,  falls  er  die  bestandenen  Prüfungen  den 
«idgenössiachen  für  gl^ichwerthig  erachtet,  eine  summarische 
Prüfung    bewilligen  oder  auf  zureichende   Motive   hin   auch 

gänzlich  erlasseu. 

Art.  69. 

Die  Zulaasung  nichtschweizerischer  Aerate,  Apotheker 
und  Thierärzte,  und  ebenso  die  der  nichtschweizerischen 
ÖLudirendea  zu  den  eidgenössischen  bezüglichen  Prüfungen 
unterHegt  jewetkn  der  Genehmigung  des  Gesammtausschusses. 

Nichtschweizerische  Medizinalpersonen  der  genannten 
Berufsarteu,  welche  in  ausländischen  Staaten  auf  Grund  einer 
abgelegten  Staatsprüfung  ein  Diplom  zur  unbedingten  Aus- 
Übung  der  Praxis  im  Gebiet  der  betreffenden  Staaten  er- 
worben haben^  müssen  behufs  Erlangung  des  eidgenössischen 
Diploms  die  vollständige  Fachprüfung  ablegen,  so  lange  nicht 
mit  den  betreffenden  Staaten  auf  dem  Vertragswege  Gegen- 
seitigkeit in  Anerkennung  der  Diplome  vereinbart  ist. 

Ausnahmsweise  kann  der  leitende  Ausschuß  solchen 
oiebischweizerischen  Medizinalpersonen  der  genannten  Berufs- 
aiten, welche  sich  über  anerkannt  vorzügliche  wissenschaft- 
liche Leistungen  ausweisen,  oder  welche  eine  mindestens 
zehnjährige  praktische  Laufbahn  hinter  sich  haben,  eine 
öummansche  Prüfung  bewilligen  oder  die  Prüfung  erlassen. 

Kichtechweizerische  Medizinalpersonen  der  genannten 
Berufsarten,  welche  nur  für  kurze  Zeit  und  für  eine  spezielle 
Lokalität  die  Erlaubnis  zur  Praxis  erlangen  wollen,  haben 
sich  zu  diesem  Behuf  an  den  leitenden  Ausschuß  zu  wenden. 
Falls  dieser  nicht  Einsprache  gegen  die  Zulassung  erhebt, 
ao  hängt  es  vom  Ermessen  der  betreffenden  Kantonalbehörden 
ab,  ob  sie  dem  Petenten  die  Erlaubniß  ertheilen  wollen. 


Art.  70. 
Die  in  Art.  68  und  Art.  69,  c  genannten  summarischen 
Prüfungen  linden  jeweilen  im  Anschluß  an  die  gewöhnlichen 
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Fachprufungen  statt,  Ist  der  Petent  Arzt  oder  Thiemrzt, 
50  m  von  ihm  eioe  mündliche  Prüfung  über  pathologische 
Anatomie,  spextelle  Pathologie  und  Therapie,  Chirurgie  uod 
Geburtshalfe  zu  verlangen.  Ist  der  Petent  Apotheker^  so 
bat  er  eine  mündliche  Prüfung  über  allgemeine  und  phar^ 
maceutische  Chemie ,  Pharmazie  und  Pbarmakoguusie  zu 
bestehen. 

Art.  71. 

Ausnahm  streike  kann  bis  auf  weitere  Regelung  der  Ver- 
biltnisse  schweizerischen  Aer^ten,  Apothekern  nnd  Thier- 
iriten  italientseher  Zunge,  welche  an  einer  der  vom  Bundes- 
rath  auf  das  Gutachten  des  leitenden  Ausschusses  m  bezeich- 
aaaden  italienischen  Lehranstalten  dai^  Diplom  zur  unbedingten 
liisübung  der  Praxis  im  ganzen  Gebiet  von  Italien  erworben 
hnhen^  auf  Grundlage  dieses  Diploms  die  suh  Litt,  d  des 
Art.  33  gegenwärtigen  Reglements  erwähnte  Urkunde  aus- 
gestellt  werden. 

Alt.  72. 
Bis  zum  Ablauf  d^  Jahres  1883  wird  das  Diplom  der 

bacheiier  ^s  sciences  von  Genf  als  der  im  Art.  40,  Litt,  a 
gestellten  Bedingung  entsprechend  angenommen- 

Art.  73. 

Gegenwärtige  Prüfungsordnung  tritt  in  Kraft  mit  dem 
L  Januar  1881, 

Durch  dieselbe  werden  aufgehoben: 
ft.  der  Beschluß  des  Bundesraths  vom  5.  April  ISIS; 

b.  das  Reglement  betreffend  pr0Tisonsche  Organisation  etc* 
vom  17.  Mai  1878; 

c.  die  interunistisciien  Frtlfung^bestimmungefl  für  die 
PrQfuugäsize  Basel,  Bern,  Zu  rieh,  vom  10.  Brach  monat 
1878,  und  die  r^lements  iot^rimairea  pour  les  examenj^ 
des  Sieges  de  Genfeve  et  de  Lausanne,  vom  10,  Juni 
1878; 

Üdg,  AmtL  Samml.  Nene  Folge.  Y.  Bd.  10  ^ 
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d*  das  Vtirzeichmß  der  am  21.  Mai  1878  vom  Bundesralh 
erüannteu  Mitglieder  der  eidg,  PrDfuiigskommiäsioneu, 
aebst  dessen  Nachträgen. 

Der  leitende  Ausschuß  wird  in   der  üebergangszeit  bis 

zur   vollständigen    Regelung    der    einschlägigen   Verhültniase 

I     alle    vorkommenden    Fälle    nach    l>illigem    Ermeääen    ent- 

*    tcheideo»     Gegen    solche    Entscheide    steht    ei^entuell    dum 

'    Petenten  der  Rekurs  an  düs  eidg»  Departemcot  des  Innern, 

beziehungsweise  an  den  Bundesrath  zu.    Die  genannte  Ueber- 

gangszcit  soll  längstens   nach    Abschluß  eines  Jahres    nach 

dem  Inkrafltreteü  der  Yerorduung  ihr  Ende  erreichen. 

_.  Art  74, 

^  ^     ^f^       ^^^  Bundesrath  sorgt  gemäß  den  Vorschriften  des  Bundes- 

'^     "       /  '  gesezes  vom  19.  Christmonat  1877  für  die  Vollziehung  der 

vorstehenden  Verordnung  und  ist  ermächtigt,   später  alirälUg 

noth wendig  werdende  Aetidernngen  deraelben  innerhalb  des 

genannten  Gesezes  von  sich  aus  vorzunehmen. 


J^nliÄfiSTp 


Haturltatsprogramme,  " 
I.  Ffir  Mfdiziiier. 

Der  von  den  Kandidaten  der  Medizin  behufs  Zulassung 
asuT  propädeutischen  Prüfung  gemäß  Art,  40  der  Prüfungs- 
ordnung ÄU  leistende  Ausweis  über  absolvirte  Gymnasial-, 
bezw.  Lyeeal Studien  soll  eich  über  folgende  Fächer  er- 
Btreken : 
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A.  Sprachen. 

1)  LnteiQ:  Liviiis,  Cicero,  Virgl^  schon  gelesene  Äb- 
sclinitte  aus  H^tuA  und  Plautua, 

2}  Griechisch:  Homer  utid  Xenophon  \  schon  ge- 
lesene Abächnilte  aus  den  Rednern,  auB  Plato  und  aua 
Sophokles. 

8)  Muttersprache:  LiteratuTgeschichte.  Schriftlieher 
Äufäa2  iiterari sehen,  historischen  oder  n&tiirhisto lisch en 
Inhatta. 

4)  Eine  zweite  scb weizerischo  Nationalsprache: 
Angemessene  Fertigkeit  im  mündlicheü  und  seh ri fluchen 
Ausdruk.  Ueberäezcn  und  Er  klaren  eines  leichtern 
Elasbiker^, 

5)  Doä  GH  echtsehe  kann  durch  eine  dritte  schweizerische 
Natioualspraehe  oder  das  EugU^che  ersezt  werden^  und 
es  werden  dafür  die  gleichen  Anforderungen  gestellt 
wie  für  die  Ziffer  4, 

B.  Geschichte  und  Geographie. 

6)  Aeltere,  mittlere  und  neuere  Geschichte,  Physikalische 
und  politische  Geographie, 

C.  Mathematik. 

7)  Algebra:  Gleichungen  zweittiu  Grades.  Arith- 
metische und  geometrische  Prosjressionen.  Binomischer 
Lehrfiaz  mit  ganzen  Exponenten. 

8)  Geometrie:  Planimetrie,  Stereometrie,  ebene  Tri- 
gonometrie und  die  einfachsten  Säze  der  sphärischen 
Kegelschnitte. 

D.  Naturwissenschaften- 

9)  Naturgeschichte:  Hanptljpen  des  Thierreichs 
und  allgemeine  Kenntniß  des  menschlichen  Körpers. 
Organe  der  höhern  Pflanzen,  DI©  wichtigsten  Pflanzen- 
familien  des  natürlichen  Systems.  Die  wichtigsten 
Mineralien. 
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10}  Physik  und  Chemie:  Allgemeine  Eigenschiiften 
der  Körper.  MechaQik  der  festen ,  ÜQaaigen  und  luft* 
förmigen  Körper,  Hauptgeseze  von  Schall ,  Licht- 
Wärme^  Elektriaität  und  Magnelismüä. 

Wichtigste    chetnieche    Elemente    und    wichtigste 
Verbindungen, 

VollzleliQiigsl)€fit]niiiiiiagen. 

1)  Maturität-azcugniaae  oder  entsprechende  Ausweise 
achweizeriacher  oder  ausländiacher  Anstalten  werden  nur 
dann  als  gültig  angenommen,  wenn  die  Bewerber  den  Nach- 
weis leisten^  daß  daa  erreichte  Pensum  in  allen  wesentlichen 
Theilen  dem  vüratehendeo  Programm  entspricht.  Anderer- 
seits hat  der  leitende  Auaschuß  die  Bewerber  an  eine  der 
bestebenden  MatuntätspriirungakommiBsioüen  £U  weisen, 

2]  Seh  Ü 1  er  höh  er  er  ß  eal  a  nstal  te  n ,  d  eren  A  bga  n  gszeug- 
nisse  zum  Eintritt  in  das  eidg.  Polytechnikum  ohne  Anf- 
nahmspräfung  berechtigen  ^  können  bei  den  Maturitätsprü- 
fungen von  den  sub  Litt.  B — D  aufgeführten  Fächern  diapensirt 
werden;  ebenso  kann  bei  solchen  Schülern  die  Prtkfung  in 
der  griechiscben  Sprache  durch  eine  solche  in  einer  dritteo 
lebenden  Sprache  ersezt  werden. 

3)  Deaa  leitenden  Aneschufi  wird  das  Recht  zugestanden, 
von  der  gleichmäßigen  ßerükaiehligung  obigen  Programms 
bei  den  Maturitätsprofungen  der  schweizerisehea  Gymna^eo 
sich  dtirch  Delegirte  zu  überzeugen, 

IL  Ffir  PhafDiizeuten. 

Der  von  den  Kandidaten  der  Pharmazie  behufs  Zulaii- 
sung  zur  Gebtilfenprüfung  gemäß  Art.  54  der  Prüfungaord- 
nung  zE  leistende  Ausweis  über  die  Vorbildung  soll  sieh 
über  folgende  Fächer  eratreken : 
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A,  Sprachen:  ff^^ 
*    1)  Müttersp  räche:  Grammatik.  Sciiriftlicher  Äiifsaz, 

2)  Eine  zweite  scbwejzerUt:he  Nationalsprache; 
Graiojnntik,  angetnesaene  Fertigkeit  im  mündlichen  und    \ 
Schrift  hchen    Ausdruk.      Uebersezung    und    Erklärang 
eioea  leichtem  Klaa^ikers. 

3)  Latein:  Grammatik,  inkl.  Syntax.  Uebersezung  aus 
Cäsar^  Liviaa,  Ovid,   VirgiL 

B.  Mathematik: 

4)  Arithmetik  und  Algebra:  Die  sechs  arilh- 
metisehen  Operationen  mit  gauzen  und  gebrochenen 
ZahJen  und  BitchstabenauetlrUken.  Rechnen  mit  Ded* 
malbrtlehen»  Bestimmung  des  grölUen  gemeinschaiV 
liehen  Theilers  und  des  kleinsten  gemeinschaftliche» 
Vielfachen  von  Zahlen  tmd  Buchatabenausdrüken»  Die 
arithmetischen  und  geometrischen  Verhältniase.  Gleich- 
ungen bis  und  mit  denen  stweilen  Grades  mit  einer 
üntiukanntcn.  Logarithmen  und  ihre  wichtigaten  An- 
wendungen. 

5)  Geometrie:  Hauptsäze  der  Planimetrie,  inabesondere 
der  parallelen  und  senkrechten  Geraden;  dRs  ebene 
Dreiek ,  die  Viereke  und  das  VieJek  ,  der  Kreis  ,  dio 
Berechnung  dieser  Figuren.  Stereometrie  oder  ebene 
Trigonometrie» 

VollztehniigsbestimmtiDgea. 

1-  Ist  der  vom  Bewert>er  vorgebrachte  Ausweis  von 
dner  Lehranstalt  anagestellt,  deren  Leistungen  den  im  vor- 
stehenden MaturilüLsprogramm  enthaltenen  Anforderungen 
Dicht  enLspreehen,  so  kann  die  Zuhiswung  zur  Gehulfenprüfung 
erst  erfolgen,  nachdem  der  Bewerber  aich  durch  eine  be- 
soodere  Maturitätaprüfung  Über  den  BesiK  der  bereK-hneten 
Kenntnisse  ausgewiesen  hat 

2.  Die  unter  Ziffer  1  erwähnte  Mittun tätsprüfung  wird 
unter  Leüang   entweder    eines  Mitglieds   des  leitenden  Aus- 
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Verordamig 


Schusses  oder  der  Prürungskommission  für  Apotheker  durch 
einen  sprachlichen  und  einen  mathematischen  Sachverstän- 
digen vorgenommen*  Ea  können  dabei  mehrere  Bewerber 
gemeinschaftlich  geprüft  werden. 

Die  Examinatüren  werden  per  Sizungshalbtag  entschädigt. 

Die  Gebilhr  beträgt  20  Franken. 


irr.  Für  ilfe  Handidalfn  der  Thierarzneikundc. 

Der  von  den  Kandidati^o  der  Thierarzneikunde  behufs 
Zulassung  zur  propädeutischen  Prüfung  gemäß  Artikel  62 
der  Prüfungsurdüung  zu  1  du  Lende  Ausweis  über  Vorbildung 
.Süll  sich  über  folgende  Fächer  erstreken: 

A.  Sprachen. 

1 )  M  u  1 1  er  sp  r  a  c  h  e.       Fertigkeit    in    schriftlicher    und 

m  Q  n  d  1  i  eher  Darste  1 1  u  ng . 
2}  Eine  zweite  schweizerische  Nationalsprache. 

Angemessene  Fertigkeit  tm  mündlichen  und  schriftlichen 

Ausdruk*    Ueberaezimg  eines  leichtern  Schriftstellers. 
3)  Latein.     Grammatik    und  Hauptregeln    der   Syntax, 

Nept^s,     Caesar. 

B.  GescMchte. 

4}  Allgemeine    Gesehiclite    der    neuern  Zeit    und    Vater- 
land iselie, 

C.  Geographre, 

5)  Angeracfiscne  Kenutniß  der  politischen    und  physikali- 
schen Geographie* 

D.  Mathematir«. 

6)  Aritlimetik.     Die    bürgerlichen  Rechnungsarten    bis 
zum  Kettensaz, 

7)  Algebra.      Gleiclumgen    zweiten    Grades    mit    einer 
Unbekannten.     Logarithmen. 

&)  Geometrie.     Planimetrie ,    Stereometrie ,     Elemente 
der  Trigonometrie» 
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E.  Naturwissenschaften. 

9)  Physik  und  Chemie,  Allgemeine  Eigenschaften  der 
Körper.  Grundrüge  der  Mechanik.  Feate  und  flUaaige 
Körper,  Elemeote  der  Lehre  von  Sehall ,  Liebt, 
Wärme,  Elektrizität  und  Magneüsmus.  Die  wich- 
tigsten einfachen  Körper  und  ihre  Verbindungen* 
10)  Naturgeschichte,  Elemente  der  Botanik  uod 
Zoologie. 

Tolkiebungsbestlinniiingen. 

1.  Der  leitende  Ausschuß  ist  berech  tigf,  voa  der  gleich- 
mäßigen BerflksicbtiguDg  obigen  ProgrammeB  bei  den  Ab- 
gangsprüfungen der  bctreflcndcn  Schulen,  beziehuuga weise  bei 
den  Aufnahmeprüfungen  in  die  Thierar^neischulen^  sich  durch 
Delegirte  zu  überzeugen. 

E^  wird  den  ThierarÄneisehulen  empfohlen;  1)  keine 
Schüler  vor  zurükgelegtem  17,  Altersjahre  aufzunehmen;  2j 
sieh  bezüglich  der  (xühigkeit  der  auf  die  amtlichen  Prflfungen 
hin  vcu^enommenen  Aufuahmen  und  Abweisungen  auf  den 
Fuß  der  Gegenseitigkeit  zu  verein hareu, 

B  e  r  D ,  den  %  Heumonat  18S0. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 
Der  Bundespräsident; 
Welti. 
Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Bchiefi, 


Note,  In  vorstebender  YerordEnüg  sind  die  Äbüuderuügen  be- 
Taksichtigt^  welche  die  BTnidesyer^jainmlung  in  ihrem  GeuehmigtiQgs- 
heachJussa  vom  L  Henmonat  1880  beächlosBen  hat. 


c<l*rf5iCjJ<j>'^  ■ 
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Bnndesbeschluss 

betreffend 

den  Geschäftsbericht  des  Bundesrathes  und  des 
Bundesgerichts  vom  Jahre  1879. 

(Vom  24.  Brachmonat  1880.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 

nach  Einsicht  des  Berichtes  des  Bundesrathes  vom 
9,  Aprilj  und  desjenigen  des  Bundesgerichts  vom  20.  März 
1880, 

beschließt: 

A.  Departement  des  Innern. 

1.  Alle  Veröffentlichungen  der  Departemente  von  all- 
gemeinem Interesse  sind  im  Bundesblatt  zu  publiziren. 

B.   Militärdepartement 

2.  Der  Buodesrath  wird  eingeladen,  die  Frage  zu  prüfen 
und  darüber  Bericht  zu  erstatten,  ob  es  nicht  angezeigt  sei, 
den  SaDitätsdicnst  in  den  Rekrutenschulen  der  berittenen 
Truppen,  statt  wie  bisher  durch  Plazärzte,  künftig  durch 
Korpaärzte,  resp.  Schulärzte  versehen  zu  lassen. 

3.  Von  der  beabsichtigten  Gewichtsermittlung  der 
Rekruten  ist  Umgang  zu  nehmen. 

4.  Es  wird  von  der  Vereinigung  der  Buch-  und  Kasse- 
fUhrung  der  Regieanstalten  in  Thun,  oder  von  der  Ueber 
traguug  einzelner  Theile  an  die  Staatskasse,  Umgang  ge- 
nommen, immerhm  in  dem  Sinne,  daß  der  Bundesrath  die 
Frage  der  administrativen  Vereinfachung  nicht  aus  dem 
Auge  lassen  süll. 
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C.   Handels»  und  Landwirthtchaftsdepartement 

5.  Der  Buadearath  ist  eingeladen,  zu  untersuchen  und 
darüber  Bericht  zu  erstatten ,  ob  der  vom  eidg.  Fohlenhof 
jährKch  beanspruchte  Kredit  nicht  in  anderer  Weise  wirk- 
samer  zur  Hebnug  der  seh iveizeri sehen  Pferdezucht  verwendet 
nod  dieses  Institut  liquid irt  oder  reorganisirt  werden  solle, 

D.    Im  Allgemetnen. 

6*  Im  Uebrigen  wird  der  Geschäftsführung  des  Bundes- 
rathes  und  des  Bundesgerichts  im  Jabr  1879  die  Genehmigung 
ertheilt. 

Also  beschloßen  vom  Standerathe^ 

Bern,  den  23,  Brachmonat  1880. 

Der  Präsident:    Sahli. 

Der  Protokollführer :    GM, 

Also   be^cbloßen  vom  National rathe^ 
B  e  r  n  ^  den  24.  Brach  monat  1880. 

Der  Präsident:   Dr.  C,  Burckhardt 

Der  Protokollführer:  Schieß.        * 


Der   ecbweizeriBche  Bundesrath  beschließt: 

Vollziebung  des  vorstehenden  Bundesbeschlußes, 

Bera,  den  28.  Brachmonat  1880. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesratbes^ 
Der  Bundespräsident: 

Welti, 

Der  Kanzler  der  Eidgcnoßenschaft : 
SchJefi. 
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Bundesbeschlnss 

betreffend 

die  eidgenössische  Staatsrechnung  vom  Jahr  1879. 

(Vom  29.  Brachmonat  1880.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft) 

nach  Einsicht  der  vom  Bundesrathe  vorgelegten  Staats- 
rechnung  vom  9.  April  1880, 

beschließt: 

1.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  über  die  Ausftlh- 
rung  vom  Artikel  14,  Alinea  3  des  Bundesgesezes  betreffend 
den  *  Militärpflichtersaz,  vom  28.  Brachmonat  1878,  lautend: 

^Die  Bundesversammlung  wird  bestimmen,  welche 
Quote  des  der  Bundeskasse  zufließenden  Bruttoertrages 
jeweilen    zur   Aeufnung   des    Militärpensionsfondes    zu 
verwenden  ist^, 
Bericht  und  Antrag  einzubringen; 

sowie  auch  zu  prüfen,  in  welcher  Weise  der  Grenus- 
Invalidenfond  für  die  PensionsbedUrfnisse  Verwendung  flnden 
könnte. 

2.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  in  Anwendung 
der  ihm  durch  den  Artikel  15  des  Bundesgesezes  vom 
28.  Brachmonat  1878,  betreffend  den  Militärpflichtersaz,  er- 
theilten  Kompetenzen  für  eine  gleichmäßige  Durchführung 
dieses  Gesezes  in  allen  Kantonen  besorgt  zu  sein. 
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3.  Der  Euodesrath  ist  eiageladea,  zu  prüfen,  ob  nicht 
Aoordnungen  zu  treffien  seien,  damit  in  den  Jalire^srechnungen 
nur  solcbe  Posten  in  deu  Einnahmen  und  Ausgaben  vor- 
kommen, welche  %v  irklich  eingenommen  oder  ausgegeben 
worden  sind ;  damit  ferner  Guthalien,  die  nicht  eingegangen 
sind,  in  dt:r  Reclinung  nicht  als  Einnahmen,  ßondern  als 
aasstehende  Posten  gebuclit  werden,  und  daß  endHch  Re- 
atanzen  auf  KrediLposten,  welche  im  Laufe  des  Jahres  utchl 
zur  Verwendung  kamen,  über  welche  aber  bereiU  Vor- 
filguQgen  bestehen^  entweder  auf  einen  eigenen  Konto  unter 
der  Bezeichonng  ^Reservekredite^  getragen  werden,  oder  im 
ncueo  Budget  als  nicht  verwendete  Kredite  vom  vorigen 
Jahre  erscheinen. 


4,  Der  Bundesrath  ist  eingeladen,  die  auf  3eite  33  der 
Staatsrechnung  unter  D  ^Unveriin^hche  Vorschüsse^  einge- 
brachten Posten  unter  10.  ^Post Verwaltung*^  von 

Ft.  248,677.  99 
und  unter  11.  ^TelegraphenverwaUung'*  von  ^  319,551.  71 
aus  der  Staatarechoung  au  streichen. 

5,  Der  Bundesrath  ist  eingeladen,  2U  berathen  und  zu 

Jjerichlen ,  ob  es  nicht  angemeßen  sei,  die  Inventarverord- 
Dungvom  26.  Augstmonat  1879  einer  Revision  zu  unterzieheß 
aad  auf  neuer  Grundlage  aufzustellen.  ■*. 

6.  Der  Bundesrath  bt  eingeladen,  die  vorliandenen 
Werth Schriften  der  Spezialfonds,  welche  den  Vorschriften 
des  Art,  3  des  Bundesgesezes  vom  16.  März  1H77,  betreffend 
Anlage  cid genößi acher  Staatagelder,  nicht  entsprechen,  mit 
tbunlichstcr  Beförderung  zu  liquidiren,   resp.  zu  couvertiren. 

7.  Im  Uebrigen  w^ird  der  Staatsreehnung  vom  Jahr 
1879  die  Genehmigung  erlheilt. 

Also  beschloßen  vom  Nationalrathe, 

Bern,  den  23.  Bracbmonat  1880. 

Der  Präsident:    Dr.  C.  llnrckhardt, 
^Der  ProtukoUfllhrer:    Schieß. 
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Also  beschloßün  vom  Stäuderathej 

Bern,  den  29.  Bmchmonat  1880, 

Der  Präsident;   SahlL 
Der  Protokollführer:    GIsI. 


Der  sehweizeriache  Bundesrath  besehtieÜt: 
yoHziehuDg  des  vorstehenden  Btindesbeacbtuiles* 
B  e  r  n  ^   den  30.  Brachmonat  1880» 

Im  Kamen  des  Schweiz,  Bundesrathes^ 
Der  Bundespräsident; 
WeltK 
Der  Kanzler  der  Eidgenoßensehaft : 

SeliIeJi. 


-^»oo^oo* 
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Bundesbeschlass 

betreffend 

Gewährleistung   einer  theilweisen  Abänderung  der 
Verfassung  des  Kantons  üri. 

(Vom  30.  Brachmonat  IböO,) 


Die  Bandesversamtntung 
der   Schweizer  lachen  Eidgenoß  enachaft, 

nach  Eiasißht  eines  Benchtes  und  Antrages  dea  Bundes- 
ratties  vom  9.  Braohmonat  1860  über  ein  Verfaßungsdekret 
des  KantoDS  Uri  behufs  theilweieer  Abänderung  von  §  54 
d  er  d  ortigen  Kan  to  ns  v  erfa  ßung  von  1 8  50 ,'  1 8  5 1 , 

in    Betracht: 

daß  diese  Yerfaßungeändening  uiehta  enthält,  was  mit 
den  BeätimmiiDgen  der  B uo des verfa ßung  im  Widerspruche 
wäre; 

daß  dieselbe  ia  der  Landsgemeindc  vom  2»  Mai  1880 
Tom  Tolke  des  Kantons  üri  angenommen  worden  ist, 

beschließt: 

1>  DeT  vorgelegten  theilweisen  Revision  der  Eantons- 
▼erfaßung  von  Uri  wird  die  Bundesgarantie  ertheilt. 
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2,    Der  Bunde.srath  wird  mit  dem  Vollzuge  dieses  Be- 
schlußes  beauftragl. 

Älsü  beschloßen  vom  Nationalrathe, 

Bero,  den  21  >  Brachmonat  1880. 

Der  Präsident:   D?.  C-  Bnrekhardt- 
Der  Protokollführer:  Schieß, 

Also  beaehloßen  vom  Stand erathe, 
Bern,  den  30.  Braehmonafc  1880, 

Der  Präsident :    SabH. 
Der  Protokollftihrer :  GlsL 


Der  schweizerische  Bundesrath  beschließt: 

Vollziehung  dea  vorstehenden  Bundeabeschlaßea. 

Bern,  den  1.  Heumonat  1880, 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes^ 
Der  Bundespräsident: 

Welti. 

Der  Kanzler  der  EidgenoJJenschaft; 
Schieß, 
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Bundesbescliluss 

beti^ffend 

BewiKJgting  der  für  die  Beschaffung   von    Kriegs- 
material für  das  Jalir  1881  erforderlichen  Kredite. 

(Vom  30.  Brachmonat  1880.} 


Die  BundesyersammluDg 
der  schweizerischen  Eidgenol^ensehaft^ 

nach  EiDsicht  einer  Botschaft  des  Buadesrathes  votn 
27,  Mai  1880, 

b  eBchließ  t : 

Für  die  Beschafft log  von  Kriegsniaterial  werden  fol- 
gende Kredite  bewilligt,  welche  einen  Bestand theil  des  alU 
gemeinen  Budget  für  1881  bilden  und  in  dem  bexOglichenj 
im  Dezember  laufenden  Jahres  vorzulegenden  Voranschlag 
einzuschalten  sind  : 

an.D-a-  Bekleidung  .         .        ,         .Fr,  28,055.  — 

-  -    -   b,  Bewaffnung  und  Ausrüstung       ^  839,897.  50 

-  -  F,  -   Equipementsentschädigung     ,      ^  201,820.  — 

-  -  H- 2.  Kriegsmaterial,    Neuanschaf- 

fungen    ,         .         -         -      ^       5805284.  — 


L 


Total     Fr.  1,650,056.  50 
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Also  beschloßen  vom  Natbnalrathe, 
Bern,    den  22.  Brachmonat  1880. 

Der  Präaidont:     Dr.  C*  Barekbardt 

Der  Protokollführer:    Schieß, 

Alao  beachloßeo  vom  Ständerath&i 

Bern,   deu  30.  Brach monat  1680. 

Der  Präsident:    Sallll* 
Der  Protokollführer:    GIbL 


Dar  schweizerische  Hunde8rath  beaehHeÜt; 

Aufnahme    des    vorstehenden   Bundesbcschluße^   in    die 
«.mtliehe  Geäe^sammtung  der  EidgenaßenBchaft, 

Bern,  den  30.  Brachmonat  1880. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 
Der  Bundespräsident: 

Welti. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschafl: 
8chle£. 
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BuiideHbcscliluss 

betreffend 

Bewilligung  von  Nachtragskrediten  an  den  Bundes- 
rath  für  das  lahr  1880. 

(Vom  2.  HeumoiiEit  18öU,) 


Die   Bundesvers II mmlung 

der   seh  wtjiz^risehf  n   Ei  dgeuoße  lisch aft, 

uacb    Einsicht    dtfr    Botschaft    dva    Buiuiesralhes    vorn 
9.  Braehnionat  1  !5fcit.J,    sowie  eines  nachtr&glichon  Schreiben» 
desselben  vom  2b.  gl  ei  dien  Monat«, 
b  e  H  c  h  t  i  e  Ü  t ! 

Es  werden  dem  Bnnde^rathe  f^dgeude  NachLragäkredlte 
bewilligt: 

Dritter  Abschnitt, 

Departemente  und  Verwaltungen. 

B.   Departcmeut  Am  Innern. 

I.    Kanzlei; 

4,  Ud vorhergesehenes        *         *     Fr,    o^OUO 

IlL    Bauwesen: 

6.  Ervreiteruügij-    und     Umban- 
arbeiten : 
ft.       .     Fr,  1900 
h.       .      ^    2*)30 


-     Fr.    7,730 

8.  Neubauten     .     .      .„    10,0UÜ 

9,  Slraücn-         und  • 
Waßerbauteti     .      ^      3,025 

13,  Verscbiedcntö: 
a.       .     Fr.  12*55 
b-       .      ^      Un) 


n 


1,365 

^   22,120 

IV.  Folj^teehDiküm     ,      ^     4,000 


Fr.    31,120 


Eid^,  amtl.  S&mmL  Naae  Folge.  Y.  £d.  1] 
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Uebertrag     Fr.     31,120 
D.   Militärdepartement. 

n,    Verwaltung. 
A.  6,  Verwaltuug  des  Materiellen, 
a,  l'ecbniscbe  Abtheihing: 
7.  Watfenküntroleur   ,         .         -Fr.    1,660 
Ä.  9.  Oberkriegskommisäariat: 


a. 

11.  AußeroTdeutliuljc  Ausluire 
B.   Instrukliünspersoual: 

Fr. 

6,000 

3- 

Artillerie        .         ,         .         , 
IL  Eriegsmalerial: 

7) 

2,000 

2. 

Neue  Änschaffunf^en 

7) 

3,000 

Verwaltung 

Fr, 

12,660 

V,  Laboratorium: 

2. 

a.   Arbeitslöhne 

n 

2,318 

£.   Finanz-  und  Zolldepnrtemeni 
Abtheilung  Finanzen. 

IV.  Liegensehafteu; 
B,  Handiindenings-     und     Stipu- 
laliiuisgi^tuibr   für    das   Post- 
gebiLude  in  Bern  .         ,     Fr.    4,614 

VL  M  (1  fj Ä ve r  wa 1 1 u  n g : 
3,  Anseiiaftung  einer  tienen  Uampf- 

nmsehine     ,         .         *         ,      ^    10,000 

.  Fn  14,614 

*  Abtheilung  Zölle. 

VL  Verschiedenes: 
J.a.Zolhükvergiltungen  Tür  Etaen- 

bahnschieuen       .         ,         .       ^    20,000 


14.078 


34,014 


Uebertrag      Fr.    80,712 
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Uebertrag  Fr.  80,712-  — 

Fp  Handels- n.  LaadwirthNchftftBdeparteineiit, 

Handelswesen. 
VI*  Inlernationale    Ausstellung 

IQ  Mdbourtie   .         .         .Fr.  40,000.  — 

Landwirthschaft. 
Yir,  7.  Bdtrao:  aa  die 

ersten  ELariuhtuiigs- 

koste D  für  ein  HertJe* 

buch    der    Schweiz. 

Rindviehrassea       .     4,500.  — 
b.  Maßnahmen  gegen 

Schäden,  welche  die 

Landwirlhsehaft  be- 

druhen  .         .         .     5,000.  — 

10.  Viehseuehenpolizei  4,742.  75 

' —  ^  14^242.  75 

Forstwesen. 

VIIL  6,  Triangulation  lU.  Ord- 

Dung  .         .         .         ,    ^  15^000,  — 


Fr.  69,242.  75 

Total  Fr- 14  y,y 54. 75 

Also  besdiloßen  vom  Ständemthe, 
Bern,  dun  ^0,  Bmchnionat  18B0. 

Der  Präsident:   Sahli. 

Dör  ProLokollfahrer :   GIsl. 

Alan  beschlnßen  vom  Natioualrathe, 

Bern,  den  2.  llcnmonat  1880. 

Der  Präsident:    Dn  C.  Bnrckliardt, 
Der  Protokolimhrer:    SchielS- 
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Der  achweizeriBche  Buiidasrath  bt^dcli  ließ  t: 

Aufnahme  des  vorstehenden  Bundesbesdilußes  in  die 
amLljche  Gesezsammlung  der  Eidgenoßenschaft* 

Bern,  den  6.  lleumonat  18Ö0. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundeäralhes, 

Der  Vizepräsident: 

Anderwert 

Der  Kanzler,  der   Eidgen aßenschaft: 

Sciliefi. 


Bundesbcschluss 

betreffend 

Gewährleistung   einer  theilweisen  Abänderung  der 
Verfassung  des  Kantons  Appenzett  Ausserrhoden. 

(Vom  2.  Heumonat  1S8Ü.) 


Die  Bundea  versa  mmluüg 
der  schweizeriHchen    Eidgeuoßenechaft, 

nach  Einöicht  eines  Ben  eilt  es  und  Antrages  des  Butides- 
rathes  vom  25.  Mai  1880  über  eine  Revision  der  Artikel  32, 
33,  34  und  36  der  Verfaüung  des  Eantona  Appenzell  A.  H> 
vom  15,  Weinmonüt  lb76, 

in  Be  traeht: 

daß  diese  Verfaß  ungslir^l er un[^  nichts  entliält,  ^vas  mit 
den   Bestimmungen  der   BnudedveH'aßtmg    im    Widerspruch 

wäre  \ 
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beir,  GeirährleistiiDg  der  Verfaasimg  roxi  Appenzell  A.'Eh.    105 

daß  dieselbe  an  der  Landj^gemeinde  vom  25.  April  löbO 
rom  Volke  angenommen  worden  ißt^ 

b  ea  (^h  1  i  eß  t : 

1.  Den  Tevidirten  Artikeln  32,  33^  34  und  36  der  Kantons- 
verfaßung  von  Äppenaell  Außürrhoden  \vird  die  bundesge- 
mäße  Garantie  er ih eilt.  ^ 

2,  Der  Bundesrath  wird  mit  der  YoUziehung  dieses 
Beaehluße^  beauftragt, 

Alfio  beachloßen  vom  Ständerathe^ 

Bero,  den  25,  Brach monat  1880. 

Der  Präaidv^üti    SahlL 
Der  PrütükollMrer:  Gisi. 

Also  besohl oßen  vom  Nationalratlie, 

Bern,  den  2.  Ileumonat  1880. 

Der  Präsident :    Dr.  C,  Burckhardt, 
Der  Protokollfübrer;  Schieß- 


Der  schweizerische  Bundesrath   beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbesehlußes, 
Bern,  den  3.  Heunionat  1880, 

Im  Namen   des  Schweiz.  Bundesrathea^ 
De?  ViÄepräsident: 
Anderwertp 
Der  Kanzler  der   Eidgenoßeaach&ft : 
Schieß. 
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BnndeBbescIlluss 

betreffend 

die  eidg,  Gewährleistung  der  Verfassung  für 
den  Kanton  Graubündea 

(Vom  2,  Heumoüat  1880,) 


Die   Eundesversammlung 
der  seh weizöri&chen  Eidgtsaoßenschftft, 

nach  Einsicht  einee  ßorichtes  und  Antrages  des  Buudes- 
rathes  vom  28,  Brach moiial  IHBO  Ql>er  die  neue  YerfaüuDg 
fttr  den  Kfinton  Crraubündea  vom  23,  Mai  lööOj 

in  Erwägung: 

daß  diese  Verfaßung  nichts  enthält,  was  mit  den  Tot- 
schriften  der  Bundtfsvcrfaßnng  im  Widerspruche  steht ; 

daß  sie  die  Ausübung  der  poüti^^chen  Eechte  nach 
republikanischen  Formen  sichert ; 

daß  sie  am  23,  Mai  1880  von  der  Mehrheit  des  Volkes 
des  Kantons  GrauhUuden  angenommen  worden  ist  und  revi- 
dirt  werden  kann,  wenn  die  absolute  Mehrheit  der  Biirgor 
es  verlangt; 

in  Anwendung  vom  Art,  6  der 'Bundes verfaßung, 

beschließt: 

1.  Der  neuen  Verfaßunj^  für  den  Kanton  Graublinden 
wird  die  Garantie  dea  Bondea  ertheüt. 
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GewäLrb  istung  dor  Verfassung  vod  Graübunden,  1G7 

2.     Der  Bundesmth  mi  mit  der  Volkiehung  diesea  Be- 
sohl ußee  beauftragt 

Also  beschloßen  vom  Standerathe, 

Bern,  den  30.  Bnichmonat  IBiSO. 

Der  Präsident :    SahH. 

Der  Protükolirührer:    Gisl. 

Also  beschloßen  vom  National  rat  he, 
Bern,  den  2,  Huumonat  1880. 

Der  Präsident:   Dr.  C.  Burckhardt. 

Der  Protokoll  rubrer:   Schieß. 


Der  schweizeriBche  Bundesrath  beschließt: 
YolUiehung  des  vorstehenden  BuDdesbeschluties. 
Bern,  den  5.  Heiimonat  18Ö0. 

Im  Namen  des  schM'eiz,  Bundesratbes, 

Der   Vizepräsident: 

Anderwert. 

Der  Kanzler  der    Eidgenoßenschaft: 

Schiefi. 
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BuiidesbescliluBB 

betreffend 

den  Ankauf  des  Inselspitalgebäudes  in  Bern. 

(Vom  2.  lleiimüDat  18800 


Die  BundeaversaiTiTnliing 
der  echweiÄerischen  Ei dgeno ße  nschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrat hes  vom 
9.  Brachmonat  1B80, 

bescb  ließt: 

Art  1.  Der  Biindesrath  ist  ermächtigt,  das  Inselspitat- 
gebäude  in  Bern  mit  Areal  und  Depcndeazcn  um  die  Summe 
von  Fr.  750^000  anzukaufen,  um  darin  einen  Theil  der 
Bundesverwaltung  unteiv.ubringen. 

Art,  2,  Dieser  Beschluß  tritt  als  nicht  allgemein  ver- 
biudlieiier  Natur  sofort  in  Kraft, 

Art,  3,  Der  Bundcgrath  ist  mit  der  Voltziehung  diesea 
Beschlußes  beauftragt, 

Also  beachJoßen  vom  Nationairathe, 

Bern,  den   L  Ilenmonat  1880. 

Der  Präsident;    Dr,  C.  Barckhardt, 
Der  Protokollfülirer :    Schieß. 

Also  beschloßen  vom  ÖtänderaÜic, 

Bera,  den  2.  Heumonat  1880, 

Der  Frä«identr    Sahli. 
Der  Protokoll  fahrer  :    Gisi- 
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Buiidesbeschlnß  b«tr.  die  Stellung  der  Telegrapbeaao^läafer^  1G9 

Der  ach weiserische  BuDdesrath  beschließt: 

yolldehüiig  des  vorsteh endeo  Bundesbeaclilußes. 

BerD,  den  6.  Heumooat  1880, 

Im  Namen  des  schweix,  Bundesrathes, 

Der   VjzBpräaident : 

Anderwert. 

Der  Kanzler  der  EidgenoßenBchaft : 

Sclüeü, 


Buudcsbe8chliii8 

betraffoud 

die  Stellyng  der  Telegraptrenausläufer. 

(Vom  2,  Heumonat  18800 


Die  Bundeaveraammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft^ 

nach  Einsicht  eines  Berichtes  des  Bnndesrathes  vom 
5.  März  1880, 

beschließt: 

Art.  1,  Der  im  Voranschläge  der  Telegraphen  Verwaltung 
för  das  Jahr  1880,  Rubrik  1,  C,  2,  a  vorgesehene  Kredit 
von  Fr,  53,000  für  die  Besoldung  der  Telegraphenausläufer 
wird  auf  60,000  Frankeu  erlmht, 

Art.  2,  Der  Bnudesrath  wird  beauftragt,  dem  ent- 
sprechend die  fraglichen   Besoldungen   auf^ubeßern,   in  dem 
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170  Bundeßbescliliiß  betr.  die  SteUang  der  Telej^raphenausläafer. 

Sinne,  daß  die  gewährten  ZuUigea  vom   L  Jänner  ISBO  an 
berechnet  werden  solkn* 

Also  beachloßen  vom  Nationalrathe, 

Bern^  den  2,  Heumouat  1880, 

Der  Präsjilent:   Dr.  C.  Burckhardt 
Der  Prütokollfahrer  :    8<lMeß. 

Also  besohl o Gen  vom  StändtraÜie, 
B  er  n  j  den  2.  Heiimonat  1880- 

Der  Präsident;    Safali. 
Diir  ProtokolJMirer :  GisJ. 


Der  schweizeriBche    Bundesrath    beschließt: 
Vollziehung  des  voratehenHen  Bundesbesehlußes. 
Bern,  den  6,  Heumonat  1880, 

Im  Namen  de^  öchweu.  Bundesrathes, 

Der  Viaepräöidetit: 

Anderwert, 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenechaft : 

Bclüe£. 
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BuiideHl)eschIu8§ 

bctrüffend 

eine  provisorische  Handels-Conventron  zwischen  der 
Schweiz  und  Serbien. 


(Vom  3.  Juli  IHöO.) 


Die  BuQ  dea  versamm  lung 
der  achweizeriscbea  Eidgettoßenschaft, 

Dach  EiQsicht  einer  liotachaft  dea  Byndeäratbes  vom 
21,  Juni  1880, 

beschließt: 

Art.  1.  Der  awiaehen  der  Schweiz  und  Serhien  am 
29,  Mai  /  10,  Jnni  1B80  aUtj^esdilußecf^n  provisonscheii 
HandelatlbeFeiDkuDrt  wird  hiemit   die  Genehmigung    ertheilt. 

ArL  2.  Der  Bundearalh  ist  mit  der  Vollziehung  dieses 
Beächhiße^  beauftragt. 

Aläü  beachlül^en  vom  8länderathe, 
Bernj  den  26,  Jupi  1880. 

Der  F'räsidcnti    Sahll. 

Der  Protokollführer:   GIsi* 

Also  beschloßen  vom  Nationalrathe, 
Beriij  den  3.  Juli  1880. 

Der  Pnisident:    Dr.  C.  Barckhardt. 

Der  Prot^jkolimhrer:  Schieß. 
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Proyisorisclie  Handelsübereinkunft 

zwischeiL 

der  Schweiz  und  dein  Fürstenthum  SerbififU 

AbgescTilaßoß  den  29.  Mai  / 10.  Jtrni  1R80. 
Raiifidrt  von  Scrbitm  om  10,/ 22.  Jani  1H80. 
„  .     der  Si'tLWGiz  am  3.  Juli  1880. 


Dr  die  Regierung  der  schwel- 
zeriwchen  Eidgenolieiisidiaft 
und  die  Regierung  Seiner  Uo- 
heit  dea  Fürsten  von  Serbien 
das  provisorische  Ueberein- 
kcinnnen,  welches  die  Handel- 
be/jL'huügen  Äwiscben  beiden 
Lfindern  während  der  für  die 
Unterhandlung  und  den  Ab- 
schluß eiues  HandelsvertriiLiew 
erförderliehen  Zeitpcriode  re- 
geln s(dl,  zu  verlängern  vi  du- 
schen, so  haben  die  Unter- 
zeichneten, zn  diesem  Zweke 
ge h ü rig  be v o II mü eh tig t ,  si ch 
über  folgende  Bestimmuüg^n 
geeinigt  i 

Die  Erzeugnisse  sch>veizeri- 
echen  Ursprungs  oder  scbwei- 


Le  gouvemementde  la  Coii- 
f(äd6rati(in  auisso  et  le  goii- 
vernemeut  de  aon  Ältesse  le 
prinee  de  Serbie,  desirant 
pro  longer  rarrangement  pro- 
vi&oire  existnnt,  en  matifere 
cominereiale,  entre  les  deux 
paya,  pendant  la  p^riode  de 
tenips  nöcessaire  ponr  la  ne- 
gociation  et  la  conclusian  d'^un 
trait^  de  eommercej  lea  sous- 
Eiigne^  düment  aut.oris^s  h  cet 
efTet  aont  convenus  des  dis^ 
potiitiond  suivantca : 


Lea    produits    d'origiüe    et 
de  provetiaace  sulsse  qui  se- 
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[  ierischer  Provenienz,  welche 
näeb  Serbien  ei ngt? führt  wcr^ 
den  ^  uod  die  En&engnUse 
serbischen     Urspnings     offer 

I  serbischer  PrüvenieüÄ,  welehe 
nach  der  Schweix  eing^ftllirt 
w  er  d  e  n ,  w>  l  len  h  i  ns  i  eh  1 1  le  li 
der  Einfuhr-,  Ausfuhr-  und 
Durchruhr?.ölle,  sowie  in  Be- 
treff  der  Wit?  de  rausfuhr,  der 
Mäkler-  ünd  Lagergebühr,  der 
örtlichen  Äbg>iben  nnd  Zoll- 
fortnalitäten  der  nämlichen  Be- 
hiindJung  iinteriiegen ,  wiii  die 
Erzeuguisse  der  meisfcbegün- 
Etigten  Nation. 

Da^s  gegen'w artige  U eberein- 
kommen  ist  für  die  Dauer  i 
eines  Jahren*,  von  beule  mi  ge- 
rechnet, abgesehk*C>eü.  Im 
Falle  jedoch,  daß  sechs  Mo- 
nate vor  Abiaüf  dieser  Fri^t 
kme  der  beiden  Regierungen 
ihr«  Absicht  Imnd  gegeben 
haben  wird^  dessen  Wirkun- 
gen aufhören  zn  lassen,  bleibt 
^  für  ein  ferneces  Jahr  nocii 
in  Kraft,  und  so  weiter  von 
ilahr   zu   Jahr   bis    zum    Ab- 

I  ftcbluß  eines  definitiven  Han- 
delsvertrages, oder  bis  eine 
der  beiden  Regierungen  das- 
selbe gekündet  haben  wird. 


ront  Importes  en  Serbie  et 
les  produits  d'orlgine  ou  de 
provenance  aerbe  qni  aeront 
iinporlt''S  en  Suisse,  seront 
respectivement  soumis^  quant 
anx  diDita  d'importation^  d'ex- 
purtalion^  de  tmnsit,  quf^nt 
4  la  T^ej^poitalion,  au  Cour- 
tage, k  rentrup<H,  aux  droits 
biCaux  et  quatit  aux  ftn^ma- 
lilt^is  douani^res,  au  mf^me 
traitement  que  les  prodnlts  de 
la  nation  la  plus  favoris^e. 


La  präsente  döela ratio»  est 
conelne  ponr  la  dur^e  d'une 
ann^^e  ä  partlr  d'aujgurdVhui. 
Dans  le  eas  cependanL  od 
aucnn  des  deux  gouverne-: 
mf^nts  n'aurait  notillen^  six  mois 
uvaut  la  thi  de  la  dite  p^riode, 
son  Intention  d>n  faire  ci-aser 
K^s  efiety,  eile  demeurera  obli* 
gatoire  pour  uue  auLrc  anncc, 
et  ainsi  de  suite  d'une  ann^e 
ä  pHutrc,  jusqu'ä  la  condu- 
sion  d'nn  lrait6  de  coniineri'e 
definitif  ou  jnsrju'^ä  ee  quo 
Tinie  des  deux  parties  Tait 
de  nannte. 
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Die  beicicQ  Regier  uiigön 
verpfljthten  aich,  diu  g^^gen- 
wärligo  Dt^klaration  erfoTder» 
lichenfulla  durch  die  ge^ez- 
ge  bell  de  Behörde  ihres  La  od  es 
genehm  iget!  zu  lasseu. 

Zur  Urkunde  desöeo  habön 
die  Unterzaichnetea  die  ge- 
gen IT  är  tige  De  k  I  u  ra  tic >u  a  «  e  - 
gefertigt  und  mit  ihrem  Siegel 
V  ersehe  fl, 

Wien,  den  20.  Mai/ 10. 
Juni  188Ü. 

Der  ftußerord entliehe  Geaandle 

und  bevolhnürChligte  Minister 

der  Schweiz.  Eidgenoßea* 


(L,  8.) 


selmft : 
V.  TschudL 


Der  außerord enthebe  Gesandte 

üud  bevolltnitchügte  iliniater 

seiner  Hoheit  des  Fü raten 

von  Serbien : 

(LS,)   Pk  Christstch. 


Lea  de  ux  goi  i  v  er n  e  me n  ts 
a^engagent  ii  faire  ajipronver, 
s'il  le  faut,  le  pre^eut  arrau- 
gement  par  [es  eorps  lögis- 
latifs  de  leure  pays. 


Ell  foi  de  quaif  le^  sous- 
sign ^8  ont  dress^  la  präsente 
deelaration  et  y  ont  ajjposse 
le  seean  de  leurs  cbaneel* 
leries. 

Vienne,  le  29  inai  /  1 0  juin 
1B80. 

L^cnvoyi^  extraordinaire  et 

minist re  pl^nipütentiaire 
de  lu  Confedöration  suisse; 

(L,  SO     de  Tschudi. 

L'envoyi^.  cxiraordinaire  et 

ministre  plenipntentiaim 

de  son  Altessc  le  prmce 

de  Serbie : 

(L.so   Ph<  Chrifitstch- 
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Bundesrallisbeschlass 

betreflFend 

die  Bussen  für  Uebertretung  des  Verbots  der  Einfuhr 
von  Zündhölzchen  und  Strerchkerzohen  mit  gelbem 
Phosphor. 

(Vom  17.  Heumonat  1880.) 


Der  9  c  h  w  e  i  z  e  r  f  a  c  li  t!  B  u  n  d  e  s  r  a  t  li . 

auf  den  Bericht  seiner  Departemente  für  Finanseeii  und 
Zölle  uod  des  Handeln  und  der  Laiidwirthtichafl, 

beschließt: 

1.  Die  inn  Bundesgcsoz  vonri  23.  Christmonat  1879*), 
betreffend  die  Fahrikatiuii  von  PhDäphor/ündhölzchen  und 
Phoapborßtreiebker/.elH*n,  angedrolite  Geldbuße  wird,  soweit 
sie  die  Uebertrclnng  des  Verbotes  der  Eiüfulir  betrifflj  dureh 
diiÄ  Zolklepartement  auBgesproehen. 

2.  Das  Zolldepartement  ist.  beanflra^'t^  die  VerUieilnng 
der  diesfälligen  Geldbußen  nach  Mati^abe  des  Art.  57  des 
ddg.  Zollgesezes  **)  vorzuneiimen  und  im  Falle  von  Nlclit- 
uaterziehung  des  Beklagti^n  das  gerichtliche  Verfahren  oacb 
Maßgilbe  des  Bundesgr^sezes  L)e treffend  das  Verfahren  bei 
UebertreUingen  (hkaliaeher  und  polizeilicher  BuDdej^geseÄe**'*}^ 

,     •)    Siehfi  eidg.  Geeezsamniiung  n.  F.|  Band  V,  Seite    31, 

•*)      .        »  «  ,..„!!,,      535. 

*♦»)       .1,  p  .    .     .     „        I,      ,       87, 
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176     Verbot  der  Einfalir  von  Zündhdlzclieii  mit  gelbem  PhoäpliOT.  i 

zu  befolgon,   soweit  die   Beatimmimgen  dieses  Gesezea  nicht 
durch    das    lezle   Dispositiv  vom  Art,   J    des    BundesgesezNea 

vom  23,  Christmonat  1879  aidi  mödiilzirt  üaden. 

I 

Bera,  den  17.  Hcumonat  1880.  « 

Im  Namen  des  Schweiz,  Bundesrathes, 

Der  Yizepräflident; 

Andenrert. 

Der  Kanzler  der  Eidgeüoßeaachaft: 

Schieß* 
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Biindesbescilluss 

betreffend 

die  Uebereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und 
Frankreich  vom  23.  Juli  1879» 

(Tom  18.  Chriatraoaal  1879,) 


Die    Bundesversammlung 
der  9ch%veizer]  sehen  Eidgenossenschaft., 

nach  Einsieht  einer  Botschaft  des  Bundesrathes  vüm 
%  Christmonat  1 879,  zu  der  Kwischeii  der  Schweiz  und  Frank- 
reich unterm  23.  Heumonat  1879  in  Paris  ahgesehlossenen 
Ueberein kauft,  betreffend  die  Nationalität  der  Kinder  und 
den  Militärdienst  der  3öhne  von  in  der  Schweiz  naturalisir- 
leo  Franzosen, 

beschließt: 

1.  Der  erwähnten  Uebereinkunft  wird  hiemit  die  vor- 
bebaUene  Ratifikation  ertheilt. 

2.  Der  Bundesrath  ist  'mit  dov  Vollziehung  dieses  Be- 
schlusses beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  Ständerathe, 

Bern,  den  10.  Cbristmonat  1B79. 

Der  Präsident  l    StehlilL 
Der  Protokollführer:    Gisl, 

Also  beschlossen  vom  Nationalralhe, 
Bern,  den  18,  Christmonat  1879. 

Der  Präsident^    Kiittzli. 

Der  Protokollführer:    Sclliess» 


Eidg.  amtL  Samml.  Neue  Folge.  V .  Ed.  12 

I  DigitizedbyCjOOQlC 


178 


üeberelnkuiift 

Awiachen 

der  Schweiz  und  Frankreich,  betreffend  die  Nationalität 
der  Kinder  und  den  Militärdienst  der  Sühne  von 
in  der  Schweiz  naturaiisrrten  Franzosen. 

Abgeschloßen  den  23.  Juli  1879. 
RatiB^rt  von  der  Schweiz  am  22.  Dezember  1879. 
,  g,     ^rankreieh  tun  25.  Juni  1860. 


Le  Coimeil  mirül 

de  la 

Conf^däratlon  Buisse^ 

npth^  ftvoir  vu  et  exktfüoö 
Ift  conventioQ  conclue  ä  Paris j 
le  23  JLiillefj  dernier,  enlre  aoa 
pleüipotenüaire  et  celul  de 
Son  Excellence  Monsieur  le 
Fr^sideßt  de  ia  R^publique 
Fran^isG^  pour  regier  la  na- 
tionalitö  et  le  service  militALre 
de8  enfants  de  Fran^ais  na- 
tural ises  SaisseSj  Convention 
qui  a  ^t6   approuv6e   par    le 


le  President  ' 

de  la  R^pubMque  Frangarse, 

ä  tons  ceux  qui  ces  presentes 
Lettres  v&rrontj 

Sahit 

Une  Convention  ayant  6t6 
conelue,  le  23  Juillet  1879, 
entre  la  Frauee  et  la  Con- 
fifedöration  Suiaae,  pour  t€- 
gulariser  la  aituatioa  des  en- 
fants de  Francs  naturaU&6s 
Suiflses, 

Convention  dont  la  toneur 
auit: 
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CoQseil  des  Etats  le  10  d6- 
oembre  1B79  et  par  le  Con- 
seil  national  le  18  du  m&me 
mois,  et  dont  la  teneor  suit: 

Der  Bundesrath  der 
Schweiz.  Eidgenossenschaft 

und 

der  Präsident 
der  Französischen  Republil(, 

flberzeugt  von  der  Noth- 
wendigkeit,  Ober  die  Natio- 
nalität und  den  Militärdienst 
der  Kinder  von  in  der  Schweiz 
naturalisirten  Franzosen  eine 
Vereinbarung  abzuschließen, 
haben  als  ihre  Bevollmäch- 
tigten ernannt: 

Der  Bniidesrath  der 
Schweiz.  Eidgenossenschaft: 

Herrn  Johann  Eonrad  Kern, 
außerordentlichen  Gesand- 
ten und  bevollmächtigten 
Minister  der  schweizerischen 
Eidgenossenschaft  bei  der 
französischen  Republik; 

Der  Prisideiit 
der  Fraozfisischeii  RepablOi: 

Herrn  Wadding  ton,  Sena- 
tor, Präsident  des  Minister 
raths,  Minister  der  auswär- 
tigen Angelegenheiten; 


Le  Conseil  f^d^ral 
de  la  ConKd^ration  suisse 

et 

le  President 
de  la  R^publique  Franfaise, 

ayant  reconnu  la  n6cessit6 
de  conclure  une  Convention, 
afin  de  regier,  au  point  de 
vue  de  la  nationalit6  et  du 
Service  militaire,  la  Situation 
des  enfants  de  Frangais  na- 
turalis^s  Suisses,  ont  nomm6, 
ä  oet  effet,  pour  leurs  pl^ni- 
potentiaires,  savoir: 

Le  Conseil  federal 
de   la  Confederation  suisse, 

M.  Jean-Eonrad  Kern,  £n- 
voy6  extraordinaire  et  Mi- 
nistre  pl6nipotentiaire  de  la 
Confederation  suisse  pr^s 
la  R^publique  Fran^alse; 

Le  President 
de  la  Repuhlique  Frangaise, 

M.  Waddington,  S6nateur, 
President  du  Conseil,  Mi- 
nistre  des  Affaires  6tran- 
g^res; 
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Uebereiukunft 


wel  ch  e,  n  ai^h  A  u  stn  1 1  Bch  ihrer 
in  gehöriger  Form  befundenen 
Vollmachten,  über  folgende 
Be.=ftimmungeri  eich  verpinbart 
haben : 

Art.  1. 

Die  zur  Zeit  der  Naturali- 
sation fmuzösjseher  El  lern 
noch  minder] äh Ligen  Kinder 
derselben  haben  während  ihres 
zweiundzwanÄigaten  Alters- 
J  ab  res  das  Recht  der  Option 
zwischen  der  sehweizeriscben 
und  der  franiöaißchen  Natio- 
nalität* Bib  zu  dem  Zeitpunkte, 
in  welchem  sie  für  die  sehwei- 
Kerisehe  Nationalität  optirt 
haben ,  werden  sie  als  Fran- 
zosen betrachtet. 

Art.  2. 
Die  Option  für  die  schwei- 
zerische Nation  all  tat  wird 
durch  eine  Erklärung  konsta- 
Urt,  die  der  Betreffende  bei 
der  schwdzerischen  oder  fran- 
zösischen Gemeindebehörde 
»eines  Wohnortes  zu  machen 
hat.  Wohnt  derselbe  weder 
auf  Bchweizeriachem,  noch  atif 
französischem  Gebiete,  so  kann 
er  diese  Erklärung  vor  den 
diplomatischen  oder  Konsular- 
agenten des  einen   oder  des 


lesqnels,  apr^  s'^tre  com- 
muniqud  leura  pleins  pouvoirs^ 
trouv^s  en  boniie  et  due  forme, 
sont  eonvenus  des  articles 
suirants : 

Art  1". 
Leg  individus  doiit  les  pa- 
rent^,  Frao^ais  d'origine,  se 
fönt  natural iser  Suisses^  et  qui 
sont  mineura  au  motnent  de 
cette  natural  iaation^  aciront  ie 
droit  de  choisir^  dans  le  coui^ 
de  leur  viugt-deuxieme  annße, 
entre  les  deux  natioualit^s 
suisse  et  fran^ai.^e-  Ils  seront 
consid^res  comme  Fran^ais 
jusqu^  moment  oü  ils  au- 
ront  opt(ä  pour  la  nationalit^^ 
euisse. 

Art.  2, 
L'option  pour  la  nationalitö 
suisse  resultera  d'une  d^ela- 
ration  faite  par  Tint^reas^ 
devant  rautoril-ß  munieipale 
suisse  ou  fran9aise  du  lieu  de 
ea  r^sidenee.  Si  Tintöreei^  ne 
r^^ide  ni  sur  le  territoire 
suisse,  ui  sur  le  territotre 
fran^ais,  il  pourra  faire  cettfe 
d^clanition  devant  les  Agents 
diplomatique^  oa  consulaires 
de  Tun  oii  de  Tantre  Etat, 
l\  pourra  se  faire  repr^senter 
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andern  Staates  abgeben.  Er 
kann  sich  hiezu  durch  einen 
mit  legalisirter  SpezIalvoU- 
macbt  versehenen  Beauftrag- 
ten vertreten  lasser j. 

Diejenigen,  welche  diese  Er- 
klärung nicht  während  ihves 
zweinndzwanzigaten  Alters* 
Jahres  abgegelien  haben-,  wer- 
den definitiv  als  Franzosen 
äDges^hen- 

Art,   3, 

Tor  zurükgelegtem  /.wei- 
und  z  w  anziga  tem  A 1  te  rsj  ah  i'e 
werden  die  np tio na bereclit ig- 
ten jungen  Leute  nicht  zum 
Hih tä rd ie nste  i d  Fr a n k  rei ch 
aogehalten,  Sie  kennen  je- 
doch auf  ihr  Gesuch  hin  vor 
erreichter  Volljährigkeit  ihre 
MiUtärpflieht  in  der  französi- 
schen Annee  erfüllen  oder  in 
diese  Armee  eintreten ,  ioao- 
fem  gie  auf  ihr  Optionarecht; 
fllr  die  schwei/.ensche  Natio- 
nali  tat  ver  zic  h  t  en .  Di  eaer  V  e  r- 
jioht  muß  von  den  Betheilig- 
ten  mit  Zustimmung  ihrer 
geaezlichen  Vertreter  m  der 
gleichen  Form  und  vor  den 
nämüehen  Behörden  erklärt 
werden ,  wie  die  t>ption&- 
erkUruugen* 


par  nn  mandataire  pourvu 
d'une  proeuratioQ  speciale  et 
legaiis^ö. 


Ceuic  qui  n'auront  pas  ef- 
fectu^  cette  dt^elaration  dane  le 
043 urs  de  lenr  vingt-deuxifeme 
ann^e  seront  eonsid^rds  eomoie 
ayant  detinitivement  conserv6 
ja  nationaht^  franf^'aise. 

Art.  3, 
Les  jeuneä  gens  a  qui  est 
conförfi  ce  droit  d' Option  ne 
seront  pas  astreint.s  au  aerviee 
militaire  en  France  avant 
d'avoir  accorapli  leur  vingt- 
deuxifeme  ann^e,  Tt>ul;efoiß, 
ils  pourront ,  sur  leur  de* 
man  de,  rernplir,  avant  leur 
tnajoritc^^  leurs  Obligation^ 
militaireö  ou  a'en gager  dans 
Varmöe  fran<;aise,  k  la  eoa- 
dition  de  renoncer  ä  leur 
droit  d^ Option  pour  1a  natio- 
nalite  suisse,  Cette  renoncia* 
tioii  devra  ^tre  faite  par  les 
intöress^s^  avee  le  consente- 
ment  de  leurs  repröaentants 
l^aux^  dans  les  m^mea  for- 
mes  et  devant  les  m^mee 
autorites  que  les  däelaratloos 
d'option. 
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Uebereinkanft 


Art.  4. 
Jede  Options-  oder  Ver 
zichtserklärung  ist  von  der  sie 
empfangenden  Regierung  der 
andern  Regierung  mitzuthei- 
len. 

Art.  5. 
Uebergangsbestimmung. 

Die  minderjährigen  Kinder 
der  vor  Inkrafttreten  dieses 
Vertrages  in  der  Schweiz 
naturalisirten  Franzosen,  die 
in  Folge  der  Verschiedenheit 
der  Gesezgebungen  beider 
Länder  von  beiden  Theilen  als 
Schweizer  und  als  Franzosen 
betrachtet  werden,  genießen 
die  Wohlthat  der  im  Artikel  3 
aufgestellten  Regel. 

Wenn  sie  im  Laufe  des  zwei- 
undzwanzigsten Altersjahres 
uud  gemäß  den  Vorschriften 
des  Artikels  2  ihre  Absicht, 
Schweizer  zu  sein,  erklärt 
haben,  so  werden  sie  in  Frank- 
reich nicht  mehr  als  Fran- 
zosen betrachtet. 

Diejenigen  unter  ihnen,  wel- 
che vor  dem  Inkrafttreten  der 
gegenwärtigen  Uebereinkunft 
ihr  einundzwanzigstes  Alters- 
jahr zurükgelegt  haben,  kön- 


Art.  4. 
Toute  d6claration  d'option 
ou  de  renonciation  au  droit 
d'opter  sera  communiqu6e  k 
Tautre  Gouvernement  par 
celui  qui  Taura  re^ue. 

Art.  5. 

Disposition  transitoire. 

Les  enfants  mineurs  des 
Fran^ais  naturalis^  Suisses 
avant  la  mise  en  vigueur  de 
la  prdsente  Convention,  qui, 
par  suite  de  la  non-concor- 
dance  des  16gislations  des  deux 
pays,  sont  consid6r6s,  de  part 
et  d'autre,  comme  Suisses  et 
Fran^ais,  b6n6ficieront  de  la 
r6gle  stabile  dans  Tarticle  3. 

En  d6clarant,  dans  le  cours 
de  leur  vingt-deuxifeme  ann6e, 
et  conform^ment  aux  dispo- 
sitions  de  Tarticle  2,  leur  in- 
tention  d'ötre  Suisses,  ils  ces- 
seront  d'ötre  consid^r^s  en 
France  comme  Fran^ais. 

Ceux  d'entre  eux  qui  auront 
atteint  leur  vingt-et-uni^me 
ann6e  avant  la  mise  en 
vigueur  de  la  präsente  Con- 
vention pourront  faire  la  m^me 
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DeD  die  gleiche  Erklärung 
während  der  Frist  eines  Jahres 
nach  dem  Inkrafttreten  der- 
selben abgeben.  Diese  Frist 
beträgt  zwei  Jahre  für  die- 
jenigen, welche  zur  Zeit,  in 
der  gegenwärtige  Ueberein- 
kunft  in  Kraft  tritt,  weder  in 
der  Schweiz  noch  in  Frank- 
reich wohnen. 

Art.  6. 

Die  gegenwärtige  Ueber- 
eiokunft  bleibt  während  fünf 
Jahren,  vom  Tage  der  Aus- 
wechslung der  Ratifikationen 
au  gerechnet,  in  Kraft. 

Im  Falle  keine  der  hohen 
Vertragsparteien  ein  Jahr  vor 
dem  Ablaufe  dieses  Termins 
ihre  Absicht,  davon  zurükzu- 
treten,  kund  gegeben  hat, 
bleibt  die  Uebereinkunft  noch 
ein  Jahr  lang  in  Kraft,  upd  so 
weiter  von  Jahr  zu  Jahr,  von 
dem  Tage  an  gerechnet,  an 
welchem  sie  von  einer  Partei 
gekündigt  worden  ist. 

Art.  7. 
Die    gegenwärtige    Ueber- 
einkunft wird   der  Genehmi- 
gung dei*  gesezgebenden  Be- 
hörden unterstellt. 


d6claration  dans  le  d6lai  d'un 
an  apr^  que  la  dite  Conven- 
tion sera  devenue  ex^cutoire. 
Ce  delai  sera  de  deux  ans  en 
faveur.de  ceux  qui,  au  mo- 
ment  de  la  mise  ä  ex6cution 
de  la  präsente  Convention, 
ne  r^sideraient  ni  en  Suisse 
ni  en  France. 


Art.  6. 
La  präsente  Convention  est 
conclue  pour  cinq   ann6es  ä 
partir   du  jour  de   T^change 
des  ratifications. 

Dans  le  cas  oü  aucune  des 
Hautes  Parties  contractantes 
n'aurait  notifi6,  une  ann6e 
avant  Texpiration  de  ce  ter- 
me,  son  intention  d'en  faire 
cesser  les  effets,  la  Conven- 
tion continuera  d'ötre  obliga- 
toire  encore  une  annde,  et 
ainsi  de  suite,  d'ann6e  en 
ann^e,  ä  compter  du  jour  oü 
Tune  des  Parties  Taura  d6- 
nonc6e. 

Art.  7. 
La     präsente     Convention 
sera  soumise  ä   Tapprobation 
des  pouvoirs  I6gi8latifs. 
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üebereinkunft 


Die  bezüglichen  Ratifika- 
tionen werden  in  Paris  aus- 
gewechselt, und  die  Üeberein- 
kunft soll  so  bald  als  mög- 
lich in  Kraft  treten. 

Zur  Urkunde  dessen  haben 
die  beidseitigen  Bevollmäch- 
tigten sie  unterzeichnet  und 
ihr  Wappensiegel  beigesezt. 

Geschehen  zu  Paris,  den 
23.  Juli  1879. 

(L.  S.)  (Gez.)  Kern. 

(L.  S.)  (Gez.)  Waddington. 


d6clare  que  la  Convention 
ci-dessus  est  ratifi^e  et  a  force 
de  loi  dans  toutes  ses  parties, 
promettant,  au  nom  de  la  Con- 
f6d6ration  suisse,  de  Tobserver 
consciencieusement  et  en  tout 
temps,  pour  autant  que  cela 
dopend  de  celle-ci. 


En  foi  de  quoi,  la  präsente 
ratification  a  6t6  sign6e  par 
le  President  et  le  Chancelier 
de  la  Conf6d6ration  suisse  et 
munie  du  sceau  f^ddral. 


Les  ratifications  en  seront 
6chang6es  k  Paris,  et  la  Con- 
vention entrera  en  vigueur 
aussitöt  que  faire  se  pourra. 

En  foi  de  quoi,  les  pl6ni- 
potentiaires  respectifs  Tont 
8ign6e  et  y  ont  appos6  le 
sceau  de  leurs  armes. 

Fait  ä  Paris,  le  23  juillet 
1879. 

(L.  S.)  (Sig.)  Kern. 

(L.  8.)  (Sig.)  Waddington. 


Ayant  vu  et  examin^  la 
dite  Convention,  Nous  Tavons 
approuv^e  et  approuvons  en 
vertu  des  dispositions  de  la 
loi  vot6e  par  le  86nat  et  par 
la  Chambre  des  D6put68; 
D6clarons  qu'elle  est  accept6e, 
ratifi^e  et  confirm6e  et  Pro- 
mettons qu'elle  sera  inviolable- 
ment  observ^e. 

En  foi  de  quoi,  Nous  avons 
donn6  les  präsentes  rev^tues 
du  Sceau  de  la  R^publique. 
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AiDsi  fait  k  Berney  Je  viagt- 
deux  (i^eembre  mil  huit  cent 
soixante-dix-neuf  (22  d^cem- 
hre  1879> 

Au  nom  du  Conaeil  f^^ral 

8uiase^ 
Le  President  de  la 
Cönfederation: 
(L.  S.)    Hammer. 

Le  Qiancelier  de  la 

Confediration: 

Schieß. 


A  Paris,  le  25  Juin  1880. 


Jnles  Gr^yy. 


(L.  S.) 


Par  le  President 
de  la  R6publique: 

C.  de  Freycinet. 


Note.  Die  Katifikatioüen  der  vorstehenden  IJebereinknnft 
sind  z'wiBchen  dem  schweizerischen  Gesandten  in  Paris,  Hm.  Dr.  Kern, 
und  dem  Minister  der  ao^wärtigen  Angelegenheiten  Frankreichs, 
Hra-  Cp  de  Frejcinet,  am  6.  Jnli  1880  zu  Paris  ausgewechselt 
worden* 

Nach  Artikel  Ö  der  Uebereinkunft  tritt  dieselbe  vom  Tage  der 
Auswechslnng  der  BatiBkationen  an  gerechnet  für  5  Jahre  in  Ejraft. 


— ^-'^j\AAAAAAAAAAAA^>-— »— 
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Uebereinknnft 

zwischen 

der  Schweiz  und  dem  Deutschen  Reiche,  betreffend 
Verlängerung  des  Handelsvertrags  vom  13.  IHai  1869. 

Abgeschloßen  den  1.  Mai  1880. 
Ratifizirt  von  der  Schweiz  am  21.  Mai  1880. 
„  „     Deutschland  am  8.  Juni  1880. 


Der  Bundesrath 


der 


Schweiz.  Eidgenossenscbaft, 

nach  Einsicht  der  von  den 
beiderseitigen  Bevollmächtig- 
ten am  1.  Mai  1880  zum 
Zweke  der  weitern  provisori- 
schen Regelung  der  Handels- 
beziehungen zwischen  der 
Schweiz  und  Deutschland  ge- 
troflfenen  üebereinkunft,  wel- 
che also  lautet: 


^Vir  ^Vilhielm^ 

von  Gottes  Gnaden 

Deutscher  Kaiser^ 

KSnig  von  Preussen, 

etc.  etc.  etc., 

Urkunden  und  bekennen 
hiermit: 

Nachdem  Wir  von  der 
zwischen  Unserem  Bevoll- 
mächtigten und  dem  Bevoll- 
mächtigten des  Schweizeri- 
schen Bundesraths  am  1.  Mai 
1880  zu  Berlin  unterzeich- 
neten üebereinkunft  wegen 
weiterer  provisorischer  Rege- 
lung der  Handelsbeziehungen, 
welche  wörtlich  also  lautet : 
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Der  Bundesrath  der  Schweizerischen  Eidgenoßenschaft 
aad  die  Kaiserlich  Deatsche  Reg:ierung  haben  zum  Zweke 
einer  weitem  provisorischen  Regelung  der  Handelsbeziehungen 
zwischen  der  Schweiz  und  Deutschland  nachstehende  Ueber- 
einkanft  getroffen:  * 

Artikel  I. 

Der  Handels-  und  Zollvertrag  vom  13.  Mai  1869  soll 
filr  die  Zeit  vom  30.  Juni  1880  bis  30.  Juni  1881  mit  der 
Maßgabe  in  Wirksamkeit  bleiben,  daß  aus  der  Reihe  der- 
jenigen Artikel,  ftlr  welche  unter  der  Nummer  1  der  An- 
lage A  zu  dem  Vertrage  die  gänzliche  Befreiung  von  Ein- 
gaugs-  und  Ausgangs- Abgaben  gegenseitig  zugesichert  ist,  der 
Artikel  ^von  Salzsiedereien  die  Mutterlauge^  auch  fernerhin 
ausgeschieden  bleibt. 

Artikel  H. 

Die  gegenwärtige  Uebereinkunft  soll  ratifizirt  werden, 
and  die  Ratifikations-Urkunden  sollen  so  bald  als  möglich  in 
Berlin  ausgetauscht  werden. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Unterzeichneten  vorste- 
hende Uebereinkunft  in  doppelter  Ausfertigung  vollzogen 
uDd  ihre  Si^el  beigedrückt. 

So  geschehen  zu  Berlin,  den  1.  Mai  1880. 

(L.  S.)  (Gez.)  Koth. 

(L.  S.)  (Gez.)  T.  Phillpsborn. 
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urkundet  an  mit,  daß 
er  der  vorsteheaden  Ueber- 
einkunfit  die  vor  behaltene 
Ratüi  kation  er  tb  eilt. 


Bern,  dea  21,  Mai  1880. 

Im  Namea  des  Schweiz. 

Bundesrathea, 
Der  ßiindespräsideDt : 
(L,  80        WeltL 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßen- 
schaft : 

Schieß. 


Kenntniß  genommen  und 
die  getrofifenen  Abreden  Un- 
serem Willen  gemäß  befun- 
den haben,  so  genehmigen 
und  ratifiziren  Wir  die  ge- 
dachte Uebereinkunft  hier- 
durch mit  dem  Versprechen, 
dieselbe  zu  erfüllen  und  aus- 
führen zu  lassen. 

Zu  Urkund  dessen  haben 
Wir  gegenwärtige  Ratifika- 
tions-Urkunde vollzogen  und 
mit  Unserem  Insiegel  ver- 
sehen lassen. 

Gegeben  Berlin,  den 
8*«»  Juni  1880. 

AJ^ilhelm. 

(L.  S.) 

Hohenlohe. 


Kote.  Der  Austausch  der  Ratifikations-Ürknnden  znr  vorste- 
henden Uebereinkunft  hat  zwischen  dem  schweizerischen  Gesandten 
beim  Dentscheu  Reiche,  Hrn.  Dr.  Roth,  und  dem  Fürsten  Hohen- 
lobp,  Delegirten  der  Deat«chen  Regiemng,  am  10.  Juni  1880  in 
Berlin  istattgefundeD. 
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Verordnung 

über 

das  Verfahren  bei  Todesfällen  im  Instruktionsdienst 

tVom  Ib.  Augstmonat  IBbO.) 


Der  schweizerische  Bu  ndeäraih^ 

m  Envägung-j  daJS  der  S  1^2  des  aUgemeinen  Dienst- 
f^lementa  fllr  die  eidgen,  Truppen  vom  19,  Henmonat  1866 
uicht  im  Einklänge  i^teht  mit  den  Artikeln  20  und  21  des 
Bundesgesezes  betreffend  den  Civilstand  und  Ehe  vom 
24.  Cliristmonat  187i;  in  Erwägung  ferner,  daß  es  möglieh 
iat,  die  Bestimmungen  dea  erwähnten  Gesezes  im  Instruk- 
tionsdieüöte  anzuweaden,  daß  dagegen  im  aktiven  Dienst  für 
Sterhefölie  hei  den  Truppen  ein  besonderes  Verfahren  statt- 
ßnden  muß, 

verordnet: 

1,  Wenn  ein  Militär  im  Instruktionsdienate  stirbt,  so  bat 
der  Kommandant  der  Schule,  in  Wiederhol ungskurseu  der 
Chef  der  Trnppeneinheit  oder  Dienstabtheilung  längstens 
innerhalb  24  Stunden  dem  Civilstandsbeamten  des  Kreises, 
IQ  ^elehem  der  Sterbefall  erfolgt  ist,  unter  Beilegung  eines 
äritlichen  Todtenseheines,  welcher  außer  den  dem  Dienat- 
büchlein  entnommenen  Personalien  auch  die  Todesursache 
angibt,  davon  öchrifllteh  Ansäge  zu  machen    und  inner  der 
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gleichen  Frist  die  kantonale  heimatliche  Militärbehörde  zu 
veranlaßen ,  die  im  Dienstbtlchlein  des  Verstorbenen  fehlen- 
den Angaben  nach  Artikel  22  b  und  c  des  Civilstands- 
gesezes  an  die  erwähnte  Amtsstelle  ungesäumt  und  direkte 
gelangen  zu  lassen. 

2.  Ohne  Genehmigung  der  Ortspolizei behörde  darf  keine 
Beerdigung  vor  der  Eintragung  des  Todesfalles  in  das  Civil- 
standsregister  stattfinden. 

3.  Wird  von  den  nächsten  Angehörigen  des  Verstor- 
benen der  Transport  der  Leiche  an  einen  andern  Begräbniß- 
ort  verlangt,  so  kann  dies  erst  nach  eingeholter  Bewilligung 
der  Ortspolizeibehörden  und  unter  Beachtung  der  im  betref- 
fenden Kanton   gültigen  gesezlichen  Vorschriften  geschehen. 

4.  Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Vorschriften  werden 
nach  Maßgabe  des  Militärstrafgesezes  von  den  zuständigen 
militärischen  Obern  bestraft. 

5.  Der  §  162  des  allgemeinen  Dienstreglements  vom 
19  Heumonat  1866  wird,  so  weit  er  mit  obigen  Vorschriften 
im  Widerspruch  steht,  für  den  Instruktionsdienst  außer  Kraft 
gesezt. 

Im  aktiven  Dienste  dagegen  ist  nach  dem  Dienstr^lement 
zu  verfahren. 

Bern,  den  18.  Augstmonat  1880. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Wel«. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Schieß. 
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BnudeBrathsbeschliLß 

betreffend 

Zusaz  zum  Artikel  6  des  Vollziehungsreglements  vom 
€.  Homung  1880  über  Vorkehrungen  gegen  die 
Reblaus. 

(Vom  18.  Augstmonat  ISSO,) 


y^^:/i 


Der   sßhweizeriBche  Bundesrath, 

auf  den  Antrag  aeinea  Handelä^  und  Landwirthschafts* 
departementfij 

beschließt 

folgenden  Zusaz  zum  Art  6  des  Vollziehungaregleraentö 
rom  6.  Horoung  1880  *): 

Sezlinge,  Bäume^  Gesträuche  und  sonstige  Eraeugnisae 
des  Oartenbaues,  welche  ohne  Erde  an  den  Wurzeln  nicht 
versandt  werden  können,  dürfen  auch  mit  solcher  aua  dem 
Auslände  eingeführt  werden  und  im  Innern  der  Schweiz 
zirkuliren,  wenn  die  Sendungen  von  einer  Bescheinigung 
einer  Amtsstelle  des  Landes,  aus  dem  sie  herkommen,  be- 
gidtet  slndj  welche  enthält: 


*)  Siehe  eidg,  GeseÄBammlmig  neuft  Folge,  Band  V,  Sdte  10. 
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a.  daß  sie  aus  einem  von  der  Reblaus  nicht  heimgesuch- 
ten Gebiete  kommen,  welches  auch  als  solches  auf 
der  von  dem  betreffenden  Staate  erstellten  und  auf 
dem  Laufenden  gehaltenen  Spezialkarte  sich  ausweisen 
muß^ 

b.  daß  sie  nicht  erst  neulich  dorthin  eingeführt  worden 
sind ; 

c.  daß  das  Etablissement,  aus  dem  sie  kommen,  keine 
Reben  besizt,  nicht  Handel  mit  solchen  treibt  und  sich 
nicht  in  unmittelbarer  Nähe  einer  Weinpflanzung  iigend- 
welcher  Art  befindet. 

Die  Sendungen,  mit  Ausnahme  derjenigen  von 
Topfpflanzen,  müssen  fest  verpakt  sein,  daß  kein  Theil- 
chen  der  Pflanzen  entweichen  kann. 

Bern,  den  18.  Augstmonat  1880. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Welti, 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Schieß. 
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die 


Bundesrathsbeschlnß 

betreffend 

Reiseentschädigung  der  Kontrol-Ingenieure« 

(Vom  27,  Heumoiiat  18800 


Der  sohweizerigohe  Bundesrathf 

auf  den  Antrag  seinea  Fbftnxdepartetnente, 
beschließt: 

Der  Beschliiß  vom  27.  März  1874,  betreffend  die  Reise- 
entschädiguQg  der  Eon trol- lagen ieure  *),  ist  aufgehoben,  und 
der  Artikel  3^  Litt,  b  des  Beschlußea  vom  26*  WintermoDafc 
1878,  betreffend  die  Taggelder  und  Reiseentschädigung  der 
KommissionsmitgUeder,  Experten,  ei  dg.  Beamten  und  Ange- 
stellten **),  tritt  anch  f\lr  die  Reiseentschädigung  der  Kontrol- 
Ingenieure  in  Kraft. 

Bern,  den  27,  Heumooat  1880. 

Im  Namen  des  Schweiz-,  Bundesrathes^ 

Der  Vizepräsident: 

Anderwert 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenechafti 

Schieß. 


*)  Siehe  eidg,  Geseza^mmlnngf  Band  XI,  Seite  501^  5.  Alinea. 
*)      n       n  n  ii*ue  Folge,  Band  ITI,  Seite  623 


*00»OÖ* 


Kidg,  amtl  Samml.  Neue  Folge,  V.  Bd* 
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Beitritt 

der 

Republik  Haiti  zum  Pariser  Weltpostvertrag. 

(Vom  3.  September  1880.} 


Yon  der  durch  Art.  18  des  in  Paris  am  1.  Juni  1878 
abgeachloösenen  Weltpost  Vertrags  (Conventioa  postale  uni- 
verselle de  Paris)  eingeräumten  Befugniß  Gebrauch  machend, 
bat  die  Regierung  der  Republik  Haiti  durch  ihre  Gesandt- 
schaft in  Paria  dem  schweizerischen  Buudesrathe  den  Beitritt 
dieses  Staates  zum  obgedachten  Vertrag  auf  1.  April  1881 
angezeigt. 

Gemäß  den  Bestimmungen  des  obgenanntcn  Artikels  hat 
der  Schweizerin  ehe  Bundüisrath  den  Regierungen  der  Post- 
vereinsötaaten  den  atattgefundenen  Beitritt  mit  Note  vom 
3.  September  1880  kund  gegeben,  mit  der  weitem  Mit- 
theilung,  daß  die  Republik  Haiü  bezüglich  der  Beitrags- 
ie istung  an  die  Koste  u  des  internationalen  PostbUreau 
(Art.  XXVUl  des  Reglements  zum  Pariser  Poslvertrage)  in 
die  VL  Klasse  eingereiht  und  an  Taxen  beziehen  werde: 


für  25  Centimen  5  Centavos  de 

piastre, 

T 

10 

u 

2 

T) 

^ 

Ti 

yi 

5 

7> 

1 

Centavo 

V 

u 

Bern,  den  3.  September  1880* 

Die  Schweiz.  Bundeskanzlei. 
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rioßordnung 

für 

den  schweizerisch^badischen  Rhein  von  Neuhausen 
abwärts,  auf  dem  Gebiet  der  Kantone  Zürich, 
Aargau,  Basel-Stadt  und  Basel-Landschaft. 

(Vom  18.  HerbstmoDat  1880.) 


Der  schweizerische  Bundesrath, 

auf  den  Antrag  seiaes  Departements  des  Innern, 
beschließt: 

Hinsichtlich  des  Floßverkehrs  auf  der  Bheinstreke  von 

Keuhausen  bis  zur  schweizeriach-elsäßischen  Landesgrenze 
caterbalh  Basel  wird  im  Benehmen  mit  dem  groüh  er  möglich- 
badischen  Uandelßminiaterinm  nach  Einveratändmß  mit  den 
Kantonen  Zürich,  ÄargüU,  Basel-Stadt  und  Basel- Landichafl 
mm  Voüzug  des  Artikels  2  der  Uebereinkunft  vom  10.  Mai 
tSI9,  den  Wasserveirkehr  auf  dem  Rhein  von  Neuhausen 
bis  unterhalb  Basel  betreöfend,  un'O  auf  Grund  der  einschla- 
geüden  kantonalen  Geseze  unter  Vorbehalt  der  durch  die 
beidseitige  Zollgese^ebung  bedingten  Beschränkungen  vear- 
ordnet,  was  folgt : 

Allgemeine  Vorschrift. 
Die  Ausübung  der   Flößerei  hat  stets  in  der  Weise  zu 
«folgen,  daß  Beschädigungen  und  Hemmungen  von  anderen 
Flt>iien,  von  6eiiiffen,    feroer   im   Betrieb  von  Ueberfahrten, 

Fische  reian  stalten^   Bade-    und   sonstigen  Anlagen    th  unlieb  st 
vermieden  werden. 
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Floßordnung 


Das  gleiche  Verhalten    haben  die  Führer  von  Schiffen 
.  und  die  Besizer  der  erwähnten  Anlagen  und  Anstalten  gegen- 
über den  Flößereitreibenden  zu  beachten. 

8  2. 

Bezeichnung  der  Flifße. 

Auf  jedem  Stamm  oder  Bauholze  eines  Floßes  muß  das 
Zeichen  des  Eigenthümers  in  üblicher  Weise  angebracht  sein. 
Auch  muß  jedes  auf  der  Fahrt  begriffene  Floß  mit  dem 
Namen  oder  der  Firma,  beziehungsweise  dem  Firmenzeichen 
des  Floßherrn  (Eigenthümer  oder  Holzspediteur)  versehen 
sein,  und  zwar  derart,  daß  diese  Bezeichnung  in  einer  gleich- 
zeitig von  beiden  Ufern  deutlich  erkennbaren  Schrift  mit 
schwarzen  20«^  hohen  Buchstaben  auf  einer  3°»  hoch  über 
dem  Floß  aufgestekten  weißen  Tafel  oder  auf  einem  in 
gleicher  Höhe  zwischen  zwei  Stangen  auf  dem  Floße  aus- 
gespannten Segeltuche  angebracht  ist. 

8  3. 
Bauart  der  FIttße. 

1.  Jedes  Floß  (Floßboden)  muß  in  allen  Theilen  fest 
und  lenksam  gebaut  sein. 

Zwei  Bauhölzer  auf  einander  zu  binden  ist  nur  bei 
höheren  Wasserständen  statthaft  und  untersagt,  sobald  die 
Wassertiefe  der  Floßstraß^  in  den  Stromschnellen  (Laufen, 
Oewilden)  an  einer  Stelle  weniger  als  70  cm  beträgt.  Das 
Unterschieben  loser  Hölzer  unter  den  Floßboden  ist  jeder- 
zeit verboten. 

2.  Die  Flöße  dürfen  höchstens  7,50m  breit,  an  der 
breitesten  Stelle  gemessen,  and  länger  als  27m  nur  dann 
gebaut  werden,  wenn  mindestens  zwei  Stämme  auf  die  ganze 
Länge  des  Floßes  durchreichen  und  in  der  Mitte  des  Floßes 
ein  kräftiger  Tragbaum  angebracht  ist.  Auf  der  Streke  von 
Goblenz  bis  Rheinsulz  darf  jedoch  die  Breite  der  Flöße  unoi 
Im,  die  Länge  derselben  um  10m  größer  sein. 
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3,  Die  Flöße  müsaeo  so  gebaut  und  dürfen  nur  soviel 
mit  Oblast  betadeD  werden,  daß  sie  mit  ihrem  tiefsten  Theile 
nicht  tiefer  als  55  cm  im  Wasser  gehen. 

Bei  niederem  Wftsserataode  muß  dieser  Tiefgang  noch 
Termindert  werden,  so  daß  derselbe  stets  mindestens  5  cm 
weniger  beträgt  als  die  Fahrwassertiefe  au  der  seichtesten 
Stelle. 

Stangenflöße  dürfen  nie  tiefer  als  30  cm  im  Wasser  gehen. 

4.  Die  Oblagt  darf  nach  keiner  Seite  über  den  Floß- 
boden vorstehen  und  soll  möglichst  gleichmäßig  auf  dem 
Floßboden  vertheilt  werden. 

Ausrüstung  und  Bemannung. 

1.  Jedes  FJoß  muß  mit  den  nöthigen  Rudern  und  mit 

mindestens  einem  zum  Anhalten  und  Befestigen  geeigneten, 
in  gutem  Zustande  befindlichen  Seile,  wenigstens  40  m  lang 
und  troken  30  bis  35  kg  schwer  versehen  und 

2.  auf  der  Fahrt 

a.  In   der  Rheinstreke  Neuhausen-Rheinsulz   mit   minde- 
stens zweij 

b.  in    der   Rheinstreke  von   Schattigen    gegenüber    Rhina 
bis  ßase),  beziehungsweise  Hüningen 

mit  mindestens  drei  kräftigen,  des  Fahrens  kundigen  Flößern 
bemannt  sein,  deren  einer  als  Floßführer  bestellt  ist. 

S  5. 
Verhauen  während  der  Fahrt  im  Allgemeinen. 

1,  Auf  der  Fahrt  begriflfene  Flöße  müssen  unter  sich 
einen  Abstand  auf  der  Rheinstreke  oberhalb  Laufenburg 
von  mindestens  1  Kilometer,  auf  der  Rheinstreke  uoterhalb 
Laufenburg  von  mindestens  2  Kilometer  einhalten, 

2.  Kein  Floß  darf  in  das  Fahrwasser  eines  anderen 
Floßes  einfahren. 
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Die  Führer  voq  aus  der  Aare  auslaufenden  oder  am 
Rhemufer  zur  Äbfahri  bereit  liegenden  Flößen  haben,  wenn 
ein  auf  der  Fahrt  begriflfenes  Floß  in  Sicht  ist,  so  lange  zu 
halten,  bis  das  Fahrwasser  auf  die  vorgeschriebene  Distanz 
frd  ist. 

3.  Wenn  deh  während  der  Fahrt  der  vorgeschriebene 
Abstand  vermindert,  so  muß  das  in  rascherer  Fahrt  begrififene 
Floß,  wo  immer  thunKch,  aus  dem  stärker  treibenden  Fahr- 
wasser abgelenkt  werden,  bis  sich  das  vorausfahrende^Floß 
wieder  auf  den  bestimmten  Abstand  entfernt  hat. 

§6. 
Passjren  von  BrUken  und  Rlhren. 

Die  Floßföhrer  sind  zur  Beobachtung  der  für  Brüken 
und  Fähren  bestehenden  oder  noch  zu  erlassenden  besonderen 
Yorschrifteo  verpflichtet. 

Die  Föhrer  von  Fähren  haben  unter  allen  Umständen 
den  auf  der  Fahrt  befindlichen  Flößen  auszuweichen. 

Bei  Annäherung  eines  Floßes  an  die  Fährstelle  muß 
das  Fahrschiff  am  Ufer  bleiben,  bis  das  Floß  passirt  ist. 

8  7. 
Verbot  der  Floßfahrt  bei  Nacht,  Nebel,  Sturm  u.  flgl. 

1.  Während  der  Nachtzeit,  und  zwar  von  Sonnenunter- 
gang bis  ^fl  Stunde  vor  Sonnenaufgang,  ist  die  Floßfahrt 
untersagt,* 

Sie  ist  femer  einzustellen  bei  Nebel,  Sturm,  Schnee- 
gestöber und  sonstigem  Unwetter. 

2.  Wird  ein  Floß  auf  der  Fahrt  von  der  einbreeheo- 
den  Nacht,  von  Nebel  oder  Unwetter  überrascht,  so  muß 
dasselbe  an  der  nächsten  hiezu  geeigneten  Stelle  ans  Ufer 
geführt,  festgelegt  und  zur  Weiterfahrt  der  Tagesanbruch, 
bezieh ungsweiae  helles  und  ruhiges  Wetter  abgewartet  werden. 
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In  diesem  Falle  niUäeeEi  miDdestenB  2  Mann  bei  dem  Floße 
&b  Wache  zurükbleibeti. 

S  S. 

Beschränkung  der  Floßfahrt  bei  hohen  und  niedrigen 

Wasserständen. 

1.  Für  die  Beäcbränkung  der  Floßfatirt  bei  Hoohwaäser 
sind  die  bei  Neuhausen,  ao  der  Cobleozer  EiBenbabnbrüke, 
am  Pegel  zu  Waldsbut,  bei  Rheiasulz^  im  Sehäftigen  gegen- 
über Rhina,  bei  Bisseln,  ao  der  RbeiabrUke  ^u  Säkisgen^ 
bei  Katseraugst^  am  Pegel  zw  Basel  und  ara  Hünioger  Floß- 
l&odeplaz  angebrachten  Marken  maßgebend,  in  der  Weiaa, 
daß  die  Flüßerei  eingestellt  werden  muß,  wenn  daa  im  Stei- 
gen begriffene  Waeaer  den  untern  Rand  der  Marke  erreicht, 
und  erst  wieder  begonnen  werden  darf,  wenn  das  Wasser 
im  Fallen  wieder  unter  den  obern  Rand  der  Marke  ge- 
sunken ist. 

Im  Falle  starker  Anschwollung  der  Bits  ist  der  Wasser- 
ßtand  an  der  Floßmarke  am  Basler  Pegel  für  die  Beschrän- 
kung des  Flößereibetrieba  in  der  Rheinstreke  Rheinsuk-Basel 
schon  für  sich  allein  maßgebend,  w^enn  den  Flößereitreiben- 
den Nachricht  über  den  Wasserstand  zn  Basel  von  der  dor- 
tigen Aufsichtsbehörde  zugegangen  ist. 

2,  Bei  Niederwaaserstand  ist  der  Flößerei  betrieb  ein- 
zustellen^ BQ  bald  und  so  lange  die  Tit^fe  in  den  seiebteaten 
Stellen  der  Fahrstreke  weniger  als  30*^"  beträgt* 

Verhalten  beim  Festfahren. 

Wenn  ein  Floß  im  Fahrwege  festgefahr^  ist,  so  liegt 
der  Mannschaft  desselben  die  Verpflichtung  ob,  dtirch  die 
ihr  zu  Gebote  stehenden  Mittel,  wie:  Zuruf,  Schwenken  einer 
Flagge,  Absenden  eines  Boten,  die  Führer  der  etwa  nach- 
kommenden Flöße  von  dem  Unfälle  unverzüglich  in  Kennt- 
niß  zu  sezen. 
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Kann  das  Floß  Dicht  alsbald  wieder  flott  gemacht  wer- 
den, eo  ist  der  nächst  erreichbaren  Ortspolizeibehörde  hievon 
schleunigst  Nachricht  2U  geben.  Die  benachrichtigte  Orts- 
pol jzeibehf>r  de  wird  erforderlichenfalls  die  betheiligten  be- 
nachbarten Ortsböiiörden  von  dem  Unfall  in  Kenntniß  sezen 
nndj  vorbehnitlich  des  Kosten ersazes  durch  den  Floßherrn, 
das  Erforderliche  zur  Beeeitigung  des  Stromhindemisses  ver- 
fügen. Ebenso  iat  au  verfahren^  wenn  das  Floß  zertrümmert 
wurde  und  die  Hölzer  nicht  in  der  Nähe  sämmtlich  wieder 
aufgefangen  und  gelandet  werden  konnten. 

Iflt  zu  besorgen,  daß  von  dem  festgefahrenen  oder  zer- 
trümmerten Floß  eine  größere  Menge  Hölzer  abtreiben,  so 
hat  der  Floßführer  das  Polizeidepartement  in  Basel  und  den 
Brükenmeister  m  Hüningen  schleunigst,  wenn  und  so  weit 
möglich  iJ;elegraphi9ch,  ^u  benachrichtigen. 

S  10, 
Einbinde-  und  Anlandepläze. 

1.  Das  Floßholz  darf  nur  an  solchen  Pläzen,  deren 
Benuzung  als  Einbindestätte  polizeilich  genehmigt  ist,  in  den 
Rhein  eingeworfen  und  zu  Flößen  eingebunden  werden. 

Die  Grenehmigung  wird  nicht  crtheilt,  wenn  der  Plaz 
schon  bei  gewöhnlichen  Anschwellungen  des  Rheins  unter 
Wasser  kommt  oder  nicht  die  Möglichkeit  bietet,  bei  eiu- 
treteudem  Hochwasser  die  gelagerten  Hölzer  vor  dem  Ab- 
treiben rasch  zu  sichern. 

2.  Das  Einbinden  und  Zurichten  der  Flöße  an  den  Ein- 
biadestätten  muß  so  rasch  als  mögHch  gefördert  und  mit 
der  entsprechenden  Mannschaft  betrieben  und  da43  fertige 
Floß,  wenn  Witterung  und  Wasserstand  es  gestatten,  ohne 
Verzug  abgeftlhrt  werden. 

3.  Im  Bau  begriifene  oder  sonst  am  Ufer  liegende 
Flöße  müssen  stets  in  solider  Weise  durch  genügend  starke 
Seile  oder  Ketten  befestigt  sein  und  bei  herannahendem  oder 
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eiDgetretenem  Hochwasaer  während  Tag   uod  Nacht  unatia- 
geaezt  bewacht  werden, 

4*  Wo  nach  der  Beschaffenheit  des  Ufers  eine  aollde 
Befestigung  der  Flöße  überhaupt  oder  bei  Hochwasser  nicht 
thunlich  ist,  dürfen  Flöße  nicht  angelegt,  beziehungsweise 
bei  drohendem  Hochwasser  nicht  belassen  werden, 

5,  Die  Flöße  dürfen  am  Ufer  nur  in  solcher  Breita 
und  Stellung  angelegt  werden,  daß  dadurch  das  Fahrwasser 
nicht  eingeengt  oder  versperrt  wird. 

6,  Die  ständigen  Anlandepläze  ftir  die  Flöße  werden 
durch  die  Bezirkspolizeibehörde  im  Benehmen  mit  der  tech- 
nischen Staatsbehörde  und  nach  Einvernahme  der  Interes- 
senten bestimmt,  zu  Basel  nach  Mitgabe  der  besonderen 
Bestimmungen  fQr  Basel-Stadt  laut  hier  nachfolgendem  g  13* 

7,  Werden  Flöße  oder  Flößhölzer  vom  Ufer  abge- 
trieben, Bo  sind  die  Besizer  dei-selben,  beziehungsweise  deren 
Stellvertreter  und  Mannschaften  verbunden,  unverzüglich  und 
auf  kürzestem  Wege  (wenn  und  so  weit  möglich  telegraphisch) 
nach  der  unterhalb  gelegenen  Streke  gleichzeitig  sowohl  den 
Bezirkspolizeibehörden  als  auch  der  Aufsichtsbehörde  in 
Basel  und  dem  BrUkenmeister  in  HUningen  hie  von  Nachricht 
zu  geben.  Auch  haben  sie  ihrerseits  alles  Dasjenige  vor- 
zukehren, was  zur  Abwendung  größern  Schadens  an  Brüken, 
Uferanlagen  und  dergleichen  geeignet  erscheint. 

S  11, 

Besondere  Vorschriften  für  die  Streke  Rheinsulz^Rhina^ 

beziehungsweise  das  Passiren  der  Stromschnelle 

bei  Laufenburg. 

1.  Sämmtliche  Flöße  ^  welche  durch  den  Laufen  ge- 
bracht werden  sollen,  müssen  an  der  hiezu  bestimmten  Stelle^ 
bei  Hheinsutz,  anlanden  und  hier  festgelegt  werden, 

2.  Ist  dieser  Plaz  mit  Flößen  vollständig  besezt,  so 
muß  die  Flößerei  in  der  Richtung  von  Waldshut  eingestellt 
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^^ erden,  bis  nach  Ermessen  der  Aufsichtsbehörde  (Aar- 
gauisches Bezirksamt  Laufenburg)  wieder  Raum  für  weitere 
Flöße  vorhanden  ist. 

3.  Das  Ablassen  der  Flöße  nach  dem  Laufen  darf 
iiiclit,  früher  als  eine  Stunde  vor  Sonnenaufgang  beginnen 
und  muß  5  Stunden  vor  Sonnenuntergang  eingestellt  werden. 

Sobald  und  so  lange  Flöße  nach  dem  Laufen  abgelassen 
werden,  müssen  die  zum  Auffangen  der  Floßhölzer  unter- 
halb Laufenburg  erforderlichen  Mannschaften  daselbst  in  Be- 
reitschaft sein. 

Jeweils  längstens  bis  Sonnenuntergang  müssen  sämmtliche 
durch  den  Laufen  gelassene  Hölzer,  auch  jene,  welche  in  die 
sügeoannte  ^todte  Waage^  getrieben  sind,  aufgefangen  und 
am  Ufer  befestigt  sein. 

4.  Vor  dem  Ablassen  bei  Rheinsulz  müssen  die  Ver- 
bind ungen  des  Floßes  so  viel  gelöst  werden,  als  nöthig  ist, 
damit  das  Floß  beim  Eintritt  in  die  starke  Strömung 
aufgeht. 

o.  Kein  Floß  darf  von  der  Landungsstelle  bei  Rheinb- 
siilz  abgelöst  werden,  bevor  seit  dem  Ablassen  des  etwa 
^oran gegangenen  Floßes  eine  halbe  Stunde  umflossen  ist. 

6.  Die  Reihenfolge  im  Ablassen  der  Flöße  versohie- 
deoer  Eigenthümer  richtet  sich  nach  der  Zeit  des  Eintreffens 
<ler  M^annschaften  auf  der  Arbeitsstelle,  nach  der  Lage  und 
der  Anzahl  der  verschiedenen  Flöße,  im  Zweifel  nach  der 
Zeit  der  Ankunft  derselben  bei  Rheinsulz.  Ergeben  sich  be- 
7.iiglich  der  Rdhenfolge  des  Floßablassens  Zwistigkeiten  unter 
dt^n  Betheiligten,  so  wird  die  Reihenfolge  im  einzelnen  Falle 
durch  die  Aufsichtsbehörde  (Bezirksamt  Laufenbui^)  fest- 
gesezt. 

7.  Den  Floßeigenthümern,  beziehungsweise  Holzspedi- 
teuren bleibt  es  überlassen,  sich  darüber  zu  einigen,  an  wel- 
ehep  Pläzen   des  Rheinufers  jeder  derselben   die   unterhalb 
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Laufenburg   aufgefangenen    Hölzer   landen    und    die    Flöße 
bauen  will. 

Im  Falle  sich  unter  den  FloßeigenthUmern,  beziehungs- 
weise Holzspediteuren  hierwegen  Zwistigkeiten  ergeben,  so 
bestimmt  die  Aufsichtsbehörde  die  voll  den  Einzelnen  zu 
benuzenden  Ländepläze;  es  ist  denselben  alsdann  untersagt, 
an  einer  andern  Stelle  des  Rheinufers  als  an  der  ihnen  be- 
.sonders  durch  die  Aufsichtsbehörde  bezeichneten  das  Holz 
zu  landen  und  Flöße  zu  bauen,  wenn  ihnen  nicht  durch 
besondere  Umstände  im  einzelnen  Falle  die  Benuzung  dieses 
Plazes  unmöglich  gemacht  oder  namhaft  erschwert  war. 

8.  Zu  dem  Auffangen  oder  Länden  der  Floßhölzer, 
wie  zu  dem  sogenannten  Nachpuzen,  müssen  taugliche  und 
gut  erhaltene  Waidlinge  (Kähne)  benuzt  werden. 

9.  Auf  die  Anlandestelle  bei  Rheinsulz,  wie  auf  die 
Einbindestelle  bei  Rhina  finden  die  Bestimmungen  des  §  10 
dieser  Verordnung  Anwendung. 

10.  Bei  Nebel,  Sturm,  starkem  Regen,  Schneegestöber 
und  bei  strenger  Kälte  ist  das  Durchlassen  der  Flöße  bei 
Laufenburg  verboten. 

Der  aargauische  Polizeibedienstete  zu  Rheinsulz  ist  zu 
Erhebung  einer  Gebühr  von  10  Rappen  für  jedes  Floß  be- 
rechtigt. 

S  12. 

Besondere  Vorschriften  fUr  die  Streice  von  Rhina  bis 

Rheinfelden. 

Wenn  bei  niederem  Wasserstande  in  dem  Fahrwasser 
durch  die  Gewilde  an  einer  Stelle  weniger  als  60  <^™  Wasser- 
tiefe vorhanden  ist,  muß  die  Mannschaft  der  zwischen  Rhina 
und  Rheinfelden  fahrenden  Flöße  durch  einen  vierten  tüchti- 
gen Flößer  verstärkt  werden. 

Zu  Sißeln  wird  «der  aargauische  Polizeibedienstete  zur 
Erhebung  einer  Polizeigebühr  bis  höchstens  zum  Betrage  von 
40  Rappen  für  jedes  Floß,  das  unterhalb  Laufenburg  bis  und 
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mit  Sißeln  auf  Bchweizerischem  Rheinufer   gebaut  wird,  er- 

m ächtigt  werden» 

§  13. 

Besondere  Vorschriften  fOr  die  Streice  Kaiseraugst-Basel- 
HUningen. 

In  Basel  und  an  dem  elsäßischen  Ufer  bei  Hüningen 
dürfen  die  Flöße  nur  an  den  biezu  bestimmten  Floßlände- 
piäzen  angelegt  werden.  Wenn  der  eine  oder  andere  dieser 
Läadepläze  voih  tändig  mit  Flößen  oder  sonstigen  Fahrzeugen 
besezt  iet^  m  müssen  die  auf  der  Fahrt  begriffenen  Flöße 
bei  Katseraugst  anlanden  und  dort  so  lange  zurükgehalten 
werden,  bis  ao  dem  L&ndeplaz,  den  der  Floßführer  benuzen 
will,  der  Raum  zam  Anlanden  vorhanden  ist. 

Eben&o  dürfen  Flöße,  welche  in  Basel  angelegt  worden 
sind,  dann  nicht  nach  Hüningen  abgelassen  werden,  wenn 
und  so  lange  der  dortige  Floßländeplaz  mit  einer  doppelten 
Floßreihe  besezt  ist. 

Den  Flößereitreibenden  soll  —  soweit  möglich  —  des- 
fallsige  Benachrichtigung  durch  die  Aufsichtsbehörde  von 
Basel,  beziehungsweise  den  Hafenmeister  in  Hüningen  zu- 
gehen. 

Hiebei  haben  noch  folgende  besondere  Bestimmungen 
zu  gelten: 

a.  Für  den  Kanton  Basel-Stadt. 

1,  Die  technische  Aufsichtsbehörde,  im  Sinne  von  Arti- 
kel 5—7  der  üebereinkunft  vom  10.  Mai  1879,  ist  das  Bau- 
dcportement. 

Die  polizeiliche  Aufsichtsbehörde  über  den  Schiffahrts- 
und  Flößereibetrieb  auf  dem  Rhein  ist  das  Polizeidepartement. 

Dasselbe  wird  einen  seiner  Angestellten  mit  der  beson- 
dern Beaufsiclitigung  der  Flößerei  und  des  Landungsplazcs 
betrauen  und  die  zum  Anhalten  der  Flöße  nöthigen  Leute 
bezeichnen. 
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2.  Flöße  dürfen  nur  am  rechtseitigen  Rhein  weg  zwi- 
schen der  üUen  BrUke  und  der  neuen  untern  ßrüke  anbinden. 
Daselbst  soll  für  die  nöthigen  Vorrichtungen  zum  Anbinden 
der  Flöße  gesorgt  werden,  und  es  aollen  atetä  einige  gute 
öeile  zur  Aushilfe  vorräthig  sein. 

An  der  gleiehen  Stelle  können  FlöBe  angebunden 
werden. 

3.  Die  HolzBürtimente  dürfen  nicht  über  die  gepflaater- 
teo  Böschungen  des  Rheinwegs  hinaufgezogen  oder  hinunter- 
gelassen werden ;  hiefur  ist  auaschließlich  die  Anfahrt  in  der  • 
Verlängerung  des  KUngenthalgrabens  ssu  benuzen. 

Das  Anbmclen  der  Flöße  an  andern  Gegenatänden,  ala 
an  aolchen,  welche  besonders  dafür  bestimmt  sind,  ist  ver- 
boten. 

4.  Für  Benuzung  des  Landungsplazes  und  für  die  po* 
lizeiliche  Aufsicht  daselbst  t^rt.^  a  und  b  der  Uebereinkunfl) 
hat  jedes  Floß  beim  Anlanden  an  den  Polizeiangestellten  eine 
Gebühr  von  einem  Franken  zu  eotrichien. 

Bleibt  ein  Floß  länger  als  eiue  Woche  (7  Tage)  an  der 
Landungsstelle,  so  hat  es  l^r  jede  angetretene  folgende 
Woche  die  gleiche  Gebühr  zu  bezahlen. 

5.  Für  das  Anhalten  und  Anbinden  der  Flöße  ist  den 
daTür  bezeichneten  Leuten  (Artikel  1)  ein  Lohn  von  Fn  1.  ÖO 
per  Floß  zu  bezahlen. 

Genügen  zum  Anbinden  die  zu  den  Flößen  gehörenden  1 

Seile  nicbt,  so  sollen  die  dafür  vom  Staat  bereit  gehaltenen  ] 

benuzt  werden.  Für  Benuzung  eines  solchen  Seiles  ist  an 
den  polizeiliehen  Aufsichtsbeamten  per  Tag  eine  Gebühr 
von  50  Cts.  zu  bezahlen. 

6.  Für  das  in  hiesigen  Gewässern  aufgefangene  Holz 
hat  der  betreffende  Eigenthümer  gegen  Empfangnahme  des- 
selben folgenden  ÄulTangerlohn  zu  bezahlen: 
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Für  1  Stere  Brennholz Fr.       3 

Für  1  Baum  Bretter  oder  Flecklinge        .     .      ^         & 
Für  1  SLük  Bauholz  von  15  Metern  Länge 

lind  mehr ^         3 

Für  1  kleineres  Stük  Bauholz •«  1— 2 

Für  100  StUk  Latten,  Doppellatten  oder 

Stangen ^  3—5 

Bleibt  Hob  an  einem  Theil  einer  BrOke  oder  an  den 
Uferbauten  hängen,  so  hat  außerdem  der  Eigenthümer  die 
Kosten  des  Freimachen.**  und  wo  Schaden  eingetreten,  den 
vollen  Ersaa  dafür  zu  zahlen. 

Wird  das  aufgefangene  Holz  binnen  4  Wochen  durch 
den  Eigenthümer  nicht  ausgelöst,  so  kann  derjenige,  der  es 
aufgefangen  hat,  bei  einem  Werthe  unter  Fr.  20  darüber 
verfügen  ,  bei  einem  hähem  Werthe  hat  er  den  Entscheid 
des  Präsidenten  des  Civilgerichts  hinsichtlich  der  weitern 
Verfügung  anzurufen, 

7.  För  Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Floßordnung 
gelten  die  Bestimmungen  von  §  128  des  Polizeistrafgesezes 
für  den  Ranton  Ba:^el-Stadt  vom  23.  September  1872. 

b.  Für  den  Kanton  Basel-Landschaft. 
§  41  dee  dortigen  Wasserbaugesezes,  lautend: 
Das  bei  Hochgewässern  aufgefangene  oder  ans  Land 
geschwemmte  Holz  und  andere  Gegenstände  sollen  vier 
Wochen  auf  dem  Plaze  liegen  bleiben,  wenn  sich  innert 
dieser  Zeitfrist  nicht  der  frühere  Besizer  vorfindet  und  seine 
Rigenthumarechte  heweiaen  kann.  In  zweifelhaften  Fällen 
entscheidet  darüber  der  Civilrichter.  Kann  der  Eigenthümer 
nicht  iiusfindig  gemacht  werden,  so  gehört  der  Gegenstand 
dem  Grund  besizer,  auf  dessen  Land  er  sich  bei  der  Fluth 
abgesezt  haL  Ist  der  Gegenstand  hingegen  aufgefangen  wor- 
den, ßo  gehört  er  zur  Hiilfte  dem  Besizer,  auf  dessen  Land 
er  liegt,  und  zur  andern  Hälfte  demjenigen,  welcher  ihn 
aufgefunden  hat> 
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Polizeiliche  Aufsicht 

1,  Die  Fiößereitreibenden,  FJoßetgenthümer  oder  Hol z- 
spediteure,  sind  verpflichtet,  ihre  Hülzzeieheii,  sowie  die  Äuf- 
»cfariH,  be^iehuags weise  das  Firmenzeichen  der  Floßpkkate 
{§  2)  io  Zeiehoung  ynd  Beschreibung  zur  Keontmß  der  mit 
der  Aufsicht  des  Flaßereibetnebs  betrauten  Staatspolizei-  und 
technischen  Behörden  der  beiderseitigen  Staaten  zu  bringen. 

2,  Diese  Behörden,  beziehungsweise  deren  Organe  sind 
bdijgt,  jederzeit  und  an  jedem  Orte  eine  Untersnchung  der 
Floße  vorKunehineu;  auf  deren  Verlangen  müssen  auf  der 
Fahrt  begriffene  Flöße  an  der  DÄehsten  hiezu  geeigneten 
Stelle  zum  Zwecke  der  Untersuchung  an  das  Ufer  geführt 
werden. 

3,  Flöße,  welche  hinsichtlich  ihre«  Baues,  der  Bela- 
dung, Ausrüstung  oder  Bemannung  den  obigen  Vorschriften 
Dicht  entsprechen,  oder  sich  isonstwie  in  einem  sicherheits- 
gefährlichen  oder  ordnungsw  idrigen  Zustande  befinden,  dürfen 
ihre  Fahrt  erst  nach  erfolgter  Abstellung  der  vorgefundenen 
Mängel  antreten,  beziehungsweise  fortseien« 

S  i5. 
Einschreiten  bei  Zuwiderhandlungen. 

Die  Aufsicht  über  die  Wasserstraße  und  die  Einhaltung 
der  floßpolizeilichen  Vorschriften  unterliegt  den  in  jedem  der 
vier  Kantone  gesezlich  aulgestellten  Organen, 

Die  Ueberwachung  im  Einzelnen  Üben  die  Bediensteten 
der  Staats-  und  Ortepolizei,  sowie  die  Wasser-  und  Straßen- 
bau ver  wal  tungen  < 

Die  Staatspolizeibehörden  werden,  soweit  ein  öffentliches 
Interesse  in  Frage  steht,  rechts-  und  ordnungiS widrige  Zu- 
stände hinsichtlich  des  Floßverkehrs  nach  den  kantonalen 
gesexliehen  Bestimmungen  im  Zwangswege    beseitigen   oder 
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deren  Eatstehung  verhinderu,  wobei  in  den  geeigneten  Fällen 
ein  Benehmen  mit  der  technischen  Aufsichtsbehörde  Plaz 
greifen  soll. 

Außerdem  werden  die  Zuwiderhandlungen  gegen  diese 
Floßordnung  nach  Mitgabe  der  kantonalen  Strafgeseze  verfolgt. 

Endlich  sind  die  Floßunternehmer  und  die  Flößer  im 
Falle  eines  Verschuldens  zum  Ersaz  der  beim  Betrieb  der 
Flößerei  verursachten  Beschädigungen  verpflichtet,  wobei 
der  Floßunternehmer  nach  den  Orundsäzen  des  bürgerlichen 
Rechtes  für  seine  Leute  haftet. 

S  16. 
EinfOhrungstermin. 

Die  gegenwärtige  Floßordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
YerkUndung  in  Wirksamkeit. 

Von  diesem  Zeitpunkte  an  werden  die  altern  Ordnungen, 
namentlich  die  auf  die  Schiffahrt  und  die  Flößerei  bezügli- 
chen Bestimmungen  des  Maienbriefs  (Neue  Ordnung)  von 
1808,  die  Floßkehrordnung  von  1808,  die  Wochengefthrt- 
ordnung  von  1808,  die  Steinfuhrkehrordnung  von  1808,  die 
BUchsengeldordnung  von  1808,  die  Schifferordnung  für  die 
Schiffermeister  von  Laufenburg  von  1812  und  die  bezügli- 
chen Nachträge,  endlich  die  Rheinordnung  des  Kantons  Basel- 
Stadt  vom  15.  April  1865  und  der  Nachtrag  dazu  vom 
Juli  1874  außer  Kraft  gesezt. 

Bern,  den  18.  Herbstmonat  1880. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Welti. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft: 

Schieß. 


cfc<i><ggg»ej>^ 
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Bnndesbeschluß 

betreffend 

den  durch  Volksbegehren  vom  3.  August  1880  gestellten 
Antrag  auf  Revision  der  Bundesverfassung. 

(Vom  17.  Herbütmouat  1880.) 


f 


Die  BuQdeBveräammtuDg 

der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft^ 

nach  Einsicht 

der  mit  56^526  Unterschriftefl  versehenen  Eingabe, 
betitelt  ^ Volksinitiative  für  alleinigem  Recht  des  Bundes 
Eur  Ausgabe  von  Banknoten  und  Easaen scheinen^  und 
lautend  : 

^Die  unterzeichneten  Schweizerbürger  ^  gestfUt  auf 
Artikel  120  der  Bundesverfassung,  geben  anmit  ihren 
Willen  kund,  es  habe  eine  Revision  des  Artikels  39  der 
Bundes  Verfassung  stattzufinden,  und  zwar  sei  diese  Revision 
in  dem  Sinne  zur  Hand  zu  nehmen,  daß  verfUgt  werde: 

1.  Artikel  39  der  Bundesverfassung  ist   aufgehoben 

2.  Ap  seine  Stelle  tritt  folgender  Artikel : 

^^Nur  dem  Bunde  steht  das  Riecht  zu-^  Bank- 
noten, beziehungsweise  Kassenscheine  aus- 
zugeben. 

£idg.  amtL  Sa^niaL  Kaue  Folge.  Y,  Bd,  14 
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^^Er  darf  keine  Rechts  Verbindlichkeit  für  deren 
Annahme  aussprechen. 

^^Der  aus  der  Ausgabe  von  Banknoten,  be- 
ziehungsweise Kassenscheinen  sich  ergeben- 
de Gewinn  wird,  nach  einem  gesezlich  zu 
bestimmenden  Maßstabe,  zwischen  Bund 
und  Kantonen  vertheilt.**'' 

3.  Dieser  Revisionsartikel  ist   der  Volksabstimmung 
zu  unterbreiten. 

4.  Der   Bundesrath    ist  mit  der   Vollziehung   dieses 
leztern  Beschlusses  beauftragt;'' 

der  Botschaft  des  Bundesrathes  vom  18.  August  1880; 

nachdem  sich  aus  der  nach  den  Vorschriften  des  Bundes- 
gesezes  betreffend  die  Begehren  für  Revision  der  Bundes- 
verfassung vom  5.  Christmonat  1867  (A.  8.  IX,  205)  vor- 
genommenen Prüfung  ergeben,  daß  von  den  eingereichten 
Unterschriften  52,588  den  Anforderungen  des  Oesezes  ent- 
sprechen ; 

in  Erwägung: 

daß  auf  Orund  des  Artikels  120  der  Bundesverfassung 
von  mehr  als  50,000  stimmberechtigten  Schweizerbürgem 
das  Begehren  gestellt  wird,  es  solle  die  Bundesverfassung  in 
ihrem  Artikel  39  revidirt  werden; 

daß  aber  nach  der  Vorschrift  des  angerufenen  Artikels  120 
die  vorerst  an  das  Volk  zu  erlassende  Anfrage  allgemein 
dahin  gestellt  werden  muß,  ob  eine  Revision  stattfinden  solle 
oder  nicht; 

daß  im  Falle  der  Bejahung  dieser  Frage  die  gemäß 
Artikel  120  der  Bundesverfassung  neu  zu  wählende  Bundes- 
versammlung die  Revision  auf  dem  Wege  der  Bundesgesez- 
gebung  an  die  Hand  zu  nehmen  hat; 

in  Anwendung 

von  Artikel  118,  119  und  120  der  Bundesverfassung 
und  Artikel  5  des  Gesezes  vom  5.  Christmonat  1867, 
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be  seh  ließt: 

Art.  1*  Ka  ist  dem  schweiÄerischeö  Tolke  die  Frage 
Kur  Abstimmung  vorzulegen  : 

^Soll  eine  Revisiou  der  Bond  es  Verfassung  stattfinden?*^ 

Art.  2,  Wenn  die  Mehrheit  der  stimoienden  Sehweizer- 
bürger  über  die  Frage  sich  bejahend  ausspricht,  so  sind  beide 
Räthe  neu  zu  wählen^  um  die  Revision  an  die  Hand  zu 
Dehmeu. 

Art.  3,  Die  Stitnmgebung  des  schweizerischen  Volkes 
erfolgt  auf  dem  ganzen  Gebiete  der  Eid  genossen  echaft  an 
emem  und  demselbe'  Tage,  Dieser  Tag  wird  durch  den 
Bimdesrath  festgeaezt. 

Es  soll  jedoch  die  Abstimmung  nicht  früher  als  vier 
Wochen  nach  geschehener  Bekanntmachung  dieses  Be&oblusäes 
itattQnden, 

Art.  4»  Stimmberechtigt  ist  jeder  Schweber,  der  daa 
zwanzigste  Alterajahr  zurükgelegt  hat  und  im  üebrigen  nach 
der  Gesezgebung  des  Kantons,  in  welchem  er  seinen  Wohn- 
siz  hat^  Dicht  vom  AktivbUrgerrecht  ausgeschlossen  ist> 

Art.  5»  Jeder  Kanton  ordnet  die  Abstimmung  auf 
äetnem  Gebiete  naeh  den  bundesgesezlichen  Yorachriften 
über  eidgenössische  Abstimmungen  an, 

Art,  6.  Deber  die  Abstimmung  ist  in  jeder  Gemeinde, 
beziehungsweise  in  jedem  Kreise,  ein  Protokoll  aufzunehmen, 
in  welchem  genau  anzugeben  ist :  die  Zahl  der  Stimm- 
berechtigten, femer  wie  viele  Stimmen  die  vorgelegte  Frage 
bejaht  und  wie  viele  sie  verneint  haben. 

Art.  7.  Die  Kantonsregierungen  haben  die  Protokolle 
ober  die  Abatimmungon  dem  Bundesrathe  innerhalb  10  Tagen 
lu  übersenden  und  halten  die  Stimm  karten  zu  dessen  Ver- 
fägüng. 

Art.  8.  Der  Bundesrath  wird  auf  Grundlage  derselben 
daf  Er^ebniß  der  Abstimmung  erwehren  und   dasselbe   der 
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BündeBversammlung  in   ihrer   oächsteu  Öizuog    zu    weiterer 
Besohl  oßfassuDg  vurJegen. 

Art.  9*     Dieser  Beschluß  tritt  sofort  ia  Eraft. 
Der  Bundearath  ist  mit  der  Vollziehung  desselbea   be 
auftragt. 

Also  beschbßeo  vom  Nationalrathe, 
Bernj  den  16.  Herbstmoiiat  1880. 

Bei  Präsident :   Dn  C  Burcihardt. 

Der  PrütokollfÜhrer;  Schieß* 

Al^  beschloßen  vom  Stäuderathe, 

Bern,  den  17.  Herbstmooat  1880, 

Der  Präsident:   SablL 
Der  Protokollführer;    Giil* 


In  Vollziehung  vom  Art.  3  des  vorstehenden  Beschlußes  | 
hat  der  Buadesrath  die  Volksabstimmung  auf  Sonntag  den  I 
3L  Weinmonat  1880  festgeaezt, 

Bernj  den  18.  Herbstmonat  1880. 

Die  Bandeskanilel. 
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betreffend 

Tragung  der  Kosten  der  Triangulation  IV.  Ordnung 
im  eidgenössischen  Forstgebiete. 

(Vom  17,  HerbstmoöÄt  18800 


Die  BuDdesyers&mmluQg 

der  achweizerißchen  EidgenoßenBehaft, 
nach    Einsicht    der    ßül&chafLen   des    Bundesrathes  vom 
27,  Mai  1879  und  2.  April  1880, 

beaehlieüt: 

Art.  1.  Die  Triangulation  W,  Ordnung  im  eidgenößi* 
schen  Forstgebiet  ist  Sache  der  Kantone,  Der  Bund  über- 
nimmt  auf  seine  Kosten  die  schließliche  Prüfung  der  Arbeiten 
und  leistet  nach  vorachriftgemäßer  richtiger  Ausführung  der- 
selben einen  Beitrag  au  die  Kantone  von  20  Franken  per 
Punkt, 

Art,  2.  Der  Bundesrath  ist  mit  der  Vollziehung  dieses 
Beschiußes  beauftragt. 

Also  be schloßen  vom  I^ationalrathe^ 

Bern,  den  17.  Herbatmonat  1880. 

Der  Präsident ;    Dr.  C.  Burckhardt. 
Der  ProtokoUf (ihrer:  Schieß. 


jp 
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Also  be^chloläen  vom  Ständerathe, 

Bern,  den  17*  Herbstmooat  1880. 

Der  Präsident;    SahlK 
Der  Protokollfiihrer:   GM. 


Der  schweizeTtsebe  Bundesrath  beschließt: 
Vollziehung  dea  vorstebendeo  BundesbdächluJ^s. 
Bern,  den  29.  Herbatmonat  1880, 

Im  Namen  des  Bchweiz,  BundeBrathes^ 
Der  Vizepräsident: 
Anderwert. 

Der  Kanzler  der   Qidgenoßenscbaft : 
Schieß. 
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BmideBbe^cIiluss 

betreffend 

den  Ankauf  des  Posfgebäudes  in  Wititerthur. 

(Vom  17.  Herbstmonat  1860.) 


Die  Buodes  versam  m  lung 
der  schweizerischen  Eidgeno  ßeaschaft, 

nach  Einsicht  einer  BoUdmft  des  Etmdesrathes  vom 
21.  Bracbmonat  1Ö80, 

beschließt; 

1»  Das  Postgebäude  in  Winterthur  ist  auf  Rechming 
des  Bundes  unter  der  Bedingung  käuflich  zu  erwerben,  daß 
das  Consortium  der  gegenwärtigen  EigenthQmer  die  Reuo- 
vationen und  baulichen  Ergänzungen^  wie  solche  auf  Grund* 
Jage  eines  mit  der  Kreiöpoijtdirektion  Ziirieh  vereinbarten 
Programms  im  Kosten  betrage  von  mindestens  Fr*  5000 — 6000 
fe^tgeatelll  worden  sind,  auf  seine  Rechnung  und  sofort  aus- 
ftkhren  Jas^e. 

2.  Dem  BundesraÜie  viird  zu  dieeem  Zweke  und  auf 
Rechnung  des  laufenden  Jahres  eiD  Kredit  von  Fr,  225,000 
bewilligt 

3.  Dieser  Beschluß  tritt  als  nicht  ailgemein  verbind- 
licher Natur  sofort  in  Kraft. 

4.  Der  Bundesrath  ist  mit  der  Vollziehung  desselben 
beatiftragt. 
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ÄJeo  besehloßea  vom  Ständerathe, 

Bern,  den  14,  Herbstmonat  1880. 

Der  Präsident:    SaML 
Der  ProtokollfQlirer :    Glgi, 

Also  be^chloßen  vom  Nationalrathe^ 

Bern,  den  17*  Herbstmonat  1880. 

Der  Präsident:    Dr.  C«  Burckhardt* 
Der  Protokollführer :    Schiefi. 


Der  ßchweizerische  Bundesrath  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeachlußea. 
Bern,  den  29.  HerbötmoQat  1880. 

Im  Namen  des  sehweiz,  Bundearathes^ 

Der  Vizepräflident: 

Aaderwert- 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenseh&fl: 

SeUeß. 
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BnndeBgesez 

ü.ber 

die  Kosten  der  Bundesrechtspflege. 

(Vom  25,  Brach  mooat  ISbO,} 


Die  BündesvereammluDg 

der  schweizerischen  Eidgenoasenachaft, 

nach  Ei Q sieht  eines  Berichten?  und  Antragea  des  Buadea- 
rathefl  vom  4.  Wioterrnonat  1879, 

beschließt: 

A,    Tag^elder  und  Belseetitsehädignngen. 

Avl.  1,  Die  MitgUeder  des  Bimde.sgerichteö  und  die 
Bundesgerichtfischreiber  be'Mehen,  wenn  sie  in  Ämtsgeschärten 
voo  Lausanne  sich  entfernen  müsseo,  für  jeden  Tag  ihre» 
Äufenthakes  an  einem  andern  Orte  eine  Entachädigui3g 
TOD       .,,..*..  .      Fr.    10 

Die  Ersazmänner  des   Bnndeagerichtes,  sowie 
der  Untersuchungsrichter    In    Strafsachen,    erhalten 

ein  Taggeld  von -n    25 

Der  Aktuar  de^  Untersijchungsrichlers  ,  ,  v  ^^ 
Außer  saiaem  Wohnorte  *  .  ,  .  ^  15 
Ein  Geachworaer ^      6 
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Daneben  erhalten  sowohl  diese  Beamten  aU  auch  die  in 
den  nachfolgenden  Artikeln  3 — 5  genannten  Personen  die 
im  Artikel  1  des  Bundesgesezes  vom  16,  Angst monat  1878 
festgesezte  ReiseonUchädignng.  (Amtl.  Sammlung  n*  F., 
Bd.  DI,  S.  6560 

Art.  2.  Filr  besondere  Arbeiten  der  Ersazmänoer  außer- 
halb der  GerichtBöizungen  bestimmt  das  Gericht  die  Ent- 
ßchädigung  im   Vcrhältniese  des  Zeitatifwandea. 

Art.  3.  Experten  erhalten  ein  Taggeld  bis  auf  Fr,  35. 
*  Für  die  Abfassung  von  Berichten  wird  vom  Btmdesgerichte 
fllr  den  Arbeitstag,  je  nach  der  Natur  des  Gegenstandes, 
eine  Entschädigung  von  15 — 30  Franken  festgcsezt. 

Ausnahmsweise  kann  das  Gericht  auch  eine  höhere 
Entschädigung  ausrichten, 

Art,  4.  Zeugen,  welche  außerhalb  ihres  Wohnortes 
abgeh(>rt  vs^erden,  erhalten  ein  Taggeld  von  4  Franken, 

Findet  die  Abhörung  an  ihrem  Wohnorte  selbst  oder 
iu  deren  nächsten  Umgebung  statt,  so  kann  eine  entsprceheude 
Ermäßigung  eintreten.  Für  Mehrauslagen  eines  Zeugen  kann 
der  Richter  eine  weitere  Entschädigung  bestimmen, 

Art.  5.  Die  Entschädigung  des  Bundesanwaltes  wird 
vom  Bundesratbe  festgeaezt^  diejenige  des  amtlichen  Ver- 
theidigers  vom  Bundesgerichte* 

Wenn  in  wichtigem  Fällen  dem  Bundesan walte  ein 
Aktuar  beigegeben  werden  mußj  so  ist  dereelbe  zu  ent- 
schädigen wie  der  Aktuar  des  Untersuchungsrichters. 

Art.  6.  Die  Besoldung  von  Kopisten,  Weibeln,  Wachen, 
Bedekuugen  und  Gefangeuwärtern  wird  in  jedem  Falle  vom 
Gerichte  festgesezt,  das  sich  hierüber,  soweit  es  nöthig  ist, 
mit  deu  betreffenden  Kantonshehörden  ins  Einvernehmen 
sezt  und  im  Üebrigeu  auf  den  Ortsgebrauch  Rüksieht  nimmt. 

Art,  7.  Die  in  den  Artikeln  1  bis  6  erwähnten  Ent- 
schädigungen  werden  von  der  Bundeskasse  bezahlt,    bezie- 


Digitized  by  CjOOQIC 


über  die  Koaten  der  Bundesrechtaptege.  219 

hanggweise   im  Sinne  der  folgeodeo  Bestimmungen  aus  der 
Gerichtakasse  vorgeachoaaeo, 

B,   Gebühren   und  Kasten   znluinden  des  Gerichtes. 
I.    Im  Civilprozeß. 

Art.  8.  Jede  Partei  hat  die  durch  ihre  HandluDgen 
eatsteb enden  Kosten  (Art  9  a  und  h)  vorÄU schießen,  beide 
Parteien  zusammen  aber  diejenigen ,  welche  durch  gemein- 
schaftliche Anträge  oder  durch  das  Gericht  von  Amtes  wegen 
veranlaüt  werden.  (Artikel  23  und  26  des  Bundesgesezes 
über  das  Verfahren  in  bürgerlichen  Rechlsstreitigkeiten. 
AmtL  9ainmlg.,  Bd.  11^  S,  77.} 

Art.  9.     Die  Prozeßkosten,    welche   von    den  Parteiali 

an  das  Bundesgericht  zu  bezahlen  sind,  bestehen; 
a.    in  den  Auslagen  des  Instruktionarichtera ; 
6.    in   den    Baaraualagen    der   Kanzlei   für    Augenscheine, 

Zeugen,  Experten,  Porti  etc.; 
c.    in  einer  Gerichtagebühr  von  25 — 500  Franken; 
d-    in    den   Kanzlei  gebühren    für  jede   Ausfertigung   eines 
ürtheiles  oder  Beschlusses,   sowie  für  Kopiatnren,  die 
FoHoseite  zu  60  Rappen, 
Die  Gebühren  sub  Litt,  c  und  d  fallen  in  die  Gerichts- 


i 


Art.  10,  Die  Bestimmungen  der  Artikel  8  und  9  finden 
auch  dann  Anwendung,  wenn  das  Bundesgericht  von  beiden 
Parteien  angerufen  wird,  im  Sinne  vom  Art,  31,  Ziffer  2 
des  ßundesgesezes  tlber  die  Organisation  der  Bundesrechts- 
pflege vom  27,  Bracbnionat  1874. 

In  diesem  Falle  jedoch  beträgt  die  Gerichtsgebühr  100 
bis  1000  Franken, 

Art^  11,  Ebenso  finden  die  Bestimmungen  der  Artikel  8 
und  9  auch  auf  Expropriationsprozesse  ihre  Anwendung,  mit 
der  Beschränkung  jedoch,  daß  die  Gerichtsgebühr  die  Hälfte 
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dea  geaezlichen  Maximums  nicht  übersteigen  darf,  und  daß 
auch  unter  da^  Miulraum  der  Gerich tegebühr  herabgegangen 
werden  darf. 

Art,  12.  Im  Falle  der  Zwangsliquidation  einer  Eisen- 
bahn ist,  abgesehen  von  den  einzelnen  Ürtheilen,  eine  Ge- 
nditagebühr  von  200—1000  Franken  äu  erheben,  nebst  den 
im  Art.  9  a,  b  und  d  erwähnten  Auslagen    und    Gebühren. 

Art.  13.  Bei  Abatandaerklärungen  und  Vergleichen  hat 
die  betreffende  Partei  nebst  den  Auslagen  und  Kanzlei- 
gebühren (ArL  9  a,  b  und  d)  eine  Gerieb  tage  bühr  bis  auf  die 
Hälfte  der  in  den  Artikeln  9^    10,  11   und  12  festgea teilten 

Anaäze  zu  entrichten. 

Art*  14.  In  Prozessen,  welche  der  Bundesrath  in  Yoll- 
ziehung  des  Bundesgesezes  über  die  Heimatlosigkeit  bei  dem 
Bundeagenchte  einleitet^  ist  keine  Gerichtsgebühr  zu  ent- 
richten. 

IL   In  staatsreehtljchen  Sireitigkeifen. 

Art.  15.  Für  die  Entscheidungen  staatsrechtlicher 
Streitigkeiten  sollen  der  Regel  nach  weder  Gerichtsgebühren 
bezogen,  noch  Parteientschädigungcn  zugesprochen  werden. 
Doch  kann  das  Gericht  Ausnahmen  machen  in  Fällen,  wo 
die  Anhebung  oder  Veraolaßnng  des  Streites  oder  die  Art 
der  Prozeßführung  ee  rechtfertigen  sollte,  (Art,  62  des 
Bundesgesezea  über  die  Organisation  der  Bundearechtspflege. 
AmtL  Sammig.  n.  F.,  Bd.  I,  S.  1360 

Eine  all^tlige  Gerieh tsgebühr  beträgt  im  Maximum 
100  Franken. 

Die  Auslagen  und  die  Kanzleigeb (Ihren  im  Sinne  von 
Art,  9  und  13  müssen  immer  vergütet  werden. 

Bei  Streitigkeiten  gemischter  Natur,  d.  h.  in  Fällen,  in 
welchen  ein  zivilrechtliches  Interesse  mit  in  Frage  liegt, 
ist  das  Bundesgcrißht  ermächtigt,  bezüglich  Gerichtsgebühr, 
Kosten  und  Partei entschädigung  die  Vorschriften  für  den 
Oivilprozeß  in  analoge  Anwendung  zu  bringen. 
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III.   Im  Strafprozesse. 

Art*  16.  Diö  im  Öiane  vom  Art,  183  des  Gesezea  über 
die  Bundesstrafrechtspflege  von  den  Yerurtheilten  zu  be- 
zahlenden Prozeßkosteo  bestehen; 

a»  in  öämmtlichen  Auslagen,  welche  der  Prozeß  verur- 
sachte^ ausgenommen  die  Besoldungen  und  Taggelder 
der  Beamten  und  Angestetlten,  die  Entschädigung  des 
Bundesanwaltes,  die  Entschädigung  und  die  Reisekosten 
d  es  am  tl  i  ch  e  n  V  erth  eid  ige  rs  und  d  er  Gesch  w  ornen^ 
sowie  die  Kosten  fdr  d(e  Vollziehung  des  Urtheils, 
&.    in  einer  GerichtsgehQhr; 

bei  dem  Ässisenhofe  von  100  bis  1000  Franken^ 
bei  dem  Kasaationahofe  von  40  bis  100  Franken; 

c.  in  den  Kanzleigebuhren  entspreeheud  dem  Art.  9,  Litt,  d 
(Art,  184  und  188  dea  Gesezes  über  die  Eundesstraf- 
rechtspfl^e.     AmtL  Sammlg.,    Bd,  II,  S,  786). 

C  Anwaltsgebüliren. 

Art,  17,  Die  Eutachödigung  des  Rechtsanwaltes  durch 
die  Prozeßpartei  oder  durch  die  Augeklagten  bleibt  zunächst 
der  gegenseitigen  Uobereiukunft  Überlassen.  Wenn  jedoch 
diese  Entschädigung  der  Gegenpartei  auferlegt  wnrd,  so  hat 
das  Gericht  die  Rechnung  des  Anwaltes  nach  falgendem 
Tarif  festzusezen: 

a,  för  einen  Vorstand  vor  dem  Instruktionsrichter 

Fr.  15—  50 

b,  für   einen   Vorstand    vor    dem  Bundes- 

gericht^  Kassations-  oder  Ässisenhofe    *       -„    25^200 
C-    für  jeden  Tag  wegen  dieser  Vorstände 

nothwendigen  Zeitversäumniß       .         ,       ^    20 

d,  Reisegeld  per  Kilometer  20  Rappen,  sowohl  fUr  die 
Hin-  als  für  die  Rükreise. 

Die  Entschädigung  flir  Aktenstudium  und  für  die  Rechts- 
sßhriften  etc.  bat  das  Gcriebt  in  jedem  einzelnen  Falle  nach 
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billigem  Ermesaea  festzitsezen.  Ist  zwischen  einer  Prozeß- 
^  partei  imd  ihrem  Anwalte  betreffend  die  lezterm  zu  bezah- 
lende Entschädigung;  keine  Uebereinkunft  abgeschlossen  wor- 
den, und  wird  der  Betrag  dieser  Entschädigung  streitig,  so 
hat  das  Bundesgericht  denselben,  nach  schriftlicher  Ver- 
nehmlassung der  Parteien,  ohne  weitere  Parteiverhandlung 
festzusezen. 

D,  Farteientschädigmig. 

Art  18.     Für   die  Entschädigung,   welche  das  Gericht 

der  unterliegenden  Partei  im  Civilprozesse  auferlegt  (Art.  24 

des  Bundescivilprozesses)  ist  folgender  Tarif  maßgebend: 

a-    ein  Taggeld  bis  auf  10  Franken  für  jeden  durch  das 

Erscheinen  vor  Gericht  oder  dessen  Kommittirten  notli- 

wendig    versäumten   Tag    und   ein   Reisegeld    von   20 

Rappen  für  den  Kilometer,    sowohl  für  die   Hin-   als 

die  Rükreifle; 

b.  der    Betrag  dt^r   nach  Art.  17    festgesezten  Rechnung 
des  Anwaltes  der  Gegenpartei; 

c.  die  Gebühr  für  die  Urtheilsausfertigung,  gemäß  Art.  9, 
Litt,  d, 

Art.  19.  Wenn  Civil parteien  im  Strafprozesse  inter- 
veuiren^  so  ist  deren  Entschädigung  im  gegebenen  Falle 
nach  Art»  IS  zu  bestimmen. 

E.  Allgemeine  Bestimmmigeii. 

Art.  20.  Das  vorstehende  Gesez  bezieht  sich  auf  die 
Rechtspflege,  welche  von  dem  Bundesgerichte  und  seinen 
Abtheilungen  geübt  wird. 

In  denjenigeu  Strafprozessen,  welche  wegen  Verlezung 
des  ßundesstrafgeaezes  vom  4.  Hornung  1853,  des  Bundes- 
gesezes  betreffend  die  Werbung,  vom  30.  Heumonat  1859, 
und  wegen  üebertretuug  der  Polizei-  und  Fiskalgeseze  des 
Bundes  an  die  kantonalen  Gerichte  gelangen,  hat  im  Falle  der 
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Verurtheilung  der  Aogeklagte  die  Prozeß-  uad  Volbiehunga- 
kosten  zu  bezahlen.  Im  Falle  seiner  Zahlungsunfähigkeit 
oder  FreisprechuDg  aiod  die  Prozeßkosten  voq  der  Bundes- 
kasae  zu  Tergüteo. 

Die  Bußen  fallea  in  die  Buüdeskasse» 

Art  21-     Mit  diesem  Geseze  treten  außer  Kraft: 
das  Bundesgesez  über  die  Kosten  der  Bunde^rechtspflege, 
die   Gerichts-    und   Anwaltsgebühren    und  Entschädigungen, 
vom  24.  Herbstmonat  1856    (Ämtl,  Sammig.,  Bd.  V,  8.  408)  ; 

der  Bundeabeachluß  beireffend  provisorische  Feststellung 
der  Entschädigung  einiger  JustizbeAmter,  vom  22.  Christ* 
monat  1874  (Ämth  Sammig.  n,  R,  Bd,  I,  9,  221),  und 
Art  185  des  Gesezes  über  die  Bundesstrafrecht-apflege,  vom 
27.  Augstmonat  1851   CAtntl  Sftmmig,,  Bd,  U,  S.  743j. 

Art>  22.  Der  Bundesrath  ist  beauftragt,  dieses  Gesea 
nach  Vorschrift  des  Bundesgesezes  vom  17,  Brach  monat  1874 
bekannt  zu  machen  und  den  Beginn  der  Wirksamkeit  ded- 
eelben  festzusezen. 

Also  besehloßen  vom  National rathe, 

Bern,  den  12.  Brachmonat  1880. 

Der  Präsident :    Dr.  C-  Borcktarctt. 
Der  ProtokoJimhrer:    ScMeß. 

AUo  besehloßen  vom  StÄnderathe, 

BerDj  den  25,  Brachmonat  1880, 

Der  Präsident:    Sahll» 
Der  Protokollführer:    Glgl. 
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Der  sehwei^erieche  Bundesrath  b&schließt: 

Das  vorstehende,  unterm  3.  Heumonat  1880  öffentlich 
bekaDQt  gemachte  Bimdesgesez  *)  wird  hiemit  gemäß  Art  89 
der  Bundesverfassung  in  Kraft  und  mit  dem  1.  Wintermonat 
1880  aU  vollziehbar  erklärt 

Bern^   den  12,  Weinmonat  1880. 

Im  Namen  dea  aohvtrelz.  Bundearathee, 
Der  Bundespräsident: 

Weltl, 

Der  Kanzler  der  EidgenoÜenschail : 
ScliieS. 


*)  Siehe  Bundesbi^tt  vom  Jaär  1680,  Band  lH,  S«ite  406. 
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Bundesgesez 

betreffend 

die  Sic  hersteil  ung  der  Vergütungen  aus  dem  direkten 
Verkehr  der  Eisenbahnen  und  aus  der  Mitbe- 
nuzufig  von  Bahnhöfen  und  Bahnstreken. 

^        ,  .(Vom  2.  Heumonat  1880.) 


Die  Bundesversammlung 
der  sehweizeriöchen  Eidgenoßenschaft, 

nach   Einsicht    einer    Botschaft  des  Buiidesmthtfa    vom 

4.  Mai  1880, 

beschließt: 

1,  Im  Fall  der  Zwangsliquidation  einer  Eisenbahn- 
geaellsehaft  treten  in  denselben  bevorzugten  Rang  der  nach 
Art.  38,  Ziffer  4  des  Bundeagesezcü  betreffend  die  Verpfan* 
düng  und  Zwangsliquidation  der  Eisenbahneo  auf  dem  Ge- 
biete der  schweizerischen  Eidgenoljenöehaft,  vom  24.  Brach- 
monat  1874*),  den  Guthaben  zukomtit,  welche  vertrags- 
gemäß von  Bauunternehmern  als  Kaution  bei  der  Eisenbahn- 
ge^ellschaft  geblieben  sind: 


*)  Siehe  eidg,  Geeezsammlung  neu©  Folge,  Band  I,  Seite  121. 


Eidg.  amtL  SomnitL  Neue  Folge.  Y.  Bd. 
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528         Vergätntigen  aas  dem  Yerkelir  der  Eisen  bahnen. 

Die  GuthabeQ  auderer  TrausporUmtemehmungen  aus 
dtim  direkten  Verkehr,  inklusive  der  Miethgelder  für  tremdeB 
Rollmaterial,  und  aus  der  MilbeniiKung  von  Bahnhöfen  und 
Bahnst  reken. 

Diese  Guthaben  genießen  indessen  dieses  Vorzugsrecht 
Bur  soweit, 

a.  als  sie  im  Monat  der  Eröffnung  der  Zwan^liquidation 
und  in  den  demselben  nächatvorher^egangenen  vier 
Monaten  aufgelaufen  und 

b.  sofern  sie  äker  alü  vier  Monate  sind,  weon  sie  inner 
vier  Müüaten  nach  ihrer  Entatehung  gerichtlich  einge- 
fordert wurden,  und  das  darüber  eingeleitete  Exeku- 
tions'  oder  Prozeßverfahren  ununterbrochen  fort^eseKt 
worden  ist,  ohoe  daß  bia  zum  Zeitpunkt  des  Eintritts 
der  Liquidation  Zahlung  erhältÜeh  war. 

2.  Der  Buüdearath  wird  beauftragt,  anf  Grundlage  der 
Bestimmungen  des  Bundesgesezes  vom  17.  Brach monat  1874, 
betreffend  Volksabstimmung  über  Bundesgeseze  uod  Bundes- 
beachlüsye,  die  Bekanntmachung  dieses  Gesezes  zu  veran- 
stalten und  den  Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  feetÄU- 
Btellen. 

Also  beschloßea  vom  Ständerathe^ 

Bern,  den  24.  Brach  monat  ISbO. 

Der  Präsident:    SablL 
Der  Protokollführer:    GlsL 

Also  beschlolien  vom  Nationalrathe, 

Bern,  den  2.  Heumonat  1880. 

Der  Präsident ;    Dr.  C-  Bnrckhardt 
Der  Piotokollflihrer:  8chie£. 
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Der  achweizeriache  Bunde«rath  be&chlietSt: 

Das  vorsteheade,  unterm  10.  Heumonat  1880  üffeutlic^h 
bekannt  gemachte  Bundeegesez.  *)  wird  hiemit  gemäß  Art  89 
der  Buudesverfaßung  ia  KinW  und  mit  dem  1.  Wintemuinal 
1880  als  %^olhieb[iar  erklärt. 

Bern,  den  14.  Weinmonat  1880. 

Im  Namen  des  schwel^^  Bimdüsrathes, 

Der   Buudespritaideijt: 

WeltL 

Der  Kanzler  der    Eidgenoßenaehaft : 

Schie£. 


Bimdesrathsbescliluß 

lietreffend 

Gesundheitsscheine  für  den  Viehverkehr 

(Vom  9.  Weinmonat  1880.) 


Der  schweizerische  Bundesrath, 

in  Berükmchtigung  der  Aiisdelinung,  welche  die  Maul- 
und  Klauenseuche  in  einigen  Kantonen  der  Schweiz  er- 
langt hat^ 

auf  den  Antrag  seines   Handels-  und  Landwirthschafts- 

deparlementÄ, 

verordnet: 

1.  Der  iipunde^rathsbeschluß  botreffend  CTesundheitfi- 
aeheine  für  den  Vieh  verkehr  vom  26.  Weinmonat  1877  **) 
ist  aufgehoben^ 


*}  Siehe  Bundestlatt  vom  Jahr  1B80,  Band  111,  Seite  435. 
♦*)  Siehe  eidg*  Gese38ftmmliuig  u.  F.,  Band  IH^  Seite  237, 
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2.  An  Beioe  Stalle  tritt  §  2  der  Yerorduung  betreßiand 
Maßregeln  zur  Tilgung  der  Maul-  und  Klauenseuche  vom 
3.  Weinmooat  1873  %  lautend  : 

^Die  Gültigkeitsdauer  der  Gesundheitsscheioe  fQr 
Rindvieh,  Schafe,  Ziegen  und  Schweine  wird  auf  drei 
Tage  vermindert 

^Zur  Erleichterung  des  Viehhandels  nach  Italien 
wird  während  der  Monate  September,  Oktober  und 
November  ausDahmsweise  gestattet,  daß  för  den  Vieh- 
trieb auf  dem  Wege  durch  die  Kantone  Tessin,  Uri 
und  Grau  banden  die  GeäuudheitäscheiuK  14  Ta^e 
Gültigkeit  habend 

3,  Dieser  Beschluß  ist  sämmtlichen  Kantonsregierungen 
zur  Volkiehung  mitzutheilen  und  im  Bnudesblalt,  sowie  in 
der  eidg.  Geses^ammlung  zu  veröffentlichen, 

Bern,  den  9.  Weinmonat  1880. 

Im  Namen  des  Schweiz,  ßundesrathes^ 

Der   Bundespräsident: 

Wel«. 

Der  Kanzler  der  Eid  genossen  seh  afl : 

SeMefi* 

*)  Siehe  eidg>  GeaezsAntmliing,  Band  XI,  Seite  365* 
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Bundesgesez  vom  19,  Christmonat  1879,   betreffend 
den  Schuz  der  Fabrik-  und  Handetsmarken. 

(Vom  2,  WeiQmonat  1880.) 


Der  scbweizerisohe   BuEdesratb^ 

in  AuafÜhruDg  des  Art,  30  des  Bundesgesezes  vom 
19.  Christmonat  1879,  betreffend  den  Schuz  der  Fabrik' 
und  Handebmurken  \ 

auf  den  Vorsehlag  seinea  Handels*  und  Landwirthachafts- 
departements, 

b  esch  li  ft  ß  t : 


I,  Hinterlegung. 

Art.  1.     Vom  1,  Wintermonat  1880  an  haben  die  zur 

Hinterlegung  ihrer  Fabrik-  und  Handelsmarken  befugten 
Persooeii  (Art,  7  des  GesezesJ  dep  nachfolgen  den  Bestim- 
mungen  nachzukommen  ; 

Art,  2,  Die  Eintragungsbegehren,  welche  dem  znr  Aub- 
fÜlluog  aufgestellten  Formulare  gemäß  abzufassen  aindj  mügaen 
an  das  eidgetsößisehe  Amt  für  Fabrik-  und  Handelsmarken 
in  Bern  geriehtet  werden  und  von  den  nachstehend  bezeich- 
neten Aktenstüken  begleitet  sein  (Art,  8  bis  6), 
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Vollrieh  ongs  ver  ordüTing 


Art.  3-  Die  in  der  ßch^^eiz  niedergeksseneo  Prodüzentea 
und  Handeltreibenden  müsseü  ein  Zeugoiß  belbriogen,  welches 
von  der  Kantons-  oder  GemeiDdebehörde  ihres  Domidls  aus- 
geßtellt  ist  und  aus  welchem  hervorgeht: 

für  Produzenten,  daß  der  Qh  ihres  Gewerbes  oder  ihrer 
Prfiduktion  in  dieBem  Orte  sich  befindet; 

für  Handeltreibende,  daß  sie  in  diest^m  Orte  eine^  feate 
Handelsniederlasaung  haben. 

Art.  4.  Die  Produzenten  und  Handeltreibend  en,  welche 
in  Staaten  niedergelassen  sind,  mit  welchen  die  Schweiz  eine 
auf  Grundlage  des  Bundesgesezea  vom  19,  Christmonat  1879 
basirende  Vereinbarung  hat,  müssen  einen  amtlichen  Ausweis 
beibringen^  daß  sie  im  betreffenden  Vertragsstaat  eine  feste 
Niederlassung  haben  und  daß  die  Marke,  welche  sie  eintragen 
lassen  woHen,  in  demselben  hinterlegt  und  geschürt  ist. 

Art.  5.  Die  Hinterleger  haben  ihrem  Begehren  ferner 
beizulegen  : 

a.  die  Marke  oder  die  genaue  Abbildung  der  Marke  in 
drei  Exemplaren,  welche  auf  drei  Exemplaren  des 
Formulars  an  dem  fiir  jene  offen  gelassenen  Räume 
anzubringen  sind. 

Der  Hinterleger  hat  die  Rubriken  eines  jeden  dieser 
drei  Exemplare  des  Formulars  aufzufüllen,  nämlich  i 
genaue  Bezeichnung  der  Produkte  oder  Waaren,  für 

welche  die  Marke  bestimmt  ist; 
a Jl fä-l l ige  Be m c rk u n gen  d esj  Hin  ter  1  eger a  * 
Unterschrift  (oder    diejenige    des    Bevolhnächtigten, 
Art.  6); 
Adresse  (im  Falle  der  Hinterlegung  durch  cfnen  Be- 
vollmächtigten^ auch  die  Adresse  des  Lezteren)^ 
Angabe  des  Berufes  des  Hinterlegers. 

b.  ein  Glicht  der  Marke  für  die  typographische  Wieder- 
gabe derselben   bei  der  vom  cid gcnößis eben  Amte  zu 
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besorgeaden  Püblikution  (Art.  10),  Diese»  CUchß  soll  die 
Marke  genau  wiedergeben.,  so  daü  die  einzelnen  Theile 
derselben  aichtUcb   hervortreten.     Die  Oberfläche  dea- 
selben  sali  nach  keiner  Richtung  weniger  ala  15  Milli- 
meter^ auch  nicht  mehr  als  10  Centimeter  betragen.  Die 
Dike  des  CHch^  soll  genau  24  Millimeter  nrieisseo,  um  ; 
der  Höhe  der  anzuwendenden  Lettern  zu  entäprechen;  1 
C.    die   Summe  von    Fr.  20   für  jede  einzelne  hinterlegte 
Marke.    Jeder  Betrag  mU  per  Postmandat  an  das  eid-  ■ 
genOßisehe  Amt  gesendet  werden,  wenn  nicht  der  Hinter- 
leger beim  Amte  selbst  die  Zahlung  leistet.  In  welchem 
Falle  ihm  aogleieb  Quittung  ausgestellt  wird. 

Art*  6.  Erfolgt  die  Hinterlegung  durch  Yermiitlung  eiuea 
Dritten,  so  kaon  dieser  diis)  Bt:gehren  und  die  auf  dem 
Formular  gemachten  Ängiibeu  selbst  unter/zeichnen,  sofero 
er  diesen  Aktenstüken  eine  Öpe^Äialvul! macht  beilegt,  die  ihn 
berechtigt,  für  den  Eigen thümer  zu  handeln. 

Diese  Vollmacht  wird  beim  Amte  aufbewahrt, 

Art.  7.  Wenn  das  eidg.  Amt,  geatDzt  auf  Art,  13  des 
Creäezea,  die  Eintragung  einer  Marke  verweigert^  so  ist  der 
Rekurs  gegen  diesen  Entscheid  zuerst  an  das  eidg,  Handels- 
und  Landwirthsehaftsdepartement,  und  wenn  dieses  den  Ent- 
scheid aufrecht  erhält,  an  den  Bunde^rath  zu  richten. 

i 

II.    Eintragung.  f. 

Art,  ö.    Wenn   das  eidgeoößisuhe  Amt  festgestellt  hat, 
da£  düs  Begehren  den  Gesczesbestiokmungen  entspricht,  und 
alle  Aktea-^tilkö  ia  Ordnung  sind,  öü  wird  sogleich  die  Ein*    [ 
tragung  in  dm  Doppelregibter  vorgenommen.  I 

Dieses  Register  enthält; 
a*    die  Orduungsnummer  der  Marke  ^ 
bp    den  Tag  und  die  Stunde  der  Hinterlegung; 
ü.    den  Tag  nnd  die  Stunde  der  Eintragung; 
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d.  den  Tag  der  Publikation  (die  Nummer  der  Publikation 
ist  den  Akten  der  betreffenden  Marke  beizulegen); 

e.  den  Namen  des  EigenthOmers; 

f.  seinen  Beruf; 
g.    seine  Adresse; 

h.    Yorkommendenfalls  den  Namen  des  Bevollmächtigten; 

i.    seine  Adresse; 

k.    die  Bezeichnung  der  Waaren  oder  Produkte,  für  welche 

die  Marke  bestimmt  ist; 
1.    allf^Ilige  Bemerkungen  des  Hinterlegers; 

m.  unter  dem  Titel :  ^Veränderungen  seit  der  Eintragung,^ 
eine  Rubrik,  welche  bestimmt  ist  zur  Vormerkung  der 
Erneuerung  der  Marke  nach  Ablauf  der  15  Jahre 
(Art.  8  des  Gesezes),  oder  der  üebertragung  an  einen 
Dritten  (Art.  9  des  Gesezes),  mit  der  Angabe  der 
OrdnungSBummer  des  Registers,  in  welchem  die  Ver- 
änderung ausführlich  aufgeführt  ist.  Diese  Rubrik  ist 
ebenfalls  zur  Vormerkung  der  Löschung  der  Marke  be- 
stimmt (Art.  23  des  Gesezes); 

n.    eine  Kolonne  für  allfällige  Bemerkungen  des  Amtes. 

Jede  Eintragung  geschieht  in  der  Sprache  des  Hinter- 
legers, falls  dieselbe  eine  der  drei  Nationalsprachen  ist, 
andernfalls  in  französischer  Sprache. 

Für  jedes  Doppel  des  Registers  ist  ein  alphabetisches 
Repertorium  anzulegen  und  fortwährend  auf  den  Tag  nach- 
getragen zu  halten. 

Art.  9.  Nach  geschehener  Eintragung  in  das  Register 
bescheinigt  das  Amt  auf  den  drei  Exemplaren  des  Formulars 
den  Tag  und  die  Stunde  der  Hinterlegung  und  der  Ein- 
tragung, und  fügt  jedem  Exemplar  seine  Unterschrift  und 
seinen  Stempel  bei. 

Ein  Exemplar  ist  sogleich  dem  Hinterleger  zu  Ober- 
mitteln; die  beiden  andern  werden  im  Archiv  des  Amtes 
aufbewahrt. 
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Art.  10.  Das  Amt  besorgt  hierauf  die  Veröflfentlichung 
der  Marke,  vorläufig  durch  das  Bundesblatt. 

Diese  Veröflfentlichung  enthält: 

a.  die  Ordnungsnummer  der  Marke; 

b.  den  Tag  und  die  Stunde  der  Eintragung; 

c.  den    Namen    und   den  Ort   der    Produktion  oder   des 
Handelsgeschäftes  des  Hinterlegers; 

d.  die  Wiedergabe  der  Marke; 

e.  die  Bezeichnung  der  Waaren  oder  Produkte,  für  welche 
die  Marke  gebraucht  wird. 

Die  Veröffentlichung  geschieht  in  der  Sprache  des  Hinter- 
l^ers,  falls  dieselbe  eine  der  drei  Nationalsprachen  ist,  an- 
dernfalls in  französischer  Sprache. 

Sobald  die  Veröflfenthchung  der  Marke  erschienen  ist, 
wird  vom  Amte  dem  Hinterleger  die  betreffende  Nummer 
des  Bundesblattes  zugesandt,  und  zugleich  auch  das  Glicht 
zurUkgeschikt. 

Diese  Sendung  geschieht  unentgeltlich,  gleich  wie  die- 
jenige, welche  im  Artikel  9,  2.  Alinea  vorgeschrieben  ist. 

IIL  Emeneriiiigeii^  üebertragrnngeii  und  Loschnngen. 

Art.  11.  Bei  der  Erneuerung  der  Hinterlegung  einer 
Marke  ist  das*gleiche  Verfahren  zu  befolgen,  welches  oben 
in  den  Artikeln  2  bis  6  vorgeschrieben  ist,  mit  dem  einzigen 
unterschiede,  daß  im  Begehren  zu  erwähnen  ist,  es  handle 
sich  um  eine  Erneuerung,  und  daß  die  Ordnungsnummer  der 
frühem  Hinterlegung  anzugeben  ist. 

Die  Eintragungsformalitäten  sind  die  gleichen,  wie  die- 
jenigen, welche  in  den  Artikeln  8  bis  10  der  gegenwärtigen 
Verordnung  vorgeschrieben  sind. 

Art.  12.   Um  die  üebertragung  einer  Marke  zu  bewirken, 
hat  der   Öesuchsteller    ein    authentisches   AktenstUk    beizu- 
bringen, welches   nachweist,  daß  er  das  Eigenthum  an  der 
Eidg,  amtL  Samml.  Neue  Folge.  V.  Bd.         oigtized  by CJfeoglc 
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Marke  und  an  dem  Geschäfte  erworben  habe,  für  dessen 
Produkte  oder  Waaren  sie  angewendet  wird. 

Im  Gesuche  ist  zu  erwähnen,  daß  es  sich  um  die 
Uebertragung  einer  Marke  handelt;  im  üebrigen  sind  die 
Formalitäten,  welche  in  den  obigen  Artikeln  3  bis  6,  be- 
treffend die  Hinterlegung,  und  in  den  Artikeln  8  bis  10  be- 
treffend die  Eintragung  vorgeschrieben  sind,  zu  beobachten. 

Die  Rechte,  welche  durch  das  Eintragen  einer  über- 
tragenen Marke  erworben  werden,  haben  eine  Dauer  von 
fünfzehn  Jahren. 

Art.  13.  Um  die  Löschung  einer  Marke  zu  bewirken, 
hat  der  Gesuchsteller  einen  rechtskräftigen  Gerichtsspruch 
beizubringen  und  ein  Glicht  der  Marke  beizulegen. 

Die  Löschung  wird  sodann  im  Register  vorgemerkt 
(Kolonne  m,  siehe  oben  Art.  8),  mit  Angabe  des  Datums 
des  Gerichtsspruches  und  des  Gerichtes,  welches  denselben 
erlassen  hat;  hierauf  wird  dieselbe  summarisch  vom  Amte  ver- 
öffentlicht; von  lezterm  wird  dem  Gesuchsteller  ein  Exemplar 
der  Veröffentlichung  übermittelt;  alles  ohne  Kosten  für  den- 
selben. 

Art.  14.  Der  Produzent  oder  Handeltreibende,  welcher 
seine  Marke  für  Produkte  oder  Waaren  anderer  Natur  (Art.  6, 
Alinea  3  des  Gesezes)  gebrauchen  will  als  für  diejenigen, 
welche  er  in  seiner  ursprünglichen  Hinterlegung  erwähnt  hat, 
muß  ein  neues  Eintragungsbegehren  einreichen,  wobei  er  die 
Artikel  3  bis  6  der  gegenwärtigen  Verordnung  zu  beachten  hat. 

IT.  Terschiedenes. 

Art.  15.  Das  Amt  hält  für  die  Hinterlegungen,  welche 
den  Vorschriften  dieser  Verordnung  nicht  entsprechen,  ein 
besonderes  Register,  in  welchem  die  Umstände  der  Hinter- 
l^;ung  und  die  Sehritte  verzeichnet  sind,  welche  das  Amt 
zur  Vervollständigung  derselben  gethan  hat 
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Art»  16,  Die  Formulare  flttr  Eintragiingsbe^ehren  wer- 
den vom  eidgenößiaohen  Amte^  ho  wie  von  den  kanlonalen 
StaatäkaD^leien  uneotgeUlich  geliefert 

Art,  17,  DLe  an  das  Amt  gerichteteo  Briefe  und  Seo* 
^lußgeu  müssen  frankirt  ^em, 

Art-  18.  Das  Amt  ist  ermäch tlgt,  von  sich  ans  die  auf 
die  HJQteriegung  und  EirUragUDg  der  Marken  bezügliche 
Korrespondenz  zu  führen^  unter  Vorbehalt^  in  Rekursfällen, 
der  Entscheidung  dea  Schweiz»  Hiindeb^  und  Land  wirf  höchafts- 
Departements,  und  hierauf  des  Bundesrathes. 

Art,  19,  Das  Amt  hält  ein  Ktiasabtieh,  in  weichen  seine 
Einnahmen  und  Ausgaben  eingetragen  werden.  Das  Kontrol- 
büreau  des  Finaozdepartemtmts  wird  diesem  Kassabucb  alle 
drei  Monate  verifiziren,  indem  es  dasselbe  mit  dem  Eiu- 
fragungsre^ster  der  Marken  vergleicht. 

Art.  20.  Am  Ende  eines  jeden  Jahres  wird  ein  Doppel 
der  Formulare  der  wälireud  desselbeu  eingetragenen  Marken 
mit  dem  Doppel  des  Registers  und  einem  alphabetischer! 
Repertorium  im  eidgenö tischen  Archive  niedergelegt. 


i 


T.  Uehergangsbestiromung. 

Art,  ^1.  Die  vom  1,  Mai  bis  ;:!1.  Heumonat,  in  Aus- 
führung der  Artikel  27  bis  29  des  Gesezes,  hinterlegten  und 
als  gt)Uig  anerkannten  Marken  werden  gemäß  den  Vor- 
schriften der  vorsleheuden  Artikel  8  bis  10  eingetragen  *und 
veröffentlicht, 

Bern,  den  2,  Weinmonat  1880; 

Itn  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathea, 

Der  Bundespräsident: 

WeltL 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft: 

Schieß, 
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Bnndesbeschlnß 

betreffend 

Errichtung  einer  Ingenieurstelle  auf  dem  BaubQreau 
des  eidg.  Departements  des  Innern. 

(Vom  2.  Heumonat  1880.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 

in  Vollziehung  des  Art.  4  des  Bundesgesezes  betreffend 
die  Wasserbaupolizei  im  Hochgebirge,  vom  22.  Brachmonat 
1877 ; 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrathes  vom 
7.  Brachmonat  1880, 

beschließt: 

Art.  1.  Auf  dem  Baubüreau  des  eidg.  Departement» 
des  Innern  wird  mit  Rüksicht  auf  die  Vermehrung  der  Ar- 
beiten desselben  in  Folge  des  W^asserbaupolizeigesezes  eine 
weitere  Ingenieurstelle  errichtet.  Der  Inhaber  derselben  kann 
je  nach  Bedtirfniß  auch  für  andere  Arbeiten  des  BaubQreau 
verwendet  werden. 

Art.  2.  Mit  dieser  Stelle  ist  ein  fixer  Jahresgehalt  von 
3000  bis  3600  Franken  verbunden ,  nebst  ReisevergUtungen 
nach  bestehender  Vorschrift. 
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Art.  3.  Der  schweizerische  Bundesrath  ist  beauftragt, 
auf  Grundlage  der  Bestimmungen  des  Bundesgesezes  vom 
17.  Brachmonat  1874,  betreffend  die  yt)lksabstimmung  über 
Bundesgeseze  und  Bundesbeschlüsse,  die  Bekanntmachung 
dieses  Oesezes  zu  veranstalten  und  den  Beginn  der  Wirk- 
samkeit desselben  festzusezen. 

Also  beschlossen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  25.  Brachmonat  1880. 

Der  Präsident:   Sahli. 

Der  Protokollillhrer:    Glsi. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  2.  Heumonat  1880. 

Der  Präsident:    Dr.  C.  BnrcUiardt. 

Der  Protokollführer:  Schieß. 


Der  schweizerische  Bundesrath    beschließt: 

Der  vorstehende,  unterm  10.  Heumonat  1880  öffentlich 
bekannt  gemachte  Bundesbeschluß '")  wird  hieqait  gemäß 
Art.  89  der  Bundesverfaßung  in  Kraft  und  vom  25.  Wein- 
monat  1880  an  als  vollziehbar  erklärt. 

Bern,  den  27.  Weinmonat  1880. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathee, 

Der  Bundespräsident: 

Welti. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft: 

Schieß. 


*)  Siehe  Bnndesblatt  vom  Jahr  1880,  Band  III,  Seite  487. 
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Erklärung 

der  Schweiz  und  GrossbritannieiL, 

betraffead 

den  gegenseitigen  Sohuz  der  Fabrik-  und  Handels- 
marken, 

(Vom  6,  November  18800 


Der  sfüweJzfrlsfhc  Bonrtes- 
ralh  und  die  Regierung  llirer 
Majestät  der  Könlgiu  des  Ver- 
eiDlgfen  Hünlgrefchs  vou 
GrossbriUDDteD  und  Irland« 

lia^en  sum  Zweke  gegen- 
seitigco  ScliLizes  von  Fabrik- 
und  Handelsmarken  in  den 
beiden  Staaten  folgende  Er- 
klärung vereinbart; 

Den  Bürgern  oder  Unter- 
thauen  der  einen  und  der 
andern  der  Vertragsparteien 
sollen  im  UmfKnge  des  Ge- 
bietes und  der  Begizungen  der 
andern  die  nämlichen  Rechte^ 
wie  sie  den  eigenen  Bürgern 
oder  Unterlhanen  eingeräumt 
sind,  oder  den  Bürgern  oder 
Unttirthaoen  der  meistbegün- 
fitigten  Nation   künftig  einge- 


The  Swiss  Ffderal  r:&UDeir 
and  thf  Governuient  or  iJer 
llajest)  Ihe  Queen  af  Ihe  Uniled 
Kingdom  of  Grcat  Britain  and 
Irelaad, 

have,  with  a  view   to   the 

reciprocal  protection  of  the 
marks  of  manufacturc  and 
trade  in  ihe  two  Countne8^ 
agreed  to  the  ^  foUowiug 
Declaration  : 

The  subjecta  or  Citizens  of 
each  of  the  Contracting  Par- 
ties shall  enjoy  in  the  domi- 
niona  and  posseasions  of  the 
otherj  the  same  rights  as" 
are  possessed  by  native  aub- 
ject«  or  Citizens,  or  as  may 
bereafter  be  granted  io  the 
eubjects  or  Citizens  of  the 
most  favoured  uation,  in  eve- 
rything   relating    to    the  pro- 
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räumt  werden  sollten,  zuste- 
hen in  Allemi  was  den  Schuz 
des  Eigenthums  an  Fabrik- 
und  Haiidelsmarken  betriCft. 

Wer  den  gedachten  Schuz 
för  sich  erwirken  wül^  muß 
die  durch  die  Geseze  der  Le- 
trefFeuden  9tflaten  geforderten 
Forinalitat^o  erfüllen,  der^n 
gegenseitige  Mittht^ilung  die 
Vertragsparteien  besorgen  wer- 
den, wobei  sie  sich  jedoch  das 
Recht  vorbehalten,  dieselben 
von  Zeit  zu  Zeit,  wenn  sie 
ea  für  nftthig  finden,  abzu- 
ändern. 

(regen  wärtige  Erklärung 
tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Unter- 
zeichnung 10  Kraft  und  bleibt 
so  lange  gültig,  bis  die  eine 
der  Vertragsparteien  der  an- 
dern den  Rüktritt  von  der- 
selben anzeigt. 

Deasen  zur  Urkunde  haben 
die  hiezu  gehilrig  be  voll  mäch- 
tigten  Uoterzeiebneten  gegen* 
wärtige  Erklärung  unterzeich- 
uetund  derselben  ihr  Wappen- 
aiegel  heigedrükt. 

Gegeben  in  doppelter  Aus- 
fertigung in  Bern,  den 
6,  November  1860. 

(L.  8.)     Droz, 
(L.  SO    C.  Vifian. 


tectiou  of  property  iu  maou- 
facturing  or  trade  marks. 


Tt  is  understood  that  any 
person  who  desires  to  obtain 
the  aforesaid  protection  must 
fulfil  the  formalities  required 
hy  the  laws  of  the  respective 
Countries ,  which  formalities 
the  Contraeüng  Parties  shall 
reciprocally  Communicate  to 
eacb  other,  reserving  to  them- 
sei V es,  however,  the  right  to 
modifj  them  from  time  to  time 
if  they  conaider  it  necessary, 

The  present  Declaralion 
sha!l  come  into  force  from 
the  day  of  its  signature;  it 
shall  remain  in  force  so  long 
aa  ooe  of  the  CootTaeting 
Parties  shalJ  not  have  notified 
to  the  other  its  intentiou  of 
terminating  it. 

In  witness  whereof,  the  un- 
derdgQed,  dulj  authorized  for 
thia  purpose,  have  sigaed  the 
present  Declaration,  and  hav© 
affixed  thcreto  the  aeal  of 
their  arms. 

Done  in  dupheate  at  Berne 
the  sixth  day  of  November 
ihm. 

CL,  S.)    Droz. 

(L.  8.}    C-  Vivinn. 


o-oo^oo- 
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Terordnung 


Errichtung  von  ttffentlichen  Telephonstationen. 

(Vom  29.  Wintermonat  18800 


Der    seil vveizerisßhe    BuDdcsratli, 

auf  den  Bericht  des  Post-  und  Eisenbahndepartements 
vom  23.  Wintermonat  18S0^ 

IQ  Anwendung  von  Art.  8  des  Bundesgesezes  vom 
20,  Chriötmonat  1854  über  die  Organisalion  der  Telographen- 
verwftltung, 

verordnet: 

Art.  1,  Die  gegenwärtig  noch  nicht  mit  öffentlichen 
Tcle^aphenbQrcaux  versehenen  sehweizerist*hen  Ortach  aften 
können  anf  telephonischera  Woge  mit  einem  der  umliegenden 
BUreau^i:  und  durch  dieses  mit  dem  allgemeinen  Telcgraphen- 
neze  verbunden  werden. 

Die  Wahl  des  Anschlußbüreau  bleibt  der  Telegraphen- 
Verwaltung  vorbehallen* 

Art  2.     Die    Gemeinden ,    welche    eine    Telephonver- 
hindung wünschen,  habea  sich  durch  Vermittlung  ihrer  Kan- 
tonsregierungen  zu  folgenden  Leistungen  zu  vcrpÜichten: 
a*    Ein   einmaliger   Beitrag  an   die    Erstellungskosten  der 
Verbindungslinie,  welche  iu  der  Regel  annähernd  die 
Hälfte  der  wirklichen  Kosten,   ia    keinem   Falle  aber 
weniger  aU  liuodort  Frankea  betragen  soU^ 
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b,  ßeaor^uag  des  TelephoDdienstea,  iiut  Inbe^iff  der  Zu- 
stellung, durch  eioe  zu  verläßige  Peräün  und  in  einem 
geeigneten  Lokale,  ohne  daJ^  der  Telegraphen  Verwal- 
tung dadurch  irgend  welche  Auslagen  an  Geh&lt, 
Miethe  und  Büreaukoäten  auflalleD  dürfen. 

Die  von  den  Gemeinden  hieftlr  bezeichneten  Per- 
sonen und  Lotale  unterliegen  der  Genehmigung  durch 
die  Telegraphen  Verwaltung, 

Den  Gemeinden  bleibt  es  anheimgeatellt,  für  die 
Dienstbesorgung  eine  Zuschlagstaxe  von  höchaten» 
25  Rappen  für  jedes  aufgegebene  Telegramm  zu  er- 
heben. Diese  Zuachlagstaxe  muß  jedoch  für  alte  Auf- 
geber die  nämliche  sein. 

c.  Garantie  für  die  von  der  Telephons tation  siuhanden  der 
Telegraphenverwaltung  bezogenen  Taxen,  sowie  ftlr  die 
Wahrung  dea  Depeseh^ngeheimniases  und  für  die  der 
Station  anvertrauten  Apparate  und  Utendlieu. 

Art.  3-  Die  Telegraphen  Verwaltung  wird  dagegen  über- 
nehmen : 

a»  den  Bau  und  Unterhalt  der  Verbindungslinie,  vorbehält* 
lieh  des  im  Art.  2,  a  hievor  erwähnten  Beitrages; 

b.  die  Lieferung  und  den  Unterhalt  der  nöthigen  Apparate 
und  Utensilien ; 

c*    die  Lieferung  der  nötiiigen  Formulare  und  Druksacbeo, 

Art.  4.  Die  telephonisch  vermittelten  Korrespondenzen 
werden  in  Bezug  auf  Reklamationen  so  behandelt,  als  ob  sie 
auf  dem  Vermittlungsbürcan  aufgegeben  wordeü^  beziehuDga- 
weise  angekommen  wären,  und  es  steht  somit  dem  Aufgeber 
für  Unregelmäßigkeiten  in  der  telephonisehen  Uebermittlung 
kein  Anspruch  auf  Rakzahlung  der  Taxe  zu. 

Art.  5,  In  allen  andern  Beziehungen,  namentlich  auch 
hinsichtlich  der  zuhanden  der  Telegraphenverwaltung  zu  be- 
ziehenden Taxen  T  unterliegen  die  tele phoni sehen  Eorrespon- 
denzen  den  gleichen  Bestimmungen  wie  die  gewöhniichen 
Telegramme, 
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ÄrL  6.  Auf  den  WuDseh  der  betreffeudea  GemeindeD 
und  vorbehaltlich  technischer  oder  anderer  Hinderüisae  können 
die  bereits  bestehenden  Telegraphenbürenux  nach  Ablauf  der 
ersten  10  Jahre  unter  den  voratchenden  Bedingungen  m 
Telephon  Stationen  umgewandelt  werden. 

Art.  7.  Das  Post-  und  Eisenhahndepartement  iat  er- 
m äch tigt j  a uf  G ru nd  1  age  v o rs tehen der  B es ti tn mu ng e u  mit  d e u 
Kantoneregierungea  Verträge  über  Errichtung  vou  Telephon- 
Btatiünen  abzusrhUeßen« 

Bern  ,  den  29.  Wintermonat  1880. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesmthes, 

Der   Bundespräsident: 

Welti. 

Der  Kanzter  der  Eidgenoasenschaft : 

Schieß. 
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üebereinkommen 

zwischen 

der  Schweiz  und  Engtisch-Indien,  betreffend  den 
Geldanweisungsverkehr, 

(Vom  13,  September  /  9.  Oktober  1880.) 


In  ErseÄUDg  des  Uebereio- 
kommena  vom  1.''17,  Juni 
1875  betreffend  den  Austausch 
vonPo3tunn'eisQDgeuzwi9cben 
der  Schweiz  und  Indien  *) 
haben  die  Unterzeichneten, 
fUr  diesen  Zwek  mit  gehöriger 
Vollmacht  versehen,  sich  über 
folgende  Artikel  geeinigt : 

Art.  1. 
Zwischen  der  Schweia  und 
ladten  findet  ein  regehnäßiger 
Aufitauseh  von  Postanweisun- 
gen mittelst  der  wöchentiichen 
Post  Verbindung  über  Brludisi 
statt. 


In  superaession  of  the  pre- 
vioüs  Arrangement  of  iHlS 
für  an  exchange  of  money 
Orders  bet^veen  Switzerland 
and  ladift,  the  undersigued^ 
duly  authorized  for  that  pur- 
pose,  have  agreed  upon  the 
foHowing  articles: 


Art.  1, 
T)iere  sball  be  a  regulär 
exchange  of  money  Orders 
between  Switzerland  and  In- 
dia  by  means  of  the  weeklj 
maii  serviee  via  Brindid. 


*)  Siehe  eidg.  GeBezsammltiiig  neue  Folge,  Band  I,  Seile  729- 
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Art.  % 
Der  Posto  II weisüngö verkehr 
Äwischen  beiden  Ländera  wird 
a  ugsch  1 L  e  l^li  ch  d  a  lt  h  A  us- 
wechsliiügsbüreaux ,  welche 
■durch  Listea  in  biernacli  oäher 
►erörterter  Weise  in  Verbin* 
durig  treten,  vermittelt,  so  daß 
das  AiiswechsIuDgsbQreau  dea 
Landes,  in  welchem  die  Post- 
au Weisungsbeträge  ausziiaiah- 
Jen  sind,  Poslau Weisungen  aus* 
fertigt  und  dieselben  ao  die 
Adressaten  befördert. 

Auswechshingsbtlreaux  sind ; 
sehweizeriachet'seits  R  o  r  - 
s  e  b  a  e  h  und  indischersei ts 
Bombay. 

Art.  3. 

Der  Betrag  der  in  beiden 
Richtungen  ausgewechselten 
Postanweisungen  wird  in  Ster* 
ding- Währung  aügegebeo» 

ArL  4^ 

Die  hOeh&te  Önrnme,  auf 
welche  eine  Postanweisung 
von  einem  Lande  auf  daö  an- 
dere außgeätollt  werden  kann, 
betragt  20  Pfund  Sterling. 

Art.  5. 
Bruch  theile     eines     Penny 
«ind  bei  den  Postanweisunga- 
tie trägen  nicht  zulfißig. 


Art.  2, 

The  money  order  businea^ 
betweeu  tlie  two  eountries 
shall  be  p erform ed  exclusively 
throngh  oilfices  of  exebange 
Gommunicating  with  each  other 
by  means  of  Hsts,  as  exptained 
more  particularly  below,  the 
money  ordere  being  made  out 
and  forwarded  to  the  payees 
by  the  otlico  of  exebange  of 
the  country  in  whieh  the  or^ 
ders  are  payable.  The  ofticee 
of  exchange  shalt  be,  on  the 
aide  of  S  witzer  1  and,  Ror- 
schaeh,  and  on  the  aide  of 
India^  Bombay, 

Art  3. 

The  amonnt  of  Orders  ex- 
changed  in  both  direcüons 
eh  all  be  expreseed  in  Sterling 
money- 

Arl.  4. 

The  masimum  amount  for 
which  a  tnouey  order  inay  be 
drawn  in  either  country  upon 
the  other  ehall  be  20  £. 

Art.  5. 
No  money  order  shall  con- 
tain    a    fractional    part   of  a 
peony, 
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Art,  6, 

Das  Verfahren  und  die  Be- 
dingungen bei  Ausstellung  von 
Postanweisungen  in  beiden 
Ländern  unterliegen  den  je- 
T^^eiten  im  Absend  ungsl  au  de 
gültigen  Besütnmungen. 

Art.  7. 

Die  Beträge  der  Postau- 
weisungen, d,  h.  die  Summen, 
welche  für  die^ielben  von  den 
Absendern  in  der  Wahrung 
des  Ursprungslandes  einÄU- 
zahlen  sindi  werden  nach  den 
Bestimmungen  bemessen,  wel- 
che JG weilen  im  Aufgabeland 
iu  Kraft  sind. 

Jedes  Land  wird  dem  an- 
dern die  Beatimmungen  mit- 
theilen^  welche  dort  in  Be- 
treff der  Taxen  für  die  Ein- 
zahlung von  PostanM'eisungen 
jeweilen  bestehen. 

Art.  8. 
Die  Verlangen  der  Einzah- 
ler auf  Aenderung  oder  Be- 
richtigung des  Namens  des 
Empfängers  sind  auf  Grund 
der  Bestimmungen  des  Ein- 
zahlungslandes entgegenzu- 
nehmen und,  mit  den  zur  Er- 
mittlung     der      betreffenden 


Art.  6. 
The  manner  and  conditiong 
of  issuing  mouey  orders  ih 
either  country  shall  be  gnver- 
ned  by  the  regulations  in  force 
for  the  Urne  beino;  in  tbe 
eountry  of  issue. 


Art.  7. 
The  coat  of  money  ordera, 
i.e.f  the  amounts  to  be  paid 
for  them  by  tbe  remitters  i» 
tlie  currency  of  the  country 
of  issue,  shall  be  governed  by 
the  regulations  in  force  for 
the  time  being  in  the  eountry 
of  issue, 

Each  country  sball  com- 
municate  to  the  other  the  re- 
gulatJons  relating  to  the  Char- 
gen for  money  Orders  issued 
in  force  for  the  time  being. 


Art.  8. 
Applications  by  remitters 
for  tiie  alteration  or  correctioi» 
of  the  name  of  the  payee 
ehall  be  reeeived  und  er  the 
rcgulations  of  the  country  of 
isaue,  and  forwarded  to  the 
country  of  pa3'ment  for  dis- 
posal    UQder   its    regulation», 
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PostanweiäUDg  erfürderlichen 
Angaben  veiaehen,  nach  d*;m 
Auäzabluügslande  s&ur  weiteren 
Behandlung  na  eh  Maßgabe 
der  daselbst  bestehenden  Be- 
stimmungen abzusenden. 

Gesuche  von  Euizahlern  um 
Rükerstattung  von  Betragen 
auf  Poötanweiaungen  aind  in 
gleicher  Weise  entgegenzu- 
nehmen und  weiter  zu  beför- 
dern. Die  Rükitablung  liat 
erst  nach  erfolgter  Zustimmung 
des  Bestimmungslandes  und 
im  Uebrigen  nach  Maßgabe 
der  Dienst voraehriften  derje- 
nigen Verwaltung,  bei  welcher 
die  Einzahlung  erfolgt  ist, 
stattauiinden. 

Art.  9. 

Die  Umwandlung  der  Post- 
anweisungsbeträge in  die 
Währung  dm  Zahhmgslandes 
findet  Dach  Maßgabe  der  Be- 
stimmungen statt,  welche  in 
diesem  Laode  jeweilen  in 
Kraft  sind. 

Jedes  Land  theilt  dem  an- 
dern die  Bestimmungen  mit, 
welche  hinsichtlich  der  Um- 
wandlung der  in  Sterling- 
Währung  dargestellten  Post- 
^anweisungsbeträge      in      die 


accompanied  by  such  Infor- 
mation as  may  be  neccssary 
for  the  identification  of  the 
partieular  ordert  referred  to. 


Applications  by  remitters 
for  repayment  of  Orders  shall 
be  received  and  forwarded  in 
like  manner^  the  repayment 
beiüg  made  only  under  the 
authority  of  tha  eountry  of 
paymenr, 'and  accordiog  to 
the  reguiations  of  Ibe  eountry 
of  issue. 


Art.  9. 

The  eonversioQ  of  monej 
Orders  into  the  currency  of 
the  eountry  of  payment  shall 
be  governed  by  the  regula- 
üons  in  force  for  the  time 
beiog  in  the  eountry  of  pay- 
ment. 

Each  eountry  shall  com* 
muuicate  to  the  other  tlie  re- 
gulatiouB  for  the  lime  in  force 
relating  to  the  con  Version  of 
money  Orders^  expressed  in 
Sterling   money  into    ita  own 
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eigene  Landeswährung  jewei- 
Jen  bestellen. 

Art.  10, 
Das  Verfaliren  und  die  Be- 
<lingüngea,  welche  für  die  Aus- 
zahlung von  Postanweisungen 
iiiäljt?ebend  siod,  iabegriffen 
die  Bestimmungen  Qljer  Em- 
Stellung  der  Auszahlung,  Er- 
neuerung von  Postan  Weisun- 
gen y  A  u  sfe  rt  ig  u  Dg  von  Dop  - 
peln  und  andere  auf  die  Aus- 
zahlung bezügliche  Dienst ver* 
richtungen,  werden  nach  den 
Vorschriften  geregelt^  welche 
jeweilen  im  Bestimmung^ lande 
bestehen, 

Art.  11 

Die  Beträge  auf  unauszahl- 
baren  Postanweisungen,  d.  h, 
auf  Postanweisungen,  welche 
nach  den  Dienstvorschriften 
des  Bestimmuugslandes  als 
erloschen  zu  betracliten  sind, 
fallen  dem  Absendungslande 
zu. 

Art.  12. 
Das  Aufgabelatid,  welches 
die  Geldbeträge  von  den  Ab- 
senderri  einxiehtj  vergütet  dem 
Lande,  wo  die  Zahlung  er^ 
folgt,  den  Gesamjntbetrag  der 


currency  for   the   purpose  of 

payment 

y  Art.  10, 

The  manner  and  conditions 
of  paying  orders,  including 
stoppage  of  paymeot,  reaewal 
of  ordern,  mne  of  duplicate 
Orders,  and  other  Services 
affccting  payment,  ahall  be 
governed  by  the  regulations 
in  force  for  the  time  being  m 
the  couotiy  of  payment 


Art  11- 
The  amount  of  money  Or- 
ders not  ultimately  paid,  i.e., 
of  Orders  whicb  become  void 

under  the  regulations  of  the 
country  of  payment,  shall  be- 
long  to  the  country  of  iasue^ 


Art.  12. 
The  oountry  of  iasue  whioh 
collecta  the  money  from  re^ 
mitters  shall  account  to  the 
country  of  payment  for  tlie 
total    amount  of   the   Orders 
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überlieferten  Postanweisiiu- 
gen  y  uuter  Hinzurech  Dung 
einer  Gebühr  von  Va  Prozent 
der  GesammUumme, 

Art  13. 

Die  beiden  Auawechaluogs- 
büreaux  theilen  einander  mit 
jeder  Post  die  Aagaben  aber 
die  einzelnen  Pob  tan  Weisungen 
mit)  und  swar  mittelst  der 
beigefügten  Listen,  welche  den 
A,  und  AA.  bef^eichneten 
Formularen  entsprechen  *). 
In  diese  Formulare  aiud  alle 
Angaben  einzutragen,  zu  deren 
Aufnahme  dieselben  einge- 
richtet sind. 

Die  Angaben  bezüglich  des 
Samens  sollen  umfassen:  die 
Geachleehtsnamen  des  Ab- 
send  er  9  und  des  Empfängers, 
sowie  mindestens  den  Aafangu- 
buchatabeo  eines  Vornamenö 
jedes  derselben,  bei  Personen 
indischer  Abkunft  den  Namen, 
den  Stamm  oder  die  Kaste, 
und  den  Namen  dea  Vaters, 
oder  die  genaue  Bezeichnung 
der  Firma ,  beziehungsweise 
der  GeseUachaft,  welche  Ab- 


issucd,  together  with  ooc  half 
per  Cent,  additional  on  the 
total  by  waj  of  commission. 

Art.  13. 
The  two  Offices  of  exchange 
shall  comnumicate  to  each 
olher  bj  each  mail  the  par- 
ticulars  of  money  orders  is- 
Bued  by  means  of  Ü&ts  of  the 
annexed  forms  marked  A  and 
AA,  giving  all  partienlars  for 
whi(^h  Provision  i^  made  ia 
the  forms. 


The  particulars  as  lo  names. 
shall  inclnde  the  surname,  and 
at  least  the  initial  of  one 
Chrislian  name,  both  of  the 
remitter  and  of  tlie  payee,  or, 
in  the  case  of  natives  of  India, 
the  name,  tribe  or  caste-,  and 
father's  name,  or  the  name  of 
the  firm  or  company  who  are 
the  remitters  or  payees.  The 
address  of  the  payee  must  be 
given  fully  and  preciselyT  as 
on  it  dependa  the  determina- 


*)  Die  im  Artikel  13  erwäliiit«n  cnd  dem  Original  beigefagten 
Formalare  sind  hier  deß wegen  nicht  beigedru^t  wordon,  "weil  «ie  nnr 
für  die  A  US we  chHlungs  b  ür  eaiix:  ^  beadeh  ongs  weiie  die  Geaeralpost- 
dorektioii  l>estLmmt  Bind. 
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sender  oder  Empfönger  mii. 
Die  Adresse  des  Empfkagers 
muß  volli^täudig  uud  genau 
angegeben  sein,  da  dm  Äus- 
wech  sl  ü  nga  b  üreau  des  B  e- 
itimmung^^landes  biernach  die- 
jenige Sttflle  bezeich  Den  muß, 
bei  welcher  öie  Au^i^ahlung 
der  Postanweisung  stattfinden 

Art.  14. 
Äußer  den  näheren  Au- 
jjaben  über  die  auageatelllen 
Püätan^^eisungen  sollen  in  die 
im  Art,  13  erwähnten  Listen 
auch  die  erforderlielien  An- 
gaben in  Betreff  so  leb  er  Aa- 
ueiäungen  eingetragen  wer- 
den, deren  HUkzahlung  an  die 
Absender  gestattet  worden  ist. 

Art.  15. 

Es  werden  leere  Listen  ab- 
gejächikt,  weun  keine  Anwei- 
sungen mitzutbeiien  sind. 

Art,  16- 
Langt  eine  Lisle  nicht  zu 
richtiger  Zeit  an,  eo  wird  das 
Äbsendungsbüreou,  sobald  es 
hie  von  Kenntniß  erhalten  hat, 
ein  Doppel  dieser  Liste  ohne 
Verzug  übersenden. 


tion  by  the  reoeiving  oflice 
of  exchange  of  the  ofßce 
whcre  the  Order  shall  be  made 
payable. 


Art,  14. 
Besidcs  the  partieulars  of 
money  orders  issued,  the  lists 
mentioned  in  Ärttele  13  shall 
contain  partieulars  of  orders 
aulhorizied  to  be  repaid  lo  the 
remitters. 


Art.  15. 
Blank  hst^  shall  be  forwar- 
ded,  in  t^ase  there  aha  11  be  qo 
money    ordera    to    communi- 
cate* 

Art.  16. 

Should  auy  Ust  fall  lo  be 
received  in  due  course,  the 
despatching  ofßce  shall,  on 
receiving  infornmtion  to  thal 
etfttct,  Iransmil  without  delay 
a  duplicate  thereof. 


£tdg.  Amtl.  Samml.  Nene  Folge.  Y.  Bd. 
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Art,  n. 
Die  voD  jedem  Äuaweehs- 
luagsbüreau  abgeeandlen  Lt^ 
steil  vverdea  iü  luufender 
Nummern  folge  bezeichnet,  eo 
daß  die  erste  Liste  eines 
Kaien deijaiu-es  die  Nummer  1 
erholt.  Diese  Nummern  führen 
die  Bereich  QUQg:  ^Listen- 
Nummern'^, 

'  Art.  18. 
Die  Eiötraguui^eo  in  deo 
Listen  bezü«;lieh  der  eingelie- 
ferten Poslau weiaunj^en  wer* 
den  gleichfalls  mit  fertlaufeü- 
den  Nummern  versehen,  die 
i.i  jedt-r  Liste  mit  Nummer  1 
beginnen.  Diese  Nunmiern 
i'ülircn  die  Be^eiditiung :  ^Ein- 
Iraguii^ri-Nmmern  "". 

Art.  ni 
Jedei-  Libte  wird  ein  Be- 
gleits<4vreiben  naeh  Art  des 
beigefügt  en  Seliernns  beigege- 
ben ,  \veli:liea  die  gleiche 
Numint^r  rmd  das  gleiche 
Datum  trägt,  wie  dit!  Liste. 
Dieses  Begleittich  reiben  be- 
zeichnet die  Zahl  der  Naeh- 
frage^ehreiben  bezhglieh  frü- 
ber  ei  nge linierter  PosUnwd- 
saagen,  gibt  Aufsehluß  über 
ilie  Eriediguug  ähi!  lieber  Nach- 


der  Schweiz  uad  Eaglisoh-Iadleit 

ArL  17. 

The  lists  deßpatcbed  from- 
each  odiee  of  exchange  shall 
be  iiumbcred  coasecutively^ 
commeueiDg  with  No.  1  for 
the  iirst  list  of  each  caleudar 
year,  and  these  numbers  shall 
be  termed  the  ^Liet  num- 
bers> 


Art.   lÖ. 

The  eDtries  in  the  Irsts- 
respeeting  Orders  issüed  ahall 
al&o  bear  couäeeutive  num- 
bers,  cummeneing  with  No.  1 
for  eaeh  liät,  and  these  uum- 
berb  sliall  be  termed  tlie 
^Eulry  uumbers,^ 


ArL  19. 

Eaeh  list  bhaU  be  aceom- 
paüied  by  a  traosmitling  1  elter 
of  the  form  aimexed,  bearing 
the  Barne  n umher  and  date 
ns  Ibe  hol.  Tbiä  tr^vnsmittins; 
ietler  uhall  mentiou  the  num- 
bcr  of  api^lieatiunäj  torward  ed 
from  remiUera  uffeetiog  orderB 
previouöly  iösued ;  it  shall  give^ 
informulion  vesptcüng  the  dis- 
[josal  of  öimilar  application^ 
i-eceived  from  the  other  oßie«^ 
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frageachreiben ,  die  von  dem  I  ofexchange,  and  i(  ahall  con- 
iiüdern  Ausweehalungsbüreau  I  tain  an  acknowledgmeut  of 
üingegangew    mid^    und   ent-      the  Ifst  or  list^  reeeived  sipce 


li^t  endlich  die  Empfangs* 
anzeige  über  die  seit  Aksen- 
dang  des  kzteD  Begleitsehrei* 
bepa  eingegangenen  Listen. 

Art.  20. 
Jede  Liste  wird  von  der 
Empfangsstelle  sorgfältig  ge- 
prüft und,  sofern  sie  unzwei- 
felhafte Fehler  enthält,  be- 
richtigt. Diese  Beriehtigungen 
werden  am  Schlüsse  desjeni- 
gen Begleitschreibens  erwähnt, 
welches  die  Beseheinigung 
über  den  Empfang  der  be- 
lr«ITi±ndeu  Liste  enthält. 

Art.  2L 
Wenn  eine  Liste  Fehler 
Lvder  Unregelmäßigkeiten  ent- 
halt, die  nicht  ohne  vorher- 
gebendes  Kenehmen  mit  dem 
AuswecbslungybOreiiu  des  Ab* 
sendungslandea  berichtigt  wer- 
den können,  so  ersucht  das 
Answechslungäbiirüitu  des  Be- 
st! m  m  u  n  gs  1  u  nde  s ,  gleichzeitig 
mit  det  Anerkenuung  über 
den  Empfang  der  Liste,  das 
absendende     Au^wechslungs- 


büreau    um   Aufklärung. 


Es 


the  date  ofthe  previous  tetter. 


Art  20. 

Eaeh  Jist  ahull  be  carefuUy 
verified  bj  the  receiving  offiee 
of  exchange^  and  corrected 
when  it  contains  simple  errors, 
auch  eurreclions  being  noted 
at  the  foot  of  tbe  transmittins; 
letter  containing  tbe  acknow- 
ledgment  of  the  receipt  of 
the  list. 


Art.  21. 

When  a  list  shail  contain 
errors  or  ir regulär ities  wliicli 
cannot  be  reeiilied  wjtboul 
previous  communication  with 
the  despatcbiog  odice,  tbe 
receiving  office  sball,  at  the 
time  of  ücknowledging  tbe 
receipt,  request  an  explanation 
from  the  despatching  office. 
This  explanatiün  sball  be 
given  with  as  httle  delny  as 
possible,  and  meanlime  the 
pajment  of  ordere  dependenl 
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wird  dies©  Aufklärung  so 
bald  als  möglich  gegebea,  die 
AuaaahlQög  der  Postanwei- 
suogsbeträge^  welche  auf  un- 
regelmäßigen Eintragungen 
beruhen,  aber  einstweilen  aus- 
gesea^t» 

Art  22, 

Sobald  dag  schweizenscbe 
ÄQSwechslungsbüreau  Sie  Em- 
pfangsbescheinigungen aus  In- 
dien über  alle  aus  einem 
Quartal  datirten  Lieten  erhal- 
ten hat,  werden  diese  Listen, 
sowie  fiie  indischen  Listen  aus 
demselben  Qtiarlal  zum  Ge- 
genstände einer  Viertel  Jahres- 
abrechnung nach  Blaßgabe  dee 
Formulars  B.  gemacht. 

Art.  23. 
Die  im  Art,  22  bezeichnete 
Abrechnung  wird  auf  Gmnd 
der  von  der  Empfangsstelle 
berichtigten  Listen  aufgestellt; 
alle  Eintragungen^  die  zur  Zeit 
der  Rechnungslegung  uner- 
ledigt sind,  bleiben  unberük- 
sichtigt* 

Art,  24, 
Die     Abrechnung     enthält 
unter   der    Ueberschrift  ^  Be- 
sondere Rechnungsposten^  alle 


on  the  irregulär  entries  shall 
be  suspended. 


Art.  22, 

As  aoon  as  the  Swiss  office 
ofoxchangeshallhavereceived 
from  India  acknowledgmente 
of  the  receipt  of  all  the  liste 
beariug  dates  in  any  quarter, 
thcse  li^ts,  aa  well  as  the  In- 
dia n  lists  bearing  dates  in  the 
Same  quarter^  bihall  bo  made 
the  subject  of  a  monthly  ac- 
count  in  the  annexed  Form,B, 


Art.  23, 

The  aceount  mentioned  in 
Artlcle  22  shall  be  based  on 
the  lists  as  corrected  by  the 
receiving  office,  any  entries 
at  the  time  under  Suspension 
pending  explanation  being 
excluded. 


Art.  24. 
The     aceount     shall     also 
include,    ander    the    head   of 
^Spe^ial  Items",   any   neces- 
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etw»  erforderlichen  Berit^hti* 
guügea  zu  früheren  Abrech- 
QUDgei)  (wie  Ausgleicbungeo 
iioerltfdigt  gebliebener  Ein* 
tragungen)  und  ebenso  jeden 
sonstigen^  nicht  besonders  vor- 
geaebenen  Abreehnungagegen- 
stand*  Eine  ausführliche 
D e bersi cht  d  i esc r  beson  d ern 
RechDUUgS|joaten  soll  der  Ab- 
rechnung beigefügt  werden , 
auch  sollen  die  Schriftetüke 
oder  andere  BeweismiUet^ 
welche  die  RechtmÄßigkeit 
jedes  besonderen  Rcchuunge- 
poölens  nachweiöcn,  deinsel- 
beo  gegenüber  in  der  Ueber- 
flieht  angt^führt  werden. 

Art.  25. 
Eine  Äbschnft  der  im 
Art.  22  erwähnten  Abrtich* 
üüDg  wird  durch  die  CentrdU 
postverwallung  in  Bern  dem 
^Preaideney  Poatnmsler,  Fo- 
reign Money  Order  Brnnch, 
Bombay^  übermittelt,  behufs 
Saldirung  durch  Wechsel  auf 
Bern,  wenn  die  Schweiz  zu 
fordern  hat,  oder  unter  gleich- 
zeitiger Ucbermittlung  eines 
Wechsels  auf  London,  an 
obige  Adresse,  wenn  Indien 
zu  fordern  hat.    Im  Falle  die 


sary  adjnstmenta  of  previoua 
accounts  (»uch  as  adjustments 
on  account  of  suspended  en- 
tries),  as  well  as  any  othcr 
items  of  account  not  otherwise 
provided  for,  a  detailed  State- 
ment of  such  special  items 
being  annexed  to  the  account, 
and  the  correspondence  or 
other  documents  forming  the 
authority  for  tadi  special 
item  being  quoted  opposite  it 
in  the  statement. 


Art.  25. 

A  copj  of  the  account  men- 
tioned  in  Article  22  Bhatl  be 
forwarded  through  the  Gene- 
ral  Post  Office,  Berne,  to  the 
Presidency  Postmaater,  Fo- 
reign money  Order  Branch, 
Bombay  for  payment  by  biü 
of  exchange  on  Berne  if  the 
balance  be  in  favour  of 
Switzerland  and  accompanied 
by  a  bill  of  exchange  on 
London,  if  the  balance  be  in 
favour  of  Indja.  The  bill  of 
exchange    on    London    shall 

Digitized  by  CjOOQiC 


254     Uebereinkommen  ä wischen  der  Bchweir  und  Englisch-Indieiii 


Zahking  an  die  Schweiz  zn 
erfolgen  hat,  vvirfl  der  Wechsel 
auf  Bern  auf  eiaen  Betrag  in 
schweizerischer  Währung  aus- 
^BötellL  werden,  welcher  dem 
in  der  Abrechnung  in  Ster- 
ling -Währung  festgestellten 
Guthaben  nach  dem  laufen- 
den WechHelkursö  entspricht. 


Art.  26. 
Jede  Verwaltung  ist  er- 
mächtigt, aeitweise  den  Aus- 
tauach  von  Postanweisungen 
einznstelleo,  im  Falle  dal£  der 
1  Wechsel  kurs  oder  irgend  ein 
anderer  Umstand  zn  Miß- 
bräuchen Veratilaßuog  gehen 
oder  die  Einnahmen  schädi- 
gen könnte. 

Art,  27. 

Der  gewöhuliehe  Schrift- 
wecheel,  welcher  eich  auf  die 
Aufstellung,  Ueheraeadung 
und  Berichtigung  der  Listen, 
Abrechnungen  u.  dgh  bezieht, 
wird  von  den  Auswechölunga- 
büreaux  scibstständig;  geführt 
werden,  der  Öchriftwüchael 
dagtigen    in    andern   ala   De- 


however  be  transmitted  to  the 
Presidencj  Postniaster,  For- 
eign  monej  Order  Branch, 
Bombay. 

In  the  case  of  pajment  Ui 
Övvitzerlaod  the  bill  of  ex- 
change  on  Berue  sball  be  for 
an  amount  in  Swisa  currency 
equiviileut,  at  the  currcot  rate 
of  exchange,  to  the  balance 
in  Sterling  money  stated  in 
the  account 

Art.  26. 
Each  Office  shall  have  au- 
thority  to  suspend  tempomrily 
the  exehange  of  money  Or- 
ders, in  caae  the  courwe  of 
exehange  or  any  other  cir- 
eumstance,  shall  gWe  rise  to 
abuses,  or  cause  detrimeut  to 
the  revenue. 


Art  27, 
For  ordinary  correspon- 
deace  affecting  the  prepara- 
tlou,  transmission,  or  correc- 
tion  of  lists,  accounts,  &e.,  the 
Offices  of  exehange  shall  be 
the  medium,  but  in  mattera 
involving  quastions  other  than 
detail,  the  offices  of  corres- 
pondence    shall    bc   the    Ge- 
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taiJa  bei  reffenden  Angelegeo* 
heiten  zwischen  der  OberpOBt- 
direktion  in  Bern  einersei ta, 
und  dem  Generaldirektor  der 
indisehen  Posten  andererseits. 

Art.  28. 

Dl  ej  en  ige  V  e  r  w  h  ( tu  ngsb  e- 
hörde,  welcher  die  Leitirng 
des  Postanweisungs Verfahrens 
XU  dem  betheüigten  Lande  ob- 
liegt, ist  befugt^  Kusäiliehe 
ßestimmungea  auf  Ei-zielung 
gröilerer  Sicherheit  gegen  ße- 
idigereien  oder  behufs  giös- 
serer  Ausdehnung  des  Ver- 
kehrszweiges zu  erlassen^  so- 
fern diese  Bestimmungen  nicht 
mit  den  vorhergehenden  Vor- 
schriften im  Widerspruch  ste- 
hen- Die  betreffenden  Behör- 
den t heilen  sich  jedoch  gegen- 
seitig solche  Zuöaz  best  immun- 
en  mit. 

Art.  29. 
Daa  gegenwärtige  Ueber- 
«inkommen  tritt  am  L  Okto- 
ber 1880  in  Kraft,  Ea  bleibt 
in  Wirksamkeit  bis  zum  Ab- 
lauf eines  Jahres  von  dem- 
jenigen Zeitpunkte  ab,  auf 
weU'hen  einer  der  beiden  ver- 


neral  Post  Office,  Berne,  on 
the  one  Hand,  and  the  office 
of  the  Director  General  of  ihe 
Post  Office   of  India  on  the 

othei^  band. 

Art.  28, 

The  Department  (jjmrged 
with  the  control  of  money 
Orders  in  either  countrj  shall 
have  aulhoritj  to  adopt  any 
additional  ruies  (if  not  repug- 
nant  to  the  foregoing)  for  the 
greater  security  against  fraud, 
or  for  the  better  working  df 
the  System  generally.  All  such 
additional  rules,  hovvever, 
shall  be  communicated  by  the 
one  Departement  to  the  other. 


Art,  29. 

The  present  arrangöment 
shall  take  effect  on  the 
1'*  October  1B80.  It  shall 
then  continu|  in  foree  until 
one  year  after  the  date  at 
which  oue  of  the  contracting 
parj-ies  shall  have  notified  thö 
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tragschließenden  Theile  dem 
auderen  die  Absicht,  das 
Uebe  rein  kommen  aufzuheben, 
mitgetheilt  haben  wird. 

Geschehen  in  doppelter  Aus- 
fertigung und  unterzeichnet 

in  Berü,  den  13,  Septem- 
ber imo. 

Der  schweizerjsebe  Ober- 

postdireklor : 

C8ig.)  Ed.  Höhn, 

In  Simla,  den  9.  Oktober 
1880. 

(Sig.)  Fred.  R,  Hogg, 

Offtg.  Director  General  of  the 

Post  Ofüce  of  India, 


other  of  it^   intention  to  ter- 
minate  it. 


Exccuted  in  duplfcate  and 

signed, 

At    Berne,    the    13^^  Sep- 
tember 1880. 

The  Director  General  of  the 
Swiss  Post  Ofiice, 

(SigO  £d*  Höhn. 

At  Simlaj  the  9*»^  October 
1880. 

(StgO  Fred.  R.  Hogg^ 

Offlg*  Director  General  of  the 

Po&t  Ofiiee  of  India. 


Note.  Unterm  Sl.  August  1880  enaäclitigte  der  Bundesrath 
sdn  Poat-  Dbd  Eiaenbabtidtpartement,  und  lezteres  uüterm  2.  Septem- 
ber die  ()borpo9tdirektion,  mit  der  Postverwaltnng  voti  Britisch- 
Indien  ein  revidirtes  Uobermnkommen  betrrifend  den  Anatatiieh 
von  QeldanweianDgen  endgültig  abzuschließen. 


■ -g^  <ra^£fai!<^-'^ 
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Bundesrathäbeschliiß 

betreffend 

die  Erweitentng  der  Kompetenzen  des  Eisenbahn* 
departements. 

CVom  23.  Wiatermonat  1880,) 


I^.^ 


Der    schweizerische    Butidesrath^ 
^  in  der  Äbaichtj  die  Erledigimg  der  nacihgenanDteu  Ge- 
schäfte 2u  fördern, 

b  ti  s,  c  h  n  e  ß  t : 

Ueber  diejenigen  Gcsehäfte  hinaus,  welche  nach  dem 
Bünde8rathsbeB€h1uß  betreffend  die  Organisation  des  Schweiz. 
Eiseabahu-  und  Haadelsdepartementö  vom  27.  März  1874  *) 
dem  nunmehr  mit  dem  Postdeparteraent  verbundenen  Eiaea^ 
bahndepartement  bereits  zur  Erledigung  zustehen,  werden 
dem  leztern  Departement  folgende  %veitere  Geschäfte  zur 
abach lieblichen  Behandlung  7.ugewieseD,  in  der  Meinung,  daß 
gegen  einen  Entscheid  des  Departemeuta  an  den  ßundesrath 
rekurrirt  werden  könne. 

1. 

Die  Genehmigung  der  Detailpläne  fUlr  den  Bahnhau 
(Litt.  d.  e,  f  und  g  der  Verordnung  vom  1.  Körnung  1875 
zum  Eisenhahngesez  vom  23,  Cbristraonat  1872  **). 


Die    Behandlung  der    in  den    Artikeln  15  und  16  des 
Eisen babngesezes  vom   23.  Christmonat  1872  **'^)  berührten 

*)  Siehe  tidg.  Qesezsammlnng,  Band  XI,  Seite  499. 

**)        n  n  n  ü.  F,      .  I,       ,       241. 

***)         n  n  ,       ^        ,  .      .      ,      XI,       .  1. 
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Fragen  betreßend  die  laanspruchnalime  des  Bahnkf^rpers  für 
Wasserleitungen^  Straßen  etc.  und  Vorkehrungen  zur  Sicherung 
dea  Verkehrs  während  dem  Bahn  bau. 

Die  Regelung  des  technischen  und  BetriebsauFchlusses 
zwischen  sehweizeriaclien  Bahnen,  (Eisenbahngeaez  vom 
2a  Christmonat  1872,  Art.  31), 

4, 

Die  Bewillii^ng  des  Betriebsanschlüsses  von  Privatver- 
bindungsgeleisen  an  dte  Normal  bahnen  und  die  Handhabung 
des  betreffenden  Geaezes  überhaupt  (Gesez  vom  19,  Chmt- 
monat  1874  *> 

% 

Die  Anwendung  der  ans  dem  EUenbahngesez  vom 
23,  Christmonat  1872  hervarü^e^angenen  Ausillhrungsgeseze 
anläßlich  der  Ueberwachung  des  Bahnbetriebs, 

6. 

Die  Anordnung  des  außerordentlichen  Verfahrens  und 
die  Behandlung  der  Einsprachen  gegen  die  Abtretnngspflicht 
im  Expropriationsverfahren  (G^aez  vom  1*  Mai  lSi50  **), 
Art.  22  und  25). 

Bern,  den  23.  Wintermonat  1880. 

Im  Namen  des  Schweiz,  Bundesrathes^ 
Der   Bundespräsident: 

WeltL 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßensehaft : 


•)  Siehe  eidg,  Geseasammbng  n.  F,,  Band  I^  Seite  448. 
*«)      .        .  n  .      1,      .     319. 


^ooSc^p«- 
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BimdeBrathBbesehliiß 

betreffend 

unter  Bevogtigung  stehenden  eidg,  Beamten 
und  Angestellten. 

tVom  2.  Wintermonat  18Ö00 


Der  schirveiKerische  BiiDctesraib, 

auf  den  Antrag  seines  Post- und  Eisen  bahndepartemeDte, 

beschließt: 

Bie  Bevogtigung  zieht  für  eidgenödiache  ßenmte 
und  Angestellte  die  gleichen  Folgen  nach  sich,  weiche  in 
onsern  Beatihlnsseo  vom  11,  und  27,  Mänc  1879  für  den 
Fall  des  Konkurses  festgesezt  sind,  (A.  Sml,  n.  F.,  IV, 
m  und   338.} 

ßero^   den  2,  Wintermonat  lb80. 

Im  Namen  des  schwdz.  Bundesrathes, 
Der   Bundespräsident: 

Weltl. 

Der  Kaoalür  der  EidgeaoßeDSchaft : 
Schieß. 


Jt^J3. 
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Verlängerung 

der 

temporären  Handel s-Uebereinkunft  zwiachen  der 
Schweiz  und  Italien.*) 

(Vom  11.  Dezember  1880.) 


Deklaration, 


Indem  die  ^wiselien  der 
Schweiz  und  Italien  unterm 
28,  Januar  1879  Äbgeacblos* 
sene  Handelskonvention  mit 
3 1 .  Dezember  lb80  au  ßer  Kraft 
treten  sollte  und  die  beiden 
Regierungen  die  Wünöchbftr- 
keit  einer  weitern  Verlänge- 
rung derselben  anerkannt  ha- 
ben, öiod  die  Unterzeichneten, 
zu  diesem  Zweke  gehörig  be- 
vollmächtigt, über  Folgendes 
übereingekommen: 

Die  HandelBkonventioa  zwi- 
sohen  der  Schweiz  und  Italien, 
vom  28.  Januar  1879  bleibt 
bis  31,  Dezember  1881  in 
Kraft, 


La  Convention  de  commerce 
entre  la  Suisee  et  Fltalie,  du 
28  Jan  vier  1879^  devant  resser 
d'ötre  en  vigueur  1e  31  d6- 
cembre  1880,  et  lea  denx 
gouvernements  ayant  reeennu 
r  Utility  d'en  proroger  T^cbe- 
ance,  leä  aouseign^Sj  r^guHfe- 
rement  auLoria^a  k  cet  effet^ 
sont  convenua  de  d^larer  ce 
qui  äuit: 


La  Convention  de  commerce 
entre  la  Suisse  et  Tltalie,  du 
28  Jan  vier  1879,  continuera 
k  rester  en  vigueur  jusqu^au 
31  decembre  1881, 


«}  Siehe  eidg.  GeBezsammlang  u.  F^  Bd.  IV,  Seite  ^  ^d  384 
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Zur  UrkuQde  dessen  habeo 
die  beiderfteiligeo  BevoUmich- 
ttgten  die  gegenwärtige  Dekla- 
ration in  doppelter  Ausferti* 
gung  unterzeichaet  und  der- 
selben ihre  Wappeosiegel 
öeigedrükt. 

So  geschehen  in  R  o  m , 
<(eD  11.  Dezember  1880, 

Der  außerordentliche  6e- 

saridie  uod  bevollmächtigte 

Minister  der  sehweiz. 

Eidgenossenschaft : 

(L.  S.)  J.  B*  Floda. 

Der  Präsident  dea  Minister 
rftths,  Minister  der   aus- 
wärmen  Angelegenheiten: 

(L.  SO  Cairoli. 


En  fot  de  quoi  ils  ont  sign^ 
la  präsente  d^cla  ratio  n  en 
double  exemplaire  et  y  ont 
appoä^  le  sceau  de  leur  armes. 


Fait    ^   RomE, 
cembre  1880, 


le    11  d^- 


L'envoyfi  extraordinaire 
et  minietre  pMnipotentiaire  de 
Ja  Confödßration  helv^tique: 

CL.  80  J*  B,  Pioda, 

Le  pr^ident  du  conseil, 

minietre  dea  aßaires 

ötrangferes  dltalie: 

(L.  SO  CairoU, 
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Bnndesrathsbesehluß 

betreffend 

die  Taxen  für  AirszUge  und  Abschriften  des  Amtes 
für  Fabrik-  und  Handelsmarken, 

(Vom  IB.  Christmonat  18800 


Der   schweizerische  Bundesrath, 
itj    VoUdehuDg    des    Art  17    des    Buudesgesezes    vom 

19.  Chriötmonat  1879,  betreffend  dtäii  Schuz  der  Fabrik-  und 

Handelsmurken ;  *) 

auf  dcQ  Vorschlag  des  HaudeJs-  und  Laodwirihäch&fte- 

departementa, 

beschließt: 

Das  eidgenöliiacbe  Amt  für  Fabrik*  und  Handel 3m arken 
ist  iMm  Bezug  der  folgenden  Taxen  ermächtigt : 

1.  für   einen  Auszug  aus  den    Registern  mit  Abdruk  der 
Marke Fr.  2 

2.  fur  Abschriften  von  Akten  per  Seite       ,         ,      ^    \ 

3.  für  mündlit^be  oder  sühriiltUehe  Mittlieilungen, 
welche  Kachschlsgeu  in  den  Registern  er- 
fordern      Fr.  1—2 


Her 


den  13,  Christmoniit  1880. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der    Bundespräsident: 

Welti, 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßcnachaft : 

Schieb 


*)    Siehe  ei  dg.  GeBezsamnilüng  d.  F.,  Band  V,  Seite  40.- 


ff^-g^g^io^^^-  J 
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Bimdet^besclüuii 

betreffe  ttd 


den  regelmäßigen  Betrieb  der  erdgenößischen  An- 
stalt zur  Prüfung  der  Festigkeit  von  Baumaterialien 
(FestigkeitsprUfungsmaschine). 

(Vom  8.  Christmonat  1880,) 


Die  B  ü  u  d  e  &  V  tM-  ö  ü  jii  in  1  u  ii  g 
der  schweizerischen  Eidgeii  oßenachart, 

111  Ausführung  dea  Postulates  d^^r  t^eaeageiiL^üdeü  Räthe 
vom  17.  Chrlstmonat  lb7y,  uud  nach  Eirtwiclit  einer  Bot- 
schaft des  BundearaÜies  vom  l(i.  April   Ibi^O, 

b  e  5  e  h  I  i  e  ß  L : 

t.  Zur  DekuiJg  der  Konten,  welche  der  Betneb  der 
^HdgeüöÜiselien  Anstalt  für  Prürutif^  der  Festigkeit  der  Bau- 
niÄteriaiien  mit  sieh  briugt^  leistet  der  Band,  je  nach  Maß- 
i^ahe  des  Bedürfniieises,  tiumi  Jahresbeitrag  bis  auf  Fr.  7(K)0. 

2,  In  Jahren ,  in  welelieu  sieh  VotBcbläge  ergeben 
ward*?nT  Jalleii  dieselbeu  in  die  Bundeskasse. 


:i 


Dieser    BcschlnÜ    tritt  aU   nicht  allgenjdn   verbind- 


ticber  Natur  mit   L  Janner  IHHl   in  Kraft.     Der  Bundtfsratii 
lit  mit  der  Volhiehnug  demselben  beauftragt. 

Digitized  by  CjOOQIC 


264     Festigkeitfiprüfnugsraaschine  beim  eidg.  PolytechnikTim. 

Also  beschießen  vom  NatiOQBlralhe, 
Bern,  dea  30.  Wintermonat  1880. 

Der  Präsident :    Dr.  C.  Burckbardt. 

Der  Protokoilfiibrer;    Schiefi. 

Also  bedchioßen  vom  Ständeratbe, 

Bbtd,  den  3»  Christmonat  1880. 

Der  Präsident:    Sahll* 
Der  Protokollführer:    OlsL 


Der  Bchweizerische  Bunde&rath    besehließt: 
Vollziehung  dea  vorstehenden  Bundesbeschlußee. 
Bern,  den  7.  Christmonat  1S8Ü. 

Im  Namen  dea  Schweiz.  Bundesralhea, 

Der    Bundespräsident: 

WelÜ- 

Der  Kanzler  der  Efdgenoßei^chaft : 

Schieß. 
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Bnndesbeschliiß 

betreffend 

die  Anstellung  eines  zweiten  Gehilfen  des  SehieS- 
instrul(tors  der  Infanterie. 

CVam  13.  Christ monat  ISbO,} 


Die  Bundes  versa  nimlung 

der  schweizerieohen  Eidgenoßenecliaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschall  des  BundearaUies  vom 
9.  Wintermonat  1880, 

beschließt: 

Dem  Schießinstraktor  der  IntHntene  wird  ein  zweiter 
Geliilfe  njit  dem  Range  eines  Inatruktors  IL  Klasse  der 
Infanterie  heigegeben  Die  im  Art.  7  des  HündesbeseblQÜea 
vom  21,  Hornnng  1878,  belreffeud  Herdtellung  des  Gleich- 
gewlehtes  in  den  Bundcsfiiiänzen,  feätgesezte  Zahl  der  la- 
fltruktoren  IL  K lasse  der  Infanterie  wird  daher  von  65  auf 
66  erhöhL  ' 

Also  besehloßen  vom  Stand erathe, 

Bern,  den  1,  Cbri^tmunat  1&80, 

Der  Präsident:    Sahll» 
Der  Protokollführer:   Oisl- 

Also  beechloßen  vom  National  raihe, 

Bern,  den  13,  Cbristmonat  1880, 

Der  Präsident:    Dr.  C.  Borckhardt» 
Der  Protokollfülirer:    Scllleß, 


Eidg.  amü.  SammL  Noae  Folge.  V*  Bd,  18 
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Der  aehweiserisehe  Bundesrath  beschließt:. 

Aufnahme  des   vorstehenden   Eunde^beBchlaßes  in   die 
amtliche  Gesezsammliing  der  Eidgenoßenschaft. 

Bern,   den  15*  Chnetmonat  1880. 

Im  Kamen  dea  aehweia.  Bundeiratbes^ 

Der  Bunde« Präsident: 

Weltt. 

Der  Kauzler  der  Eidgenoßenschaft: 

Schieß. 


Bnndesbesehluß 

be  tröffe  nd 

Erwihrung  des  Ergebnisses  der  Volksabstimmung 
vom  31  Weinmonat  1880  über  die  Frage  der 
Revision  der  Bundesverfaßung. 

(Vom  13.  Chriatmonat  18800 


Die  BnndeBTersammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoüenschaftf 
nach  Einsicht  der  Botschaft  des  Bundesrathes  vom 
23,  Wintermonafc  über  die  Volksabatimmtmg  vom  31.  Wda- 
monat  1880^  aus  welcher  sich  ergebeo  hat,  daß  die  Frage 
der  Reviaion  der  Bundeaverfaßung  von  260,126  Stimmender» 
mit  Kein  und  von  121,099  mit  Ja  beantwortet,  also  ver- 
neinend entflchieden  wurde, 

besch  ließ  t: 
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Eb  wird  vom  Ergebnisse  der  Volkgabstimmüng  vom 
31,  WeinmoDat  1880  uod  von  der  bundesrÄthücheo  Bot- 
Bcbaft  vom  23,  WiDtermopat  Akt  geQommen. 

Alao  beachloßen  vom  Nationalrathe^ 
Bern,  dea  10.  Chrlstinooat  1880. 

Der  Präsident :    Dr,  Ct  Bnrcllfaardt. 

Der  ProtokollfUlirer:  ScMeß. 

Alao  beaehloßen  vom  Ständerathe, 

Bernj  den  13.  Christmonat  1880,  • 

Der  Präsident:    SahlL 
Der  ProtokolJf Obrer:    Gisl. 


Der  Bobweizerisßhe  Bundesrath  beschließt: 

Äufbabme   dea    vorstehenden    Bundeabeachlnßes   in  die 
amtliehe  Gesezsammlung  der  Eidgenoßenachan;«    * 

Bern^  den  15»  Chri&tmonat  1880. 

Irei  Namen  des  Schweiz.  Bundearathea, 

Der  BundeBpräsident: 

Welti, 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenachafl : 

Schieß. 
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Bnndesbeschlnß 

betreffend 

Bewilligung  von  Nachtragskrediten  an  den  Bundes- 
rath  für  das  Jahr  1880. 

(Vom  16.  Christmonat  1880.) 


Die  BundesvfersammluDg 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 

nach    Einsicht    der   Botschaft    des    Bundesrathes    vom 

6.  Christmonat  1880, 

beschließt: 

Es  werden  dem  Bundesrathe  folgende  Nachtragskredite 

bewilligt: 

Zweiter  Abschnitt. 
^Allgemeine  Terwaltungskosten. 

B.  Ständerath: 

1.  Taggelder  und  Reiseentschädigungen  an 
Kommissionen 

D.  Bundeskanzlei: 

2.  Haterial: 

a,  Drukkosten  und  Litho- 
graphien     .  .Fr.  20,000 

b.  Beleuchtung,  Beheizung 
und   Wasserversorgung      ^      1,500 

3.  Äußerordentliche     Ürukar- 
beiten       .         .         .         .      ^      7,800 


Fr. 


3,500 


29,300 


Uebertrag    Fr.       32,800 
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Dritter  Abschnitt. 
Departemente  und  Verwaltungen. 

Uebertrag      Fr.       32,800 

A.  Politisches  Departement. 

9.    Repräaeütationsküsten    ,         ,         .         .Fr.         t^700 

B.  Departoment  des  Innern. 
EI,  Bauwesen; 

6,  Erweiterungs-  und  Umbau- 

mrbeiteo  .  ...     Fr.  16,857 

7,  Bauliehe   Arbeiten    in    ge- 
tnietheten    Ge  bau  lieh  keiteo      ^       1,812 

12.    Beiträge    an    Kantone    für 
öffenüiche  Wtrke: 
b,    JuragöwtifserkofTektioti       ^     19,131 

— ^         31,800 

D.   Hilltärdepartement 

II.    Verwaltung. 
A.  y erwaltuQgapersonal: 

8,  Oberpferdarzt; 

d,  Kanzleiausbilfo     .         .    Tr.         600 
15,    MuniHonsdepot: 

e,  Transport- 
kosten       ,.   Ft.  1,280 

f,  Provisiouan 
d.  Munitions- 
Verkäufer  .       „     4^000 

^       5,280 

B-  lustruktionsper- 
BOD  aj; 

5«    Sanität : 

e.    Reiseentschädigungen    .      ^  300 


Uebertrag     Fr.     6,180     Fr.       72,300 
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H*  KriegflTiiftterial: 

IfeuanechafTungea 

.      3,085 

0*  Verschiedenes 

,       2,000 

ni.  Regiepferdean&talt: 

Pferdeankäufe    , 

^    10,000 

V.  Laboratorium  . 

^  211,000 

VI  Waffenfabrik, 

^    85,720 

E«  Finanz-  nnd  Zolldepartement 
Abtheilung  Finanzen. 

IV.  LiegenachaftBo: 
AnkaufsBumme   für    das    Poet- 

gebäude  in  Bern  .         .         ,     Pr.  680,000 
Waaaerversorgung  für  die  Pul- 

vermähle  in  Worblaufen      ,      ^     12,550 

V,  PulFerverwaUungi 

2.  Fabrkationskostea: 
b.    Arbdterlöh' 

nungen       .     Fr.  3,000 

3,  RepaiatureD  u. 
Unterhalt  der 
Maschinen  uod 
GerÄthe.  .      ^  2,500 


^       5,000 

Abtheilung  Zölle, 

L  a  5»    Bezagsprovisionen    au 

Zoll-  uod  Postbeamte  etc,   ,      ^       2,500 


317,985 


700,550 


üebertrag     Fr.  1^090,835 
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üebertrag     Fr.  1,090,035 
F*  Handali- o.  Landwlrthichaftodepartement. 


m.  Maß  uDd  Gewicht. 

Fr.      450 

Vll.  Laadwirthschaft     . 

.    2,240 

Tin.  Forstwesen    . 

^    2,000 

IX.  Jagd  und  Fi8<>h€fei : 

3-  FiBcherei        .... 

^    8,440 

rr.       la,1oU 

Q.  Post-  und  Eig6nbahtideparteiiient. 

Postverwaltungi 

VUI.  Traosportküsten    . 

Fr.  90,000 

Telegraphen  Verwaltung; 

I.  GehalteundVergUtuagön 

IV,  Gebäulichkeiten  (Mieth- 

ume)  •         .         .         . 

,   25,000 
,     5,000 

EiseDbahaweB^Q; 

VII-  Götthardiospektioii 

„   24,044 

4  AA    r\AA 

^       144,044 

Fr.  1,248,009 

Also  besehloßen  vom  Nationalrathe, 
Bernj  den  13.  Christmonat  1880. 

Der  Präsident :    Dr.  C,  Burckhardt. 

Der  Protokollführer  :  Schiefi. 

Also  beBchloßen  vom  Ständerathe, 

Bera,  den  16.  Christmonat  1880. 

Der  Präsident:    SaWL 
Der  ProtokoUfahrer;  Giaj» 
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Der  schweizerische  Binidesrath  bescttließt: 

Aufnahme    des    vorstehenden    Bundesbesehlußes   in   die 

amtliehe  Gesezsammlung  der  Eicigenoßenaehaft, 

^Bern,  den   20.  Chriatmonat  1880. 

Im  Namea  des  sehweiz.  Bundesrathes^ 

Der  Bundespräsident; 

Welt!. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenachaft  t 

Schieß. 


Buiide^bescliltiß 

betreffend 

Erweiterung  des  Artillerie-  Exerzir-  und  SchjeSplazes 
in  Frauenfeldp 

(Vom  2LChri3tmoi]at  18800 


Die  BundeBYeraammlung 
der  aehweizerisiohen  E  idga  noßenaeha  ft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrathes  vom 
16.  Wintermouat  1880, 

beschließt: 

1.  Dem  Bundesrathe  wird  fUr  Erweiterung  dca  Artillerie- 
Exerzir-  und  Schießplazes  in  Fraitenfeld  ein  Kredit  bis  auf 
120,000  Franken  bewilligt 
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2.  Dieser  Beschluß  wird  ak  driuglicb  erklärt  und  tritt 
sofort  m  Kraft, 

Der  Bundesrath  ist  mit  der  Vollziehung  desselben  be- 
auflrflgt. 

Also  be  schloßen  vom  Ständerat  he, 

Bern,  den  18,  Christmonat  1Ö80. 

Der  Präsident:    SahlL 
Der  Protokollführer  r    Gisl. 

Also  besehloßen  vom  National  rat  he, 

Bern,   den  21,  Christmonat  1880, 

Der  Präsident:    Dr,  C*  Burckhardt* 
Der  Protokolimiirer;    Schieß* 


Der  schweizerische  Bundesrat^  beBchließt*. 

Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlaßes. 
Bern,  den  23,  Christmonat  1880. 

Im  Namen  de«  Schweiz.  Bundesrathee. 

Der  Bundespräsident: 

WeltL 

Dei  Kanzler  der    Eidgenoßenschaft  r 

Schieß. 
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Bundesbesclüuß 

betreffend 

eine  theiiweise  Revision  der  Verfaßung  des  Kantons 

Uri. 

(Vom  21,  Chrfstmonat  1880.) 


Die  BuDciesversainmluiig 

der  seh  w  eizeriaeben  Eidgeu  oßenschaft, 

nach   Einsicht   eines   Berichtes   und  Ad  träges  de»  Bun- 

desralhes  vom  9,  Weinmonat  1 880  über  eine  am  2,  Mai  lb80 

vorgenommene  theil weise  Revision  der  Verfaßung  des  Kao- 

toES  Uri  von  1850/1851,  betreffend  die  For&tkommiseion, 

iu    Betracht: 

daß  diese  Revision  niehtfi  enthält,  ^vas  mit  den  Bestim- 
mungen der  Bundes  verfaßung  im  Widerepruclie  stände; 

daß  dieselbe  iu  der  Landagemeinde  vom  2.  Mai  1880 
von   dem  Volke   des  Kautons  Uri  angenommen  worden  iat^ 

besehließt: 

1 .  Der  vorgelegten  theilweisen  Revision  der  Verfaßung 
de«  Kantons  Uri  wird  die  Bundesgarautie  ertlieilt. 

2,  Der  Bimdearath  ist  mit  dem  Vollzuge  dieses  Be- 
schlußes  beauftragt 

Also  beachlößen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  18»  Chrietmouat  1880. 

Der  Präsident :    Dr,  C.  Barekhardt^ 

Der  Protokollführer;    Schieß* 
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Also  beachloßt^ß  vom  Stäuderathe, 

Bern,  den  21,  Christmonat  1880, 

Der  Präsident:   SahR 
Der  Protokollführer:    Oißl* 


Der  Schweiz erisobe  Bunde^rath   besohUeßt: 
YoIlziehuDg  des  vorstehenden  BundesbeachluBes. 
BerOj  den  23.  Christmonat  1880. 

Im  Namen  des  Schweiz*  Buadesrathee^ 

Der   Bundespräsident: 

WeltL 

Der  Kaniler  der  Eidgenoßenaehafl : 

Schieß* 


Bundesbeschluß 

bttrefftnd 

eine  theilweise  Revision  der  Verfaßung  des  Kantons 
Appenzell  Innerrhoden. 

(Vom  21.  Christmonat  18800 


Die  BnndcBversammlung 
der   s  eh  welzer  isch  e  u  E  i  d  g  e  n  o  ß  e  n  a  c  h  af  t , 

nach  Einsicht  einea  Berichtes  und  Antrages  des  Bundes- 
rathes  vom  18.  August  1880  über  eine  am  25»  April  1880 
vorgenommene  theil weise  Revision  der  Artikel  28  und  33 
der    Kantons verfaBsnng     von    Appenzell    Innerrhoden    vom 
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24.  Wititermoaat  1872,  betreffend  die  Wahl  der  kantonalen 
Waldwirlhschaftskomrnissiop, 

in    Betracht: 
daß  diese  Revision    nichts    enlhältj    was    mit   den  Be- 
stimm UDgen  der  BuDdcsveifaßung  im  Widerspruche  stünde; 
daß  dieselbe  in  der  Landsgcmeiude  vom  25.  April  1880 
von  dem  Volke  des  Kantons  ÄppeozeU  L  Eh*  aogenommea 
worden  iet, 

bei  oh l i  eßt ; 

1.  Per  vorgelegten  t heil  weisen  Revision  der  Artikel  2& 
und  33  der  Kantonaverfaßuug  von  Appenzell  I-  Rh,  wird 
die  Bnndeagaranlie  ertheilt, 

2.  Der  Bundesrath  wird  mit  dem  Vollzuge  dieses  Be- 
sohl ufies  beauftragt. 

Also  beschloßen  vom  NaLionalrathCj 
Bern,  den  18.  Cbristmonat  1880, 

Der  Präsident :    Dr,  C*  Bnrckhardt,. 

Bor  Protokollführer  ;     Schieß. 

Also  besehtoßen  vom  StÄndcrathe, 

Bern,  den  2L  Christmonat  1880, 

Der  Präsident:    Bahli, 
Der  Protokollftihrer  i    GiaL 


Der  schvreizerisehe  Bundesrath  besehließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlnßea. 
Bern,  den  23.  Chrislmonat  1880. 

Im  !Namen  des  schweif.  Biindesrathes^ 

Der  Bundespräsident: 

WeltK 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Schiefi. 
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Bnndesbeschluß 

betreffend 

das  Budget  far  das  Jahr  1881. 

(Vom  23.  Christmonat  1880.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 

nach  Einsicht  des  bundesräthlichen  Voranschlags  für 
das  Jahr  1881,  vom  14.  Weinmonat  1880,  sowie  der  zuge- 
hörigen Botschaft  vom  gleichen  Datum, 

beschließt: 

1.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  zu  prüfen  und  mit 
ihunlichster  Beförderung  Bericht  zu  erstatten : 

a.  im  Allgemeinen,  was  zu  einer  beßern  Ausbildung  der 
Landwehr  geschehen  und 

b.  im  Speziellen,  wie  die  im  Art.  139  der  Militärorganisation 
vorgesehenen  eintägigen  Inspektionen  durch  mehrtägige 
Uebungen  ersezt  werden  könnten. 

2.  Neue  Amtsstellen  in  der  Bundesverwaltung,  welche 
nicht  bloß  einen  vorübergehenden  Charakter  haben,  können 
nur  auf  dem  Wege  der  Bundesgesezgebung  ins  Leben  gerufen 
werden. 
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3.  Der  Bundesrath  ist  eingeladen,  jeweilen  in  der 
Staatsrechnung  in  geeigneter  Weise  darzustellen,  welche 
Posten  der  Jahresrechnnng  ganz  oder  theilweise  nicht  ver* 
ausgabt  oder  nicht  eingenommen  worden  sind. 

4.  Der  Bundesrath  ist  eingeladen,  Untersuchung  walten 
zu  lassen,  ob  nicht  bei  Bezug  des  Militärpflichtersazes  von 
Militärdienstpflichtigen  die  Bedeutung  des  wirklich  versäum- 
ten Dienstes  in  Betracht  zu  ziehen  sei. 

5.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  darauf  Bedacht 
zu  nehmen,  daß  die  Einrichtung  des  Telephon  in  eidgenößi- 
scher  Regie  dem  Publikum  möglichst  zugänglich  gemacht, 
beziehungsweise  daß  die  ganze  Angelegenheit  auf  den  Weg 
gesezlicher  Regulirung  geleitet  werde. 

6.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  zu  untersuchen 
und  bis  zur  nächsten  Budgetvorlage  Bericht  zu  erstatten^ 
ob  es  nicht  angemessen  sei,  einen  jährlichen  Büdgetansaz 
flQr  Hebung  der  Viehzucht  im  Allgemeinen  aufzunehmen. 

7.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  einläßliche  Nach- 
forschungen und  Untersuchungen  über  die  Art  und  Weise, 
Ober  die  Größe  der  Beiträge  und  über  die  verschiedenen 
Institutionen  anzuordnen,  mittelst  denen  in  den  übrigen 
Staaten  Europas  die  Hebung  der  Landwirthschaft  angestrebt 
und  gefördert  wird,  und  sodann  Bericht  und  Anträge  einzu- 
bringen über  die  aus  diesen  Erhebungen  für  unsere  Verhält- 
nisse sich  ergebenden  Anforderungen. 

8.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  das  R^ulativ  filr 
Prägung  von  Goldmünzen  fllr  Rechnung  dritter  Personen, 
vom  15.  Jänner  1873,  im  Sinne  der  Reduktion  der  Tarifs&ze 
einer  Revision  zu  unterziehen. 

Also  beschloßen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  23.  Christmonat  1880. 

Der  Präsident:    Dr.  C.  Burckhardt. 

Der  Protokollführer:  Schieß. 
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Also  beschloßen  vom  Ständerathe, 

Bernj  den  23.  Christmonat  IBÖO. 

Der  Pr&sidtint:    Sahli. 
Der  Protokollführer  :    Gisi. 


Der  aohweiKerisohe  Bundesrath  besohHoßt: 
'Voilriehung  des  voräteheoden  Bundeabeschliißes, 
Bern,  den  26.  Chnstmonat  1880, 

im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes^ 

Der   Bundespräsident: 

Welti. 

Der  Kanzler  der   Eidgenoßenachaft : 

Schieß. 


BundeBratlisbescliliiß 

betreffend 

Anwendung  der  Art.  4  und  30  des  Bundesgesezes 
über  den  Schuz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken. 

(Vom  4.  Jinner  1881,) 


Der  ach weizeriache  Bundesrath, 

in  weiterer  Ausführung   des  Art  4    des    Bundesgesezes      j.  i. 
betreffend  den  Schuz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken,    und  ^  * 

ia  Anwendung  des  Art.  30  des  gleichen  Gesezes; 
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auf  den  Vorschlag  des  Haudelö*  ynd  Laudwirthscbafts- 

depadements, 

beBchließt : 

1«  Der  Art  4  des  BundesgeseÄes  vom  19.  Christmonat 
18795  betreffend  den  Schuz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken, 
^vonach  Anfangsbuchetaben  einer  G eschäf  19 fi r tn a ,  sowie 
Zeichen,  die  ausschließlieh  aus  Zahlen,  Buchstaben  oder 
Worten  bestehen,  nieht  genögen,  uin  eiue  Marke  zu  bilden, 
Jiiezieht  sich  nicht  auf 

a.    Personenüamen ,   zu  deren  Gebrauch    der  Hinterleger 

berechtigt  ist^ 
b*    Ziffern,  Buchataben  und  Worte,  sofern  dieselben  durch 
Zeichnung    oder    ejgenthüuiliche     Form    von    andern 
leicht  zu  unterscheiden  sind, 

2.  Das  eidg.  Amt  für  Fabrik-  und  Handelsmarken  ist 
ermächtigt,  ausnahmsweise  auch  als  Marken  anzunehmen: 

a,  Benennungen  ,    welche   der   Hinterleger   für  seine  Er- 
Äeugniase  zuerst  angewendet  hat; 

b.  bei  Uhren,  Bijouterien  u.  s.  w.  sehr  kleine,  aus  Anfangs- 
buchBtaben  bestehende  Stempel, 

sofern  jene  Marken  (a  und  b)  schon  vor  dem  1.  Weinnaooat 
1879  in  einem  andern  Lande  hinterlegt  worden  sind  und 
ohne  Nacht lieil  des  Berechtigten  nicht  geändert  werden 
JiÖnnten. 

Bern,  den  4.  Jänner  1881* 

Im  Namen  des  öchw^eiz.  Bundesrathes, 

Der  Vizepräsident: 

Broz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Schiefi. 
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Bundesbeschluß 

über  • 

Genehmigung  des  am  14.  Hornung  1880  zwischen 
der  Schweiz  und  Rumänien  abgeschlossenen 
Konsularvertrages. 

(Vom  24.  Brachmonat  1880.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 

nach    Einsicht    der    Botschaft    des    Bundesrathes    vom 

27.  Mai  1880, 

beschließt: 

Art.  1.  Dem  am  14.  Hornung  1880  zwischen  der  Schweiz 
und  Rumänien  in  Wien  abgeschloßenen  Konsularvertrag  wird 
die  vorbehaltene  Ratißkation  ertheilt. 

Art.  2.  Der  Bundesrath  ist  mit  der  Vollziehung  dieses 
Besdilußes  beauftragt. 

Also  beschloßen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  17.  Brachmonat  1880. 

Der  Präsident:   Dr.  C.  Bnrckhardt. 

Der  Protokollführer:    Schieß. 

Also  beschloßen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  24.  Brachmonat  1880. 

Der  Präsident:  Sahli. 

Der  Protokollführer :    Qisi. 


Eidg.amtLSÄmml.  Neue  Folge.  ^  Bd.  19         ^  , 
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Konsnlarvertrag 
der  Schweiz  und  Rumänien. 

Abgeschkßen  den  U.  Februar  1880. 
lUtißzirt  von  der  Schweiz  am  28.  Juni  1880. 
^.  ^      Rumänien  am  lO^/SS.  Januar  1881. 


Le  Conseil  f^däral 

de  la 

Conf^d^ration  SDisse^ 

apr^  avoir  vu  et  examin^ 
le  trait^  consulaire  conclu  ^ 
Vienoe  le  14  f^vrier  1880, 
BOtia  r^erve  de  rntificalion, 
enlre  le  pl^nipotentiaire  du 
Conseii  f^d^ral  et  celul  de  Son 
Altesse  royale  le  Pmco  de 
BouDianie,  trait^  qui  a  ^te  ap- 
proüv^  par  le  Conseil  naüonal 
le  lljuinlSSO  et  par  le  Con^ 
s^il  des  Etata  le  24  du  mt^me 
mois,  et  dont  la  tenear  suit: 


Noi, 
Carol  I, 

Domn  al  Romäniel, 

g^nd  folositor  Tractatu! 
CoDsular  incheiat  la  Viena^ 
la  S/14  Febniarie  1880,  intre 
Romänia  si  Elvetia,  de  Pleni- 
potenliarii  am^ndonor  State- 
lor,  Tractat  al  cärul  continut 
urm^aa: 


Digitized  by  CjOOQiC 


Eon »tilar vertrag  zwischen  der  Scliweiz  und  Rumänien.       283 


Der  Bundesrath  der 
Schweiz.  Eidgenossenschaft 

und 

Seine  KÖmgl.  Hoheit  der 
Füret  von  Rumänien,     * 

in  der  Absicht,  die  zwischen 
den  beiden  Staaten  bereits  be- 
stehenden Beziehungen  noch 
mehr  zu  erleichtern  und  zu 
fördern ,  haben  beschloßen, 
zu  diesem  Zweke  einen  Kon- 
sularvertrag  abzuschließen , 
und  zu  ihren  diesföiligen  Be- 
vollmächtigten ernannt : 

Der  Bnndesrath  der 
sehwfiz.  Eidgenosseoschaft: 

Herrn  Johann  Jakob  von 
Tschudi,  seinen  außer- 
ordentlichen Gesandten 
und  bevollmächtigten  Mi- 
nister bei  Sr.  k.  u.  k.  apo- 
stolischen Majestät,  und 

Seine  Kfinigl.  Hoheit  der 
Ffirst  von  Kuninien: 

Herrn  Jean  de  Balatchano, 
Seinen  außerordentlichen 
Gesandten  und  bevoll- 
mächtigten Minister  bei  Sr. 
k.  u.  k.  apostolischen  Ma- 
jestät , 

welche,  nach  gegenseitiger 
Mittheilung  ihrer,  ip  guter  und 


Le  Consell  Kdiral 
de  la  ConKd^ration  suisse 

et 

Son  Altesse  Royale  le  Prince 
de  Roumanie, 

d6sirant  faciliter  et  d6ve- 
lopper  encore  les  relations  qui 
existent  d<^jä  entre  les  deux 
pays,  ont  r6solu  de  conclure, 
ä  cet  eflFet,  un  Trait6  consu- 
laire  et  ont  nomm6  pour 
leurs  Pl^nipotentiaires,  savoir: 


Le  Conseil  federal 
de  la  Confederation  suisse: 
Monsieur  Jean -Jacques  de 
Tschudi,  son  Envoj6  Ex- 
traordinnire  et  Ministre 
Pl6nipotentiaire  pr^  Sa 
Majest^  Imperiale  et  Royale 
Apostolique,  et 

Son  Altesse  Royale 
le  Prince  de  Roumanie: 

Monsieur  Jean  de  Balatchano, 
Son  Envoy6  Extraordinaire 
et  Ministre  Pl^nipotentiaire 
pr^  Sa  Majest^  Imperiale 
et  Royale  Apostolique, 

lesquels,  aprhs  s'ötre  com- 
muniqu6  leurs  pleins  pouvoirs, 
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j^rjj höriger  Form  befundenen 
Voll  mach  Leo,  die  uAchfolgen- 
den  Artikel  vereinbart  haben. 

Artikel  L 

Jede  der  hohen  Vertrags- 
parteien ist  berechtigt,  einen 
<leneraIkoii$ul ,  Eonnul  und 
Vicekoiiöul  in  den  Städten, 
Häfen  und  Ortschaften  des 
Gebietes  der  andern  Partei 
aufzustellen. 

Die  genannten  Agenten  sind 
gegenseitig  iuzulaÄften  und  an- 
xuerkennen^  nachdem  sie  ihre 
Ernennungsurkunden  gemäß 
den  Vorschriften  und  Forma- 
litäten^ wie  sie  in  den  respek- 
tiven  Ländern  featgesezt  sind, 
vorgelegt  haben.  Das  zur 
freien  Ausübung  ihrer  Funk- 
tionen erforderliche  Exequatur 
ist  ihueo  koatenfrei  zu  erthei- 
ien,  und  es  soll  auf  Vorweis 
desselben  die  Oberbehörde 
ihres  Residenzortes  sofort  die 
aolhwendigen  Verftigungen 
treffen,  damit  sie  die  Pflichten 
ihres  Amtes  erfüllen  ulid  in 
den  Genuß  der  mit  demselben 
verbundenen  Befreiungen,  Ver- 
günstigungen ,  Immunitäten , 
Ehren  und  Vorrechte  treten 
können. 


trouv6s  en  bonne  et  due 
forme,  sont  convenus  des 
articles  suivants. 

Article  !•'. 

Chacune  des  Hautes  Parties 
contractantes  aura  la  facult6 
d'6tablir  un  Consul  gen^ral, 
des  Consuls  et  Vice-Consuls 
dans  les  villes,  ports  et  loca- 
lit^s  du  territoire  de  Tautre 
Partie. 

Les  dits  agents  seront  r6ci- 
proquement  admis  et  reconnus 
en  Präsentant  leurs  provisions 
selön  les  r^les  et  formalit^s 
6tablies  dans  les  pays  respee- 
tifs.  L'exequatur  n^cessaire 
•pour  le  libre  exercice  de  leurs 
fonetions  leur  sera  d^livrö 
Sans  frais  et,  sur  la  produe- 
tion  du  dit  exequatur,  rautorit6 
sup^rieure  du  lieu  de  leur 
r^sidence  prendra  imm^diate- 
ment  le^  mesures  n6cessaires 
pour  qu'ils  puissent  s'acquitter 
des  devoirs  de  leur  eharge  et 
qu'ils  soient  admis  k  la  jouis- 
sance  des  exemptions,  Präro- 
gatives, immunit^s,  honneurs 
et  Privileges  qui  y  sont  at- 
taeh^s. 
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Die  beideo.  hohen  Vertrags- 
parteien behalten  sich  aber 
das  Recht  vor,  die  Orte  zu 
bezeichnen,  wo  sietfeeine  Kon- 
sularbeamten zulassen  wollen, 
wobei  jedoch  die  beiden 
R^erungen  gegen  einander 
keine  Beschränkung  werden 
eintreten  lassen,  die  in  ihrem 
Lande  nicht  auch  für  alle  an- 
dern Nationen  gemeinsam  gilt. 


Die  Regierung,  welche  das 
Exequatur  ertheilt  hat,  kann 
dasselbe  zurükziehen,  unter 
Angabe  ihrer  Gründe  hiefür. 


ArHkel  H. 
Wenn  ein  Kousularbeamter 
Handel  oder  Industrie  be- 
treibt, so  unterliegt  er  in 
dieser  Hinsicht  den  Gesezen 
und  Uebungen,  wie  sie  am 
gleichen  Orte  für  die  eigenen 
Angehörigen  in  Bezug  auf 
Handel  und  Industrie,  oder  zu- 
treffendenfalls für  die  handel- 
treibenden Konsuln  der  meist- 
begünstigten Nation,  gelten. 


Les  deux  Hautes  Parties- 
contractantes  se  r^servent 
toutefois  le  droit  de  d6ter- 
miner  les  r^sidences  oü  il  ne 
leur  conviendra  point  d'ad- 
mettre  des  fonctionnaires  con- 
sulaires,  mais  il  est  bien  en- 
tendu  que,  sous  ce  rapport, 
les  deux  Gouvernements  nu 
s'opposeront  respectivement 
aucune  restriction  qui  ne  soit 
commune,  dans  leur  pays,  ä 
toutes  les  autres  nations. 

Le  Gouvernement  qui  a 
accord6  Texequatur  aura  la 
facult6  de  le  retirer,  en  indi- 
quant  les  motifs  pour  lesquels 
il  juge  convenable  de  le  faire. 

Article  H. 
Dans  le  cas  oü  un  fonc- 
tionnaire  consulaire  exercerait 
un  commerce  ou  une  industrie, 
il  sera  tenu  de  se  öoumettre, 
en  ce  qui  concerne  son  com- 
merce ou  son  Industrie,  aux 
mömes  lois  et  usages  que  ceux 
auxquels  sont  soumis,  dans 
le  möme  Heu,  en  ce  qui  con- 
cerne leur  commerce  ou  leur 
industrie,  les  ressortissants  et, 
le  cas  6ch6ant,  les  consuls 
marchands  de  la  nation  la 
plus  favoris^e. 
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Und  wenn  eine  der  hohen 
Vertragsparteien  zu  ihrem 
Generalkonsul ,  Konsul  oder 
Vicekonsul  in  einer  Stadt, 
einem  Hafen  oder  einer  Ort- 
schaft der  andern  Partei  einen 
Angehörigen  der  leztern  er- 
nennt, so  wird  derselbe  auch 
ferner  als  Angehöriger  des 
Staates,  dem  er  angehört,  an- 
gesehen, und  er  unterliegt 
demnach  den  Gesezen  und 
Verordnungen ,  welche  am 
Orte,  wo  er  residirt,  für  die 
Landesangehörigen  gelten , 
ohne  daß  indeß  diese  Ver- 
pflichtung irgendwie  die  Aus- 
übung seiner  Funktionen  hem- 
men oder  die  Unverlezlichkeit 
des  Konsulatsarchivs  beein- 
trächtigen dürfte. 

Artikel  III. 
Der  Generalkonsul  und  die 
Konsuln  und  Vicekonsuln  der 
schweizerischen  Eidgenoßen- 
sehaft  in  Rumänien,  sowie 
andererseits  der  Generalkonsul 
und  die  Konsuln  und  Vice- 
konsuln von  Rumänien  in  der 
Schweiz  dürfen  über  der 
äußern  Thüre  des  General- 
konsulats, Konsulats  oder  Vice- 
konsulats    einen    Schild    mit 


II  est,  en  outpe,  entendu 
que,  lorsqu'une  des  Hautes 
Parties  contractantes  choisira 
pour  son  Cdttsul  g6n6ral,  Con- 
sul  ou  Vice-Consul,  dans  une 
ville,  port  ou  localit6  de  Pautre 
Partie,  un  ressortissant  de 
celle-ci,  le  dit  fonctionnaire 
consulaire  continuera  k  6tre 
con8id6r6  comme  ressortissant 
ä  TEtat  auquel  il  appartient, 
et  qu'il  sera,  par  cons6quent, 
soumis  aux  lois  et  r^lements 
qui  r^gissent  les  nationaux 
dans  le  Heu  de  sa  rösidence, 
Sans  que,  cependant,  cette 
Obligation  puisse  göner,  en 
quoi  que  ce  soit,  Texercice 
de  see  fonctions  ni  porter  at- 
teinte  ä  Tinviolabilitö  des  ar- 
cliives  consulaires. 

Article  III. 
Le  Consul  g^n^ral  et  les 
Consuls  et  Vice-Consuls  de  la 
Conföderation  suisse  en  Rou- 
manie,  et,  r^ciproquement,  le 
Consul  g6neral  et  les  Consuls 
et  Vice-Consuls  de  Roumanie 
en  Suisse,  pourront  placer 
au-dessua  de  la  porte  ext6- 
rieure  du  Consulat  gen^ral, 
Consulat  ou  Vice -Consulat 
r^cusson  des   armes  de  leur 
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ihrem  Nationalwappen  und 
der  Inschrift :  Generalkonsulat, 
Konsulat  oder  Yicekopsulat 
von  .  .  .  anbringen. 

Ebenso  dürfen  sie  an  Tagen 
öffentlicher  Festlichkeiten  oder 
anderer  Gebräuche  auf  dem 
Konsulatsgebäude  ihre  Natio- 
nalfahne  aufpflanzen. 

Diese  äußern  Zeichen  kön- 
nen niemals  als  ein  Asyl  recht 
b^ründond  angesehen  wer- 
den, sondern  sie  sollen  vor 
Allem  dazu  dienen,  den  Lan- 
desangehörigen  die  Konsulats- 
wohnung kenntlich  zu  machen. 


Artikel  IV. 
Die  Konsularbeamten,  wel- 
che dem  Lande,  wo  sie  resi- 
diren,  nicht  angehören,  kön- 
nen nicht  aufgefordert  werden, 
als  Zeugen  vor  Gericht  zu 
erscheinen. 

Wenn  die  örtliche  Gerichts-, 
behörde  von  ihnen  irgend 
welche  gerichtliche  Depositio- 
nen  bedarf,  so  hat  sie  sich 
behufs  mündlicher  Einver- 
nahme in  ihre  Wohnung  zu 
begeben,     oder     zu     diesem 


nationavec  Tinscription :  Con- 
sulat  g6n6ral,  Gonsulat  ou 
Vice-Consulat  de  .  .  . 

Ils  pourront  ^galement  ar- 
borer  le  pavillon  de  leur  pajs 
sur  la  maison  consulaire  aux 
jours  de  solennit6s  publiques, 
ainsi  que  dans  d'autres  ch*- 
constances  d'usage. 

II  est  bien  entendu  que  ces 
marques  extörieures  ne  pour- 
ront jamais  6tre  interpr6t^es 
comme  constituant  un  droit 
d'asile,  mais  qu'elles  servirönt, 
avant  tout,  ^  d^igner  aux 
nationaux  Thabitation  con- 
sulaire. 

Article  IV. 
Les  fonctionnaires  consu- 
laires  non  ressortissant  au 
pavs  dans  lequel  ils  resident 
ne  pourront  6tre  somm6s  de 
comparattre  comme  t^moins 
devant  les  tribunaux. 

Quand  la  justice  locale  aura 
besoin  dö  recueillir  aupr^s 
d'eux  quelque  d6claration  ju- 
ridique,  eile  devra  se  trans- 
porter  ä.  leur  domicile  pour 
la  recevoir  de  vive  voix,  ou 
d6l6guer,  ä.  cet  effet,  un  fonc- 
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Zweke  einen  kompelentea 
Beamten  abzuordnen ,  oder 
auch  die  Deposition  gchriilL- 
lich  r;u  .verlangen. 

Artikel   V. 

Daa  Konaulat^archiv  ist  un- 
verledich^  und  es  dürfen  die 
Ortsbehördcn  unter  keinem 
Vor  wände  und  in  keinem 
Falte  dasselbe  durchsuchen 
oder  die  dazu  gehörigen  Pa- 
piere mit  Beschlag  belegen. 

Diese  Papiere  müssen  stets 
von  den  Bllchern  und  Papieren 
betreifend  die  vom  General- 
konsul, von  den  Konsuln  oder 
Vicekonsuln  allfällig  betrie- 
benen Handels-  oder  Industrie- 
geschäfte  gan^  ausgeecbieden 
sein. 

Artikel  VI. 
Stirbt  ein  Konsularbeamter, 
ohne  an  seinem  Plaze  einen 
bezeichneten  Stellvertreter  zu 
hinterlassen^  so  wird  die  Orte- 
behörde  sofort,  im  Beisein 
einea  Konsularagenten  einer 
befreundeten  Nation  und 
zweier  Angehöriger  des  Lan- 
des des  verstorbenen  Konsuls, 
oder,  in  Ermanglung  der  lez- 
ternj  zweier  angeseheuer  Per- 


tionnaire    comp^tent,    ou 
leur  demaoder  par  ^crit 


Im 


Ärticlö  V. 
Les  arehives  consulaires  se* 
ront  inviolables  et  les  auto- 
rites  locales  ne  poun-ont,  sous 
aucun  pr^texte  et  dans  aueuu 
ca^,  vjsiter  ni  saisir  les  papiers- 
qui  en  feront  partie. 

Ces  papiers  devront  ton- 
jours  fitre  compl^tement  s^- 
par^s  des  livres  et  papiers 
relatifs  au  commerce  ou  k 
Tindustrie  que  pourraient  ex- 
ercer  le  Consul  g^n^ral,  les 
Consuls  ou  les  Vioe-Consuls 
respeetifs, 

Article  VT. 
Lorsqu\in  fonctionnaire  con- 
aulaire  viendra  k  d6c6der  sans 
laiaser  sur  Jes  lieux  de  rem- 
^pla^ant  d^sign^,  Tautorit^  1*> 
cale  proe^dera  imm^diate* 
ment  ä  rapposition  des  scell^ 
sur  les  archive«,  en  presence 
d  un  agent  consulaire  d'un© 
natioQ  amie  et  de  deux  res* 
sortissants  du  Pays  du  Consul 
d^funt   0U3  ä  d^faut  de  oes 
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sönlichkeiten  des  Ortes,  zur 
Versi^elung  des  Archives 
schreiten. 

Hierüber  ist  ein  Protokoll 
in  zwei  Doppeln  aufzunehmen 
und  das  eine  Exemplar  dem 
Generalkonsul  der  Nation  des 
Verstorbenen,  oder  in  Er- 
mangelung eines  solchen  dem 
nächsten  Konsularbeamten  zu 
übermitteln. 

Zur  Uebergabe  des  Archivs 
an  den  neuen  Konsularbeam- 
ten wird  die  Entsiegeln ng  im 
Beisein  der  Ortsbehörde  und 
der  noch  am  Orte  anwesen- 
den, früher  bei  der  Versiege- 
lung zugegen  gewesenen  Per- 
sonen stattßnden. 

Artikel  VII. 
Die  Konsularbeamten  der 
beiden  Läqder  sind  berechtigt, 
auf  ihren  Kanzleien  und  in 
der  Wohnung  der  betheiligten 
Parteien  Erklärungen  und  an- 
dere Urkunden  freiwilliger 
Gerichtsbarkeit,  welche  Kauf- 
leute oder  andere  Angehörige 
ihres  Staates  daselbst  zur  Ver- 
schreibung  bringen  wollen, 
aufzunehmen. 


derniers,  de  deux  notables  de 
Tendroit. 

Le  proc^s- verbal  de  cette 
Operation  sera  dressö  en 
double  exp^dition,  et  Tun  des 
deux  exemplaires  sera  trans- 
mis  au  Consul  g4n6ral  de  la 
nation  du  defunt  ou,  h  d6faut 
du  Consul  g6n6ral,  au  fonc- 
tionnaire  consulaire  le  plus 
pioche. 

La  lev^e  des  scell^s  aura 
lieu,  pour  la  remise  des  ar- 
chives au  nouveau  fonction- 
naire  consulaire,  en  pr^sence 
de  Tautorit^  locale  et  des 
pei'sonnes  qui,  ayant  assist6 
k  Tapposition  des  dits  scell6»^ 
habiteront  encore  la  Iocalit6. 

ArticleVII.  * 
Les  fonctionnaires  consu- 
laires  des  deux  pajs  auront 
le  droit  de  recevoir,  dans  leurs 
chancelleries  et  au  domicile 
des  parties  int6ress6es,  toutes 
d6clarations  et  autres  actes 
du  ressort  de  la  juridiction 
volontaire  que  pourront  avoir 
ä  faire  les  n^ociants  et  autres 
ressortissants  de  leur  Etat. 
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Ebenso  sind  aie  berechtigt, 
in  der  Eigenaelioft  als  NuLare 
TeötanientsverfQgungen  ihrer 
Lande^angehftiigen  zu  ferügeu. 

Im  WeiterD  liaben  sie  in 
der  gleichen  £igeü3<shaft  die 
Befugoiß,  auf  ihrer  Kanzlei 
Kontrakte  jeder  Art  zwischen 
eigenen  Landsleuten  oder  zwi- 
öehea  solchen  und  andern 
Personen  des  LandGä^  wo  sie 
rcöidiren,  sowie  auch  Kon- 
tra klc  hei  reffe ud  Angehiirige 
dieses  lezteru  Landes  allein, 
zu  fertigen,  insofern  sie  Be- 
ÄUg  ha  heu  auf  Vermögens- 
objekte  oder  auf  Geschäfte, 
welche  auf  dem  Gebiete  der 
]Natiou,  die  der  interveDlrende 
Kousülurbeamte  vertritt^  sieh 
befinden,  bezieh ungaweiue  zu 
belmndelu  sind. 

Die  von  den  genauntcn  Be- 
a m ten  geli i\ng  1  ega  1  isi  rten  und 
mit  dem  Konsularsiegel  ver- 
sehenen Abschriften  oder  Aus- 
züge von  solchen  Urkunden 
haben  in  der  Schweiz  und  in 
Rumänien  sowohl  vor  deu 
Geriehteu  als  außerhalb  der- 
selben j^leiche  Beweiskraft  wie 
die  Originalversehreibungen 
reibet,    und  es   kommt  ihnen 


IIb  seront  ^galement  auto- 
risös  ^  recevoir,  en  qualit^ 
de  Qotaires,  les  dispositions 
tcstamentaires  de  leurs  na- 
tionaux. 

Ils  auront,  en  outre,  le  droit 
de  passer,  en  la  m^me  qua- 
lit6,  dans  leurs  chaneelleries, 
tous  aetes  conventionnels  entre 
leurs  nationaux  ou  enlre  leurs 
nationaux  et  d'autres  per- 
sonnes  du  pajs  dans  lequel 
ils  resident  et,  de  m^me,  tous 
actes  conventionnels  coneer- 
nant  des  ressortissants  de  ce 
dernier  pays  seulement,  pour- 
vu,  bien  entendu,  que  ces 
acte^  aient  rapport  k  des  biens 
8itu6s  ou  4  des  affaires  k  trai- 
ter  sur  le  territoire  de  la 
nation  que  repr^sente  le  fonc- 
tionnaire  consulaire  devant 
lequel  ils  seront  pass^. 

Les  copies  ou  extraits  de 
ces  actes,  dQment  I6gaiis6s 
par  les  dits  fonctionnaires  et 
8cell6s  du  sceau  consulaire, 
feront  foi  tant  en  justice  que 
hoi-s,  soit  en  Suisse,  soit  en 
Roumanie,  au  m^me  titre  que 
les  originaux  et  auront  la 
mörae  force  et  valeur  que 
s'ils  avaieut  6t6  passes  devant 
un    notaire   ou  un  autre  offi- 
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(iie  nämliche  G-Iiltigkeit  äu, 
wie  weUD  sie  vor  einem  Notar 
tjder  einem  aodern  öffentlichen 
ßeamtea  des  einea  oder  an- 
dern Landes  geferligt  worden 
wären,  sofern  diese  Urkunden 
in  denjenigen  Formen,  wie 
sie  die  Geseze  des  Staaten, 
dem  die  Konsularbeamten  au- 
gehören,  vors  eh  reiben,  verfaßt 
uQd  sodann  dtiin  Stempel  imd 
der  Einschreibung^  sowie  allen 
andern  Formalitäten  unter- 
worfen worden  aiad,  welche 
in  dem  Lande,  wn  das  Akten- 
stük  seine  Vollziehung  erhal- 
ten soll,  in  aolchen  Materien 
gelten- 

Die  beideräeitigen  Konsular- 
beamten können  die  von  Be- 
iKvrden  oder  Beamten  ihres 
Landes  ausgehenden  Doku- 
nienle  aller  Art  Oberaezen  und 
beglaubigen,  und  oa  haben 
diese  Ueberaeaungen  in  dem 
Lande,  wo  sie  residiren,  die 
gleiche  Kraft  und  Gültigkeit, 
wie  wenn  sie  von  beeidigten 
Dolmetschern  besorgt  worden 
M'ären* 

Artikel  VnL 
Wenn  ein    Rnmäne  in  der 
Schweiz  stirbt,  ohne  bekanute 


cier  pnbUc  de  Tun  ou  de 
lautre  pays,  pourvu  que  ces 
actes  aicot  H^  redig^  dans 
leg  formes  requtdea  par  lea 
lois  de  TEtat  auquel  appar- 
tiennent  les  fonctionuaireiB 
consulaiirea  et  qu  ile  aient  6t^ 
ensuite  soumis  au  timbre  et 
k  renregiötrement,  ainsi  qu'4 
toutea  les  autrcs  forumlit^ 
qui  r^gissent  la  matifere  daos 
le  pays  oü  lacte  devra  recti- 
vüir  aon  exöcuUou. 


Les  fonetionnnires  eonsu- 
laires  respeotifs  pourront  tra- 
duire  el  legaliser  toute  espfece 
de  dücumenlB  ^nmn6s  des 
autorit^  ou  fonetionnaires  de 
leur  pays,  et  ces  traductions 
üUTont,  dans  le  pavs  de  Jeur 
r^öideuee,  Ja  m^me  foree  et 
valeur  que  ei  eile«  eussent  H€ 
faites  par  des  interpr^tes  as- 
aermentds* 

Artiele  VIU. 

Lorsqn  un  Roumain  viemira 
^  mourir  cu  Öuisse,    ue    lats- 


l 
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Erben  oder  Testaments voll- 
streker  zu  hinterlassen ,  so 
werden  die  schweizerischen 
Behörden  dies  dem  rumäni- 
schen Konsularbeamten ,  in 
dessen  Bezirk  der  Tod  statt- 
gefunden hat,  anzeigen,  damit 
er  den  Betheiligten  die  nöthige 
Auskunft  zukommen  lasse. 

Eine  gleiche  Anzeige  ist  von 
den  zuständigen  rumänischen 
Behörden  an  die  schweizeri- 
schen Konsularbeamten  zu 
richten,  wenn  ein  Schweizer 
in  Rumänien  stirbt,  ohne  be- 
kannte Erben  oder  Testamen  ts- 
vollstreker  zu  hinterlassen. 

Die  zuständigen  Behörden 
des  Ortes,  wo  der  Todesfall 
stattgefunden  hat,  sind  ge- 
halten, in  Bezug  auf  das  be- 
wegliche oder  unbewegliche 
Vermögen  des  Verstorbenen 
alle  sichernden  Verfügungen 
zu  treffen,  welche  die  Landes- 
gasezgebung  für  die  Nach- 
lassenschaften  der  Landesan- 
gehörigen vorschreibt. 

Artikel  IX. 
Die   schweizerischen    Kon- 
sularbeamten    in     Rumänien 
und  die  rumänischen  Konsu- 
larbeamten   in    der    Schweiz 


sant  ni  h^ritiers  connus  ni 
ex6cuteurs  testamentaires,  les 
autont^s  suisses  en  donneront 
avis  au  fonctionnaire  consu- 
laire  roumain  dans  Farrondis- 
sement  duquel  le  d^c^  aura 
eu  Heu,  afin  qu'il  transmette 
aux  int^ress^s  les  informations 
nöcessaires. 

Le  m^me  avis  sera  donn6 
par  les  autorit6s  comp6tentes 
roumaines  aux  fonctionnaires 
consulaires  suisses,  lorsqu'un 
Suisse  viendra  k  mourir  en 
Roumanie  sans  laisser  d'höri- 
tiers  connus  ni  d'exöcuteurs 
testamentaires. 

Les  autorit^s  com  potentes 
du  Heu  du  d6cte  sont  tenues 
de  prendre,  ä  T^gard  des. 
biens  mobiHers  ou  immobiliers 
du  defunt,  toutes  les  mesures 
conservatoires  que  la  I6gisla 
tion  du  pays  prescrit  pour  les 
successions  des  nationaux. 


Article  IX. 
Les    fonctionnaires    consu- 
laires suisses  en  Roumanie  et 
les  fonctionnaires  consulaires 
roumains  en   Suisse  jouiront, 
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geoießea,  Gegenseitigkat  vor- 
behalten^ alle  Vollmachten, 
BefugD  isse ,  Vorrechte ,  Be- 
freiungen und  ImmuDitätcQ, 
welche  den  KoQsularbeamten 
gleichen  Grades  der  raeist< 
t>egOnstigten  Nation  einge- 
räumt eiod  oder  ktioflig  ein- 
geräumt werden* 

Artikel  X. 
Bei  Abhaltung,  Abwesen- 
Iieit  oder  Ableben  deö  General- 
konyula,  der  Konaulu  oder 
Vicekoneuln  sind  die  Kanzler 
oder  Sekretäre^  die  den  be- 
treffenden Behörden  seinerzeft 
in  ihrer  genannten  Eigen- 
fichaft  präsentirt  worden  sind, 
berechtigt,  iDterimiBtiach  die 
Konsularfunktioii*^n  auszuüben, 
und  sie  genieße  ei  während 
dieser  Zeit  die  Befreiungen 
und  Vorreehte,  die  der  gegen- 
wärtige Vertrag  daran  knUpft, 

Artikel  XL 

Der  Generalkonsul,  die 
Konsuln  und  die  Vicekonsuln 
der  beiden  Länder  können  bei 
Ausübung  der  ihnen  zuge- 
sebriebeueu  Vollmachten  sich 
an  die  Behörden  ihrer  Bezirke 
wenden,  um  gegen  Jede  Ver- 
iezung     der     Verträge    oder 


^  Charge  de  röciprocite,  de 
tous  les  püuvoirs,  attribuLiona, 
Prärogatives,  cjcemptions  et 
immuniti^s  dont  jotiiasent  ou 
jouiront,  ^  Tavenir,  lea  fonc- 
tionnaires  consulairesdu  m^me 
grade  de  ia  nation  la  plus 
favoria^e. 


Article  X. 
Eq  cas  d'empöchement, 
dabsence  ou  de  d^cfes  du 
Conaul  g^n^ral,  des  Consuls 
ou  Vice^Consuls,  les  Chance- 
liers  ou  8eci-^taires  qui  auront 
el6  prfesent^s  ant^Heurenient 
en  leur  dite  qualit^  aux  au- 
torit&^  resj>eetives,  seront  ad- 
mis,  de  plein  droit,  ^  exeroer 
par  int^nm  les  fonctiona  con- 
Sülaires,  et  ib  jouiront,  pen- 
dant  ce  temps,  des  exemp- 
tions  et  Privileges  qui  y  soot 
attach^s  par  le  präsent  Trait^. 

Article  XL 
Le  Conaeil  g^n^ral,  les 
Consuls  et  les  Vice-ConsuLs 
des  deux  paya  pourront,  dana 
rexereice  des  pouvoirs  qui 
lenr  sont  attribu^s,  s'adreaser 
aux  autoritös  de  leurs  circona- 
criptions  pour  röclamer  coutre 
toute  infraction  aux  irait^  ou 
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üebereinkünfte,  welche  zwi- 
scheo  den  beiden  Staaten  be- 
stehen, oder  gegen  allfällige 
Mißbrauche,  über  die  ihre 
Landesangehörigen  aich  zu  be- 
schweren hätten,  Einsprache 
zu  erheben. 

In  Ermanglung  eines  diplo- 
matischen Agenten  ihres  Lan- 
des können  sie  sich  selbst  an 
die  Regierung  des  Staates,  in 
welchem  sie  residiren,  wen- 
den. 

Artikel  XU. 

Gegenwärtiger  Vertrag  ist 
zu  ratiflziren  und  die  Ratifika- 
tionen sind  binnen  acht  Mo- 
naten oder  wenn  th unlieb 
früher  in  Wien  auszutau- 
schen. 

Er  bleibt  zehn  Jahre  in 
Kraft^  vom  Tage  des  Austau- 
sches der  Ratifikationen  an 
gerechnet.  Wenn  keine  der 
hohen  Vertragsparteien  ein 
Jahr  vor  Ablauf  der  genann- 
ten Zeiifrist  von  zehn  Jahren 
den  Rük  tritt  vom  Vertrage 
anzeigt^  so  bleibt  derselbe 
weiter  gültig  bis  zum  Ablaufe 
einea  Jahren  vom  Tage  an,  wo 
eine  der  beiden  Parteien  ihn 
aufkündet. 


Conventions  existant  entre  les 
deux  pays  et  contre  tout  abus 
dont  leurs  nationaux  auraient 
&  se  plaindre. 


A  d6faut  d'un  agent  diplo- 
matique de  leur  pays,  ils  pour- 
ront  möme  avoir  recours  au 
Gouvernement  de  TEtat  dans 
lequel  ils  resident. 

i 

Article  Xu. 
Le  präsent  Trait6  sera  ra- 
tifi6  et  les  ratifications  en  se- 
ront  6chang6es,  ä  Vienne, 
dans  un  d6lai  de  huit  moi» 
ou  plus  tot  si  faire  se  peut. 

II  restera  en  vigueur  pen- 
dant  dix  ann6es  k  partir  du 
jour  de  T^change  des  ratifi- 
cations. Dans  le  cas  oü  ni 
Tune  ni  Tautre  des  Hautes 
Parties  contractantes  n'aurait 
notifie,  douze  mois  avant  la 
fin  de  la  dite  p^riode  de  dix 
ann6es,  son  intention  d'eii 
faire  cesser  les  eflfets,  le  prä- 
sent Trait6  demeurera  obliga- 
toire  jusqu'ä  Texpiration  d'une 
ann6e    4    partir    du  jour   oü 
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Zur  Urkunde  dessen  haben 
die  beiderseitigen  Bevoilm&ch- 
tigten  den  gegenwärtigen  Ver- 
trag unterzeichnet  und  dem- 
selben ihr  Wappensiegel  bei- 
gedrükt. 

So  geschehen  in  Wien,  in 
Doppeln,  den  vierzehnten 
Februar  eintausend  achthun- 
dert und  achtzig. 

(Gez,>  T.  Tschudi, 
iL,  Ö.} 

(GezO  J.  de  Balatchano. 

(L.  SO 


l'une  ou  Tautre  des  denx 
Hautea  Parties  cuntractaotes 
Taura  d^none^. 

En  foi  de  quoi  les  Pl^nipo* 
tentiaires  respectifs  ont  sigoö 
le  pr^^ent  Trait6  et  y  ont  ap- 
püs6  le  sceau  de  leurs  armes* 


Fait  ä  Yienne,  en  double 
expMition,  !e  qnatorze  fßvrier 
mi!  buit  ccnt  quatre-viugt* 

(SigO  de  Tschad!. 

(L.  8.) 
(Sig.)  J.  de  Balatchano. 


d6clare  que  le  trait6  d- 
dessue  est  ratifi6  et  a  foree 
de  loi  dans  toutes  sea  parties, 
promettant,  au  nom  de  Ja 
Conf^&d^ration  suisse,  de  ToV 
Server  consoiencieusement, 
pour  autant  que  cela  dopend 
de  celle-ci. 

En  foi  de  quoi,  la  prfesente 
ratification  a  ^tö  signfe  par 
le  Vice-Pr^ident  du  Conseil 
föderal  et  le  Chancelier  de  la 
ConfödÄralion  suisse  et  muuie 
du  üceau  f^d^rah 


Nol  incuviintäm,  ratificäm 
si  int^rim  Tractatul  de  mal 
aus,  flig^duind  de  a  faco  &k 
fie  eaecutat  si  obaervat  dupe 
a  lul  furmÄ  si  eoprindere^ 
fkTk  a  da  voiÄ.  b^  fie  cä^lcat 
in  nicfe  nn  fei  a^n  chip  ar  fi. 

Spre  credtnti,  Noi  am  sem- 
uat  serisorilc  de   ratrficatiunc 
de    faciä    si    am   fäeut  a   se 
pune  pe   dönsele    DomneseuJ . 
Nüstru  sigiliü. 
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ÄiDsi  fajt  k  Berne,  le  vingt- 
huit  juiii  mii  hiiit  cent  quatre- 
vingt  C^S  juia  1880}. 


Au  nom  du  ConHeil  föderal 

Le  Vice-Pr6side}it : 
CK  80    And  er  wert, 

Le  ChanceliGr  de   la 

Confederation : 

Scbiess. 


Dat  in  Bucuresei,  m  a  de- 
cea  di  a  lunei  Januarie,  anul 
Mäutuii-el  Ulm  mii;^  opt-8üte 
opt  deei  si  unii  ei  al  cincispre- 
decelea  al  Domoici  Nostre. 


C  a  r  0 1. 


(L.  SO 


Le  Miniatre  des  Affaires 
Etrang^res : 
IL  BorgRCO. 


Kote.  Die  Ratifikationen  das  vorstehenden  Yertraga  sind  zwi- 
■ohan  dem  aclnveiaerischen  Geaandten  in  Wien^  Hro.  J.  J.  von 
Taehndi^  nud  dem  Gesandten  von  Rnmänien  beim  k,  k,  Österreich! - 
scben  Hofe»  Hm.  J.  de  Balatchano,  am  3L  Jaunar  1881  in  Wien 
ftnflgewecbselt  worden. 


■'<^oS<>o«^ 
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Uebereiiikunft 

betrefiFend 

die  Verlängerung  der  Grltigkeit  des  Auslieferungs- 
vertrags zwischen  der  Schweiz  und  Gross- 
britannien. 

tVom  11.  Dezember  18^0.) 


i'S 


Nachdem  derschwer£ensche 
BuadesraUi  mit  Kote  vom 
22,  Dezember  1877  den  zwi^ 
^chen  d  er  s  cl  v  w  ei  ze  risc  h  en  E  i  d  - 
geoüil{;Dschfifl;  und  dem  Yer- 
einigten  Königreiciie  von  Groß 
britaünien  und  Irland  bestehen- 
den Äualiereriinge vertrag  vom 
3t  März  1874  gekündigt,  der 
am  26<  Kovemher  ISBO  unter 
zeichnete  neue  Äuaiieferunga- 
vertrag  aber  noch  nicht  die 
nöthigen  Ratifikationen  erhal- 
ten hat,  so  hiiben  die  hohen 
vertragenden  Theile,  in  der 
Absicht,  die  Giltigkeit  des 
gegenwärtig  noch  in  Rraft 
bestehenden  Vertrages  zu  ver- 

längi^rn, 

I 

Ei%  amtl.  SammL  Neae  Folge.  Y,  Bd* 


Le  Co naei  l  f 6d  ^r a  1  suiss e 
ayant  denonc^,  par  note  du 
22  d^cembre  1877,  le  traitö 
d'extradition  du  31  mars  1874 
e^jalautentre  laConföd^ration 
f^uisse  et  ie  Royaume  Uni  de 
Grande-Bretagne  et  d^lrlande, 
et  le  nouveau  trait^  d'extra- 
dition  ftign^  le  26  novembre 
1880  n' ayant  pas  eucore  re^n 
1  eä  rali  fi  ca  tio  na  n  feceasa  i  res, 
les  hautea  Parties  contractan- 
teft,  d^öirant  prolonger  la  dur^e 
du  Irait^  aetuel  lernen t  eucore 
en   viguBur^ 


Vi 


20 
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VerläDgerung 


zu  diesem  Zweke  als  ihre 
Bevollmächtigten  ernannt: 

Der  Bundesrath  der 
Schweiz.  Eidgenoßenschaft : 

Herrn  Bundesrath  Pridolin 
Anderwert,  Vorsteher 
des  eidgenößischen  Justiz- 
und  Polizeidepartements, 
und 

Ihre  Majestät  die  KSnigin  des 
Vereinigten  KSnigreichs  von 
GroBbritannien  und  Irland: 

Herrn  Francis  Carew,  G-e- 
schäftsträger  Ihrer  Briti- 
schen Majestät  in  Bern, 

welche  nach  gegenseitiger 
Konstatirung  ihrer  Vollmach- 
ten folgende  Uebereinkunft 
abgeschloßen  haben : 

Einziger  Artikel. 

Der  Auslieferungsvertrag 
zwischen  der  schweizerischen 
Eidgenoßenschaft  und  dem 
Vereinigten  Königreiche  von 
Großbritannien  und  Irland  vom 
31.  März  1874  *)  soll  vom 
22.  Dezember  1880  hinweg 
noch  so  lange  in  Kraft  blei- 
ben,  bis   der   neue  Ausliefe- 


ont  nomm6  k  cet  effet  povr 
leurs  Pl6nipotentiaires : 

Le  Conseil  Kddral 
de  la  Confdd^ration  suisse: 

Monsieur  le  Conseiller  f(§d6ral 
Fridohn  Anderwert,  Chef 
du  Departement  f^d^ral  de 
Justice  et  Police,  et 

Sa  Majest6 
la  Reine  du  Royaume-Uni  de 
Grande-Bretagne  etd'lrlande: 

Monsieur    Francis    Carew, 

Charge  d' Affaires   de   Sa 

Majest6     Britannique,     k 

Beme, 

lesquels,   aprfes   avoir  con- 

stat6     r^ciproquement    leurs 

pleins  pouvoirs,  ont  conclu  la 

Convention  suivante: 

Article  unique. 
La  dur6e  du  traite  d'extra- 
dition  du  31  mars  1874  entre 
la  Confederation  suisse  et  le 
Royaume-Üni  de  Grande-Bre- 
tagne et  dlrlande  est  pro- 
long6e,  k  partir  du  22  d6- 
cembre  1880,  jusqu'au  mo- 
ment  oü  le  nouveau  trait6 
d'extradition,  du  26  novembre 


*)  Siebe  eidg.  Gesezsammlnng  nene  Folge,  Band  I,  Seite  356. 
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rungsvertrftg  vom  26.  Novem- 
ber 1880  iß  beiden  Staaten 
in  Kraft  getreten  sein  wird. 

So    geschehen    in    Bern, 
den  eilften  Dezember  18&0. 


Anderwert 
Francis  Carew* 


1880,  sera  entre  en  viguear 
dana  lea  deux  Etatä. 


AiDsi    fait   k    Bemc,    le 
onze  döcenibre  mfl  hnit  cent 

quatre-vingts. 

Anderwert. 
Francis  Carew. 
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Erklärung 

betreffend 

den  Bettritt  Großbritanniens  fUr  seine  Kolonien 
Grenada,  St.  Lucia  und  Tabago,  sowie  die  TUrks- 
insein  in  Westindien  zum  Weltpostvertrag. 

(Vom  21,  Januar  1881.) 


Von  der  durch  Art.  18  des  m  Paris  am  1.  Juni  1878 
abgeschl 08960 en  Weltpostvedmgs  (Convention  postale  uni- 
versoile  de  Pam)  emgeräunUen  Befugniß  Gebrauch  machend, 
hat  die  Regierung  von  Großbritannien  durch  ihre  GesandU 
Schaft  in  Bern  dem  schweizerischen  Bundesrathe  den  Beitritt 
dieses  Staates  i\lr  seine  Kolonien  Grenada^  8t,  Laota 
und  T  a  b  a  g  o ,  sowie  die  T  U  r  k  s  i  n  ^  e  I  n  in  Westindi^Bn 
zum  obgedachten  Vertrag  auf  1.  Februar  1881  angezeigt. 

Gemäß  den  Bestimmungen  des  obgenannten  Artikels  hat 
der  schweizerische  Bundesrnth  den  Regierungen  der  Poat- 
vereinsataaten  den  stattgefun denen  Beitritt  mit  Note  vom 
21,  Jauuar  1881  kund  gegeben,  mit  der  weitern  Mittheilung, 
daß  die  Kolonien  Grenada,  St.  Lucia  und  Tabago,  sowie  die 
TlirkBioäelu  an  Taxen  bexiehen  werden: 

für  25  Centimen  2'/b  Pence  Sterling, 
^10  n         ^       Peuny, 

-ft      5  75         *3     Penny. 

Bern,  den  21.  Januar  1881.    « 

Die  Schweiz,  Bundeskanzlei/ 
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Ueberelnkunft 

a  wischen 

der  Schweiz  und  dem  Königreich  Belgien, 

betreffend 

den  gegenseitigen  Schuz  der  Fabrik^  und  Handels* 

marken. 

(Vom  11.  Februar  1081,) 


ISachdem  der  sehweizeri- 
sche  Biindesrath  und  die  Re- 
gienmg  Seiner  Majestät  de« 
Königs  der  Belgier  d ie  Wünsch- 
barkeit  des  gegenseitigen 
Schuzes  der  Fabrik-  und 
Handelsmarken  in  beiden 
Staaten  anerkannt,  haben  die 
Unterzeichneten,  äu  diesem 
Zweke  gehörig  bevollmäch- 
tigt ,  tlber  folgende  Bestim- 
mungen sich  geeinigt : 

Art.  1. 
Die     Schweizerbürger    m 
Belgien    und    die    belgischen 


Le  ConseJl  fi^deral  suis^e  et 
le  Cronvernement  de  Sa  Ma- 
jest6  le  Koi  des  Beiges  ayant 
Jugä  utile  d'^assurer  dans  les 
deux  Etats  utie  protection 
r^ciproque  aux  marques  de 
fabrique  et  de  commerce,  leg 
so  u  sflign  ^s  T  d  um  e  nt  a  ii  t  oris^a 
k  cet  effet,  sont  convenus  des 
dispoi^itiona  äuivantes: 


Les 


Art.  1". 

citoyena     suisses    en 


Belgique  et   les  sujels  beiges 
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UebereinkTinit  mit  Bclgieia, 


UoterLhanen  in  der  Schvi^eiz 
genieüen  hinsichHich  der  Fa- 
brik- und  Handelsmarken  den 
gleichen  Schuz  wie  die  Laadeö- 
aii  gehörigen« 

Art.  2. 

Um  den  im  vorhergehenden 
Artikel  vorgesehenen  Sehu^ 
genießen  zu  können^  haben 
die  Schweizerbürgei-  in  Bel- 
gien und  die  belgisijhen  Un- 
terthanen  in  der  Schweiz  die 
zu  diesem  Zweke  durch  die 
betreffenden  Gesexgebungen 
beider  Länder  vorgeschriebe- 
nen Formalitäten  7M  erfüllen, 
deren  gegenseitige  Mi tt  heil  ung 
die  Vertragsparteien  besorgen 
werden,  wobei  Icztere  sich 
jedoch  das  Recht  vorbehalten, 
dieselben  von  Zeit  zu  Zeit, 
wenn  sie  ea  für  nöthig  finden, 
abzuändern, 

Art.  3. 

Gegenwärtige  Vereinbarung 
tritt 
fizi  eilen 
beiden  Staaten  in  Kraft,  und 
bleibt  bis  nach  Ablauf  eines 
Jaijres  von  dem  Tage  an  ge* 
rechnet,  an  welchem  die  Kün- 
digung seitens  des  einen  oder 
andern  Theiles  erfolgt  ist,  in 
Kraft, 


mit  dem  Tage  ihrer  nf- 
Bekanntmachung  in 


en  Suisse  jouiront,  en  ce  qui 
concerne  les  marques  de  fa- 
brique  et  de  commerce,  de  la 
m^me  protection  que  les  na- 
tionaux« 

Art.  2. 
Pour  a^assurer  la  protection 

consacrßo  par  Tarticle  pr4o^- 
dent,  les  eitoyena  suisses  en 
Belgique  et  loa  sujets  beiges 
eo  Suisse  devront  remplir  jes 
formalit^s  prescriteti  ä  cet  effet 
par  la  iögislation  respective 
des  deux  pays-,  formal it^  que 
se  comniunjqueront  r<5eipro- 
quement  les  parties  eontrac- 
tantes,  lesquelles  se  rößervent 
toutefois  le  droit  de  les  mo- 
difier  de  temps  k  autre  si  elles 
le  trouvent  n^cessaire» 


Art.  3. 

Le  pr»^sent  arrangement  sera 
exi^cutoire  dhs  la  date  do  sa 
publieation  ofnclelle  dans  lea 
deux  pajs,  et  il  aura  force 
et  vigueur  de  trait^  jusqu'une 
ann^e  apr^  la  d^nonciation 
de  part  ou  d'' autre. 


Digitized  by  CjOOQiC 


betreffend  den  Scbaa  der  Fabrik-  und  HandelsmarkeD.      303 


Dessen  zur  Urkunde  haben 
die  Unterzei  eil  liefen  gegen- 
wärtige Uebereinkimfl  uoter- 
zeicbnet  und  derselben  ihr 
Wappensiegel  beigedrükL 

Gegeben  in  doppelter  Aus- 
fertigung in  Bern,  deu  11, 
Februar  1881. 


CL.  80 
tL,  8.) 


DrDi* 
Hubert  Dolez* 


Eq  foi  de  quoi  les  souja- 
sigD^  ODt  slgit^  la  pr^eota 
Convention  et  y  out  appos6 
le  sceau  de  leurs  armes. 


Fait  ea  double  ä  Bernef 
le  onze  fdvrier  1881, 


tL.  SO    Droz- 

(L.  SO    Hubert  Dolez. 


-«^o^^oo^ 
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Bnndesrathsbesctalnß 

betreffend 

den  Transport  von  Zündhölzchen  und  Sfreiohkerzchen 
mit  gelbem  Phosphor  auf  den  schweizerischen 
Eisenbahnen. 

(Vom  16.  Horniing  /  15,  Mära  18810 


Der    schweizerische    Bundesrath 

hat 

auf  eine  von  der  Direktion  der  Schweiz.  Nordostbahn 
gestellte  Anfrage,  ob  mit  dem  Inkrafttreten  des  Yerbota  der 
Emfuhf)  des  Verkaufö  und  der  Fabrikation  von  Zündhölz- 
chen und  Streichkerzcheu  mit  gelbem  Phosphor  den  trana- 
portirenden  Bahnen,  beziehungsweise  den  Ue bergan gsstationen, 
Irgend  welche  Verantwortlichkeit  für  Handhabung  dieses  Ver- 
botes obliege  und  eventuell ,  auf  welche  speziellen  Untere 
lassungen  von  Seite  der  Bahn  sich  diese  Verantwortlichkeit 
beziehen  würde; 

auf  den  Antrag  seines  Eisenbahndepartements,  sowie 
jeines  Zolldepartements^ 

beschlossen: 

Zündhölzchen  und  Streich  ker^chen ,  hei  denen  gelber 
Phosphor  zur  Verwendung  gekommen  ist,  sind,  wenn  zur 
Einfuhr  bestimmt^  ausdrüklich  unter  die  durch  §  83,  Ziffer  4 
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des  Traosportreglements  der  schweizerischen  Eiseobahoen^. 
vom  1.  Juli  187<i*),  von  der  Beförderung  gänzlich  ausge- 
schloßenen  Gegenstände  aufzunehmen ,  oder  dann  in  beson- 
derer Ziffer  5  aufzuführen.  Der  Schlußsaz  von  Ziffer  4  wäre 
in  diesem  Falle  auch  maßgebend  für  Ziffer  5. 

Bei  der  Durchfuhr  gelten  die  Bestimmungen  von  8  84, 
Ziffer  6  des  Transportreglements  der  Schweiz.  Eisenbahnen, 
nebst  der  Anordnung,  wonach  die  Durchfuhrabfertig]ung  von 
ZOndhölzohen  und  Streich  kerzchen  mit  gelbem  Phosphor 
unter  zollamtlichem  Verschluß,  mit  Sicherstellung  des  Zolle» 
nach  dem  höchsten  Tarifansaze  von  Fr.  100  per  q.,  zu  ge- 
schehe!) hat.  Für  also  abgefertigte  Sendungen,  welche  nicht 
aus  der  Schweiz  wieder  ausgeführt  werden,  tritt  der  Bezug^ 
dieser  Zollgebühr  ein,  nebst  der  Anwendung  der  im  Bundes- 
gesez  betreffend  die  Fabrikation  von  Phosphorzündhölzchen 
und  Phosphorstreiohkerzchen  **)  vom  23,  Christmonat  1879^ 
Art.  1  vorgesehenen  Straf bestimmungen. 

Infolge  dessen  müssen  die  Deklarationen  in  den  Fracht- 
briefen genauer  als  bisher  gemacht  werden,  d.  h.  sie  haben, 
auf  Zündwaaren  ohne  gelben  Phosphor  und  auf  Zünd- 
hölzchen oder  Streichkerzchon  ohne  gelben  Phosphor 
zu  lauten. 

Bern,  den  16.  Homung  /  15.  März  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Schieß. 


*)  Siehe  eidg.  Gesezsammlnng  n.  F.,  Band  U,  Seite  205. 
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Verordnung 

betreffend 

die  Abgabe  und  den  Verkauf  der  eidg.  Kartenwerke. 

CVom  7.  März  1Ö810 


Der  schweizerische  Bundesrath, 
auf  dea  Antrag  seines  Mililärdepartements, 

beschließt: 

1.     Der  Verkaufapms    der    eidg.  Kartenwerke  an   das 
Publikum  wird  festgesezt  wie  folgt; 

a.  Topographischer  Atlas  der  Schweiz  im 
Maßstabe  der  Originalaufnalimen  Vöoooo  fdr  das  Hoch- 
gebirge und  Vaaooo  ftlr  das  Übrige  Gebiet  (Siegfried- 
AtlaisX  zu  je  einem  Franken  day  Blatt. 

b.  TopographiÄche    Karte    der  Schweiz  im 

Maßstäbe  ^/looooo  (Dufcmr- Karte): 

die  Blätter  1,  2,  5,  6^  2J    und  25  zu  je    einem 
F  r  a  n  k  e  D  day  Blalt; 

die  Blätter  3,  4,  7,  8,  9,  10,  11,  12,  \\  14,  15, 
16,  17,  18,    19,   20,  22,    23    und    24    zu  je    zwei 
Franken  das  Biatt^ 
L  die  25  Blätter  zusammeti  zu  vierzig  Franken. 

l 
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€, 


d. 


Generalkarte   der    Schweiz    iu    4   Blättern ,    im 

Maßstabe  Vitboooo  (reduzirte  Karte),  jedes  ßlatt  zwei 

Fran  kea. 

Offizielle   Eisenbahnkarte  der  Schweiz 

in  4  Blättern,  im  Maßstäbe  V'eDdeoo,  zneammeu  acht 

Franken. 

U  e  b  e  r  H  i  c  h  t  s  k  a  r  l  e  der  S  e  h  w  e  i  a  mit  i  h  r  e  o 


Grenzgebieten,    1 
zu  fünf  Franken. 


Blatt   im  Maßstabs  ^'looeooa, 


2.  Der  Detailpreis  der  übiigen  Karten  wird  je  nach 
dem  Erscheinen  vom  eidg.  Militär departement  festgesezt, 

3.  Das  Verzeichniß  der  gratis  abzugebenden  Karten 
■wird  jedes  Jahr  vom  Miiitardepartement  festgestellt. 

4.  Es  dürfen  eidg.  Kfirten  zum  Kosten  preise  abgegeben 
werden : 

a.  an  die  Kantone,  mit  welchen  Verträge  betreffend  die 
Veröffecthchung  des  topographiseheo  Atlases  abge- 
schloßen  worden  ahid,  und  zwar  nach  den  Bestimmungen 
dieser  Verträge; 

an    sämmthche    ei  dg.  Verwaltungen   für   ihre   eigenen 
Bedtirf pisse; 

an    die    Militärschuleo    nach    spezieller    Weisung    des 
schweizerische»  Mintärdepartements. 

5.  Das  eidg,  Militärdeparternent  ist  ermächtigt,  den 
Bnehhandlungeo,  welche  den  Verlag  der  eidg.  Karten  über- 
nehmen,  eine  angemefiene  Ermäßigung  der  Detailpreise  zu 
gewähren,  insofern  sich  dieselben  verpflichten,  die  betreffen- 
den Karten  dem  Publikum  zu  den  von  der  eidg,  Verwaltung 
festgesezt^^n  Preisen  zu  verabfolgeu. 

6.  Die  gleiche  Ermäßigung  dev  Detailpreise  kann  auch 
für  andere  Käufer  eintreten,  welche  sich  direkt  an  das  eidg, 
iopographische  Btlreaii  wenden  : 

a.    für  den  Bezug  der  ganzen  Dufourkarte; 


h. 


c. 


I 
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b.  für  den   Bezug  einer  Kartensammlung  von  wenigsten» 
50  Franken  Werth; 

c.  für  Abonnemente    auf  die   Publikation    der   Original- 
aufnahmen (Siegfried- Atlas). 

7.  Das  eidg.  topographische  Bureau  ist  mit  der  Abgabe 
und  dem  Verkauf  der  eidg.  Karten  beaultragt.  Der  Detail- 
verkauf  hat  einzig  im  Verlagshandel  nach  einem  bezüglichea 
gleichförmigen,  mit  dem  eidg.  Mi litärdepartiment  abzuschließen- 
den Vertrage  stattzufinden. 

8.  Der  vom  Militärdepartement  laut  Ziffer  5  und  6  zu 
gewährende  Preisrabatt  darf  in  keinem  Falle  20  ^/o  des  Detail- 
preises übersteigen,  und  der  in  die  eidg.  Staatskasse  fließende 
Ertrag  des  Verkaufes  soll  SO  ®/o  der  nach  den  Ziffern 
5  und  6  verkauften  Originalkarten  ausmachen.  Der  Erlös 
der  Ueberdrüke  der  zum  Kostenpreise  abgegebenen  Kartea 
und  der  vom  topographischen  Bureau  herausgegebenen  litho- 
graphischen Uebersichts-  und  Oesammtkarten  dient  zur  Dekung 
der  bezüglichen  Erstellungskosten;  allfallige  Einnabnnen- 
Ueberschüsse  werden  zur  Bildung  und  Unterhaltung  des 
Kartenvorrathes  der  Armee  verwendet. 

9.  •  Das  eidg.  Oberkriegskommissai-iat  besoi^t  das  Rech- 
nungswesen für  den  zu  Gunsten  der  eidg.  Staatskasse  statt- 
findenden Verkauf  der  Karten  und  das  eidg.  topographische 
Bureau  dasjenige  für  die  übrigen  Verkäufe  und  Abgabe  voa 
Karten. 

Bern,   den  7.  März  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes^ 
Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft  i 
Schieß. 
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Beitritt 

der 

Republik  Chili  zum  Pariser  Weltpostvertrag. 

(Vom  14.  Dezember  1880.) 


Von  der  durch  Art.  18  des  in  Paris  am  1.  Juni  1878 
Äbgeschloßenen  Weltpost  Vertrags  (Convention  postale  uni- 
verselle de  Paris)  eingeräumten  Befugniß  Gebrauch  machend, 
hat  die  Regierung  der  Republik  Chili  durch  ihre  Gesandt- 
Bchaft  in  Paris  dem  schweizerischen  Bundesrathe  den  Beitritt 
dieses  Staates  zum  obgedachten  Vertrag  auf  1.  April  1881 
angezeigt. 

Gemäß  den  Bestimmungen  des  obgenannten  Artikels  hat 
der  schweizerische  Bundesrath  den  Regierungen  der  Post. 
Vereinsstaaten  den  stattgefundenen  Beitritt  mit  Note  vom 
14.  Dezember  1880  kund  gegeben,  mit  der  w^eitern  Mitthei- 
lung, daß  Chili  1)ezüglich  der  Beitragsleistung  an  die  Kosten 
des  internationalen  Postbüreau  in  die  V.  Klasse  eingereiht 
werde  und  an  Taxen  beziehen  wird:  i 

für  25  Centimen  5  Centavos  \  ^^^  Centavos  =  1  Pia- 
:     5         :         1  Cen?avo    j       «*«'  =  ^  ^-°»^«°- 
Bern,  den  14.  Dezember  1880. 

Die  Schweiz.  Bundeskanzlei. 
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BniKlesbesclüiiß 

Gewährleistung  einer  theitweisen  Abänderung  der 
Verfassung  des  Kantons  St  Gallen. 

(Vom  1.  März  1801.) 


Die   BundeavereammluEig 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 

nach  Einsicht  der  Botschaft  und  des  Atitroges  des  Bundes- 
rathes  vom  15,  Hornutig  1881  über  eine  Revision  der  Ar- 
tikel 41  uod  81  der  Verfassung  des  Kantons  St,  Gallen  vom 
17.  Wintermonat  1861, 

iu  Betracht: 

daß  dle^e  Vcrfaesungsänderung  nichts  enthält,  was  mit 
den  Bestimmungen  der  Bundesverfassung  im  Widerepniche 
wäre ; 

daß  dieselbe  am  6.  Hornung  1881  von  dem  Volke  des 
Kantons  St.  Gallen  angenommen  worden  ist, 

beschließt; 

1.  Den  revidirtcn  Artikeln  41  und  81  der  Kantons- 
verfassung von  St.  Gallen  wird  die  bundesgemäße  GaraDtie 
ertheilt. 

2,  Der  Bundesrath  ist  mit  der  Vollziehung  dieses  Be- 
schlusses beauftragt. 
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Also  beschloßen  vom  Ständerathe, 

Bern,  den  23*  Hornuug  1881. 

Der  Präsident:    SahlL 
Der  Protokollführer:    GisU 

Älao  beschloßen  vom  Nationalrathe^ 
Bern^  den  1.  März  1881. 

Der  Präsident ;    Dr,  C*  Bnrckhardt.. 

Der  Protokollführer:    Sciließ, 


Der  ecbweizerieehe  ßundegrath  beschliefit; 

Yolkiehiing  des  vorsteheoden  ßundesbeschliiüea, 
Bern,  den  3.  März  1881. 

Im  Nameo  des  Schweiz.  Biindesrathea,, 

Der   Bundespräsident: 

Broz. 

Der  Kanzler  der  Eidgen oßenschaft  r 

Sehieß. 
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BmideBbeschluß 

betreffend 

den  Auslieferungsvertrag  zwischen  der  Schweiz 
und  Großbritannien. 

(Yatn  5.  März  1881.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrathes  vom 
26.  November  1B80, 

beachl i  eß t : 

1.  Es  wild  dem  zm  lachen  dem  schweizerischen  Bundes- 
rathe  and  der  Regierung  von  Gro.ßbritannien  am  26.  November 
1880  KU  Bern  abgeschlossenen  Vertrage,  betreffend  gegen- 
»eil^igc  Auölieferung  von  Verbrechern  und  Angeschuldigten, 
die  vor  behaltene  Ratifikation  ertheilt. 

2.  Der  Buiidesrath  is£  mit  der  Vollziehung  dieses  Be- 
fichlusises  beauftragt 

Äleo  beschießen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  13.  Dejccmber  1880. 

Der  Präsident:   Sahll. 

Der  Protokolimhrer:   Gisi. 

Also  hescbloßen  vom  Nationalrathe, 

Bern,  den  5.  März  1881. 

Der  Präsident:    Dr.  C.  Barckhardt 
Der  Protokollführer:    Sehieß. 
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AnslieferungsTertrag 

zwischen 

der  Schweiz  und  Orossbritannien. 

Abgeschloßen  den  26.  November  1880. 
Ratifizirt  von  Großbritannien  am  4.  Dezember  1880. 
•         .     der  Schweiz  am  8.  März  1881. 


Der  Bandesrath 

der 

sckweiz.  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  und  Prüfung 
des  zwischen  den  Bevollmäch- 
tigten des  schweizerischen 
Bundesrathes  und  Ihrer  Maje- 
stät der  Königin  des  Vereinig- 
ten Königreichs  von  Groß- 
britannien und  Irland  am 
26.  November  1880  zu  Bern 
anter  Ratiiikations  vorbehält 
vereinbarten  Auslief erungs- 
Vertrages  zwischen  der 
Schweiz  und  Großbritannien, 
welcher  vom  schweizerischen 
Ständerathe  am  13.  Dezember 
1880  und  vom  schweizeri- 
schen Nationalrathe  am  5. 
M&rz  1881  genehmigt  worden 
ist  und  welcher  folgender- 
maßen lautet: 

£idg.  amtL  Samml.  Nene  Folge. 


Victoria,  by  the  grace  of 
God,  Queen  of  the  United 
Kingdom  of  Great  Britain  and 
Ireland,  defender  of  the  faith, 
Empress  of  India,  etc.  etc.  etc. 
To  all  and  singular  to  whom 
these  presents  shall  come, 
greeting!  Whereas,  a  Treaty 
between  Us  and  the  Swiss 
Föderal  Council  was  conclu- 
ded  and  signed  at  Berne  on 
the  twenty-sixth  day  of  No- 
vember in  the  year  of  Our 
Lord  one  thousand  eight  hun- 
dred and  eighty  by  the  Ple- 
nipotentiaries  of  Us  and  of  the 
Swiss  Federal  Council,  duly 
and  respectively  authorized 
for  that  purpose,  which  Treaty 
is,  word  for  word,  äs  follows: 


V.Bd. 
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A  neliefemu  ga  vertrag 


Nachdem  der  scbweizeri- 
Bchä  BuBdeerath  und  Ihre 
Majestät  die  EöQigio  des 
Vereinigten  Künigreiehs 
voD  Großbritannien  und 
Irland  behufe  besserer  Ver- 
waltung der  Kcchtspflege  und 
znr  Verhniung  von  Verbrechen 
innerhalb  der  beiden  Gebiete 
und  Gerichtsbarkeiten  es  für 
zwekinäßig  befunden  haben, 
daß  Personen,  welche  der  in 
diesem  Vertrage  aufgeführten 
strafbaren  Handlungen  be- 
schuldigt oder  wegen  solcher 
verurtheill  und  vor  der  Justiz 
flüchtig  geworden  sind,  unter 
bestimmten  Umstünden  gegen- 
seitig ausgeliefert  worden  sol- 
len, so  haben  sie  behufs  Äb- 
aehließung  eines  diesfallsigen 
Vertrages  zu  ihren  Bevoll- 
mächtigten ernannt,  und  zwar: 

Der  Bundesrath  der  schweize- 
rischen Eidgenoßenschaft: 

seinen  Vico-Präsidenteö,  Herrn 
Bundesraih  F.Anderwert, 
Vorsteher  des eidgenößischeu 
Justiz-  und  Polizei depft rte- 
ments, 

und 

Ihre  Majestät  die  Ki^nigm  des 
Vereinigten  Königreichs  von 
Großbritannien  und  Irland: 


The  Swiss  Föderal  Council 
and  Her  Majesfy  the  Queen  of 
the  United  Kingdom  of  Great 
Britain  and  Ireland  having 
judged  it  expedient,  with  a 
view  to  the  better  administra- 
tion  of  justice,  and  tö  the 
prevention  of  crime  within 
their  respeetive  territories  and 
jurisdictions,  that  persona  char- 
ged  with,  or  convicted  of,  the 
erimes  hereinafter  enumerated, 
and  being  fiigitives  from  jus- 
tice, should,  under  certain 
circumstances,  be  reciprocally 
delivered  up,  have  named  as 
thcir  Plenipotentiaries  to  con- 
clude  a  Treaty  for  this  pur- 
pose,  that  is  to  saj: 


The  Swiss  Föderal  Council: 

its  Vice-President ,  F.  Ander- 
wert,  Federal  Ctouncillor 
and  Chief  of  the  Federal 
Department  of  Justice  and 
Police, 

and 

Her  Majesfy  the  Queen  of  the 
United  Kingdom  of  Great 
Britain  and  Ireland: 
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den  ehrenwerthen  Hussej- 
Crespigny  Vivian,  Mit- 
glied Ihres  höchst  ehren- 
werthen Bathordens,  Ihrer 
Majest&t  Minister-Residen- 
ten bei  der  schweizerischen 
Eidgenoßenschaft, 

welche,  nachdem  sie  sich 
g^enseitig  ihre  Vollmachten 
mitgetheilt  und  dieselben  in 
guter  und  gehöriger  Form  be- 
funden, die  folgenden  Artikel 
vereinbart  und  abgeschloßen 
haben. 

Artikel  I. 
Ihre  Majestät  die  Königin 
des  Vereinigten  Königreiches 
von  Großbritannien  und  Irland 
verpflichtet  sich,  unter  den 
Voraussezungen  und  Bedin- 
gungen des  gegenwärtigen 
Vertrages,  alle  Personen, 
und  der  schweizerische  Bun- 
desrath  verpflichtet  sich,  unter 
den  gleichen  Voraussezungen 
und  Bedingungen,  alle  Per- 
sonen, mit  Ausnahme 
der  schweizerischen 
Angehörigen,  auszulie- 
fern, welche  wegen  eines  der 
in  Artikel  11  aufgezählten, 
auf  dem  Gebiete  des  andern 
vertragenden  Theiles  verübten 
Verbrechen    oder    Vergehen 


the  Honourable  Hussey  Cres- 
pigny  Vivian,  a  Companion 
of  Her  Most  Honourable 
Order  of  the  Bath,  Her 
Majesty's  Minister  Resident 
to  the  Swiss  Confederation : 

Who,  after  having  commu- 
nicated  to  each  other  their 
respective  füll  powers,  found 
in  good  and  due  form,  have 
agreed  upon  and  concluded 
the  following  Artides:  — 

Article  I. 
Her  Majesty  the  Queen  of 
the  United  Kingdom  of  Great 
Britain  and  Ireland  engages 
to  deliver  up,  under  the  cir- 
cumstances  and  on  the  con- 
ditions  stipulated  in  the  pre- 
sent  Treaty,  all  persons,  and 
the  Swiss  Federal  Council 
engages  to  deliver  up,  under 
the  like  circumstances  and 
conditions,  all  persons,  ex- 
cepting  Swiss  Citizens,  who, 
having  been  charged  with,  or 
convicted  by  the  Tribunals  of 
one  of  the  two  High  Con- 
tracting Parties  of  the  ciimes 
or  oflfences  enumerated  in 
Article  II,  committed  in  the 
territory    of  the    one    paity. 
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angeklagt,  oder  wegen  eines 
solchen  durch  die  Gerichte  des 
einen  der  beiden  kontrahiren- 
den  Staaten  verurtheilt  wor- 
den sind  und  auf  dem  Gebiete 
des  andern  Staates  gefunden 
werden. 

Im  Falle  der  schweizerische 
Bundesrath  die  Auslieferung 
eines  Individuums,  welches  in 
dem  Vereinigten  Königreiche 
eines  der  in  Artikel  11  aufge- 
zählten Verbrechen  oder  Ver- 
gehen sich  schuldig  gemacht, 
aber  in  die  Schweiz  sich  ge- 
flüchtet hätte,  wegen  seiner 
Eigenschaft  als  Schweizer 
nicht  bewilligen  könnte,  ver- 
pflichtet sich  der  schweizeri- 
sche Bundesrath,  die  straf- 
rechtliche Erledigung  der  An- 
klage nach  Maßgabe  der  Ge- 
sezgebung  des  Heimatkantons 
des  Angeklagten  zu  überneh- 
men, und  die  Regierung  des 
Vereinigten  Königreiches  ver- 
pflichtet sich,  sämmtliche  be- 
zügliche Akten,  Depositionen 
und  Beweisstüke'  dem  schwei- 
zerischen Bundesrathe  mitzu- 
theilen,  sowie  im  diplomati- 
schen Wege  zu  vermittelnde 
Requisitorien  des  schweizeri- 
schen Richters  unentgeltlich 
vollziehen  zu  lassen. 


shall    be    found    within    the 
territory  of  the  other. 


In  the  event  of  the  Federal 
Council  being  unable,  by  rea- 
son  of  his  Swiss  nationality, 
to  grant  the  extradition  of  an 
individual,  who,  after  having 
committed  in  tho  United  King- 
dom one  of  the  crimea  or 
offences  euumerated  in  Ar- 
ticle  II,  should  have  taken 
refuge  in  Switzerland,  the 
Federal  Council  engages  io 
give  legal  effect  to  and  pro- 
secute  the  Charge  against  him 
according  to  the  laws  of  the 
Canton  of  his  origin ;  and  the 
Government  of  the  United 
Kingdom  engages  to  commu- 
nicate  to  the  Federal  Council 
all  documents,  depositions^  and 
proofs  relating  to  the  case, 
and  to  cause  the  commissions 
of  examination  directed  by 
the  Swiss  Judge,  and  trans- 
mitted through  the  proper 
Diplomatie  Channel,  to  be  exe- 
cuted  gratuitously. 
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Artikel  II. 
Die  strafbaren  Handlungen, 
w^en  deren  die  Auslieferung 
zu  gewähren  ist,  sind  folgende: 
l)Mord,   mit  Inbegriff  des 
Eindsmordes,   und  Mord- 
versuch. 

2)  Todtschlag. 

3)  Nachmachen  oder  Ver- 
falschen von  Metallgeld, 
Ausgeben  oder  Inverkehr- 
sezen  nachgemachten  oder 
verfälschten  Metallgeldes. 

4)  Fälschung,  Nachmachen 
oder  Verändern ,  sowie 
die  Verausgabung  dessen, 
was  nachgemacht ,  ge- 
i^lscht  oder  verändert  ist, 
nämlich  die  Verbrechen, 
welche  in  den  Strafgesezen 
der  beiden  Staaten  als 
Nachmachen  oder  Verfäl- 
schen von  Papiergeld , 
Banknoten  oder  andern 
Werthschriften  enthalten 
sind;  femer  die  Fälschung 
oder  Vermischung  anderer 
öffentlicher  oder  Privat- 
orkunden,  sowie  das  Aus- 
geben oder  In  verkehrsezen 
und  der  wissentliche  Ge- 
brauch solcher  nachge- 
machter, gemischter  oder 
vermischter  Papiere. 


Article  U, 
The  crimtis   for  whicii  the 
extraditian  h  U>   bt;   graoted 
are  the  followiag:  — 

1.  Murder  (includin^  infanti- 
cide)  and  attempt  to  mur- 
der. 

2.  Mauälaughter. 

3.  Couuterfeiting  or  altering 
moiiey,  uttering  or  brin- 
ging  into  circulation  coun- 
terfeil  or  altered  money. 

4.  Forgery,  or  egiiuterfeiting, 
or  alt^iring,  or  utiering 
what  m  forged^  or  coun- 
terfeited,  or  altered  ;  com- 
prehending  the  crimea  de- 
signated in  the  Peual 
Codes  of  both  States  m 
counterfeiliüg  or  falsiKca- 
tion  of  paper  monej,  bank 
notes,  or  ütht;r  securities^ 
forgcry^  or  falsifieation  of 
other  publie  or  private 
d  ocu  m  en  ts,  li  k  e  w  ise  tbe 
utiering  or  bnugiDg  into 
circulaüon,  or  wflfully 
usiug  such  couoterfeitedj 
forged,  or  falsitied  papers* 
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5)  tJQterschlagutig  oder 
Diehatahl. 

6)  Betrug,  resp.  Erlanguog 
von  Geld  oder  andern 
Sachen  durch  falsche 
VorepiegelungöD, 

7)  Betrüglicher  Bankerott, 
resp.  Verbrechen  gegen 
das  Geaez  betreffend 
Bankerott. 

8)  Untreue  von  Seite  eines 
Verwalters  und  Beauf- 
tragten ,  Bankiers,  Agen- 
ten, Kommissionärs,  Ver- 
walters von  Vermögen 
Dritter,  Vorstandes,  Mit- 
gliedes  oder  Beamten 
irgend  einer  Gesellschaft, 
soweit  dieselbe  nach  den 
dannzumal  bestehenden 
Gesezen  als  Ve  rb  reche  n 
behandelt  wird. 

9;)  Nothzueht. 

10)  Entfühniog  von  Minder- 
jährigen. 

11)  Menaehenraub. 

12)  Einbrechen  oder  Eindrin- 
geo  in  ein  Wohnhaus  in 
verbrecherischer    Absicht 

zur  Tages-    oder   Nach^ 
zeit, 

13)  Brandstiftung. 


5.  Embezzlement  or  larceny. 

6.  Obtaining  money  or  goodn 
by  false  pretences. 


7,  Crimes  against  bankruptcy 
law. 


8.  Fraud  eommitted  by  a 
bailee,  banker,  agent,  fac- 
tor,  tnistee,  or  direetor, 
or  member  or  public  offi- 
cer  of  any  Company  mado 
criminal  by  any  law  for 
tlie  time  being  in  force. 


9.  Hape, 
10.  Abduction  of  minors, 

ll.Child  stealtng  or  kidnap- 
ping. 

12.  Burglary,  or  bouse  brea- 
king,  with  criminal  in- 
ten t. 


13.  Arson» 
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14)  Raub  mit  GewaUthätig- 
keit. 

15)  DrohungeD  mittelst  Brief 
oder  auf  andere  Weise^ 
mit  der  Absicht,  zu  er- 
presaen. 

16)  Meineid  und  Anötiftung 
zum  Meineid. 

17)  Böswillige  Eigentimms- 
beschädigung,  insofern  sie 
von  Amtes  wegen  als  Ver- 
breclieQ  verfolgt  wird* 

Die  Auslieferung  findt^t 
auch  statt  wegen  Theil nähme 
an  ei  Der  der  vor  bezeichneten 
strafbaren  Handlungen,  mag 
sie  vor  oder  nach  deren  Ver- 
tlbung  stattfinden  ^  vorauage- 
fiCÄt,  daß  dic3e  Theilnahme 
nach  der  Gesezgebung  beider 
Kontrahenten  strafbar  ist. 

Artikel  in. 
Ein  flüchtiger  Verbrecher 
kann  in  jedem  der  beiden 
Länder  verhaftet  werden  auf 
Orund  eines  Verhaftbefebleö, 
der  von  einem  Polizeimagistra^ 
ten,  Friedensrichter  oder  von 
einer  andern  kompetenten  Be- 
hcirde  erlassen  wird,  auf  eine 
solche  Strafanzeige  oder  Klage 
und  auf  einen  solchen  Beweis 
oder  nach  einem  solchen  Ver- 


I 


14»  Bobbery  with  violence. 

15.  Threats  by  letter  orother- 
wise  with   inteot    to   ex- 

16.  Perjüry  or  subornation  of 
perjury. 

17.  Malieious    injury    to    pro- 
perty,  if   the    offenee    be 

indictable, 

Tbe  extradition    is  aUo  to 

take  place  for  participation 
in  any  of  the  aforesaid  erimes^ 
as  an  accesaory  before  or  after 
the  faet,  provided  such  par- 
ti  ei  p  a  tion  be  p  un  is  hab  1  e  by 
the  laws  of  both  Contracting 
Parties, 


Article  HL 

A  fugitive  eriminal  raay  be 
apprehended  in  either  country 
under  a  Warrant  issued  by 
any  Police  Magistrate,  Juntiee 
of  the  Peaee,  or  other  com- 
petent  authority,  on  such  in- 
fürmation  or  complaint,  aud 
auch  evidence,  or  alter  such 
proceedings  as  would,  in  the 
opinion  of  the  authority  is- 
suing  the  Warrant,  juBtity  the 
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fahren^  daß  nach  der  Ansieht 
der  Behörde,  welche  den  Ver- 
hafthefehl  erlaßt^  dessen  Er- 
laß gerechtfertigt  wäre,  wenn 
das  Verbrechen  in  demjenigen 
Theile  der  Gebiete  der  Ver- 
tragsparteien begangen,  oder 
die  betreffende  Person  in  dem- 
jenigen Thdle  der  Gebiete  der 
Vertragsparteien  verurtheilt 
worden  wa.re,  in  welchem  der 
Magistrat,  Friedensrichter  oder 
die  andere  kompetente  Be- 
hörde Gerichtsbarkeit  ausübt. 
In  einem  aolchen  Falle  soll 
jedoch  in  dem  VeTeinigten 
Königreiche  der  Beklagte  so 
schnell  wie  möglich  vor  einen 
Polizeima^straten  in  London 
gesendet  werden- 

Diese  Anauchen  um  provi- 
sorische Verhaftung  mögen 
vermittelst  der  Fosit  oder  durch 
d  en  Te  1  egrap  h  en  gern  ach  t 
werden,  vorausgesezt,  me  ent- 
halten die  Angabe^  daß  sie 
von  einer  gerichtlichen  oder 
andern  kompetenten  Behörde 
abgesendet  worden  seien. 
Solche  Requisitionen  müssen 
eiae  allgemeine  BeÄeichnung 
des  Verbrechens  oder  Verge- 
hens und  die  Erklärung  ent* 
haken,  daß  em  Verhaftbefehl 


issue  of  a  Warrant  if  the  crime 
had  heen  committed  or  the 
person  convicted  in  that  part 
of  the  dominions  of  the  two 
Contracting  Parties  in  which. 
the  Magist  rate.  Justice  of  fclie 
Peace,  or  other  competent 
authority  exercisea  jui-isdio- 
tjon  :  provided,  however,  that, 
in  the  United  Kingdom,  the 
aecused  shall^  iü  such  ease^ 
be  sent  as  speedily  as  pos- 
sible  before  a  Police  Ma- 
gistrate in  London* 


Requisitions  for  provisfonal 
airest  may  be  addressed  bj 
postorby  telegraph,  provided 
tliey  purport  to  be  sent  by 
Bome  judieial  or  other  com- 
petent authority.  Such  requi- 
siKons  must  oontain  a  des- 
criptton  in  geaeral  terma  of 
the  crime  or  offenca,  and  a 
Statement  that  a  warraut  has 
becn  granted  for  the  arrest 
of  the  criminal,  and  that  hia 
extraditiOD  will  be  demanded. 
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gegeo  den  Verbrecher  bestehe, 
und  daß  dessen  Auslieferung 
verlangt  werde. 

Er  soll  in  üebereinstim- 
mung  mit  diesem  Artikel  so- 
wohl in  der  Schweiz  als  auch 
in  dem  Vereinigten  König- 
reiche des  Verhaftes  entlassen 
werden,  wenn  nicht  binnen 
dreißig  Tagen  von  dem  diplo- 
matischen Agenten  desjenigen 
Landes,  w^elches  dessen  Aus- 
lieferung verlangt,  das  Aus- 
lieferungsbegehren gemäß  den 
Vorschriften  dieses  Vertrages 
gestellt  wird. 

Artikel  IV. 
Das  Auslieferungsbegehren 
muß  immer  auf  diplomati- 
schem Wege  gestellt  werden, 
und  zwar  in  der  Schvieiz 
durch  den  englischen  Oesand- 
ten  an  den  Bundespräsiden- 
ten, und  in  Großbritannien 
durch  den  schweizerischen 
Generalkonsul  in  London , 
welcher  von  Ihrer  Majestät 
ftlr  die  Zweke  dieses  Vertra- 
ges als  diplomatischer  Reprä- 
sentant der  Schweiz  aner- 
kannt wird,  an  den  Staats- 
sekretär für  die  auswärtigen 
Angelegenheiten. 


He  shall  in  accordance  with 
this  Article  be  discharged,  as 
well  in  the  United  Eingdom 
as  in  Switzerland,  if  within 
the  term  of  thirty  dajs  a  re- 
quisition  for  extradition  shall 
not  have  been  made  by  the 
Diplomatie  Agent  of  the 
country  claiming  bis  surren- 
der in  accordance  with  the 
stipulations  of  this  Treaty. 


Article  IV. 
The  requisition  for  extra- 
dition must  always  be  made 
by  the  way  of  diplomacy, 
and  to  wit,  in  Switzerland  by 
the  British  Minister  to  the 
President  of  the  Confedera- 
tion,  and  in  the  United  Eing- 
dom to  the  Secretary  of  State 
for  Foreign  Affairs  by  the 
Swiss  Consul-General  in  Lon- 
don, who,  for  the  purposes 
of  this  Treaty,  is  hereby  re- 
cognized  by  Her  Majesty  as 
a  Diplomatie  Representative 
of  Switzerland. 
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.  Artikel  V. 
In  der  Schweiz  soll  folgen- 
des Verfahren  stattfinden: 

Im  Falle  das  Auslieferungs- 
begehren  gegen  eine  ange- 
klagte Person  gerichtet  ist,  so 
muß  eine  authentische  Kopie 
des  von  einem  kompetenten 
Beamten  oder  Magistraten  er- 
lassenen Verhaftsbefehles,  der 
das  Verbrechen  oder  Verge- 
hen, dessen  sie  angeklagt  ist, 
klar  bezeichnet,  vorgelegt 
werden,  und  von  einer  ge- 
hörig legalisirten  Darstellung 
der.  Thatsachen  und  der  Be- 
weise, gestüzt  auf  welche  der 
Verhaftsbefehl  bewilligt  wor- 
den ist,  begleitet  sein. 

Wenn  das  Auslieferungs- 
begehren eine  verurth eilte 
Person  betrifiFt,  so  muß  es  von 
einer  authentischen  Kopie  des 
ürtheiles  begleitet  sein,  worin 
das  Verbrechen  oder  Verge- 
hen, wegen  dessen  sie  ver- 
urtheilt  wurde,  angegeben  ist. 

Mit  dem  Auslieferungsbe- 
gehren müssen  ferner  das 
Signalement  der  reklamirten 
Person,  und  wenn  möglich 
noch    andere    Informationen 


Article  V. 

In  Switzerland  the  manner 
of  proceeding  shall  be  as 
foUows:  — 

The  requisition  for  the  ex- 
tradition  of  an  accused  person 
must  be  accompanied  by  an 
authentic  copy  of  the  Warrant 
of  arrest,  issued  bj  a  compe- 
tent  ofBeial  or  Magistrate, 
clearly  setting  forth  the  crime 
or  offence  of  which  he  is  ac- 
cused, together  with  a  pro- 
perly  legalized  Information 
setting  forth  the  facts  and 
evidence  upon  which  the 
Warrant  was  granted. 


If  the  requisition  relates  to 
a  person  already  convicted,  it 
must  be  accompanied  by  an 
authentic  copy  of  the  sentence 
or  conviction,  setting  forth  the 
crime  or  offence  of  which  he 
has  been  convicted. 

The  requisition  must  also 
be  accompanied  by  a  descrip- 
tion  of  the  person  claimed, 
and,  if  it  be  possible,  by  other 
information    and     particulars 
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und  Details^  welche  zur  Fest- 
stellung ihrer  Identität  dienen 
mögen,  vorgelegt  werden. 

Nach  geschehener  Prüfung 
dieser  Sohriftstüke  wird  sie 
der  Bundesrath  derjenigen 
Eantonsregierung  übersenden, 
auf  deren  Gebiet  der  Verfolgte 
sich  befindet,  damit  der  Lez- 
tere  durch  einen  gerichtlichen 
oder  polizeilichen  Beamten 
über  ihren  Inhalt  einvernom- 
men werde. 

Die  Kantonsregierung  wird 
das  Einvernahmsprotokoil 
nebst  sämmtlichen  Akten  und 
allfällig  weiterm  Berichte 
dem  Bundesrathe  übersenden, 
welcher  nach  erfolgter  Prüfung 
derselben,  im  Falle  von  keiner 
Seite  Einsprache  erhoben  ist, 
die  Auslieferung  bewilligen 
und  seinen  Entscheid  sowohl 
der  Gesandtschaft  von  Groß- 
britannien, als  auch  der  be- 
treffenden  Kantonsregierung 
mittheilen  wird,  lezterer  be- 
hufs Uebergabe  des  auszulie- 
fernden Individuums  an  der- 
jenigen Grenzstelle  und  an 
diejenige  auswärtige  Polizei- 
behörde, welche  im  einzelnen 
Falle  von  der  großbritanni- 
schen Gesandtschaft  zu  be- 
zeichnen ist. 


which  may  serve  to  identify 
him. 

After  havingexamined  these 
documents,  the  Swiss  Federal 
Council  shali  oommunicate 
them  to  the  Cantonal  Govern- 
ment in  whose  territory  the 
person  charged  is  found,  in 
Order  that  he  may  be  exami- 
ned  by  a  judicial  or  police 
officer  on  the  subject  of  their 
Contents. 

The  Cantonal  Government 
will  transmit  the  proces-verhal 
of  the  examination,  together 
with  all  the  documents,  ac- 
companied,  if  there  be  one, 
by  a  more  detailed  report  to 
the  Federal  Council,  who, 
after  having  examined  them, 
and  there  be  no  Opposition 
on  either  side,  will  grant  the 
extradition,  and  will  commu- 
nicate  its  decision  both  to  the 
British  Legation  and  to  the 
Cantonal  Government  in  ques- 
tion,  to  the  latter  in  order 
that  it  may  send  the  person 
to  be  surrendered  to  such 
place  on  the  frontier,  and 
deliver  him  to  such  foreign 
police  authority  as  the  British 
Legation  may  name  in  each 
special  case. 
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Wenn  die  zur  Feststellung 
des  Thatbestaades  oder  der 
Identität  des  Ans^eklagten  vor- 
gelegten Aktenstüke  oder  die 
voo  den  schweizerischea  Be- 
hörden iu  gleichem  Zweke 
gemachten  Erhebungen  uuge- 
nlif^end  ersehe  inen  i^oliten,  so 
wird  dem  diplomatiöchen  Ver- 
treter G-roßbritauniena  unver* 
zügUch  davon  Mitlheilung  ge- 
macht behnfs  weiterer  Nach- 
weise, Wei'den  sie  nicht  vor 
Ablauf  von  15  Tagen  beige- 
bracht^ so  wird  der  Verhaftete 
in  Freiheit  gesezt. 

Im  Falle  gegen  die  Anwend- 
barkeit dieses  Vertrages  eine 
Einsprache  vorliegt,  wird  der 
Bundesrath  sämmtliehe  Akten 
dem  schweizerischen  Bundes- 
gerieb te  übersenden,  welches 
über  die  Bewilligung  oder 
VerMeigerung  der  Ausliefe- 
rnng  detimtiv  zu  entscheiden 
hat. 

Der  Bundesrath  wird  den 
Enlseheid  des  Bundesgerichteß 
der  groß  britannischen  Cre- 
sand tschaft  mittheilen.  Lautet 
derselbe  auf  Bewilligung  der 
Auslieferung,  so  wird  der 
Bundesrath  die  Yollziehung 
anordnen,  wie  in  dem  Falle, 


Should  the  doeuments  fui^ 
nished  with  a  view  of  prnving 
the  facta,  or  of  eetablishing 
the  identitj  of  the  aceuKcd, 
or  the  particulare  collected  by 
the  Swiss  authorities  appear 
insüfficient^  notice  shall  be  im- 
mediatelj  given  to  the  Diplo- 
matie Representativö  of  Great 
B ritain,  in  Order  tliat  be  maj 
furnish  further  evidenee.  If 
such  fürther  evidence  bc  not 
furniahed  within  liftee«  daya 
the  persün  arrested  shall  bö 
set  at  iiberty. 

Iq  the  event  of  the  appli- 

cation  of  tliis  Treaty  being 
eontested,  the  Swias  Federal 
Council  will  transmit  the  do- 
euments r^dossier^)  to  the 
Svviss  Federal  Tribunal,  whose 
duty  it  is  to  decide  definitely 
the  question  whether  extra- 
dition  ahould  be  granted  or 
refü.sed. 

The  Federal  Council  vviU 
communicate  the  judgment  of 
the  Federal  Tribunal  to  the 
British  Legation.  Ifthis  judg- 
ment grants  the  ejctraditioQ 
the  Federal  Council  will  order 
its  execution^  as  in  the  ease 
when     the    Federal    Council 
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Tvo  er  vüti  sieh  aus  die  Aua- 
Jiererung  bi^wilLigt  hat.  Ist 
d^egea  vom  Buudeägerieht*? 
die  Atisliett^rung  al>ge  lehnt 
worden,  so  wird  der  Bundes- 
mlb  sofort  die  Freilas^mg  dee 
Verhafteten  verfügen, 

Artikel  VI. 

In  dem  Reiche  Ihrer  Britan- 
nischen Majestät,  mit  Aus- 
nähme  der  Kolonien  und  aas- 
wärtigen  Besizungen,  soll  ver- 
faJiTen  werden  wie  folgt: 

Ä.  Wenn  es  sieh  um  eine 
angeklagte  Person  handelt, 
wird  dae  Äusliefemnga begeh- 
ren von  dem  diplomatischen 
Vertreter  der  schweizeriöchen 
Eidgenotienschaft  dem  Haiipt- 
5taEiti?aekretäi'  der  auswar r igen 
Angelegenheiten  Ihrer  Maje- 
stät Regierung  eingereicht. 
Dieses  Begehren  soll  von  einem 
Verhaftsbefehl  oder  einem  an- 
deren genehtlichen  Äktenstük 
von  gleichem  Werthe,  ausge- 
stellt von  einem  zur  Unter* 
sucbnng  der  dem  Angeklagten 
in  der  Schweiz  zur  Laat  ge- 
legten Handlangen  kompeten- 
ten Riebter  oder  andern  Be- 
amten^ begleitet  sein^  sowie 


itself  granta   the  estraditiou. 

If,  on  the  other  band,  the 
Federal  Tribunal  refuses  the 
extradition,  the  Fedeml  Coun- 
cil will  immedialeiy  order  the 
person  aecuaed  to  be  set  at 
liberty. 

Article  VI. 

In  the  dominiona  of  Her 
Britannic  Majesty,  other  than 
the  Colonies  or  Foreign  poft- 
sessions  of  Her  Majejsty,  the 
mauner  of  proeeeding  ahall 
be  as  follows:  — 

a.  In  the  case  of  a  peraon 
aecuaed:  — 

The  requisition  for  the 
surrender  shall  be  made  to 
Her  Britannic  Majesty's  Pnn- 
cipal  Seeretary  of  State  for 
Foreign  Affairs  by  the  Diplo- 
matie Repreaentatjve  of  tbe 
Öwiss  Confederation.  The  said 
demand  ehall  be  accompanied 
by  a  Warrant  of  arrest,  or 
other  equivalent  judicial  do- 
cument,  issued  by  a  Judge  or 
Magistrate  duly  authorized  to 
take  cognizflncc  of  tbe  u-ets 
charged  Hgainat  the  aecuaed 
in  Swiizerland,  and  duiy 
authenticated  depoaitions  ur 
Statements  taken  on  oath,  or 
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von  den  gehörig  legalisirten, 
vor  diesem  Richter  oder  Be- 
amten beschworeneo  oder 
feiörlich  als  Wahrheit  erklür- 
ten  Depositioneo  oder  Aus- 
sagen, aus  welchen  die  in 
Frage  atehenden  Handlangen 
klar  hervorgehen,  und  welche 
überdies  das  Signalement  der 
reklamirten  Person  und  ge- 
nügende Details  enthalten  zar 
Feststellung  ihrer  Identität. 

Der  genannte  Hauptstaate- 
Sekretär  soll  diese  ÄktenstUke 
dem  Hauptstaatssekretär  Ihrer 
Majestät  für  das  Departement 
des  Innern  raittheilen,  welcher 
mittelst  eigenhändig  unter- 
zeichneter und  mit  seinem 
Siegel  versehen en  Ordre  einem 
Polizei  magistrateu  in  London 
von  dem  gestellten  Ausliefe- 
rungsbegehren Mittheilung 
macht  und  ihn  beauftragt, 
wenn  genügender  Grund  dazu 
vorliegt,  den  Verhaft^befehl 
gegen  den  Flüchtigen  zu  er- 
lassen. Nach  dem  Empfange 
dieser  Ordre  des  Staatssekre- 
tärs, und  auf  die  Vorlage 
solchen  Beweises,  welcher 
nach  der  Ansieht  de,s  Magistra- 
ten  den    Erlaß   de8  Verhaft- 


aolemoly  declared  lo  be  true, 
before  such  Judge  ör  Magistra- 
te, clearly  setting  forth  the 
Said  acts,  aod  containing  a 
description  of  the  person  clai- 
med,  and  any  particulars 
wbich  niay  serve  to  identify 
bim. 


,i 


Tho  said  Principal  Secre- 
ta  rj  of  State  shall  transmit 
such  documents  to  Her  Bri- 
tannie  Majesty's  Principal 
Secretary  of  State"  for  the 
Home  Department,  who  shall 
then,  by  Order  under  his  band 
aod  seal,  signify  to  some  Po- 
lice Magistrate  in  London  that 
such  requisition  has  been  ma- 
de,  and  require  him,  if  there 
be  due  cause,  to  issue  his 
Warrant  for  the  apprehension 
of  the  fugitive.  On  the  receipt 
of  such  Order  from  the  Secre- 
tary of  State,  and  on  the  pro- 
duction  of  such  evidence  as 
wQuld^  in  the  opinion  of  the 
Magistrate,  justify  the  issue  of 
the  Warrant  if  the  crime  had 
been  conimitted  in  the  United 
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befehle«  rechtfertigen  würde, 
wenn  das  Verhiechen  ia  dem 
Vereinigteü  Königreiche  ver- 
übt worden  wäre,  soll  er  den 
Verhaftebefehl  erlassen. 

Wenn  die  reklamirte  Per- 
aon  verhaftet  worden  ist,  so 
soll  sie  vor  den  Magistraten, 
welcher  den  Verbafisbefehl 
erlassen  hat,  oder  vor  einen 
andern  Po lizetniagist raten  In 
LoDdon  gebracht  werden. 
Wenn  der  hierauf  zu  produ- 
zirende  Bew  eis  ein  solcher  ist, 
daß  er  gemäß  dem  eughachen 
Geseze  hinreichen  wörde^  um 
den  Verhafteten  zur  Aburthei- 
lüDg  vor  das  Gericht  zu  ver- 
weisen,  falls  das  Verbrechen, 
dessen  er  angeklagt  ist,  im 
Vereinigten  Kömgreiche  ver- 
übt worden  wäre,  so  soll  der 
Polizeimagistrat  dessen  Ver- 
aezung  in  das  Gefängniß  ver- 
fUgen,  um  die  Ordre  des  Staats* 
Sekretärs  zum  Vollzuge  der 
Auslieferung  abzuwarten,  und 
dem  Staatssekretär  sofort  ein 
Attestat  über  diese  Verfügung 
mit  Bericht  über  den  Fall 
mittheilen. 

Na  dl  dem  seit  der  Verfll*^ung 
über  die  Versezung  des  Ver- 
hafteten m  das  Gefängniß  ciae 


Kingdom  T    he   sliall  issue  hifl 
Warrant  aeoordiugly. 


When  the  peraon  ctaimed 
shall  have  been  appreheoded, 
he  shall  be  brought  before 
the  Magistrate  wijo  iasued  the 
warraot,  or  some  other  Police 
Magistrate  in  London.  If  ilie 
evidence  to  he  then  produced 
shall  be  such  as  lo  justify, 
aecording  to  the  law  of  Eng- 
land,  the  eommittal  for  trial 
of  the  prisoner,  if  the  crime 
of  whicli  he  is  accused  had 
been  committed  in  the  United 
Kingdom,  the  Police  Magistrate 
shall  com  mit  him  to  prison 
to  await  the  Warrant  of  the 
Seeretary  of  State  for  his 
surrender;  sending  iuimedia- 
tely  to  the  Secretary  of  State 
a  certificate  of  the  eommittal 
and  a  report  upon  the  case. 


After  the  expiration  of  a 
penod  from  the  eommittal  of 
Ihe  prisoner,  whieh  shall  oe* 
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Zeitfriat  verflosseo  iat,  welche 
nie  weniger  als  fiinfzoha  Tage 
betragen  dai'f,  süll  der  Staats- 
sekretär tinrch  eine  von  ihm 
eigephändig  unterzeiclinete 
und  mit  aeinem  Siegel  verse- 
hene Ordre  den  TranspOTt  des 
auszuHeferndeu  Individuums 
in  denjenigen  Meerhafen  an- 
ordnen^ welcher  zu  dessen 
Auslieferung  an  die  schweize- 
riaehe  Regierung  im  einzelnen 
Falie  bezeichnet  werden  wird. 

B.  Wenn  es  sich  um  eine 
verurtheilte  Person  han- 
delt, so  soll  gleich  verfahren 
werden,  wie  wenn  es  sieh  um 
eine  angeklagte  Person  han- 
deln würde,  ausgenommen^ 
daß  in  dem  Verhaflebefehle, 
welcher  von  dem  dipiomati- 
sehen  Vertreter  der  Schweiz 
zur  LTnterstüzung  de-s  Auslie- 
ferungsbegehrens einzureichen 
ist,  das  Verbrechen  oder  Ver- 
gehen, wegen  dessen  das  re- 
klamirte  Individuum  ver- 
urtheiit  wurde,  klar  dargestellt 
und  auch  der  Ort  und  das 
Datum  des  ürtheils  angegeben 
werden  müssen. 

Ajg  Beweis  muß  das  8trat- 
urtheii  beigebracht  werdon^ 
welches  von  dem  zuetÄndigeo 


ver  be  less  than  ßfleen  daySj 
the  JSeeretsry  of  State  shall, 
by  order  under  Ins  hand  and 
seal^  Order  the  fugitive  crimi- 
nal  to  be  eent  to  such  seaport 
town  as  shalK  in  each  special 
case^  be  selected  for  his  de- 
livery  to  the  Swiss  Govern- 
ment. 


b.  In  the  case  of  a  persön 
couvictetl:  — 

The  course  of  proceeding 
shall  be  the  same  as  in  the 
case  of  a  person  aceuaed, 
exeept  that  the  Warrant  to  be 
transmitted  by  the  Diploma- 
tie Representative  of  S witzer- 
land  in  support  of  his  requi- 
öitioD  shall  elearlj  set  forth 
the  crime  or  offence  of  which 
the  person  claimed  has  been 
convicled,  and  State  the  plaee 
and  date  of  bis  conviction. 


The  evidenoe  to  be  produ- 
eed  shali  consist  of  the  petial 
aentence    passed    against   the 
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Gerichte  des  die  Auslieferung 
begehrenden  Staates  gegen 
den  Yerurtheilten  erlassen 
worden  ist. 

C.  Personen,  welche  in 
contumaciam  verurtheilt 
worden  sind,  werden  in  Aus- 
lieferungsangelegenheiten wie 
Angeklagte  behandelt  und  als 
solche  ausgeliefert. 

D.  Nachdem  der  Polizei- 
magistrat die  Yersezung  des 
Angeklagten  oder  Yerurtheil- 
ten in  das  Oefängniß  verfügt 
hat,  um  die  Ordre  des  Staats- 
sekretär zur  Yollziehung 
seiner  Auslieferung  abzuwar- 
ten, hat  diese  Person  das 
Recht,  um  eine  Yerfügung  auf 
^habeas  corpus^  einzukom- 
men. Wenn  sie  hievon  Ge- 
brauch macht,  so  soll  die  Aus- 
lieferung verschoben  werden 
bis  nach  dem  Entscheide  des 
Grerichtshofee  über  ihr  Gesuch, 
und  kann  nur  stattfinden, 
wenn  der  Entscheid  für  den 
Petenten  ungünstig  lautet.  Im 
leztern  Falle  kann  das  Gericht 
gleichzeitig  die  Yollziehung 
der  Auslieferung  verfügen , 
ohne  die  Ordre  des  Staats- 
sekretärs abzuwarten,  oder  es 


convicted  person  by  the 
competent  Court  of  the  State 
claiming  bis  extradition. 

c.  Persons  convicted  by 
judgment  in  default  or  arrSt 
de  contumace  shall  be,  in 
the  matter  of  extradition, 
considered  as  persons  accused, 
and  maj,  as  such,  be  surren- 
dered. 

d.  After  the  Police  Ma- 
gistrate shall  have  committed 
the  accused  or  convicted  per- 
son to  prison  to  await  the 
Order  of  a  Secretary  of  State 
for  his  surrender,  such  person 
shall  have  the  right  to  apply 
for  a  writ  of  haheas  corpus  ; 
if  he  shonld  so  apply,  his 
surrender  must  be  deferred 
until  after  the  decision  of  the 
Court  upon  the  return  to  the 
writ,  and  even  then  can  only 
take  place  if  the  decision  is 
adverse  to  the  applicant.  In 
the  latter  ease,  the  Court  may 
at  once  Order  his  delivery  to 
the  person  authorized  to  re- 
ceive  him,  without  waiting 
for  the  Order  of  a  Secretary 
of  State  for  his  surrender,  or 
commit  him  to  prison  to  await 
such  Order. 


£idg.  amtL  Samml.  Neue  Folge.  Y.  Bd. 
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kann  die  Beibehaltung  des  Ver- 
haftes  verfügen  bis  nach  Erlaß 
jener  Ordre. 

Artikel  VU. 

Die  Behörden  des  ersuch- 
ten Staates  haben  bei  der 
Prüfung,  welche  ihnen  nach 
den  vorstehenden  Bestimmun- 
gen obli^t,  den  beschworenen 
oder  feierlich  als  Wahrheit 
erklärten  Depositionen  und 
Zeugenaussagen ,  welche  in 
dem  andern  Staate  zu  Proto- 
koll genommen  sind,  deß- 
gleichen  den  Abschriften  hie- 
ven, und  ebenso  den  im  an- 
dern Staate  erlassenen  Haft- 
befehlen und  Urtheilen  oder 
Abschriften  hie  von,  volle  Be- 
weiskraft beizulegen,  voraus- 
gesezt,  daß  in  diesen  Schrift- 
stüken  angegeben  ist,  daß  sie 
durch  einen  Richter,  eine 
obrigkeitliche  Person  oder 
einen  andern  Beamten  dieses 
Staates  unterzeichnet  oder  be- 
scheinigt seien,  und  daß  sie 
durch  Beidrükung  des  Amts- 
siegels eines  britischen  Staats- 
ministers  oder  des  schwei- 
zerischen Bundeskanzlers  be- 
glaubigt sind. 

Das  persönliche  Erscheinen 
von  Zeugen  darf  nur  verlangt 


Article  VU. 
In  the  examinations  which 
thej  have  to  make  in  accor- 
dance  with  the  foregoing  sti- 
pulations,  the  authorities  of 
the  State  applied  to  shall  ad- 
mit  as  entirelj  valid  evidence 
the  depositions  or  Statements 
of  witnesses,  either  swom  or 
solemnly  declared  to  be  true, 
taken  in  the  other  State,  or 
copies  thereof,  and  likewise 
the  Warrants  and  sentences 
issued  therein,  or  copies  the- 
reof, provided  such  documents 
purport  to  be  signed  or  cer- 
tified  by  a  Judge,  Magistrate, 
or  officer  of  such  State,  and 
are  authenticated  by  the  of- 
ficial  seal  of  a  British  Secre- 
tary  of  State,  or  of  the  Chan- 
cellor  of  the  Swiss  Confede- 
ration  being  afßxed  thereto. 


The  personal  attendance  of 
witnesses    can    be    required 
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■werden  zur  Feststellung  der 
Identität  der  Person  des  Ver- 
folgten mit  derjenigen  des 
Verhafteten. 

Artikel  VIII. 

Wenn  der  zur  Bewilligung 
der  Auslieferung  genügende 
Beweis  nicht  binnen  zwei 
Monaten  von  dem  Tage  der 
Ergreifung  des  Fluchtigen  an 
beigebracht  wird,  so  ist  der 
Ergriffene  auf  freien  Fuß  zu 
sezen. 

Artikel  IX. 

In  Fällen,  wo  es  nöthig  sein 
mag,  wird  die  schweizerische 
Regierung  bei  den  englischen 
Gerichtshöfen  durch  die  Kron- 
anwälte, und  die  englische 
Regierung  bei  den  schweizeri- 
schen Behörden  durch  die 
kompetenten  schweizerischen 
Beamten  vertreten  sein. 

Die  beiden  Regierungen 
werden  den  Repräsentanten 
des  andern  Staates,  welche 
ihre  Intervention  behufs  der 
Verwahrung  und  Sicherung 
der  auszuliefernden  Person 
verlangen,  auf  ihren  Gebieten 
die  nöthige  Hilfe  gewähren. 

Für  die  aus  diesem  Artikel 
entspringende  Rechtshilfe  wird 


only  to  establish  the  identity 
of  the  jperson  who  is  being 
proceeded  against  with  that 
of  the  person  arrested. 

Arücle  VIII. 
If  proof  sufQcient  to  War- 
rant the  extradition  be  not 
furnished  within  two  months 
from  the  day  of  the  appre- 
hension,  the  person  arrested 
shall  be  discharged  from 
custody. 

Article  IX. 
In  cases  where  it  may  be 
necessary,  the  Swiss  Govern- 
ment shall  be  represented  at 
the  English  Courts  by  the 
Law  Offteers  of  the  Crown, 
and  the  English  Government 
in  the  Swiss  Courts  by  the 
competent  Swiss  authorities. 

The  respective  Govern- 
ments  will  give  the  necessary 
assistance  within  their  terri- 
tories  to  the  Representatives 
of  the  other  State  who  claim 
their  Intervention  for  the 
custody  and  security  of  the 
persons  subject  to  extradition. 

No  Claim  for  the  repayment 
of  expenses  for  the  assistance 
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gegenseitig  auf  jede  Vergütuhg 
von  Kosten  verzichtet. 


Artikel  X, 
Der  gegenwärtige  Vertrag 
ist  auf  Verbrechen  und  Ver- 
gehen anwendbar,  welche  vor 
semer  Unterzeichnung  began- 
gen ^yorden  sind.  Die  aus* 
gelieferte  Person  darf  jedoch 
wegen  keines  andern  in  dem 
andern  Lande  vor  der  Aus- 
lieferung begangenen  Verbre- 
chens oder  Vergehens  zur 
Benrtheilung  gezogen  werden, 
als  wegen  desjenigen ,  für 
welches  die  Auslieferung  go- 
währt  worden  ist» 

Artikel  XL 

Ein  flüchtiger  Verbrecher 
soll  nicht  ausgeliefert  werden, 
w*enn  die  strafbare  Handlung, 
wegen  deren  seine  Auslie- 
ferung verlangt  wird,  einen 
politischen  Charakter  an  sich 
trägt,  oder  wenn  er  nach- 
weisen kana ,  dati  der  An* 
trag  auf  seine  AusUeferung  in 
Wirklichkeit  mit  der  Absicht 
gestellt  worden  ist,  ihn  wegen 
eines  Verbrechens  oder  Ver- 
gehens politischer  Natur  zu 
verfolgen  oder  zu  bestrofen. 


mentioned  in  this  Article  ehalE 
be  raade  by  either  of  the 
Contracting  Parties, 

Article  X. 
The  present  Treaty  shall 
apply  to  crimes  and  offences 
committed  prior  to  the  signa- 
ture  of  the  Treaty;  but  m 
person  surrendered  shall  not 
be  tried  for  any  crime  or 
offeoce  committed  in  the  other 
country  before  the  extradittoo 
other  than  the  crime  for 
w^hicli  his  surrender  has  been 
granted. 


Article  XI* 
A  fugitivc  criminal  shal! 
not  be  surrendered  if  the  of- 
fen ce  in  respect  of  which  bis 
surrendei-  is  demanded  ia  one 
of  a  political  chameter,  or  if 
he  prove  that  the  reqnisitioa 
foT  his  surrender  has,  in  fact^ 
been  madc  with  a  view^  to  try 
and  punish  htm  for  an  oflfence 
of  a  political  character. 
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Artikel  XIL 
"Die  Auslieferung  »oll  oicht 
^tatlßaden,  weno  aeit  der  be- 
gangenea  strafbaren  Handluog 
oder  der  Eioleitupg  der  Straf- 
gericht liehe  q  Verfolguag,  oder 
der  erfolgten  Veryrlheilung 
oaeh  den  Gesezeo  des  ersuch- 
ten Staates  Befreiung  von  der 
fltrafgerichtlichen  Verfolgung 
■oder  der  erkannten  Strafe  ein- 
getreten Ist. 

Artikel  XIII, 
Die  Auslieferung  mW  nicht 
^tattßnden,  wenn  die  von  der 
«cbweizerischen  Regierung  ver- 
folgte Person  im  Vereinigten 
Königreiche,  oder  die  Seitens 
4er  Regierung  des  Vereinigten 
König  reich  es  verfolgte  Person 
w  einem  Kanton  der  Schweiz, 
wegen  derselben  strafbaren 
Handlung,  wegen  deren  die 
Auslieferuog  beantragt  wird, 
iD  Untersuchung  gewesen  und 
außer  Verfolgung  gcsezt  wor- 
den^ oder  sich  noch  in  Unter- 
Buchung befindet,  oder  bereits 
l»eätraft  worden  i^t. 

Artikel  XTV. 
Wenn  die  von  der  sehwei- 
xerischen  Regierung  verfolgte 


Article  XII. 
The  extradition  eh  all.  not 
take  place  if,  subseqnently  to 
the  commission  of  the  crime, 
or  the  institution  of  the  penal 
prosecution,  or  the  conviction 
thereon,  exemption  from  pro- 
secution or  punishment  bas 
been  acquired  according  to 
the  laws  of  the  State  app- 
lied to. 


Article  XOL 
The  extrudiüon  ahall  not 
take  place  if  the  person  clai- 
med  on  the  part  of  the  Go- 
vernment of  the  United  King- 
dorn,  or  the  person  claimed 
on  the  part  of  the  Svvias  Go- 
vernnient,  haa  already  been 
tried  and  discharged  or  pu- 
nished,  or  is  still  ander  trial, 
in  one  of  the  Swiss  Cantons 
or  in  tbe  United  Kingdom 
respectivelj^  for  the  crime 
for  which  his  extradition  is 
demanded. 


Article  XIV. 

If   the   person    claimed   on 
the   part  of  the  Government 
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Person  im  Vereinigten  König- 
reielie,  oder  wenn  die  seitens 
der  Regierung  des  Vereinig- 
ten Königrcichea  verfolgte 
Person  in  einem  Kanlon  der 
Schweiz  wegen  einer  andern 
strafbaren  Handlung  in  Unter- 
suchung liegt  oder  verurtheilt 
worden  (st,  so  kann  die  Aus- 
lieferung verschoben  werden, 
bis  diese  Person  in  gehörigem 
Ecchtsgang  in  Freiheit  gesezt 
worden  ist. 

Wird  ein  solches  Indivi- 
duum wegen  Verpflichtungen, 
die  dasaelbe  mit  Privatper- 
sonen abgesehbssen  hat,  in 
jenem  Lande,  in  welchem  es 
Zuflucht  genommL^n  hat,  ge- 
rieht lieh  verfolgt,  so  soll  dessen 
Ausliülerung  dennoch  statt- 
finden, dabei  aber  der  be- 
schädigten Pnrici  diis  Recht 
vorbehalten  bleiben,  ihre  An- 
sprache vor  der  kompetenten 
Behörde  geltend  s^u  machen. 

Artikel  XV. 
Wird  ein  Individuum  von 
einer  der  beiden  Vertrags- 
parteien auf  Gruud  des  ge- 
genwärtigen Vertrages  zur 
A  US  li  e  fer  u  ng  rek  l  a  ni  ir  t ,  z  u- 
gleieh  abei*  auch  dessen  Aus- 


of  the  United  Kingdom,  or  if 
the  person  claimed  on  tlie 
part  of  the  Swiss  Government, 
should  be  under  examination, 
or  have  been  condemned  for 
any  other  crime,  in  oue  of 
the  Swiss  Cantons  or  in  th& 
United  Kingdom  respectively^ 
his  exti-adition  may  be  de- 
ferred  until  he  shall  have 
been  set  at  liberty  in  due 
course  of  law. 

In  case  such  individual 
should  be  proceeded  against 
in  the  couutry  in  which  he 
has  taken  refuge,  on  account 
of  obligations  coutracted  to- 
wards  private  individuals,  hl» 
extradition  shall,  nevertheless, 
take  place;  the  injured  party 
retaining  his  right  to  prosecute 
his  Claims  before  the  compe- 
tent  authority. 


Article  XV. 
If  the  individual  claimed 
by  one  of  the  two  High  Con- 
tracting Parties  in  pursuance 
of  the  present  Treaty  should 
be  also  claimed  by  one  or 
several  other  Powers,  on  ao- 
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lieferuDg  von  einer  oder  meh- 
reren andern  Mächten  wegen 
anderer  auf  deren  Gebieten 
begangener  Verbrechen  oder 
Vergehen  verlangt,  so  ist  das- 
jenige Gresuch  im  Vorgange 
zu  bewilligen,  welches  das 
älteste  im  Datum  ist. 

Artikel  XVI. 
Alle  in  Beschlag  genomme- 
nen Gegenstände,  welche  zur 
Zeit  der  Verhaftung  der  aus- 
zuliefernden Person  in  deren 
Besiz  w  aren,  sollen ,  wenn  die 
zuständige  Behörde  des  um 
die  Auslieferung  ersuchten 
Staates  die  Ausantwortung 
derselben  angeordnet  hat,  bei 
Vollziehung  der  Auslieferung 
mitübergeben  werden ,  und 
diese  Ueberlieferung  soll  sich 
nicht  bloß  auf  die  entfremde- 
ten Gegenstände,  sondern  auch 
auf  Alles  erstreken,  was  zum 
Beweis  der  strafbaren  Hand- 
lung dienen  kann. 

Die  Ablieferung  dieser  Ge- 
genstände soll  auch  dann  statt- 
finden, wenn  die  bereits  be- 
willigte Auslieferung  wegen 
der  Entweichung  oder  des 
Todes  der  auszuliefernden 
Person    unmöglich   geworden 


count  of  other  crimes  or  ofTen- 
ces  committed  upon  their 
respective  territories,  his  ex- 
tradition  shall  be  granted  to 
that  State  whose  demand  is 
earliest  in  date. 


Article  XVI. 
All  articles  seized,  which 
were  in  the  possession  of  the 
person  to  be  surrendered  at 
the  time  of  his  apprehension, 
shall,  if  the  competent  autho- 
rity  of  the  State  applied  to 
for  the  extradition  has  ordered 
the  delivery  thereof,  be  given 
up  when  the  extradition  takes 
place,  and  the  said  delivery 
shall  extend  not  merely  to  the 
stolen  articles,  but  to  every- 
thing  that  may  serve  as  a 
proof  of  the  crime. 


This  delivery  shall  take 
place  even  when  the  extra- 
dition, after  having  been  gran- 
ted, cannot  be  carried  out  by 
reason  of  the  escape  or  death 
of  the  individual  claimed,  un- 
less  the  claims  of  third   par- 
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ist,  es  wäre  denn,  daß  die 
Ansprüche  dritter  Personen  in 
BetreflF  der  erwähnten  Gegen- 
stände deren  Ablieferung  nicht 
zulassen. 

Artikel  XVH. 
Die  vertragenden  Theile 
verzichten  darauf,  die  Erstat- 
tung derjenigen  Kosten ,  wel- 
che ihnen  aus  der  Festnahme 
und  dem  Unterhalte  des 
Auszuliefernden  und  seinem 
Transport  bis  zur  Grenze  des 
requirirten  Staates  erwachsen, 
in  Anspruch  zu  nehmen,  wil- 
ligen vielmehr  gegenseitig 
darein,  diese  Kosten  selbst  zu 
tragen. 

Artikel  XVm. 

Die  Bestimmungen  des  ge- 
genwärtigen Vertrages  sollen 
auf  die  Kolonien  und  auswär- 
tigen Besizungen  Ihrer  Groß- 
britannischen Majestät  Anwen- 
dung finden. 

Der  Antrag  auf  Auslieferung 
eines  flüchtigen  Verbrechers, 
welcher  in  einer  dieser  Kolo- 
nien oder  auswärtigen  Be- 
sizungen Zuflucht  gefunden 
hat,  soll  bei  dem  Gouverneur 
oder  bei  der  höchsten  Behörde 


ties  with  regard  to  the  above- 
mentioned  artides  render  such 
delivery  inexpedient. 


Article  XVU. 
The  Contracting  Parties  re- 
nounce  any  claim  for  the 
reimbursement  of  the  expenses 
incurred  bj  them  in  the  ar- 
rest  and  maintenance  of  the 
person  to  be  surrendered,  and 
his  conveyance  to  the  fron- 
tiers  of  the  State  to  which 
the  requisition  is  made ;  they 
reciprocally  agree  to  bear 
such  expenses  themselves. 


Article  XVffl. 
The  stipulations  of  the  pre- 
sent  Treaty  shall  be  appli- 
cable to  the  Colonies  and 
foreign  possessions  of  Her 
Britannic  Majesty. 

The  requisition  for  the  sur- 
render of  a  fugitive  criminal 
who  has  taken  refuge  in  any 
of  such  Colonies  or  foreign 
possessions  shall  be  made  to 
the  Governor  or  to  the  supre- 
me  authority  of  such  Colony 
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der  betreffeDden  Kolonie  oder 
Besizung  durch  den  in  der- 
selben residirenden  schweize- 
rischen Konsul,  oder  in  Er- 
mangelung eines  solchen  durch 
den  anerkannten  Konsular- 
agenten eines  andern  Staates, 
welchem  die  Wahrung  der 
schweizerischen  Interessen  in 
der  fraglichen  Kolonie  oder 
BesizuDg  anvertraut  wird,  ge- 
stellt werden. 

Der  Gouverneur  oder  die 
höchste  Behörde,  welche  oben 
erwähnt  sind,  sollen  bezüglich 
solcher  Auslieferungsbegehren 
möglichst  konform  mit  den 
Bestimmungen  des  vorliegen- 
den Vertrages  entscheiden.  Es 
steht  ihnen  indeß  frei,  die 
Auslieferung  zu  bewilligen 
oder  den  Fall  ihrer  Regierung 
zum  Entscheide  zu  überweisen. 

Ihrer  Großbritannischen  Ma- 
jestät soll  es  jedoch  freistehen, 
in  den  britischen  Kolonien 
und  auswärtigen  Besizungen 
über  die  Auslieferung  solcher 
Individuen,  die  in  der  Schweiz 
ein  im  Vertrag  genanntes  Ver- 
brechen begangen  haben,  aber 
innerhalb  dieser  Kolonien  und 
auswärtigen  Besizungen  Zu- 
flucht   gefunden    haben,    auf 


or  possession  through  the  Swiss 
Consul  residing  there,  or,  in 
case  there  should  be  no  Swiss 
Consul,  through  the  recogni- 
zed  Gonsular  Agent  of  another 
State  charged  with  the  Swiss 
interests  in  the  Golonj  or 
possession  in  question. 


The  Govemor  or  supreme 
authoritj  abovementioned  shall 
decide  with  regard  to  such 
requisitions  as  nearly  as  pos- 
ßible  in  accordance  with  the 
provisions  of  the  present 
Treaty.  He  will,  however,  be 
at  liberty  either  to  consent  to 
the  extradition  or  report  the 
case  to  his  Government. 

Her  Britannic  Majesty  shall, 
however,  be  at  liberty  to  make 
special  arrangements  in  the 
British  Colonies  and  foreign 
possessions  for  the  surrender 
of  such  individuals  as  shall 
have  committed  in  Switzer- 
land  any  of  the  crimes  herein- 
before  mentioned,  who  may 
take  refuge  within  such  Colo- 
nies  and  foreign  possessions. 
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möglichst  gleicher  Grundlage 
mit  den  Bestimmungen  des 
gegenwärtigen  Vertrages  be- 
sondere Anordnungen  zu 
treffen. 

Begehren  betreffend  die 
Auslieferung  von  Verbrechern, 
welche  aus  einer  Kolonie  oder 
auswärtigen  Besizung  Ihrer 
Großbritannischen  Majestät 
geflüchtet  sind,  sollen  nach 
den  Bestimmungen  der  vor- 
stehenden Artikel  des  gegen- 
wärtigen Vertrages  behandelt 
werden. 

Artikel  XIX. 

Der  gegenwärtige  Vertrag 
soll  zehn  Tage  nach  der  von 
den  hohen  Kontrahenten  in 
geseziicher  Form  geschehenen 
Veröffentlichung  in  Kraft 
treten. 

Nach  dem  Inkrafttreten 
dieses  Vertrages   wird  derje- 


nige, 


welcher   am    31.  März 


1874  zwischen  den  beiden 
hohen  Vertragsparteien  abge- 
schloßen  wurde,  beidseitig  als 
aufgehoben  betrachtet,  und  er 
soll  nur  noch  auf  ein  solches 
Verfahren  Anwendung  finden, 
das  nach  Inhalt  seiner  Vor- 
schriften bereits  stattgefunden 
hätte  oder  angefangen  wor- 
den wäre. 


on  the  basis,  as  nearlj  bs  may 
be,  of  the  provisions  of  the 
present  Treaty. 


The  requisition  for  the  sur- 
render of  a  fugitive  criminal 
from  any  Colony  or  foreign 
possession  of  Her  Britannic 
Majesty  shall  be  govemed  by 
the  rules  laid  down  in  the 
preceding  Articles  of  the  pre- 
sent Treaty. 


Article  XIX. 

The  present  Treaty  sball 
come  into  force  ten  days  after 
its  pubHcation  in  conformity 
with  the  forms  prescribed  by 
the  laws  of  the  High  Contrac- 
ting Parties. 

After  the  Treaty  shall  have 
come  into  force,  the  Treaty 
concluded  between  the  High 
Contracting  Parties  on  the 
31st  of  March,  1874,  shall 
be  considered  as  cancelled, 
except  as  to  any  proceedings 
that  may  have  been  already 
taken  or  commenced  in  vir- 
tue  thereof. 
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Jeder  der  beidea  hohen 
Kontrahenten  kann  diesen 
Vertrag  aufkünden,  indem  er 
sechs  Monate  vor  dem  End- 
termin seinen  Entschluß  der 
Gegenpartei  mittheilt.  Eine 
solche  Aufkündigungsfrist  darf 
jedoch  die  Dauer  eines  Jahres 
nicht  übersteigen. 

Der  Vertrag  wird  ratifizirt 
und  die  Ratifikationen  sollen 
bald  möglichst  in  Bern  aus- 
gewechselt werden. 

Zur  Urkunde  dessen  haben 
die  beiderseitigen  Bevollmäch- 
tigten die  gegenwärtige  üeber- 
einkunft  unterzeichnet  und  mit 
ihren  Wappen  untersiegelt. 

So  geschehen  zu  Bern,  den 
26.  November  des  Jahres  ein- 
tausend achthundert  und 
achtzig. 

(L.  S.)  (Sig.)  Anderwert 
(L.  8.)  (Sig.)  C.  Vlvian. 

erklärt  diesen  Vertrag  als 
ratifizirt  und  in  allen  Theilen 
in  Kraft  erwachsen,  und  ver- 
spricht im  Namen  der  schwei- 
zerischen Eidgen  oßenschaft , 
denselben,  soweit  es  von  ihr 
abhangt,  gewissenhaft  zu  be- 
obachten. 

Zur  Urkunde  dessen 
ist   gegenwärtige  Ratifikation 


It  may  be  terminated  by 
either  of  the  High  Contracting 
Parties,  on  giving  to  the  other 
Party  six  months'  notioe  of 
its  intention  to  terminate  the 
same,  but  no  such  notice 
shall  exceed  the  period  of 
one  year. 

The  Treaty  shall  be  ratified, 
and  the  ratifications  shall  be 
exchanged  at  ßerne  as  soon 
as  possible. 

In  witness  whereof  the  re- 
spective  Pleuipotentiaries  have 
sigued  the  same,  and  have 
affixed  thereto  the  seal  of 
their  arms. 

Done  at  Beme,  the  twenty 
ßixth  day  of  November  in  the 
year  of  Our  Lord  one  thousand 
eight  hundred  and  eighty. 

(L.S.)  (Si^.)  Anderwert 
(L.  S.)  (Sig.)  C.  ViTlan. 

We,  having  seen  and  con- 
sidered  the  Treaty  aforesaid, 
have  approved,  accepted,  and 
confirmed  the  same  in  all  and 
every  one  of  its  Articles  and 
Clauses,  as  We  do  by  these 
Presents  approve,  accept,  cou- 
firm  and  ratify  it  for  Oursel- 
ves,  Our  Heirs  and  Succes- 
sors :  Engaging  and  Promising 
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vom  Bundespräsidenten  und 
vom  Kanzler  der  schweizeri- 
schen Eidgenoßenschaft  unter- 
zeichnet und  mit  dem  eidge- 
nößischen  Staatssi^el  ver- 
sehen worden. 

Gegeben  in  Bern,  den 
achten  März  eintausend  acht- 
hundert einundachtzig  (8. 
März  1881). 

Im  Namen  des  schweizerischen 
Bundesrathes, 
Der  Bundespräsident: 
(L.  S.)        Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßen- 
schaft: 

Schieß. 


upon  Our  Royal  Word,  that 
We  will  sincerely  and  faith- 
fully  perform  and  observe  all 
and  Singular  the  things  which 
are  contained  and  expressed 
in  the  Treaty  aforesaid,  and 
that  We  will  never  suffer  the 
same  to  be  violated  by  any 
one,  or  transgressed  in  any 
manner,  as  far  as  it  lies  in 
Our  power.  For  the  greater 
testimony  and  validity  of  all 
which,  We  have  caused  the 
Great  Seal  of  Our  United 
Kingdom  of  Great  Britain  and 
Ireland  to  be  affixed  to  these 
presents,  which  We  have  sig- 
ned  with  Our  Royal  Hand. 
Given  at  Our  Court  at  Wind- 
sor  Castle  the  fourth  day  of 
December  in  the  year  of  Our 
Lord  one  thousand  eight  hund- 
red and  eighty,  and  in  the 
forty -fourth  year  of  OurReign. 

Victoria. 


Note.  Die  Answechslang  der  Ratifikationen  des  vorstehenden 
Vertrags  hat  zwischen  dem  Bandespräsidenten,  Hrn.  Knma  Droz, 
nnd  dem  großbritannischen  Minister-Residenten  bei  der  schweizeri- 
schen Eidgenoßenschaft,  Hrn.  Hnssey-Crespigny  Yivian,  am  15.  März 
1881  in  Bern  stattgefunden. 

Der  Vertrag  tiitt  nach  Artikel  XIX  desselben  10  Tage  nach 
geschehener  Veröffentlichung  in  Kraft. 
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über 

die  Versteigerung  der  vom  Bunde  beschafften 
Kavalleriepferde. 

(Vom  Bundesrathe  genehmigt  den  29.  März  1881 .) 


;^:X^^'^9 


Das  eidgenößische  Militärdepartement, 

in  weiterer  Ausführung  der  bundesräth liehen  Verordnung 
über  die  Kavalleriepferde  vom  15.  August  1878*)  werden 
bezüglich  der  im  Art.  23,  Litt,  c  vorgeschriebenen  Versteige- 
rungen unter  den  Rekruten  und  Kavalleristen,  welche  be- 
ritten zu  machen  sind,  nachfolgende  Verfügungen  erlassen: 

1)  Die  Pferdeabgabe  findet  jeweilen  auf  Anordnung 
des  Waflfenchefs  der  Kavallerie  statt,  und  zwar: 

a.  an  Rekruten  jeweilen  in  den  ersten  Tagen  der  Rekruten- 
schulen ; 

b.  an  Eingetheilte  entweder  beim  gleichen  Anlaß  oder 
dann,  wenn  eine  größere  Anzahl  abgerichteter  Pferde 
für  Remontirungspflichtige  disponibel  ist. 

21  Vor  Beginn  der  Abgabe  hat  die  in  der  Verordnung 
vom  15.  .August  1878  vorgeschiiebene  Schazung  (Art.  14) 
und  Verbalaufnahme,  sowie  die  Bildung  von  Klassen,  gemäß 
den  Bestimmungen  des  Art.  23,  Litt,  a  und  b,  stattzufmden. 


*)  Siehe  eidg.  Gesezsammlung,  n.  F.  Bd.  III,  Seite  ßOl. 
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b. 


c. 


3)  Der  Schul-  oder  Reoionten-Kommandant  hat  aus  deu 
anwesenden  Truppen,  beziehungsweise  auch  Instruktions- 
ofBzieren,  sowie  den  Rechnungsführern  des  Depot  und  der 
Schule  1  —  2  Versteigerungskommissionen,  aus  3  Offizieren 
bestehend,  zu  bilden,  unter  welchen  die  Besorgung  der  Pro- 
tokollführung über  den  Erlös,  den  Ausruf,  den  Zuschlag  und 
beziehungsweise  die  Verloosung  zwekmäßig  zu  vertheilen  ist. 

4)  Vor  Beginn  der  Versteigerung  ist  die  versammelte 
Mannschaft  mit  dem  Verfahren  auf  das  Genaueste  bekannt 
zu  machen  und  ihr  zu  eröffnen,  daß 

a.  Angebote  unter  Fr.  20  nicht  angenommen  werden, 
ebenso  Uebergebote  von  mehr  als  Fr.  100  unzuläßig 
seien; 

die  Pferde  vor  dem  definitiven  Zuschlage  nochmals 
vorgetrabt  werden  und  unmittelbar  nachher  der  lezte 
Ausruf,  beziehungsweise  die  Zusage  zu  erfolgen  habe; 
in  Fällen,  wo  das  Angebot  deu  Schazungspreis  um 
Fr.  500  übersteigt,  Verloosung  einzutreten  habe.  Zur 
Theilnahme  an  dieser  leztern  sind  höchstens  drei  der- 
jenigen Bewerber  zuzulassen,  welche  die  lezten  An- 
gebote gemacht  haben,  sofern  sie  es  überhaupt  wünschen. 

5)  Der  Schulkommandant  überwacht  den  ganzen  Gang 
der  Versteigerung,  sorgt  dafür,  daß  von  Seite  der  Instruktions- 
ofQziere,  Bereiter  und  Wärter  weder  rathend  noch  anspornend 
oder  abwehrend  eine  Einmischung  in  dieselbe  stattfinde. 

6)  Die  Pferde  sind  in  der  Reihenfolge,  wie  dieselben 
sich  in  der  Schazung  folgen,  zur  Versteigerung  zu  bringen. 
Vor  Beginn  der  leztern  sind  sowohl  die  Schazung  als  alle 
in  den  Verbalen  sich  findenden  Aufzeichnungen  vernehmbar 
der  Truppe  zur  Kenntniß  zu  bringen,  darauf  das  Pferd  erst 
vorzuführen  und  nachher  die  Versteigerung  mit  dem  Ausruf 
zum  Schazungspreise  zu  beginnen. 

Die  Versteigerung  ist  fortzusezen,  so  lange  sich  mehrere 
Liebhaber  für  das  gleiche  Pferd  finden  und  durch  Zuschlag 
zum  definitiven  Abschluß  zu  bringen,  insofern 
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a.  ein  außerordeotlicher  Zufall    nicht  die    ZurUkstellung 
rechtfertigt  ] 

b.  der  Schazungspreis  nicht  durch  den  Steigerungsbetrag 
um  Fr.  600  überstiegen  wird. 

Im  leztern  Falle  ist  dieselbe  zu  sistiren  und  es  hat  an 
deren  Stelle  die  Verloosung  nach  Ziffer  4,  Litt,  c  zu  treten, 
in  der  Weise,  daß  in  eine  Urne  so  viele  Zedel  eingelegt 
werden,  als  Steigerer  vorhanden  sind,  die  sich  an  der  Ver- 
loosung zu  betheiligen  wünschen.  Von  diesen  Zedeln  trägt 
einer  die  Nummer  des  betreflFenden  Pferdes.  Der  lezte 
Bieter  hat  die  erste  Berechtigung  zur  Loosziehung,  deren 
Reihenfolge  überhaupt  in  dieser  Weise  zu  ordnen  ist.  Be- 
sizer  des  Pferdes  wird  derjenige,  welcher  den  Zedel  mit 
der  Pferdenummer  zieht. 

7)  Nach  erfolgtem  Zuschlag,  beziehungsweise  der  Ver- 
loosung, hat  der  Besizer  des  Pferdes  sein  Dienstbüchlein  zum 
Zweke  der  auf  das  Dienstpferd  Bezug  habenden  Einträge 
abzugeben  und  dem  Verwaltungsofßzier  die  halbe  Schazungs- 
summe,  sowie  den  Steigerungsmehrbetrag  zu  bezahlen. 

8)  Handänderungen  von  ersteigerten  oder  durch  Ver- 
loosung zugefallenen  Dienstpferden  dürfen  im  gegenseitigen 
Einverständniß  und  mit  Zustimmung  des  Schulkommandanten 
in  den  ersten  14  Tagen  der  Rekrutenschule  stattfinden.  Nach 
Ablauf  dieser  Frist  ist  einzig  der  leztere  noch  befugt,  in 
Fällen,  wo  sich  grelle  Mißverhältnisse  zwischen  den  nöthigen 
Eigenschaften  von  Pferd  und  Mann  erst  nachträglich  her- 
ausstellen, einen  Pferdewechsel  durch  Umtausch  oder  vom 
Depot  aus  anzuordnen. 

Bern,  den  29.  März  1881. 

Der  Vorateher  des  eidg.  Militärdepartements : 
Hertenstein. 
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liber 

die  Anlage  und  den  Unterhalt  eines  Materialdepot 
für  Munitionsfabrikation  und  Instandhaltung  der 
KontJngentsmunition. 

(Vom  Bnndearathe  genehmigt  den  1,  April  188l<) 


Art.  1.     In    Ausführung    des    Art    172    der     Militär- 
OT^nisRtion,  welcher  lautet : 

^Abgesehen    von   den   fertigen    Mum'tionsbeständen 

^(Ärt.  170  und  171)  hat  der  Bund  dafür  zu    sorgen, 

^daß  an  vorgearbeiteter  Munition  und  an   ßohmaienaj 

^stets    öo    große    Vorräthe    vorhanden    sind ,    daß    im 

^Kriegsfälle   die    Ergänzung    der    Munition    in   vollem 

^Maße  gesichert  ißt  5^ 

werden    Materialdepots    angelegt,    und  es  sind  die  zu  deren 

Kompleterhaltung    nöthjgeu  Geldmittel    entweder  durch    das 

ordentliche  Budget  oder   in    Fällen  von   Dring! ichkeit  durch 

Hachtragskredite  von  der  Bundesversammlung  zu  verlangen  *)< 

Art,  %     Diese  Depots  sollen  das  erforderliche  Material 
zur  raschen  Herstellung  von 

1)   20,000,000  Infanteriepatronen, 

♦)  Siehe  Bojidesbeschluß  vom  14.  Eornnng  1878»  Art  1,  (Amtliche 
Sammlang  nese  Folge^  Band  III,  Seite  324) 
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2)   10  bis  20  ^/o  der  gesezlichen  Bestände  aller  Artillerie- 
geschoßarten, abgesehen  von  Büchsenkartätschen,  ent- 
halten, nebst  einer  entsprechenden  Reserve  von  Zün- 
dern, Zünderbestandtheilen  und  Geschüzzündungen. 
Das  zur  Fertigstellung  der  Munition  erforderliche  Pulver 
hat  die  Zentralpulver  Verwaltung  auf  Lager  zu  halten  *). 

Art.  3.  Das  in  den  Depots  gelagerte  Material  soll  sich 
io  folgendem  Zustande  befinden : 

A.    Material  für  Infanteriemunition. 

10,000,000  Hülsen  fertig,  ohne  Zündsaz,  in  Transportkisten 

verpakt. 
1 0,000,000  Geschoße,  fertig  zum  Aufsezen,  in  Transportkisten 

verpakt. 
Blei,  Antimon  und  Tombakrondellen  zu  weitern  10,000,000 

Patronen  in  unverarbeitetem  Zustande. 
Zu   20,000,000    Patronen    Queksilber    zur    Knallqueksilber- 

fabrikation,   in   natürlichem   Zustande;  Umschlagpapier 

und  Karton  zugeschnitten. 

B.   Munition  für  Artillerie. 

Granaten  zum  Laboriren,  fertig  und 
angestrichen    .... 

Shrapnels  mit  EugelfüUung  und  an- 
gestrichen       .... 

Zündertheile  zum  Aufsezen  fertig, 
Teropirplatten  in  Büchsen  ver- 
pakt, Zünderkörper  mit  hölzer- 
nen Unterlagscheiben  versehen 

Anträge  über  quantitative  oder  qualitative  Veränderungen 
an  den  Depotbeständen,  sowie  über  die  nöthigen  Kredit- 
verlangen hat  die  technische  Abtheilung  der  Kriegsmaterial- 

*)  Siehe  Bericht  des   Bundesrathes  vom  22.  Weinmonat  1873. 
{Bundesblatt  vom  Jahr  1873,  Band  IV,  »Seite  200.) 
Eidg.  amtl.  Samml.  Neue  Folge.  V.  Bd.  "^'^^^  '^  C^OOglc 


Alles  von  der  Munitions- 
kontrole  geprüft  und 
gestempelt. 


-y'<^ 


346  Begulatiy 

YerwaltuDg    iiäch    stattgehabter  Verständigung   mit   den   be- 
treffenden Waffenchefs  dem   Militärdepartement  zur  Geneh- 

migUDg  £u  unterbreiten. 

Art»  4»  Diese  Depots  können  in  Friedenszeiten,  jedoch 
nur  vorübergebead  uod  mit  Einwilligung  der  zuständigen 
Oberbehörde,  wenn  unvorhergesehene  große  Lieferungen  zu 
bewältigen  sind,  von  dem  eidg.  Laboratorium  in  Thun  als 
Auöbilfsdepot  in  Anspruch  genommen  werden  (z.  B.  bei 
Explosion  eines  Munitionsmagazins  oder  wenn  angeordnete 
Inspektionen  raschen  Ersaz  schadhaft  gewordener  oder  fehler- 
hafter Munition  in  den  kantonalen  oder  eidgenößischen  Be- 
ständen nötlng  machon,  und  endlich,  wenn  so  kleine  Ersaz- 
lieferungen  von  Geschoßkörpern  zu  machen  sind,  daß  deren 
Beschaffung  außergewöhnliche  Mehrkosten  verursachen  wörde). 

Art.  5.  Munitionsarten,  die  infolge  successiver  Auf- 
hebung einer  Geschüz-  oder  Waffengattung  aus  den  gesez- 
lichen  Beständen  ganz  verschwinden  sollen,  oder  solche  oder 
deren  Bestjindtheile,  welche  bei  fernem  Neuanschaffungen 
einer  Ordonnanzänderung  zu  unterliegen  haben,  sind  behufs 
successiver  Verwendung  dem  Depot  zu  entheben  und  leztere 
durch  solche  neuester  Art  zu  ersezen;  endlich  sind  Bestand- 
thdle,  die  durch  längere  Lagerung  Schaden  leiden,  einem 
entsprechenden  Umsaze  zu  unterwerfen. 

Art.  B,  Die  Inventarführung,  sowie  die  Besorgung  und 
Beaufsichtigung  der  Depotbestände,  soweit  dieselben  in  Thun 
magazinirt  werden,  besorgt  das  eidg.  Laboratorium,  und  zwar 
ohne  Entschädigung  fflr  Aufsicht,  Magazinirungskosten  und 
für  die  Bewerkstelligung  eines  regelmäßigen  Umsazes;  da- 
gegen werden  Ordonnanz-  oder  Bestandänderungen,  welche 
Mehrkosten  zur  Folge  haben,  in  Rechnung  gebracht. 

Art.  7*  Das  Material  für  Infanteriemunition  ist  im 
Reservemagtizin  beim  Bädli,  das  Material  für  Artillerie  im 
Munitionsmagazin  beim  Zollhaus  in  Thun  zu  lagern. 
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Ueber  alirällige  Dislokatioueo  eines  TheileB  des  MaterialB 
in  andere  Lokale  in  Thim  oder  ander  w^ärtu  wird  je  vi  eilen 
diis  Militärdepartemeiil  die  nöthigen  Weiaungeo  erlassen, 
ebenso^  welche  Theiie  der  eröfiTneten  Kredite  für  Aufbesae- 
rung  der  Munition  in  den  Zeughäusern  und  Depots  zu  ver- 
wenden sind» 

Bertij  den  1,  April  1881. 

Der  Vorsteher  des  eidg.  Militärdepartemenl^i 
Hertenstelü. 
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^)(^  C^J  Bundesgesez 

den  Geschäftsbetrieb  von  Auswanderungsagenturen« 

(Vom  24.  Chriatmonat  188U0 


Die    Bundesversammlung 
der  sohweis^erisoheu  Eidgenoßetiachaft. 

in    Vullziehuog    des  Art.  34,    Aliaea   2,    der   Bunde»- 

Verfassung  \ 

nach  Eineicht  einer  Botschaft  des  Bundesrathes  vom 
25,  Wintermonat  1879, 

be&chltel^ti 

ArL  1,  Die  im  Artikel  34,  Aliaea  2,  der  Bundes ver- 
fasMäung  vorgesehene  Aufsicht  über  den  Gesehäftabetrieb  der 
Aiiswanderungsftgenturen  wird  vom  F^mideBrathe  unter  Älit- 
vi^irkung  der  kantonalen  Beh^irden  ausgeübte 

Art,  2.  Wer  aich  mit  disr  goachäft^ mäßigen  Befardenm;^ 
von  Ausw^anderern  aua  der  Schweiz  befassen  will^  bedarf 
hiefür  ein  vom  Bundesrathe  ausgestelltes  Patent. 

Wird  eine  Auswanderungsagentur  von  einer  Gesellschaft 
betrieben,  so  ist  der  Geöellschails vertrag  oder  eine  beglaubigt*:; 
Abschrift  dei^aelhen  bei  dem  Bundesrathe  äu  hinterlegen,  dem- 
selben  der  Name  des  zur  Geschäftsführung  BevoUmächtigteu 
anzugeben,  sowie  jede  spätere  Aendening  mitzut heilen. 
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Der  Bundesrath  gibt  hievon  den  EantonsregieruDgeo 
Kenntniß. 

Art.  3.  Patente  dürfen  nur  solchen  Agenten  oder  Be- 
vollmächtigten einer  Agenturgesellschaft  ertheilt  werdet^ 
welche  sich  darDber  ausweisen,  daß  sie 

1)  einen  guten  Leumund  genießen  und  in  bürgerlichen 
Rechten  und  Ehren  stehen; 

2)  mit  der  Geschäftsführung  der  Auswanderung  vertraut 
und  im  Stande  sind,  die  sichere  Beförderung  der  Aus- 
wanderer zu  besolden; 

3)  innerhalb  der  Eidgenossenschaft  ein  festes  Domizil 
haben. 

Die  Patente  werden  auf  die  Dauer  von  fünf  Jahren 
ausgestellt  und  können  jeweilen  im  Laufe  des  lezten  Jahj-es 
auf  eine  gleiche  Zeitdauer  erneuert  werden. 

Für  das  Patent  ist  eine  Gebühr  von  Fr.  50  tind  frir 
jede  Erneuerung  desselben  eine  solche  von  Fr.  25  zu 
entrichten. 

Der  Bundesrath  hat  das  Recht,  das  Patent  zurilkzuziehen^ 
wenn  der  Inhaber  desselben  die  in  diesem  Artikel,  ZifTer  1 
bis  3,  vorgeschriebenen  Bedingungen  nicht  mehr  erfüllt,  oder 
wenn  er  sich  einer  schweren  üebertretung  der  Vorschriften 
dieses  Gesezes  (Art.  15)  schuldig  macht,  oder  wenn  er  sich 
bei  einem  Kolonisationsunternehmen  betheiligt,  bezüglich 
dessen  der  Bundesrath  zu  einer  Warnung  sich  veranlaßt 
gesehen  hat. 

Der  Agent,  der  auf  sein  Patent  verzichten  will,  hat 
dies  dem  Bundesrathe  zu  erklären  und  demselben  das  Patent 
zarükzustellen. 

Art.  4.  Jede  Auswanderungsagentur  hat  gegen  Eoipfaug- 
nähme  des  Patentes  eine  Kaution  von  Fr.  40,000  in  eiiige- 
Qößischen  oder  kantonalen  Staatsobligationen  oder  in  andern 
guten  Werthschriften  bei  der  Bundeskasse  zu  hinterlegea. 

Wenn  aus  irgend  einem  Grunde  die  geleistete  Kaution  j' 
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im  Werthe  gfcli  tnindert,  so  hat  der  Deponent  sofort  Ersaz 
zu  J eisten ;  andonifallä  ist  der  Bundesrath  berechtigt,  der 
betrefifenden  Agentur  das  Patent  zu  entziehen. 

Diese  Kaution  dient  zur  Sicherheit  für  Ansprüche,  welche 
nach  Maßgabe  dieses  Geaezes  von  den  Behörden  oder  Aus- 
wanderern oder  den  Rechtsnachfolgern  der  leztern  geltend 
getnacht  werden  können;  sie  darf  erst  nach  Ablauf  eines 
Jahrea,  vom  Erlöschen  des  Patentes  an  gerechnet,  zurQkgestellt 
werden.  Sofern  danczuroal  noch  Ansprtiche  gegen  die  Aus- 
wanderungsagenten vorliegen,  so  bleibt  der  erforderliche 
Betrag  der  Kaution  bis  zur  gänzlichen  Erledigung  der  An- 
sprüche stellen, 

Art.  5.  Den  Agenten  ist  gestattet,  sich  mit  Unteragenten 
zu  versehen. 

Diese  mUsHeu  die  nämlichen  Bedingungen  (Art.  3, 
Ziffer  1  bis  3)  erfüllen  wie  die  Hauptagenten.  Ihre  Anstellung 
unterliegt  der  Genehmigung  des  Bundesrathes  und  ist  der 
Polizei direktion  des  Kantons,  in  welchem  sie  ihr  Domizil 
haben,  zur  Kenntnis  zu  bringen. 

Wenn  ein  Unteragent  zu  begründeten  Klagen  Anlaß 
gibt,  so  kann  der  Bundesrath  die  Genehmigung  zu  seiner 
fernem  Verwendung  zurQkziehen,  und  es  ist  der  Betreffende 
sofort  zu  entlassen. 

Es  ist  den  Agenten  und  den  Unteragenten  untersagt, 
für  den  Verkehr  zwischen  ihnen  und  den  Auswanderern 
andere  Personen  zu  verwenden  als  solche,  welche  den 
Behörden  als  Unteragenben  bekannt  sind  und  von  ihnen 
kontroltrt  werden. 

Alt.  6.  Die  Agenten  sind  sowohl  gegenüber  den  Be- 
hörden als  gegenüber  den  Auswanderern  für  ihre  eigene 
Gksehäftaftihrung  und  die  ihrer  Unteragenten,  sowie  für  die 
ihrer  Vertreter  im  Auslände,  persönlich  verantwortlich. 

Art.  7.  Die  Namen  der  patentirten  Agenten,  der  Be- 
voUm ächtigten  anerkannter  Oesellschaflen  und  ihrer  Unter- 
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agenten  werden  sofort  nach  ihrer  Eintragung  in  die  amtliche 
Kontrole,  sowie  in  jährlichen  Zusammenstellungen  durch  das 
Buodesblatt  veröffentlicht. 

Den  Personen,  welche  nicht  auf  diese  Weise  öffentlich 
bekannt  gemacht  sind,  ist  in  der  Schweiz  jede  auf  die  Be- 
förderung von  Auswanderern  sich  beziehende  Publikation 
untersagt. 

Art.  8.     Die    Agenten    haben    eine    eingebundene    und  | 

paginirte  Kontrole  über  ihre  Vertragsabschlüsse  und  gebundene  I 

und    paginirte  Kopirbücher   über  ihre   Korrespondenzen   zu  t 

führen.    Sie  sind  verpflichtet,  dem  Bundesrathe  alle  von  ihm  ' 
über  diese  Verträge  verlangten  Mittheilungen  zu  machen. 

üeberdies  ist  diese  Behörde,  sowie  die  kantonale 
Polizeidirektion,  jederzeit  zur  Einsicht  in  die  Oeschäftskontrole 

und  in   alle  Bücher  und  Skripturen   der   Hauptagenten  und  • 

Unteragenten  berechtigt.  ' 

Dieselben  sind  verpflichtet,  den  Polizeibehörden  allen 
von  diesen  verlangten  Aufschluß  behufs  Fahndung  auf  Ver- 
brecher zu  ertheilen. 

Art.  9.  Auswanderungsagenturen,  welche  in  irgend  einer 
Eigenschaft  ein  Kolonisationsunteroehmen  vertreten,  haben 
dies  dem  Bundesratlie  anzuzeigen  und  ihm  über  das  Unter- 
nehmen vollständigen  Aufschluß  zu  geben. 

Art.  10.     Den  Agenten  ist  verboten  die  Befbrderung 

1)  von  Personen,  die  wegen  vorgerükten  Alters,  Krankheit 
oder  Gebrechlichkeit  arbeitsunfähig  sind,  sofern  nicht 
eine  hinlängliche  Versorgung  derselben  am  Bestimmungs- 
orte nachgewiesen  ist; 

2)  von  Personen  unter  18  Jahren,  es  sei  denn,  daß  sie  von 
zuverläßigen  Personen  begleitet  werden,  oder  daß  für 
ihre  gehörige  Unterkunft  am  Reiseziel  gesorgt  ist ;  vor- 
behalten ist  die  Einwilligung  seitens  der  Inhaber  der 
väterlichen  oder  vormundschaftlichen  Gewalt; 
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3)    von  Personen,   welche  nach  Bestreituog  der  Reisekosten 

ohne  Hilfsmittel  am  Bestimmungsorte  anlangen  würden ; 

4]   von  Personen,  denen  die  Geseze  des   Einwanderungs- 

landf  ß  den  Eintritt  verbieten ; 
5)    von  Personen ,    weiche   keine   Ausweissohriften    über 
Herkunft  und  Bürgerrecht  besizen,  sowie  von  militär- 
dienslpflichtigen  Schweizerbürgern,  die  sich  nicht  aus- 
gev^'ie^en  ,   daß  sie  die  vom  Staate  erhaltenen  Militär- 
effekten zurükersUtlet  haben. 
VertrÄge  und  Reverse   irgend  einer  Art,    welche    ent- 
gegen diesen  gcsezlichen  Bestimmungen  verabredet  werden^ 
sind  ungültig  und  strafbar. 

Art,  iL  Die  Agenten  haben  Vorsorge  zu  treffen,  dai^ 
die  Auewauderer  Geldbeträge,  welche  diese  ihnen  vor  der 
Abreise  übergeben^  am  vertragsmäßigen  Ausschiffungs-  oder 
Bestimmungsort  baar  und  ohne  Abzug   ausbezahlt   erhalten. 

Art.  12.  Die  Verpflichtung  der  Agenten  gegen  den 
Auswanderer  umfaßt  in  allen  Fällen: 

1>  sichere  Beförderung  der  Personen  und  ihres  Gepäks 
tim  einen  bestimmten,  im  Vertrage  festgesezten ,  in 
keinem  Falle  und  in  keiner  Weise  zu  erhöhenden 
Preis  bis  an  den  vertragsmäßigen  Bestimmungsort,  vor- 
beliallen  die  nach  Ziffer  5  und  6  dieses  Artikels  er- 
wachsenden Zusehläge ; 

Für  den  Transport  vom  Schiffe  bis  zur  Landungs- 
stelle dürfen  keine  besondem  Spesen  berechnet  werden; 

2)  genügende^  gesunde  und  reinliche  Verpflegung  und 
Beherbergung  auf  der  ganzen  Reise,  den  Fall  aus- 
genommen, daß  der  Auswanderer  sich  vorbehält,  wäh- 
rend der  Landreise  selbst  für  Kost  und  Logis  zu  sorgen  ; 

3)  unentgeltliche  ärztliche  Behandlung^ 

4)  anständige  Bestattung  bei  Tod  auf  der  Reise; 

$')  Versicherung  des  Gepäks  nach  einem  vom  Bundesrath 
genehmigten  und   in   dem  Vertrag   enthaltenen  Tarif; 
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6)  Versicherung  der  Familienhäupter  gegen  Unfall  währen  d 
der  Dauer  der  Reise  bis  zur  Ankunft  am  Bestimmungsort   | 
für  Fr.  500  per  Kopf;  | 

Die  Prämie  hiefÜr  ist  im  Vertrage  aazugeben.  Der  ' 
bezügliche  Tarif  unterli^  der  Genehmigung  des  Bundes-  ! 
rathes ; 

7)  bei  Aufenthalt  oder  Verzögerung  auf  der  Reise  ohne 
nachweisbare  Schuld  des  Auswanderers  vollständige  ; 
Verpflegung  und  Beherbei^ung  des  Auswanderers  und^ 
im  Falle  die  beabsichtigte  Bef&rderungsgelegenheit  nicht  , 
vorhanden  oder  nicht  ausreichend  wäre,  prompte  ander- 
weitige Beförderung  mindestens  eben  so  guter  Art  wie 
die  im  Vertrag  angegebene. 

Art  13.     Bei  der  Beförderung   der  Auswanderer   sind    ; 
folgende  Vorschriften  zu  beobachten  : 

1)  Die  Beförderung  auf  Eisenbahnen  hat  in  gut  ge- 
schlossenen Waggons  zu  geschehen,  worin  nur  sa 
viele  Personen  untergebracht  werden  dürfen,  als  Siz- 
pläze  vorhanden  sind. 

2)  Die  Beförderung  zu  Wasser  darf  nur  auf  Schiffen  der- 
jenigen Qesellschafb  geschehen,  welche  im  Reisevertrage 
genannt  ist.  Diese  Schiffe  müssen  zum  Transport  von 
Auswanderern  autorisirt,  hiefOr  mit  bleibenden  Ein- 
richtungen versehen  sein,  eine  Trennung  der  Gesohlechter 
ermöglichen,  einen  Arzt  mit  sich  führen  und  einer 
polizeilichen  Kontrole  über  ihre  Beschaffenheit  am  Orte 
der  Abfahrt  unterli^en. 

3)  Der  Auswanderer  hat  unter  keinen  Umständen  über 
die  im  Vertrag  festgesezten  Leistungen  hinaus  Nach- 
zahlungea  zu  machen  oder  Trinkgelder,  Hospitalgelder 
oder  sonstige  Gebühren  zu  entrichten. 

4)  Es  darf  der  Fahrpreis  weder  ganz  noch  theilweise  ia 
persönlichen  Dienstleistungen  bestehen. 

5)  Es  darf  keine  Selbstbeköstigung  während  der  Seereise 
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Btattfmden,    sondern    die    Speisen    milsseo    dem    Aus- 
wanderer gehörig  zu  beratet  geliefert  werden. 

6)  Alle  Transporte  von  Auewanderem  mit  überseeischem 
Reißeziel,  vi  eiche  uieht  von  einem  Agenten  oder  Unter- 
agenten betrleitet  sind,  hat  die  Agentur  an  den  Halt- 
HÜitioneu  und  im  EinBcbiffungshafen  durch  einen  Be- 
voll mAehtigteo  in  Empfang  nehmen  zu  lassen.  Bis  zur 
Abfahrt  deg  Schiffes  darf  der  Begleiter  die  Auswanderer 
nicht  verlassen, 

7)  Die  Agenten  haben  Vorsorge  zu  treffen,  daß  die  Aus- 
wanderer bei  der  Ankunft  im  Landungshafen  von  einem 
Bevollmächtigten  der  Agentur  empfangen  werden,  es 
sei  denn,  daß  die  Behörden  des  Landungsplazes  den 
Auswanderern  mit  Auskunft  und  Rath  an  die  Hand 
gehen. 

Wenn  von  Seite  des  Agenten  den  in  Artikel  12  und  13 
enthaltenen  Beatimmnngen  nicht  nachgelebt  wird,  so  ist  der 
Auswanderer  berechtigt,  von  dem  Vertrage  zurükzutreten 
imd  gegen  den  Agenten  auf  Schadenersaz  zu  klagen. 

Art.  14.     Die  Aas  wander  ungs  vertrage  mOssen  schriftlich 
in  zwei  gleichlautenden  Exemplaren  abgefaßt  sein,  von  denen 
das  eine  dem  Auswanderer  Übergeben  wird,  das  andere  in 
den  Händen  des  Agenten  verbleibt. 
Der  Vertrag  muß  enthalten : 
1]    die  genaue  Namenabezeichnung,  Greburtsjahr,  Heimat  und 
Wohnort  des  Auswanderers,  sowie  die  Reiseroute  und 
den  Bestimmungsort,    bis   zu  welchem   der  Agent  die 
Beft>rderung  übernommen  hat; 

2)  die  genüue  Angabe  der  Abreisezeit,  sowie,  im  Falle 
des  Tranaportes  über  Meer,  der  Schiffsgelegenheit  und 
de«  Tages  der  Abfahrt; 

3)  die  Bestimmung  des  Raumes  auf  dem  Schiffe,  den  der 
Auswanderer  fUr  sich,  eventuell  seine  Familie,  und 
sein  Grepäk  in  Anspruch  zu  nehmen  berechtigt  ist; 
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4)  die  genaue  Angabe  (in  Worten  und  Zahlen)  des 
Transport-  und  Yersicherungspreises  für  Personen  und 
(}epäk; 

5)  die  Wiedergabe  der  Artikel  12,  13,  18  und  19  dieses 


6)  die  Bestimmung,  daß,  wenn  ein  Auswanderer  wegen  : 
nachgewiesener  Erkrankung  verhindert  wird,  die  Reise  i 
anzutreten  oder  fortzusezen,  der  Agent  verpflichtet  : 
ist,  die  für  die  Beförderung  des  Auswanderers  und  , 
seiner  bei  ihm  bleibenden  Angehörigen  bezahlten  Beträge  , 
zurükzuerstatten,  unter  Abzug  jedoch  der  für  Abschluß 
oder  theiiweise  Ausführung  des  Vertrages  erwachsenen 
Auslagen. 

Der  Aus wanderungs vertrag  darf  den  Auswanderern  nir- 
gends und  unter  keinem  Verwände  abverlangt  werden. 

Der  Bundesrath  kann  für  die  Abfassung  von  Aus- 
wanderungsvertr^en  ein   verbindliches  Formular  aufstellen. 

Art.  15.  Die  Agenten  werden,  wenn  sie  selbst  oder  ihre 
Unteragenten  oder  Vertreter  in-  oder  außerhalb  der  Schweiz 
dem  gegenwärtigen  Oeseze  zuwiderhandeln,  vom  Bundesrathe 
mit  Fr.  20  bis  Fr.  200  gebüßt,  unbeschadet  der  zu  stellenden 
Entschädigungsklagen.  Beim  Vorhandensein  erschwerender 
Umstände  wird  ihnen  überdies  das  Patent  entzogen. 

Art.  16.  Personen,  welche  in  der  Schweiz  unbefugt 
Auswanderungsagenturgeschäfte  betreiben  oder  dazu  behülf  lieh 
sind,  werden  von  Amtes  wegen  oder  auf  Klage  hin  den  kan- 
tonalen Gerichten  überwiesen  und  mit  Fr.  50  bis  Fr.  1000, 
im  Wiederholungsfalle  mit  Oef^ngniß  bis  auf  sechs  Monate 
bestraft. 

Art.  17.  Entschädigungsklagen  von  Auswanderern  oder 
ihren  Rechtsnachfolgern  sind  bei  dem  zuständigen  Gerichte 
dee  Kantons  anzubringen,  in  welchem  der  Vertrag  schriftlich 
abgeschlossen  worden  ist. 
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Art,  18,  Die  ßchweizerischen  Konsuln  in  den  über-^ 
seeischeo  Häfen  sind  beauftragt,  jede  Reklamation  von 
schTveizeviBchen  Auswdndürern  wegen  Verlezung  der  ihnen 
zugesieherten  BediiiguDgeu  unentgeltlich  zu  prüfen,  insofern 
die  Reklamatioaen  innt^rhülb  48  Stunden  nach  Ankunft  der 
Heklamanteu  auf  dem  Lande  gemacht  werden.  Finden  sie 
eine  öoiehe  ReklamaüoD  begründet,  so  haben  sie  über  den 
Fall  ein  Protokoll  au Fäu nehmen  und  eine  Abschrift  davon  an 
das  vom  Bundei^rathe  beauftragte  Departement  einzusenden. 

ÄrL  19.  Ein  Protokoll,  welches  im  Auslande  durch 
einen  Schweizerkonsul  oder  durch  einen  Auswanderungs- 
kommiasär  oder  eine  andere,  zu  einem  solchen  Akte  nach 
dortigen  Gesexen  kompetente  Person  aufgenommen  wird,  gilt 
als  Beweia,  mit  Vorbehalt  des  Gegenbeweises. 

Art.  20.    Der  Bundesrath  wird  die  zur  Vollziehung  dea 
gegenvi'ärtigen  Gesezes  nöthigen  Reglemente  erlassen. 
Ihm  steht  die  Berechtigung  zu,  zu  verbieten : 
l]    Annoncen  in  öffentlichen  Blättern   oder  andere  Publi- 
kationen jeder  Art^   welche  geeignet  sind,    Personen^ 
die  auswandern  wollen,  in  Irrthum  zu  führen; 
2)   die  BenuKung  von  Transportgelegenheiten,  welche  dea 
Bestimmungen  dieses  Gesezes  nicht    entsprechen  oder 
zu  begründe  teij  Klagen  Anlaß  geben. 

Art.  21.  Die  Aufüicht  des  Bundesrathes  über  die  Aus- 
wander  ungsagenten  wird  durch  das  vom  Bundesrath  hiemit 
beauftragte  Departement  ausgeübt. 

Art*  22.  Alle  kantonalen  Gesezesbestimmungen  und 
Verordnungen,  welche  dem  gegenwärtigen  Geseze  wider- 
sprechen, sind  mit.  dem  Inkrafttreten  desselben  aufgehoben. 

Insbesondere  darf  kein  Kanton  mehr  von  einem  Aus- 
wanderungeagenten, Unteragenten  oder  Auswanderer  eine 
Kaudon  oder  irgend  eine  Gebühr,  außer  den  gewöhnliehen 
mit  der  Niederlassung  verbundenen  Steuern  und  Abgaben^ 
erheben. 

V  Digitized  by  CjOOQIC 


mf^^^^^ 


l>6treffeiid  den  Geschäftsbetrieb  von  Answandeningsagenturen.    357 

Art.  23.  Der  Bundesrath  wird  beauftragt,  auf  Grund- 
lage des  Bundesgesezes  vom  17.  Brachmonat  1874,  betreffend 
-die  Volksabstimmung  über  Bundesgeseze  und  Bundesbe- 
schltksse,  die  Bekanntmachung  dieses  Oesezes  zu  veranstalten 
und  den  Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  festzusezen. 

Also  beschloßen  vom  St&nderathe, 
Bern,  den  23.  Christmonat  1880. 

Der  Präsident:    Sahli. 

Der  Protokollführer:   GisL 

Also  beschloßen  vom  Nationalrathe, 

Bern,  den  24.  Christmonat  1880. 

Der  Präsident:    Dr.  C.  Bnrckhardt 
Der  Protokollführer:  Sehleß. 


Der  schweizerische  Bundesrath  beschließt: 

Das  vorstehende,  unterm  8.  Jänner  1881  öffentlich  be- 
kannt gemachte  Bund^sgesez  *)  wird  hiemit  gemäß  Art.  89 
<ler  Bundes  verfaßung  in  Kraft  und  mit  dem  heutigen  Tage 
als  vollziehbar  erklärt. 

Die  Aufsicht  des  Bundesrathes  über  die  Auswaaderungs- 
agenten  wird  durch  das  eidg.  Handels-  und  Landwirthschafts- 
departement  ausgeübt. 

Bern,  den  12.  April  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Vizepräsident: 

Bayier. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Schieß. 


*)  Siehe  ßundesblatt  vom  Jahr  1881,  Band  I,  Seite  9. 
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betrefiPend 


die  Errichtung  einer  Schweiz,  meteorologischen 
Dentraianstalt. 

(Vom  23.  Christmonat  1880.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrathes  vom 
23.  Wintermonat  1880, 

beschließt: 

Art.  1 .  An  der  Stelle  des  provisorischen  meteorologischen 
Bureau  der  schweizerischen  naturforschenden  Gesellschaft  wird 
ein  amtliches  ständiges  Bureau  errichtet,  welches  den  Titel 
schweizerische  meteorologische  Centralanstalt 
führt. 

Art.  2.     Die  Aufgabe  dieser  Anstalt  ist: 

Studium  der  Meteorologie  durch  Anstellung  systemati- 
scher Beobachtungen  an  den  Stationen,  Zusammenstellung 
und  Verarbeitung  des  Beobachtungsmaterials,  Veröffentlichung 
der  Resultate  der  Beobachtung  und  der  Verarbeitung ,  Aus- 
tausch der  Witterungsdepeschen,  Zusammenstellung ,  Ver- 
öffentlichung und  Uebermittlung  der  Witterungsberichte  an 
Anstalten  oder  Private. 
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Art  3.  Die  Anstalt  steht  unter  dem  eidg.  Departement 
des  Innern,  welches  die  wissenschaftliche  und  technische 
Leitung  und  Beaufsichtigung  derselben  durch  eine  Fach- 
kommission ausübt,  deren  Mitglieder  auf  Vorschlag  de& 
Departements  des  Innern  vom  Bund esrath  auf  eine  Amts- 
dauer von  drei  Jahren  gewählt  werden. 

Art.  4.  Die  Geschäfte  der  Anstalt  besorgt  ein  Direktor 
mit  den  nöthigen  Assistenten,  welche  von  dem  schweizeri- 
schen Bundesrath  auf  Grundlage  eines  Vorschlags  seines 
Departements  des  Innern  auf  die  gesezliche  Amtsdauer  ge- 
wählt werden. 

Der  Direktor  bezieht  eine  feste  Besoldung  von  4500  bis 
5000  Franken. 

Art.  5.  Der  jährliche  Gesammtkredit  für  die 
Anstalt  wird  auf  Fr.  25,000  im  Maximum  festgesezt. 

Art.  6.     Der  Siz  der  Anstalt  ist  Zürich. 

Art.  7.  Ein  besonderes  Reglement,  welches  vom  Bundes- 
rath erlassen  wird,  ordnet  .die  Obliegenheiten  und  Kompetenzen 
der  Kommission,  sowie  diejenigen  des  Direktors  der  Anstalt, 
wie  Oberhaupt  Alles,  was  auf  die  Organisation  und  den  Dienst 
derselben  Bezug  hat. 

Art.  8.  Der  Bundesrath  wird  beauftragt,-  auf  Grund- 
lage der  Bestimmungen  des  Bundesgesezes  vom  17.  Brach- 
monat 1874  (Amtl.  Samml.  n.  F.,  Bd.  I,  8.  116),  betreffend 
die  Volksabstimmung  aber  Bundesgeseze  und  BundesbeschlQsse, 
die  Bekanntmachung  dieses  Beschlusses  zu  veranstalten  und 
den  Beginn  der  VlTirksamkeit  desselben  festzusezen. 

Also  beschießen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  23.  Christmonat  1880. 

Der  Präsident :    Dr.  C.  BurcUiardt. 

Der  Protokollführer:  Sclüeß« 
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AUo  beschloßen  vom  Stäntierathe, 

Bern,  den  23.  Chnstmonat  1880. 

Der  Prääidieüt:    SalllU 
Der  Protokollführer;  GisL 


Der  ecbweticerUche   BQudeantth    beschließt: 
Der  voFbtehende,    imterm  8.  Mnmr  1881  öffentlieh  be- 
kannt gemachte  Büiidesbeschluß  ')  wird  hiernit  gemäß  ArL  89 
der  ßunde^verfaßung   in    Kraft   und  mit   dem    1.  Mai   1881 
als  vollzieh  bar  erklärt.  ^  ^ 

Bern,  deu   12,  April  188J. 

im  Namen  des  achweiz.  ßnadesrathee, 

Der  Vizepräsident: 

Bavier. 

Der  Kanzler  der  Eidgeuoßenaehaft: 

Schieß, 


•)  Sieke  Bundssbltttf  vom  Jahr  1^1,  Band  I,  Seit«  2K 
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Bundesbeschluß 

betreffend 

Anstellung  eines  Schießoffiziers  fUr  den  Waffenplaz 

Thun. 

(Vom  17.  Chriatmonat  1880.) 


:2Zk7^ 


Die  BtiaduBTersammLung 
der  ßchweizerisohei]  EidgeaoiäeDschaft^ 

nach  Emöicht  einer  Botschaft  dea  Bundesrathes  vom 
9,  Wintermonat  1880, 

beschließt: 

1.  Für  den  Waffenplaz  Thun  wird  ein  besonderer 
SeWeHoffizier  mit  einer  Besoldung  von  Fr.  4000  nebst  Pferde- 
lation  angestellt. 

2.  Der  Bundesrath  ist  nach  Ablauf  der  Referenduma- 
frist  mit  der  Vollziehung  dieses  Besohlussea   beauftragt 

Also  beschießen  vom  National rathe, 
Bern,   den  13.  Christmonat  1880. 

Der  Präsident:    Dr.  C.  Borckhardt^, 

Der  PratokoUflihrtjr :  Sclltefi. 


Eidg.  autl  Samml.  Nene  Folge.  V.  Bd. 
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Also  beschloßeu  vom  Ständerathe, 
Beriij  den  17,  ChnstjnoDat  1880. 

Der  Präsideat:   Sahli. 

Der  Protokolimhrer:    Gisi, 


Der  schweizerische  Bundesrath  beschließt: 

Der  vorstehende,  unterm  8.  Jänner  1881  öffentlich  be- 
kannt gemaehte  Bündesbeschlüß  *3  wird  hicmit  gemäß  Art  89 
der  Bunde^veifagsung  in  Kraft  und  mit  dem  15,  April  1881 
als  vollziehbar  erklärt. 

Bern,  deo  12.  Äpnl  1881. 

Im  Namea  des  sehweiz.  Bundesrathes^ 

Der  Vizepräsident: 

Barier. 

Der  Kanzler  der  P'idgenoßenachaftt 

Schiefi, 


•)  Siehe  Bandeeblatt  vom  Jahr  X881,  Baad  I,  Seite  24, 
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betreffend  J3C [^   ^^ 

Kontroliryng  und  Garantie  des  Feingehalts  der    ^jTj^  < 
Gold-  und  Silberwaaren,  i?// 

(Vom  23.  Christmouttt  lb80j 

Die  Buadesversammlung 
der    BchweizerischcQ    Eidgenoüeoschaft, 
in  Anwendung  der  Artikel  31,  Litt  c,  und  64  der  Bua* 


nach   Einsicht    einer   BoLsdmft    des  Bundesrathes    vom 
28.  Wintermonat  1879, 

beschließt: 

Art.  1  *     Die  Anfertigung   und    der  Verkauf  von  Gold-    X  ,  ^^  ^ 
and    Silberwaaren    zu    alleo    Felngehaltsgradea    UQlerHegen 
den  folgenden  Bestimmungen  : 

oder  Ziffer^  vollständig  od*ir   abgekürzt,  eine    der   folgendeo 
Bezeich nuiiget]  oder  eine  diesen  entsprechende  führen,  nämlich : 

für  das  Gold:      18  Karat  oder  750  Tausendtheile  und     J/^',/\'  t 
darüber, 
14  Karat  oder  583  Tausendtheile; 
für  das  Silber:  875  Tausendtheile  und    darüber^ 
800  Tausendtheile, 
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ist  die  KoQtroIit'UQg  obligatorisch ;  dieselben  müssen  gemäß 
den  Vorschriften  der  eidgenößischen  Vollziehungsverordnung 
mit  dem  eidgenößischen  Kontrolstempel  versehen  sein,  es 
sei  denn,  daß  sie  das  als  gleichwerthig  anerkannte  amtliche 
Stompelzeichen  eines  andern  Staates  tragen. 

B.  Für  die  andern  Gold-  und  Silberwaaren  ist  die 
Kon  troll rung  fakultativ.  Von  diesen  Waaren  können  die 
mit  höherem  Feingehalt,  nämlich :  18  Karat  oder  750  Tausend- 
theile  uod  darüber  in  Gold,  875  Tausend theile  und  darüber 
in  fciilber,  amtlich  gestempelt  werden,  selbst  wenn  sie  eine 
Angabe  des  Feingeh  aUs  nicht  enthalten. 

Art.  2,  Uhrengehäuse  und  andere  Gold-  und  Silber- 
waareo^  welche  nicht  amtUch  kontroHrt  sind,  dürfen,  was  ihr 
Idischungaverhältniß  oder  ihre  Legirung  betrifit,  mit  keiner 
andern  Bezeichnung  als  derjenigen  ihres  wirklichen  Fein- 
gehalts versehen  werden.  Wenn  sie  diese  Bezeichnung  auf- 
weisen^ so  sollen  sie  außerdem  gemäß  der  Vollziehungs- 
verordnung mit  der  Marke  oder'  dem  Zeichen  des  Fabri- 
kanten gestempelt  sein. 

Bei  den  Proben  tat  eine  Fehlergrenze  von  3  Tausend- 
theilen  für  das  Gold  und  5  Tausendtheilen  für  das  Silber 
gestattet,  welches  auch  der  Feingehalt  der  betrefifenden 
Waare  sd. 

Kein  Theil  der  Uhrengehäuse  oder  andern  Gold-  und  Silber- 
waaren darf  einen  niedrigeren  Feingehalt  haben,  als  der- 
jenige ist^  den  das  aufgedrükte  Stempelzeichen,  oder  eine 
andere  Bezeiclmung  angibt.  Die  Vollziehungsverordnung 
wird  die  nähein  Bestimmungen  hierüber  und  die  nöthigen 
Ausnahmen  enthalten. 

Es  ist  verboten,  auf  Waaren  von  anderem  Metall,  oder 
auf  j)lakirten  Gegenständen  Bezeichnungen  anzubringen^ 
welche  auf  Täuschung  des  Käufers  abzielen. 

-^  Art,  3.  Die  Errichtung  von  Kontrolämtem  ist  Sache 
der  Kaotone,  unter  Vorbehalt  der  folgenden  Bestimmungen 

über  die  Organisation : 
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Die  beeidigten  Probirer  müsseD  im  Besiz  eines  eidgenös- 
siscben  Diploms  sein.  Sie  sind  in  Bezug  auf  den  technischen 
Tbeil  ihrer  Aufgabe  den  Anleitungen  und  der  Oberaufsicht 
der  Bundesbehörde  unterworfen. 

Die  Büreaux  müssen  den  Bundesvorschriften  gemäß  mit 
einer  genügenden  Anzahl  von  Probirern  und  andern  Beamten, 
sowie  mit  den  zu  den  Proben  erforderlichen  Einrichtungen 
und  Materialien  versehen  sein. 

Sie  sind  verpflichtet,  die  ihnen  eingesandten  Waaren, 
aus  welchem  Theile  der  Schweiz  sie  auch  kommen,  in 
der  Reihenfolge,  in  der  sie  einlaufen,  zu  probiren  und  zu 
stempeln,  sowie  dieselben  ohne  Berechnung  von  Verpakungs- 
kosten  wieder  zurUkzusenden.  Die  eidgenößische  Voll- 
ziehungsverordnung kann  Vorschriften  aufstellen,  um  der 
Anhäufung  solcher  Gegenstände  auf  den  Büreaux  vorzu- 
beugen. 

Die  für  Proben  und  Stempelung  zu  erhebenden  Gebühren 
werden  durch  die  eidgenößische  Vollziehungs Verordnung  fest- 
gesezt   Dieselben  dürfen  keinen  fiskalischen  Charakter  haben. 

Die  Einnahmen  gehören  den  Kantonen,  beziehungsweise 
den  Gemeinden,  welche  für  den  Unterhalt  der  Büreaux  zu 
sorgen  und  die  Kosten  derselben  zu  tragen  haben. 

Die  Kontrolämter  sind  für  ihre  Proben  und  Stempelungen, 
sowie  mit  den  Kantonen  oder  Gemeinden,  denen  sie  unter- 
stellt sind,  für  die  ihnen  übergebenen  Gegenstände  verant- 
wortlich. 

Art.  4.     Am    eidgenößischen  Polytechnikum   wird    ein      S /  i 
eidgenößisches  Kontrolamt  eingerichtet,  welches  speziell  dazu 
bestimmt  ist,  hinlänglich  befähigte  Probirer  auszubilden,  sowie 
in  Streitföllen  die  Proben  anderer  Kontrolämter  zu  revidiren. 

Die  Einnahmen  und  Ausgaben  dieses  Kontrolamtes  bil- 
den einen  Bestandtheil  des  Budget  des  eidgenößischen 
Handelsdepartements. 

Art.  5.     Das  schweizerische  Handels-   und  Landwirlh- 
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schaftsdepartement  übt  die   der  Bundesbehörde  im   Art.  3 
vorbehaltene  Oberaufsicht  aus. 

Es  liefert  den  Kontroiämtern  gegen  Wiedererstattung 
der  Kosten  die  eidgenößischen  Stempel. 

Art.  6.  Wer  ührengehäuse  mit  Bezeichnung  der  gesez- 
lichen  Feingehaltsgrade  ohne  das  amtliche  Stempelzeichen 
angefertigt,  verkauft  oder  feilgeboten  hat,  ist  gehalten,  den 
fünffachen  Betrag  des  Stempel ungstarifs  zu  bezahlen,  wenn 
die  amtliche  Probe  beweist,  daß  die  Bezeichnung  keine  be- 
trügerische ist.  In  diesem  Falle  wird  das  Stempelzeichen 
von  Amtes  wegen  und  ohne  weitere  Kosten  beigefügt. 

Wer  Uhrengehäuse  in  andern  als  den  gesezlichen  Fein- 
gehaltsgraden oder  andere  nicht  amtlich  kontrolirte  Gold- 
und  Silberwaaren  mit  Bezeichnung  des  Feingehaltes,  jedoch 
ohne  daß  zugleich  die  Marke  oder  das  Zeichen  des  Produzen- 
ten beigesezt  ist,  angefertigt,  verkauft  oder  feilgeboten  hat, 
verfUllt  in  eine  Buße,  welche  im  vierfachen  Betrage  der  für 
Stempelung  der  gesezlichen  Feingehalte  festgesezten  Taxe 
bßsteht,  sofern  die  amtliche  Probe  beweist,  daß  die  Be- 
zeichnung keine  betrügerische  ist. 

In  den  beiden  oben  genannten  Fällen  darf  der  Gesammt- 
betrag  der  Buße  indessen  die  Summe  von  500  Franken  nicht 
übersteigen. 

Wer  in  betrügerischer  Absicht  mit  üebertretung  gegen- 
wärtigen Gesezes  Gegenstände  angefertigt,  verkauft  oder 
feilgeboten  hat,  wird  mit  einer  Geldbuße  im  Betrage  von 
30  —  2000  Franken  oder  mit  Gefängniß  von  drei  Tagen 
bis  zu  einem  Jahre  oder  mit  Geldbuße  und  Gefängniß  inner- 
halb der  angegebenen  Begrenzung  bestraft. 

Als  betrügerisch  gilt: 
a.    was  die  Uhrengehäuse  und   andern  Gold-  und  Silber- 
waaren betrifft: 

1)   in  Bezug  auf  Mischungsverhältnisse  oder  Legirung 
jede    andere  Bezeichnung  als  diejenige   des  wirk- 
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liehen  Feingehalts,   dieselbe  möge  auf  der  Waare 
selbst  angebracht,   oder   bei  Gelegenheit  des  Ver- 
kaufs oder  des  Feilgebots  geschehen  sein; 
2)   wenn   bei  einer  Waare  einzelne  Theile  derselben 
von  niedrigerem  Feingehalte  sind,  als  das  amtliche 
Stempelzeichen  oder  eine  sonstige  Bezeichnung  an- 
gibt, unter  Vorbehalt  der  durch  die  Vollziehungs- 
verordnung   festgesezten   Bestimmungen    und   Aus- 
nahmen (Art.  2,  Alinea  3  des  Gesezes); 
b.    was  Waaren  aus  anderem  Metall  oder  plakirte  Gegen- 
stände betriflPt: 

jede  Bezeichnung,  welche  auf  Täuschung  des  Käufers 
abzielt,  sei  es,  daß  diese  Bezeichnung  auf  den  Waaren 
selbst  angebracht  oder  bei  Gel^enheit  des  Verkaufs 
oder  des  Feilgebots  geschehen  ist. 

Art.  7.  Wer  die  amtlichen  Stempelzeichen  ganz  oder 
theilweise  nachgemacht  oder  nachgemachter  Stempelzeichen 
in  betrügerischer  Absicht  sich  bedient,  oder  in  gleicher  Ab- 
zieht die  amtlichen  Stempelzeichen  entstellt  hat  oder  hat  ent- 
Btellen  lassen,  wird  mit  Geföngniß  von  einem  Monat  bis  zu 
einem  Jahre  und  mit  einer  Buße  von  100  — 1000  Franken 
bestraft  y 

Wer  wissentlich  einen  unerlaubten  Gebrauch  von  den 
amtlichen  Stempeln  gemacht  hat,  wird  mit  Geföngniß  von 
zwei  Wochen  bis  zu  einem  Jahre  und  einer  Buße  von 
50  — 1000  Franken  bestraft.  Ist  der  Schuldige  ein  Kontrol- 
beamter,  so  trifft  ihn  außerdem  Absezung  und  Verlust  des 
eidgenößischen  Diploms. 

Sollte  ein  Mitglied  des  Eontrolamtes  oder  ein  Ange- 
stellter desselben  Waaren,  welche  auf  dem  Kontrolamte  ab- 
gegeben worden  sind,  kopiren  oder  kopiren  lassen,  so  ver- 
fällt der  Fehlbare  in  eine  Büße  von  20 — 200  Franken;  so- 
fern eine  böswillige  Absicht  oder  grobe  Fahrläßigkeit  vorli^t, 
so  erfolgt  außerdem  Amts-  oder  Dienstentlassung  und  ge- 
gebenen Falles  Verlust  des  Diploms. 
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Art.  8,  Der  Eundesrath  ist  jederzeit  berechtigt,  den 
Gehraucli  von  Marken  oder  Zeichen  zu  untersagen,  welche 
Vemclal^uag  zu  einer  Verwechslung  mit  dem  amtlichen 
Stempel  geben  köanten. 

Art.  9.  Gegen  Rukföllige  können  diese  Strafen  bis  auf 
das  Doppelte  erhöht  werden. 

Der  Ertrag  der  Bußen  und  der  konfiszirten  Gegen- 
stäQde  fältt  in  die  vom  Kanton  bezeichnete  Kasse. 

ßei  Auüfällung  einer  Geldstrafe  hat  der  Richter  für  den 
Fall  der  Kichterhebbarkeit  derselben  eine  entsprechende  Ge- 
fängüiüätrafe  festzuBezen,  welche  an  deren  Stelle  zu  treten  hat. 

Immerhin  bleibt  in  den  io  Art.  6  und  7  vorgesehenen 
FäHen  die  CiviJentscbädigung  vorbehalten. 

Art-  10,  Die  Strafverfolgung  geschieht  auf  Antrag  der 
lokalen^  kantonalen  oder  eidgenößischen  zuständigen  Be- 
hörden oder  der  beachäd igten  Partei. 

Die  Gerichte  wei-den  nach  Maßgabe  der  Geseze  über 
das  Prozeßverfahren  die  Untersuchungen  anordnen  und  die 
nöthigen  vorsorglichen  Verfügungen  treffen.  Sie  können  bis 
auf  den  Belauf  des  der  beaeliädigten  Partei  zu  entrichten- 
den vollständigen  Schadeneraazes  und  der  schuldigen  Bußen 
die  Kontjskation  der  mit  Beschlag  belegten  Gegenstände 
anordnen,  Sie  können  ebenfalls  auf  Kosten  der  Verurtheilten 
die  Einraküng  des  Urtheils  in  die  öffentlichen  Blätter  ver* 
anätalten. 

In  allen  Fällen  werden  die  falschen  Stempel  konfiszirt 
und  zerstört,  und  die  mit  betrügerischen  Stempelzeichen  ver- 
sehenen Gegenstände  werden  zerschnitten. 

Art.  11,  Gegenwärtiges  Gesez  tritt  am  1.  Jänner  1882 
in  Kraft.  Vom  gleichen  Tage  an  sind  die  einschlägigen  Vor- 
schriften kantonaler  Geaeze  und  Verordnungen   aufgehoben. 

Während  der  diesem  Zeitpunkte  vorangehenden  vier 
Monate   können  von  den  Kontrolämtem  mit  einem  Stempel 
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ad  hoc  alle  diejenigen  Waaren  versehen  oder  auch  plombirt 
werden,  welche  zwar  keine  auf  Betrug  abgesehene  Bezeich- 
nung fuhren,  aber  auch  nicht  den  Bestimmungen  gegen- 
wärügen  Geseze«  und  den  Vollzieh ungs Verordnungen  ent- 
sprechen. 

Sobald  das  Gesez  in  Kraft  getreten  ist,  wird  jede  nicht 
plombirte  oder  nicht  mit  dem  Stempel  ad  hoc  bezeichnete 
Waare  den  Bestimmungen  der  Art.  1,  2,  6  bis  10  gemäß  be- 
handelt. Die  GegenstHnde  indessen,  welche  sich  zur  Zeit  der 
Bekanntmachung  dieses  Gesezes  im  Auslande  befinden,  aber 
später  nach  der  Schweiz  zurOkgeschikt  werden,  können  zur 
Bezeichnung  mit  dem  Steifipel  ad  hoc  oder  zur  Plombirung 
zugelassen  werden,  wenn  der  Beweis  beigebracht  wird,  daß 
der  Inhaber  der  betreffenden  Waare  verhindert  war,  zu 
rechter  Zeit  dem  Geseze  nachzukommen.  Diese  ausnahms- 
weise Erleichterung  hört  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren  nach 
Inkrafttreten  des  Gesezes  auf. 

Art.  12.  Der  Bundesralh  ist  beauftragt,  auf  Grundlage 
der  Bestimmungen  des  Bundesgesezes  vom  17.  Brachmonat 
1874,  betreffend  die  Volksabstimmung  über  Bundesgeseze 
and  Bundesbeschlüsse,  die  Bekanntmachung  dieses  Gesezes 
za  veranstalten. 

Also  beschloßen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  23.  Chi-istmonat  1880. 

Der  Präsident:    Dr.  C.  Burckhardt. 

Der  Protokollführer:  Schiefi. 

Also  beschloßen  vom  Ständerathe, 

Bern,  den  23.  Christmonat  1880. 

Der  Präsident :    SahlL 
Der  Protokollführer :  Gisi. 
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Postulat  e. 


l.  Per  Bundeörath  ist  eiogetaden,  in  den  Tarif  für  di.e 
Proben  und  die  Stempelung  möglichst  mäßige  Ansäze  auf- 
zunehmen und  dabei  das  Wcrthverhältniß  der  beiden  Metalle 
Üiunlichet  zn  berükeiclitigen, 

2*  Der  Bundesrath  ist  eingeladen,  bei  den  andern 
Staaten  die  nötliigen  Schritte  äu  thun,  um  hinsichtlich  der 
Featsezung  des  Feingehalts  edler  Metalle,  80\yie  hinsichtlich 
gegenseitiger  Anerkennung  und  St^huz  der  amtlichen  Kontrol- 
stempel  ein  Einverständniß  zu  er/ielen. 

'S,  Der  Bundesrat b  ist  eingeladen,  die  Hauptbestimmun- 
gen  gegenwärtigen  Gesezes  und  der  VoIIziehungsreglenjente 
in    der    Schweiz    und    im    AuslRude   möglichst   bekannt  zu 

machen. 


Der  achweizerisehe  Bundesrath  beschließt: 

Dag  vorstehende,  unterm  8.  Jänner  1881  offen tHch  be- 
kannt gemachte  Bundesgcsez  *)  tritt  nach  Artikel  11  des- 
selben am  1  Jänner  1882  in  Kraft. 

Bern,  den  14,  April  1881, 

Im  Namen   des  Schweiz,  Bundesrathes, 
Der  Vizepräsident: 
Bayier. 
Der  Kanzler  der   Eidgenoßenschaft : 

ScUefi. 


*)  Siehe  BüDdesblatt  vom  Jahr  1881,  Band  J,  Seite  1. 


Digitized  by  CjOOQiC 


371 


Bnndesbeschluß 

.über 

Abänderung  des  Artikels  25,  Absaz  2  des  Bundes- 
gesezes,  betreffend  die  eidgenossische  Ober- 
aufsicht Ober  die  Forstpolizei  im  Hochgebirge, 
vom  24.  März  1876. 

(Vom  23.  Christmonat  1880.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrathes  vom 
6.  Christmonat  1880, 

beschließt: 

Art.  1.  Der  Absaz  2  im  Art  25  des  Bundesgesezes  betref- 
fend die  eidgenössische  Oberaufsicht  ttber  die  Forstpolizei 
im  Hochgebb-ge,  vom  24.  März  1876  (A.  8.  n.  F.  11,  353), 
welcher  lautet:  ^Diese  Beiträge  werden  jedoch  für  Forst- 
areal des  Staates  nicht  verabfolgt^,  wird  dahin  abgeändert, 
daß  gesagt  wird: 

^Diese  Beiträge  werden  jedoch  an  Kantone  nur  für 
neue  Anlagen  von  Schuzwaldungen  nach  Art.  24, 
Ziffer  1  verabfolgt.'^ 

Art.  2.  Der  Bundesrath  ist  beauftragt,  auf  Grundlage 
des  Bunde^esezes  vom  17.  Brachmonat  1874,  betreffend  die 
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Volk^bstiinmung  über  Bundesgeseze  und  Bundesbeschlüsse^ 
die  BekaputinachuDg  dieser  Gesezesabäoderung  zu  veran- 
stalteo    und    den  Beginn   der  Wirksamkeit    derselben    fest- 

zuBCzen. 

Ako  beschloßen  vom  dtänderathe, 
Bern,  den  21.  Christmonat  1880. 

Der  Präsident:    Sahli. 

Der  Protokollftlhrer:  Gisi. 

Also  beschloßen  vom  Nationalrathe, 

Bern,  den  23.  Christmonat  1880. 

Der  Präsident :  Dr.  C.  Bnrokhardt» 
Der  Protokollführer :    Schieß. 


Der  schweizerische  Bundesrath   beschließt: 

Der  vorstehende,  unterm  8.  Jänner  1881  öffentlich  be- 
kannt gemachte  Bundesbeschluß  '^)  wird  hiemit  gemäß  Art.  89 
der  Bund  es  verfaßung  in  Kraft  und  mit  dem  1.  Mai  1881  als 

vollzieh  bar  erklärt. 

Bern,  den  19.  April  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Schiefi. 


*)  Siehe  Eundesblatt  vom  Jahr  1881,  Band  I,  Seite  19. 
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BundesbeschluB  betreffend  Tragung  der  Kosten  der 
Triangulation  IV.  Ordnung  im  eidg.  Forstgebiet 

(Vom  12.  April  1881.) 


Der    schweizerische    Bundesrath, 

in  Vollziehung  des   Bundesbeschlußes  vom   17.  Herbst-      J^^  j 
TOonat  1880; 

auf  den  Antrag  des  eidg.  Handels-  und  Landwirthschafts- 
departements, 

besehließt: 

Art.  1.  Der  Vermessung  der  Staats-,  Gemeinde-  und 
Korporationswaldungen,  gemäß  Art.  16  des  Bundesgesezes 
betreffend  die  eidg.  Oberaufsicht  Ober  die  Forstpolizei  vom 
24.  März  1876  hat,  im  Anschluß  an  die  Triangulation  der 
höhern  Ordnungen,  eine  solche  IV.  Ordnung  vorauszugehen. 

Art.  2.  Zu  diesem  Zweke  wird  das  eidg.  Handels-  und 
Landwirthschaftsdepartement  den  Kantonen  zustellen: 

a.  die  Nezplftne,  Goordinaten  und  Höhen  der  Triangulation 
I— HI.  Ordnung; 

b.  eine  Instruktion  für  die  Triangulation  FV.  Ordnung. 

Art.  3.  Die  betreffenden  Kantonsregierungen  haben  dem 
«idg.  Handels-  und  Landwirthschaftsdepartement  vom  Beginn 
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einer  TriaDgulation  IV.  Ordnung  und  später  von  der  Vollen- 
dung derselben  rechtzeitig  Eenntniß  zu  geben. 

Art.  4.  Die  Triangulation  darf  nur  von  solchen  Geome- 
tem  ausgeführt  werden,  die  entweder  ein  Geometerkonkordats- 
patent  oder  ein  durch  eine  kantonale  Prüfung  erworbenem 
Patent  besizen. 

Art.  5.  Die  schließliche  Prüfung  der  Triangulation  ge- 
schieht durch  das  eidg.  topographische  Bureau. 

Wo  das  Vermeßungswesen  unter  kantonaler  Leitung 
steht,  kann  das  topographische  Bureau  diese  Prüfung  an  da» 
betreffende  kantonale  Amt  übertragen. 

Art.  6.  Die  Kosten  der  Prüfung  der  Triangulation 
IV.  Ordnung  übernimmt  der  Bund. 

Art.  7.  Der  Bundesbeitrag  von  Fr.  20  für  jeden  tri- 
gonometrischen Punkt  IV.  Ordnung  wird  an  die  Kantone, 
auf  eingegangene  Gesuche  hin,  erst  nach  geschehener  Prüfung: 
und  instruktionsgemäßem  Befund  derselben  ausgerichtet. 

Art.  8.  Die  Kantone  werden  für  die  unveränderte  Er- 
haltung der  Versicherung  der  Triangulation  IV.  Ordnung  gleich, 
derjenigen  höherer  Ordnungen  (A.  S.  n.  F.  IV,  49)  auf  ihrea 
respektiven  Gebieten  verantwortlich  erklärt. 

Bern,  den  12.  April  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes,. 

Der  Vizepräsident: 

Bayier. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft  l 

Schiefi. 
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Bnndesbeschlnß 

betreffend 

die  eidg.  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1880. 

(Vom  28.  April  1881.) 


Die  BundesversammluDg 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 

auf  den  Vorschlag  des  Buodesrathes  vom  25.  Homung 
1881, 

beschließt: 

Art.  1.  Als  Ergebniß  der  nach  dem  Bundesgeseze 
vom  3.  Homung  1860  und  gemäß  der  Vollziehungs Verord- 
nung vom  3.  Brachmonat  1880  ausgeführten  Volkszählung 
vom  1.  Christmonat  1880  wird  anerkannt,  was  folgt: 

if  «  ^  ♦  />  «  z»  Ortsanwesende         Wohn- 

ü.  a  n  t  o  n  e.  Bevölkerung,      bevölkerung. 

Zürich 317,576  316,074 

Bern 532,164  530,411 

Luzem 134,806  134,708 

üri 23,694  23,744 

Schwyz 51,235  51,109 

ünterwalden  ob  dem  Wald    .  15,356  15,329 

ünterwalden  nid  dem  Wald  .  11,992  11,979 

Glarus 34,213  34,242 

Zug 22,994  22,829 

Preiburg      . 115,400  114,994 

Solöthurn 80,424  80,362 

üebertrag    1,339,854       1,335,781 
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TT  o  «  f  /v «  ^  Ortsanwesende  Wohn- 

ü  a  n  t  0  n  e.  Bevölkerung.       bevölkening. 

üebertrag  1,339,854  1,336,781 

Basel-Stadfc 65,101  64,207 

Basel-LaDdschaft 59,271  59,171 

Schafifhausen 38,348  38,241 

Appenzell  Außerrhoden      .     .  51,958  51,953 

Appenzell  Innerrhoden       .     .  12,841  12,874 

St.  Gallen 210,491  209,719 

Graubünden 94,991  93,864 

Aargau 198,645  198,357 

Thurgau 99,552  99,231 

Tessin 130,777  130,394 

Waadt 238,730  235,349 

Wallis 100,216  100,190 

Neuenburg 103,732  102,744 

Genf 101,595  99,712 

Schweiz  2,846,102      2,831,787 

Art.  2.  Die  in  dem  vorigen  Artikel  enthaltene  Zählung 
ist  bis  zur  Vornahme  einer  neuen  eldgenößischen  Volks- 
zählung maßgebend. 

Art.  3.    Dieser  Beschluß  wird  als  dringlich  erklärt 
Der  Bundesrath  ist  mit  der  Vollziehung  desselben  be- 
auftragt. 

Also  beschloßen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  23.  April  1881. 

Der  Präsident :    Dr.  C.  Burokliardt. 

Der  Protokollführer :  Schieß. 

Also  beschloßen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  28.  April  1881. 

Der  Vizepräsident:   €•  Kappeier. 

Der  Protokollführer:  Gisi. 
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Der  schweizerische  Bundesrath  beschließt: 

Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlußes. 

Bern,  den  29.  April  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz«  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der   Eidgenoßenschaft : 

Schlefi. 


iKSOggOCNI 


Verordnung 

betreffend 

die  UnterstQzungskasse  zu  Gunsten  des  Personals 
des  internationalen  Post-  und  Telegraphenbureau. 

(Vom  20.  Mai  1881.) 


Der  schweizerische  Bundesrath, 

nach  Eenntnißnahme 

a.  der  Beschlüsse,  welche  von  dem  internationalen  Post- 
kongreß in  Paris  am  28.  Mai  1878  und  von  der  all- 
gemeinen Telegrt^henkonferenz  in  London  am  18.  Heu- 
monat 1879  gefaßt  worden  sind,  und  welche  Oberein- 
stimmend also  lauten : 

^Dem    schweizerischen    Post-    und  Telegraphen- 
departement wird   eine   einmal   zahlbare  Summe  von 
25,000  Franken  zu  dem  Zweke  zur  Verfügung  gestellt, 
um  mit  derselben,  sowie  mit  den  Zinsen  des  Kapitals 
Eidg.  amtl.  Samml.  Nene  Folge.  V.  Bd.  25 
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einen  Fond  zu  bilden,  welcher  dazu  dienen  soll,  den 
Beamten,  Angestellten  und  Unterbeamten  des  inter- 
nationalen Post-  und  Telegraphenbüreau  für  den  Fall 
Unterstüzungen  oder  Entschfidigungen  zu  bewilligen, 
daß  sie  infolge  vorgertikten  Alters,  durch  ünglüksfillle 
oder  Krankheit  zur  Ausübung  ihrer  dienstlichen  Pflichten 
dauernd  unfähig  würden.^ 
b.  der  Erörterungen,  welche  im  Schöße  des  Kongresses 
und  der  Konferenz  über  den  Gegenstand  stattgefunden 
haben ; 
auf  den  Vorschlag   seines  Post-  und  Eisen  bahndeparte- 

ments, 

beschließt: 

Art.  1.  Die  beiden  Fonds  im  Betrage  von  je  25,000 
Franken  zu  Gunsten  des  internationalen  Post-  und  Telegra- 
phenbüreau sind  seit  dem  1.  Jänner  1880  eingerichtet. 

Diese  Fonds  sind  von  dem  eidgenößischen  Finanzdepar- 
tement der  eidg.  Staatskasse  zur  Aufbewahrung  überwiesen. 
(Beschluß  des  Bundesrathes  vom  30.  Christmonat  1879.) 

Art.  2.  Jeder  Beamte,  Angestellte  und  ünterbeamte 
des  internationalen  Post-  und  Telegraphenbüreau,  welcher 
nach  einer  Dienstzeit  von  10  Jahren  infolge  eines  körper- 
lichen Gebrechens,  von  Krankheit  oder  Schwäche  seiner 
körperlichen  oder  geistigen  Kräfte  zu  der  Erfüllung  seiner 
Amtspflichten  dauernd  unfähig  wird,  erhält  aus  dem  betreffen- 
den Fond  eine  lebenslängliche  Entschädigung  im  Verhältnis 
von  V4  des  zulezt  von  ihm  bezogenen  Diensteinkommens. 
Für  jedes  von  da  ab  weiter  zurükgelegte  Dienstjahr  steigt 
die  Entschädigung  um  Vso  des  erwähnten  Diensteinkommens. 

Art.  3.  Jeder  Beamte,  Angestellte  oder  ünterbeamte 
des  internationalen  Post-  oder  Telegraphenbüreau  hat  eben- 
falls auf  eine,  nach  den  Grundsäzen  des  Art.  2  zu  berech- 
nende Entschädigung  Anspruch,  wenn  er  nach  einer  Dienst- 
zeit  von    mindestens   10   Jahren    und    nach    zurükgelegtem 
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60.  Lebensjahre  in  den  Ruhestand  zu  treten  wünscht,  ohne 
daß  er  verpflichtet  sein  soll,  den  vor  dieser  Altersgrenze 
vorgeschriebenen  Nachweis  der  Dienstunföhigkeit  zu  liefern. 

Art.  4.  Bei  Berechnung  der  Dienstzeit,  nach  welcher 
die  Höhe  der  Entschädigung  bemessen  wird,  kommt  auch 
die  Zeit  in  Anrechnung,  während  welcher  ein  Beamter  im 
Dienste  einer  der  Vereinsverwaltungen  sich  befunden  hat, 
vorausgesezt,  daß  die  Dienstzeit  beim  internationalen  Bureau 
mindestens  eine  fUnQährige  war. 

Art.  5.  In  den  in  den  Artikeln  2  und  3  vorgesehenen 
Fällen  kann  der  Bundesrath,  in  Berttksichtigung  der  jeweiligen 
Verhältnisse,  bestimmen,  daß  der  Betrag  der  Versicherungs- 
prämie, welche  der  Beamte  zur  Zeit  seines  Dienstaustrittes 
zu  beanspruchen  hatte,  für  ihn  weiter  bezahlt  werde,  damit 
der  Genuß  der  versicherten  Summe  seiner  Familie  erhalten 
bleibt. 

Art.  6.  Die  Gesuche  um  Erlangung  der  in  den  Arti- 
keln 2  oder  3  vorgesehenen  lebenslänglichen  Entschädigung, 
oder  auf  Weiterzahlung  der  Versicherungsprämie  im  Sinne 
des  Art.  5,  werden  an  den  Direktor  des  internationalen  Post- 
oder Telegraphenbüreau  gerichtet,  dessen  Sache  es  ist,  sich 
aber  den  Antrag  gutachtlich  zu  äußern  und  denselben  mit- 
telst Berichts  dem  Post-  und  Eisenbahndepartement  vorzu- 
legen. Das  Departement  trägt  seinerseits  die  Sache  dem 
Bundesrathe  vor,  welcher  darüber  endgültige  Bestimmung  trifft. 

Art.  7.  Die  Geschäftsberichte  des  internationalen  Post- 
und  Telegraphenbüreau  werden  jedes  Jahr  einen  Nach- 
weis über  den  Vermögensstand  der  im  Art.  1  bezeichneten 
Fonds,  sowie  eintretendenfalls  über  die  in  der  Sache  ge- 
faßten Beschlüsse  und  die  Aenderungen  enthalten,  welche 
in  dem  betheiligten  Personal  eingetreten  sind. 

Art.  8.  Die  in  der  gegenwärtigen  Verordnung  bezeich- 
neten Entschädigungen  werden,  was  den  rechtlichen  Charakter 
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betrifft,  den  Besoldungsnachgenüssen  gleichgestellt,  welche  den 
Familien  verstorbener  eidgenößischer  Beamten  und  Ange- 
stellten gewährt  werden. 

Nach  dem  Wortlaut  des  Bundesrathsbeschlusses  vom 
2.  Wintermonat  1878  können  daher  zur  Tilgung  von  Schul- 
den, mit  welchen  der  betheiligte  Beamte,  Angestellte  oder 
Unterbeamte  sich  belastet  hat,  diese  Entschädigungen  weder 
mit  Beschlag  belegt,  noch  sequestrirt  werden. 

Art.  9.  Die  gegenwärtige  Verordnung  tritt  sofort  in 
Kraft.  Das  Post-  und  Eisenbahndepartement  hat  die  Aus- 
führung derselben  zu  überwachen. 

Bern,  den  20.  Mai  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der   Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

ScUeß. 
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Beitritt 

der 

Republik  Paraguay  zum  Pariser  Weltpostvertrag. 

(Vom  8.  April  1881.) 


Von  der  durch  Art.  18  des  in  Paris  am  1.  Juni  1878 
abgeschloßenen  Weltpostvertrags  (Convention  postale  uni- 
verselle) eingeräumten  Befugniß  Gebrauch  machend,  hat  die 
Regierung  der  Republik  Paraguay  mit  Note  vom  26.  Ja- 
nuar 1881  dem  schweizerischen  Bundesrathe  den  Beitritt 
dieses  Staates  zum  obgedachten  Vertrag  auf  1.  Juli  1881 
angezeigt. 

Gemäß  den  Bestimmungen  des  obgenannten  Artikels  hat 
der  schweizerische  Bundesrath  den  Regierungen  der  Post- 
vereinsstaaten den  stattgefundenen  Beitritt  mit  Note  vom 
8.  April  1881  kund  gegeben,  mit  der  weitem  Mittheilung, 
daß  Paraguay  bezüglich  der  Beitragsleistung  an  die  Kosten 
des  intematioDalen  Postbüreau  in  die  VI.  Klasse  eingereiht 
werde  und  an  Taxen  beziehen  wird: 

für  25  Centimen  5  Centavos  de  pesol  ^qq  Centavos  =  1  Peso 

'>    -^^         ^        i  n    J^        7)     T^     [    fuerte  =  5  Franken. 
„     5        ^        1  Centavo    ^     ^     J 

Bern,  den  8:  April  1881, 

Die  Schweiz.  Bundeskanzlei. 


■  ooByooq 
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Reglement 

für 

die  schweizerische  meteorologische  Centralanstalt. 

(Vom  13.  Mai  1881.) 


Der  achweizeriache  Bundesrath, 

in  Ausführung  des  Bundesbeschlußes  vom  23.  Christmooat 
1880,  betrcfifend  Errichtung  einer  schweizerischen  meteoro- 
logischen Zentralanstalt,  Art.  7; 

auf  den  Antrag  seines  Departements  des  Innern, 

beschließt: 

Art.  1 »  Die  schweizerische  meteorologische  Zentralanstalt 
wird  unter  der  Oberaufsicht  des  Bundesrathes  geleitet  und 
Ter  waltet 

1)  durch  das  eidg.  Departement  des  Innern  und  eine  dem- 
selben beigegebene  Fachkommission; 
2}  durch  den  Direktor  der  Anstalt. 

Art.  2.  Die  vom  Bundesrath  jeweilen  auf  eine  Amts- 
dauer von  drei  Jahren  zu  wählende  Rommission  hat  daftlr  zu 
sorgen,  daß  die  durch  Bundesbeschluß  vom  23.  Christmonat 
1880  der  meteorologischen  Zentralanstalt  gestellten  Aufgaben 
nach  allen  Richtungen  in  einer  dem  jeweiligen  Stande  der 
Wissen Bcbaft  und  der  praktischen  Bedürfnisse  entsprechenden 
Weise  zur  Ausfilhrung  gelangen. 
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Sie  bestimmt  Zahl,  Ort,  Einrichtung  und  Ausrüstung 
der  meteorologischen  Beobachtungsstationen  der  Schweiz,  so 
wie  die  von  denselben  zu  befolgenden  Beobachtungsmethoden ; 
die  leitenden  Grundsäze  für  die  Zusammenstellung  und  Be- 
arbeitung der  an  diesen  Stationen  angestellten  Beobachtungen 
und  deren  Veröffentlichung;  den  Plan  für  den  Austausch 
der  Witterungsdepeschen  mit  dem  In-  und  Auslände^  die 
Art  und  Weise  der  Zusammenstellung  der  täglichen  Wit- 
terungsberichte zur  anschaulichen,  hauptsächlich  die  Schweiz 
berüksichtigenden  Darstellung  des  jeweiligen  Thatbestandes 
und  der  Aufstellung  einer  dieselbe  abschließenden,  zur  tele- 
grapbischen  Verbreitung  geeigneten  Uebersicht;  die  Be- 
dingungen, unter  denen  das  meteorologische  Material  an 
öffentliche  Anstalten  oder  Privatpersonen,  w^elche  dasselbe 
zu  wissenschaftlichen  Untersuchungen  oder  zu  lokalen  Pro- 
gnosen verwenden  wollen,  abgegeben  werden  kann. 

Sie  sezt  den  allgemeinen  Plan  der  Arbeiten  fest,  welche 
zur  allmäligen  Erstellung  einer  möglichst  gründlichen  Elima- 
tologie  der  Schweiz  auszuführen  sind,  und  bestimmt  inner- 
halb dieses  allgemeinen  Planes  das  jährliche  Arbeitspro- 
granim. 

Sie  behandelt  und  entscheidet  überhaupt  alle  wesent- 
lichen Fragen,  welche  sich  auf  die  der  Zentralanstalt  ge- 
stellten Aufgaben   beziehen. 

Art.  3.  Die  Kommission  besteht  aus  sieben  Mitgliedern. 
Sie  wird  von  dem  jeweiligen  Vorstand  des  eidg.  Departements 
des  Innern  und  in  seiner  Verhinderung  durch  einen  von  der 
Kommission  selbst  gewählten  Stellvertreter  präsidirt.  Der 
Direktor  der  Anstalt  wohnt  ihren  Sizungen  mit  berathender 
Stimme  bei.  Das  Protokoll  ihrer  Verhandlungen  wird  von 
dem  Sekretär  dee  Departements  des  Innern  geführt. 

Die  Kommission  tritt  in  ordentlicher  Weise  zwei  Mal 
des  Jahres  in  Bern  zusammen,  außerordentlicher  Weise, 
wenn  wichtige  und  dringende  Geschäfte  es  erfordern. 

Digitized  by  VjOOQiC 


384  Eeglement 

Die  Mitglieder  der  Kommission,  welche  nicht  eidge- 
nößische  Beamtungen  bekleiden,  werden  für  Reisen  und 
Sizungen  nach  den  für  eidgenößische  Kommissionen  bestehen- 
den Vorschriften  entschädigt. 

Die  Kommission  fühii;  den  Namen:  ^Eidgenößische 
meteorologische  Kommission^  und  genießt  fQr  ihre  amtliche 
Korrespondenz  Portofreiheit. 

Art.  4.  Der  Direktor  der  Anstalt  ist  das  vorberathende 
und  ausführende  Organ  der  meteorologischen  Kommission. 

Er  untersucht  und  begutachtet  alle  wichtigeren,  dem 
Entscheide  der  Kommission  unterliegenden  Fragen  und  Ge- 
schäfte, und  sorgt  nach  Mitgabe  der  von  der  Kommission 
aufgestellten  Orundsäze  und  ertheilten  Weisungen  für  ge- 
hörige Erfüllung  der  der  Anstalt  gestellten  Aufgaben. 

Er  steht  in  direkter  Verbindung  einerseits  mit  dem  eid- 
genößischen  Departement  des  Innern  und  durch  dasselbe  mit 
der  meteorologischen  Kommission,  andererseits  mit  den  Be- 
obachtern der  schweizerischen  Stationen  und  den  Empf&ngera 
der  Witterungsberichte ;  er  vertritt  die  schweizerische  Central- 
anstalt  gegenüber  den  meteorologischen  Instituten  der*  aus- 
wärtigen Staaten  und  dem  internationalen  meteorologischea 
Komite. 

Er  erstattet  zu  Anfang  jeden  Jahres  einen  schriftlichea 
Bericht  über  die  gesammte  Thätigkeit  der  Anstalt  während 
des  abgelaufenen  Jahres. 

Art.  5.  Der  Direktor  führt  die  Ökonomische  Verwal- 
tung der  Anstalt.  Er  legt  rechtzeitig  den  Entwurf  des  Vor- 
anschlags vor  und  sorgt  dafür,  daß  die  Ausgaben  sich  streng 
innerhalb  des  bewilligten  Kredits  bewegen. 

Die  bezüglichen  Formularien,  sowie  all&Uige  spezielle 
Instruktionen  erhält  derselbe  vom  Finanzdepartement. 

Die  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  erforderlichen  Vor- 
schüsse werden  dem  Rechnungsteller  nach  Maßgabe  des  je- 
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weiligen  Bedürfnisses  auf  Anweisung  des  Departements  des 
Innern  durch  die  eidg.  Staatskasse  yerabfolgt. 

Art.  6.     Der  Direktor  wacht  Ober  die  Ordnung  in  der 

Geschäfteführung,  der  Registratur  und  der  Besorgung  des 

Archives    der   Anstalt.     Die    amtliche    Korrespondenz  der 
Anstalt  genießt  Portofreiheit. 

Art.  7.  Unter  dem  Direktor  steht  der  Adjunkt.  Er 
bat  den  Direktor  bei  seinen  Arbeiten  zu  unterstüzen,  ihn  im 
Falle  von  Abwesenheit  oder  Krankheit  zu  vertreten  und 
seinen  Weisungen  nachzukommen. 

Art.  8.  Das  untergeordnete  und  theilweise  nur  vorüber- 
gehend beigezogene  Hilfspersonal  wird  vom  Direktor  ange- 
stellt und  in  Uebereinstimmung  mit  den  in  der  eidg.  Ver- 
waltung geltenden  Normen  entschädigt. 

Art.  9.  Die  Beamten  und  Angestellten  der  Zentral- 
anstalt werden  bezüglich  zeitweiser  Beurlaubung  von  den 
Geschäften,  Entschädigung  bei  Dienstreisen,  Betreibung  von 
Nebengeschäften,  Gratifikationen  nach  den  hiefür  bestehen- 
den besondern  Verordnungen  behandelt  und  stehen  betreffend 
ihre  Verantwortlichkeit  unter  dem  Bundesgesez  über  die 
Verantwortlichkeit  der  eidgenößischen  Beamten. 

Art.  10.     Vorstehendes  Reglement  tritt  sofort  in  Kraft. 

Bern,  den  13.  Mai  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Sehleß. 
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Yollziehnngsrerordiiniig 

betreffend 

Kontrolirung  und  Garantie  des  Feingehalts 
Gold-  und  Silberwaaren. 

(Vom  17.  Mai  1881.) 


der 


Der   schweizerische  Bundesrath, 
in  Ausfuhrung  des  Bundesgesezes  vom  23.  Christmonat 
1880,    betrefifend   die   Kontrolirung  und  Garantie  des  Fein- 
gehaltes der  Gold-  und  Silberwaaren; 

auf   den    Vorschlag   des   eidgenößischen   Handels-    und 
Landwirthschaftsdepartements, 

beschließt: 

I.   Proben  und  Stempelungen. 

Art.  1.     Die   Stepipelzeichen  für   die  Kontrolirung  der 
verschiedenen  Feingehalte  sind  folgende: 


Gc 

18  Karat  oder 
750  Tausendstel  und  darüber. 

ad. 

14  Karat 
oder  583  Tausendstel. 

875  Tausendstel  und  darüber. 

>er. 

800  Tausendstel. 
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Art.  2.  Die  einein  Kontrolamte.  zur  Probirung  und 
Eontrolirung  eingesandten  Waaren  müssen  nach  dem  Fein- 
gehalte klassifizirt  und  von  einander  getrennt  gehalten  sein. 
Jede  Partie  muß  von  einer  mit  der  Unterschrift  des  Produ-  ] 
zenten  versehenen  Deklaration  begleitet  sein,  welche  die  Zahl 
und'Beschafifenheit  der  Gegenstände,  den  Feingehalt  und  die ' 
Nummern  angibt. 

Die  Bijouteriearbeiten,  Gold-  und  Silberarbeiten,  Uhren-  \ 
gehäuse  und  alle  nicht  numerirten  StUke  müssen,  um  kontro- 
lirt  zu  werden,  die  Marke  des  Fabrikanten  oder  ein  von  dem 
Kontrolamte  anerkanntes  Unterscheidungszeichen  tragen.        ' 

Art.  3.  Die  zur  Eontrolirung  eingereichten  Gold-  oder ; 
Silberwaaren  werden  in  allen  ihren  Theilen  probirt.  Um 
eine  Beschädigung  durch  die  Entnahme  der 'Probe  zu  ver-l 
meiden,  müssen  sie  vollständig  montirt,  nicht  ganz  fertig, 
aber  so  weit  in  der  Fabrikation  vorgerükt  eingereicht  wer- 
den, daß  beim  Fertigstellen  die  eingeschlagenen  Marken, 
sowie  die  Waaren,  keine  Aenderung  erfahren  können. 

Eine  spezielle  Verordnung  des  eidgenößischen  Handels- 
und Landwirthschaftsdepartements  wird  soweit  nöthig  und! 
mit  Berüksichtigung  der  verschiedenen  Elassen  von  Waaren 
diese  Vorschrift  noch  mehr  ins  Einzelne  ausführen. 

Art.  4.  Keinerjder  eine  Gold-  oder  Silberwaare  zusammen- 
sezenden  Theile  darf  von  geringerem  Feingehalte  als  die 
Waare  im  Ganzen  sein,  was  auch  immer  die  Farbe  der  für 
seine  Fabrikation  oder  Dekoration  angewendeten  Legirungen 
sei.  Ausgenommen  sind  die  Einlagen  und  Ornamente  von 
Piatina  und  Silber,  welch^äußerlich  angebracht  sind,  sowie^ 
auch  die  Charniere  von  silbernen  Uhrengehäusen,  soweit 
dies  nicht  durch  die  Bestimmungen  des  Art.  8  beschränkt  isti 

Art.  5.  Der  Stempel  wird  auf  allen  wesentlichen  Theilei; 
der  Waare  angebracht,  nämlich : 
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1)  Bei  den  Uhrengehäusen : 

a.  auf  den  Dekeln; 

b.  auf  dem  Staubdekel  (cuvette); 

c.  auf  den  Rändern  (carrures); 

d.  auf  dem  Bügel. 

^^^TT^^  "/^  'A.uf  Verlangdb  des  Fabrikanten  kann  der  Stempel 

"^^T^    2       a  ^^^  ^^^  ^®°^  Bügi^lring  angebracht  werden. 

.-^       ^J    /  Stempel  mit  denselben  Zeichen  wie  die  oben  aa- 

^  geführten,  aber  kleiner,  dienen  zum  Stempeln  der  Grold- 

und  Silberarbeiten,  der  Ränder  (carrures)  und  BOgel 

von  Uhrengehäusen  etc. 

Wenn  der  Staubdekel   von  einem   andern  Metall 

als  dem  durch  den  Stempel  bezeichneten  ist,   so  muß 

er  die  genaue  Bezeichnung  dieses  Metalles   mit  allen 

Buchstaben  enthalten. 

2)  Bei  den  Gold-,  Silber-  und  Bijouteriearbeiten  wird  der 
Stempel  auf  dem  Haupttheil  der  Waare  angebracht. 
Dies  wird  an  dem  Orte  geschehen,  welcher  am  passend- 
sten und  solidesten  ist,  um  den  Eindruk  des  Stempels 
zu  ertragen. 

Zusäze  zur  Angabe  des  Feing^altes  von  18  Karat  für 
Gold  und  875  Tausendstel  für  Silber,  wie:  premier  titre, 
flrst  silver,  first  gold,  erster  Feingehalt  und  damit  identische 
Uebersezungen  in  andere  Sprachen  werden  zur  eidgenößischen 
Stempelung  zugelassen. 

Art.  6.  Wenn  Gold-  und  Silberwaaren  äußerlich  oder 
innerlich  Theile  von  geringerem  Feingehalt,  als  dem  in  der 
Deklaration  oder  den  aufgedrükten  Zeichen  angegebenen  ent- 
halten, so  werden  diese  Theile  durch  den  beeidigten  Probirer 
in  Gegenwart  eines  Mitgliedes  der  Aufsichtsbehörde  zer- 
schnitten, unbeschadet  der  durch  das  Gesez  vorgesehenen 
Strafen. 

Art.  7.  Für  täusohungsweise  ausgefüllt  erklärt  werden 
die  Gold-  und  Silberwaaren,  welche  im  Inneren  Theile  von 
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geringerem  Feingehalt,  ein  Uebermaß  von  Loth,  oder  Metalle, 
Legirungen  und  andere  Substanzen,  verschieden  von  den  die 
Hauptmasse  der  Waare  bildenden,  enthalten. 

Die  fUr  täuschungs weise  ausgefüllt  erkannten  Gegenstände 
werden  von  dem  beeidigten  Probirer  in  Oegenwart  eines 
Mitgliedes  der  Aufsichtsbehörde  zerschnitten,  unbeschadet  der 
durch  das  Oesez  vorgesehenen  Strafen. 

Art.  8.  Wenn  die  zur  Stempelung  vorgelegten  Waaren 
für  ein  Land  bestimmt  sind,  welches  verlangt,  daß  die  Feui- 
gehalte  voll  oder  ein  wenig  höher  seien,  als  die  durch  das 
Bundesgesez  bestimmten,  oder  welches  die  im  Art.  4  ange- 
führten Ausnahmen  nicht  zuläßt,  so  ist  es  Sache  des  Pro- 
duzenten, die  in  dieser  Beziehung  nöthigen  Vorsichtsmaß- 
regeln zu  treflFen.  Das  schweizerische  Eontrolamt  trifft  keine 
Verantwortlichkeit,  wenn,  nachdem  es  das  eidgenößische 
Stempelzeichen  unter  BerUksichtigung  der  gesezmäßigen  Fehler- 
grenze, oder  der  im  Art.  4  vorgesehenen  Ausnahmen,  ange- 
bracht hat,  die  fraglichen  Waaren  später  von  dem  aus- 
wärtigen Eontrolamt  zerschnitten  oder  zurükgewiesen  werden. 

Art.  9.     Der  Tarif  für  die  Stempelung  wird  festgesezt  ^ 

wie  folgt: 

a)  für  ein  goldenes  Uhrengehäuse  mit  Glas     .     Fr.  0.  15 

V     7)     7^  7)        •  -n  7)    Doppel- 

schale ^    0.  20 

c)  für  ein  silbernes  Uhrengehäuse  mit  Glas     .      ^    0.  05 

d)  n     T^  -n  7)  7)    Doppel- 

schale ^    0.  10 

e)  für  die  Bijouterie  pro  Stük  bis  zu  10  gr.      .      ^    0.  05 

f/     7)     7)         -7)  7)       7)     von  10  gr.   und 

darüber ^    0.  15 

g)  für    Goldschmiedarbeit    pro    Stük    bis    zu 

150  gr ^    0.  05 

h)  für  Goldschmiedarbeit  pro  Stük   von   150 

bis  300  gr ^    0.  15 

i)  für  Goldschmiedarbeit  pro  Stük  von  300  gr. 

und  darüber ^    0.  50 


-^.^y 


/>(?/ 
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Vollziehungsverordimiig 


Diese  Taxeo  müssen  genau  beobachtet  werden.  Jedoch 
darf  der  Bundesrath  eine  kleine  Erhöhung  zu  Gunsten  der- 
jenigen Kontrolämter  bewilligen,  welche  ihre  Jahreskosten 
nicht  einbringen. 

Die  Rüksendung  der  Waaren  muß  ohne  Verpakungs- 
kosten  stattfinden. 

Für  Gegenstände,  welche  nicht  gestempelt  werden 
können,  wird  als  Buße  die  doppelte  Probirtaxe  erhoben. 

Art.  10.  Jeder  Stempel  wird  ein  besonderes  Zeichen 
haben,  aus  welchem  man  erkennen  kann,  in  welchem 
Kontrolamt  die  Gegenstände  gestempelt  worden  sind. 


U.  Organisation  der  Kontrolämter. 

Art.  11.  Die  Kantone  bestimmen  die  Art  und  Weise 
der  Verwaltungsorganisation  der  Kontrolämter.  Für  jedes 
Amt  wird  eine  Aufsichtskommission  eingesezt. 

Die  Kantone  müssen  daHlr  sorgen,  daß  den  Kontrolämtecn 
passende  Lokalitäten  überwiesen  werden,  damit  die  Beamten 
bequem  arbeiten  können  und  das  Publikum  keinen  Zutritt 
zu   den  Laboratorien  und  Arbeitszimmern  der  Probirer  hat. 

Das  eidgenößische  Handels-  und  Landwirthschaftsdeparte- 
ment  wird  den  Kantonen  die  erforderlichen  Instruktionen 
über  die  Einrichtungen,  Materialien,  Register  und  Formulare, 
Apparate,  Werkzeuge,  Chemikalien  etc.,  deren  die  Kontrol- 
ämter bedürfen,  ertheilen. 

Art.  12.  Die  Kantone  müssen  die  Bewilligung  zur 
Eröffnung  eines  Kontrolamtes  jeder  Gemeinde  oder  jeder 
Vereinigung  von  Gemeinden  ertheilen,  welche  den  Beweis 
liefert,  daß  sie  in  der  Lage  ist,  dem  Geseze  und  den  Ver- 
ordnungen in  dieser  Sache  zu  entsprechen  und  welche  sich 
verpflichtet,  ein  eventuelles  Defizit  des  Amtes  zu  tragen. 

Wenn  in  einer  oder  mehreren  Lokalitäten,  wo  es  keine 
Kontrolämter  gibt,  sich  Gemeinden  befinden,   welche  nicht 


Digitized  by  VjOOQIC 


betr.  KontroliriiDg  des  Feingehalts  der  Gold-  und  Silberwaaren.  391 

geneigt  sind,  die  VerantwoHlichkeit  eines  Kontrolamtea  zu 
tlbernehmen,  und  eich  dagegen  ein  Konsortium  oder  eine 
Vereinigung  von  Interessenteü  bildet,  um  ein  Probiramt  in 
Uebereinstimmung  mit  den  Vorschriften  des  Bundcsgesezea 
und  der  VoUziehungs Verordnung  zu  erriehten^  so  inQsaen  sie 
hiezu  die  Bewilligung  ihrer  beEüglicheo  Kantousregierungen 
nachsuchen.  Ihre  Statuten  unterliegen  der  Genehmigung  durch 
die  Eantonsbehörde. 

Die  Bundesbehörde  kann  sich  der  ErüiTuung  eines  Kontroi- 
amtes  widersezen  oder  die  Schließung  emes  solchen  an- 
ordnen, welches  nicht  in  der  Weise  organisirt  ist,  um  hin- 
reichende Garantien  zu  bieten. 

Art.  13.  Die  Kantone,  Gemeinden  oder  Vereinigungen, 
welche  zu  der  Unterhaltung  und  den  Lasten  der  Äcmter 
beizutragen  haben,  bestimmen  nach  Gutllnden  die  Verwendung 
eines  allfalligen  bei  den  Aemtorn  entstehenden  Ueberschusses, 
immerhin  in  erster  Linie  zur  Verbesserung  der  Einrichtungen 
des  Amtes  und  zur  Errichtung  eines  Reservefonds. 

Art.  14.  Die  Aemter  übersenden  jedes  Vierteljahr  dem 
eidgenößischen  Handels-  und  Lnndwirthschaftsdepartement 
einen  Bericht  über  die  Anzahl  der  kontrolii-ten  Gegenstände, 
über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Amtes,  sowie  im 
Allgemeinen  über  die  Art,  in  welcher  das  Gesez  in  dem 
Industriebezirke  ausgeführt  wird,  für  welchen  das  Amt  haupt- 
sächlich  arbeitet. 

Art.  15.  Das  eidgenößische  Handels-  und  Landwirth- 
schaftsdepartement  hat  die  Befugniß,  zu  ihm  passend  er- 
scheinenden Zeiten  eine  Inspektion  der  Kontt^olämter  vor- 
nehmen zu  laßen. 

Art.  16.  In  Gemäßheit  des  Art.  4  depi  BundcsgeseariS 
über  die  Kontrole  und  Garantie  der  Gold-  und  Silber waariMi 
wird  ein  eidgenößisches  Kontrolamt  errichteL  ' 


y/^ 
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Es  ist  dazu  bestimmt: 

1)  Probirer  auszubilden,  welche  die  nöthigen  theoretischen 
und  praktischen  Kenntnisse  besizen*, 

2)  Prüfungen    für    die    Erlangung    eines    eidgenößischen 
Diploms  vorzunehmen; 

3)  in  Streitlullen  die  Proben  der  kantonalen  Kontrolämter 
zu  revidiren. 

Die  beiden  Alinea  unter  Nr.  1  und  2  bilden  den  Gegen- 
stand spezieller  Instruktionsertheilung  Seitens  des  eidge- 
nößischen Handels-  und  Landwirthschaftsdepartement. 

Art.  17.  In  Streitfällen  ist  die  Revision  der  Proben, 
welche  im  eidgenößischen  Kontrolamt^  geschieht,  eine  end- 
gültige ohne  Appellation.  Die  Waaren  werden  folglich  ent- 
weder gestempelt  oder  zerschnitten. 

Art.  18.  Für  die  Revision  wird  das  Vierfache  des  von 
den  Kantonen  festgesezten  Tarifs  bezahlt. 

Die  Kosten  werden  von  derjenigen  Seite  bezahlt,  welche 
den  Irrthum  begangen  hat.  Wenn  der  Streit  zwischen  einem 
Amte  und  einer  Privatperson  stattfindet  und  die  leztere 
Recht  behält,  so  werden  ihr  keine  Kosten  oder  Stempelungs- 
taxe berechnet. 

Art.  19.  Die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  eidgenößi- 
flchen  Kontrolamts  bilden  einen  Bestandtheil  des  Budget  des 
eidgenößischen   Handels-  und  Landwirthschaftsdepartemente. 

IIL  Beeidigte  Probirer. 

Art.  20.  Der  Titel  eines  beeidigten  Probirers  kommt 
ausschließlich  den  Probirem  zu,  welche  im  Besize  des  eidge- 
nößischen Diploms  sind. 

Das  eidgenößische  Diplom  wird  nach  bestandener  Prüfung 
ertheilt.  Ausnahmsweise  kann  es  auch  auf  andere  Beweis- 
mittel hin  ertheilt  werden,  nach  entsprechendem  Berichte 
der  Prüfungskommission. 
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Daß  eidgenüßiäche  Hiindeb-  und  Laudwirtlischiirtsdepar- 
ternent  erneoni;  diese  Kninniteeion  und  mzi  da«  Prüfuoge- 
regleineut  und  Protj;rumm  (es\. 

Die  Diplom t^  werden  im  Namen  dee  Departements  aus- 
g^at^ltt 

Art  21.  Die  Äemtcr  müssen  eine  hiureiehend©  Anzahl 
Prohirer  und  anderer  Anirestellteii  hesizöii^j  damit  der  Dienat 
in  pasj^ender  Weise  a«sgeül>t  werden  kann  uud  niemals 
tmterbroPhen  wird. 

Die  Ernenn un^2  der  ProUir^^r  und  anderen  Beamten  findet 
nacli  den  dnreh  den  Kanion  festgeöezten  Regeln  slaü  und 
wird  sofort  zur  Kenutniß  des  eidgenoßisolien  Flandela-  und 
Landwirth^clmfl^^def^artenjentö   gebracht. 

Der  Kanlou   iieslimnit  aneh  die  BejTfoldung  der  Probirer 
und  An^^estellten -^  die  vnii    iluien  zu    leistende   KauKon  und 
die  ihnen  zukommenden  Verpfliditungen  In  Bezug  auf  Dnuer   i 
und   VerlheihuJi^  der  Arfieit. 

Die  Prubirer  uud  Ani^e^telUen  de.^  Koiitndanrles  dtUfen 
auf  keinen  Fall  Handel  mit  Waaren  oder  Material  aus  Oüld 
und  Hilber  (reiben. 

Das  eidgeuößisfhe  Handels-  und  Landwirtksehaftsdepar- 
lernen t  kann  die  Suspensiiui  üdt*r  Äb^ezung  eines  Prnbireni 
oder  Ans^estelhen  Vi^rhini^en ,  weleber  seine  Verrichtungen 
nielit  orduiKjg^^mäßii^  au.subt.  Im  Falle  ernstüeber  Nach- 
läCiii^keit  einea  beeidigten  Prohiiers  hat  dns  Deparlement  die 
Befugniß,  ihm  aeiu  Diplom  zu  entziehen,  mit  Vorbehalt  eines 
Hekur^es  an  den  Bundearath, 

Art.  22,  E^  iJit  den  Prubircrn  und  Angestellten,  so  r 
wie  den  Mitgliedern  der  AufsiehtskoEnrniÄ^iunen^  ausdrüklieh  j 
untersagt,  von  den  dem  Amte  zum  Probiren  allein  oder  zum  ; 
Prohireii  und  Kontraliren  eingesandten  Waaren  Naelueieh-  \ 
nungen,  mündliehe  oder  ^ehriftliehe  "Beeehreibungen  zu  neb-  * 
men  und  zu  geben,  T^pen,  Dessins  und  Dekorationen  zu 
kopiren  oder  kopifen  zu  lassen, 

Eid^.  amtS,  Ramml,  Keue  Fol^e.  V.  Bd.  26    r^  T 
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IT.  Terschiedene  Bestioimungen. 

Art.  2i^.  In  jeden»  Koutrolamt  iverden  xwei  Metall- 
plalten  depoiiirt,  welche  die  Bestimmuiii^  hahea,  nach  eicer 
ürdnungsnammer  den  Äbdnik  der  Marken  oder  Zeichen  der 
in  den  Bezirk  diesea  Amtes  fallenden  Produzenten  von  Gold- 
und  Silberwaaren  zu  empfangen  (Artikel  2  des  Geaezes). 
Das  eidgenößisebe  Handels-  und  Laudwiithscliaftedeparteniejit 
wird  die  Umstände  näher  bezeichnen  ^  unter  welchen  die&e 
Marken  zugelassen  werden. 

Jeder  zur  Deponirung  seiner  Marke  eingeladene  Produ- 
zent ist  gehalten,  zugleich  seinen  Wohnort  luid  seinen  In- 
dnfliriezweig  anzugeben.  Die^e  Angabe  wird  in  einem  speziell 
dazu  bestimmten  Register  eingetragen,  welches  auch  die 
Ordnungsnummer  des  Abdruks  anzeigt. 

Art.  24.  Wenn  ein  Kontrolamt  eine  GeaezesUbertretung 
zu  rügen  hat,  so  muß  es  darüber  sofort  Bericht  an  die  lokale 
Aufsichtskommission  erstatten,  welche  der  g;erichtlichen  Be- 
hörde des  Kantons  darüber  zu  referireu  hat,  damit  dem 
Geseze  Genugthuung  gegeben  vrerde. 

Art  25,  Die  Kantone  können  bestimmen,  daß  die  so- 
genannlen  HandeJaproben  (von  Barren  etc.)  m  den  Kontrol- 
ämtern  stattßnden,  aber  es  darf  daraus  kein  Verzug  für  das 
Probiren  mid  Stempeln  der  Gold-  und  SiJberwaaren  ent- 
stellen. Die  Kantone  bestimmen  den  Tarif  für  dteae  Proben 
nach  freiem  Ermessen. 

Bern,  den  17.  Mai  1881, 

Im  Namen  des  sehweiz.  Bunde&rathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz, 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßensehaft  t 

ScMefi. 


»ouflic 
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Artikel  11  des  Bundesgesezes  Über  die  Kontrole  von 
Gold-  und  Silberwaaren. 

(Vom  17.  Mai  1881.) 


Der    schweizerische    Bundesrath, 

in  Ausführung  vom  Artikel  11  des  Bundesgesezes  über 
die  Eootrole  und  Garantie  von  Gold-  und  Silberwaftren ; 

auf  den  Antrag  seines  Handels-  und  Land  wir  tiisehafls- 
departements, 

beschließt: 

Art.  1.  Vom  1.  Herbstmonat  1881  ab  können  die 
kantonalen  Eontrolämter  Gold-  und  Silberwaaren  zur  Stem- 
pelung ad  hoc  oder  zur  Plombirung  mit  folgendem  Stempel 
nnter  den  nachstehenden  Bedingungen  zulassen. 


Ujr 


Art.  2.  Uhrengehäuse,  welche  eine  oder  die  aodere  f 
der  im  Artikel  1,  Litt  A  des  Bundesgesezes  erwähnten  Be-  i 
Zeichnungen  führen,  und  welche  nicht  mit  dem  Eontrol^eiehen  i 
eines    schweizerischen  Kantons  oder   irgend    eines    anderen  *- 

f. 
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Staates,  dessen  Stempel  als  gleich werthig  anerkannt  ist,  ver- 
sehen sind,  können  entweder  den  dem  angezeigten  Fein- 
gehalte entsprechenden  Stempel  empfangen  oder,  wenn 
dessen  Anbringung  nicht  möglich  ist,  ad  hoc  plombirt  wer- 
den, in  Gemäßheit  der  den  Eontrolämtern  zu  ertheilenden 
Anweisungen. 

Art.  3.  Waaren,  welche  die  Bezeichnung  anderer  Fein- 
gehalte führen,  ohne  die  Marke  oder  das  Zeichen  des  Er- 
zeugers zu  tragen,  werden  zur  Anbringung  eines  Stempels 
ad  hoc  oder  zur  Plombirung  zugelassen,  um  den  Beweis  zu 
liefern,  daß  sie  vor  dem  Inkrafttreten  des  Bundesgesezes 
fertig  gestellt  worden  sind. 

Art.  4.  In  den  durch  Art.  2  und  3  dieser  Verordnung 
vorgesehenen  Fällen  muß  die  amtliche  Probe  zeigen,  daß 
die  Bezeichnung  des  Feingehaltes  der  Wirklichkeit  entspricht. 

Art.  5.  Wenn  Gold-  oder  Silberwaaren,  deren  Zu- 
sammensezung  den  Bedingungen  der  Vollziehungsverordnung 
nicht  vollständig  entspricht,  zur  Stempelung  ad  hoc  oder 
zur  Plombirung  eingereicht  werden,  so  haben  die  Kontrol- 
ämter  darüber  an  das  Handels-  und  Landwirthschaftsdepar- 
tement  Bericht  zu  erstatten,  welches  ihnen  weitere  Anwei- 
sungen ertheilen  wird. 

Art.  6.  Ein  spezieller  Tarif  wird  für  die  Stempelung 
ad  hoc  oder  Plombirung  der  in  die  oben  bezeichnete» 
Kategorien  gehörigen  Gold-  und  Silberwaaren  aufgestellt 
werden. 

I         Bern,   den  17.  Mai  1881. 

1  Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

'  Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Schieü. 
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Beitritt 

der 

Republik  Guatemala  zum  Pariser  Weitpostvertrag. 

(Vom  13.  Mai  1881.) 


Von  der  durch  Art.  18  des  in  Paria  am  1.  Juni  1878 
abgescliloßenen  Weltpostvertrags  (Convention  postale  uni- 
verselle) eingeräumten  Befugniß  Gebrauch  machend,  hat  die 
Regierung  der  Republik  Guatemala  mit  Note  vom  6.  Mai 
1881  dem  schweizerischen  Bundesrathe  den  Beitritt  dieses 
Staates  zum  obgedachten  Vertrag  auf  1.  August  1881  an- 
gezeigt. 

Gemäß  den  Bestimmungen  des  obgenannten  Artikels  hat 
der  schweizerische  Bundesrath  den  Regierungen  der  Post- 
vereinsstaaten den  stattgefundenen  Beitritt  mit  Note  vom 
13.  Mai  1881  kund  gegeben,  mit  der  weitern  Mittheilung, 
daß  Guatemala  bezüglich  der  Beitragsleistung  an  die  Kosten 
des  internationalen  Postbüreau  in  die  VI.  Klasse  eingereiht 
und  an  Taxen  beziehen  werde: 


für  25  Centimen  5  Centavos 


100  Centavos  = 


fi  Ti  n  i  ^  Franken 

^5^1  Centavo      ]  ^  ^rauKen. 

Bern,  den  13.  Mai  1881. 

Die  Schweiz.  Bundesl(anzlei. 


»^•Ofif'^o-e 
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Uebereinkunft 

zwischen 

der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft  und  den  Nieder- 
landen, betreffend  den  gegenseitigen  Schuz  der 
Fabrik-  und  Handelsmarken. 

(Vom  27.  Mai  1881.) 


Der  Schweiz.  Bundesrath 

und 

die  Regierung  Seiner  Majestät 
des  Königs  der  Niederlande 
haben  es  wünschbar  gefun- 
den^ den  ^genseitigen  Schuz 
der  schweizerischen  und  nie- 
derländischen Fabrik-  und 
Handelsmarken  zuzusichern , 
und  es  sind  daher  von  den 
hiezu  gehörig  bevollmächtigten 
Unterzeichneten  die  folgenden 
Bestimmungen  vereinbart  wor- 
den: 

Art»  1.  Die  Bürger  oder 
UnLerthanen  der  einen  der 
Vertragsparteien  sollen  in  den 
Staaten  der  andern  des  näm- 
IiüheD  Sehuzes  theilhaftig  sein, 
den  die  eigenen  Staatsange- 
hörigen   iu   Allem   genießen, 


Le  Conseil  fidiral  suisse 

et 

le  Gouvernement  de  sa  Majesti 
le  Roi  des  Pays-Bas, 

ajant  jug6  utile  d'assurer 
la  protection  r6ciproque  des 
marques  de  fabrique  et  de 
commerce  suisses  et  n^erlan- 
daises,  les  soussign6s,  düment 
autoris6s  ä  cet  effet,  sont  con- 
venus  des  dispositions  sui- 
vantes : 


Art.  l«*.  Les  citoyens  ou 
Sujets  de  Tune  des  hautes  par- 
ties  contractantes  jouiront, 
dans  les  Etats  de  Tautre,  de 
la  m^me  protection  que  les 
nationaux  pour  tout  ce  qui 
concerne    la    propri6t6    des 
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was  das  Eigen th um  der  Fabrik- 
oad  Handelsmarken  betrifft, 
unter  der  Bedingung,  daß*die 
von  der  respektiven  Gesez- 
gebung  der  beiden  Länder 
<iiesfall8  vorgeschriebenen 
Formalitäten  erfüllt  werden. 
Die  hohen  Vertragsparteien 
werden  einander  diese  Forma- 
litäten mittheilen  und  behalten 
sich  vor,  dieselben  von  Zeit 
zu  Zeit  abzuändern,  wenn  sie 
ea  für  nöthig  finden. 

Art.  2.  Gegenwärtige  Ver- 
einbarung ist  vom  Patum  ihrer 
amtlichen  Bekanntmachung  in 
den  beiden  Ländern  an  voll- 
£iehbar  und  bleibt  in  Vertrags- 
kraft, so  lange  nicht  eine  der 
Vertragsparteien  der  andern 
ihre  Absicht  kundgibt,  von 
•derselben  zurükzutreten. 

Dessen  zur  Urkunde  haben 
die  Unterzeichneten  gegenwär- 
tige Uebereinkunft  unterzeich- 
net und  derselben  ihr  Wappen- 
siegel beigedrükt. 

Gegeben  in  doppelter  Aus- 
fertigung in  Bern,  den  27. 
Mai  1881. 

(L.  S.)    L.  Bnchonnet. 
(L.  8.)    J.  H.  Cremer. 


marques  de  fabrique  et  de 
commerce,  sous  la  condition 
de  remplir  les  formalit6s 
prescrites  ä  ce  sujet  par  la 
l^gislation  respective  des  deux 
pays. 

Les  hautes  parties  contrac- 
tantes  se  communiqueront  r6- 
ciproquement  ces  formalit^s 
et  se  r6servent  de  les  modifier 
de  temps  ä  autre  si  elles  le 
trouvent  n^cessaire. 

Art.  2.  Le  pr68ent  arrau- 
gement  sera  ex6cutoire  d^s  la 
datede  sa  publication  ofßcielle 
dans  les  deux  pays,  et  il  aura 
force  et  vigueur  de  trait6  tant 
que  Tune  des  parties  contrac- 
tantes  n'aura  pas  fait  connattre 
ä  Tautre  son  intention  d'en 
faire  cesser  les  effets. 

En  foi  de  quoi,  les  sous- 
sign^  ont  sign6  la  präsente 
Convention  et  y  ont  appbs6  le 
sceau  de  leurs  armes. 

Fait  en  double  ä,  Beme, 
le  27  mai  1881. 

(L.  S.)    L.  Bnchonnet. 
(L.  8.)    J.-H.  Cremer. 


>oo9< 
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Bnndesgesez 

über 

die  Ausgabe  und  die  Einlösung  von  Banknoten. 

(Vom  8.  März  1881.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 

in  Ausführung  des  Artikels  39  der  Bundesverfaßung 
vom  29.  Mai  1874; 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrathes  vom 
9.  Brachmonat  1880, 

beschließt: 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1.  Die  Ausgabe  von  Banknoten  ist  im  Gebiete  der 
schweizerischen  Eidgenoßenschaft  auf  Grund  nachfolgender 
Bestimmungen  zuläßig. 

Art.  2.  Die  Ermächtigung  zur  Ausgabe  von  Banknoten 
wird  vom  Bundesrathe  ertheilt  und  darf,  wenn  die  Er- 
füllung der  gesezlichen  Erfordernisse  nachgewiesen  ist,  nicht 
verweigert  werden. 

Art.  3.  Der  Bund  leistet  für  die  Noten  der  Emissions- 
banken keine  Gewähr.  * 
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Jede  Bank  ist  nur  für  ihre  eigenen  Noten  verant- 
wörtlich. 

Art.  4.  Abgesehen  von  der  bezüglichen  Verpflichtung 
der  Emisfionsanstalten  selbst  (Art.  7,  Litt,  e,  und  20)  ist 
Niemand  gehalten,  Banknoten  an  Zahlungsslatt  anzunehmen. 

Art.  5.  Die  Ermächtigung  zur  Notenausgabe  begründet 
keinen  Entschädigungsanspruch  der  Emissionsanstalten  für 
den  Fall,  daß  das  Emissionsrecht  durch  spätere  verfaßungs- 
mäßige  und  gesezliche  Bestimmungen  ganz  oder  theil weise 
wieder  aufgehoben  oder  durch  Bundesbeschluß  (Art.  9)  ein- 
geschränkt werden  sollte. 

Art.  6.  Aus  der  Notenemission  entstehende  privatrecht- 
liehe  Streitigkeiten  unterliegen  dem  Entscheide  des  Bundes- 
gerichtes. 

Bedingungen  der  Notenausgabe. 

Art.  7.  Nur  solche  Finanzanstalten  können  zur  Noten- 
ausgabe ermächtigt  werden,  welche 

a.  ihren  Hauptsiz  auf  schweizerischem  Gebiet  haben  und 
deren  Firma-Bezeichnung  vom  Bundesrath  ausdrtiklieb 
genehmigt  worden  ist; 

b.  entweder  als  Anstalten  der  Kantone,  oder  als  Aktien- 
gesellschaften rechtsgültig  konstituirt  sind; 

0.    öflfentlich  Rechnung  ablegen; 

d.  ein  eigenes,  einbezahltes,  effektives,  ausschließlich  für 
ihren  Geschäftsbetrieb  haftbares  Kapital  von  mindestens 
fünfhunderttausend  Franken  besizen  ; 

e.  sich  verpflichten,  die  Noten  der  andern  schweizerischen 
Emissionsbanken  nach  Maßgabe  des  Art.  20  an  Zah- 
lung anzunehmen. 

Art.  8.  Die  Notenemission  einer  Bank  darf  nicht  mehr 
als  das  Doppelte  ihres  eingezahlten  und  wirklich  vorhandenen 
Kapitals  (Art.  7,  Litt,  d)  betragen. 
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ÄrL  9.  Der  BundesversammluDg  bleibt  das  Recht  vor- 
behalieiif  jederzeit  und  je  Dach  Umständen  die  Höhe  der 
Oesammiemissioa  des  Landes  festzustellen  und  im  Verhältnis 
XU  derselben  die  Emissionsbeträgo  der  einzelnen  Banken  zu 
bestimmen. 

Dekung  und  Garantie. 

Art,  1 0,  Vierzig  Prozent  der  jeweiligen  Notenzirkulation 
einer  Bank  müa&en  stets  durch  einen  Vorrath  an  Baarschaft 
gedekt  sein,  der  von  den  Qbrigen  Eassabeständen  der  Bank 
getrennt  gehalten  und  gebucht  wird.  Diese  Baardekung  darf 
nicht  für  den  sonsdgen  Oeschäfts verkehr  der  Bank,  sondern 
nur  zur  Einlösung  ihrer  Noten  in  Anspruch  genommen  wer- 
den und  haftet  den  Noteninhabern  als  Speziaipfand. 

Art.  11.  Als  Bestandtheile  dieser  Baardekung  sind 
^uläßig :  « 

a<  Gold-    und    Silbermünzen    gesezlicher   Währung,    mit 

Ausschluß  der  Silberscheidemünzen ; 
b.  Goldmünzen    fremder    Währung,    die  zum  Umlauf  in 
der  Schweiz  tarifirt  sind,  so  lange  diese  Tarißrung  zu 
Recht  besteht. 

Art.  12.  Sechzig  Prozent  der  Notenemission  sollen  ge- 
dekt  sein  : 

a.  entweder  durch  Hinterlage  von  Werthschriften  oder 
die  Garantie  desjenigen  Kantons,  auf  dessen  Gebiet 
die  Anstalt  ihren  Hauptsiz  hat; 

b.  oder  durch  den  Bestand  des  Wechselportefeuille,  sofern 
die  belxeffende  Anstalt  sich  dem  im  Art.  16  erwähnten 
beschränk  len  Geschäftsbetriebe  untei-zieht. 

Art.  13.  Die  Hinterlegung  geschieht  bei  einem  unter 
der  Garantie  des  Kantons,  in  welchem  die  Bank  ihren  Siz 
hat,  stehenden  Depositenamte. 

Die  Werthschriften  müssen  in  kurshabenden  eidgenößi- 
«chen,  ktintonalen  oder  auswärtigen  Staatspapieren  bestehen. 
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üeber  die  Zulaßung  dieser  Werthschriften,  sowie  über 
die  Höhe  des  Kurses,  zu  welchem  dieselben  aDzunehmen 
sind,  entscheidet  der  Bundesrath. 

Der  Bundesrath  ist  zu  jeder  Zeit  befugt,  Ergänzung  der 
Werthschriften-Hinterlage  zu  vorlangen. 

Art.  14.  Die  Garantieerklärung  eines  Kantons  ist  dem 
Bundesrathe  einzureichen. 

Derselbe  wird  das  Formular  der  betrefifenden  Verpflich- 
tungsscheine auf  Grundlage  der  Bestimmungen  dieses  Gesezes 
feststellen. 

Art.  15.  Die  Dekung  durch  das  Wechsel portefeuille, 
welches  den  Noteninhabern  gleichfalls  als  Spezialpfand  dient, 
erfordert  Wechsel,  welche  längstens  in  vier  Monaten  fällig, 
mit  wenigstens  zwei  soliden  Unterschriften,  darunter  einer 
inländischen,  versehen  oder  an  Stelle  der  einen  Unterschrift 
durch  ein  zureichendes  Faustpfand  gesichert  sind. 

Als  Bestandtheile  dieses  Portefeuille  sind  gleich  den 
Wechseln  zuläßig :  Noten  anderer  schweizerischer  Emissions- 
banken, Checks  und  binnen  acht  Tagen  zahlbare  Depot- 
scheine inländischer  solider  Banken,  und  binnen  vier  Monaten 
fällige  schweizerische  Staatskassenscheine,  Staatsobligatiooen 
und  Coupons  von  solchen. 

Art.  16.  Den  Emissionsbanken,  welche  weder  Sicher- 
heit durch  Hinterlage  von  Werthschriften  leisten,  noch  die 
Garantie  eines  Kantons  beibringen,  sind  untersagt: 

a.  Gewährung  von  ungedektem  Kredit; 

b.  Kauf  und  Verkauf  von  Waaren  oder  Werthpapieren 
für  eigene  oder  fremde  Rechnung  auf  Termin  oder 
Gutsprache  für  die  Erfüllung  solcher  Geschäfte; 

c.  Erwerb  von  Grundelgenthum ,  sofern  lezteres  nicht 
zunj  eigenen  Geschäftsbetrieb  dient; 

d.  industrielle,  gewerbliche  und  Handels-Unternehmungen 
und  Gründungen,  ausgenommen  Handel  mit  edeln 
Metallen ; 

-       Digitized  by  VjOOQ iC 


404  Bandesgesez 

e.  Yersicherungsgeschäfte; 

f.  Aktien-  und  Anleihensemissionen  mit  Uebernahmspflicht, 
ausgenommen  für  schweizerische  Staats-  und  Gemeinde- 
anleihen ; 

g.  Betheiligung  bei  Firmen,  welche  solche  untersagte 
Geschäfte  betreiben. 

Betrag  und  Formulare  der  Noten. 

Art.  17.  Es  dürfen  keine  andern  Noten  als  solche  von 
50,  100,  500  und  1000  Franken  ausgegeben  werden.  Die 
Noten  von  50  Franken  dürfen  höchstens  den  vierten  Theil 
des  Emissionsbetrages  einer  Bank  ausmachen. 

Art.  18.  Die  Beschaffung  der  Notenformulare  und 
deren  Zutheilung  an  die  Banken  geschieht  auf  Kosten  der 
leztern  durch  den  Bund. 

Das  vom  Bundesrathe  festzusezende  einheitliche  For- 
mular der  Noten  hat  die  Werthbezeichnung  in  den  drei 
Landessprachen  und  den  übrigen  Text  in  derjenigen  Landes- 
sprache zu  enthalten ,  welche  von  der  betreffenden  Bank 
gewählt  wird. 

Die  Noten  der  einzelnen  Banken  unterscheiden  sich 
durch  Firma  und  Unterschriften,  die  einzelnen  Notengattungen 
(Abschnitte)  durch  Verschiedenheit  in  Tjpus ,  Format  und 
Grundfarben. 

Umlauf  und  EiniSsung. 

Art.  19.  Die  Emissionsbanken,  sowie  ihre  Zweigan- 
stalten und  Einlösungsstellen  haben ,  mit  Ausnahme  der 
Sonntage  und  der  vom  Staat  anerkannten  Feiertage,  zu  den 
üblichen  Geschäftsstunden  des  Ortes  ihre  Büreaux  und  Kassen 
dem  Verkehr  zu  öffnen. 

Art.  20.  Alle  Emissionsbanken ,  sowie  ihre  Zweigan- 
stalten, sind  verpflichtet,  jederzeit  ihre  eigenen  und  die  Noten 
anderer  schweizerischer  Emissionsbanken  ,    so  lange  leztere 
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ihre  eigenen  Noten  pünktlich  einlösen ,  voll  wer  thig  an  Zah- 
lung anzunehmen. 

Art.  21.  Jede  Emissionsbank  ist  verpflichtet,  ihre 
eigenen  Noten  an  ihrer  Hauptkassa  auf  erste  Vorweisung  hin, 
bei  ihren  Zweiganstalten  oder  Einlösungsstellen  längstens 
binnen  zwei  Tagen  nach  Vorweisung,  gegen  gesezliche 
ßaarschaffc,  zum  vollen  Nennwerth  einzulösen  und  die  Ein- 
lösung der  Noten  anderer  schweizerischer  Emissionsbanken 
binnen  drei  Tagen  nach  Vorweisung  unentgeltlich  zu  ver- 
mitteln. 

Sonntage  und  vom  Staat  anerkannte  Feiertage  fallen  bei 
diesen  Fristen  außer  Berechnung. 

Art.  22.  Jede  Emissionsbank  ist  gehalten,  auf  erste 
Aufiforderung  hin  und  auf  eigene  Kosten  und  Gefahr  für 
ihre  Noten,  welche  eine  andere  Bank  an  Zahlung  ange- 
nommen ,  eingelöst  oder  zur  Einlösung  übernommen  hat, 
dieser  Bank  den  Gegenwerth  in  Baar  oder  in  Noten  der- 
selben einzuliefern. 

Art.  23.  Vereinbarungen  zwischen  Banken  in  BetreflF 
der  gemeinsamen  Ausgabe  oder  der  gegenseitigen  Einlösung 
von  Noten  und  der  hieraus  sich  ergebenden  Verhältnisse 
unterliegen  der  Genehmigung  des  Bundesrathes. 

Der  Beitritt  zu  solchen  Vereinbarungen  muß  jeder 
Emissionsbank  unter  gleichen  Bedingungen  gestattet  werden. 

Art.  24.  Abgenuzte  oder  beschädigte  Noten  dürfen 
von  der  emittirenden  Bank,  ihren  Zweiganstalten  oder  Ein- 
lösungsstellen nicht  wieder  ausgegeben  werden. 

Beschädigte  Noten  hat  die  emittirende  Bank  zum  vollen 
Nennwerth  einzulösen,  sofern  der  Inhaber  einen  Theil  der 
Note  vorweist,  der  größer  ist  als  die  Hälfte,  oder,  falls  er 
einen  weniger  großen  Theil  vorweist,  den  Nachweis  leistet, 
daß  der  andere  Theil  der  Note  zerstört  sei. 

Eine  Ersazleistung  für  verlorene  oder  ganz  zerstörte 
Noten  findet  nicht  statt. 
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Art,  25-  Der  Bundesrath  kann  auf  Grund  und  fllr  die 
Dauer  höherer  Ge\)falt  die  Emissionsbanken  ihrer  Verpflich- 
tung entheben,  die  Noten  anderer  Banken  an  Zahlung  oder 
zur  Einlö&uog  anzunehmen.  Er  hat  von  einer  solchen  Ver- 
fügung der  Bundesversammlung  bei  ihrem  nächsten  Zusam- 
meoLritte  behufs  allfälliger  weiterer  Maßnahmen  EenntniJI^ 
zu  geben, 

Verfahren  mangels  EinISsung. 

Art.  26.  Falls  eine  Emissionsbank  der  Pflicht  zur 
Einlösung  ihrer  Noten  nach  Maßgabe  von  Artikel  21  nicht 
rechtzeitig  nachkommt,  kann  der  Inhaber  solcher  Noten  die- 
Nichteinlösung  durch  Protesterhebung  amtlich  konstatiren 
laßen. 

Art»  27,  Da  wo  eine  Emissionsbank  oder  eine  ihrer 
Zweiganstalten  die  Einlösung  von  Noten  einer  andere 
Bank  nach  Artikel  21  zu  vermitteln  verpflichtet  ist,  hat 
erstere  aiich  für  die  sofortige  Erhebung  des  Protestes  im. 
Fall  der  Nichteinlösung  zu  sorgen. 

Art,  28.  Der  den  Protest  vollziehende  Notar  oder 
Beamte  stellt  unter  Beifügung  seiner  Spesennote  die  Pro- 
testurkunde aus,  von  welcher  er  je  eine  Ausfertigung  dem- 
Noteninliaber,  der  betreffenden  Bank,  dem  Bundesrathe  und 
eventuell  der  Regierung  des  Kantons,  welcher  Garantie  ge- 
leistet, sofort  zu  übermitteln  hat. 

Der  Bundesrath  ordnet  die  amtliche  Veröffentlichung: 
der  Protestaufnahme  an. 

Art.  29,  Auf  Grund  einer  protestirten  Banknote  ist  der 
Inhaber  berechtigt,  beim  Bundesgericht  die  Zwangsliquidatioa 
[Konkurs)  der  betreffenden  Emissionsbank  zu  verlangen. 

Das  Bundesgericht  wird,  wenn  nicht  infolg»  außer- 
ordentlicher Umstände  ein  längerer  Termin  als  gerechtfertigt 
erscheint,  der  Bank  eine  Frist  von  fünf  Tagen  bestimmen,  inner 
welcher  sie  die  protestirte  Note  unter  Vergütung  der  Protest- 
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kosten  und  eines  Verzugszinses  von  6  ^/o  einzulösen  oder 
allfällige  Einwendungen  anzubringen  hat.  Der  Bank  ist  bis- 
auf  Weiteres  die  fernere  Ausgabe  ihrer  eigenen  Noten  za 
untersagen. 

Art.  30.  Wird  infolge  dieses  Verfahrens  vom  Bundes- 
gerieht  auf  Zwangsliquidation  gegen  eine  Emissionsbank  er- 
kannt)  oder  über,  eine  solche  durch  die  zuständigen  kantonalen 
Behörden  für  sonstige  Verbindlichkeiten  der  Konkurs  ver- 
hängt,  so  geschieht  die  Vollziehung  des  lezteren  nach  be- 
stehendem Konkursrecht,  jedoch  mit  folgenden  Modifikationen : 

Die  Noteninhaber ,  welche  in  ihrer  Gesammtheit  durch' 
einen  vom  Bundesgericht  zu  ernennenden  Kommissär  ver- 
treten w^erden ,  haben  das  Recht,  vorweg  aus  der  vorhan- 
denen Baarschaft  und  der  Liquidation  des  Wechselportefeuille, 
eventuell  der  Werthschriftenhinterlage,  befriedigt  zu  werden  •. 

Insofern  ein  Kanton  nach  Artikel  14  die  Garantie  für 
die  Notenemission  einer  Bank  übernommen ,  so  hat  er  den 
durch  die  vorhandene  Baarschaft  nicht  gedekten  Betrag  der 
ausstehenden  Noten  bis  auf  60  Prozent  der  Emission  in  die 
Konkursmasse  zur  Befriedigung  der  Notengläubiger  einzu- 
werfen. 

Für  einen  sich  etwa  noch  ei^ebenden  Rest  ihrer  For- 
derungen sind  die  Noteninhaber  unmittelbar  naQh  den  Pfand« 
rechten  zu  collociren. 

Die  gegen  Emissionsbanken ,  welche  Staatsanstal  ten 
sind,  verhängte  Zwangsliquidation  ist  durch  einen  von* 
Bundesgericht  zu  bezeichnenden  Liquidator  zu  vollziehen. 

Art.  31.  Der  bei  Schluß  des  Konkurses  nicht  erhobene^ 
Gegenwerth  ausstehender  Noten  ist  an  die  Bundeskasse  ab- 
zuliefern ,  welche  damit  nach  Vorschrift  von  »Artikel  36- 
verfahrt. 

Art  32.  Fällt  eine  Emissionsbank  aus  andern  Ur- 
sachen als  wegen  der  Nichteinlösung  ihrer  Noten  in  Kon- 
kurs ,    so    hat   die   kantonale  Konkursbehörde    sowohl   deniK 
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ßundesrathe   als   dem    Bundesgerichte    unverzüglich    hievon 
Anzeige  zu  machen. 

Art.  33.  Anstände  zwischen  dem  Kommissär  und  der 
Bank  oder  der  Kantonsregierung  oder  der  kantonalen  Kon- 
kursbehörde, beziehungsweise  dem  Liquidator,  entscheidet 
das  Bundesgericht. 

Art.  34.  Bestreitet  eine  Emissionsbank  die  Pflicht  zur 
Einlösung  einer  eigenen  Note  mit  der  Behauptung,  daß  die 
ihr  vorgewiesene  Note  gefälscht  sei,  so  hat  sie  den  Betrag 
der  Note  beim  Bundesgerichte  zu  deponiren.  Der  Inhaber 
der  Note  ist  alsdann  gehalten,  die  Nichteinlösung  derselben 
durch  Protest  konstatiren  zu  lassen  und  seine  Klage  auf 
Herausgabe  des  deponirten  Betrages  unter  Einlegung  der 
nichteingelösten  Note  und  des  Protestes  binnen  acht  Tagen 
beim  Bundesgerichte  anhängig  zu  mäcihen,  widrigenfalls  das 
Depositum  der  Bank  wieder  ausgefolgt  würde. 

Das  Bundesgericht  hat  eine  derartige  Klage  mit  Dring- 
lichkeit und  in  summarischem  Verfahren  zu  behandeln. 

Wird  durch  das  Urtheil  die  Banknote  als  gefälscht  er- 
klärt, so  ist  das  Depositum  der  Bank  zurttkzugeben  und  die 
gefälschte  Note  dem  Bundesrathc  einzusenden.  Erweist  sich 
dagegen  durch  das  Urtheil  die  Banknote  als  echt,  so  ist  das 
Depositum  dem  Kläger  auszuhändigen  und  die  Note  der 
Bank  auszuliefern. 

RUkruf  der  Noten. 

Art.  35.  Der  gänzliche  oder  theilweise  Rükruf  der 
l^oten  einer  Bank  wird  durch  den  Bundesrath  angeordnet, 
welcher  die  näheren  Bestimmungen  durch  Verordnung  festsezt. 

Vorbehalten  bleibt  der  Fall  des  Konkurses,  in  welchem 
der  Rükruf  durch  den  vom  Bundesgerichte  ernannten  Kom- 
missär stattfindet. 

Art.  36.  Die  infolge  Rükrufes  durch  eine  Bank  ein- 
gelösten Noten  werden  unter  der  Kontrole  des  Bundes  ver- 
nichtet. 
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Mit  Ablauf  des  für  die  Einlösung  zurükgerufener  Noten 
festgesezten  Termine«  übergibt  die  rükrufende  Bank  den 
baaren  Gegenwerth  der  noch  ausstehenden  Noten  nebst  einem 
spezifizirten  Verzeichnisse  derselben  der  Bundeskasse,  welche 
die  nachträgliche  Baareinlösung  der  zurükgerufenen  Noten 
noch  während  eines  Zeitraumes  von  30  Jahren  vom  Datum 
<ies  Rükrufes  an  gerechnet  übernimmt.  Nach  Ablauf  dieser 
Frist  verfällt  der  Gegenwerth  der  nicht  zur  Einlösung  vor- 
gewiesenen Noten  dem  schweizerischen  luvalidenfond. 

Zurükgerufene  Noten  dürfen  von  einer  Emissionsbank 
nicht  mehr  ausgegeben  werden  und  es  ist  diese  auch  nicht 
mehr  zu  deren  Annahme  an  Zahlung   verpflichtet. 

ErIVschen  des  Emissionsrechtes. 

Art.  37.  Banken,  gegen  welche  das  Zwangsliquidations- 
verfahren hat  eröffnet  werden  müßen  (Art.  30),  verlieren  in 
Folge  dessen  das  Emissionsrecht. 

Art.  38.  Der  Bundesrath  wird  einer  Bank  die  Ermäch- 
tigung zur  Notenausgabe  entziehen,  wenn  sie  die  in  Artikel  7 
aufgestellten  Bedingungen  nicht  mehr  erfüllt. 

Eine  verhältnißmäßige  Reduktion  hat  einzutreten,  wenn 
der  in  Artikel  8  vorgesehene  Kapitalbestand  eine  Verminde- 
rung erlitten  hat,  oder  wenn  die  Bundesversammlung  eine 
Reduktion  der  gesammten  Notenemission  in  der  Schweiz 
beschließt  (Artikel  9). 

Gegen  Schlußnahmen  des  Bundesrathes ,  welche  den 
Widerruf  der  Ermächtigung  zur  Notenausgabe  oder  die  Re- 
duktion der  Emission  einer  Bank  betreffen,  kann  binnen 
Monatsfrist  der  Rekurs  an  die  Bundesversammlung  ergriffen 
werden.  Nichtsdestoweniger  ist  ein  solcher  Beschluß  sofort 
vollziehbar,  wenn  nicht  der  Bundesrath  selbst  etwas  Anderes 
verfügt. 

Art.  39.  Auf  Antrag  des  Bundesrathes  oder  der  Re- 
gierung des  Kantons,  in  welchem  einö  Emissionsbank  oder 
eine  Zweiganstalt  derselben  ihren  Siz  hat,  kann  das  Bundes- 
Eidg.  amtl.  Samml.  Neue  Folge.  V.  Bd.  27 
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gericUtj  ftbt^oaebcti  von  der  Bestrafung  der  schuldigen  Per- 
^onen,  g^^c«  eioe  Bank  den  Verlust  des  Emissionsrechtes 
erkennen : 

u.  wenn  si^  mehr  oder  andere  Noten,  als  ihr  vom  Bunde 

bewilligt  und  geliefert  werden,  ausgegeben  hat; 
b*  wenn    sie    die    Biinrdekung   ihrer   Noten    unter  vierzig 

Proatjut  der  Zirkulation  sinken  läßt; 
e.  wenn    dureh    Pnite^sterhebung   konstatirt  ist,    daß    sie 

wiedurhoit  eigene  Noten  nicht  eingelöst  hat; 
d.   wenn  sie  fortllthrt,  die  Ueberwachung  und  Führung  ihrer 
Geschdfle  Persuneu  anzuvertrauen,   welche  wegen  Zu- 
Wide  riiand  Jung  ge^en  dieses  Gesez  wiederholt  gerichtlich 
be&lnifl    worden  J^iud, 

Den  Banken  bleibt  der  Rukgriff  auf  die  fehl  baren  •  Per- 
sonen vorbehalten. 

Art  40»  Banken .  welche  ganz  liquidiren  oder  frei- 
willig auf  ihre  Noleneinis.MoQ  ganz  oder  theil weise  verzichten, 
oder  deren  effektives  Grundkapital  eine  Verminderung  er- 
litten hat,  haben  finvereUglich  dem  Bundesrath  hie  von  An- 
zeige zu  umchei]. 

Art.  4L  In  den  in  den  Artikeln  38,  39  und  40  ge- 
nannten Fiülen  ist  die  Frist  für  die  Einziehung  der  Noten 
durch  ihm  Bundcisrath  zn  bestimmen,  welcher  auch  in  ge- 
eigneter Wei^e  darüber  wachen  wird,  daß  die  gesezlichen 
Dekuü^öniiltel  der  Noten  (Artikel  10  und  12)  zu  deren 
Einlösung  verwendet  werden. 

Kontrole  des  Bundes. 

Art.  42.  Die  Ueberwachung  des  Geschäftsbetriebes  der 
Emissionsbanken  nach  flJaßgabe  des  gegenwärtigen  Gesezes 
liegt  dem  Bimdesrathu  ob,  welcher  hiefür  die  nöthigen  An- 
ordnungen trifft, 

Art.  43.  Die  Emissionsbanken  haben  dem  Bundesrathe 
naeh  einheil liebem,  von  ihm  festzustellendem  Schema  einzu- 
fienden : 
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a.  jeden  Montag:  die  Situation  der  vorhergehenden  Woche, 

b.  bis  zum  15.  jeden  Monats  die  Bilanz  des  vorhergehen- 
den Monats, 

c.  bis  je  zum  1.  April  die  Rechnung  des  vorhergehenden 
Jahres, 

welche  vom  Bundesrathe  geprüft,  zusammengestellt  und  ver- 
öffentlicht werden. 

Der  Bundesrath  ist  berechtigt,  den  täglichen  Kassenetat 
einzu  verlangen. 

Art.  44.  Der  Bundesrath  ordnet  jährlich  wenigstens 
einmal,  oder  so  oft  und  wo  er  es  für  angemessen  erachtet, 
Inspektionen  der  Emissionsbanken  an,  um  die  Geschäfts-, 
Kassa-  und  Buchführung,  soweit  sie  auf  die  Bestimmungen 
dieses  Gesezes  Bezug  haben,  prüfen  und  die  eingereichten 
Aasweise  mit  den  Büchern  und  Effektiv-Bestanden  der  Bank 
vergleichen  zu  laßen. 

Die  Banken  haben  zu  diesem  Zweke  den  Delegirten 
des  Bandesrathes  die  Bücher  und  Kontrolen  zur  Einsicht 
vorzulegen,  die  Effektiv-Bestände  vorzuweisen  und  die  auf 
den  Banknotenverkehr  bezüglichen  Aufschlüsse  zu  ertheilen. 

Die  Werthschriften-Hinterlagen  der  Emissionsbanken  bei 
den  Kantonen  läßt  der  Bundesrath  wenigstens  ein  Mal  jähr- 
lich, sowol  hinsichtlich  ihres  Bestandes  als  der  stattgefun- 
denen Mutationen  und  des  Kurswerthes,  kontroliren  und 
verifiziren. 

KontrolgebUhren  und  Besteuerung. 

Art.  45.  Die  Emissionsbanken  haben  dem  Bunde  eine 
jährliche  Kontroigebühr  von  Eins  vom  Tausend  des  Be- 
trages ihrer  Notenemission  und  den  Kantonen  für  die  nach 
Artikel  13  zu  bestellende  Werthschriften-Hinterlage  eine 
Aufbewahrungsgebühr  von  Eins  vom  Tausend  des  Betrages 
der  Hinterlage  zu  entrichten. 
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Art.  46.  Die  Banknotensteuer  zuhanden  der  Kantone 
darf  sechs  vom   Tausend    der  Emission   nicht  übersteigen. 

Befinden  sich  die  Anstalten  einer  Emissionsbank  auf 
dem  Gebiete  verschiedener  Kantone,  so  wird  das  steuerbare 
Emissionsbetrefiniß  für  die  einzelnen  Kantone  im  Verhält- 
nisse des  Notenverkehrs  der  betreffenden  Anstalt  zum  ge- 
sammten  Noten  verkehr  der  Emissionsbank  ausgemittelt. 

Daherige  Anstände  entscheidet  der  Bundesrath. 

Innerhalb  des  nämlichen  Kantons  muß  die  Banknoten- 
Steuer  von  allen  Emissionsbanken  gleichmäßig  erhoben  werden. 

Strafbestimmungen  und  OrdnungsbuBen. 

Art.  47.  Wer  ohne  Ermächtigung  des  Bundes  Bank- 
noten oder  wer  andere  zum  Umlauf  bestimmte  gleich- 
bedeutende Geldzeichen  ausgibt,  wird  mit  GeßLngniß  bis  auf 
ein  Jahr  oder  mit  einer  Geldbuße  belegt,  welche  dem  Fünf- 
fachen der  ausgegebenen  Geldzeichen  gleichkommt,  im  Min- 
desten aber  5000  Franken  betragen  soll. 

Art.  48.  Die  verantwortlichen  Leiter  (Verwaltungs- 
räthe,  Direktoren  etc.)  und  Geschäftsführer  (Kassa beamten, 
Kontroleure,  Buchhalter  etc.)  einer  Emissionsbank  werden 
je  nach  ihrem  Verschulden  mit  Gef^ngniß  bis  zu  6  Monaten 
oder  mit  Geldbuße  bis  zu  Fr.  3000  bestraft: 

a.  wenn  sie  in  ihren  an  den  Bundesrath  abzugebenden 
Bilanzen,  Rechnungen  oder  in  sonstigen,  den  Delegirten 
des  Bundes  ertheilten  Aufschlüssen  und  Ausweisen 
die  Geschäftsverhältnisse  der  Bank  unwahr  darstellen 
oder  verdeken; 

b.  wenn  sie  den  Delegirten  des  Bundes  die  Einsicht  in 
die  Bücher,  Kontrolen  und  Effektivbestände  der  Bank 
verweigern  oder  die  verlangten  Aufschlüsse  nicht  er- 
theilen ; 

c.  wenn  sie  den  Vorschriften  über  die  Dekung  zuwider- 
handeln; 
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d.  wenn  sie  im  Falle  des  Artikel  12,  Litt,  b,  solche  Ge- 
schäfte für  die  Bank  betreiben  oder  durch  Dritte  für 
Rechnung  der  Bank  betreiben  laßen,  welche  ihr  durch 
Artikel  16  untersagt  sind; 

e.  wenn  sie  mehr  Noten  als  vom  Bundesrath  bewilligt 
sind  oder  andere  Notenabschnitte,  als  gesezlich  zuläßige, 
ausgeben ; 

f.  wenn  sie  die  in  Artikel  40  vorgesehene  Anzeige  an 
den  Bundesrath  unterlaßen. 

Bei  einer  gesez widrigen  Schmälerung  der  Baardekung 
haften  im  Falle  eines  Konkurses  die  Fehl  baren  persönlich  und 
solidarisch  den  Noteninhabern  für  den  Ersaz  des  Mangelnden. 

In  gleicher  Weise  haften  dieselben  für  allen  Schaden, 
welchen  sie  den  Noteninhabern  durch  den  Betrieb  verbotener 
Geschäfte  (Artikel   16)  zufügen. 

Art.  49.  Der  Bundesrath  hat  die  in  den  Artikeln  47 
und  48  aufgezählten  Strafßllle  jeweilen  nach  ihrer  Bedeutung 
entweder  gemäß  Artikel  114  der  Bund  es  verfaßung  und  nach 
Analogie  des  Artikel  74  des  Bundesstrafrechtes  vom  4.  Fe- 
bruar 1853  dem  Bundesgerichte  oder  aber  den  zuständigen 
kantonalen  Gerichten  zur  Erledigung  zuzuweisen. 

Vorbehalten  bleibt  in  den  leztern  Fällen  das  im  Ar- 
tikel 55  des  Organisationsgesezes  über  die  Bundesrechtspflege 
vorgesehene  Recht  der  Kassationsbeschwerde  beim  Bundes- 
gerichte. 

Die  Geldbußen  fallen  zur  Hälfte  dem  Bunde,  zur  Hälfte 
dem  betreffenden  Kanton  anheim. 

Art.  50.  Der  Bundesrath  ist  ermächtigt,  den  fehl  baren 
Leitern  oder  Geschäftsführern  einer  Emissionsbank  für  jeden 
einzelnen  Fall  und  Tag  von  Verspätung  der  an  ihn  einzu- 
sendenden Ausweise,  Bilanzen  und  Rechnungen  (Art.  43) 
Ordnungsbußen  bis  auf  50  Franken  aufzuerlegen. 
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Uebergangs-  und  Schlußbestifnmungen. 

Art.  51.  Längstens  sechs  Monate  nach  dem  Inkraft- 
treten dieses  Gesezes  haben  die  schon  bestehenden  Emis- 
sionsbanken, wenn  sie  die  Notenemission  fortsezen  wollen, 
beim  Bundesrathe  um  die  daherige  Ermächtigung  einzu- 
kommen, sich  über  die  Erftlllung  der  gesezlichen  Bedingun- 
gen auszuweisen  und  zu  erklären,  welche  Emissionssumme 
sie  fortan  beanspruchen. 

Die  ünterlaßung  dieses  Ausweises  gilt  als  Verzicht  auf 
die  Emission. 


j^- 


0i--f'j 


,  X  /<  Art.  52.     Der  Bundesrath  entscheidet   über   das  Emis- 

2  sionsrecht  und  die  Emissionssummen  der  schon  bestehenden 
Banken  und  trifft  die  nöthigen  Anordnungen  für  den  Rükzug 
der  alten  Noten,  sowie  für  deren  Austausch  gegen  neue. 

Er  ist  ermächtigt,  den  Banken,  welche  in  die  Lage  ver- 
sezt  werden,  die  bisherige  Notenemission  ganz  oder  theilweise 
aufzugeben,  oder  ihr  Kapital  zu  vermehren,  oder  ihren  G^e- 
schäftskreis  nach  Artikel  16  einzuschränken,  zur  successiven 
Ordnung  der  betreffenden  Verhältnisse  eine  angemessene  Frist 
bis  auf  höchstens  drei  Jahre  vom  Inkrafttreten  dieses  Gesezes 
an  zu  gewähren. 

Mit  Ablauf  des  für  den  Austausch  festgesezten  Termines 
übergibt  jede  Bank,  welche  sich  unter  die  Herrschaft  des 
gegenwärtigen  Gesezes  stellt,  den  Gegenwerth  der  noch  aus- 
stehenden Noten  nebst  einem  spezifizirten  Verzeichnisse  der- 
selben der  Bundeskasse,  welche  die  nachträgliche  Einlösung 
noch  während  eines  Zeitraumes  von  dreißig  Jahren,  vom 
Datum  des  oben  genannten  Termins  an  gerechnet,  übernimmt. 
Nach  Ablauf  dieser  Frist  verfällt  der  Gegenwerth  der  nicht 
zur  Einlösung  vorgewiesenen  Noten  dem  schweizerischen 
Invalidenfond. 

Art.  53.  Durch  dieses  Gesez  werden  die  kantonalen 
Bestimmungen  über  Banknotenemission  und  allfallig  ertheilte 

Digitized  by  CjOOQIC 


über  die  Ausgabe  und  die  Einlösung  von  Banknoten.      415 

Konzessionen  und  Privilegien  aufgehoben.  Vorbehalten  bleiben 
die  Bestimmungen  betreffend  die  durch  kantonale  Geseze  oder 
Dekrete  errichteten  Banken  über  eine  höhere  als  die  in  diesem 
Gesez  geforderte  Garantie,  über  die  Banknotensteuern  und 
andere  besondere  Verhältnisse,  soweit  sie  nicht  mit  dem  gegen- 
wärtigen Gesez  im  Widerspruch  stehen. 

Der  Bund  anerkennt  hierauf  bezüglich  keine  Ent- 
öchädigungspflicht.  ^^  > 

Art.  54.  Der  Bundesrath  ist  mit  der  Vollziehung  dieses    'T^^^^y^^ 
Gesezes  und  mit  dem  Erlaße  der  erforderlichen  Vollzieh ungs-  ^     ^ 

Verordnungen,  insbesondere   eines   Regulativs  über  die  Aus-    ^S.   y 
öbung  der  Bundeskontrole,  die  Hinterlage  der  Werthschriften  /^ 

und  über  das  Verfahren  beim  Rükruf  von  Banknoten  beauf-       ^      -^  ^. 
tragt. 

Er  wird  auf  Grundlage  der  Bestimmungen  des  Bundes- 
gesezes  vom  17.  Brachmonat  1874,  betreffend  die  Volks- 
abstimmung über  Bundesgeseze  und  Bundesbeschlüsse,  die 
Bekanntmachung  dieses  Gesezes  veranstalten  und  den  Beginn 
der  Wirksamkeit  desselben  festsezen. 

Also  beschießen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  8.  März  1881. 

Der  Präsident:  Sahli. 

Der  Protokollführer:    Olsi. 

Also  beschloßen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  8.  März  1881. 

Der  Präsident:   Dr.  C.  Burckhardt 
Der  Protokollführer:    Schieß. 
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Der  schweizerische  BuDdearath  beschlieSt: 

Das  vorstehende,  unterm  26.  März  1881  öfifeiitlich  be- 
kannt gemachte  BundBegeaez  *)  wird  hiemit  gemäß  At%.  S9 
der  Buadeäverfaiiuag  m  Kraft  und  mit  dem  1.  Jäuner  1882 
&l3  volbiehbar  erklärt. 

ßern^  den  28.  Brachmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  BundesrntheB, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Schieß. 


*)  Siebe  Bundeablatt  vom  Jalu  1881,  Band  II,  Seite  179* 
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Bundesbeschlüß 

betreffend 

Bewilligung  von  Nachtragskrediten  an  den  Bundes- 
rath  fUr  das  Jahr  1881. 

(Vom  18.  Brachmonat  1881.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen   Eidgenoßenschaft, 
nach    Einsicht    der    Botschaft    des    Bundesrathes    vom 
6.  Brachmonat  1881, 

beschließt: 

Es  werden  dem  Bundesrathe  folgende  Nachtragskredite 
bewilligt : 

Zweiter  Abschnitt. 

Allgemeine  Verwaltung. 

D.    Bundeskanzlei. 
2.    Material : 

h.  Konsulate  (Register,  Insertionen)     Fr.  1,000 

Dritter  Abschnitt. 
B.  Departement  des  Innern. 

I.  Kanzlei. 
4.  Unvorhergesehenes: 
Internationale    geographische 

Ausstellung  in  Venedig  .     Fr.  5,000 

IL  Statistisches  Bureau. 
1.    Besoldungen: 

d.  Gehilfen  und  provisorische 

Hilfsarbeiter      .         .         .        ^   3,600 


üebertrag       Fr.  9,600  — 
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Uebertrag     Fr.    9,600 
IIL  Bauweeen. 
6*    ErweiterungS'     und     Utnbau- 
arheiteu : 

'Heizung  im   Bundesrat!) bimse      ^    10,500 
8»    Neubauten: 

Erstellung  von  zwei  Gebäii- 
Hchkeiten  ftlr  zwei  Läufer- 
mühlen in  der  Pulvermöhle 
Cluir       ,         ,    Fr.  14,2i}0 

MunitioDsniagazin 
Nr.  2  in  Frei- 
buTg       ,         ,      ^   11,671 

Ankauf  das  Zollhauses  Roggen- 
burg       .         ,  ♦         . 
14.    Miethzius,     BelüuchLung    und 
Heizung  für  die  ächweizerieche 
Samenkon  trolstAÜoti 

D.  Hilltärdepartement, 

IL  Ver  wal  tung. 

A*  Ve  r  waltu  ngeper  sori  ai. 
6.    Verwaltung  des  Materiellen: 
b.  Administrative  AbtheUung: 

7.  Depot-    und    Zeugliaua Verwaltungen, 
Gehaltsnachgenuß  .         ,     Fr.  1,75ü 
9,    Ob erk  ri egsk om m iss a n at : 

11.  Außerordentliche  Aushilfe        ^   6,000 
B.  Instruktionspersona  I. 
1.    Infanterie,    Gehaltsnachgenüße      ^    4^200 

--    ^     11,950 


7) 

2S,871 

tl 

4,200 

T) 

2,300 

Fr, 

52,471 

Uebertrag     Fr.  64,421 
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üebertrag    Fr.    64,421 
E.  Finanz-  und  Zolldepartement. 
A.  Abtheilung  Finanzen. 

BankootenkoDtrole 

IV.  Liegenschaften: 
A.  Allmend  in  Thun. 

2.  Bewirthschaftiingskosten, 
Pferdeankauf 

E.  Wasserversorgung  für  die  Pul- 
vermühle in  Worblaufen 

F.  Ankauf  des  Inselgebäudes   in 
Bern: 

Handänderungs-  und  Stipu- 
lationsgebQhren 

V.  Pulver  Verwaltung. 
3.  Erstellung    von    zwei   Läufer- 
werken   für   die    Pulvermühle 

Chur ^     25,000 

VL  Münz  Verwaltung. 
2.  Fabrikation ,       Prägung     von 
1 ,000,000  Halbfrankenstüken  u. 
1,000,000  Zwanzigrappenstüken     ^   510,000 
Werthzeichenfabrikation  .      ^      26,200 

^    593,550 


Fr. 

12,000 

■n 

2,300 

•n 

12,650 

71 

5,500 

F.  Handels-  n.  Landwirthschaftsdepartement. 

II.  Handels-   und  Ge werbe wesen    Fr.  12,000 
Internationale  Ausstellung  in 


Melbourne     .         .         .         .      ^     5,037 

VI. 

Landwirthschaft : 

8.  Maßnahmen  gegen  Schäden, 

welche  die  Landwirthschaft 

bedrohen  (Phylloxera)       .     ^      9,747 

vu. 

Forstwesen : 

7.  Triangulation  (IV.  Ordnung)     ^   10,000 

36,784 


üebertrag     Fr.  694,755 
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üebertrag     Fr.  694,755 
0.  Post-  und  Eiseiibahndepartement. 
Telegraphenverwaltung. 

V.  Bau  und  Unterhalt  der  Linien : 

a.  Anlage  neuer  Linien  .         .  Fr.    90,000 
VL  Apparate: 

a.  Central magazin. 

1.  Ankauf  von  Apparaten 
Fr.  90,000 


3.  Betriebs- 
material    .      ^   10,000 


^   100,000 
^  190,000 


Total    Fr.  884,755 
Also  beschloßen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  15.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident :    C.  Kappeier. 

Der  ProtokollfUlirer :    Schatzmann. 

Also  beschloßen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  18.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident:    A.  Yessaz. 

Der  Protokoliahrer:   ScMeß. 


Der  schweizerische  Bundesrath  beschließt: 
Aufnahme  des   vorstehenden   Bundesbeschlußes  in   die 
amtliche  Gesezsammlung  der  Eidgenoßenschaft. 
Bern,  den  22.  Brachmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler   der  Eidgenoßenschaft: 

Schieß. 
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Bnndesbeschliiß 

betreffend 

die  eidgenöBische  Staatsrechnung  vom  Jahr  1880. 

(Vom  21.  Brachmonat  1881.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 

nach  Einsicht  der  vom  Bundesrathe  vorgelegten  Staats- 
rechnung vom  13.  April  1881, 

beschließt 

1.  Die  den  Vereinen  gewährten  Bundessubventionen 
für  literarische  oder  künstlerische  Unternehmungen  werden 
in  der  R^el  nach  Maßgabe  der  Publikationen  derselben 
geleistet. 

2.  Der  Staatsrechnung  vom  Jahr  1880  wird  die  Ge- 
nehmigung ertheilt. 

Also  beschießen  vom  Ständerathe, 

Bern,  den  17.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident :    C«  Kappeier. 
Der  Protokollführer:  Schatzmann« 

Also  beschloßen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  21.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident :   A.  Yessaz. 

Der  Protokollführer:    Schieß. 
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Der  ficbweizeriöche  Buadesräitb   beBchIie££t: 

Aufnahme   des   vorsteh  enden    Bimde^beschlußes   in    die 
amthehc  Qese^sammlung  der  Eidgenoßensehaft, 

Bern,  den  23.  Brachmonat  1881. 

Im  Namen  das  Schweiz.  BundesratheB, 

Der  Bundespräsident; 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschatit. : 

Schieß. 


BundeBbescliIuß 

betreffend 

Subvention  an  die  Ausstellung  von  Uhren,  Maschinen 
und  Werkzeugen  der  Uhrenfabrikation  zu  La 
Chaux-de-Fonds. 

(Vom  2L  Brachmonat  1881.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizeriaehen  Eidgenoi^e  nschafi^ 

nach  Einsicht    einer   Botschaft   des   Bundesrathes    vom 
9,  Brachmonat  1881, 

beaübtießt: 

1.    Der  3oci^t6d'^mulaÜon  industrielle  von  LaCbaux-de^ 
Fonds  wird   eine    Bundessubvention    von    Fr  6000  an   die 

Kosten    der    nationalea   Ausstellung    für   Uhren,    sowie   det 
internationalen  ÄüssteUung   für   Maschinen    und  Werkzeug? 
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der  ührenindustrie,  welche  von  genannter  Gesellschaft  or- 
ganisirt  wird  und  im  Heumonat  1881  in  La  Chaux-de- Fonds 
stattfinden  soll,  bewilligt. 

2.     Gegenwärtiger   Beschluß,  welcher  nicht   allgemein 
verbindlicher  Natur  ist,  tritt  sofort  in  Kraft. 

Also  beschloßen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  18.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident :    A.  Yessaz. 

Der  Protokollführer:  SchieS« 

Also  beschloßen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  21.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident :   C.  Eappeler. 

Der  Protokollführer:   Schatzmann. 


Der  schweizerische  Bundesrath  beschließt: 

Aufnahme   des   vorstehenden    Bundesbeschlußes  in    die 
amtliche  Gesezsammlung  der  Eidgenoßenschaffc. 

Bern,  den  25.  Brachmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Schieß. 
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Bundesbeschluß 

betreffend 

Gewährleistung  einer  theilweisen  Abänderung  der 
VerfaBung  des  Kantons  Uri. 

(Vom  21.  Brachmonat  1881.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 

nach  Einsicht  eines  Antrages  des  Bundesrathes  vom 
3.  Brachmonat  1881  über  eine  Revision  des  §  43,  litt,  e, 
und  des  §  56  der  Verfaßung  des  Kantons  Uri, 

in  Betracht: 

daß  diese  Verfaßungsrevision  nichts  enthält,  was  mit 
den  Bestimmungen  der  Bundesverfaßung  im  Widerspruche 
wäre ; 

daß  sie  an  der  Landsgemeinde  vom  1.  Mai  1881  vom 
Volke  (des  Kantons  Uri  angenommen  worden  ist-, 

beschließt: 

1.  Den  revidirten  §§  43  und  56  der  Verfaßung  des 
Kantons  Uri  wird   die  Gewährleistung  des  Bundes   ertheilt. 

2.  Der  Bundesrath  wird  mit  der  Vollziehung  dieses 
Beschlußes  beauftragt. 
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Also  beschießen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  10.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident:    C.  Eappeler. 

Der  Protokollfbhrer:  Sehatzmanil« 

Also  beschlofien  vom  Nationalrathe, 

Bern,  den  21.  Braehmonat  1881. 

Der  Präsident:    A«  Yessaz« 
Der  ProtokoUfÜhrer:  Schieß. 


Der  schweizerische  Bundesrath  beschließt: 

Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlußes. 

Bern,  den  22.  Brachmonat  1881.  ' 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eüdgenoßenschaft: 

ScUeß. 


£idg.  AmtL  Samml.  Neue  Folge.  Y.  Bd.  28 
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Bundesbeschluß 

betreffend 

Bewilligung  der  fUr  die  Beschaffung  von  Kriegs- 
material für  das  Jahr  1882  erforderlichen  Kredite. 

(Vom  22  Brachmonat  1881.) 


Die  Bundesversammlung 
der  sehw#izerischen  Eidgen  oßenschaft, 

nach  Eiaaiehl  einer  Bot-chaft  djs  Bundesrathes  vom 
20,  Mrii  1881, 

beschließt: 

Für  diu  ReecliafiTim;?  von  Kriegsmaterial  werden  folgende 
Kredite  bewilligt,  welclie  einen  Bestandtheii  des  allgemeinen 
Budget  Tür  1882  bilden  und  in  dem  bezüglichen,  im  Dezem- 
ber laurenden  Jahres  vorzulegenden  Voranschlag  einzu- 
äehalten  sind  ; 

n.  n.  D,  a,  Bekleidung          .         .         .Fr.  7,300.  — 
D.  IL  D.  b.  BewafTuung  und  Ausrüstung      ^  840,147.  50 
ü.  IL  F.  --   Equipenunit^entschädigung   .       ^  192,600.   — 
D.  IL  H.  -    Kriegsmaterial,    Neuanschaf- 
fungen   .         .         .         .      ^  632,877.  50 


Total     ,     Fr.  1,672,925.  — 
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Also  beschloßen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  18.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident :    A.  Yessaz. 

Der  Protokollführer:    Schieß. 

Also  beschloßen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  22.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident :   C.  Kappeier. 

Der  Protokollführer:  Sehatzmann. 


Der  schweizerische  Bundesrath   beschließt: 

Aufnahme    des   vorstehenden   Bundesbeschlußes  in   die 
amtliche  Oesezsammlung  der  Eidgenoßenschaft. 

Bern,  den  23.JBrachmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft: 

Schieß. 


-ooo^oo« 
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Bnndesbeschluß 

betreffend 

Erhöhung  des  Jahreskredites  für  das  eidgenössische 
Polytechnikum. 

CVom  25,  Brachraonat  1881.) 


Die  Bundesversammlung 
der  «ch  weizerischen  Eidgenoßenschaft, 

nach  Einsieht  einer  Botschaft  des  Bundesrathes  vom 
13.  Herbstmonat  1880,  nebst  Nachtrag  vom  24.  Mai  1881, 

beschließt: 

Art  l.  Der  jährliche  ordentliche  Beitrag  der  Eidge- 
noßenschaft für  die  polytechnische  Schule  wird  im  Ganzen 
auf  die  Summe  von  Fr.  447,000  festgesezt. 

Alt  2.  Dieser  Beschluß,  mittelst  dessen  Art.  1  des 
Bundesbeschlußes  betreffend  Erhöhung  des  Jahreskredites  fUr 
das  eidgenößisehe  Polytechnikum  vom  26.  Heumonat  1873  *) 
aufgehoben  wird,  tritt  mit  dem  1.  Weinmonat  1881  in  Kraft. 

Art.  3,  Der  Bundesrath  ist  mit  der  Vollziehung  des- 
selben beauftragt. 

Also  beschloßen  vom  Ständerathe, 
Bern^  den  15.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident :    C.  Sappeier. 

Der  Protokollführer:    Schatzmaiin. 


*)  äi«he  eidg.  Gesozsamnilisng,  Band  XI,  Seite  254. 
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Also  beachloßen  vom  Nationalrathe, 
Bern,   den  25.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident:    A.  Yessaz. 

Der  Protokollführer:    Schieß. 


Der  schweizerische  Bundesrath  beschließt: 

Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlußes. 

Bern,  den  28.  Brachmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der   Eidgenoßenschaft: 

Schieß. 
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Bundesbeschluß 

betreffend 

die  Frage  des  RQkzolls  auf  Tabak. 

(Vom  25.  Bröchmonat  1881.) 


Die  BundesversammluDg 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 

nach  Eiusicht  eines  Berichtes  des  Bundesrathes  vom 
24.  Mai  188  J,  betreffend  Rükzoll  auf  Tabak, 

i  u    E  rw  ägu  n  g: 

1)  daß  die  schweizerische  Tabakindustrie  Anspruch 
darauf  hat,  bcrüksichtigt  zu  werden  entweder  durch  Her- 
ab&ezuog  de^  Eiufuhrzolls  auf  Tabakblättern,  oder  durch 
Rükzölie^ 

2)  daß  jedüoh  der  vorliegende  Gesezentwurf  zu  viel 
KompHkationen  für  die  VerwaltuDg  nach  sich  zieht; 

3)  daß  überdies  die  Frage  .mit  der  Zollfrage  überhaupt 
zusammenliängt  und  am  besten  bei  Anlaß  der  Berathung  des 
Zolltarife  gelöst  wird, 

beschließt: 

Eä  wird  auf  den  vorliegenden  Gesez Vorschlag  zur  Zeit 
nicht  ciuge treten. 

Also  besL-hltjßen  vom  Nationalrathe, 
ßeru,  den  23.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident:    A.  Yessaz. 

Der  Protokollführer:    Schieß. 
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Also  beschloßeo  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  25.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident :    C.  Kappeier. 

Der  Protokollführer:    Scbatzmann. 


Der  schweizerische  Bundesrath  beschließt: 

Aufnahme   des   vorstehenden    Bundesbeschliißes   in  die 
amtliche  Gesezsammlung  der  Eidgenoßenschaft. 

Bern,  den  1.  Heumonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft: 

Schieß. 
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Bundesbeschlnß 


betrefTend 


die  vom  Bunde  an  die  Kantone  für  die  Bekleidung 

und  Ausrüstung  der  Rekruten  für  das  Jahr  1882 

zu  leistende  Entschädigung. 

(Vom  27.  Brachmonat  1881.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Ei  dgenoßenschaft, 
uajch   Einsicht   einer   Botschaft  des  Bundesrathes    von> 
28.  Mai  1881, 

beschließt: 

1.  Die  vom  Bunde  an  die  Kantone  auszurichtenden 
Entschädigungen  für  Bekleidung  und  Ausrüstung  der  Rekruten 
des  Jahres  1882  werden  festgesezt  wie  folgt : 


1)  für  einen  Infanteristen 


2) 
3) 

4) 
V 


Kavalleristen  (incl.  Beitrag 

für  Reitstiefel) 
Fußsoldaten  der  Artillerie, 
ausgenommen  Parksoldaten 
Parksoldaten     . 
Trainsoldaten    . 

berittenen   Trompeter   der 
Artillei-ie  . 

Geniesoldaten   . 

Sanitäts-  und  Verwaltungs- 


Fr.  131.  75 
^    208.  55 


159.  05*) 
159.  25**) 
228.  65 

205.  55 
159.  75***> 

Soldaten    .         .         .         .      ^    154.  05 

*)  Eventuell  Fr.  155.  55  bei  Ausrüstang  mit  2  Paar  Tuchhosea 
ohne  Strich  (Ordonnanz  1880). 
**J         ^  n    155.  75  idem 

***J         ,  ,    154.25  idem 
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Schon  für  das  Jahr  1882  soll  für  die  AnschaffuDg  des 
Brodsakes  nach  neuer  Ordonnanz  Fr.  4,  der  Feldflasche 
Fr.  2.  20  als  Entschädigung  bezahlt  werden. 

2.  Der    Bundesrath    wird    eingeladen,  den    fraglichen 
Tarif  einer  gründlichen  Revision   zu   unterwerfen    und  den-, 
selben  in  Einklang  zu    bringen   mit  den   Bestimmungen  des 
Art.  20  der  Bandesverfaßung  und  den  Artikeln  146  und  148 
der  Militär  Organisation. 

3.  Der  Bundesrath  wird  mit  der  Vollziehung  beauf- 
tragt. 

Also  beschloßen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  18.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident :    C.  Kappeier. 

Der  Protokollführer  :    Schatzmann. 

Also  beschloßen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  27.  Brach monat  1881. 

Der  Präsident :    A.  Yes^az. 

Der  Protokollführer:     Schieß 


Der  schweizerische  Bundesrath  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlußes. 
Bern,  den  28.  Brachmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft ; 

Schieß. 
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Bnndesbeschluß 

betreffend 

den  Geschäftsbericht  des  Bundesrathes  und  des 
Bundesgerichts  vom  Jahre  1880. 

(Vom  28.  Brachmonat  1881.) 


Die   Bundesversammlung 
der  schweizerischen    Eidg(enoßenschaft, 

nach  Einsicht  des  Berichtes  des  Bundesrathes  vom 
22.  April,  und  desjenigen  des  Bundesgerichtes  vom  4.  März 

1881, 

bes,chlie  ß  t: 

A.   OeschäftsfähruDg  des  Bundesrathes. 
Departement  des  Innern. 

1.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  zu  prüfen,  ob  die 
Versicherung  der  eidgenößischen  Beamten  nicht  auf  zwek- 
en tsp rechend erer  Grundlage  organisirt  und  obligatorisch  er- 
klärt werden  sollte,  und  inzwischen  für  den  Versicherungs- 
vcrein  der  eidg.  Beamten  und  Bediensteten  ftlr  die  Zukunft 
einen  erhöhten  Beitrag  in  Aussicht  zu  nehmen. 

Militärdepartement 

2.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  zu  prüfen  und 
darüber  Bericht  zu  erstatten,  in  welcher  Weise  unser  Kriegs- 
material qualitativ  eingehender  zu  untersuchen  sei  und  wie 
die  auf  den  Unterhalt  desselben  fallenden  Verwendungen  des 
Bundes  sich  besser  kontroliren  lassen. 
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Finanz-  und  Zolldepartement. 

3.  Der  Bundcsrath  wird  eingeladen,  unter  Hinweisung 
auf  Postulat  209,  betreffend  die  gleichmäßige  Durchführung 
des  Bundesgesezes  vom  28.  Brachmonat  1878  über  die 
Militärpflichtersazsteuer,  Bericht  zu  erstatten,  welchen  Erfolg 
der  Bezug  dieser  Steuer  bei  den  im  Ausland  wohnenden 
Schweizern  bis  jezt  gehabt  hat. 

4.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  über  Postulat  219 
vom  23.  Christmonat  1880,  betreffend  Bezug  der  Militär- 
pflichtersazsteuer *)  beförderlichst  Berieht  zu  ei'statten. 

5.  Dey  Bundesrath  wird  eingeladen, 

a.  zu  untersuchen,  warum  unter  den  Proeenten  der  von 
der  Militärersazpflieht  Befreiten  zu  den  Dienst  befreiten 
bei  den  verschiedenen  Kantonen  so  große  Differenz 
besteht ; 

b.  für  einheitliche  Anwendung  des  Gesezes  die  nöthigeu 
Anordnungen  zu  treffen. 

6.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  der  Bundesver- 
sammlung zur  zweiten  Beratliung  die  Revision  des  Zolltarifes 
oder  wenn  nöthig  auch  anderweitige  Vorschläge  vorzulegen, 
nachdem  das  Resultat*der  Verhandlungen  über  den  Abschluß 
eines  neuen  Vertrages  mit  Frankreich  bekannt  sein  wird. 

7.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  für  die  Einziehung 
der  mit  Bundesrathsbeschluß  vom  10.  Jänner  1877  außer 
Kurs  gesezten  schweizerischen  Siibermünzen  eine  fernere  und 
lezte  Frist  anzusezen. 

Handels-  und  Landwirthschaftsdepartement. 

8.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  die  nöthigen  Maß- 
nahmen zu  treffen,  um  die  Fabrikation  von  Zündhölzchen, 
deren  Gebrauch  mit  Gefahr  verbunden  ist,  zu  verhüten. 


*)    Siehe  eidg.  Gesezsammlung  n.  F.,  Band  V,  Seite  278. 

Digitized  by  CjOOQIC 


436  iBiiiidesbeschJuiä  betr.  die  Geschäftsführung  des  Bundesrathes  etc. 

Post*  und  Eisenbahndepartement. 

9.  Der  Buadesnith  wird  eingeladen,  die  schweizerischen 
Eisenbahnen  befcinkrliohst  zur  Annahme  des  von  ihm  vor- 
gescblag^enon  Regtementes,  betreffend  Lagerung  von  Getreide 
iii  d^v  Miltelachweiz,  za  veranlaßen. 

10.  Der  Bundearath  ist  eingeladen,  zu  untersuchen  und 
jährlich  im  GeschäfUberichi  Miitheilung  zu  machen,  wie  es 
öich  bei  den  ver3chitfd^."nen  Bahnen 

a.  mit  der  Gewährung  der  gesezlichen  Freisonntage  und  mit 
den  durf^h  Bundc-Bbeschluß  vorgesehenen  Ausnahmen, 

b.  mit  der  tiiglitiberi  Arbeitszeit  verhalte. 

B.    Im  Allgemeinen. 

11.  Der  GeschäfLsführung  des  Bundesrathes  und  des 
Buadts^erichts  im  Jahr  1880  wird  die  Genehmigung  ertheilt. 

Älftü  besehloßen   vom  Nationalrathe , 
Bern,  den  25.  Hrachmonat  1881. 

Der  Präsident:    A.  Vessaz. 

Der  Protokollführer:    Schieß. 

Alaü  beachloüen  vom  Ständerathe, 
Bern     düu  28.  Braehmonat  1881. 

Der  Präsident:    C.  Kappeier. 

Der  Protokollführer:  Schatzmann. 


Der  ächweizerieche  Bundesrat h  beschließt: 
Voltstiehung  dm  vorstehenden  Bundesbeschlußes. 
Bern,  den  29,  Krachmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der    Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Schieß. 
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Bnndesbeschlnß 

betreffend 

den  eidg.  Fohlenhof  und  den  Pferdezuchtkredit. 

(Vom  28.  Brachmonat  1881.) 


Die  BuDdesversammluDg 
der  schweizerischen  Eidgeooßenschaft, 
Dach    Einsicht   einer    Botschaft  des   Bundesrathes  vom 
23.  Wintermonat  1880, 

beschließt: 

I.   In  Bezug  auf  die  Liquidation  des  Fohlenhofes: 

1.  Es  wird  für  den  Augenblik  von  einer  Vermehrung 
des  Bestandes  im  eidg.  Fohlenhof  Umgang  genommen. 

2.  Die  Aufhebung  des  Fohlenhofes  hat  successive  und 
mit  thunlicfaster  Beförderung  zu  erfolgen. 

II.   In  Bezug  auf  die  Verwendung  des  Pferdezuchtkredites: 

3.  Diese  Verwendung  soll  stattfinden : 

a.  zur  Subvention  der  Kantone,  Vereine  und  Privaten  bei 
ihren  Ankäufen  von  fremden  Zuchthengsten  unter  den 
im  Programm  vom  6.  März  1868  angegebenen  Bedin- 
gungen   und   unter  dem  Vorbehalte,  daß  die  von  den 
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Kantonen  auszuübende  Kontrole  über  die  Verwendung 
der  Hengste  und  die  denselben  zuzuführenden  Stuten 
eine  strengere  werde  als  bis  anhin; 

b.  zur  Erhöhung  der  Prämien,  welche  an  den  von  Kan- 
tonen und  Vereinen  augeordneten  Ausstellungen  zur 
Vertheilung  kommen; 

c.  zur  unentgeltlichen  Abgabe  von  Anleitungen  zur  Be* 
handlung  von  Hengsten  an  Pferdezüchter. 

4.  Zur  Erleichterung  des  Ankaufes  von  Zuchthengsten 
dar  anglo-normännischen  Race  soll  der  Bund  alljährlich  auf 
einen  bestimmten  Termin  Bezugsanmeldungen  seitens  der 
Kantone,  Vereine  und  Privaten  entgegennehmen,  und  insofern 
die  Zahl  der  Anmeldungen  eine  genügende  ist,  den  Ein- 
kauf der  gewünschten  Anzahl  Hengste  besorgen  und  unter 
den  in  II.  3.  a.  enthaltenen  Bestimmungen  an  die  Bezugs- 
berechtigten abgeben. 

Die  unter  3.  h  und  c  angegebene  Verwendung  des 
Kredites  hat  indessen  nur  den  Sinn,  daß  die  bezüglichen 
Auslagen  nur  insoweit  gemacht  werden  sollen,  als  dadurch 
die  Subvention  der  Ankäufe  in  keiner  Weise  verkürzt  wird. 

III.  In  Bezug  auf  die  Reorganisation  des  Fohlenhofes: 

5.  Der  Bundesrath  ist  eingeladen,  die  Frage  zu  prüfen^ 
ob  der  eidg.  Fohlenhof,  nach  erfolgter  Liquidation  seines 
gegenwärtigen  Bestandes  an  Pferden,  verkauft  oder  ob  dem- 
selben eine  andern  Zweken  dienende  Verwendung  gegeben 
werden  solle  (Kuranstalt  für  eidg.  Pferde). 

Also  beschloßen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  22.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident :    C.  Kappeier. 

Der  Protokollführer:    Schatzmann» 
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Also  beschießen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  28.  Brachrponat  1881. 

Der  Präsident :    A.  Yessaz. 
Der  Protokollführer:  Schieß* 


Der  schweizerische  Bundesrath  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlußes. 
Bern,  den  30.  Brach monat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der   Vizepräsident: 

BaTler. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Schieß. 
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ttr 


den 


Erklärnng 

betreffend 

Beitritt  Großbritanniens  für  seine  Kolonien 
Barbados  und  St.  Vincent  in  Westindien  zum 
Weltpostvertrag. 

(Vom  30.  Juni  1881.) 


Von  der  durch  Art.  18  des  in  Paris  am  1.  Juni  1878 
abgeschloßenen  Weltpostvertrags  (Convention  postale  uni- 
verselle de  Paris)  eingeräumten  Befugniß  Gebrauch  machend, 
hat  die  Regierung  von  Großbritannien  durch  ihre  Gesandt- 
schaft in  Bern  dem  schweizerischen  Bundesrathe  den  Beitritt 
dieses  Staates  für  seine  Kolonien  Barbados  und  St  Vin- 
cent in  Westindien  zum  obgedachten  Vertrag  auf  1.  Septem- 
ber 1881  angezeigt. 

Gemäß  den  Bestimmungen  des  obgenannten  Artikels  hat 
der  schweizerische  Bundesrath  den  Regierungen  der  Post- 
vereinsstaaten den  stattgefundenen  Beitritt  mit  Note  vom 
30.  Jiini  1881  kund  gegeben,  mit  der  weitern  Mittheilung, 
daß  die  Kolonien  Barbados  und  St.  Vincent  an  Taxen  be- 
ziehen werden: 


für  25  Centimen  2V9 

Pence  Sterling, 

TD 

10 

Ji 

1 

Penny, 

7) 

5 

n 

V2 

Penny. 

Bern,  den  30.  Juni  1881. 


Die  Schweiz.  Bundesicanzlei. 
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Bundesgesez 

betrefPend 

die  Wahlen  in  den  Nationalrath. 

(Vom  3.  Mai  1881.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 

in  Vollziehung  des  Art.  72  der  Bundesverfaßung  und 
mit  Roksicht  auf  ihren  Beschluß  vom  28.  April  1881 
Ober  die  Ergebniße  der  eidgeuößischen  Volkszählung  vom 
1.  Christmonat  1880; 

auf  den  Vorschlag  des  Bundesrathes, 

beschließt: 

Art.  1.  Die  Wahlen  in  den  Nationalrath  werden  in  den 
nachfolgenden  eidgeuößischen  Wahlkreisen  nach  Maßgabe 
der  Wohnbevölkerung  vom  1.  Christmonat  1880,  wie  sie 
durch  Bundesbeschluß  vom  28.  April  1881  festgestellt  wurde, 
getroflfen,  und  vertheilen  sich  auf  dieselbeu  in  nachstehender 
Weise : 


Eidg.  amtl.  Samml.  Neue  Folge.  V.  Bd. 


29      ^  T    I 
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Bnndesgesez 


l  Kanton  Zürich. 

Seelenzahl 

Zahl 

ä&T  WiM- 

der  vcm    1   dar  toh 

daa       1  dQD  Km- 

Kreisen  m    touet  sa 

^ähländoti  w&hlAfldeD 

Mitglieds  Mitglied*! 

Ers!«r  Wahlkreb, 

\ 

Die    Bezirke    Ztirich    und 

AfToltern i 

107301 

5 

ZweTfep  Wahlkreis, 

Die  Bezirke  Horgeo,  Meilen 
uod  HiDweil      ,     ,     ,     ,     . 

78574 

4 

Drttter  Wahlkreis. 

Die  Bezirke  Uster,  Präfflkon 

und  Wiotenhur     .     ,     ,     . 

77404 

4 

VteHer  Wahlkreis. 

Die    Bei j  rk  e    A  u  d  e  1  fi  Qgeo, 
Bülach  und  Diel^^dorf     .     . 

52795 

3 

" 

316074 

16 

11.  Kanton  Bern. 

i  \j 

FUntttr  Wahlkreis, 

Die  Amtsbezirke  Oberhaali, 

lüterlaken,  Frutigeii,  Nieder- 

simmenthal ,      Obersimmeii- 

thal,  Saaaen  und  1  liun  .     . 
llobetirüg 

97763 

5 

97763 

316074 

5 

16 

' 
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Ü€bertrag 

Seelenzahl 

Zahl         1 

der  Wahl-         d«r 
kr«i8e        Kantone 

d«r  Ton 

den 

Knisoi  zu 

wtUoMlen 

Uitglieda 

der  Ton) 
den  Kan- 
tonen sn 

MitgUeder 

97763 

316074 

5 

16 

Sechster  Wahlkreis. 

Die  Amtsbezirke  Seftigen, 
Schwarzenburg  und  Bern,  mit 
AusDahme    der    Gemeinden 

Bremgarten ,     Kirchlindach 
und  Wohlen 

96074 

5 

Siebenter  Wahlkreis. 

Die     Amtsbezirke    Xonol- 

.       ! 

fingen,  Sigaau  und  Trachsel- 
wald 

74651 

4 

Achter  Wahlkreis. 

Die  Amtsbezirke  Burgdorf, 
Aarwangen ,    Wangen    und 
Fraubrunnen 

87922 

4 

Neunter  Wahlkreis. 

Die  Amtsbezirke  Aarberg, 
Büren,  Nidau,  Biel,  Erlach 

und  Laupen,  nebst  den  Ge- 
meinden Bremgarten,  Eirch- 
lindach  und  Wohlen       .     . 

76243 

4 

Zehnter  Wahlkreis. 

Die    Amtsbezirke    Neuen- 

stadt, Courtelary,   Münster, 
Frei  bergen,  Delsberg,  Laufen 
und  Pruntrut 

96758 

5 

Uebertrag 

530411 

27 

• 

• 

846485 

43 
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Uebertrag 

Seelenzahl 

Zahl 

der  Wfthl- 
kreiae 

der 

EutOB« 

der  von   !  der  von 

den      1  den  Kan- 

Kreisen  zn^  tonen  zu 

wäUenden  wlUenden 

MitgUeder  Mitgliedei 

, 

846485 

, 

43 

III.  KaotoH  Lozern. 

Eilfter  Wahlkreis. 

Das  Amt  Luzem   und   die 
im  Amt  Hochdorf  gelegenen 
Gemeinden  Rothenburg  und 
Emmen 

41856 

2 

Zwölfter  Wahlkreis. 

Das  Amt  Entlebuch  und  die 
im    Amt   Sursee   gelegenen 
Gemeinden  Wohlhausen  und 
Werthenstein 

18940 

1 

Dreizehnter  Wahlkreis. 

Das  Amt  Willisau  und  die 
im  Amt  Sursee  gelegenen  Ge- 
meinden Büron,  Schlierbach, 
Triengen ,    Winikon  ,    Kul- 
merau,  Willihof  und  Knutwyl 

37695 

2 

Vierzehnter  Wahlkreis. 

Die    Aemter    Sursee    und 
Hochdorf,  ohne  die  den  drei 
obigen    Wahlkreisen     zuge- 
theilten  Gemeinden    .     .     . 

36217 

134708 

2 

7 

IV.  RantOD  Vri. 

Fünfzehnter  Wahlkreis. 

Der  ganze  Kanton  üri   .     . 
Uebertrag 

23744 

23744 

1 

1 

• 

• 

1004937 

51 
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Uebertrag 

Seelenaahl     | 

Zahl         1 

d«W»lil- 
knlae 

d« 

Kantone 

der  von 

den 

Kreisen  zn 

wKhlenden 

MitgUeder 

der  TOD 
den  KaiH 

tonen  xa 
irtiüenden 
Mitgliedei 

• 

1004937 

• 

51 

T.  Kanton  Sekwyz. 

Sechszehnter  Wahlkreis. 

Der  ganze  Kanton  Schwyz 

51109 

51109 

3 

3 

Tl.  Kanton  Dnterwalden. 

siebenzehnter  Wahlkreis. 

Der  ganze  Kanton  ünter- 
walden  ob  dem  Wald    .     . 

Achtzehnter  Wahlkreis. 

15329 

15329 

1 

1 

Der  ganze   Kanton  Unter- 
waiden nid  dem  Wald  .     . 

TU.  Kanton  Glarns. 

11979 

11979 

1 

1 

Neunzehnter  WahlkreU. 

Der  ganze  Kantoa  Glarus  . 

34242 

34242 

2 

2 

VIII.  Kanton  Zog. 

Zwanzigster  Wahlkreis. 

Der  ganze  Kanton  Zug  .     . 

22829 

22829 

1 

1 

II.  Kanton  Frelborg. 

Einundzwanzigtter  Wahlkreis. 

Seebezirk,  Stadt  Freiburg, 
und    Kreise    Belfaux     und 
Dompierre 

Uebertrag 

34427 

2 

34427 

1140425 

2 

59 
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BuDdesgeiBE 


^ 


Ueb  ertrag 

Seelcnzahl 

Zahl 

der 
KsHbtonD 

dar  Ton    1    JftT  vitn 
tuen          däa  Em- 

Jfil^liBdür  HitgUorl« 

34427 

1140425 

2 

59 

Zwefundzwanzigftter  Wahlkreis. 

S  ense  b  eÄirk ,     Sa  a  u  e  b  e  zi  rk 
ohüö  Frei  bürg  und  Bclfaux, 
und  BrojebeÄirk  ohoe  Dom- 
pierre ........ 

38940 

2 

Drefundzwanzfgiter  Wahlkreis, 

Bezirke  Greyerz,  Viviabaah 
und   Glane , 

41C27 

1 1  4t*Q4 

2 

6 

\,  Muim  Solothiirii. 

V  i  eru  n  d  z  wart  zl  g  ster  Wa  h  1  k re  Es. 

Der  ganze  Kantun  Solothum 

80362 

80*^62 

4 

4 

\l  Kauton  Bml 

FünfundzwanzEgster  Wahlkreh* 

Der    ganze   Kaiilou    Basel- 
Stadt ,     .     . 

Sech  SU  n  d  z  wan  z  i  gster  Wah  J  k  r«  h^ 

64207 

64207 

3 

3    , 

Der    ^anze    Katiton   Basel- 
Laedschaflt    ,.,,,, 

59171 

591 7  J 

3 

3 

\II.  Hanlau  Sfliall'liau8«n. 

Slebenutidzwanzigiler  Wahlkreis. 

Der  ganze   Kanton  SchafT- 
haiieeo     . 

Oebertrag 

38241 

38241 

2 

2    1 

^ 

1497400 

77 
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üebertrag 

Seelenzahl 

Zahl 

der  Wahl- 
kroiM 

der 
Kutooe 

d«r  TOD  1  dar  Ton 

den        den  Kan- 

Kreisen  in   tonen  xa 

wlhlendan  wthlendeo 

MitgUeder  Mitglieder 

. 

1497400 

. 

77. 

Uli.  KantOB  Appenzell. 

AcMuiHlzwaiizigstor  Wahlkreit. 

Der  ganze  Kanton  Appenzell 
Außer-Rhoden 

51953 

R1  ^tifi 

3 

3 

Neunundzwanzigtter  Wahlkreis. 

Der  ganze  Kanton  Appenzell 
Inner-Rhoden 

1 

12874 

'     1**fl7'l 

1 

1 

XIT.  KantOB  St.  Gallen. 

! 

Drelssigster  Wahlkreis. 

Die    Bezirk^    St.    Gallen, 
Tablat,    Rorscbach,  Unter- 
rheinthal und  Oberrheinthal 

76934 

4 

EInunddrelssIgster  Wahlkreis. 

Die    Bezirke   Werdenberg, 
Öai^ns,    Gaster,   See    und 
Obertc^enburg     .... 

66637 

3 

Zweiunddrelsslgster  Wahlkreis. 

Die  Bezirke  Neutoggen  bürg, 
Alttoggen  bürg,  üntertoggen- 
burg,  Wjl  und  Goßau  .     . 

üebertrag 

66148 

209719 

3 

10 

• 

' 

1771946 

91 
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Ueb  ertrag 
XV.  Kanton  (iraubffnclen. 

Drefunddreissigster  WahlkreU. 

Die  Bezirke  Plessur,  Unter- 
lanquarlH,  Oberlanquart  und 
Albula,  mil  AusDahtrie  dci* 
Kreisen  Bergün,  und  vum 
Bezirk  Im  Boden  der  Kreis 
RhäzüDs  ....,., 


Vlerunddrersslgster  Wahlkreis. 

Die  Bezirke  Heiozenberg^ 
Hinterrhtiin,  Moösa,  Vorder- 
rbeiu  und  Glenner,  und  vom 
Bezirk  Im  Boden  der  Kreta 
Trina  ...,.,,. 

Fünfunddfelidgster  WatilkreEs. 

Die  Bezirke  Müloja,  Ber- 
niaa,  luu  und  Münstertbal, 
uöd  vom  Bezirke  Ajbula  der 
Kreis  Bergün 


XVL  hanfon  Aarf!;au« 

Sechstinddrerssig&ter  Wahlkreis. 

Die  Bezirke  Zofingeti  und 
Kulm^  und  die  Gemeinden 
Hirselitbal^Muhen,Qber'  und 
Unterentfelden ,  Gräniehen 
und  Aarau  vom  Bezirk  Aarau 

Uebertrag 


Sc^eknsalil 


KAütOll^ 


Zahl 


der  voB       dor  vüü 

Ata      \  dui  Kin» 

KrcLBen  zd    tdRon  %u 


39525 


1771946 


35949 


18390 


59624 


59624 


93864 


1865810 


91 


96 
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Seelenzahl 

Zahl 

, 

der  TOB      der  tob 

der  Wahl-'       der 

den        den  X*n- 
Kreiieo  n   tonen  in 

beiie    |    Kutone 

wlhlenden  wlblendea 

Uebertrag 

1 

KitgUeder' MittrUede^ 

59624 

1865810 

3 

96 

Slebenunddreissifltter  Wahlkreis. 

Die  Gemeinden  Suhr,  Buchs, 

Rohr,  Biberstein,  Küttigen, 

Erlinsbach    und    Densbüren 

vom  Bezirk  Aarau,  der  Be- 

zirk Brugg,  die  Gemeinden 

Mägenwyl,  Wohlenschwyl, 

Boblikon,  Meliingen,  KUnten, 

Stetten    und   Bellikon    vom 

Bezirk  Baden,    die  Bezirke 

Lenzburg,  Bremgarten   und 

Muri 

79303 

4 

Achtunddrelssigster  Wahlkreis. 

Der  Bezirk  Baden,  mit  Aus- 

nahme   der  dem    sechsund- 

dreißigsten Wahlkreise  zuge- 

theilten  Gemeinden,  die  Be- 

zirke Zurzach,  Laufenburg 

tmd  Rheinfelden    .... 

59430 

198357 

3 

10 

XVII.  Ranton  Thurgan. 

Neununddreissigster  Wahlkreis. 

Der  ganze  Kanton  Thurgau 

99231 

99231 

5 

5 

XVIIL  Kanton  Tessin. 

Vierzigster  Wahlkreis. 

Der  Bezirk  Mendrisio  und 

vom  Bezirk  Lugano  die  Kreise 

Lugano ,    Ceresio ,    Carona, 

Agno  und  Pregassona 

Uebertrag 

37394 

2 

37394 

2163398 

2 

111 
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Buadesgosez 


Ueb  ertrug 

^ecienzalii 

Zahl 

1 

dsrWiJil-         der 

der  von       der  von 
den         dcin  Xaq- 

MitKUadtsi'  Mitglisdei 

373^4  21ß3398 

2 

111 

ElhtindvTerzIgster  Wahlkreis. 

Vom    Bezirk    Lugano    die 
Kreise     Magliasina,     Sessa, 
BiTno,  Yezift,  SouvicOt  Te^- 
aeret^    und    Taverne,    dann 
die   Bezirke  Bellinzona,  Ki- 
viera,  Locürno,  Bieriio,   Le- 
veniina  und  Valleruaggia    . 

930(X* 

130394 

5 

^    1 

XI\.  KantOD  Waadl 

'    Zwefmidvlenigster  Wahlkreis. 

Die  Besirke  Aigle,  Lauafiutje^ 
Lavayx ,      Fiiys     d'Erihaiit, 
Vevej  und  Oruu  .     .     ,     . 

97520 

5 

Drelund vierzigster  Wahlkreli, 

Die       Bezirke      ÄvencJit-*s, 
Echalleasi ,  Grandsoo  ^  Mmi- 
don ,    Orbe,    Payerne    und 
Yverdon  ....... 

70693 

4 

jVierundvIerzipter  Wahlkreis. 

Die  Bezirke  Auiiriiitie,  Cos- 
sonay,    La  Vall^c,  Morges, 
Njon  und  Rolle    .     ,     ,     . 

Uebertrag 

59136 

235349 

3 

12 

* 

^ 

2529141 

1 

130 
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Uebertrag 

Zahl 

dtfWahl. 
kreiM 

der 
Kantone 

der  TOD  '   der  tob 

den      :  den  Eui- 

KreSeen  sa'  tonen  m 

wählenden  wfthlenden 

MitgUeder  Mitglieder 

.      2529141 

• 

130 

IL  Kanton  WaWs. 

1 
1 

1 

FUnfundvierzIgster  Wahlkreis. 

Die  Bezirke  Goms,    Brig, 
Raron,  Visp,  Leuk  und  Siders 

1 

38343 

2 

Sechsundvlorzlgster  Wahlkreis. 

Die  Bezirke  Harens,  Sitten 
und   Conthey   (ohne  Ardon 
und  Chamoson)     .... 

21202 

1 

SMenundvIorzIgsior  Wahlkreis. 

Die     Bezirke     Martinach, 
Entremont,     Monthey    und 
StMoriz,  und  die  Gemeinden 
Ardon  und  Chamoson   vom 
Bezirk  Conthey     .... 

1 

40645 

ioomo 

2 

K 

III.  Kanton  Nenenborg. 

1 

Achtundvlerzlgster  Wahlkreis. 

i 

Der  ganze  Kanton  Neuenburg 

102744 

1 0^744 

»  '    .1 

IUI.  Kanton  Gent 

Neunundvierzigster  Wahlkreis. 

Der  ganze  Kanton  Genf 

Gesammtbevölkerung     der 
Schweiz    und   Gesammtzahl 
der  Mitglieder  des  National- 
rathes 

99712 

99712 

5 

5 

2831787 

145 
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452    Bundesgesez  betreffend  die  WaUon  in  den  Nationalrath. 

Art.  2.  Das  Bundesgesez  vom  20.  Heumonat  1872 
(X,  924)  ist  aufgehoben. 

Art.  3.  Dieses  Gesez  tritt  fOr  die  nächste  Gesammt- 
erneuerung  des  Nationalrathes  in  Kraft. 

Art.  4.  Der  schweizerische  Bundesrath  ist  beauftragt, 
auf  Grundlage  der  Bestimmungen  des  Bundesgesezes  vom 
17.  Brachmonat  1874,  betreffend  die  Volksabstimmung  über 
Bundesgeseze  und  Bundesbeschlüsse,  die  Bekanntmachung 
dieses  Gesezes  zu  veranstalten  und  den  Beginn  der  Wirk- 
samkeit desselben  festzusezen. 

Also  beschießen  vom  Nationalrathe, 

Bern,  den  28.  April  1881. 

Der  Präsident:    Dr.  C.  Bnrckhardt 
Der  Protokollführer:  Schieß. 

Also  beschießen  vom  Ständerathe, 
Bern;,  den  3.  Mai  1881. 

Der  Präsident:   SahU. 

Der  Protokollftlhrer:    Gisi. 


Der  schweizerische  Bundesrath  beschließt: 
Das  vorstehende,   unterm  10.  Mai  1881   öffentlich*  be- 
kannt gemachte  Bundesgesez  *)  wird  hiemit  gemäß  Art.  89 
der  Bundesverfaßung  in  Kraft  und  mit  dem  heutigen  Tage 
als  vollziehbar  erklärt. 

Bern,   den  12.  Augstmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Schieß. 


*)  Siehe  Bnndesblatt  vom  Jahr  1881,  Band  11,  Seite  789. 
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Bnndesgesez 

betreffend 

Abänderung  des   Bundesgesezes  vom  7.  Mai  1850 
Ober  das  eidg.  MQnzwesen. 

(Vom  30.  April  1881.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 

nach  Einsicht  der  Botschaft  des  Bundesrathes  vom 
24.  Herbstmonat  1880  und  einer  Nachtrags-Botschaft  des- 
selben vom  8.  Homung  1881, 

beschließt: 

Art.  1.  Das  Zwanzigrappenstük  wird  ausgeprägt  im 
Gewicht  von  4  Grammen,  und  besteht  aus  Nikel  mit  oder 
ohne  einen  Zusaz  von  Kupfer. 

Art.  2.  Die  mit  dem  gegenwärtigen  Gesez  im  Wider- 
spruch stehenden  Bestimmungen  der  Artikel  4  und  10  des 
Münzgesezes  vom  7.  Mai  1850  (l,  305)  sind  außer  Kraft  gesezt. 

Art.  3.  Der  Bundesrath  wird  beauftragt,  auf  Grundlage 
der  Bestimmungen  des  Bundesgesezes  vom  17.  Brachmonat 
1874,  betreffend  die  Volksabstimmung  über  Bundesgeseze  und 
Bundesbeschlüsse,   die    Bekanntmachung  dieses  Gesezes  zu 
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4 A4     BandesgesöK  betreffend  Atäcdernng  dos  eidg*  Hün^gL^äeze«. 

veranstalten    und    den    Begiaa   der   Wirksamkeit   desselben 
festzusexen. 

Also  beschloßen  vom  Nadonalrathe, 
Bern,  den  30.  April  1881. 

Der  Präsident;    Dr.  C.  Burckhardt 

Der  Proiokollfllhrer:   Schie£* 

Also  besehloßen  vom  Ständerathe^  ^ 

*        Bern,  den  30.  April  1881. 

Der  President:    8&lili. 
D«r  Protokollfahrer :    Gisi. 


Der  BchweizeriBclie  ßundearath  beschließt: 

Das  vorstehende,  unterm  14.  Mai  1881  öffentlich  be- 
kannt gemaehte  Buodesgesez  *)  v^ird  hiemit  gemäß  Art.  89 
der  Bundesverfassung  in  Kraft  und  mit  dem  1.  Jänner  18B2 
alg  vollzieh  bar  erklärt. 

Bern,  den  16.  Augstmonat  1881. 

Im  Namen  des  eehweiz,  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 
Sckiefi, 


•)  Siehe  ßnndeeblatt  vom  Jahr  1881,  Band  U,  Seit»  S)5, 
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Bundesrathsbeschlnß 

betreffend 

einen  zweiten  Naclitrag  zum  Transportreglement  der 
scliweizerisclien  Eisenbalinen. 

(Vom  28.  Brachmonat  1881.) 


Der  schweizerische  Bundesrath, 

auf  den  Antrag  seines  Post-  und  Eisen  bah  ndepartements, 

beschließt: 

1.  In  Folge  des  Bundesgesezes  vom  23.  Ghristmonat  1879, 
durch  welches  die  Einfuhr  und  der  Verkauf  von  Zünd- 
hölzchen und  dgl.  mit  gelbem  Phosphor  untersagt  ist*), 
werden  die  §§  83  und  84  des  Transportreglements  der 
schweizerischen  Eisenbahnen  **)  in  nachstehender  Weise  ab- 
geändert: 

§  83.    Von  der  Beförderung  sind  ausgeschlossen : 

1. — 4.    Wie  bisher. 

5.  Im  internen  und  direkten  schweizerischen  Verkehr 
und  im  direkten  Verkehr  mit  dem  Ausland:  Reib-  und 
Streichzünder  (als  Lichtchen,  Hölzchen,  Schwämmchen)  mit 
gelbem  Phosphor. 

Im  Transitverkehr  durch  die  Schweiz  können  die  in 
2jiffer  5  benannten  4|f tikel  unter  den  in  §  84  festgesezten 
Bedingungen  und  unter  Vorbehalt  der  besondern  zollamtlichen 


*)  Siehe  eidg.  Gesezsammlang  neue  Folge,  Band  V,  Seite  31. 

**)        r,  n  n  n  n  „      U,       .       206. 
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456  Nachtrag  zam  Eisenbahn-Transportreglement. 

Vorschriften  bezüglich  der  Transitabfertigung  von  Zünd- 
hölzchen und  dergleichen  mit  gelbem  Phosphor  zum  Transport 
angenommen  werden. 

Wer  Gegenstäudß  der  in  Ziffer  4  und  5  bezeichneten 
Art  unter  falscher  oder  ungenauer  Deklaration  aufgibt, 
haftet  für  allt^u  etwa  entstehenden  Schaden  und  kann  je 
nach  Umsländeu  au  richterlicher  Bestrafung  verzeigt  werden. 

S  84.  Bedingungsweise  werden  zum  Transport  zuge- 
lassen : 

1. — 5,    Wie  bij^her. 

6.  Reib'  und  Streich-Zünder  (als  Lichtchen,  Holzchen, 
Schwilmmchen)  im  internen  und  direkten  schweizerischen 
Verkehr,  und  im  direkten  Verkehr  mit  dem  Ausland  nur 
Bolche  ohne  geiben  Phosphor,  im  Transitverkehr  durch  die 
Schweiz  solche  aller  Art,  Feuerwerkgegenstände,  Sicherheits- 
zünder CZiindsßhnüre),  wenn  sie  aus  einem  dünnen  dichten 
Schlauehe  bestehen,  in  dessen  Innerem  eine  verhältnißmäßig 
geringe  Menge  Scbießpulver  enthalten  ist,  Bucher'sche  Feuer- 
löaehdüsen  in  blechernen  Hülsen. 

7.-16.    Wie  bisher. 

2.  Dieser  Beschluß  tritt  mit  dem  1.  Heumonat  d.  J. 
in  Kraft. 

Bern,  den  28,  Brachmonat  1881. 

Im  Nfimen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Schieß. 


Note.     Der  erste    Nachtrag   zum   schcweiz.  Eisenbabntransport- 
reglement  findet  sich  im  Ut.  Bande,  S.  540,  der  eidg.  Gesezsml«  n.  F. 
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Bnndesbeschinß 

betreffend 

Genehmigung  des  zwischen  der  Schweiz  und  Deutsch- 
land abgeschloBenen  Handelsvertrags,  sowie  der 
Uebereinkunft  zum  gegenseitigen  Schuze  der 
Rechte  an  literarischen  Erzeugnissen  und  Werken 
der  Kunst. 

(Vom  2a  Juni  1881.) 


Die   Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 
nach   Einsicht   einer  Botschaft  des  ßundesrathes  vom 
9.  Juni  1881, 

beschließt: 

Art.  1.  Dem  zwischen  der  Schweiz  und  Deutschland 
am  23.  Mai  1881  abgeschloßenen  Handelsvertrag,  sowie  der 
am  gleichen  Tage  vereinbarten  Uebereinkunft  zum  gegen- 
seitigen Schuze  der  Rechte  an  literarischen  Erzeugnissen  und 
Werken  der  Kunst  wird  hiemit  die  vorbehaltene  Ratifikation 
ertheilt. 

Art.  2.  Der  Bundesrath  ist  mit  der  Vollziehung  dieses 
Beschlußes  beauftragt. 

Also  beschießen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  16.  Juni  1881. 

Der  Präsident:   A.  Yessaz. 

Der  Protokollführer:   Schieß. 

Also  beschießen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  20.  Juni  1881. 

Der  Präsident :   C.  Eappeler. 

Der  Protokollführer:    Schatzmann. 


-©tp^cji©- 
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HandelsTertrag 

der  Schweiz  und  Deutschland. 

Äbgeschlüßen  -icn  2B.  Mai  1881, 
EÄÜfizirt  vou  der  Schweiz  am  21.  Jani  1881. 
-  n    Deutschland    „    27.     -       - 


Der  Bnude^rath 
im 

Schweiz.  Eid^enoßenscliatti 

nach  Einaicht  und  Pro  fang 
iie^  HaiidelHvertrages, 
wfflcher  zwischen  dem  Bevoll- 
mächtigten des  schweizeri- 
schen ßutidesrathes  einer  sei  tfi 
und  demjenigen  Seiner  Ma- 
jestät des  Deutschen  Kaisers  I 
und  Königa  von  Prenßen  an- 
dererseits  Hm    2-1  Mai  18B1 


von  Gkittes  Gnaden 

Deutscher  Kaisetj 

KQmg  von  Preussen^ 

etc.  etc.  elc, 

nrkuQdeu  und  bekennen 
hie  rmit: 

Nachdem  Wir  von  dem 
zwischen  Unserem  Bevoll- 
mächtigten und  dem  Bevoll- 
mächtigten des  Sch'weizeri- 
achetj  Bmideönithö  am  ^3.  Mai 
1S81     unterzeichneten     Han- 
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Handelsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Deutschland.     459 

in  Berlin  unter  Eatiftkations-  j  dels vertrage,  welcher  wörtlich 
vorbehält  abgeschloßen  und  <  also  lautet: 
vom  schweizerischen  National- 
rathe  am  16.  Juni  1881,  vom 
schweizerischen  Ständeratbe 
am  20.  gleichen  Monats  ge- 
nehmigt worden  ist,  und 
welcher  also  lautet: 


Der  Bundesrath  der  sehweizerischen  Eid^oßenschafi, 

einerseits,  und 

Seme  Majestät  der  Deutsche  Kaiser,  KSnig  von  Preußen, 

andererseits,  von  der  Absicht  geleitet,  den  am  13.  Mai  1869/7  ^~^JC  Jflf 
abgeschloßenen,  zulezt  durch  die  Uebereinkunft  vom  1.  Mai 
1880  ftir  die  Zeit  bis  30.  Juni  1881  veriängerten  Handels- 
und  Zollvertrag  in  seinen  wesentlichen  Verabredungen  weiter- 
hin aufrecht  zu  erhalten,  haben  zu  diesem  Ende  Unterhand- 
lungen eröffnen  laßen  und  zu  Bevollmächtigten  ernannt: 

Der  Bundesrath  der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft : 

Semen  außerordentlichen    Oesandten    und    bevollmächtigten 
Minister,  Dr.  Arnold  Roth, 

Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser,  KSnig  von  Preußen: 

Allerhöchstihren  Staataminister ,  Staatssekretär  des  Innern, 
Karl  Heinrich  von  Boetticher, 

welche,  unter  Vorbehalt  der  beiderseitigen  Ratifikation,  den 
folgenden  Handelsvertrag  vereinbart  und  abgeschloßen  haben : 
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460  Handelsvertrag 

Artikel  1. 
Die   beiden  vertragschließenden   Tlieile   geben  sieh  die 
Zusicherung,    in  Beziehung  auf  Eingangs-  und  Ausgangsab- 
gaben sich  wechselseitig  auf  dem  Fuße  der  meistbegünstigten 
Nation  zu  behandeln. 

Jeder  der  beiden  Theile  verpflichtet  sich  demgemäß, 
jede  Begünstigupg ,  jedes  Vorrecht  und  jede  Ermäßigung, 
welche  er  in  den  gedachten  Beziehungen  einer  dritten  Macht 
bereits  zugestanden  hat,  oder  in  der  Folge  zugestehen  möchte, 
gleichmäßig  auch  dem  andern  vertragschließenden  Theile 
gegenüber  ohne  irgendwelche  Gegenleistung  in  Kraft  treten 
zu  lassen. 

Die  vertragschließenden  Theile  machen  sich  ferner  ver- 
biDdlich,  gegen  einander  kein  Einfuhrverbot  und  kein  Aus- 
fuhrverbot in  Erafl;  zu  sezen,  welches  nicht  zu  gleicher  Zeit 
auf  die  andern  Nationen  Anwendung  fände. 

Die  vertragschließenden  Theile  werden  jedoch  während 
der  Dauer  des  gegenwärtigen  Vertrages  die  Ausfuhr  von 
Getreide,  Schlachtvieh  und  Brennmaterialien  gegenseitig 
nicht  verbieten. 

Artikel  2. 

Hinsichtlich  der  in  der  Anlage  A  verzeichneten  Gegen- 
stände ist  man  übereingekommen ,  daß  sie  bei  dem  Ueber- 
gange  vom  Grebiete  des  einen  Theiles  nach  dem  Gebiete 
des  andern  Theiles  gegenseitig  gänzliche  Zolifreiheit  genießen 
äoilen. 

Artikel  3. 

Die  aus  einem  der  beiden  Gebiete  eingehenden  oder 
nach  demselben  ausgehenden  Waaren  aller  Art  sollen  gegen- 
seitig in  dem  andern  Gebiete  von  jeder  Durchgangsabgabe 
befreit  sein. 

In  Beziehung  auf  die  Durchfuhr  sichern  sich  die  ver- 
tragschließenden Theile  in  jeder  Hinsicht  die  Behandlung 
der  meistbegünstigten  Nation  zu. 
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Artikel  4. 

Zur  Erleichterung  im  g^eoseitigen  GreDzverkehr  siod 
unter  den  vertragschließenden  Theilen  diejenigen  besondem 
Bestimmungen  vereinbart  worden,  welche  sich  in  der  An- 
lage B  dem  gegenwärtigen  Vertrage  angeschloßen  finden. 

Artikel  5. 

Die  Befreiung  von  Eingangs-  und  Ausgangsabgaben 
wird  beiderseits  zugestanden,  sofern  die  Identität  der  aus- 
und  wieder  eingeführten  Gegenstände  außer  Zweifel  ist: 

1)  fOr  Waaren  (mit  Ausnahme  von  Verzehrungsgegen- 
ständen), welche  aus  dem  freien  Verkehr  im  Gebiete 
des  einen  der  vertragschließenden  Theile  in  das  Gebiet 
des  anderen 

auf  Märkte   oder  Messen, 

oder    auf   ungewissen    Verkauf  außer    dem    Meß- 
und  Marktverkehr  oder  als  Muster 
eingebracht  werden;  alle  diese  Gegenstände,  wenn  sie 
binnen  einer  im  voraus  zu  bestimmenden  Frist  unver- 
kauft zurtikgeführt  werden; 

2)  Vieh ,  welches  aus  dem  einen  Gebiet  auf  Märkte  des 
andern  gebracht  und  unverkauft  von  dort,  zurükge- 
ftihrt  wird  ; 

3)  leere  Fässer ,  Säke  u.  s.  w. ,  welche  entweder  zum 
Einkauf  von  Oel,  Getreide  u.  dergl.  von  dem  einen 
Gebiete  in  das  andere  mit  der  Bestimmung  des  Wieder- 
ausgangs eingebracht  werden,  oder,  nachdem  Oel, 
Getreide  u.  dergl.  darin  ausgeführt  worden,  zurttk- 
kommen; 

4)  Vieh ,  welches  zur  Fütterung  oder  auf  Weiden  aus 
dem  einen  Gebiete  in  das  andere  gebracht  und  von 
der  Fütterung  oder  nach  der  Weidezeit  in  das  erstere 
zurükgeführt  wird. 
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Artikel  6. 
Zur  Regelung  des  Verkehrs  zum  Zweke  der  Veredelung 
von  Waaren  zwischen  den  Gebieten  der  vertragschließenden 
Theile  wird  festgesezt,  daß  bei  der  Rükkehr  aus  dem  Ver- 
edelungslande von  Eingangsabgaben  befreit  bleiben: 

a.  Gewebe  und  Game,  welche  zum  Waschen,  Bleichen, 
Färben ,  Walken ,  Appretiren  ,  Bedruken  und  Stiken, 
sowie  Garne,  welche  zum  Striken, 

b.  Gespinnste  (einschließlich  der  erforderlichen  Zuthaten), 
1^                               welche  zur  Herstellung  von  Spizen   und  Posamentier- 

waaren, 

c.  Garne  in  gescheerten  (auch  geschlichteten)  Ketten, 
nebst  dem  erforderlichen  Schußgarn,  welche  zur  Her- 
stellung von  Geweben, 

d.  Seide,  welche  zum  Färben, 

e.  Häute  und  Felle,  welche  zur  Leder-  und  Pelzwerk- 
bereitung, 

f.  Gegenstände,    welche  zum  Lakiren,    Poliren  und  Be- 
malen 
in  das  andere  Gebiet  ausgeführt  worden   sind; 

g.  sonstige  zur  Ausbesserung,  Bearbeitung  oder  Verede- 
lung bestimmte,  in  das  andere  Gebiet  gebrachte  und 
nach  Erreichung  jenes  Zwekes  unter  Beobachtung  der 
deßhalb  getroffenen  besondern  Vorschriften  zurükge- 
ftkhrte  Gegenstände,  wenn  die  wesentliche  Beschaffen- 
heit und  die  Benennung  derselben   unverändert  bleibt, 

und  zwar  in  allen  diesen  Fällen^  sofern  die  Identität  der 
aus-  und  wieder  eingeführten  Waaren  und  Gegenstände 
außer  Zweifel  ist. 

Außerdem  kann  bei  Garnen  und  Geweben  die  Zoll- 
freiheit von  dem  Nachweis  der  einheimischen  Erzeugung  der 
zur  Veredelung  ausgeführten  Waaren  abhängig  gemacht 
werden. 
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AusgaDgsabgaben  dürfen  von  Waaren ,  welche  nach 
erfolgter  Veredelung  in  das  Versendungsland  zurükgeführt 
werden,  nicht  erhoben  werden. 

Artikel  7. 

Zur  Förderung  der  g^enseitigen  Handelsbeziehungen 
werden  die  vertragschließenden  Theile  die  Zollabfertigung 
im  wechselseitigen  Verkehr  so  weit  erleichtern,  als  sich  dies 
mit  der  Zollsicherheit  verträgt. 

Artikel  8. 

Innere  Abgaben,  welche  in  dem  Gebiete  des  einen  der 
vertragschließenden  Theile,  sei  es  fUr  Rechnung  des  Staates 
(der  Kantone),  oder  für  Rechnung  von  Kommunen  und  Kor- 
porationen, auf  der  Hervorbringung,  der  Zubereitung  oder 
dem  Verbrauch  eines  Erzeugnisses  ruhen,  dürfen  Erzeugnisse 
des  andern  Theiles  unter  keinem  Vorwande  höher  oder  in 
lästigerer  Weise  treffen,  als  die  gleichnamigen  Erzeugnisse 
des  eigenen  Landes,  mit  Vorbehalt  der  Bestimmungen  des 
nachfolgenden  Artikels. 

Artikel  9. 

Der  im  vorstehenden  Artikel  8  ausgesprochene  Grund- 
saz  findet  keine  Anwendung  auf  die  in  einzelnen  Kantonen 
der  Schweiz  von  Getränken  erhobenen  (innern)  Verbrauchs- 
steuern. Indessen  verpflichtet  sich  die  schweizerische  Eid- 
genoßenschaft  dahin,  daß  derartige  Abgaben  für  deutsche 
Getränke  während  der  Dauer  des  gegenwärtigen  Vertrages 
weder  neu  eingeführt,  noch  bestehende  über  ihren  dermaligen 
Ansaz  erhöht,  und  daß,  falls  der  eine  oder  andere  Kanton 
die  bezüglichen  Steuern  für  schweizerische  Getränke  herab- 
sezen  würde,  diese  Ermäßigung  in  gleichem  Verhältnisse 
auch   auf  die  deutschen  Getränke   angewendet  werden  soll. 
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Für  deutsche  Weine,  welche  in  Fäßern  (auch  Doppel- 
fäßern)  nach  der  Schweiz  eingehen,  soll,  welches  auch  der 
Preis  oder  die  Qualität  derselben  sei,  die  Steuer  jedenfalls 
den  geringsten  Betrag  derjenigen  Ansäze  nicht  übersteigen, 
welche  für  ausländische,  in  einfachen  Fäßern  eingeführte 
Weine  in  den  betreflfenden  Kantonen  gegenwärtig  erhoben 
werden. 


Artikel  10. 

Kaufleute,  Fabrikanten  und  andere  Gewerbetreibende, 
welche  sich  darüber  ausweisen,  daß  sie  in  dem  Staate,  wo 
sie  ihren  Wohnsiz  haben,  zum  Gewerbebetriebe  berechtigt 
sind,  sollen,  wenn  sie  persönlich  oder  durch  in  ihren  Diensten 
stehende  Reisende  Ankäufe  machen,  oder  Bestellungen,  auch 
unter  Mitführ^ng  von  Mustern,  suchen,  in  dem  Gebiete  des 
andern  vertragschließenden  Theiles  keine  weitere  Abgabe 
hierfür  zu  entrichten  verpflichtet  sein. 


Artikel  11. 

In  Bezug  auf  die  Bezeichnung  der  Waaren  oder  deren 
Verpakung,  sowie  bezüglich  der  Fabrik-  oder  Handelsmarken, 
sollen  die  Angehörigen  des  einen  der  vertragschließenden 
Theile  in  dem  Gebiete  des  andern  denselben  Schuz  wie  die 
eigenen  Angehörigen  genießen.  Die  Angehörigen  eines  jeden 
der  vertragschließenden  Theile  haben  jedoch  die  in  dem  Ge- 
biete des  andern  Theiles  durch  Geseze  oder  Verordnungen 
vorgeschriebenen  Bedingungen  und  Förtfilichkeiten  zu  er- 
füllen. 

D6r;]Schuz  von  Fabrik-  und  Handelsmarken  wird  den 
Angehörigen  des  andern  Theiles  '  nur  insofern  und  auf  so 
lange  gewährt,  als  dieselben  in  ihrem  Heimatsstaate  in  der 
Benuzung  der  Marken  geschüzt  sind. 
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Artikel  12. 

Der  gegenwärtige  Vertrag  soll  vom  1 .  Juli  1881  an  in 
Kraft  treten  und  bis  zum  30.  Juni  1886  in  Kraft  bleiben. 
Im  Falle  keiner  der  vertragschließenden  Theile  zwölf  Monate 
vor  diesem  Tage  seine  Absieht,  die  Wirkungen  des  Vertrags 
aufhören  zu  lassen,  kundgegeben  haben  sollte,  bleibt  derselbe 
in  Geltung  bis  zum  Ablauf  eines  Jahres  von  dem  Tage  ab, 
an  welchem  der  eine  oder  der  andere  der  vertragschließen- 
den Theile  denselben  gekündigt  hat.  Die  vertragschließenden 
Theile  behalten  sich  die  Befugniß  vor,  nach  gemeinsamer 
Verständigung  in  diesen  Vertrag  jederlei  Abänderungen  auf- 
zunehmen, welche  mit  dem  Geiste  und  den  Grundlagen  des- 
selben nicht  im  Widerspruche  stehen  und  deren  Nttzlichkeit 
durch  die  Erfahrung  dargethan  werden  wird. 

Artikel  13. 

Gegenwärtiger  Vertrag  soll  ratifizirt  und  es  sollen  die 
Ratifikationsurkunden  bis  spätestens  am  30.  Juni  1881  in 
Berlin  ausgewechselt  werden. 

So  geschehen  Berlin,  den  23.  Mai  1881. 

(L.  S.)  (Gez.)  Rolh.  (L.  S.)  (Gez.)  HftrI  Heiorich  von  Boelticher. 
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erklärt  den  voretehenden 
Vertrag  seinem  ganzen  In- 
halte nach  als  angenommen 
und  in  Kraft  erwachsen,  und 
verspricht  im  Namen  der 
schweizerischen  Eidgenoßen- 
schaft,  denselben,  soweit  es 
von  dieser  abhängt,  jederzeit 
gewißenhaft  zu  beobachten. 

Zur  Urkunde  dessen  ist 
die  g^enwärtige  Ratifikation 
vom  Bundespräsidenten  und 
vom  Kanzler  der  Eidgenoßen- 
Schaft  unterschrieben  und  mit 
dem  eidgenößischen  Staats- 
siegel versehen  worden. 

So  geschehen  in  Bern,  den 
einundzwanzigsten  Juni  ein- 
tausend achthundert  einund- 
achtzig (21.  Juni  1881). 

Im  Namen  des  schweizerischen 
Bundesrathes, 
Der  Bundespräsident: 
(L.  8.)        Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßen- 
schaA; : 

Schieß. 


und  von  dem  zu  diesem 
Vertrage  gehörigen  Schluß- 
protokolle, sowie  von  der  im 
Anschluß  hieran  getroffenen 
Verabredung  in  Betreff  des 
gegenseitigen  Schuzes  der 
Rechte  an  literarischen  Er- 
zeugnissen und  Werken  der 
Kunst  von  demselben  Tage 
Kenntniß  genommen  und 
die  getrofiFenen  Abreden  Un- 
serem Willen  gemäß  befun- 
den haben,  so  genehmigen 
und  ratifiziren  Wir  den  ge- 
dachten Vertrag  hierdurch 
mit  dem  Versprechen,  den- 
selben zu  erfüllen  und  aus- 
führen zu  lassen. 

Zu  Urkund  dessen  haben 
Wir  gegenwärtige  Ratifika- 
tions-Urkunde vollzogen  und 
mit  Unserem  Insiegel  ver- 
sehen lassen. 

Gegeben  Bad  Ems  den 
27.  Juni  1881. 

AVillieliii. 

(L.  S.) 

V.  BismarcK. 


Digitized  by  CjOOQiC 


^fOl^SS^W-^' 


zwischen  der  Schweiz  und  Deutschland.  467 


Von  Eingangs-  und  Ausgangsabgaben  bleiben  bei  dem 
Uebergange  von  dem  Gebiete  des  einen  Theiles  nach  dem 
Gebiete  des  andern  Theiles  gegenseitig  gänzlich  befreit : 

1)   Garten-  und  Futtergewächse,  frische; 

Kartoffeln  ^ 

Wurzeln,  frische; 

Obst,  frisches,  darunter  auch  Beeren,  mit  Ausschluß 
der  Weintrauben; 

lebende  Gewächse ,  jedoch  nicht  in  Töpfen  oder 
Kübeln ; 

Heu,  Laub,  Schilf,  Stroh ; 

Erden  und  rohe  mineralische  Stoffe,  auch  gebrannt, 
geschlemmt  oder  gemahlen,  soweit  diese  Gegen- 
stände nicht  mit  einem  Zollsaze  namentlich  be- 
troffen sind; 

Steine,  Tohe; 

edle  Metalle,  gemünzt,  in  Barren  und  Bruch; 

Münzgekräz ; 

Abfölle  von  der  Eisenfabrikation  (Hammerschlag, 
Eisenfeilspäne),  von  Glashütten,  auch  Scherben 
von  Glas  und  Thonwaaren,  von  der  Wachs- 
bereitung, von  Seifensiedereien  die  Unterlänge; 

Blut  von  geschlachtetem  Vieh ,  flüssiges  und  ein- 
getroknetes ; 

Hornspäne,  Klauen,  Knochen,  Knochenmehl: 

Thierflechsen ; 

Leimleder,  auch  abgenuzte  alte  Lederstüke  und  sonstige, 
lediglich  zur  Leimfabrikation  geeignete  Leder- 
abfälle; 
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Branntweinspülig ; 

Treber; 

Weinhefe,  trokene  oder  teigartige; 

Oelkucheo ; 

Kleie; 

Spreu ; 

Holzasche; 

Steinkohleoasche ; 

Dünger,  thierischer  und  andere,  jedoch  nicht  auf 
chemischem  Wege  zubereitete,  Düngungsmittel, 
als  ausgelaugte  Asche,  Kalkäscher,  Knochenschaum, 
Zukererde  u.  dergl.; 

2)  Kunstsachen,  welche  zu  Kunstausstellungen  oder  für 
öffentliche   Kunstinstitute    und  Sammlungen   eingehen; 

3)  Musterkarten  und  Muster  in  Abschnitten  oder  Proben, 
welche  nur  zum  Gebrauche  als  solche  geeignet  sind; 

4)  Kleid ungsstüke  und  Wäsche,  gebrauchte,  welche  nicht 
zum  Verkauf  eingehen;  gebrauchte  Hauageräthe  und 
Effekten,  gebrauchte  Fabrikgeräthschaften  und  ge- 
brauchtes Handwerkszeug  von  Anziehenden  zur  eigenen 
Benuzung;  auch  auf  besondere  Erlaubniß  neue  Klei- 
dungsstüke,  Wäsche  und  Effekten,  insofern  sie  Aus- 
stattungsgegenstände von  Angehörigen  der  Staaten  des 
einen  Theiles  sind,  welche  sich  aus  Veranlaßung  ihrer 
Verheiratung  in  dem  Gebiete  des  andern  Theiles 
niederlaßen ; 

5)  Gebrauchte  Hausgeräthe  und  Effekten,  welche  er- 
weislich als  Erbschaftsgut  eingehen,  auf  besondere  Er- 
laubniß ; 

6)  Reisegeräth,  Kleidungsstüke,  Wäsche  und  dergleichen, 
welches  Reisende,  Fuhrleute  und  Schiffer  3tfu  ihrem 
Gebrauche,  auch  Handwerkszeug,  welches  reisende 
Handwerker,  sowie  Geräthe  und  Instrumente,  welche 
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reiscDde  Künstler  zur  Ausübung  ihres  Berufs  mit  sich 
führen,  sowie  andere  Gegenstände  der  bemchneten 
Art,  welche  den  genannten  Personen  vorausgehen 
oder  nachfolgen;  Verzehrungsgegenstände  zum  Reise- 
verbrauche ; 
7)  Wagen,  einschließlich  der  Eisenbahnfahrzeuge,  sowie 
Wasserfahrzeuge,  welche  bei  dem  Eingange  über  die 
Grenze  zum  Personen-  und  Waarentransporte  dienen 
und  nur  aus  dieser  Veranlaßung  eingehen,  die  Wasser- 
fahrzeuge mit  Einschluß  der  darauf  befindlichen  ge- 
brauchten Inventarienstüke ,  insofern  die  Schiffe  Aus- 
ländern gehören,  oder  insofern  inländische  Schiffe  die 
nämlichen  oder  gleichartige  Inventarienstüke  einführen, 
als  sie  bei  dem  Ausgange  an  Bord  hatten;  auch  leer 
zurükkommende  Eisenbahnfahrzeuge  inländischer  Eisen- 
bahnverwaltungen, sowie  die  bereits  in  den  Fahrdienst 
eingestellten  Eisenbahnfahrzeuge  ausländischer  Eisen- 
bahnverwaltungen ; 

Wagen  der  Reisenden  auf  besondere  Erlaubniß 
auch  in  dem  Falle,  wenn  sie  zur  Zeit  der  Einfuhr 
nicht  als  Transportmittel  ihrer  Besizer  dienten,  sofern 
sie  nur  erweislich  schon  seither  im  Gebrauche  der- 
selben sich  befunden  haben  und  zu  deren  weiterm 
Gebrauche  bestimmt  sind; 

Pferde  und  andere  Thiere,  wenn  aus  ihrem  Ge- 
brauche beim  Eingang  überzeugend  hervorgeht,  daß 
sie  als  Zug-  oder  Lastthiere  zur  Bespannung  eines 
Reise-  oder  Frachtwagens  gehören,  zum  Waarentragen 
oder  zur  Beförderung  von  Reisenden  dienen. 
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Bestimmungen 

über 

die  Behandlung  des  grenznachbarlichen  Verkehrs. 


S  1. 
Um  die  Bewirthschaftung  der  an  der  Grenze  liegenden 
Güter  und  Wälder  zu   erleichtern,    werden   von   allen   Ein- 
gange- und  Ausgangsabgaben  befreit: 

Getreide  in  Garben  oder  in  Aehren, 

die  Roherzeugnisse  der  Wälder,  Holz  und  Kohlen, 

Sämereien, 

Stangen, 

Rebsteken, 

Thiere  und  Werkzeuge  jeder  Art, 
die  zur  Bewirthschaftung  der  innerhalb  eines  Umkreises  von 
10  km.  auf  beiden  Seiten  der  Grenze  gelegenen  Güter  dienen, 
vorbehaltlich    der    in    beiden    Ländern    zur  Verhütung    von 
Defraudationen  allfällig  bestehenden  Eontrolen. 

Von  allen  Eingangs-  und  Ausgangsabgaben  werden 
ferner  befreit  sämmtliche  Erzeugnisse  des  Akerbaues  und 
der  Viehzucht  eines  einzelnen  von  der  Zollgrenze  zwischen 
beiden  Gebieten  durchschnittenen  Landgutes,  bei  der  Beför- 
derung zu  den  Wohn-  und  Wirthschaftsgebäuden  aus  den 
durch  die  Zollgrenze  davon  getrennten  Theilen. 
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§  2. 
Von  Eingangs-  und  Ausgangsabgaben    bleiben    befreit : 

1)  Vieh,  welches  zur  Arbeit  aus  dem  einen  Gebiet  in  das 
andere  vorübergehend  gebracht  wird  und  von  der 
Arbeit  aus  lezterm  in  das  erstere  zurükkonimt;  des- 
gleichen landwirthschaftliche  Maschinen  und  Geräthe, 
welche'  zur  vorübergehenden  Benuzung  aus  dem  einen 
in  das  andere  Gebiet  gebracht  und  nach  erfolgter  Be- 
nuzung wieder  in  das  erstere  *urükgeführt  werden; 

2)  Holz,  Lohe  (Rinde),  Getreide,  Oelsamen,  Hanf  und 
andere  dergleichen  landwirthschaftliche  Gegenstände, 
welche  im  gewöhnlichen  kleinen  Grenzverkehr  zum 
Schneiden,  Stampfen,  Mahlen,  Reiben  u.  s.  w.  aus  dem 
einen  Gebiet  in  das  andere  gebracht  und  geschnitten, 
gestampft,  gemahlen,  gerieben  u.  s.  w.  in  das  erstere 
Gebiet  zurükgebracht  werden; 

3)  Waaren  oder  GegenstÄnde,  welche  im  gewöhnlichen 
kleinen  Grenzverkehr  entweder  zur  Veredelung,  nament- 
lich zum  Bedrukeuj  Bleichen,  Färben,  Gerben,  Spinnen, 
Weben  u.  s.  w.  oder  zur  handwerksmäßigen  Verar- 
arbeitung  oder  Ausbesserung  aus  dem  einen  Gebiet  in 
das  andere  aus-  und  nachher  veredelt,  verarbeitet  oder 
ausgebessert  wieder  eingehen ; 

4)  die  selbst  verfertigten  Erzeugnisse  der  Handwerker, 
welche  von  diesen  aus  dem  einen  Gebiete  auf  die 
benachbarten  Märkte  des  andern  gebracht  werden 
und  als  unverkauft  zurükkommen,  mit  Ausschluß  von 
Gegenständen  der  Verzehrung. 

S  3. 
Zum   Schuze   gegen   Mißbrauch   werden  in    den  Fällen 
des  vorhergehenden  §  2  die  erforderlichen  Kon trol maßregeln 
beiderseitig  zur  Anwendung  kommen.     Doch  ist  dabei   ver- 
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standen,  daß  dieselben  auf  das  geringste,  mit  dem  bezeich- 
neten Zweke  vereinbare  Maß  beschränkt,  und  daß  jeden- 
falls nicht  mehr  gefordert  werden  soll,  als  daß 

1)  die  fragliehen  Gegenstände  bei  der  Einfuhr,  beziehungs- 
weise Ausfuhr  an  einer  G-renzzoll stelle  behufs  vor- 
merklicher Behandlung  nach  Gattung  und  Menge  an- 
gemeldet, zur  Festhaltung  der  Identität,  wo  es  angeht, 
bezeichnet  und  nachher  bei  der  Wiederausfuhr,  be- 
ziehungsweise Wiedereinfuhr  der  nämlichen  Zollstelle 
wieder  vorgeführt  werden  5 

und  daß 

2)  die  Wiederausfuhr ,  beziehungsweise  Wiedereinfuhr 
innerhalb  einer  bestimmten,  von  der  Grenz^ollstelle 
angesezten  Frist  stattfinde. 

Zur  Forderung  einer  Kaution  sind  die  Grenzzollstellen 
berechtigt ;  doch  soll  dieselbe  den  einfachen  Zollbetrag  nicht 
übersteigen. 

lieber  die  nähere  Ausführung  in  Betreff  dieser  Kontrol- 
maßregeln  soll,  soweit  nöthig,  eine  üebereinkunft  abge- 
schloßen  werden. 
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SchiuB-Protokoii. 


Verhandelt  Berlin,  den  23.  Mai  1881. 

Die  Unterzeichneten  traten  zusammen,  um  den  unter 
ihnen  heute  vereinbarten  Handelsvertrag  zu  unterzeichnen, 
bei  welcher  Gelegenheit  noch  folgende  Erklärungen,  Ver- 
abredungen und  erläuternde  Bemerkungen  in  das  gegen- 
wärtige Protokoll  niedergelegt  wurden. 

I.  Zu  Artikel  I  des  Vertrages. 

Es  soll  in  keiner  Weise  dem  Recht  jedes  der  vertrag- 
schließenden Theile  vorgegriffen  sein,  in  Zukunft  Staaten 
oder  Theile  von  Staaten,  welche  gegenwärtig  seinem  Zoll- 
verbande fremd  sind,  in  denselben  aufzunehmen  und  fortan 
äIs  Inland  zu  behandeln,* ohne  daß  hierdurch  mit  Rüksicht 
auf  den  allgemeinen  Grundsaz  des  Vertragsartikels  1  eine 
weitere  Begünstigung  für  den  andern  Theil  erwächst. 

Die  Bestimmungen  im  Artikel  1 ,  Absaz  3 ,  schließen 
<iie  Befugniß  nicht  aus,  zeitweise  Einfuhrverbote  aus  gesund- 
heitspolizeilichen Rüksichten  gegenseitig  zu  erlaßen. 

II.  Zu  Artikel  2  des  Vertrages,  beziehungsweise  Anlage  A,  Nr.  4. 

Man  ist  einverstanden,  daß  die  in  der  Anlage  A,  Nr.  4, 
vereinbarte   gegenseitige  Befreiung  von  Eingangs-  und  Aus- 
gangsabgaben   auch  für    solche    in    allen    ihren  Theilen  ge- 
brauchte Maschinen  gelten  soll,    welche  von  bereits  Nieder- 
Eidg.  Amtl.  Samml.  Neue  Folge.  V.  Bd.  31       , 
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gelaßenen  aus  ihren  Stamm-  oder  Filial-Etablissements  in 
dem  einen  Gebiete  zur  eigenen  Benuzung  in  ihren  FiUal- 
oder  Stamm-Etablissements  in  dem  andern  Gebiete  aus- 
und  eingeführt  werden. 

Die  Bewilligung  der  Zollfreiheit  für  die  gedachten 
Maschinen  kann  jedoch  in  jedem  einzelnen  Falle  nur  durch 
die  Direktivbehörde  erfolgen. 

III.  Zu  Artikel  3  des  Vertrages. 

Durch  die  Bestimmung  des  Artikels  3  soll  dem  Rechte 
jedes  der  vertragschließenden  Theile  nicht  vorgegriffen  sein, 
anfälligen  Mißbrauchen  durch  angemessene  Schuzmaßregeln 
(Verbleiung,  Kontrol-  oder  Begleitscheine)  vorzubeugen. 

IV.  Zu  Artikel  4  des  Vertrages ,  beziehungsweise  Anlage  B. 

Der  kleine  Grenzverkehr  umfaßt  den  nachbarlichen 
Verkehr  der  Grenzorte,  welche  nicht  weiter  als  15  km.  von 
der  Grenze  entfernt  gelegen  sind. 

Wo  die  Gebiete  der  vertragschließenden  Theile  durch 
Gewässer  getrennt  sind,  welche  beiderseitig  als  Ausland  be- 
trachtet werden,  ist  die  vorstehend  bezeichnete,  sowie  die 
in  Anlage  B,  §  1 ,  erwähnte  Zone  auf  jeder  Seite  vom  Ufer 
jenes  Gewässers  au  landeinwärts  'zu  berechnen ,  so  daß  die 
Ausdehnung  des  zwischenliegenden  Gewässers  dabei  außer 
Betracht  fällt. 

V.  Zu  den  Artikeln  5  und  6  des  Vertrages. 

A.  Die  Begünstigung,  wonach  zollpflichtige  Waaren, 
die  zum  ungewissen  Verkauf  oder  als  Muster  eingebracht 
werden ,  von  Eingangs-  und  Ausgangsabgaben  befreit  sind 
(Artikel  5,  Nr.  1),  kann  von  der  Erfüllung  nachstehender 
besonderer  Bedingungen  abhängig  gemacht  werden: 

1)  Bei  der  Ausfuhr,  beziehungsweise  Einfuhr,  ist  der  Be- 
trag des  auf  den  Waaren  oder  Mustern  haftenden 
Ausgangs-,  beziehungsweise  Eingangszolls  zu  ermitteln 
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und  bei  dem  abfertigenden  Amte  entweder  baar  nieder- 
zulegen oder  vollständig  sicher  zu  stellen. 

2)  Zum  Zwek  der  Festhaltung  der  Identität  sind  die 
einzelnen  Waaren  oder  Musterstüke,  soweit  es  angeht, 
durch  aufgedrukte  Stempel  oder  durch  angehängte 
Siegel  oder  Bleie  zu  bezeichnen. 

3)  Das  Abfertigungspapier,  tlber  welches  die  nähern  An- 
ordnungen von  jedem  der  vertragschließenden  Theile 
ergehen,  soll  enthalten : 

a.  ein  Verzeichniß  der  zur  Ausfuhr  bestimmten,  be- 
ziehungsweise der  eingebrachten  Waaren  oder 
Musterstüke,  in  welchem  die  Gattung  der  Waare 
und  solche  Merkmale  sich  angegeben  finden,  die 
zur  Festhaltung  der  Identität  geeignet  sind; 

b.  die  Angabe  des  auf  den  Waaren  oder  Mustern 
haftenden  Ausgangs-  und  Eingangszolls,  sowie 
darüber,  ob  solcher  niedergelegt  oder  sichergestellt 
worden  ist; 

,  c.  die  Angabe  über  die  Art  der  zollamtlichen  Be- 
zeichnung ; 
d.  die  Bestimmung  der  Frist,  nach  deren  Ablauf,  so- 
weit nicht  vorher  der  Wiedereingang,  beziehungs- 
weise die  Wiederausfuhr  der  Waaren  oder  Muster 
nach  dem  Auslande,  oder  deren  Niederlegung  in 
einem  Pakhofe  (Niederlagshause)  nachgewiesen 
wird,  der  niedergelegte  Zoll  verrechnet  oder  aus 
der  bestellten  Sicherheit  eingezogen  werden  soll. 
Die  Frist  darf  den  Zeitraum  eines  Jahres  nicht 
überschreiten.  * 

4)  Die  Wiedereinfuhr,  beziehungsweise  die  Wiederausfuhr, 
darf  auch  über  ein  anderes  Amt  als  dasjenige,  über 
welches  die  Ausfuhr,  beziehungsweise  die  Einfuhr,  be- 
wirkt ist,  erfolgen. 

5)  Werden  vor  Ablauf  der  gestellten  Frist  (3  d)  die 
Waaren   oder  Muster   einem    zur  Ertheilung   der  Ab- 
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fertiguDg  befugten  Amte  zum  Zwek  der  Wiederein- 
fuhr, beziehungsweise  der  Wiederausfuhr  oder  der 
Niederlegung  in  einem  Pakhofe  (Niederlagshause)  vor- 
geführt, so  hat  dieses  Amt  sich  durch  die  vorzu- 
nehmende Prüfung  davon  zu  überzeugen,  ob  ihm  die- 
selben Gegenstände  vorgeführt  worden  sind,  welche 
bei  der  Ausgangs-,  beziehungsweise  Eingangsabfertigung 
vorgelegen  haben.  Soweit  in  dieser  Beziehung  keine 
Bedenken  entstehen,  bescheinigt  das  Amt  die  Wieder- 
einfuhr, beziehungsweise  die  Wiederausfuhr  oder  Nie- 
derlegung und  erstattet  den  früher  niedergelegten  Zoll, 
oder  trifft  wegen  Freigabe  der  bestellten  Sicherheit 
die  erforderliche. Einleitung. 

B.  üeber  die  Kontrolmaßregeln,  welche  zum  Schuz 
gegen  Mißbrauch  in  den  übrigen  Fällen  der  Artikel  5  und  6 
beiderseitig  in  Anwendung  kommen  sollen,  wird  Verstän- 
digung vorbehalten.  Dieselben  w^erden  auf  das  geringste 
mit  dem  bezeichneten  Zwek  vereinbare  Maß  beschränkt  und 
demgemäß  im  Wesentlichen  innerhalb  derjenigen  Grenzen 
gehalten  werden,  welche  durch  die  in  Anlage  B  zum  Ver- 
trage enthaltenen  Bestimmungen  über  die  Behandlung  des 
grenznachbarlichen  Verkehrs  (§  3)  in  Aussicht  genommen 
worden  sind;  sodann  sind  dabei  folgende  Bestimmungen  zu 
beachten : 

1)  Die  Abfertigung  der  bezeichneten  Gegenstände,  für 
welche  auf  Grund  der  Artikel  5  und  6  eine  Zoll- 
befreiung in  Anspruch  genommen  wird,  kann  auch  bei 
Zollstellen  im  Innern  stattfinden. 

2)"  Gewichtsdifferenzen ,  welche  durch  Ausbesserungen, 
durch  die  Bearbeitung  oder  Veredelung  der  Gegen- 
stände entstehen,  sollen  in  billiger  Weise  berüksichtigt 
'  werden  und  geringere  Differenzen  eine  Abgabenent- 
richtung nicht  zur  Folge  haben. 

C.  Unter  Garnen  und  Geweben  einheimischer  Er- 
zeugung werden  die  im  Versendungslande  selbst  gesponnenen 
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Garne  und  selbst  gewebten  Gewebe,  dann  solche  Garne 
und  Grewebe  verstanden,  welche  zwar  im  rohen  Zustande 
aus  dem  Auslande  eingeführt  und  nach  zollamtlicher  Be- 
handlung in  den  freien  Verkehr  gesezt  wurden,  jedoch  im 
Versendungslande  gebleicht,  oder  gefilrbt,  oder  bedrukt, 
oder  gesengt,  oder  appretirt,  oder  mit  Dessins  versehen 
worden  sind,  um  dann  einer  weitern  Bearbeitung  oder 
Verarbeitung  im  Veredelungslande  zugeführt  zu  werden. 

Zum  Nachweise  der  einheimischen  Erzeugung  dient  ein 
an  der  Waare  anzubringender  Fabrikstempel,  beziehungs- 
weise eine  Bescheinigung  des  inländischen  Erzeugers  der 
Waare. 

D.  Die  zur  Wahrung  der  Identität  der  aus-  und  wieder- 
eingeführten, beziehungsweise  der  ein-  und  wiederausgeführten 
Gegenstände  amtlich  angelegten  Erkennungszeichen  (Stempel, 
Si^el,  Plomben  etc.J  sollen  gegenseitig  geachtet  werden, 
und  zwar  in  dem  Sinne,  daß  die  von  einer  Zollbehörde  des 
einen  Gebiets  angelegten  Erkennungszeichen  in  dem  andern 
Gebiete  zum  Beweise  der  Identität  ebenfalls  dienen  können, 
jedoch  mit  der  Beschränkung,  daß  beiderseits  den  Zoll- 
behörden das  Recht  zusteht,  weitere  Erkennungszeichen  an- 
zulegen. 

E.  In  allen  im  Artikel  5  vorangeführten  Fällen  sind 
im  deutschen  Zollgebiete  alle  Hauptzollämter  und  Nebenzoll- 
ämter erster  Klasse,  sowie  andere  besonders  mit  Ermächtigung 
hiei'zu  versehene  Zollstellen,  in  der  Schweiz  die  Haupt-  und 
Nebenzollstätten  zuständig,  die  zollfreie  Abfertigung,  wenn 
die  Voraussezungen  derselben  zutreffen,  von  sich  aus  vor- 
zunehmen. 

Dagegen  sind  in  den  Fällen  von  Artikel  6  nur  die  von 
den  Direktivbehörden  dazu  bezeichneten  Zollstellen  zur  Er- 
theilung  der  Abfertigung  befugt. 

F.  Für  die  in  dem  Artikel  6,  Lit.  a  bis  g  vorgesehene 
zollfreie  Wiedereinfuhr  ist  eine  Frist  von  6  Monaten  zu  ge- 
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wfthreo.   Durch  besondere  ftenehmigung  der  Direktivbehörden 
kann  dieselbe  auf  12  Monate  ausgedehnt  werden. 

Diese  leztere  Frist,  vom  Tage  der  Ausfuhr  an  berech- 
net, soll,  wenn  nicht  besondere  Bedenken  entgegenstehen, 
auf  Antrag  der  Betheiligten  für  die  zollfreie  Wiedereinfuhr 
denjenigen  Waaren  bewilligt  werden,  welche  zur  Zeit  des 
Ablaufs  des  gegenwärtigen  Vertrages  zum  Zweke  der  Ver- 
edelung noch  im  Grebiete  des  andern  der  vertragschließenden 
Theile  sich  befinden. 

VI.  Zu  den  Artikeln  4,  5  und  6  des  Vertrages. 

Die  Abfertigungen  in  allen  hierunter  begriffenen  Fällen 
werden  durchaus  gebührenfrei  erfolgen. 

VII.  Zu  Artikel  7  des  Vertrages. 

1)  Man  ist  darüber  einverstanden,  daß  im  wechselseitigen 
Verkehr  Ursprungszeugnisse  über  die  Waaren  nicht  ge- 
fordert werden  sollen. 

2)  Güter,  welche  von  einem  Zollamte  auf  ein  anderes 
Amt  desselben  Gebietes  unter  Zollkontrole  abgefertigt 
werden,  sollen,  wenn  auch  bis  zur  Erreichung  des  end- 
lichen Bestimmungsortes  ein  oder  mehrere  Male  das 
Ausland  berührt  wird,  einer  weitern  Abfertigung  an 
zwischenliegenden  Aemtem  desselben  Gebietes  nicht 
unterzogen  werden. 

Etwaige,  dem  Geleitpapier  beizusezende  Beschei- 
nigungen über  erfolgten  Aus-  und  Eintritt  aus  dem 
einen  Gebiet  in  das  andere  sind  jedoch  nicht  aus- 
geschloßen. 

3)  Die  mit  den  gewöhnlichen  kursmäßigen  Fahrten  der 
allgemeinen  Verkehrsanstalten,  wie  Eisenbahnen,  Dampf- 
schiffe, Posten  u.  8.  w.,  anlangenden  Waaren  und  Reise- 
effekten sollen  beiderseits  jederzeit  mit  thunlichster 
Beschleunigung  zollamtlich  abgefertigt  werden,  und  es 
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soll  für  solche  Abfertigungen,  welche  nicht  in  die  ge- 
wöhnlichen Abfertigungsstunden  failen,  keinenfalls  irgend 
eine  besondere  Gebühr  erhoben  werden. 
4)  Die  beiden  vertragschließenden  Theile  geben  sich  gegen- 
seitig die  Zusicherung,  bezüglich  der  Errichtung  von 
Grenzzollstellen  und  der  Bestimmung  der  Abfertigungs- 
befugnisse derselben,  die  durch  wirkliche  Verkehrd- 
bedürfnisse  veranlaßten  Wünsche  thunlichst  zu  berük- 
sichtigen. 

VIII.  Zu  Artikel  9  des  Vertrages. 

Schweizerischerseits  wird  dabei  verstanden  und  erklärt, 
daß  der  im  Artikel  1  des  Vertrages  aufgestellte  Grundsaz 
der  wechselseitigen  Behandlung  auf  dem  Fuße  der  meist- 
begünstigten Nation  auch  hinsichtlich  der  im  Artikel  9  be- 
zeichneten Verbrauchssteuern  Gültigkeit  haben  soll. 

Ein  Verzeichniß  der  Säze,  welche  nach  den  Bestim- 
mungen des  Artikels  9  des  Vertrages  in  den  einzelnen  schwei- 
zerischen Kantonen  an  Innern  Verbrauchssteuern  von  Ge- 
tränken zur  Hebung  gelangen,  wird  der  Kaiserlichen  Regierung 
ßchweizerischerseits  ohne  Verzug  mitgetheilt  werden. 

IX.  Zu  Artikel  10  des  Vertrages. 

Diejenigen  Gewerbtreibenden,  welche  in  dem  Gebiete 
des  andern  vertragschließenden  Theils  Waarenankäufe  machen 
oder  Waarenbestellungen  suchen  wollen,  sollen  hierzu  ab- 
gabenfrei auf  Grund  von  Gewerbelegitimationskarten  zuge- 
lassen werden,  welche  von  den  Behörden  des  Heimatlandes 
ausgefertigt  sind. 

Die  mit  einer  Gewerbelegitimationskarte  vereehenen 
Oewerbetreibenden  (Handlungsreisenden)  dürfen  wohl  Waaren- 
muster,  aber  keine  Waaren  mit  sich  führen. 

Die  Ausfertigung  dieser  Karten  soll  nach  dem  unter  C 
anliegenden  Muster  erfolgen. 
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Bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1881  sollen  Gewerbelegiti- 
mationskarten  der  bisher  vereinbart  gewesenen  Form  in  An- 
wendung und  Geltung  bleiben^  bis  dahin  sollen  die  Karten 
auch,  wie  bisher,  den  Reisenden  die  Befugniß  gewähren^ 
aufgekaufte  Waaren  nach  dem  Bestimmungsorte  mitzunehmen. 
Vom  1.  Januar  1882  ab  kommt  dagegen  die  Befugniß,  auf- 
gekaufte Waaren  mitzunehmen,  in  Wegfall. 

Die  vertragschließenden  Theile  werden  sich  gegenseitig 
Mittheilung  darüber  machen,  welche  Behörden  zur  Ertheilung 
von  Gewerbelegitimationskarten  befugt  sein  sollen,  und  welche 
Vorschriften  bei  Ausübung  des  Gewerbebetriebes  zn  beach- 
ten sind. 

Gegenwärtiges  Protokoll  soll  ohne  besondere  Ratifikation, 
als  durch  den  Austausch  der  Ratifikationen  des  heutigen 
Vertrages,  auf  welchen  es  Bezug  hat,  von  den  vertrag- 
schließenden Theilen  genehmigt  und  bestätigt  angesehen 
werden. 

Geschehen  wie  oben. 

(L.  S.)  (Gez.)  Roth.  (L.  S.)  (Gez.)  Karl  Heinrich  von  Boetticher. 
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(Muster)  A^ixlage  C- 

Gewerbe-Legiti  mationskarte 

für 

Handlungsreisende. 

Aufdas  JahrlS...  (      ^«PP»"-      1        ^  der  Karte 

Ofiltig 
in  dem  Deutschen  Reich,  in  Luxemburg,  in  der  Schweiz. 


Iixlia.l>  en 

(Vor-  und  Zuname.) 


(Ortsname),  den 18  . 


0 


(Behörde.) 
Unterschrift. 
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Es  wird  hiermit  bescheinigt,  daß  Inhaber  dieser  Karte 

/eine  (Art  der  Fabrik  oder  Handlung)  in unter 

\  als  Handlungsreisender  im  Dienste  der  Firma  

j  der  Firma besizt. 

\  in steht,  welche  eine  (Art  der  Fabrik  oder  Handlung^ 


{ 


daselbst  besizt. 

Ferner  wird,  da  Inhaber   für  Rechnung   dieser  Firma 


und  außerdem  nachfolgender  Firmen: 

1 in    .... 

2 in  


Waarenbestellungen    aufzusuchen    und    Waarenankäufe    zu 
machen  beabsichtigt,  bescheinigt,  daß 

für    den    Gewerbebetrieb    vorgedachter    Firm(Ja)    im 
die  vorgedachte(n)  Firm(J„)  im  hiesigen  Lande  zum 
hiesigen  Lande  die  gesezlich  bestehenden  Abgaben 
Gewerbebetrieb  berechtigt  (iJld). 
zu  entrichten  sind. 


Bezeichnung  der  Person  des  Inhabers: 

Alter:      

Gestalt:   

Haare:     

Besondere  Kennzeichen: '. 

Unterschrift : 


Bemerkung.  Von  den  Doppelzeilen  wird  in  das  Formular,  welches 
dafür  den  entsprechenden  Raum  zu  gewähren  hat,  die  obere  oder 
untere  Zeile  eingetragen,  je  nachdem  es  den  Verhältnissen  des 
einzelnen  Falles  entspricht. 
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Vebereinkunft  ,^j^  f/^ 

zwischen  X  ^  J^ 

der  Schweiz  und  Deutschland,  betreffend  den  gegen- 
seitigen Schuz  der  Rechte  an  literarischen  Er- 
zeugnissen und  Werken  der  Kunst. 

(Vom  23.  Mai  1881.) 


P*rotolKoll. 

Nachdem  bei  den  Verhandlungen  über  den  am  heutigen 
Tage  unterzeichneten  Handelsvertrag  zwischen  Deutschland 
und  der  Schweiz  sich  ergeben  hatte,  daß  mit  dem  Ablaufe 
des  unter  dem  13.  Mai  1869  abgeschloßenen  Handels-  und 
Zoll  Vertrages  die  zur  Zeit  bestehenden  Vereinbarungen  wegen 
des  gegenseitigen  Schuzes  der  Rechte  an  literarischen  Erzeug- 
nissen und  Werken  der  Kunst  in  Deutschland  einerseits  und 
in  der  Schweiz  andererseits  ihr  Ende  erreichen,  auf  Seiten 
beider  vertragschließenden  Theile  aber  der  Wunsch  zu  er- 
kennen gegeben  war,  den  wechselseitigen  Schuz  jener  Rechte, 
vorbehaltlich  einer  den  Bedürfnissen  entsprechenden  Revision 
der  zur  Zeit  maßgebenden  Vereinbarungen,  auch  fernerhin 
zu  gewährleisten,  haben  die  beiderseitigen  Bevollmächtigten 
die  nachfolgende  Verabredung  in  das  gegenwärtige  Protokoll 
niedergelegt : 

1.  In  BetrefiF  des  gegenseitigen  Schuzes  der  Rechte  an 
literarischen  Erzeugnissen  und  Werken  der  Kunst  sollen,  so 
weit  diese  Erzeugnisse  und  Werke  nicht  als  Erzeugnisse 
und  Werke  inländischer  Urheber  geschüzt  sind,  für  das 
Gebiet,  des    Deutschen    Reichs    und    für    das    Gebiet    der 
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schweizerischen  Eidgeüoßenschaft  die  Beetimmungen  der  unter 
dem  13.  Mai  1869  zwischen  dem  Norddeutschen  Bunde  und 
der  Schweiz  abgeschloßenen  Uebereinkunft  maßgebend  sein. 
Jedoch  tritt  an  die  Stelle  der  im  Artikel  6  dieser  Ueber- 
einkunft vorgesehenen  Anmeldung  uud  Eintragung  die  An- 
meldung bei  dem  Stadtrath  zu  Leipzig  und  die  Eintragung 
in  die  bei  diesem  geführte  Eintragsrolle;  Anmeldung  und 
Eintragung  sind  nach  den  für  die  Werke  inländischer  Ur- 
heber maßgebenden  Bestimmungen  zu  bewirken. 

2.  Gegenwärtige  Verabredung  soll  vom  1.  Juli  1881 
an  in  Kraft  treten  und  bis  zum  30.  Juni  1886  in  Kraft 
bleiben.  Im  Falle  keiner  der  vertragschließenden  Theile 
zwölf  Monate  vor  diesem  Tage  seine  Absicht,  die  Wirkungen 
der  Verabredung  aufhören  zu  lassen,  kundgegeben  hat,  bleibt 
dieselbe  in  Geltung  bis  zum  Ablaufe  eines  Jahres  von  dem 
Tage  ab,  an  welchem  der  eine  oder  andere  der  vertrag- 
schließenden Theile  sie  kündigen  wird.  Jeder  der  vertrag- 
schließenden Theile  soll  außerdem  berechtigt  sein,  dieselbe 
schon  früher  mit  gleicher  Wirkung  zu  kündigen,  wenn  eine 
in  dem  Gebiete  des  einen  oder  anderen  Theiles  eingetretene 
Aenderung  der  Gesezgebung  über  die  darin  behandelten 
Gegenstände  eine  Revision  wünschenswerth  machen  sollte. 

Gegenwärtiges  Protokoll  soll  zugleich  mit  dem  Handels- 
vertrage den  hohen  vertragschließenden  Theilen  vorgelegt 
werden;  im  Falle  der  Ratifikation  des  Vertrages  soll  auch 
die  in  diesem  Protokoll  enthaltene  Verabredung  ohne  weitere 
Ratifikation  als  genehmigt  angesehen  werden. 

Es  wurde  hierauf  das  Protokoll  in  doppelter  Ausfertigung 
vollzogen. 

Berlin,  den  23.  Mai  1881. 
(L.  S.)  (Gez.)  Roth.  (L.  S.)  (Gez.)  Harl  Heinrich  von  Boetticher. 
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Die  Unterzeichneten  waren  heute  zusammengetreten, 
um  die  Ratifikationsurkunden  zu  dem  zwischen  der  Schweiz 
4ind  Deutschland  am  23.  Mai  d.  J.  zu  Berlin  abgeschloßeneu 
Handelsvertrage  auszuwechseln. 

Bei  dieser  Gelegenheit  wurde  schweizerischerseits  auf 
die  bereits  im  Laufe  der  Verhandlungen  über  den  Handels- 
vertrag vom  23.  Mai  d.  J.  gemachte  Bemerkung  hingewiesen, 
daß  der  Artikel  9  des  Handels-  und  Zollvertrags  vom 
13.  Mai  1869,  was  das  Aufsuchen  von  Waarenbestellungen 
betrifft,  nur  für  das  Aufsuchen  von  Bestellungen  bei  Ge- 
werbetreibenden Anwendung  gefunden  habe,  das  Aufsuchen 
von  Bestellungen  bei  andern  Personen  dagegen  lediglich  nach 
den  Grundsäzen  der  innern  Gesezgebung  behandelt  sei,  und 
daß,  nachdem  dieser  Artikel  in  den  Artikel  10  des  neuen 
Handelsvertrages  übernommen  worden,  lezterem  keine  Be- 
deutung gegeben  werden  könne,  welche  die  in  der  Schweiz 
bisher  maßgebend  gewesene  Praxis  alteriren  würde. 

Es  wurde  das  beiderseitige  Einverständniß  mit  dieser 
Auffassung  festgestellt,  welche  gleicherweise  auch  für  den 
Verkehr  der  schweizerischen  Handlungsreisenden  in  Deutsch- 
land maßgebend  sein  würde. 

Hierauf  hat,  nachdem  die  Ratifikationsurkunden  geprüft 
und  in  guter  und  gehöriger  Form  befunden  worden,  die  Aus- 
wechslung derselben  stattgefunden. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Unterzeichneten  das  ge- 
genwärtige Protokoll  in  doppelter  Ausfertigung  vollzogen. 

So  geschehen  zu  Berlin,  den  29.  Juni  1881. 

(Gez.)  A.  Roth.  (Gez.)  Jordan. 
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Verordnung 

Bundesrathes  über  die  Bannbezirke  für 
Hochwiidjagd. 

(Vom  2.  Aug8tmonat  1881.) 


Der  schweizerische  Bundesrath, 

auf  den  Antrag  seines  Handeis-  und  Landwirthschafts* 
departements ; 

in  Ausführung  von  Art.  15  des  Bundesgesezes  vom 
17.  Herbstmonat  1875  über  Jagd  und  Vogelschuz; 

in  Betracht,  daß  die  fünf  Jahre,  für  deren  Dauer  die 
ersten  Jagd  bannbezirke  festgesezt  wurden ,  nahezu  ver- 
strichen sind; 

mit  Berüksichtigung  von  Art.  15,  Alinea  3  des  er- 
wähnten Gesezes,  welcher  bestimmt,  daß  soweit  als  möglich 
die  Grenzen  der  Freiberge  nach  fünf  Jahren  einer  Abän- 
derung unterworfen  werden  sollen; 

mit  Rüksicht  auf  den  Bundesbeschluß  vom  28.  Brach- 
monat 1878,  betreffend  die  Betheiligung  des  Bundes  an  den 
Kosten  der  Kantone  für  Ueber wachung  der  Bannbezirke. für 
die  Hochwildjagd ; 

und  nach  Einvernahme  der  bezüglichen  Ansichten  der 
betheiligten  Kantonsregierungen, 

beschließt: 

Art.  1.  Die  in  Art.  15  des  eidgenößischen  Jagdgesezes 
vorgesehenen  Bannbezirke  werden  vom  1.  Herbstmonat  1881 
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an  und    fUr  die  Dauer  von  fünf  Jahren  wie  folgt  festgesezt 
und  abgegrenzt: 

(8&mmtliche  Namen  und  Zahlen  sind  dem  schweizerischen 
topographischen  Atlas  entnommen.) 

I.  Bern. 

Bezirk  Wildstrubel,  Wlldtiorn  tNordseite). 
(Zum  Theil  abgeänderter  Bezirk.) 

Grenzen:  Der  Turbach  von  seiner  Vereinigung  mit 
dem  Lauibach  bis  zur  Einmündung  des  Reulissengrabens; 
der  Reulissengraben  bis  zu  seinem  Ursprung  am  Mattenberg  ^ 
der  Reulissenbach  von  seinem  Ursprung  ebendaselbst  bis  zu 
seiner  Einmündung  in  die  Simme  bei  St.  Stephan ;  die  Simme 
von  hier  bis  in  das  Dorf  Lenk;  der  Weg  von  da  Ober  das 
Hahnenmoos  bis  an  die  Amtsbezirksgrenze  und  dieser  ent- 
lang über  Regenbols  und  den  Amertengrat  bis  an  die  Kan- 
tonsgrenze; die  Kantonsgrenze  gegen  Wallis  vom  Wild- 
stnibel  bis  zum  Wildhorn;  die  gerade  Linie  von  dessen 
höchstem  Gipfel  bis  hinunter  nach  Geltenschuß  (Punkt  21j58) ; 
der  Rohrbach  und  weiter  unten  der  Lauibach  bis  zu  seiner 
Vereinigung  mit  dem  Thurbach. 

Bezirk  Finsteraarhorn  (Nordseite). 
(Unverändert    beibehaltener  Bezirk.) 

Grenzen:  Die  Lütschine  von  ihrer  Einmündung  in  den 
Brienzersee  bis  Zweilütschinen ;  die  schwarze  LOtschine  von 
da  bis  zum  untern  Grindel waldgletscher;  der  weltliche  Rand 
des  leztern  bis  zur  Schloßlauenen ;  die  Linie  von  hier  nach 
dem  Hörnli  (2706«);  der  Kamm  vom  Hörnli  über  Mittelegi 
nach  dem  Eiger  und  über  das  Eigerjoch  nach  dem  Mönch; 
die  Kanton^renze  von  hier  bis  zur  Grimsei;  der  Grimsel- 
weg  bis  zum  Spital  bogen  (Brüke  über  die  Aare);  die  Aare 
von  hier  bis  zur  neuen  Brüke  bei  Meiringen;  die  Straße 
über  Balmeriz,    Ober-  und  Unterheid   bis  zur  Durchschuei- 
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düng  mit  dem  Hauptentsumpfungskaoal ;  der  leztere  bis  za 
seiner  Einmündung  in  den  Brieuzersee;  das  südliche  Ufer 
des  Brienzersees  bis  zur  Einmündung  der  Lütschine. 

IL  Luzern. 
Bezirk  Rothhorn-Schratten. 

(Neugebildeter  Bezirk  an  Stelle  des  Pilatus.) 

Grenzen:  Im  Süden  die  Kantonsgrenze  gegen  Bern,  im 
Osten  die  kleine  Emme  bis  Thorbach,  im  Norden  der  Hil-" 
fernpaß  und  im  Westen  der  Weg ,  welcher  sich  von  Dor- 
bach  über  die  Betenalp ,  Imberg  und  Gärtlen  bis  an  die 
Bernergrenze  hinzieht. 

IIL  TJri^  Unterwalden  ob  dem  Wald  and  nid  dem 

Wald. 

Bezirk  RothstOke. 

(Unverändert  beibehaltener  Bezirk.) 

Grenzen:  Vom  Ausfluß  des  Isenthalbaches  diesem  ent- 
lang bis  St.  Jakob;  der  Schoneggpaß  bis  Oberrikenbach ; 
der  dortige  Bach  hinunter  bis  Dörfli  an  der  Thalstraße, 
resp.  der  Aa;  die  Aa  hinauf  bis  zu  ihrem  Ursprung  auf 
Blakenalp5  der  Weg  des  Surenenpasses  bis  Attinghausen; 
der  Rand  der  Thalsohle  gegen  den  nordöstlichen  Abhang 
der  Giebelstöcke  und  des  Gitschen  bis  zum  See;  das  See- 
ufer bis  zum  Einfluß  des  Isenthalbaches. 

IV.  Schwyz. 
Bezirk  Grieseltstok-Bisithal. 

(Unverändert  beibehaltener  Bezirk.) 

Grenzen:  Von  der  Glarnergrenze  beim  Gampel  dem 
Paßweg  entlang  bis  auf  die  Pragelhöhe,  von  da  dem  Starz- 
lenbach  nach  bis  zu  dessen  Einfluß  in  die  Muota,  südwärts 
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den  Hühthalbach  hiDauf  bis   zur  Kautonsgreoze   gegen  Uri, 
diesem  entlang  bis  zum  Pragelpaß  beim  Gampel. 


V.  Olarns. 
Bezirk  Kärpfenstok. 

(Unverändert  beibehaltener  Bezirk.) 

Der  Gebirgsstok  zwischen  dem  Linth-  und  Sernftthal, 
und  zwar  in  folgender  Begrenzung:  Von  Schwanden  dem 
rechtseitigen  Linthufer  nach  bis  zum  Fuhrbach,  dann  diesem 
Bach  nach  hinauf  bis  unten  an  das  BoßstSfeli  und  zwischen 
diesem  und  der  Hellblanken  gerade  hinauf  bis  auf  den 
Muttenstock ,  dann  dem  Grate  nach ,  der  die  Mutten  und 
Hintersulz  scheidet,  bis  an  den  BOndnergrat ;  ferner  dem 
Bündnergrat  nach  bis  auf  den  Hausstok,  dann  demselben 
Grat  nach,  der  zwischen  dem  Mettlen  und  dem  Scbimpöch 
ist,  vorwärts  in  die  Furklen  ob  der  Richeten;  von  da  in 
die  Fruttmatt  hinab  bis  zu  dem  dort  entspringenden  Brunnen, 
diesem  Brunnen  oder  Bach  nach  hinaus  bis  an  den  Sernft, 
und  endlich  dem  linken  Ufer  dßs  Semftflusses  nach  bis 
wiederum  in  die  Linth  bei  Schwanden. 

VI.  FreUmrg. 
Bezirk  Deirt  de  Brenleire. 

(Unverändert  beibehaltener  Bezirk.) 

Grenzen:  Im  Osten  und  Norden  der  Jaunbach,  von 
seinem  Eintritt  auf  Freiburger  Gebiet,  an  der  Grenze  des 
Kantons  Bern,  bis  zur  Einmündung  des  Rioz  du  Mot^lon; 
im^  Westen  der  Mot^lon  bis  zum  Caudrez-See,  vomCaudrez- 
See  bis  zum  Ghälet  des  Cerniettes,  und  der  Bach  Tonna 
bis  zur  Saane ,  von  der  Saane  bis  zur  waadtländischen 
Grenze^  im  Süden  die  waadtländische  Grenze  und  die  Grenze 
des  Kantons  Bern. 

Eidg.  amtl.  Samml.  Nene  Folge.  V.  Bd.  32         ^  t 
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Yn.  Appenzell  Außerrhoden  und  Innerrhoden. 
Bezirk  Säntis. 

(Unverändert  beibehaltener  Bezirk.) 

Grenzen :  Vom  Zusammenfluß  des  Schwendi-  und  Weiß- 
baches beim  Weißb^d  den  Weißbach  entlang  bis  zum  Ein- 
fluß des  Sönderlibaches ,  diesen  hinan  bis  zu  seinem  Ur- 
sprung ^  dem  Bergkamm  entlang  über  Blatten ,  Scheidegg, 
Kenner,  bis  zum  Signal  auf  dem  Kronberg;  Füdle ,  kleine 
Betten  und  Nußhalden  an  der  Grenze  von  Außerrhoden; 
dann  von  diesem  Kantoustheil :  die  kleine  Schwägalp  bis 
zur  Steinwand,  der  Bruggwald,  die  große  Schwägalp,  Auele, 
Groß-- und  Kl  ein- Garten ,  Groß-  und  Klein-Wald,  Gemeines 
Wesen  bis  zur  st.  gallischen  Kautonsgrenze ;  dann  diese  ent- 
lang bis  zum  Geyerspitz  (mit  Einschluß  des  Silberblattes) 
und  bis  auf  den  Säntisgipfel.  Von  hier  bildet  die  Grenze 
der  Fußweg  über  den  großen  Schnee,  die  Roßmad  bis  zum 
Kreuz  auf  Meglisalp;  dann  den  Stüber  hinunter  nach  See- 
alp und  dessen  Ausfluß  (Schwendibach)  bis  zum  Zusammen- 
fluß mit  dem  Weißbach  unterhalb  Weißbad.  Alle  genannten 
Alpen  sind  Theile  des  Banngebietes. 


Yin.  st  ©allen. 
Bezirk  Chuifirsten.  - 

(Unverändert  beibehaltener  Bezirk.) 

Grenzen:  Gegen  Süden  von  Sargans  längs  der  Staats- 
straße bis  Stad  am  Wallensee,  das  Nordufer  des  Wallensees 
bis  Fly  an  der  Ausmündung  des  Flybaches;  gegen  Westen 
der  Flybach  bis  zu  seinem  Ursprung  am  Speerstok;  der 
Spoerstok  in  seinem  ganzen  Umfang,  mit  Inbegriff  der 
Alpen  Bütz,  Hinterwängi,  Unter-  und  Ober-Roßalp,  Ellisalp 
und  Herrenalp,  wo  die  Weißthur  entspringt;  dann  die  Weiß- 
thur  bis  zu  ihrer  Einmündung  in  die  Thur  unterhalb  Stein; 
gegen  Norden  die  Thur  von  der  Einmündung  der  Weißthur 
bis  nach  Lisighaus;    gegen   Osten   der  gegenüber  Lisighaus 
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in  die  Thur  mündeode  Bach  bis  zu  seinem  Ursprung,  die 
Freienalp,  Oelbergalp,  Gainperfinalp,  Voralp,  Valspusalp,  Leue, 
Buchserhoch wald,  Dornen,  Schwamm,  Morgenweid,  Seveler- 
hochwald,  Schanermaienberg,  Wartauerhoehwald,  bei  Lava- 
dasch  in  das  Trübbachtobel ,  durch  dieses  hinab  zur  Xaud- 
straße  und  die  Landstraße  selbst  bis  Sargans. 

Alle  genannten  Alpen ,  Maienbjörge  und  Wälder  sind 
ausdrüklich  noch  als  Bestandtheile  des  Banngebietes  zu  be- 
trachten. 

IX.  Oraubfinden. 
Bezirk  Piz  Riein-TomUl. 

(Zum  Theil  abgeänderter  Bezirk.) 

Grenzen:  Die  Rabiusa  vom  Aclertobel  bis  zur  soge- 
nannten Wanne ,  das  Wannertobel ,  der  Weg  über  den 
Tomülpaß ,  der  Bach  der  Alp  Tomül  bis  zu  seiner  Ver- 
einigung mit  dem  Glenner,  der  Glenner  bis  zur  Einmündung 
des  ßieinertobels,  der  Weg  von  hier  nach  Galoin,  Riein  bis 
auf  die  Rieineralp ,  der  Gebirgsrüken  über  La  Cauma  ,  Piz 
Riein  (Punkt  2541),  Sollen  (2384),  Schlüchtli  (2286)  und 
bis  zum  Aclertobel,  und  dieses  bis  zu  seiner  Vereinigung  mit 
der  Rabiusa. 

Bezirk  Bernina. 

(Zum  Theil  abgeänderter  Bezirk.) 

Grenzen :  Von  Sils-Maria  hinauf  nach  der  Alp  Vanchera, 
dem  dortigen  felsigen  Grat  folgend  nach  Crialetsch  auf  den 
Piz  Corvatsch,  über  den  Gebirgsrüken  in  südlicher  Richtung 
bis  an  die  Landesgrenze ;  dieser  entlang  bis  zum  Piz  Bernina, 
dem  westlichen  Ufer  des  Morteratschgletschers  und  dem 
Morteratschbach  nach  bis  zu  dessen  Einmündung  in  den  ! 
Flatzbach  und  längs  diesem  hinunter  bis  zu  seiner  Vereinigung  ^^^  4^ 
mit  dem  Lnn ;  diesem  entlang  abwärts  bis  an  die  Gemeinde- 
grenze zwischen  Ponte-Campovasto  und  Bevers;  derselben 
nach  bis  Crestamora  und  über  .den  Büken   der  linkseitigen 
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Gebirgskette  des  Beverserthales  zum  Piz  d'Err;  über  den 
Grat  des  Piz  Julier  und  Piz  Albana,  der  Gemeindegrenze 
zwraehen  SilvapJana  und  St.  Moriz  naoh^  an  den  Suvretta- 
bach  uod  bis  an  den  Inn;  dem  Inn  und  dem  rechtseitigen 
Ufer  des  Silvaplanersees  entlang  bis  an  die  Einmündung  des 
Fexerbaches  und  diesem  nach  aufwärts  bis  nach  SilsMaria. 

Bezirk  Erz-  und  Rotbhorn. 

(Unverändert  beibehaltener  Bezirk.) 

Grenzen:  Im  Norden  von  Ghur  bis  auf  den  Strelapaß 
die  Plessur.  im  Osten  und  Süden  das  Davoser  Landwasser 
und  die  Albula;  im  Westen  der  Abfluß  des  Vatzersees  auf 
der  Lenzerhaide,  und  im  Churwalderthale  der  Rabiusabach 
bis  zu  seiner  Einmündung  in  die  Plessur. 

X.  Tessin. 
Nördlicher  Bezirl(,  Maggia-Leventina. 

(Unverändert  beibehaltener  Bezirk.) 

Grenzen :  Vom  Ausfluß  der  Rovana  in  die  Maggia,  der 
Rovana  entlang  bis  zur  Alp  Cravairola,  die  Kantonsgrenzo 
gegen  Italien  bis  zum  San  Giacomopaß,  dem  Paßweg  entlang 
bis  zum  Tessin;  dem  Tessin  entlang  bis  Chironico,  dem 
dort  ausmündenden  Bach  entlang  bis  Pizzo  di  Sovel tra,  süd- 
wärts dem  Kamm  entlang  bis  zum  Valle  di  Campala,  dem 
Thalbach  entlang  bis  zur  Mündung  in  die  Maggia,  die 
Maggia  bis  C!evio. 

südlicher  Bezirk,  Camoghe. 

(Unverändert  beibehaltener  Bezirk.) 

Grenzen :  Von  Giubiasco  längs  des  Baches  durch  Morob- 
biathal  bis  zur  Paßhöhe  von  S.  Jorio  an  der  Kautonsgrenze, 
die  Grenze  gegen  Italien  bis  Cima  di  Pairolo  (Punkt  1705), 
von  da  längs  des  Dino   bis  zu  seiner  Vereinigung  mit  dem 
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Gassarate;  längs  des  lezteren  bis  zum  Einfluß  des  Baches^ 
der  aus  dem  Val  Capriasca  herunterkommt ,  dann  längs 
diesem  Bach  aufwärts  bis  Tesserete,  von  da  längs  des  Weges 
nach  Sala  und  Taverne  und  längs  der  Landstraße  über 
den  Monte  Cenere  bis  Giubiasco. 

XI.  Waadt. 

Bezirk  Tours  dW  et  Naye.  "^A^^^ 

(Neugebildeter  Bezirk  an  Stelle  desjenigen  von  Chäteau  d'Oex.) 

Grenzen :  Im  Westen  die  Veveyse  \  im  Süden  die  Eisen-  j 

bahnlinie  von  Vivis  bis  zum  Bahnübergang  bei  Roche,  und  von  . 

da  die  große  Straße  nach  Aigle;  im  Osten  die  Straße  von  l 

Aigle  nach  Ghäteau  d'Oex  bis  zur  Brüke  über  die  Tourne-  ! 
resse  und  weiter  dieser  Bach    bis   zu  seinem  Zusammenfluß 

nait  der  Saane;  im  Norden  die  Saane  bis  zu  ihrem  Austritt  ! 

aus  dem  Kanton  und  die  Kantonsgrenae  bis  an  die  Veveyse.  j 

Xn.  WalUs.  j 

Bezirk  Aletschhorn-Mainghorn.  ■ 

(Neugebildeter  Bezirk.) 

Grenzen:  Auf  dem  rechten  Rhoneufor  von  der  Massa 
bis  zur  Dala,  vom  Leukerbad  w^  an  den  Gcmmiweg  bis 
zur  Grenze. 

Bezirk  Goms,  linke  Thalseite. 

(Neugebildeter  Bezirk.) 

Grenzen:  Auf  dem  linken  Rhoneufer  von  der  Furka 
bis  zur  Salline,  über  Kaltwasser  zum  Monte  Leone. 

Bezirk  Weissmies-Mischabel. 

(Neugebildeter  Bezirk.) 

Grenzen:  Auf  dem  linken  Rhoneufer  von  der  Saltine 
zur  Viöge  (Abzweigung  von  Zermatt)  bis  zum  Theodulpaß 
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Dem  Kanton  Wallis  stebt  frei,  eine  andere  Abgrenzung 
der  Bannbezirke  gegen  die  Thalsohle,  unterhalb  der  Vor- 
alpen und  Maienberge,  aufzustellen,  unter  Vorbehalt  der 
Genehmigung  des  Bundesrathes. 

Art.  2.  Diese  Abgrenzungen  sind  auf  einer  Karte  dar- 
zustellen, welche  von  der  Kantonsbehörde  mit  der  Jagd- 
bewilligung verabfolgt  wird. 

Art.  3.  In  den  Bannbezirken  darf  durchaus  zu  keiner 
Jahreszeit  gejagt  werden. 

Das  Tragen  von  Schießwaffen  ist  im  Allgemeinen  ohne 
nachgewiesene  Berechtigung  untersagt  und  wird  als  Jagd- 
frevel bestraft. 

Art.  4.  Die  oben  bezeichneten  Kantone  haben  für  jeden 
Bannbezirk  ein  bis  zwei  geeignete  Hüter  zu  ernennen  und 
ständig  zu  halten. 

Die  Ernennungen  sind  jeweilen  dem  eidg.  Handels-  und 
Landwirthschaftsdepartement  mitzutheilen,  welches  die  Ent- 
lassung deijenigen  Hüter  verlangen  kann,  die  ihr  Amt  nicht 
gehörig  verrichten. 

Die  Wildhüter  haben  der  von  der  Bundesbehörde  er- 
lassenen Instruktion  strikte  Folge  zu  leisten. 

Art.  5.  Die  Kantone  sind  mit  der  besonderen  Beauf- 
sichtigung der  Bannbezirke,  sowie  des  Hutdienstes  beauftragt, 
und  haben  jedes  Halbjahr  einen  diesföUigen  Bericht  an  das 
eidg.  Handels-  und  Landwirthschaftsdepartement  einzugeben. 

Art.  6.  Für  die  üebertretungen  der  Bestimmungen 
über  Wildschuz  in  den  Bannbezirken  kommen  die  von  den 
Kantonen  in  Vollziehung  der  Art.  21  und  22  des  eidg.  Jagd- 
gesezes  erlassenen  Strafbeslimmungen  zur  Anwendung. 

Art.  7.  Gebiete,  welche  bisher  als  Bann  bezirke  oder 
als  Theile  solcher  erklärt  waren,  in  der  neuen  Abgrenzung, 
wie  solche  in   Art.  1    der  gegenwärtigen  Verordnung  fest- 
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gesezt  wird,  nicht  mehr  inbegriffen  sind,  stehen  nur  noch 
unter  den  allgemein  gültigen  Bestimmungen,  immerhin  mit 
folgenden  Beschränkungen : 

a.  Die  Jagd  darf  im  Jahre  1881  nicht  vor  dem  20.  Herbst- 
monat, im  Jahr  1882  nicht  vor  dem  10.  Herbstmonat 
eröffnet  werden.     Es  ist  den  Kantonen  anheimgestellt, 
den    Zeitpunkt    der   Eröffnung    noch   weiter   zurükzu- 
schieben. 
h.  Die  Kantone  sind  verpflichtet,  bis  zu  Ende  des  Jahres      ■ 
1882  in  diesen  Gebieten  die  Wildhut  gleichwie  in  den      ! 
in  Bann  gelegten  Bezirken  handhaben  zu  lassen.  i 

Im  Uebrigen  ist  den  Kantonen  freigestellt,  noch  weiter- 
gehende Vorkehren   zur   Erhaltung    des  Wildes   zu    treffen,      | 
als :  Erhöhung  der  Jagdpatenttaxen,  Erhöhung  der  Bußen  etc.      i 

Art.  8.     Die   Gebiete,    für    welche    die   Bestimmungen      j 
des  Art.  7  Geltung  haben  werden,  sind  folgende:  j 

1)  Der  Freiberg  Pilatus  auf  dem  Gebiete  der  Kantone 
Luzern,  Unterwaiden  ob  dem  Wald  und  nid  dem  Wald. 

2)  Der  Freiberg  des  Kantons  Waadt  im  Thale  von 
Chäteau  d'Oex. 

3)  Der  Walliser  Freiberg  Nr.  1  zwischen  Furka  und 
Aletschgletscher. 

4)  Der  Walliser  Freiberg   Nr.  5  zwischen  der  Dala  und      ' 
der  Morge.  i 

5)  Der  Walliser  Freiberg    Nr.  11    zwischen   Trient   und      I 
Vi^e.  I 

6)  Vom  Bezirk  Saanen  und  Obersimmen thal  im  Kanton 
Bern,  der  Theil  westlich  vom  Lauibach  und  von  der 
geraden    Linie  Geltenschuß-    (Punkt  2158)  Wildhorn. 

7)  Vom  Graubündner  Freiberg  Piz  Riein-Tomül  die  ganze 
nördliche  Abdachung  der  Bergkette  bis  an  den  Weg, 
welcher  aus  dem  Rieinertobel  über  Galoin  und  Riein 
auf  die  Rieineralp  führt,  und  von  hier  an  den  Grat 
von  La  Cauma ,  Piz  Riein  (Punkt  2541) ,  Nollen, 
Schlüchtli  (2286)  und  bis  an  das  Aclertobel. 
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8)   Vom  Graubündner  Freiberg  Bernina  der  ganze  reeht- 
seitige  Abhang  des  Fexthaies. 

Aft.  9.  Durch  gegenwärtige  Verordnung  werden  die- 
jenige vom  4.  Augstmonat  1876  *),  der  Bundesrathsbeschluß 
vom  2.  Weinmonat  1877**),. sowie  Art.  7  und  8  der  Verordnung 
vorn  11.  März  1879***),  betreffend  die  Beitragsleistung  des 
Blindes  an  die  Kasten  der  Kantone  für  Ueberwachung  der 
Bannbezirke  für  die  Hochwildjagd  aufgehoben.  Alle  übrigen 
Bestimmungen  dieser  leztern  Verordnung  bleiben  in  Kraft, 
und  Art.  3  derselben  ist  in  dem  Sinne  ausgedehnt,  daß  der 
Bund  auch  an  die  Schußgelder  für  in  Jagd  bannbezirken  er- 
legtes Raubwild  Beiträge  in  dem  gesezlich  festgestellten 
Verhiiltniß  ausrichtet. 

Bern,  den  2.  Augstmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Schieß. 


*)  Siehe  eidg.  Gesezsammlung  n.  F^  Bd.    U,  Seite  385. 

**)        n  «  .  n     ..     r,      lU,       »       207. 

***)      «        «  „  »   „      „     IV,     ,       38. 
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Diplomprüfungen  am  eidgenöBischen  Polytechnikum 
in  Zürich. 

(Vom  23.  März  /  26.  April  1881.) 


A.  Allgemeine  Bestimmniigeii. 

§  1. 

Jeder  Schüler,  welcher  den  Unterricht  an  einer  der 
Fachschulen  am  eidgenößischen  Polytechnikum  vom  ersten 
Jahreskurse  an  besucht  hat,  hat  das  Recht,  sich  nach  Vor- 
schrift des  allgemeinen  Reglements  um  das  Diplom  der  be- 
treffenden Fachschule  zu  bewerben. 

Die  Frage,  ob  ausnahmsweise  auch  Solche  als  Bewerber 
auftreten  können,  welche  ihre  Fachstudien  zum  Theil  an  an- 
deren verwandten  Anstalten  gemacht  haben,  entscheidet  auf 
Antrag  der  betreffenden  Fachschulkonferenz  der  schweizerische 
Schulralh,  beziehungsweise  dessen  Präsident. 

§  2. 
Die    Prüfungen    sind    zunächst    mündliche,    außerdem 
werden  den  Aspiranten  Diplomarbeiten  aufgegeben.     (Siehe 
spezielle  Bestimmungen  der  einzelnen  Fachschulen.) 

Mündlich  werden  die  Examinanden  derselben  Fachschule 

einzeln  oder  in  kleinen  Gruppen  im  gleichen  Fache  geprüft. 

Eidg.  Amtl.  Samml.  Neue  Folge.  V.  ßd.  33 
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Für  die  Ausführung  der  Diplomarbeiten  wird  eine  be- 
stimmte Frist  angesezt  Der  Schulratli  beaufsichtigt  die 
Prüfungen  und  ist  ermächtigt,  Experte  zu  bestellen,  weldie 
den  Prüfungen  beiwohnen.  Im  Uebrigen  sind  die  Prüfungen 
nicht  öffentlich,  sondern  nur  den  Dozenten  des  eidgenößi- 
sehen  Polytechnikums  und  solchen  Personen  zugänglich^ 
welche  vom  Präsidenten  des  Schulrathes  hiezu  spezielle  Er* 
laubniß  erhalten  haben. 

§3. 

Die  mündlichen  Prüfungen  werden  in  einzelnen  Fach« 
schulen  nach  Maßgabe  der  Spezialbestimmungen  in  zwei  Ab- 
theilungen abgehalten,  so  daß  der  erste  Theil  der  Prüfung 
eine  Uebergangsprüfung,  der  zweite  Theil  die  Schlußprüfung 
bildet. 

Die  Schlußprüfung  in  diesen  Fachschulen  oder  die  un- 
getheilte  mündliche  Prüfung  in  denjenigen,  in  welchen  keine 
Uebergangsprüfung  stattfindet,  wird  in  den  lezten  drei  Wochen 
des  lezten  Studiensemesters  abgehalten.  Für  die  Durdi- 
führung  der  Diplomarbeiten  dagegen  ist  die  freie  Zeit  des 
lezten  Studiensemesters  in  Aussicht  genommen. 

Eine  Aufforderung  Seitens  des  Präsidenten  des  schwei- 
zerischen Schulrathes  bringt  zur  geeigneten  Zeit  den  Schluß- 
termin der  Anmeldung  zur  Diplomprüfung  am  Anschlagbrett 
zur  Eenntniß. 

§4. 

An  jeder  einzelnen  Fachschule  bilden  die  Examinatoren^ 
mit  Zuzug  derjenigen  Professoren,  welche  vom  schweizerischen 
Schulrathe  mit  der  Prüfung  und  Beurtheilung  der  Diplom- 
arbeiten beauftragt  sind,  eine  Prüfungskommission^ 
welche  unter  dem  Vorsize  des  Fachschul  Vorstandes  die  Er- 
gebnisse der  Prüfungen  beurtheilt  und  Anträge  an  den  schwei- 
zerischen Schulrath  stellt. 

§  5. 
Als  Grundlage  für  die  Berathungen  der  Prüfungskom- 
missionen   dienen    die    nach    der    am    eidg.  Polytechnikum 
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geltenden  Scala  sowohl  für  die  mündliche  Prüfung  als  für 
die  Diplomarbeit  ertheilten  Noten. 

Außer  diesen  Ergebnissen  können  auch  ausnahmsweise 
die  früheren  Leistungen  dir  Schüler  berüksichtigt  werden^ 
immer  aber  in  der  Meinung ,  daß  die  Ergebnisse  der  Diplom- 
prüfung in  erster  Linie  die  Grundlage  ftlr  die  Beschluß- 
fassungen bilden  sollen  und  daß  die  wissenschaftliche  Reife 
unzweifelhaft  konstatirt  ist. 

An  denjenigen  Fachschulen,  an  welchen  die  mündliche 
Prüfung  in  zwei  Abtheilungen  zerfÄllt  (vergl.  §  3)  wird  bei 
der  Frage  der  Diplomerth eilung  auch  das  Resultat  der  Ueber- 
gangsdiplomprüfung  berüksichtigt. 

§6. 

Besonders  wichtige  Fächer  können  in  Abtheilungen  ge- 
theilt  werden;  für  jede  derselben  wird  eine  Note  ertheilt. 

Die  Zeit  der  mündlichen  Prüfung  in  jedem  einzelnen 
Fache  oder  beziehungsweise  in  den  Abtheilungen  desselben 
beträgt  für  die  Gruppe  in  der  Regel  eine  Stunde. 

Die  Diplomarbeiten  werden  nach  verschiedenen  Richtungen 
beurtheilt  und  censirt.  Das  Mittel  aus  allen  Noten,  sowohl 
derjenigen  für  die  mündlichen  Prüfungen,  als  auch  derjenigen 
für  die  Diplomarbeiten,  bildet  die  Hauptgrundlage  bei  der 
Beurtheilung,  respektive  bei  der  Frage  der  Diplomertheilung. 
Bei  den  üebergangsprüfungen  wird  in  gleicher  Weise  das 
Mittel  der  abgegebenen  Noten  darüber  entscheiden,  ob  der 
Ezaminirte  zur  Schlul^prüfung  zugelaßen  werden  soll. 

Ueber  die  Zahl  und  Theilung  der  Prüfungsfächer,  sowie 
über  ihre  Reihenfolge  gelten  für  jede  Fachschule  besondere 
Bestimmungen  (s.  Abschnitt  B.). 

8  7. 
Die  Prüfungskommissionen  (§  4)  übermitteln  durch  ihre 
Vorsizenden  die   Berichte   über  die   Prüfungsergebnisse    mit 
den   Anträgen    an   den    Präsidenten   des    Schulrathes,  unter 
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Beilegung  der  Notenlisten  und  der  darauf  basirten  Rang- 
ordnung. In  diesen  Berichten  sollen  auch  allfällige  Minder- 
heitsansichten der  Examinatoren  Erwähnung  finden. 

Eine  Mittheilung  der  Noten  4kßer  an  den  schweizerischen 
Sehulrath  findet  in  keinem  Falle  statt,  weder  in  dem  Falle 
der  Diplomertheilung,  noch  in  dem  der  Verweigerung.  Die 
Noten  bleiben  im  Archiv  der  Konferenz.  In  den  Fachschulen, 
an  denen  eine  üebergangsdiplomprüfung  besteht,  erfolgt  von 
Seite  des  Fachschulvorstandes  an  die  betreffenden  Exami- 
nanden lediglich  die  Mittheilung,  ob  sie  zur  SohlußprOfung 
zugelassen  werden  oder  nicht. 

Die  Mittheilung  der  Namen  derjenigen,  welche  das 
Diplom  erhalten  haben,  und  die  Uebergabe  der  Diplome 
durch  den  Direktor  erfolgt  am  Schlüsse  der  Studienzeit. 
Die  Namen  der  Diplomirten  werden  auch  im  Bundesblatte 
amtlich  bekannt  gemacht. 

§8. 

Bei  ganz  hervorragenden  Leistungen  kann  das  Diplom 
^mit  Auszeichnung""  ertheilt  werden. 

Die  Zutheilung  eines  solchen  Diplomes  erfordert  aber 
nicht  nur,  daß  der  Betreffende  die  Diplomprüfung  selbst  mit 
Auszeichnung  bestehe,  sondern  daß  derselbe  auch  durch  seine 
Leistungen  als  Studirender  des  Polytechnikums  einer  solchen 
Bevorzugung  in  jeder  Beziehung  würdig  erscheine  und  zu 
besondern  Hoffnungen  berechtige.  An  denjenigen  Fachschulen, 
an  denen  die  Prüfung  in  zwei  Abtheilungen  abgehalten  wird, 
muß  auch  der  Betreffende  in  den  Ranglisten  beider  Prüfungen 
obenan  stehen. 

§9. 

Diejenigen  Bewerber,  welche  die  Prüfung  nicht  mit 
Erfolg  bestanden  haben,  können  sich  nach  Jahresfrist  noch 
einmal  zur  Prüfung  melden. 

Die  Noten  der  ersten  Prüfung  dürfen  bei  der  wieder- 
holten Prüfung  und  deren  Beurtheilung  in  keiner  Beziehung 
Berüksichtigung  finden. 
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B.   Spezielle  Bestiminiiiigen  für  die  einzelnen 
Faehsclinlen. 

I.  Bauschule. 

Die  Üebergangs-Diplomprüfung  wird  im 
Anfange  des  dritten  Jahreskurses  abgehalten  und  erstrekt 
sich  auf  folgende  Fächer : 

1.  Differential-  und  Integralrechtlung. 

2.  Darstellende  Geometrie. 

3.  ßaumechanik. 

4.  Chemische  Technologie  der  Baumateriale. 

5.  Straßen-  und  Wasserbau. 

6.  Kunstgeschichte. 

Die  Schlußprtlfung  am  Ende  des  lezten  Studien- 
semesters erstrekt  sich  auf  folgende  Fächer: 

1.  Konstruktion  in  Holz  und  Stein. 

2.  Konstruktion  in  Eisen  und  innerer  Ausbau. 

3.  Vergleichende  Baukunde  und  Baugeschichte. 

4.  Gebäudelehre. 

5.  Technische  Geologie. 

6.  Verwaltungsrecht. 

Ueberdies  ist  im  lezten  Studiensemester  als  Diplomarbeit 
ein  größeres  Projekt  aus  dem  Hochbau  nach  einem  Programm 
auszuführen,  welches  vom  Abtheilungs vorstände  nach  vor- 
hergegangener Berathung  durch  die  Spezialkonferenz  am 
Anfange  desselben  Semesters  aufgestellt  wird. 

Die  Projekte,  welche  unter  Aufsicht,  resp.  Leitung  der 
betreffenden  Lehrer  in  den  Konstruktionssälen  der  Anstalt 
bearbeitet  werden,  sind  noch  vor  Beginn  der  mündlichen 
Prüfungen  dem  Vorstande  einzureichen  und  werden  nach 
folgenden  Richtungen  beurtheilt  und  censirt : 

1.  Komposition. 

2.  Konstruktion. 

3.  Darstellende  Geometrie,  Perspektive. 
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4.  Oroamentik. 

5.  Figurenzeichnen. 

6.  Landschaftsseichnen. 

Von  den  aus  dieser  Beurtheilung  Iiervorgehenden  sechs 
Noten  hat  jede  das  gleiche  Gewicht  wie  die  Note,  welche 
in  jedem  einzelnen  Fache  der  mündlichen  Prüfung  ertheilt 
wird. 

II.   Ingenieurschule. 

Die  Üebergangs-Diplomprüfung  wird  im 
Anfange  des  dritten  Jahreskurses  abgehalten;  denjenigen 
Schülern,  welche  sie  nicht  bestanden  haben  (8  9),  kann  ge- 
stattet werden,  sie  ein  Jahr  später,  am  Anfange  des  vierten 
Jahreskurses,  noch  einmal  zu  machen. 

Dieselbe  umfaßt  folgende  Fächer: 


1. 

Differential-  und  Integralrechnung. 

2. 

Darstellende  Geometrie. 

3. 

Geometrie  der  Lage. 

4. 

Technische  Mechanik. 

5. 

Theoretische  und  praktische  Hydraulik. 

6. 

Topographie  und  Lehre  von  den  geodätischen  Instru- 

menten. 

7. 

Baukonstruktionslehre. 

8. 

Beschreibende  Maschinenlehre. 

9. 

Technische  Physik. 

10. 

Chemische  Technologie  der  BaumateriaJe. 

11. 

Petrographie. 

12. 

Technische  Geologie. 

Die  mündliche  Schlußprüfung  wird  am  Ende  des 

eztei 

Q  Studiensemesters  abgehalten  und  erstrekt  sich  auf 

1. 

Graphische  Statik. 

2. 

Geodäsie. 

3. 

Astronomie. 

4. 

Erd-,  Brtiken-,  Straßen-  und  Wasserbau. 

5. 

Verwaltungsrecht. 
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Die  Diplomarbeit  zerfallt  in  zwei  Tbeile : 

a)  eine  topographische  Aufnahme  und  Zeichnung  mit 
Zugrundelegung  eines  berechneten  Nezes; 

b)  eine  Bearbeitung  eines  größern  Projektes  aus  dem 
Gebiete  des  Erd-,  BrOken-,  Straßen-  und  Wasser- 
baues. 

Das  Programm  der  beiden  Aufgaben  wird  vom  Ab- 
theilungsvorstande  nach  vorhergegangener  Berathung  durch 
die  Spezialkonferenzen  am  Ende  des  dritten  Jahreskurses  aus- 
gegeben. Die  Arbeiten  sind  vor  Beginn  der  mündlichen 
Schlußprüfung  dem  Vorstande  einzureichen. 

Bei  Beurtheilung  der  Arbeiten,  die  sämmtlich  unter 
Aufsicht  der  betreffenden  Lehrer  ausgeführt  werden,  erhält 
die  topographische*  Aufnahme  eine  Note. 

Das  Projekt  Litt,  b  wird  nach  drei  Richtungen  censirt, 
nämlich  mit  Rüksicht 

1.  auf  die  allgemeine  Anordnung, 

2.  auf  Konstruktion  und  Zeichnung, 

3.  auf  den  Vorbericht  und  Kostenvoranschlag. 

Von  den  vier  Noten  der  Diplomarbeiten  hat  jede  das 
gleiche  Gewicht,  wie  jede  der  Noten,  welche  für  die  ein- 
zelnen der  fünf  Fächer  der  mündlichen  Schlußprüfung  gegeben 
werden. 

III.  Mechanisch-technische  Schule. 

Die  Uebergangs-Diplomprüfung  wird  im 
Anfange  des  dritten  Jahreskurses  abgehalten  und  erstrekt 
«ich  auf  folgende  Fächer: 

1.  Analytische  Geometrie  der  Ebene. 

2.  Analytische  Geometrie  des  Raumes. 

3.  Differential-  und  Integralrechnung. 

4.  Geostatik  und  Hydrostatik. 

5.  Geodynamik  und  Hydrodynamik. 

6.  Allgemeine  Physik  und  Wärmelehre  |^  technische 

7.  Elektrizität  und  Optik  J     Physik.  ,  >  t 
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Ö.    Darstellende  Geometrie. 

9.    Chemie. 
Die  inttndliche  Schlußprüfung  wird  am  Ende  des 
dritten  Jahreskurses  abgehalten   und  erstrekt  sich  über  fol- 
g^inde  Fächer: 

1.  Theoretische  Maschinenlehre. 

2.  Maschinenbaukunde. 

3.  Analytische  Mechanik. 

4.  Mechanische  Technologie. 

5.  Civilbau. 

Die  Diplomarbeit  besteht  in  Ausführung  eines  größeren 
Projektes  einer  Maschinenanlage  in  Verbindung  mit  einem 
ausführlichen  Memoire,  welches  theils  die  vollständige  Theorie 
der  gewählten  Umtriebsmaschine ,  theih  dne  gründliche 
Moiivirung  der  gewählten  Anordnung  enthält.  Das  Programm 
der  Arbeit,  die  übrigens,  was  den  graphischen  Theil  betrifft, 
unter  Aufsicht  der  betreffenden  Lehrer  in  den  Konstruktions- 
sillen  der  Anstalt  ausgeführt  werden  muß,  wird  nach  voran- 
gegangener Berathung  der  Spezialkonferenz  vom  Abtheilungs- 
vorstande  im  Anfange  des  lezten  Semesters  aufgestellt.  Die 
Arbeiten  sind  vor  Beginn  der  mündlichen  Prüfungen  am 
Ende  des  lezten  Semesters  bei  dem  Abtheilungsvorstande 
einzureichen.  Die  Beurtheilung  der  Konstruktion  erfolgt 
nach  drei  Richtungen  : 

1.  nach  dem  Verständniß, 

2.  ^      der  Vollständigkeit, 

3.  j^      der  Anordnung  und  Ausführung. 

Der  schriftliche  Theil  wird  censirt  mit  Rüksicht 

1.  auf  die  Art  der  Darstellung,  Richtigkeit  und  Ausftlbr- 
lichkeit  der  theoretischen  Untersuchungen  und 

2.  auf  die  Art  der  Motivirung  und  statischen  Berechnung 
der  gewählten  Konstruktion. 

Von    diesen    aus    der    angegebenen    Beurtheilung    des 
graphischen  und  schriftlichen  Theiles  der   Diplomarbeit  her- 
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vorgehenden  fünf  Noten  hat  jede  das  gleiche  Gewicht  wie 
die  Note,  welche  in  jedem  einzelnen  der  fünf  Fächer  der 
mOndüchen  Schlußprüfung  gegeben  wird. 

IV.  Chemisch-technische  Schule. 

Die  Uebergangsprüfung  findet  im  Anfange  des 
dritten  Jahreskurses  statt  und  umfaßt  folgende  Fächer: 

1.  Unorganische  Chemie. 

2.  Organische  Chemie. 

3.  Physik. 

4.  Mineralogie. 

Femer   nach  Wahl   des   Examinanden   noch  ein   Fach 
aus  einer  der  beiden  nachstehenden  Gruppen : 
Mathematik. 
Maschinenlehre. 
Mechanische  Technologie. 
f  Botanik. 
\  Anthropologie. 

Die  mündliche  Schlußprüfung  fällt  auf  den 
Schluß  des  lezten  Kurses.     Sie  erstrekt  sich  auf 

1.  Analytische  Chemie. 

2.  Fabrikation  chemischer  Produkte. 

3.  Farbstoffe. 

4.  Heizung  und  Metallurgie. 

Femer   nach  Wahl  des   Examinanden   über   einen  der 
folgenden  Gegenstände: 
Nahrungsgewerbe. 
Glas-  und  Thonwaarenfabrikation. 
Beleuch  tungs  wesen . 
Baumateriale. 

Außer  der  mündlichen  findet  eine  praktische 
Prüfung  statt.  Die  Aufgaben  für  dieselbe  werden  am  1.  Mai 
gestellt  und  müssen  am  15.  Heumonat  beendet  sein. 
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Diese  Aufgaben  amfaasen : 
Qualitative  uod  quantitative  Analyse  2  Noten. 

Unorganische  und  organische  Präparate       2       ^ 

Die  analytischen  Aufgaben  werden  im  analytischen,  die 
präparativen  im  technischen  Laboratonum  bearbeitet.  Die 
Aufgaben  werden  von  dem  Leiter  desjenigen  Laboratoriums, 
in  welchem  sie  ausgeführt  werden,  gestellt  und  beurtheilt. 
Von  den  für  die  praktischen  Arbeiten  gegebenen  vier  Noten 
hat  eine  jede  das  gleiche  Gewicht  wie  eine  Note  eines  Faches 
der  mündlichen  Prüfung. 

V.  A.  Forstschule. 

Die  Üebergangs-Diplomprüfung,  welche  im 
Anfange  des  dritten  Jahreskurses  abgehalten  wird,  umfaßt 
folgende  Fächer: 

1.  Mathematik. 

2.  Experimentalphysik. 

3.  Zoologie. 

4.  Unorganische  Chemie. 

5.  Organische  und  Agrikulturchemie. 

6.  Allgemeine  und  spezielle  Botanik. 

7.  Petrographie. 

8.  Allgemeine  Geologie. 

9.  Allgememe  Wirthschaftslehre. 

Die  Schlußprüfung  findet  am  Ende  des  lezten 
Studiensemesters  statt  und  erstrekt  sich  auf 

1.  Topographie  und  Planzeichnen. 

2.  Theodolithverfahren. 

3.  Straßen-  und  Wasserbau. 

4.  Forstschuz. 

5.  Staatefoi-stwirthschaftslehre  und  Statistik. 

6.  Klimalehre,  Verhalten  der  Wald  bäume  und  Bodenkunde. 

7.  Waldbau  und  Bestandespflege. 

8.  Taxationslehre  und  Waldwerthberechnung. 
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9,  Betriebslehre. 

'10.  Geschäftekunde. 

11.  ForstbenuzuDg. 

12.  Allgemeine  Rechts-  und  Verwaltungslehre.  ^ 

Die  Diplomarbeit  besteht  in 
.^Anfertigung  eines  Wirthschaftsplanes*', 
wozu  das  Programm  nach  vorhergegangener  Berathung  der 
Spezialkonferenz  vom  Abtheilungsvorstande  im  Anfange  des 
lezten  Semesters  ausgegeben  wird. 

Die  Note,  welche  dieser  Arbeit  gegeben  wird,  hat  das 
gleiche  Gewicht,  wie  die  Noten  für  die  einzelnen  Fächer  der 
mündlichen  Schlußprüfung. 

V.  B.  Landwirthschaftliche  Schule. 

Die  Uebergangs-Diplomprtifung  wird  mit 
Beginn  des  vierten  Semeotere  abgehalten  und  erstrekt  sich 
auf  folgende  Fächer: 

1.  Physik. 

2.  Unorganische  Chemie. 

3.  Botanik. 

4.  Pflanzen-Physiologie. 

5.  Zoologie. 

6.  Anatomie  und  Physiologie  der  Hausthiere. 

7.  Allgemeine  Geologie. 

8.  Nationalökonomie,    Wirthschaftspolitik     und     Finanz- 
wissenschaft. 

Die  Schlußprüfung  findet  am  Schlüsse  des  lezten 
Studiensemesters  statt  und  umfaßt  folgende  Fächer: 

1 .  Agrikulturchemie. 

2.  Gesundheitspflege  der  Hausthiere. 

3.  Allgemeiner  Akerbau. 

4.  Spezieller  Pflanzenbau. 

5.  Obst-  und  Weinbau. 

6.  Allgemeine  Thierproduktions-  und  spezielle  Viehzuchts- 
lehre. 
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7.  Landwirthschaftliche  Betriebslehre. 

8.  ^  Buchhaltung  und  Ertragsanschlag. 

9.  y^  Maschinen-  und  Greräthekunde. 
Die    schriftliche   Prüfung    besteht    in    der    Bearbeitung 

eines  Themas,  welches  ausschließlich  oder  vorwiegend  eine 
Aufgabe  aus  einem  der  Hauptzweige  der  Fachwissenschaften 
bildet  und  auf  Vorschlag  der  Fach professoren  von  der  Spezial- 
konferenz  festgestellt  wird.  Bei  der  Beurtheilung  der  schrift- 
lichen Arbeit  kommen  besonders  in  Betracht : 

a)  die  Anordnung  derselben ; 

b)  die  Korrektheit  und  Vollständigkeit  in   sachlicher  Be- 
ziehung. 

Jede  der  hierauf  sich  ergebenden  Noten  hat  das  gleiche 
Gewicht  wie  eine  Note  der  mündlichen  Prüfung. 

Für  die  Bearbeitung  der  schriftlichen  Aufgabe  wird  den 
Bewerbern  das  lezte  Studiensemester  eingeräumt.  Die  Ab- 
lieferung der  Arbeit  erfolgt  vor  Beginn  der  mündlichen 
Prüfung  an  den  Abtheilungsvorstand. 

VI.  Schule  fUr  Bildung  von  Fachlehrern  In  mathematischer 
und  naturwissenschaftlicher  Richtung. 

1.  Die  VI.  Abtheilung  ertheilt  Diplome  für  Fachlehrer 
in  mathematischer  und  in  naturwissenschaftlicher  Richtung. 

2.  Die  Hauptßlcher  sind 

a)  bei  der  mathematischen  Sektion : 

1.  Mathematik, 

2.  Physik. 

b)  bei  der  naturwissenschaftlichen  Sektion : 

1.  Chemie  und  Physik, 

2.  Botanik  und  Zoologie, 

3.  Mineralogie  und  Geologie. 

*  3.     Ein  Diplom  wird  nur  ertheilt,  wenn  der  Bewerber 
entweder  in  jedem  Hauptfache  eine  Qualifikation  oder  wenn 
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er  die  Qualißkation  in  einem  derselben  mit  Auszeichnung 
erlangt.  Im  Uebrigen  sind  die  Anforderungen  beim  Examen 
für  alle  Bewerber  die  gleichen. 

4.  Die  Diplomprüfung  zerfUUt  in  eine  schriftliche  und 
eine  mündliche  und  wird  im  lezten  Semester  des  vollständigen 
Kurses  abgehalten,  die  mündliche  in  der  zweiten  Hälfte  des 
Juli. 

5.  Zum  Diplomexamen  werden  nur  solche  Bewerber 
zugelassen,  welche  alle  wichtigern  Vorlesungen  ihrer  Haupt- 
fächer und  der  verwandten  Wissenschaften  in  einem  solchen 
Umfange  gehört  haben,  wie  es  zur  Bildung  eines  Lehrers 
erforderlich  ist. 

6.  Die  Anmeldung  zu  demselben  findet  statt  vier 
Wochen  vor  Ende  des  Wintersemesters,  welches  der  Prüfung 
vorangeht. 

7.  Die  Aufgaben  für  die  schriftlichen  Arbeiten  werden 
durch  die  Prüfungskommission  festgestellt  und  den  einzelnen 
Kandidaten  durch  den  Vorstand  mitgetheilt. 

8.  Sie  werden  mit  Rüksicht  auf  das  Hauptfach  des 
Bewerbers  gewählt,  welches  derselbe  in  seinem  Anmelduugs- 
schreiben  bezeichnen  wird,  und  können 

in  der  mathematischen  Sektion  einem  beliebigen 
Zweige  der  reinen  oder  angewandten  Mathematik,  der 
reinen  oder  mathematischen  Physik, 

in  der  naturwissenschaftlichen  Sektion  je- 
dem Zweige  der  Chemie,  der  Physik,  der  Botanik,  Mi- 
•    neralogie,  Geologie  oder  Zoologie  entnommen  werden. 

In  der  mathematischen  Sektion  ist  es  den  Bewerbern 
freigestellt,  vorbehaltlich  der  Genehmigung  der  Prüfungs- 
kommission, für  die  Arbeit  ein  Thema  selbst  zu  wählen.  Im 
Falle  der  Nichtbilligung  des  gewählten  Themas  bezeichnet 
die  Kommission  die  Aufgabe  von  sich  aus. 
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9.  Die  Mittheilung  der  Aufgaben  für  die  schriftlichen 
Arbeiten  durch  den  Vorstand  geschieht  vor  Ablauf  des  der 
Prüfung  vorangehenden  Wintersemesters. 

10.  Die  Bearbeitungen  werden  vor  dem  1.  Heumonat 
dem  Vorstände  eingereicht,  damit  sie  von  den  Bütgliedern 
der  Prüfungskommission  eingesehen  und  begutachtet  werden 
können. 

11.  Bei  jeder  derselben  wird  besonders  beurtheilt: 

1.  die  Anordnung, 

2.  die  Sicherheit  und  Geschikliohkeit  der  Behandlung, 

3.  die  Vollständigkeit, 

4.  die  Bekanntschaft  mit  der  einschlagenden  Literatur. 
Jede  der  4  Noten  hat  gleiches  Gewicht  mit  einer  Note 

der  mündlichen  Prüfung. 

12.  Im  Falle  der  Hauptrichtung  ^Chemie  und  Physik"^ 
(oben  2  b)  wird  eine  praktische  Arbeit  im  Laboratorium 
ausgeführt. 

13.  Die  mündliche  Prüfung  erstrekt  sich  über  folgende 
Fächer: 

a)  bei  der  mathematischen  Sektion: 

1.  Algebra  und  Analysis. 

2.  Funktioneutheorie. 

3.  Analytische  Mechanik. 

4.  Darstellende  Geometrie. 

5.  Analytische  Geometrie. 

6.  Geometrie  der  Lage. 

7.  Technische  Mechanik. 

8.  Allgemeine  und  praktische  Physik. 

9.  Mathematische  Physik. 
10.  Astronomie. 

b)  Naturwissenschaftliche  Richtung: 

1.  Mathematik. 

2.  Physik. 
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3.  Chemie. 

4.  Mineralogie. 

5.  Geologie. 

6.  Botanik. 

7.  Zoologie. 

14.  Die  Prüfungskommission  wird  bei  der  naturwissen- 
schaftlichen Sektion  nach  der  speziellen  Hauptfachrichtung 
des  Bewerbers  einzelne  F&cher  gliedern,  so  daß  dem  ent- 
sprechend in  der  Prüfung  aus  denselben  zu  3  Noten  ertheilt 
werden. 

15.  Im  Allgemeinen  ertheilt  der  Examinator  für  jede^ 
einzelne  Prüfung  eine  Note. 

Dieses  Regulativ  tritt  mit  dem  Schuljahr  1881/82  in. 
Kraft. 

Zürich,  den  23.  März  /  26.  April  1881.       • 

Im  Namen  des  Schweiz.  Schulrathes,. 

Der  Präsident: 

C.  Eappeler. 

Der  Sekretär: 

G.  Baumann. 


Der  schweizerische  Bundesrath  hat  mittelst  Schlußnahme- 
vom  5.  Mai  1881  vorstehendem  Regulativ  die  Genehmigung, 
ertheilt. 
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J^-  3/^.  BuMdesgesez 

fT^  betreffend 

die  Uebungen  und  Inspektionen  der  Landwehr. 

(Vom  7.  Brachmonat  1881.) 


m 


Die  Bundesvef Sammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 

J^    I^^  f  in  Abänderung  des  Art.  139  der  Militärorganisation  vom 

J  13.  WinteVmonat  1874,    und    nach    Einsicht  einer   Botschaft 

iies  Bundesrathes  vom  14.  Hornung  188 J, 

beschließt: 


'^r^^ 


j^^^* 


Art.  1.  Die  Infanteriebataillone,  die  Feldbatterien,  die 
Positionskompagnien  und  Cader  der  Geniebataillone  der 
Landwehr  werden  je  das  vierte  Jahr  in  einer  vom  Bundes- 
ri^the  zu  bestimmenden  Reihenfolge  zu  Wiederholungs-,  be- 
ziehungsweise Caderkursen  von  folgender  Dauer,  Einrükungs- 
juad  Entlaßungstage  nicht  inbegriffen,  einberufen : 

a.  die  Infanteriebataillone  für  5  Tage  mit  vorangehendem 

viertägigem  Cader vorkurs; 
fc.  die  Feldbatterien  und  Positionskompagnien  für  6  Tage; 
c.  die  Cader  der  Geniebataillone,   inklusive  Gefreite  und 

Tambouren,  für  6  Tage. 

Die  Inspektion  der  Handfeuerwaffen  dieser  Mannschaft 
geschieht  während  der  Dauer  des  Wiederhohmgskurses,  und 
es  ist  leztere  von  der  im  Art.  157  der  Militärorganisation  vor- 
geschriebenen Waffeninspektion  für  das  betreffende  Jahr  befreit. 
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Die  Wiederholungs-,  beziehungsweise  Cader- Vorkurse  der 
lofanteriebataillone  sollen,  wenn  immer  thunlich,  in  den  be- 
trefifenden  Bataillonskreisen  stattfinden. 

Art.  2.  Die  Eompagnieoffiziere ,  die  gewehrtragenden 
Unteroffiziere  und  Soldaten  der  Füsilier-  und  Schüzenbataillone 
<ler  Landwehr^  soweit  sie  nicht  in  die  Wiederholungskurse 
einberufen  werden,  sind  verpflichtet,  an  den  im  Art.  104 
der  Militärorganisation  vorgeschriebenen  Schießübungen  Theil 
zu  nehmen. 

Art.  3.  Die  Bundesversammlung  bestimmt  allj&hrlich 
bei  Festsezung  des  Voranschlages,  ob  und  allfällig  wie  viele 
der  ältesten  Jahrgänge  der  Unteroffiziere  und  Soldaten  der 
Landwehr  von  den  Wiederholungskufsen  und  Schießübungen 
befreit  sein  sollen. 

Art.  4.  Die  übrigen  Landwehrtruppen,  welche  nicht  in 
die  im  Art.  1  vorgesehenen  Wiederholungs-,  beziehungsweise 
Caderkurse  zu  beordern  sind,  haben  alljährlich  nur  eine 
eintägige  Inspektion  zu  bestehen.  Der  Bundesrath  ist  jedoch 
verpflichtet,  insofern  ein  Aufgebot  der  Landwehr  in  Aussicht 
steht,  auch  diese  Einheiten  zu  besondern  Uebungen  einzu- 
berufen. 

Art.  5.  Der  Art.  139  der  Militärorganisation  vom 
13.  Wintermonat  1874  wird  hiemit  aufgehoben  und  der 
Bundesrath  beauftragt,  auf  Grundlage  des  Bundesgesezes  vom 
17.  Brachmonat  1874,  betreffend  die  Volksabstimmung  über 
Bundesgeseze  und  Bundesbeschlüsse,  die  Bekanntmachung 
dieses  Gesezes  zu  veranstalten  und  den  Beginn  seiner  Wirk- 
samkeit festzusezen. 

Also  beschloßen  vom  Ständerathe, 

Bern,  den  21.  April  1881. 

Der  Präsident:    Sahli. 
Der  Protokollführer:    GisL 

Eidg.amtl. Samml.  NeneFolge.  V.  Bd.  3|zed.vGoOgle 
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Also  bezieh  loi^en  vom  Nationalrathe, 
Bem^  den  7,  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident:    A.  Tessaz, 
Der  Protokollführer;    8cbieß. 


Der  schweizerische  Bundesrath  beschließt: 

Das  vorstehende,  unterm  11-  Bradiraonat  1881  öffent- 
lich bekannt  gera achte  Bundesgeaez  *)  wird  hiemit  gemäÜ 
Art*  89  der  BundeBverfaßnng  in  Kraft  und  mit  dem  1.  Jänner 
1882  als  vonztehbar  erklärt, 

Bern,    den  13.  Herbstmonat  188h 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes^ 

Der  BundeapräsideEtL 

Droz, 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

8chiefi, 


*>  BmhB  Bimdsgblatt  vom  Jahr  1881,  Baad  III,  Seite  89. 
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Bundesbeschluß 

betreffend 

das  Basler  Postkassedefizit. 

(Vom  22.  Brachmonat  1881.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Ejidgenoßenschaft, 
nach    Einsicht   der    Botschaft   des   Bundesrathes    vom 
28.  Mai  1881, 

beschließt: 

1.  Der  auf  Folio  162  des  eidg.  Staatshauptbuches 
(Seite  26  der  Staatsrechnung)  für  das  Jahr  1878  bezeichnete 
Posten,  betreffend  Abschreibung  eines  Manco  im  Betrage 
Ton  Fr.  11,240.  73,  wird  nachträglich  genehmigt. 

2.  Von  der  Erklärung  des  Bundesrathes  in  der  Bot- 
schaft vom  28.  Mai  1881,  daß  er  die  Umgestaltung  der 
Eomptabilität  der  Oberpostkontrole  prüfen  und  geeignet 
schwende  Aenderungen  oder  Ei^änzung  bestehender  Vor- 
schriften werde  eintreten  lassen,  wird  am  Protokoll  Vor- 
merkung  genommen. 

Also  beschießen  vom  Nationalrathe,      * 
Bern,  den  18.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident]:    A.  Yessaz. 

Der  Protokollführer:    Sohlefi. 

Also  beschießen  vom  Ständerathe, 

Bern,  den  22.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident:   C.  Kappeier» 
Der  Protokollführer:  SohatzmaiUl. 
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BnndeaFatbfibeschliiß 


Wl  r^r  (? 


Der  sehweis&eriBche  Bundedrjaih  beschließt: 

Aufnahme   deat  vorstehenden   Bundeabeschhißea   in  die 
amtliche  Gresezsammluiig  der  Kidgenoßenechafl. 

Bern,  den  29,  Heumonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.   Bundesrathes, 

Der  Vizepräsident: 

Barier. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft ; 
ScMefi. 


BimdeBrath8l>e8chlaß 

betreffend 

die  Verzollung  von  Weintrauben. 

CVom  29.  HeumoDat  1881.) 


Der  scfaweizeriache  Bundesrath^ 

auf  den  Antrag  seines  Finanz-  und  Zalldepartementä, 

b  e  B  c  h  1  i  e  Ü  t : 

Unter  Yorb ehalt  der  Yorschriftea  der  Verordnung  vom 
6*  Homung  1880,  betreffend  Vorkehren  gegen  die  Reblaus*), 
sowie  der  zollgesez liehen  Bestimmungen  über  die  Zollbefreiung 
im  Markt  verkehr  und  im  landwirthschaftlicheii  Grenzv  erkehr, 
unterliegen  fortan  Weintrauben  der  Entrichtung  des  sohw^ei- 


*)  Siehe  Seite  10  hievor* 
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zenecheD  Ein*^  beziehungsweise  Äusgangszolles,  in  Gemäßheit 

nachstehender  Vorschrift ; 

Frisch«  Weiotrauben,  zum  Eßgebrauche,  nicht  zur  Weiu- 
bereitung  bestimmt,  sind  bei  der  Einfuhr  ku  60  Hp.,  bei  der 
Ausfuhr  zu  15  Rp,  per  Zugthierlaat  zu  verzollen. 

Dagegen  werden  j  nach  Mitgabe  des  Art  99  dtjr  In- 
stfuktioD  ftir  die  achweiz,  Zollbehörden,  vom  4.  Jänner  1860, 
gestampfte  und  nicht  gestampfte  WeintraubenT  in  ungepreßtem 
Zustande,  in  Fäßem  oder  Kufen,  je  140  kg.  für  100  kg.  Wein 
angesehen  und  in  diesem  Verhältniß  der  Zoll  berechnet, 
bei  der  Einfuhr  zu  Fr*  3  per  q.,  bei  der  Ausfuhr  zu  30  Rp, 
per  Zugthierlaat* 

Bern,  den  29,  Heumonat  1881, 

Im  Namen  des  achweiz.  Bundesrathea, 

Der   Vizepräsident: 

BaTier. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenachaft : 

ScUefi. 
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1^^/At^ 


Beglement 

die  Organisation  und  Befugnisse  des  eidgenößischen 
Kontrolamtes  für  Gold-  und  Silberwaaren. 

(Vom  26.  Aügstmoniit   1881,) 


iCf^lihl 


Der  schweizeriache  Bundesrath, 

in  Ausfilhrüng  der  Artikel  4  des  Geaezes  und  16  dt:r 
Yerordiuing  über  die  Kootrote  uod  GaraDtie  von  Gold-  und 
Silberwaaren  \ 

auf  den  Vorschlag  des  Handels-  und  Landwirthschafb- 
departemeats  \ 

nach  Anhörung  deB  Departements  des  Innera,  welches 
seinerseits  den  eidg,  Schulralh  einvernommen  hat, 

beschließt: 


L 
Organisation  des  Amtes. 

Art.  1,     Es    wird    ein    eidgenojJisches    Kontrolamt     für 
Gold-  und  Silberwaaren  errieb teL 

Die  Befugnisüe  dieses  Amtes  sind  folgende: 

a.  die   Ausbildung    von    Probirern    in    theoretischer   und 
praktischer  Richtung; 
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b,  die  Anordnung  von  Prüfungen   für  den  Erwerb   eines 
eidgenößischen  Diploms; 

c.  die   Revision   der  Proben   der  kantonalen   Aemter   in 
Streitfällen. 

Art.  2.  Das  eidgenößische  Kontrolamt  steht  unter  der 
Oberaufsicht  des  Handels-  und  Landwirthschaftsdepartements, 
von  welchem  es  die  nöthigen  Weisungen  erhält. 

Art.  3.    Dasselbe  besteht  aus  drei  Mitgliedern,  nämlich : 
a.  dem  Fabiikinspeklor  des  II.  Kreises,  als  Präsidenten; 
h.  einem  Professor  der  polytechnischen  Schule; 
c.  einem  Probirer. 

Die  beiden  lezteren  Mitglieder  werden  vom  Bundes- 
rath  auf  eine  Amtsdauer  von  drei  Jahren  ernannt.  Sie  sind 
wieder  wählbar. 

Der  schweizerische  Schulrath  wird  in  Bezug  auf  die 
Wahl  des  Professors  einvernommen. 


II. 
Ueber  den  Unterricht  fUr  die  Ausbildung  von  Probirern. 

Art.  4.  Wenn  die  Bedürfnisse  der  kantonalen  Probir- 
ämter  es  erfordern,  und  eine  Zahl  von  Bewerbern  sich 
meldet,  welche  das  Handels-  und  Landwirthschaftsdepartement 
für  hinreichend  erachtet,  wird  an  der  polytechnischen  Schule 
im  Wintersemester  ein  vollständiger  Unterricht  für  die  Per- 
sonen eingerichtet,  welche  die  Prüfung  für  das  Diplom  eines 
eidgenößischen  Probirers  zu  bestehen  wünschen. 

Art.  5.  Die  Kurse  dauern  dus  ganze  Wintersemester 
hindurch. 

Art.  6.  Das  Programm  wird  von  dem  eidg.  Handels- 
und Landwirthschaftsdepartemente  auf  Vorschlag  des  Amtes 
festgestellt. 
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Art.  7.  Dieser  Unterricht  wird  unter  die  Leitung  des 
Proiessora  der  polytechnischen  Schule  gestellt,  welcher  Mit- 
glied des  Kontrolanites  ist.  Der  theoretische  Theil  wird 
diesem  Professor  und  im  Bedürfnißfalie  anderen  Mitgliedern 
des  Lehrkörpers  der  Schule,  der  praktische  Theil  dem 
Prübirer^  welcher  Mitglied  des  Amtes  ist,  oder  im  Ver- 
hinderungsfalle einem  anderen  eidgenößischen  Probirer  an- 
vertraut. 

Das  Handels-  und  Landwirthschaftsdepartement  übt  die 
Oberaufsicht  über  diese  Kurse  aus. 

Art.  8.  Die  Besoldung  der  mit  diesen  Kursen  beauf- 
tragten Personen  wird  vom  Bundesrath  festgestellt. 

Art,  9,  Die  Schüler  bezahlen  für  diese  Kurse  bei  der 
Ein  Schreibung  ein  Schulgeld,  welches  in  die  Bundeskasse 
fällt,  Sie  traget!  aiißerdem  die  Kosten  der  für  die  Versuche 
aufgewendeten  Materialien  und  für  Bruch  und  Beschädigung. 
von  Apparaten. 

in. 

Ueber  die  Prüfungen  von  Probirern. 

Art.  10.  Jedes  Jahr  wird  am  Ende  des  Kurses  oder^ 
wenn  kein  Kurs  abgehalten  worden  ist,  zu  der  entsprechen- 
den Zeit  eine  Prüfung  für  das  Diplom  eines  Probirers  eröffnet. 
Im  Bedürfnißfalie  kann  auf  das  Verlangen  eines  Kantona 
und  auf  Heine  Kosten  eine  Prüfung  zu  anderer  Zeit  im  Jaiire 
stattfindeUi 

Art.  IL  Wer  sich  innerhalb  des  festgesezten  Datums 
angemeldet  hat  uüd  die  vom  Departement  für  genügend 
erachteten  moralischen  Garantien  darbietet,  wird  zu  dieser 
Prüfung  zugelassen,  er  habe  an  dem  Kurse  theilgenommen 
oder  nicht. 

Art.  12.  Die  Bewerber  bezahlen  für  die  Prüfung  eine 
Oebühr  von  zwanzig  Franken,  welche  in  die  Bundeskasse  Allt. 
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Art.  13.  Die  drei  Mitglieder  des  Amtes  werden  mit 
der  Anordnung  dieser  Prüfung  betraut.  Sie  werden  von 
der  Bundeskasse  entschädigt. 

Das  Departement  kann  sich  bei  der  Prüfung  direkt 
durch  einen  aus  seinem  Personal  oder  anderwärts  genom- 
menen Abgeordneten  vertreten  lassen. 

Art.  14.  Nach  der  Prüfung  sendet  das  Amt  seinen 
Bericht  an  das  Handels-  und  Landwirthschaftsdepartement 
ein,  welches  die  Diplome  ertheilt. 

Art.  16.  Die  Crebtthr  für  die  Diplome  ist  50  Franken, 
welche  in  die  Bundeskasse  fallen. 


IV. 

Ueber  die  Revision  der  von  den  Icantonalen  Aemtern 
gemachten  Proben. 

Art.  16.  Im  Falle  einer  Streitigkeit  über  den  Fein- 
gehalt und  auf  Verlangen  des  Interessenten  werden  die 
Waaren,  auf  welche  der  Streit  sich  bezieht,  dem  eidg. 
Kontrolamt  zur  Revision  übersendet. 

Das  Kontrolamt,  welches  die  Sache  betrifft,  sendet  diese 
Waare  unter  seinem  Si^el  an  den  Professor,  welcher  Mit- 
glied des  eidgenößischen  Amtes  ist. 

Dieser  Professor  veriflcirt  die  Probe  durch  zwei  Operatio- 
nen und  schikt  dann  die  Stüke  an  den  Probirer,  welcher 
Mitglied  des  eidgenößischen  Amtes  ist.  Dieser  macht  eben- 
falls die  Probe  durch  zwei  Operationen. 

Der  Durchschnitt  dieser  vier  Operationen  wird  von  dem 
Professor  festgestellt;  er  ist  maßgebend,  und  es  findet  keine 
weitere  Berufung  statt. 

Art.  17.  Die  Gebühr  für  diese  Proben,  nämlich  das 
Vierfache  der  gewöhnlichen  Gebühr,  fällt  in  die  Bundeskasse, 
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welche  das  Honorar  der  beiden  Mitglieder  des  Amtes  bezahlt, 
welche  die  Proben  gemacht  haben. 

Diese  Gebühr  wird  von  dem  Rekurrenten  bezahlt,  wenn 
die  Berufung  nicht  begründet  war,  im  entgegengesezten 
Falle  von  dem  dadurch  betroffenen  Amte. 


Verschiedene  Bestimmungen. 

Art.  18.  Im  Falle  einer  vorübergehenden  Verhinderung 
des  Professors  oder  Probirers  werden  ihnen  vom  Departe- 
ment Stellvertreter  gegeben.  Dasselbe  bestellt  für  sie  Assi- 
stenten, wenn  ihre  Funktionen  es  erfordern. 

Art.  19.  Der  Fabrikinspektor,  welcher  das  eidgenößi- 
sehe  Amt  präsidirt,  ist  mit  der  Beaufsichtigung  der  kan- 
tonalen Eontrolämter  beauftragt.  Jede  Uebertretung  des 
Geaezcs  kann  zur  Kenntniß  des  Inspektors  gebracht  werden, 
welcher  alsdann  gehalten  ist,  eine  Untersuchung  anzustellen. 

Art.  20.  Abgesehen  von  den  Befugnissen,  welche  dem 
eldgenößischen  Kontrolamte  durch  Art.  1  des  gegenwärtigea 
Reglementes  übertragen  werden,  kann  dasselbe  von  dem  De- 
parti^nient  als  berathende  Kommission  über  alle  die  Kontrole 
betretTenden  Fragen  einvernommen  werden. 

Art.  21.  Die  Amtspflichten  des  Fabrikinspektors  in 
dem  Kontrolamt  bilden  einen  Theil  seiner  Funktionen  als 
loE^pektor.  Die  Honorare  und  Entschädigungen  der  anderen 
Mitglieder  sind  die,  welche  der  ßundesrathsbeschluß  vom 
26.  November  1878  den  Mitgliedern  der  berathenden  Kom- 
missionen anweist.  Ihre  Entschädigungen  für  die  Proben 
^v erden  durch  einen  Tarif  festgesezt. 

Art.  22.  Das  Handels-  und  Landwirthschaftsdeparte- 
ment  erläßt  die  weiteren  sachbezüglichen  Instruktionen. 
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Art  23,      Die    EiunahmeQ    und    Ausgabeu    flir    dicken 
Gegenstand  erdcheiDeo  im  Budget  dieses  Departeuientä* 

Bern,  den  26.  Äugst mon^t  1BS1> 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathee, 

Der    Bundei^präaident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgeaoßeascbait : 

Schiefi, 
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VollzielmngSTerordnniig 

zum 

Bundesbeschluß  vom  8.  Brachmonat  1877,  betreffend 
Vergütung  von  Pferderationen  im  Friedensver- 
hältnrS  *). 

(Vom  13,  Herbstinonat  1681.) 


Der    Bch  weiser  iBC  he    Buadesrath, 

in   Ausftlhrting    des    BuDdesbeachlußes   befreffeud  Ver- 
l^ütung  von  Pferderationen  im  Friedensverhältniß  ^ 
auf  den  Antrag  seines  MilitärdepartemeDts, 

verordnet: 

Art,  1,    Daa  Oberkriegskommisaariat  wird  die  Ratioas- 

Vergütungen  und  Pferd  e  war  tu  ngskosstea  monatlich  auf  Grund- 
lage der  Kontrole  des  Oberpfertlearztes,  erste re  jedoch  m 
provisorischem  Betrage  aiiabezahlen.  Die  defipitive  Abrech- 
nung findet  am  Jahresschluße  statt,  nachdem  der  ßnndosrath 
die  Ratio nö Vergütung  nach  den  Durchschnittspreisen  der 
Fourrage  fe^stgesezt  haben  wird  [Art.  3  des  Bundeabesehlußea). 

Art.  2.     Der    Oberpferdearzt    führt    über    sämmtliehe 
Pferde,    für  weiche    Rationen  während    des    ganzen   Jahres 


*)   Siehe  eidg.  GeBe^sanunimig  n.  F«,  Baad  111,  Seite  157. 
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oder   bis   auf  240  Tage    beaDsprucht  werden^  eine  genaue 

8c  h  az  u  ngsko  d  tro  \  e« 

Dieselbe  dient  auch  ala  Ausweis  über  die  RaHons- 
berech tigung  (Art  2  des  BundeBbeaehlußea). 

Es  sollen  daher  alle  Veränderungen  im  Bestand  sorg- 
'föltig  vorgemerkt,  werden.  Die  Pfer deeigen thümer  sind  ver- 
pflichtet, dem  Überpferdearzt  von  eingetretenen  Mutationen 
sofort  Kenntniß  zu  geben. 

Im  Femern  habeo  dieselben  dem  betreffenden  Waffen- 
«hef  anzuaeigen ,  an  welchem  Tage  ein  Pferd  ^  welches  för 
böofasbens  240  T^e  rations berechtigt  ist,  in  den  ersten  und 
ans  dem  lezten  Dienst  des  Jahres  tritt,  wie  viele  Tage  ein 
Pferd  im  effektiven  Dienst  gestanden  habe  (Art,  7  des  Buu- 
desbesehlußes) ,  fUr  wie  viele  Tage  Instruktionsdienat  die 
Rationen  in  natura  bezogen  worden  seien  (Art.  6  des  Bun- 
desbeschlufiea).  Die  W äffen chefs  versehen  diese  Anzeigen 
mit  ihrem  Visa  und  Übermitteln  sie  dem  Oberknegs- 
kommissariat. 

Die  Nichterfüllung  dieser  Pflichten  fäUt  unter  den  Ar- 
tikel 10  des  Bundesbeschlußes- 

Art.  3-  Diejenigen  Pferde,  für  welche  die  Ration  w^äh- 
rend  des  ganzen  Jahres  beansprucht  wird,  werden  zu  Anfang 
<ies  Jahres,  diejenigen,  für  welche  die  Berechtigung  bis  auf 
240  Tage  sich  erstrekt,  unmittelbar  vor  dem  Eintritt  in  den 
ersten  Dienst  eingeschUzt. 

Scbazungen,  weiche  außer  diesen  Zeitpunkten  noth wendig 
werden,  sind  heim  Oberpferdearzt  zu  verlangen.  Sind  die- 
selben durch  Handänderung  verursacht,  so  fallen  dieJKoston 
zu  Lasten  des  Eigenthümers. 

Die  Schazung  sämmtlicher  Pferde  wird  jedes  Jahr  re- 
-vidirt. 

Art  4.     Die   Eigenthümer   haben  sich  je w^ eilen  in  der 
raten  Hälfte  des  Januars,  resp.  einen  Monat  vor  Beginn  des 
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ersten  Dieostes,  beim  Oberpferdearzt  anzumelden,  damit  die 
Einschäzung,  rcsp.  Sehazungsrevision  der  Pferde  einer  Gegend 
möglichst  gleiehzeitig  angeordnet  werden  kann.  Dieselben 
können  angehalten  werden,  die  Pferde  zum  Zweke  der  Ein- 
scbäzung  oder  Sehazungsrevision  auf  ihnen  bezeichnete  Pläze 
zu  führen,  ohne  daß  hiefür  besondere  Vergütung  geleistet 
wird. 

Art.  5.  Die  Einschäzung  findet  unter  Mitwirkung  des 
Oberpferdearztes  oder  in  Verhinderungsfällen  durch  von  dem- 
selben bezeichnete  Experten  statt.  Dabei  kommen  die  für 
Pferd eschaz  11  ngen  überhaupt  gültigen  Vorschriften  zur  An- 
wenduDg. 

Der  Preis  der  ersten  Schazung  darf  bei  spätem  Scha- 
zuQgsre Visionen  nicht  erhöht  werden,  dagegen  sind  Minder- 
werthe,  welche  als  Abschäzung  ausbezahlt  wurden,  von  dem- 
selben abzuzieheD* 

Art,  6.  Die  Eigenthümer  sind  verpflichtet,  die  Gesund- 
heit ihrei'  Dienatpferde  in  und  außer  dem  Dienste  durch  ge- 
eignete Sorgfalt  in  der  Unterbringung,  Wartung  und  Pflege, 
sowie  im  Gebrauch  zu  fördern. 

Durch  Nichtbeachtung  dieser  Obliegenheit  kann  der  An- 
spruch auf  Minder werthsentschädigung  verwirkt  werden. 

Art.  7.  Im  Erkrankungsfalle  außer  Dienst  sorgt  der 
Eigenthümer  auf  seine  Kosten  für  die  erforderliche  Kur  des 
Pferdes.  Er  sendet  dem  Oberpferdearzte  bei  Einleitung  der 
Kur  einen  schriftlichen  Bericht  des  behandelnden  Thierarztes, 
und  ebenso  während  der  ganzen  Zeit  der  Behandiang  jeden 
Samstag  einen  Wochenrapport  des  Leztem  ein. 

Art,  B,  Die  Abschäzung  geschieht  auf  Begehren  des 
Eigen thümers  in  dem  Termin,  mit  welchem  das  Pferd  aus 
der  Schazung  tritt* 

Wenn  ein  in  der  Schazung  befindliches  Pferd  umsteht, 
30  wird    dem    Eigenthümer   von   der    Kri^verwaltung  die 
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Schazungssumme  (Art.  5)  vergütet;  ebenso  wenn  ein  Pferd, 
das  nicht  mehr  in  der  Schazung  steht,  an  einer  Krankheit 
zu  Grunde  geht,  welche  unzweifelhaft  in  der  Zeit  entstanden 
ist,  als  das  Pferd  noch  in  der  Schazung  war. 

Im  Falle  von  Dienstuntauglichkeit  wird  das  Pferd  gegen 
Vergütung  der  Schazungssumme  (Art,  5)  von  der  Kriegs- 
verwaltung übernommen,  sofern  der  die  Dienstuntauglichkeit 
bedingende  Fehler  unzweifelhaft  in  der  Zeit  entstanden  ist, 
während  welcher  das  Pferd  in  Schazung  stand. 

Art.  9.  Für  die  Vergütung  eines  Pferdes,  sowie  für 
die  Bestimmung  eines  Minderwerthes,  ist  die  lezte  Schazung 
maßgebend,  unter  Abzug  allfällig  seither  geleisteter  Minder- 
werthsentschädigungen. 

Art.  10.  Wenn  die  Pferde  im  effektiven  Dienste  stehen 
(Art.  7  des  Bundesbeschlußes),  so  sind  sie  in  allen  Bezie- 
hungen nach  den  Vorschriften  des  Verwaltungsreglements  zu 
behandeln,  und  es  findet  auf  dieselben  während  dieser  Zeit 
der  Bundesbeschluß  vom  8.  Brachmonat  1877  keine  An- 
wendung. 

Minderwerthe,  welche  infolge  eines  effektiven  Dienstes 
vergütet  werden,  sind  bei  der  Wiedereinschäzung  gemäß  dem 
eben  erwähnten  Bundesbeschluß  in  Anschlag  zu  bringen. 

Art.  11.  Nach  Art  1  des  Bundesbeschlußes  sollen 
Rationsvergütungen  und  Pferdewartungskosten  nur  für  effek- 
tiv gehaltene,  diensttaugliche  Reitpferde  verrechnet 
und  ausbezahlt  werden,  und  zwar  genau  für  so  viele  Tage, 
als  die  gesezlichen  Requisite  für  die  Berechtigung  vorhan- 
den sind. 

Gemäß  Art.  9  desselben  Beschlußes  ist  es  untersagt, 
eingeschäzte  Pferde,  für  welche  Jahresrationen  bezogen  wer- 
den, direkt  oder  indirekt  der  Eidgenoßenschaft  in  Miethe 
zu  geben. 


Digitized  by  CjOOQiC 


528       Vergüttitig  von  Pferderatianen  im  PriedetiSTerb&ltniß» 

Der  Oberpferdearzt  hat  Ober  die  Hoachtüog  dieser  Vor- 
schriftea  besoDders  7M  wacheu  uod  Zu  Widerhandlungen  un- 
ver weilt  dem  Departement  zur  Kenntolü  zu  bringen. 

Art,  12*  Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft, 
Die  Vorschriften  Über  die  Ein-  und  Abachä7.ung  der 
Dieostpferde  derjenigen  Militärbeamten  und  Offiziere^  welche 
Jahresrationen  beziehen,  vom  I.März  1876^  sowie  die  Ver- 
ordnung des  MiliEärdepartements  vom  31,  Christmonat  1877 
sind  aufgehoben. 

Bern,  den  13.  Herbstmonat  1881, 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathee, 

Der    Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenol^enschaft : 
Schie£. 


tf^QJrf^Bffl'^t^^^ 
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Reglement 

für 

die  Führung  der  Civilstandsregister. 

(Vom  20.  Herbstmonat  1881.) 


Der  seh  weizeriso  he  B  undesra  th  , 

in    Ausführung    des    Art.  2    des    Bundesgesezes    vom      7^  T^  ^ 
24.  Ghristmonat  1874  aber  Civilstand  und  Ehe; 

in   Betracht,   daß   die   Revision   der  Vorschriften   vom 
17%  Herbstmonat  1875  sich  als  noth wendig  erwiesen  hat; 

auf  den  Antrag  des  eidg.  Departements  des  Innern, 

beschließt: 

I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1.  Die  Eintragungen  in  die  Civilstandsregister, 
die  Auszüge  aus  diesen  Registern,  sowie  die  vorgeschrie- 
benen amtlichen  Mittheilungen,  müssen  nach  Maßgabe  von 
Formularen  und  in  einem  Format  abgefaßt  werden,  welche 
der  Bundesrath  einheitlich  für  alle  Civilstandsbeamten  festsezt. 
Diese  Formulare  sind : 
a.    Formulare  für  die  Register: 

1)   Geburtsregister  A,   für  die   Eintragung   derjenigen 
Geburten,  welche  im  Civilstandskreise  stattgefunden 
haben  (Geburtsurkunden); 
Eidg.  Amt].  Samml.  Nene  Folge.  V.  Bd.  35 

Digitized  by  CjOOQIC 


530  Reglemeut 

2)  Geburtsregister  B,  für  die  Eintragung  der  außer- 
halb des  Krdses  erfolgten  Geburten  solcher  Kinder^ 
deren  Elftem  im  Civilstandskreise  heimatberechtigi 
oder  wohnhaft  sind; 

3)  Todtenregister  A,  für  die  Eintragung  derjenigen 
Sterbefälle,  welche  im  Civilstandskreise  vorgekom- 
men sind  {Sterbeurkunden); 

4)  Todtenregister  B,  f(\r  die  Eintragung  der  außerhalb 
.  des  Kreises  erfolgten  Sterbefälle  solcher  Personen, 

welche   zur  Zeit   ihres  Todes  im  Civilstandskreise 
heimatberechtigt  oder  wohnhaft  gewesen  sind; 

5)  Eheregister  A,  für  die  Eintragung  der  im  Civil- 
standskreise abgeschlossenen  Ehen  (Eheurkunden); 

6)  Eheregister  B,  für  die  Eintragung  der  außerhalb 
des  Civilstandskreises  abgeschlossenen  Ehen  solcher 
Personen,  von  denen  beide  oder  auch  nur  me 
im  Civilstandskreise  heimatberechtigt  oder  wohn- 
haft sind; 

b.  Formulare  für  di^  Auszüge: 

7)  Auszug  aus  dem  Geburtsregister  (Geburtsschein); 

8)  Auszug  aus  dem  Todtenregister  (Todtenschein); 

9)  Auszug  aus  dem  Eheregister  (Eheschein); 

c.  Formulare  betreffend  die  auf  die  Eheschließung  bezüg- 
lichen Förmlichkeiten : 

10)  Eheverkündungsgesuch  der  künftigen  Ehegatten; 

11)  Verkündungsakt; 

12)  Mittheilung  einer  gegen  den  Eheabscfaluß  erhobenen 
Einsprache  an  den  Bräutigam; 

13)  Mittheilung  der  Erklärung  des  Bräutigams  an  den 
Ei  nsp  recher ; 

14)  Veiküodschein  (Art.  36  des  Gesezes)  mit  Ermäch- 
tigung zur  Eheschließung  in  einem  andern  Kreise; 
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d.    Formulare  für  die  Legitimation  außerebelieher  Kinder 
durcii  nachfolgende  Ehe: 

15)  Legitimationsurkunde; 

16)  Mittheilung  der  Legitimation. 

Außer  den  oben  angeführten  Formularen  enthält  die 
Anleitung  für  die  Civilstandsbeamten  noch  solche  von  ge- 
ringerer Bedeutung,  z.  B.  für  das  alphabetische  luhaltsver- 
zeichniß,  für  die  Randbemerkungen  u.  s.  w. 

Ueberdies  enthalt  die  Anleitung  Beispiele  für  die  Ein- 
trugungen in  die  Register. 

Art.  2.  Die  Civilstandsregister,  sowie  die  Auszüge  und 
Mittheilungen  sollen  in  einer  der  drei  fAudessprachen  abge- 
faßt werden.  Dieselbe  wird  für  jeden  Civilstandskreis  von 
der  zuständigen  kantonalen  Behörde  bestimmt. 

Art.  3.  Die"  Register  und  Formulare  werden  den  Civil- 
standsbeamten von  den  Kantonen  oder  Gemeinden  kosten- 
frei geliefert. 

Diejenigen  Ausfertigungen  der  Register,  welche  zur  Ver- 
fügung der  Civilstandsbeamten  in. deren  Händen  verbleiben 
(Art.  2,  Lemma  3  des  Gesezes),  werden  denselben  gebunden 
und  vollständig  mit  Seitenzahlen  ve);isehen  übergeben. 

Die  kantonale  Staat-skan^lei  oder  eine  andere  von  der 
zuständigen  kantonalen  Behörde  hiefUr  bezeichnete  Amtsstelle 
vermerkt  vorn  auf  dem  Titelblatte  oder  der  innein  Seite  des 
Einbandes  die  Zahl  der  Seiten,  welche  der  Band  enthält. 

Dieser  Vormerk  muß  unterzeichnet,  datirt  und  mit  dem 
Aintssiegel  (Stempel)  versehen  sein. 

Art.  4.  Die  Eintragungen  in  die  A-Register  sind  durch 
die  Artikel  2.  6,  7,  8,  9  und  10  des  Gesezes  geregelt. 
Außerdem  sind  folgende  Vorschriften  zu  beobachten: 

Alle  Eintragungen  sollen  unter  fortlaufenden  Orduungs- 
Durnniern  geschehen,  welche  mit  jedem  Jahre  in  jedem 
Register  aufs  Neue  begiuiieu. 

Digitized  by  CjOOQIC 


532  Reglement 

SämmÜiohe  in  den  Formularen  zwischen  den  gedrukten 
Worten  offen  gelassenen  Zwischenräume  müssen  ohne  Aus- 
nahme mit  denjenigen  Angaben^  zu/^eren  Aufnahme  sie 
bestimmt  sind,  ausgefüllt  werden.  Können  in  einem  Falle 
solche  Angaben  nicht  gemacht  werden,  oder  bleiben  bei 
deren  Eintragung  Stellen  unbeschrieben,  so  sind  die  leeren 
Zwischenräume  durch  wagrechte  Striche  auszufallen. 

Erweisen  sich  in  einzelnen  Fällen  die  gedrukten  Rubriken 
als  unanwendbar  und  daher  überfloßig  (sp  z.  B.  die  Rubrik 
^Beruf,  weil  der  Beruf  nicht  angegeben  werden  kann),  so 
sind  dieselben  zu  durchstreichen. 

Wenn  die  Zwischenräume  zwischen  den  gedrukten  Worten 
zur  Aufnahme  der  betreffenden  Angaben  nicht  genügen  und 
deßhalb  die  Einschiebung  von  Zwischenlinien  nothwendig 
wird,  so  sollen  unbeschrieben  bleibende  Stellen  der  leztem 
ebenfalls  mit  einem  wagrechten  Strich  ausgefüllt  werden. 

Der  Oivilstandsbeamte,  sowie  diejenigen  Personen,  welche 
nach  Art.  16,  22  und  39  des  Gesezes  die  Eintragungen  in 
die  Ciyilstandsregister  unterzeichnen  müssen,  haben  ihre 
Unterschriften  in  beiden  Regisierausfertigungen  eigenhändig 
beizusezen. 

Ist  in  einem  Fall^,  wo  das  Gesez  (Art.  14,  Lemma  2 
und  Art.  20,  Lemma  3)  diese  Form  gestattet,  die  Geburts- 
oder Todesanzeige  schriftlich  gemacht  worden,  so  streicht  der 
Oivilstandsbeamte  die  Worte  ^vorgelesen  und  bestätigt^ 
durch  und  schreibt  darunter  ^schriftliche  Anzeige^  nach- 
dem er  nach  den  Worten  „auf  die  Anzeige  von^  Namen 
und  amtliche  Eigenschaft  der  Person,  von  welcher  die  Anzeige 
erfolgt  ist,  angegeben  hat. 

Art.  5.  Die  im  Artikel  5,  Litt,  b  des  Gesezes  vorge- 
schriebenen Mittheilungen  an  den  Wohnort  und  an  den 
Heimatort  geschehen  vermittelst  Zusendung  von  Auszügen^ 
welche  nach  einem  der  Formulare  7,  8  oder  9  verfaßt  sind. 

Wenn  die  Person,    auf  welche  der  mitzutheilende  Akt 
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sich  bezieht,  an  mehreren  Orten  heimatberechtigt  ist,  so 
muß  die  Mittheilung  cmi  den  Civilstandsbeamten  jedes  Heimat- 
ortes erfolgen.  Trauungen  werden  an  jeden  Heimatort  eines 
jeden  der  beiden  Gatten  mitgetheilt. 

Wenn  die  Person  oder  die  Personen,  auf  welche  der 
mitzutheilende  Akt  sieh  bezieht,  in  einem  auswärtigen  Staate 
heimatberechtigt  oder  wohnhaft  sind,  mit  welchem  die 
Schweiz  einen  Vertrag  ttber  die  gegenseitige  MitÜieilung  von 
Standesurkunden  abgeschlossen  hat,  so  geschieht  die  Mit- 
theilung an  das  Civilstandsamt  ihres  Landes  durch  Zusendung 
eines  nach  einem  der  Formulare  7,  8  oder  9  gefertigten 
Auszuges.  Die  Civilstandsbeamten  stellen  den  Auszug  der 
Staatskanzlei  ihres  Kantons  zu,  und  diese  übermittelt  den- 
selben, unter  Beobachtung  der  bezüglichen  Vertragsbestim- 
mungen, an  den  auswärtigen  Staat. 

Die  Mittheilungen  sind  am  Schlüsse  der  Eintragung  im 
Register  folgendermaßen  vorzumerken:  ^Mitgetheilt  dem 
Civilstandsbeamten  von  X,  Y  etc.^  oder,  wenn  die 
MittheiluDg  ins  Ausland  geht:  ^Der  Staatskanzlei  einen 
Auszug  zugestellt.^ 

Art.  6.  Der  Givilstandsbeamte ,  welcher  eine  der  im 
Art.  5  hievor  genannten  Mittheilungen  erhält,  soll  dieselbe 
ohne  Verzug  in  das  betreffende  B-Register  eintragen. 

Die  Mittheilungen  selbst  werden  mit  der  gleichen  Nummer 
wie  der  Eintrag  versehen  und  in  Umschlägen  aufbewahrt, 
welche  als  Aufschrift  die  Bezeichnung  des  Registers  ent- 
halten, in  welches  die  Eintragung  geschehen  ist. 

Die  vom  Auslande  einlangenden  Mittheilungen ,  die 
nicht  in  einer  der  drei  Landessprachen  der  Schweiz  abgefaßt 
sind ,  sollen  mit  einer  Uebersezung  begleitet  sein,  deren 
Richtigkeit  durch  ein  amtliches  Zeuguiß  bestätigt  wird. 

Art.  7.  In  den  Registern  B  können  die  Zeitangaben 
mit  Zahlen  geschrieben  werden.  Im  Uebrigen  sind  die  Ein- 
tragungen  in  diese  Register   ebenfalls  den  Vorschriften  der 
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Artikel  2,  6,  7,  8,  9  und  10  des  Ge^ezes,  sowie  des  Art.  4 
dieses  Reglements  unterworfen. 

Die  Register  B  werden  wie  die  Register  A  in  zwei  Aus- 
fertigungen geführt. 

Art.  8.  Aus  den  Registern  B  werden  keine  Auszüge, 
sondern  nur  Abschriften  der  Auszüge  oder  Mittheilungen 
verabfolgt,  auf  welche  hin  die  Eintragungen  stattgefunden 
haben.     (Art.  6  dieses  R^lements.) 

Art.  9.  In  den  Registern  A  und  B  werden  die  Ein- 
tragungen jedes  Jahres  mit  dem  31.  Christmonat  abge- 
schlossen. Der  Abschluß  geschieht  in  der  Weise,  daß 
unmittelbar  hinter  der  lezten  Eintragung  des  betreffenden 
Jahres  in  jedem  Register  beurkundet  wird: 

^Die  Nummer....  auf  Seite istdiejenige 

der  lezten  Eintragung  im  Jahre  18..  —  Beide 
Ausfertigungen  des  Registers  sind  gleich- 
lautend. Was  hiemit  bezeugt  wird.  Der 
Civilstandsbeamte  (Unterschrift,  Datum  und  Amtssiegel). "• 

An  dem  Tage,  an  welchem  die  eine  Ausfertigung  der 
kantonalen  Behörde  übei^eben  wird  (Art.  12  des  Reglements), 
hat  der  Civilstandsbeamte  in  der  ihm  verbleibenden  Aus- 
fertigung zu  beurkunden : 

^Eine  Ausfertigung  wurde  am 18.. 

der  kan  tona  1  en  B  eh  örd  e  ü  berge  be  n,  gemäß 
Art.  2  des  Gesezes.  Der  Civilstandsbeamte 
des  Kreises  ....  (Unterschrift,  Datum  und  Amtssiegel.)^ 

Art.  10.  Wenn  das  Register  am  Schlüsse  des  Jahres 
nicht  ausgefüllt  ist,  so  können  die  Eintragungen  des  neuen 
Jahres  in  dem  gleichen  Bande  beginnen.  Zwischen  den 
Eintragungen  eines  Jahres  und  denjenigen  des  folgenden 
darf  jedoch  keine  Seite  unbeschrieben  bleiben ,  und  es  soll 
der  im  Art.  9  vorgeschriebene  Abschluß  vormerk  eingeschaltet 
werden.  Unbeschriebene  Theile  einer  Seite  werdeo  durch 
einen  Querstrich  unbrauchbar  gemacht. 
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Wenn  umgekehrt  der  Band  vor  Eode  des  Jahres  beendigt 
ist,  80  werden  die  Eintragungen  in  einem  neuen  Bande  fort- 
gesezt.  Hinter  der  lezten  Eintragung  des  ausgefüllten  Bandes 
ist  in  diesem  Falle  der  Abschluß  folgendermaßen  schriftlich 
2U  beurkunden :  .j^Dieser  Band  ist  mit  Nr...  der 
Eintragungen  des  Jahres  18..  abgeschlossen. 
Die  Fortsezung  befindet  sich  in  dem  Bande, 
welcher  mit  Nr...  beginnt.  Was  biemit  be- 
zeugt wird.  —  Der  Civilstandsbeamte.  (Unter- 
schrift, Datum  und  Amtssiegel.)  ^ 

Vor  der  ersten  Eintragung  im  neuen  Bande  soll  vorn 
auf  dem  Titelblatt  oder  der  Innern  Seite  des  Einbände» 
folgender  Vormerk  eingeschrieben  werden: 

^DieserBand  ist  die  Fortsezung  eines  vorher- 
gehenden, welcher  die  Eintragungen  von  Nr.  .  . 
des  Jahres  18..  bis  Nr...  des  Jahres  18..  ent- 
hält. Was  hie  mit  bezeugt  wird.  (Unterschrift,  Datum 
und  Amtssiegel).^ 

Art.  11.  Für  jeden  Jahrgang  eines  Registers  muß  ein 
sowohl  die  Eintragungen  als  die  Randbemerkungen  berük- 
sichtigendes,  alphabetisch  geordnetes  lofaalts-  (Namens-)  Ver- 
zeichniß  angefertigt  und  dem  Schlüsse  des  betrefifenden  Bandes 
beigefügt  werden.  Dasselbe  soll  die  Familiennamen  der- 
jenigen Personen  enthalten ,  auf  welche  die  Eintragungen 
sich  beziehen,  und  auf  die  Seitenzahlen  verweisen,  auf  denen 
die  Einträge  sich  befinden.  Hinter  dem  Familiennamen  sind 
die  Vornamen  und  der  Heimatort  der  betrefFenden  Personen 
beizufügen. 

Die  verheirateten ,  verwitweten  und  diejenigen  ge- 
schiedenen Frauen,  welche  nach  der  Scheidung  den  Familien- 
namen ihres  frühem  Ehemannes  beibehalten  haben,  müssen 
im  Inhaltsverzeichniß  zum  Todtenregister  doppelt,  nämlich 
sowohl  unter  dem  angeheirateten ,  als  unter  demjenigen 
Familiennamen  eingetragen  werden ,  welchen  sie  vor  der 
Verehelichung  getragen  haben  (Mädchennamen). 
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Das  lohaltsverzeichniß  zum  Eheregister  soll  die  Familien- 
namen beider  Ehegatten  enthalten,  und  zwar,  wenn  die  Ehe- 
frau sohon  einmal  verehelicht  war  und  den  Familiennamen 
ihres  frühem  Ehemannes  beibehalten  hat,  sowohl  ihren 
Mädchennamen  als  den  angeheirateten  Familiennamen.  Es 
muß  daher  jede  Ehe  wenigstens  zwei  Male  im  Inhalts- 
.verzeichnisse  aufgeführt  werden,  ein  Mal  unter  dem  Familien- 
namen des  Ehemannes  und  ein  oder  zwei  Male  unter  dem- 
jenigen der  Ehe&au. 

Art.  12.  Diejenigen  Ausfertigungen  der  Register,  welche 
der  Civilstandsbeamte  jedes  Jahr  der  zu  ihrer  Aufbewahrung 
bezeichneten  Amtsstelle  übergeben  muß,  werden  auf  unge- 
bundenen Blättern,  aufweichen  das  Wort  ^Duplikata^  vor- 
gedrukt  ist,  geführt.  Diese  Ausfertigungen  sollen  denjenigen, 
welche  in  den  Händen  des  Civilstandsbeamten  bleiben,  gleich- 
lautend sein,  und  zwar  nicht  nur  in  Betreff  der  Abfassung 
und  der  Unterschriften,  sondern  auch  bezüglich  der  Seiten- 
bezifferung (Paginirung),  sowie  der  Nummerirung  der  Ein- 
tragungen und  des  Inhaltsverzeichnisses. 

Art.  13.  Nach  der  üebergabe  dieser  Ausfertigungen 
läßt  die  kantonale  Behörde  dieselben  in  der  Weise  einbinden, 
daß  die  Bände  einen  oder  mehrere  Civilstandskreise  um- 
fassen und  einen  Titel  tragen,  weicher  sowohl  das  Jahr  als 
die  betreffenden  Kreise  angibt. 

Art.  14.  Wenn  zufolge  eines  Urtheiles  oder  eines  Ent- 
scheides der  zuständigen  Behörde  eine  Berichtigung  in  ein 
Register  eingetragen  oder  wenn  eine  nachträgliche  Einschreibung 
gemacht  werden  soll  (Art.  20,  22  und  41  dieses  Reglements) 
und  die  eine  Ausfertigung  nicht  mehr  in  den  Händen  des 
Civilstandsbeamten  sich  befindet,  so  gibt  derselbe  der  zur 
Aufbewahrung  dieser  Ausfertigung  bezeichneten  Amtsstelle 
von  dem  Urtheile  oder  von  dem  Entscheide  Eenntniß,  damit 
die  Berichtigung  oder  der  Zusaz  in  dieselbe  eingetragen 
werde. 
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Art.  15.  Es  dürfen  keine  Gebühren  von  den  betheiligten 
Parteien  bezogen  werden:  1)  für  die  Eintragungen,  Mit- 
Iheilungen,  Bekanntmachungen  (Verkündungon)  und  Zu- 
sendungen, welche  im  Art.  5,  Litt,  a,  b  und  c  des  Gesezes 
vorgeschrieben  sind;  2)  für  die  Trauungen,  welche  im  Civil- 
Standskreise  des  Wohnsizes  des  Bräutigams  (Art.  37  des 
Gesezes)  an  den  von  der  kantonalen  Behörde  festgesezten 
Tagen  und  Stunden  (Art.  38  des  Gesezes)  stattfinden;  3) 
für  die  Ausfertigung  und  Absendung  der  Verküudakte;  4} 
für  die  Rüksendung  derselben  (Art.  29  dieses  Reglements). 

Für  die  gesezlich  vorgeschriebenen  amtlichen  Mittheilungen 
besteht  im  Innern  der  Schweiz  Portofreiheit. 

Art.  16.  Für  die  Mittheilungen,  welche  nicht  gesezlich 
vorgeschrieben  sind,  sowie  für  die  Auszüge,  Abschriften  und 
sonstigen  Schreibereien,  welche  nur  auf  Verlangen  der  Be- 
theiligten und  ohne  bestehende  gesezliche  Verpflichtung  ge- 
macht werden,  können  die  Civilstandsbeamten  von  den  Par- 
teien diejenigen  Gebühren  beziehen,  welche  die  kantonalen 
Behörden  mit  Genehmigung  des  Bundesrathes  dafür  fest- 
gesezt  haben. 

Für  die  Versendung  von  Schriftstüken,  für  welche  die 
Civilstandsbeamten  von  den  Betheiligten  Gebühren  beziehen^ 
besteht  keine  Portofreiheit. 

Art.  17.  Den  Kantonen  steht  frei,  für  den  Empfang 
und  die  Versendung  der  im  Art.  5,  Litt,  b  des  Gesezes 
vorgesehenen  Mittheilungen,  für  die  Aufbewahrung  der  älteren 
Register  und  für  die  Ausfertigung  der  Auszüge  und  Ab- 
schriften, sowie  für  die  Leitung  und  Beaufsichtigung  des 
Civilstandswesens  überhaupt,  eine  Centralbehörde  (Central- 
büreau)  aufzustellen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Organisation  einer  solchen 
Stelle  unterliegen  der  Genehmigung  des  Bundesrathes. 

Art.  18.  Die  Civilstandsbeamten  sind  verpflichtet,  den 
auf  das  Civilstandsweseu  bezüglichen  Gesuchen,  welche  von 
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anderen  Civilstandsbeamten  oder  von  Gemeindebehörden  in 
amtlichen  Angelegenheiten  an  sie  gerichtet  werden,  zu  ent- 
sprechen. 

n.  Besondere  Bestimmungen. 
Geburtsregister  A. 

Art.  19.  Die  Reihenfolge  der  Ordnungsnummern  der 
Eintragungen  beginnt  jedes  Jahr  für  diejenigen  Geburten, 
welche  in  demselben  stattfinden,  aufs  Neue.  Die  Nummer 
Eins  wird  derjenigen  im  laufenden  Jahre  vorgekommenen 
Geburt  gegeben,  welche  zuerst  zur  Anzeige  gelangt. 

Diejenigen  Geburten,  welche  im  vorhergehenden  Jahre 
stattgefunden  haben,  jedoch  erst  im  laufenden  Jahre  ange- 
zeigt worden  sind,  erhalten  Numtnern,  welche  die  Reihen- 
folge Hes  vorhergehenden  Jahres  fortsezen.  Diese  Geburten 
sollen,  unter  Angabe  der  Stelle,  wo  sie  eiogetragen  sind, 
auch  in  das  alphabetische  Inhaltsverzeichniß  des  Jahres  auf- 
genommen werden,  in  welchem  sie  wirklich  stattgefunden 
haben. 

Art.  20.  Der  Civilstandsbeamte  ist  nicht  berechtigt, 
verspätete  Geburtsanzeigen  zurükzuweisen ,  sondern  soll  die 
Eintragung  derselben  mit  Beobachtung  der  unter  Art.  19 
hievor  enthaltenen  Vorschriften  vornehmen,  unbeschadet  des 
Rechtes,  die  Säumigen  nach  Art.  59,  Lemma  1  des  Gesezes 
zu  verzeigen. 

Art.  21.  Die  nach  dem  sechsten  Schwangerschafts- 
monate todtgeborenen  Kinder  sind  in  das  Geburtsregister 
einzutragen,  jedoch  ohne  Mittheilung  an  andere  Civilstands- 
beamte. 

Todtenregister  A. 

Art.  22.  Die  Vorschriften  der  Artikel  19  und  20  gelten 
auch  für  die  Eintragung   und  Nummerirung  der  Todesfälle^ 
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Art.  23.  Wenn  die  verstorbene  Person  erst  kurze  Zeit 
an  dem  Orte,  wo  ihr  Tod  erfolgte,  zugebracht  hatte,  als 
Reisender,  als  Grast  oder  als  neuer  Ankömmling,  so  ist  dieser 
ausnahmsweise  Umstand  nach  der  Ortsangabe  kurz  zu  er- 
wähnen durch  Angaben  wie:  ^nach  einem  Aufenthalt 
von  sechs  Stunden,^  tj^on  zwei  Tagen,^  Tjvon 
drei  Wochen.^ 

Art  24.  Ist  die  Person  an  einer  Krankheit  gestorben, 
so  muß  nur  die  Hauptkrankheit  ohne  die  im  Verlaufe  der- 
selben hinzugetretenen  Erkrankungen  efngetragen  werden. 

Da  nach  dem  Geseze  die  Todesursache  ^wenn  immer 
möglich^  durch  eine  ärrztliche  Bescheinigung  nachgewiesen 
werden  soll,  so  darf  die  Todesanzeige  von  dem  Civilstands- 
beamten  erst  dann  als  vollständig  betrachtet  werden,  wenn 
seitens  des  Arztes,  welcher  die  Person  zulezt  behandelt  hat, 
das  Zeugniß  über  die  Todesursache  vorliegt.  Dieses  ärzt- 
liche Zeugniß  kann  der  Civilstandsbeamte  nur  in  den  Fällen 
erlassen,  wo  er  sich  überzeugt,  daß  die  Beschaffung  des- 
selben innerhalb  der  für  die  Anzeige  vorgeschriebenen  Zeit 
unmöglich  ist. 

Weitergehende  Vorschriften  der  Kantone  über  die  Leichen- 
schau sind  vorbehalten. 

Art.  25.  Die  nach  dem  sechsten  Schwangerschafts- 
monate todtgeborenen  Kinder  sollen  auch  in  das.  Todten- 
register  A  eingetragen  werden,  jedoch  ohne  Mittheilung  an 
andere  Civilstandsbeamte. 

EheverkUndungen  und  Eintragung  der  Ehen. 

Art.  26.  Das  Gesuch  um  Verkündung  eines  Ehe- 
versprechens  kann  bei  jedem  Civilstandsbeamten  gestellt 
werden,  welcher  nach  Art.  29  des  Gesezes  zur  Vornahme 
der  Verkündung  verpflichtet  ist. 

Wenn  die  kantonale  Gesezgebung  nicht  die  Führung 
von  Eheverkündungsregistern  vorschreibt,  so   soll  das  Ver- 
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kttnduDgsgesuch    nach    Maßgabe    von    Formular   Nr.  10   in 
Schrift  verfaßt  werden." 

Art.  27.  Der  Civilstandsbeamte  verwendet  für  die  Ver- 
ktindung,  die  ihm  selbst  obliegt,  das  Formular  Nr.  11. 

Um  die  Verkündung  durch  die  andern  hiezu  verpflich- 
teten Civilstandsbeamten  (am  Heimatort  und  Wohnort  des 
Bräutigams  und  der  Braut)  zu  erwirken,  tibersendet  er  den- 
selben eine  Ausfertigung  des  gleichen  Formulars  Nr.  11  mit 
entsprechender  Ausfüllung  der  Rükseite  desselben. 

Art.  28.  Die  Civilstandsbeamten,  welche  auf  diese 
Weise  um  Anordnung  der  Verkündung  angegangen  worden 
sind,  vollziehen  dieselbe  ihrerseits  mittelst  Verwendung  des 
erhaltenen  Formulars  Nr.  11,  oder  einer  Abschrift  desselben. 
Geschieht  die  VerkOndung  durch  Einrükung  in  ein  amtliches 
Blatt,  so  soll  dieselbe  alle  in  dem  Verkündungsakt  enthal- 
tenen Angaben  in  sich  schließen.  Erfolgt  die  Verkündung 
durch  Anschlag,  so  muß  entweder  eine  Abschrift  des  Ehe- 
verkündungsaktes  (Art.  27  dieses  Reglements)  angeschissen 
werden  oder,  wenn  die  Urschrift  selbsit  angeheftet  wird, 
dies  auf  eine  Weise  geschehen,  welche  dieselbe  vor  Schädi- 
gung bewahrt. 

Art.  29.  Nach  Ablauf  der  gesezlich  bestimmten  Fristen, 
d.  h.  spätestens  48  Stunden  nach  Verfluß  der  im  Art.  34  des 
Gesezes  festgesezten  zehntägigen  Frist,  senden  die  Civilstands- 
beamten den  ihnen  zugestellten  Verkündungsakt  an  den  Civil- 
standsbeamten des  Wohnorts  des  Bräutigams  zurük,  nach- 
dem sie  die  auf  die  Bekanntmachung  und  Einsprachen  be- 
züglichen Rubriken  ausgefüllt  haben.' 

Art.  30.  Wenn  die  Trauung  der  Ehe  nicht  in  dem 
Kreise  stattfindet,  wo  der  Bräutigam  seinen  Wohnsiz  hat, 
so  stellt  der  Civilstandsbeamte  dieses  Kreises  den  Ver- 
kündschein, beziehungsweise  die  Ermächtigung  zur  Trauung, 
nach  Formular  Nr.  14  aus  und  legt  sodann,  als  Belege  zum 
Eheregister   B,   in   welches  die   Ehe,  nach  Eingang  der  im 
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Art.  5,  Litt,  b  des  Oesezes  vorgeschriebenen  Mittheilung,  ein- 
zutragen ist,  in  sein  Archiv  : 

1)  die  Geburtsscheine  (Art  30  des  Gesezes); 

2)  das  schriftliche  Ebeverkündungsgesuch,  wenn  ein  solches 
gemäß  Art.  26  dieses  Reglements  erforderlich  ist; 

3)  den  VerkOndakt,  welchen  er  selbst  bekannt  ge- 
macht hat; 

4)  die  Verkündakte,  welche  ihm  von  den  andern  Civil- 
standsbeamten  zurükgesandt  worden  sind  (Art  28 
dieses  Reglements); 

5)  die  Einwilligungserklärungen  der  Eltern  oder  Vor- 
münder, wo  solche  nach  Art.  27  des  Gesezes  nöthig 
sind; 

6)  für  jeden  der  neuen  Ehegatten,  welcher  schon  einmal 
verehelicht  gewesen  ist,  den  Todtenschein  für  den  frü- 
hem andern  Ehegatten  oder  das  Urtheil,  durch  welches 
die  frühere  Ehe,  nichtig  erklärt  oder  geschieden  worden 
ist,  beziehungsweise  einen  Auszug  aus  diesem  Urtheil; 

7)  wenn  der  Bräutigam  ein  Ausläüder  ist,  die  im  Art.  31 
des  Gesezes  vorgeschriebene  Erklärung  der  zuständigen 
auswärtigen  Behörde,  eventuell  die  Dispensation  der 
kantonalen  Regierung; 

8)  in  dem  im  Art.  37,  Lemma  2  des  Gesezes  bezeichneten 
Falle  die  dort  vorgeschriebene  Ermächtigung. 

Art.  31.  Wenn  dagegen,  gemäß  der  gesezlichen  Regel, 
die  Ehe  in  dem  Civilstandskreise  des  Wohnsizes  des  Bräutigams 
abgeschlossen  wird,  so  verwahrt  der  Civilstandsbeamte  dieses 
Kreises  die  im  Art.  30  bezeichneten  Urkunden  in  seinem 
Archiv  als  Belege  zur  Eintragung  in  das  Register  A. 

Art.  32.  In  dem  im  Art.  30  vorgesehenen  Falle,  wo  die 
Ehe  in  einem  andern  Civilstandskreise,  als  demjenigen  des 
Wohnsizes  des  Bräutigams,  abgeschlossen  worden  ist,  hat 
der  Civilstandsbeamte,  welcher  die  Trauung  vornimmt,  zu 
seiner  Legitimation   und    als  Beleg  zur  Eintragung  in   das 
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Register  Ä  die  ihm  nach  Formular  Nr.  14  ertheilte  Ermäch- 
tigung in  seinem  Archiv  aufzubewahren. 

Art.  33.  Die  Mittheilungen  an  die  anderen  Civilstands- 
beamten  haben  nach  Maßgabe  von  Formular  Nr.  9  zu  ge- 
scheheu. 

Ebenfalls  nach  diesem  Formular  wird  der  Eheschein 
ausgefertigt,  dessen  Vorweisung  für  die  Vornahme  der  kirch- 
lichen Trauungsfeierlichkeit  erforderlich  ist.  (Art.  40  des 
Gesezes.) 

Legitimation  aussereheh'cher  Kinder  durch  nachfolgende  Ehe. 

Art.  34.  Zur  Entgegennahme  der  Anzeige  über  die 
Legitimation  ausserehelicher  Kinder  durch  nachfolgende  Ehe 
ihrer  Eltern  sind  verpflichtet; 

a.  der  Civilstandsbeamte,  welcher  die  Trauung,  vornimmt, 
wenn  die  Anzeige  bei  Abschluß  der  Ehe,  d.  h.  un- 
mittelbar vor  oder  nach  dei-selben  gemacht  wird; 

b.  der  Civilstandsbeamte  am  Wohnsize  der  Ehegatten, 
wenn  die  Anzeige  nicht  bei  der  Trauung  gemacht 
worden  ist. 

Art.  35.  Wird  die  Anzeige  verspätet,  d.  h.  erst  nach 
Ablauf  der  im  Art.  41  des  Gesezes  den  Eltern  hiefür  ein- 
geräumten Frist  gemacht,  so  darf  der  Civilstandsbeamte  des 
Wohnortes  der  Ehegatten  die  Annahme  derselben  gleich- 
wohl nicht  verweigern ;  dagegen  soll  er  die  säumigen  Eltern 
gemäß  Art.  59,  Ziffer  1  des  Gesezes  verzeigen. 

Art.  36.  Der  Civilstandsbeamte  darf  die  Anzeige  erst 
annehmen,  nachdem  ihm  die  Gebui-tsscheine  der  Kinder, 
welche  legitimirt  werden  sollen,  und  im  Falle  des  Art.  34, 
Litt  b  der  Eheschein  der  Eltern  übergeben  worden  sind. 

Art.  37.  Die  Legitimationsurkuude  wird  für  jedes 
Kind  besonders  nach  Formular  Nr.  1 5  verfaßt ,  welches 
Familiennamen,  Vornainen,    Beruf,   Heimatort  und  Wohnort 
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der  Eitere,  den  Zeitpunkt  und  den  Ort  des  filieabschlusse»^ 
sowie  den  Familiennatnen)  Vornamen  und  Geburtsort  des 
Kindes  enthält. 

Die  Urkunde  rauß  von  den  Eltern  und  dem  Civilstands- 
beamten  unterzeichnet  werden. 

Art.  38.  Diese  Urkunde  wird  mit  einer  Ordnungs- 
nummer versehen  und  mit  den  im  Art.  30  erwähnten  Be« 
legen  im  Archiv  des  Civilstandsbeamten  aufbewahrt. 

Art.  39.  Der  Civilstandsbeamte,  welcher  die  Legiti- 
mationsurkunde au^estellt  hat,  gibt  von  derselben  unver- 
züglich den  Civilstandsbeamten  derjenigen  Kreise,  wo  die 
Geburt  des  Kindes  eingetragen  ist^  nämlich  wo  dasselbe 
geboren  und  heimatberechtigt  ist,  mittelst  Benuzung  des 
Formulars  Nr.  16  summarische  Kenntniß. 

Art.  40.  Jeder  Civilstandsbeamte,  welcher  eine  solche 
Mittheilung  erhält,  fügt  dieselbe,  soweit  sie  ihn  betrifft,  als 
Randbemerkung  der  über  den  Qeburtsfall  vorgenommenen» 
Eintragung  in  dem  Register  A  (Art.  18  des  Gesezes)  oder 
dem  Register  B  bei.  Für  diese  Randbemerkungen  ist  fol- 
gendes Formular  maßgebend: 

^Zufolge  Mittheilung  des  Civilstands- 
beamten von  X.  wurde  N.  N.  (Name  des  Kindes), 
dessen  Geburt  in  diesem  Register  unter 
der  Nummer...  des  Jahresl8..  eingetragen 
worden  ist,  durch  die  nachfolgende  Ehe 
seiner  Eltern,  N.  N.  (Name  des  VatersJ  von  X. 
(Heimatort  des  Vaters)  und  N.  N.  (Name  der  Mutter> 
von  X.  (Heimatort  der  Mutter),  legitimirt;  die  Legiti- 
mationsurkunde  wurde  eri-ichtetden 

zu (Datum,   Unterschrift  uud  Amtssiegel)."* 

Art.  41.  Der  Art.  14  dieses  Reglements  findet  auch, 
auf  nachträgliche  Eintragungen  dieser  Art  Anwendung. 

Art.  42.  Außer  den  im  Art.  39  vorgeschriebenen  Mit-^ 
theilungen  soll  eine  solche  auch  au  den  Civilstandsbeamteni 
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des  Heimatorts  des  Vaters  erlassen  werden.  Diese  Mit- 
theilung ist  nicht  in  ein  Register  einzutragen,  sondern  bei 
den  Belegen  über  die  Eintragung  der  Trauung  der  Eltern 
zum  Register  A  oder  zum  Register  B  aufzubewahren. 

Art.  43.  Die  Vorschriften  der  Artikel  34—42  finden 
auch  Anwendung,  wenn  die  Ehegatten  sich  im  Ausland 
verheiratet  haben  und  ihren  Wohnsiz  in  die  Schweiz  zurük- 
verlegen. 

Art.  44.  Ebenso  kommen  dieselben  zur  Anwendung, 
wenn  die  in  der  Schweiz  verbürgerten  Eltern  im  Ausland 
wohnen. 

Begeben  die  Eltern  sich  zu  diesem  Zweke  in  die 
Schweiz,  so  soll  die  Anzeige  der  Legitimation  außerehelieher 
Kinder  vor  dem  Civilstandsbeamten  am  Heimatorte  des 
Ehemannes  gemacht  werden  und  dieser  Beamte  sodann  nach 
Vorschrift  der  Artikel  36,  37,*  38  und  39  dieses  Reglements 
verfahren. 

Können  die  Eltern  sich  nicht  in  die  Schweiz  verfügen, 
so  ist  die  Legitimationsurkunde  vor  einem  diplomatischen 
oder  Konsular- Agenten  der  Schweiz,  oder  vor  einem  aus- 
ländischen öfifentlichen  Beamten  (Civilstandsbeamten,  Notar 
ti.  s.  w.),  welcher  die  Fähigkeit  zur  Errichtung  öffentlicher 
Urkunden  besizt,  in  Schrift  zu  verfassen  und  hierauf  von  den 
Eltern  mit  einem  motivirten,  die  nöthigen  Aufschlüsse  ent- 
haltenden Antrage  und  den  erforderlichen  Belegen  (Art.  36 
des  Reglements)  dem  Civilstandsbeamten  des  Heimatortes 
des  Vaters  zuzustellen,  worauf  dieser  Beamte  nach  Maßgabe 
der  Artikel  38  und  39  dieses  Reglements  verfährt. 

Art.  45.  Die  Vorschriften  der  Artikel  34—42  finden 
«ndlich  auch  Anwendung  auf  die  Legitimation  außerehelicher 
Kinder  durch  die  nachfolgende  Ehe  ausländischer  Eltern, 
welche  in  der  Schweiz  sich  verehelichen  oder  verehelicht 
haben  und  in  derselben  wohnen. 
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Schlussbestiminiiiigeii. 

Art.  46.  Dieses  Reglement,  duroh  welches  die  Vor- 
schriften vom  17.  Herbstmonat  1875,  sowie  alle  wider- 
sprechenden kantonalen  Vorschriften  aufgehoben  werden, 
tritt  mit  dem  1.  Jänner  1882  in  Kraft. 

Die  bisherigen  Register  dürfen  zu  Eintragungen  ver- 
wendet werden,  bis  sie  ausgefüllt  sind,  ebenso  die  bisherigen 
Registerformulare  für  die  Doppel  derselben.  Neue  Register 
dürfen  nur  nach  den  neuen  Formularen  angelegt  werden. 

Die  alten  Formulare  für  die  Auszüge  und  Mittheilungen 
dürfen  vom  Inkrafttreten  dieses  Reglements  an  nicht  mehr 
angewendet  weVden. 

Art.  47.  Die  Muster  der  neuen  Formulare  sind  auf 
dem  eidgenössischen  Departement  des  Innern  niedergelegt 
und  werden  von  demselben  den  Kantonsregierungen  auf  ihr 
Verlangen  zugesandt. 

Die  Beispiele  für  die  Eintragungen  sind  in  der  ^An- 
leitung für  die  Civilstandsbeamten^  abgedrukt. 

Bern,  den  20.  Herbstmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Schieß. 


Eidg.  amtl.  Samml.  Nene  Folge.  V.  Bd.  36  ^  t 
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Instruktion 

far 

die  Civilstandsbeamten,  betreffend  die  statistischen 
Auszüge  aus  den  Civilstandsregistern  zuhanden 
der  Bundesbehörden. 

(Vom  20.  Herbstmonat  1881.) 


Der  schweizerische  BundesratB, 

l  ^  C  ^ ,  )(/j(  iß  Ausführung  des  Art.  5,  Litt,  e  des  Gesezes  betreffend 
die  Feststellung  und  Beurkundung  des  Civilstandes  und  die 
Ehe,  vom  24.  Christmonat  1874,  und  des  Bundesbeschlußes 
vom  17.  Herbstmonat  1875; 

auf  den  Antrag  des  eidg.  Departements  des  Innern, 

beschließt: 

L  Allgemeine  Bestlmmimgeii. 

Art.  1.  Säramtliche  schweizerische  Civilstandsbeamten 
haben  über  jede  Geburt,  jeden  Sterbefall  und  jede  Trauung, 
welche  sich  in  ihrem  Civilstandskreise  ereignet  haben,  einen 
auf  eine  besondere  Karte  geschriebenen  Auszug  aus  den 
mit  A  bezeichneten  Civilstandsregistern,  gemäß  nachfolgen- 
den Formularien,  an  das  eidg.  statistische  Bureau  zu  senden. 
Das  leztere  liefert  ihnen  die  hiezu  nöthigen  Karten  und 
Briefumschläge.  Aehnhche  Auszüge  sind  auch  über  jene  im 
B-Register  eingetragenen  Trauungen   zu   liefern,  welche    im 
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Alislande  vorgekommen  sind,  aber  einen  zur  Zeit  der  Trauung 
in  der  Schweiz  wohnenden  Mann  betreffen. 

Art,  2.  Besondere  VerfQgungeü  des  eidg,  Departements 
des  Innern  vorbehalten,  sind  diese  Zusend uügen  zu  machen : 

a.  von  den  Civilstaüdsbeamten  der  städtischen  Ortachaften 
von  wenigstens  7000  Einwohnern  uad  voo  stÄd tischen 
Aiisgemeinden  solclier  Ortschaften  (wie  bei  Zürich  uud 
Genf)  allwöchentlich,  und  zwar  jeden  Sonntag 
über  die  wä!irend  der  verflossenen  Woche  gemachten 
Eintragungen ; 

b .  von  den  ü hrigen  Ci vilstandsbeamten  allmonatlich, 
d.  h,  bis  zum  10.  jeden  Monats^  über  die  während  des 
leztabgelaufenen  Monats  gemachten  Eintragungen. 

Art.  3.  Auf  der  Außenseite  des  Briefumaehlages  ist 
nach  Maßgabe  des  Vordrukea  die  Zahl  der  in  Jemselhen 
befindlichen  Karten  anzugeben.  8md  während  einer  Berichts- 
periode keine  Eintragungen  ei'folst,  Bo  hi  der  Briefumschlag 
leer  einzusenden  und  als  Inhaltsangabe  ^ keine *^  darauf  zu 
schreiben. 

Jede  Karte  ist  mit  derjenigen  Nummer  zu  bezeich oen, 
welche  die  betreffende  Eintragung  im  Register  selbst  hat* 
Zahlenangaben  auf  den  Karten  werden  in  Ziffern  ausgedrükt; 
andere  Antworten  sind  so  weit  möglich  mitleis  wagreehter 
I) tirchst reich ung  der  nicht  zutreffenden  Worte  des  Vordrukes 
zu  machen. 

Ungenügend  ausgefüllte  Zahl  karten  werden  an  den  Aus- 
steller zurükgesandt  nnd  sollen  sofort  vervollständigt  werden, 

Art.  4.  Je  nach  Abschluß  eines  Jahres  bezahlt  das 
eidg.  stutis  tische  Bureau  den  Ci  vilstandsbeamten,  welche  die 
Zählkarten  vorschriftsgemäß  ausgeftUlt  und  rechtzeitig  ein- 
gesandt haben,  eine  Entschädigung  von  fünf  Rappen  per 
Nummen 

Art.  5.  Auf  die  Frage  nach  dem  Bernf  ist  die  Be- 
schäftigungsart oder  der  Erwerbszweig  der  betreflenden  Person 


i^>/ 
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so  genau  als  möglich  zu  bezeichnen;  ea  sind  also  nicht  Aus- 
drüke  zu  gebrauchen,  wie :  Taglöhner,  Fabrikarbeiter,  Dreher, 
Knecht  etc.,  sondern  genauere,  wie:  landwirthschaftlicher 
Taglöhner ,  Baumwollenspinner,  Seiden weberin,  Zündholz- 
fabrikarbeiterin,  Eiaendreher,  Müller-,  Baker-,  Haus-Enecht 
bei  Rentier,  Knecht  bei  Landwirth  etc. 

Art.  6.  Auf  die  Frage  nach  dem  Heimat-  und  dena 
Wohnort  ist  immer  die  betreflfende  Gemeinde  zu  nennen; 
liegt  diese  Gemeinde  nicht  in  dem  Kanton,  wo  die  Zählkarte 
ausgestellt  wird,  so  ist  auch  der  Kanton  oder  der  (auswärtige) 
Staat  beizufügen. 

II.  Besondere  Bestimmungen* 
a.  Betreffend  die  Geburten. 

Art.  7.  Bei  aufgefundenen  Kindern  ist  die  Zeit  der 
Geburt  (Frage  1)  nach  ungefährer  Schäzung  und  statt  des 
Ortes  der  Geburt  (Frage  2)  der  Ort  der  Auffindung  anzu- 
geben. 

Art.  8.  Bei  Mehrgeburten  ist  entsprechend  den  beson- 
dern Eintragungen  für  jedes  Kind  auch  eine  besondere  Karte 
einzusenden. 

b.   Betreffend  die  Sterbefalle. 

Art.  9.  Bei  aufgefundenen  Leichen  wird  die  Zeit  des 
Absterbens  und  das  Geburtsdatum  (Frage  1  und  8)  so  genau 
als  die  Umstände  es  ermöglichen,  angegeben,  ebenso  die 
Todesursache;  statt  des  Ortes  des  Absterbens  kann  derjenige 
angegeben  werden,  wo  die  Leiche  aufgefunden  worden,  wenn 
ersterer  ungewiß  ist 

Art.  10.  Wenn  die  verstorbene  Person  erst  kurze  Zeit 
am  Sterbeorte  zugebracht  hatte,  als  Reisender,  Gast  oder  als 
neuer  Ankömmling,  so  ist  nach  Angabe  des  Sterbeortes  dieser 
Umstand  kurz  zu  erwähnen  durch  Angaben  wie:  ^nacfa 
einem  Aufenthalt  von  sechs  Stunden^,  ^von  zwd  Tagen'', 
-von  drei  Wochen^. 
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Ist  der   Bterbeort  ein   Spital    oder  eine  Ge fange Qächaft^ 

fio  ist  dte^  anzugeben,  wenn  auch  im  Register  selbst  statt 
dieser  Bezeichnung  nur  die  Hausnummer  eingetragen  wäre. 
Bei  Todtgeburten  ist  entsprechend  den  Eintragungen  ia 
beide  Begister  eine  Geburts-  und  eine  Sterbe  karte  einzü- 
Ben den. 

Art*  11.  ^Todtgeboreu^  ist  nur  daö  Kind,  welches  vor 
oder  während  der  Geburt  gestorben  ist,  d>  h.  nicht  mehr 
geatbmet  bat,  nachdem  es  vom  Mutter  leibe  getrennt  war. 

Es  ist  also  der  Äuiidruk  „wurde  —  todtgeboren  **  im 
Geburtsregister^  im  Todtenregiater  (statt  ^starb^)  und  in  den 
Zählkarten  stets  nur  in  diesem  Falle  zu  gebranehen. 

Vor  dem  sechsten  Monate  der  Schwangerschaft  erfolgte 
Todtgeburten  werden  gar  nieht  in  die  Register  eingetrugen. 

Art  12.  Da  bei  Tod  tge  bore  neu  das  Geburtsdatum  schon 
bei  Frage  1  (Zeit  des  Absterbens)  beantwortet  ist,  so  braucht 
es  bei  Frage  8  nicht  wiederholt  zu  werden;  in  Frage  8  ist 
nunmehr  das  Fruchtalter  anzugeben,  in  Au&drüken  wie:  „im 
siebenten  Frucbtmonat*^.,  ■n'^'^^^  ^^^  neunten  Monat^  etc.  Ist 
diese  Angabe  nicht  in  einer  Ärztlichen  Bescheinigung  enthalten^ 
so  ist  sie  bei  der  Anzeige  vom  Anzeigenden  %n  erfragen. 

Art.  13,  Die  Todesursache  ist  in  Frage  3  soweit  immer 
möglich  auch  dann  an/.ugeben,  wenn  eine  ärzthche  Beschei- 
nigung derselben  nicht  beizubringen  war.  In  lezterm  Falte 
i.st  bei  Frage  9  der  Grund  anzugeben^  welcher  diese  Be- 
scheinigung unmöglich  machte, 

Bern,  den  20.  Herbstmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathe^, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 
Schieß, 


Digitized  by  VjOOQiC 


550 


Formular  für  statistische  AuszUge  laut  Instruktion 
vom  20.  Herbstmonat  1881. 
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ltttttttHil|> 


Slummer  24. 


6imIftonbS!retä  Bern. 
Slmtäbejirf  Bern. 


l.  ®c|lorten  ben  20.  Februar^ 


um 


9  U^t 


9iad^m« 

2.  Ott  bc8  abjictbcnS :  Insehpüal  nach  i5  Tagen  AufenthaU. 
8.  SobcSurfad^c :  Acute  Lungenentzündung. 

4.  Scruf  bcS  (Seflotbenen :  Fuhrknecht  hei  einem  Speditor. 

83ei  Äittbem  unter  15  galten: 
gScruf  bcS  SJaterS 

ober  (ei  t>ater(ofm: 
Sctuf  ber  jjlutter 

5.  giüilftottb :  4At^  —  berl^eltotl^et  — »erttittpet        eefi|i<b<Wi 

S3ei  Äinbem  unter      Sorten: 

el^elt(!^  ober  unel^did^. 

6.  ^eimat:  Langnau. 


7.  SDBol^nort:  Köniz, 

8.  ©eboren  ben  8.  Juni 

9.  ffier  bie  SobeSurfad^e 

bejd^einigcnbe  Sairat 

ober  ®runb  ber 
5Rtd&tbefd(ieinigung 


1841 


Dr.  Wagner. 
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«MWi^. 


SuMeiiregiller  1876. 
Slummcr  ^. 


©iDilftanbäfrciS  Zermatt. 
SlmtSbejirt  Visp. 


1.  ©eflotben  bcn  iS.  Jänner^  um      ii  Ul^r 

2.  Ort  bcS  abflerbenS:  Zermatt,  Fuhrt. 

3.  JobcSutfad^c:  angeborene  Lehensschwäche, 

4.  Sctuf  bct  ©cjlorbenen: 


SSorm. 


©ei  iHnbem  unter  15  a^^ren: 
IBeruf  bed  S3aterS| 

ober  bei  t)oterIofen: 
S3eruf  bcr  SKutter 


Landwirih, 


5.  Sit)Uftanb:  lebtg  — ugyl^matrt        utttttt^rt        gtfjlirtüii 


©ei  Äinbem  unter  5  Sa'^ren: 

6.  ^eimat:  Zermatt, 

7.  SDBol^nort:  Zermatt. 

8.  ©eborert  bcn  i2.  Jänner  1876. 


9.  2)er  bie  SobeSurfad^e 
bcfd^cinigcnbe  9lrjt: 

ober  ®runb  ber 
Ütid^tbefd^einigung : 


Nicht  ärztlich  behandelt;  Entfer^ 
nung  vom  nächsten  Arzte  8 — 9 
Stunden  [bis  Visp/. 
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Bnndesgesez 

betreffend 

Aufhebung  des  Artikels  3  des  Bundesgesezes  vom 
^f  ^2^1         21-  Hornung  1878  Ober  Suspendirung  einzelner 
/  Bestimmungen  der  Militärorganisation. 

(Vom  18.  Brachmonat  1881.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrathes  vom 
14.  Hornung  1881, 

beschließt: 

Art.  1.  Der  Artikel  3  des  Gesezes  vom  21.  Hornung  1878, 
betreffend  Suspendirung  einzelner  Bestimmungen  der  Militär- 
organisation, durch  welchen  die  Dauer  der  Infanterierekruten- 
schulen  von  45  auf  43  Tage  reduzirt  worden  ist,  wird  hiemit 
aufgehoben,  und  es  tritt  der  Artikel  103  der  Militärorgani- 
sation vom  13,  Wintermonat  1874  wieder  in  &aft. 

Art.  2.  Der  Bundesrath  wird  beauftragt,  auf  Grund-  V 
läge  der  Bestimmungen  des  Bundesgesezes  vom  17.  Brach- 
monat 1874,  betreffend  die  Volksabstimmung  über  Bundes- 
geseze  und  Bundesbeschlüsse,  die  Bekanntmachung  dieses 
Gesezes  zu  veranstalten  und  den  Beginn  der  Wirksamkeit 
desselben  festzusezen. 
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Also  beschloßea  vom  National rathe, 
Bern,  deu  14.  Brachtnonat  IH81. 

Der  Präsident:    A>  TeBSa2. 

Der  ProtokolJführer :  Schieß. 

Ako  beeehloEen  vom  Ständern  Lhe, 
Bern,  den  18,  Brach monat  1881* 

Der  Präsident :    €•  Kappeier. 

Der  Protokollfülirer ;    SchatzmaitD. 


Der  aohweizerische  Bundesr&th  beachließt: 

Das  vorstehende,  unterm  25.  Brachmonat  1881  öffent- 
lich bekannt  gemachte  Bundefigesez  *)  wird  hie  mit  gemäß 
Art  89  der  Bund esver faßung  in  Kraft  und  mit  dem  1,  Jänner 
1882  als  vollziebbar  erklärt. 

Bern,   den  24.  Herbstmonat  1881, 

Im  Namen  des  Schweiz*  Bundesrathee, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft ; 

SeUefi. 


<)  Siehe  Bnndesblatt  vom  Jahr  1881,  Band  III,  Seite  407, 
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Bnndesgesez 

betreffend 

die  persönliche  Handlungsfähigiceit. 

(Vom  22.  Brachmonat  1881.) 


Die  Bundesversammlung 
der   schweizerischen  Eidgenossenschaft, 
nach  Einsicht    einer    Botschaft    des  Bundesrathes  vom 
7.  Wintermonat  1879, 

beschließt: 

Art.  1.  Die  persönliche  Handlungsftlhigkeit  wird  mit 
der  Volljährigkeit  erlangt. 

Die  Volljährigkeit  tritt  für  beide  Greschlechter  mit  dem 
zurUkgelegten  zwanzigsten  Altersjahre  oder  mit  der  Ver- 
heiratung ein. 

Art.  2.  Ein  Min4erj ähriger,  welcher  das  achtzehnte 
Altersjahr  zurUkgelegt  hat,  kann  durch  die  zuständige  Amts- 
stelle für  volljährig  erklärt  werden  (Jahrgebung). 

Die  näheren  Voraussezungen  und  Formen  der  Jahr- 
gebung  bestimmt  das  kantonale  Recht. 

Art.  3.  Die  nach  Maßgabe  der  Artikel  30, 32,  33  und  34 
des  Bundesgesezes  über  das  Obligationenrecht  für  den  Mo- 
biliarverkehr der  Minderjährigen  geltenden  Bestimmungen 
sind  auch  auf  die  übrigen  Rechtsgeschäfte  derselben  an- 
wendbar. 

Vorbehalten  bleiben  die  Vorschriften  des  kantonalen 
Rechtes  über  Testirfähigkeit  der  Minderjährigen  und  über  die 
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Rechte   derselben   gegenüber  den  Inhabern   der  elterlichen 
oder  vormundschaftlichen  Gewalt. 

Art.  4.  Gänzlich  handlungsunfähig  sind  Personen,  welche 
keinen  bewußten  Willen  haben  oder  des  Vemunftgebrauches 
beraubt  sin4,  so  lange  dieser  Zustand  dauert. 

Art.  o.  Die  Handlungäföhigkeit  kann  nach  Maßgabe  der 
kantonalen  Geseze  beschränkt  oder  gänzlich  entzogen  werden : 

1)  Verschwendern  und  solchen  Personen,  welche  entweder 
wegen  geistiger  oder  körperlicher  Gebrechen  zur  Be- 
sorgung ihrer  ökonomische^  Interessen  unßlhig  sind, 
oder  durch  die  Art  und  Weise  ihrer  Vermögensver- 
waltung sich  und  ihre  Familie  der  Gefahr  eines  künf- 
tigen Nothstandes  aussezen; 

2)  solchen.  Personen,  welche  sich  freiwillig  unter  Vormund- 
schaft hieben; 

3)  den  zu  Freiheitsstrafe  Verurtheilten  während  der  Dauer 
ihrer  Strafe. 

Die  Bestimmungen  über  das  Verfahren  erlassen  die 
Kantone.  "^^ 

Art.  6.  Die  im  Artikel  5,  Ziffer  1  und  2  vorgesehenen 
Beschränkungen  der  Handlungsfähigkeit  wirken  gutgläubigen 
Dritten  gegenüber  erst,  nachdem  sie  in  einem  amtlichen  Blatte 
des  Kantons,  in  welchem  die  Vormundschaft  verhängt  wurde, 
und  wenn  der  Bevormundete  in  diesem  Zeitpunkte  in  einem 
andern  Kanton  seinen  Wohnsiz  hatte,  auch  in  diesem  Kan- 
tou^  veröffentlicht  worden  sind. 

Nach  dieser  Veröffentlichung  erzeugen  die  von  dem 
Entmündigten  vorgenommenen  Rechtsgeschäfte,  welche  nicht 
durch  das  kantonale  Recht  ihm  zu  freiem  Abschluß  vorbe- 
halten  sind,  nur  diejenigen  Wirkungen,  welche  das  Bundes- 
gesez  über  das  Obligationenrecht  in  den  Artikeln  30,  32, 
33  und  34  den  von  Personen  mit  beschränkter  Handlungs- 
fähigkeit abgeschloßenen  Verträgen  des  Mo  biliar  Verkehrs  zu- 
erkennt. 

Digitized  by  CjOOQiC 


55B  Eundesge&as 

Art.  7.  Die  Handluügsfiihigkeit  der  Ehefraiipn  wird 
fdr  die  Dftuer  der  Ehe  durch  das  kantcmale  Recht  bestimmt, 
mit  Vorbehalt  der  im  Art.  35  dea  Biinde^geaezes  über  das 
Obligationen  reell  t  entliaiteaeo  BestimmungeQ  betreffeud  die 
Haüdebfrauen. 

Art.  B.  Aus  anderen,  von  diesem  Geaeze  nicht  aner- 
kannten Gründen  können  Volljährige  in  ihrer  persönlichen 
Handlungsl^higkeit  nicht  beschränkt  werden, 

Vorbehalten  bleiben  die  besonderen  Vorschriften  des 
kantonalen   Rechtes  über  die  Fähigkeit  zur  Adaption. 

Art  9.  Die  Ehefahigkeit  wird  durch  dßs  Biuide^geacz 
betreffend  Zivüstünd  und  Ehe  bestimmt. 

Art.  10.  Die  Bestimmungen  dieses  Geaezefl  gelten  für 
alle  Behweiiter,  seien  sie  im  Inlande  oder  im  Auslande 
wohnhaft. 

Die  persöüliche  Handlungstahigkeit  der  Auslander  richtet 
sieh  nach  dem  Reehte  des  Staates,  dem  sie  angehören. 

Wenn  jedoch  ein  nach  dem  Rechte  seines  Laudea  nicht 
hatidlungijrähiger  Ausländer  in  der  Schweiz  Verbindlichkeiten 
eingeht,  so  wird  er  verpflichtet,  insofern  er  nach  achvveize- 
rischem  Rechte  haadlung.sf^hig  wärBi 

Uebergangs-  und  Schlußbestimmungen. 

Art.  11.  An  Stelle  der  in  den  Artikeln  3,  6  und  7  dea 
gegen  wärt  ige  Q  Gesezea  angerufenen  Be^jtimnnnigcß  dea  Bun- 
deagesezes  über  da^  Obligationenrecht  bleibt  bis  zum  lakrafli- 
treten  dea  leÄtem  das  kantonale  Recht  in  Kraft. 

Art,  12^  Personen.,  welche  bei  Inkrafttreten  des  gegen- 
wärtigen Gesezes  n^eh  kantonalem  Rechte  die  Httndlungs- 
fähigkeit  bereits  erlangt  haben,  bleiben  handlungärähig. 

Art.  id.  Mit  dem  Zeitpunkte  des  Inkrafttretens  dieses 
Gesezeg  sind  alle  widersprechenden  Bestimmungen  des  kan- 
tonalen  Rechtes  aufgeliobeu. 
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Art.  14.    Der  Buadesrath  ist  beauftragt^  auf  Grundlage 
der  Bestimmungen  d':s  ßuncjeegesezes    vom  17,  Brach monat 

1874^  betreffeod  die  Voiksabstimmung  über  Bundesgeseze 
uod  BundesbeschlUsae,  die  Bekanutmachuüg  dieses  Gesezes 
zu  veransUkeu  uad  den  Zeitpunkt  des  InkrufLtretenB  dea- 
Belben  festzusezen. 

Also  btiachloßen  vom  Naüonalrathe, 
Bern,  den  18.  Brachmonat  1Ö81. 

Der  Präsident :    A»  Tessaz. 

Der  Protoküirführer:  Schieß* 

AIbo  beschlolkn  vom  Stände rathe, 
Bern,  den  22,  Brachmonat  1881. 
•  Der  Präsident :    C.  Kappeier, 

Der  Protokollführer:  SchatzmanQ« 


Der  schweizerische  Bundeßrath   beBebließt; 

Das  vorstehende,  unterm  '28.  BrachmouatlSSl  öffentlich 
bekannt  gemachte  Bundcsgesez  *)  wird  hiemil  gemäß  Art.  89 
der  Bundesverfaßung  in  Kraft  und  vom  L  Jänner  1882  au 
ab  voll  zieh  bar  erklärt, 

Bern,  den  30,  Herbstmonat  1881. 

Im  Kamen  des  sohwetz«  Bundesrathes^ 

Der  Bundespräsident; 

Dr02, 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschsft: 

Sehiefi. 


*)  Skhe  Eundesbiatt  rom  Jahr  1861,  Band  ni,  Seite  439* 
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Bnndesgesez 

betreffend 

Erhöhung  der  Mitgliederzahl  des  eidgenössischen 
Schulraths  und  Aufhebung  des  Vorbereitungs- 
kurses am  eidgenössischen  Polytechnikum. 

(Vom  23.  Brachmonat  1881.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrathes  vom 
9.  Brachmonat  1881, 

beschließt: 

Art.  1.  Der  Schulrath  besteht  aus  einem  Präsidenten 
und  sechs  Mitgliedern. 

Er  wird  vom  Bundesrathe  aus  allen  Schweizerbürgern 
unter  augemeßener  Berüksichtigung  der  technischen  Berufs- 
richtung gewählt. 

Der  Schulrath  kann  nur  gültig  verhandeln,  wenn  außer 
dem  Präsidenten  oder  dessen  Stellvertreter  wenigstens  drei 
Mitglieder  anwesend  sind. 

Art.  2.  Der  Schulrath  wird  nach  dem  Inkrafttreten 
dieses  Gesezes  neu  gewählt. 

Art.  3.  Der  Vorbereitungskurs  an  der  polytechnischen 
Schule  wird  mit  Ende  des  laufenden  Schuljahres  aufgehoben. 

Art.  4.  Die  Artikel  20  und  23  des  Bundesgesezes 
betreffend  die  Errichtung  einer  eidgenö Bischen  polytechnischen 
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Schule,  vom  7.  Hornung  1854  (A.  8.  IV,  1),  und  der  Ar- 
tikel 1  des  Nachtragsgesezes  betreffend  die  eidgeoößische 
p  jlytechnisehe  Schule,  vom  29.  Jänner  1859  (A._S.  VI,  152), 
sind  aufgehoben. 

Art.  5.  Der  Bundesrath  ist  beauftragt,  auf  Grundlage 
der  Bestimmungen  des  Bundesgesezes  vom  17.  Brachmonat 
1874  die  Bekanntmachung  dieses  Gesezes  zu  veranstalten 
und  den  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  desselben   festzusezen. 

Also  beschloßen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  22.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident:    A.  Yessaz. 

Der  Protokollftlhrer:  Schless. 

Also  beschloßen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  23.  Braclimonat  1881. 

Der  Präsident :    C.  Kappeier. 

Der  Protokollführer:   SchatzmaniL 


Der  schweizerische  Bundesrath  beschließt: 
Das  vorstehende,  unterm  28.  Brachmonat  1881  öffentlich 
bekannt  gemachte  Bündesgesez*)  wird  hiemit  gemäß  Art.  89 
der  Bundesverfaßung  in  Kraft  und   mit  dem  1.  Weinmonat 
1881   als  vollziehbar  erklärt. 

Bern,  den  30.  Herbstmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes^ 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

^  Schieß. 


*)  Siehe  Bondesblatt  vom  Jahr  1881,  Band  III,  Seite  437. 


"(TMeiKif^iymp 
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.^^   JC: 


^     Bundesgesez 

betreffend 

die  Haftpflicht  aus  Fabrikbetrieb. 

tVom  25.  ßrachmonat  18810 


Die  Bundesveraammlung 
der  ächweisteriachen  Eidgenoßenschaft, 
mit  Hinsicht  auf  Art.  34  der  Bund  es  verfaßung   und  m 
77/  ^^^        Äusfahrung  von  Absaz  1   des  Art.  5  de»  Bundesgesezes  Qber 
-^  die  Ärbdt  in  den  Fabriken,  vom  23.  März  1877^ 

nach   Einsicht    einer   Botschaft  dea  Bundesrathes   vom 
26,  Wintermonat  18&0, 

beschließt: 

Art  1*     Wer  eine   Fabrik   im  Sinne  des  Ge^ezee  vom 
23.  Marx  1877    betreibt,    haftet,    wenn    in   den    Räumlich- 
keiten  seiner   Fabrik    und  durch  den    Betrieb  deraelben  ein 
I  Angestellter  oder  ein  Arbeiter  getödtet  oder  körperlich  ver- 

lezt  wird^  innerhalb  den  Bestimmungen  dieses  Geaezea  für 
den  entstandenen  Schaden^  sofern  er  selbst  oder  ein  Man- 
datar, Repräsentant,  Letter  oder  Aufseher  der  Fabrik  durch 
ein  Verschulden  in  Auslobung  der  Dienstvemchtungen  die 
Verlezung  oder  den  Tod  herbeigeführt  hat. 

p  Art.  2.     Der     Betriebsunternehmer     haftet     gleichfalls, 

wenn  auch  ohne  ein  solches  Verschulden  in  den  Räumlich- 
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keiten  seiner  Fabrik  und  durch  den  Betrieb  derselben  eine 
Körperverlezung  oder  der  Tod  eines  Angestellten  oder  eines 
Arbeiters  herbeigeführt  wird,  insofern  er  nicht  beweist,  daß 
der  Unfall  durch  höhere  Gewalt  oder  durch  Verbrechen  oder 
Vergehen  dritter  Personen,  welche  nicht  in  Art.  1  auf- 
gezählt sind,  oder  durch  eigenes  Verschulden  des  Verlezten 
oder  Oetödteten  erfolgt  ist. 

Art.  3.  In  denjenigen  Industrien,  welche  der  Bundesrath 
in  Ausführung  von  Art.  5,  Litt,  d  des  Fabrikgesezes  als  solche 
bezeichnet,  die  gefährliche  Krankheiten  erzeugen,  haftet  der 
ßetriebsunternehraer  auch  für  den  durch  Krankheit  eines 
Angestellten  oder  eines  Arbeiters  entstandenen  Schaden,  wenn 
die  Erkrankung  erwiesenermaßen  und  ausschließlich  durch 
den  Betrieb  der  Fabrik  erfolgt  ist. 

Art.  4.  Der  Betriebsunternehmer  hat  das  Rükgrifisrecht 
auf  diejenigen  Personen,  für  deren  Verschulden  er  haftbar  ist. 

Art.  5.  Die  Ersazpflicht  des  Betriebsunternehmers  wird 
in  billiger  Weise  reduzirt : 

a.  wenn  die  Tödtung  oder  die  Verlezung  (die  in  Art.  3 
erwähnten  Fälle  nicht  inbegriffen)  aus  Zufall  einge- 
treten ist; 

b.  wenn  dem  Geschädigten  ein  Theil  der  Schuld  an  dem 
Unfall  (oder  an  der  Krankheit  im  Sinne  von  Art.  3) 
zufiälll,  insbesondere  wönn  er  gegen  die  Vorschriften 
des  Fabrikr^lements  gehandelt  oder  als  Angestellter 
oder  Arbeiter  einen  Mangel  an  den  Einrichtungen, 
durch  welchen  der  Unfall  (oder  die  Krankheit)  herbei- 
geführt worden  ist,  entdekt  hat,  ohne  davon  einem 
seiner  Vorgesezten  oder  dem  Betriebsunternehmer  selbst 
Kenntniß  gegeben  zu  haben;  es  wäre  denn,  der  Klag- 
berechtigte könne  beweisen,  daß  der  Fabrikant  oder 
die  zuständige  Aufsichtsperson  von  diesem  mangel- 
haften oder  gefahrdrohenden  Zustande  schon  unter- 
richtet war ; 
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c.  wenn  des  Geschädigten  früher  erlittene  Verlezungen 
auf  die  lezte  und  deren  Folgen  Einfluß  haben,  oder 
wenn  die  Gesundheit  des  Erkrankten  durch  seine 
frühere  Gewerbsausübung  bereits  geschwächt  war. 

Art.  6.     Der  zu  leistende  Schadenersaz  umfaßt: 

a.  Im  Todesfalle: 

die  Kosten  einer  versuchten  Heilung ;  den  Schaden, 
welchen  der  Getödtete  oder  Verstorbene  während  der 
Krankheit  durch  gänzliche  oder  theilweise  Erwerbs- 
unfähigkeit erlitten  hat;  die  Beerdigungskosten;  den 
Schaden,  welchen  die  Hinterlassenen  eines  Getödteten 
oder  Verstorbenen  erleiden,  wenn  derselbe  zu  ihrem 
Unterhalt  verpflichtet  war. 

Zu  den  entschädnißberecbtigten  Hinterlassenen  ge- 
hören: Ehegatten;  Kinder,  bezw\  Großkinder;  Eltern, 
bezw.  Großeltern;  Geschwister. 

b.  Im  Falle  von  Verlezung  oder  Erkrankung: 

alle  Heilungs-  und  Verpflegungskosten,  sowie  den 
Schaden,  welchen  der  Verlezte  oder  Erkrankte  infolge 
gänzlicher   oder    theilweiser,   dauernder  oder  vorüber- 
gehender Erwerbsunföhigkeit  erlitten  hat. 
Der  Richter  wird   mit   Berüksichtigung  aller  Umstände 
eine  Entschädigungssumme  festsezen ,  w^elche  jedoch  in  den 
schwersten   Fällen   (Art.  1    und  3)  weder  den    sechsfachen 
Jahresverdienst  des  Betreffenden,  noch  die  Summe  von  Fr.  6000 
übersteigen  soll. 

Dieses  Maximum  findet  keine  Anwendung  auf  die  Fälle, 
wo  die  Verlezung  oder  Tödtung  durch  eine  strafrechtlich 
verfolgbare  Handlung  von  Seite  des  Betriebsunternehmers 
herbeigeführt  wordsn  ist. 

Immerhin  sind  die  Kosten  *für  ärztliche  Behandlung, 
Verpflegung  und  diejenigen  für  die  Beerdigung  in  diesem 
Maximum  nicht  inbegriffen. 
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Mit  ZustimmuDg  aller  Betheiligten  kann  der  Richter 
auch  an  die  Stelle  einer  A versalsumme  eine  Rente  von  ent- 
sprechender Höhe  treten  lassen. 

Mit  dem  Tage,  an  welchem  der  definitive  Urtheilsspruch 
in  Kraft  tritt,  erlischt  für  den  Fabrikanten  jede  Verpflichtung 
für  Befriedigung  weiter  gehender  Ansprüche  an   denselben. 

Art  7.  Die  Forderungen  Entsch&digungsbereohtigter 
gegen  den  Entschädigungsverpflichteten  können  rechtsgültig 
weder  verpfändet,  noch  auf  Dritte  übertragen  werden. 

Auch  sind  Entschädnißforderungen  und  Entschädigungs- 
gelder  von  der  Pfändung,  Arrest-  und  Verbotnahme  und  von 
der  Konkursmasse  des  Berechtigten  ausgenommen. 

Art.  8.  Wenn  bei  der  Urthdlsfällung  die  Folgen  einer 
Körperverlezung  oder  Erkrankung  noch  nicht  genügend  klar 
vorliegen,  so  kann  der  Richter  ausnahmsweise  für  den  Fall 
des  erfolgenden  Todes  oder  einer  wesentlichen  Verschlimme- 
rung des  Gesundheitszustandes  des  Verlezten  oder  Erkrankten 
die  Festsezung  einer  größeren  Entschädigung  vorbehalten. 
Immerhin  darf  die  Gesammtsumme  der  zuerkannten  Ent- 
schädigungen die  in  Art.  6  festgesezten  Grenzen  nicht  über- 
schreiten. 

Den  gleichen  Vorbehalt  kann  das  Gericht  auch  zu 
Ghinsten  des  Fabrikanten  machen  für  den  Fall,  daß  sich 
die  Folgen  der  Verlezung  wesentlich  günstiger  gestalten 
sollten,  als  angenommen  wurde. 

Art.  9.  Wenn  der  Getödtete,  Verlezte  oder  Erkrankte 
bei  einer  Unfallversicherung,  Unterstüzungskasse,  Kranken- 
kasse oder  einer  ähnlichen  Anstalt  versichert  war,  und  wenn 
der  Betriebsunternehmer  durch  Prämien  oder  andere  Bei- 
träge bei  dieser  Versicherung  mitgewirkt  hat,  ho  sind  die 
von  jenen  Anstalten  dem  Verlezten ,  Erkrankten  oder  den 
Rechtsnachfolgern  des  Getödteten  bezahlten  Beträge  von  der 
Entschädigung  ganz  in  Abzug  zu  bringen,  sofern  der  Betrieb  s 
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Unternehmer  Dicht  weoigeT  als  die   Hälfte    aü  die  bezahlten 

Prämien  und  andere  Beiträge  geleistet  hat. 

Bei  ragt  die  Mitleistung  des  Betriebsmiter nehmers  dagegen 
weniger  als  die  Hälfte,  so  ^ird  von  der  Eötäcbädigung  nur 
jene  Summe  abgezogen,  welche  im  Verhältniß  zu  den  von 
ihm  geleisteten  Beiträgen  steht. 

Der  Betriebsanternehmer  hat  nur  dann  Anspruch  auf 
diese  Abzüge ,  wenn  die  Versieherung ,  an  welche  er  bei- 
trägt, alle  Unfmie  und  Erkrankungen  umfaßt. 

Art.  10.  Die  Betriebsuntemehmer  sind  nicht  belügt, 
die  in  diesem  Geaeze  enthaltenen  Bestimmungen  tlber  die 
Haftpllicht  mittelst  Reglementen,  Publikationen  oder  durch 
besondere  Ue berein liunft  mit  ihren  Angestellten.  Arbeitern 
oder  mit  Dritten  (ausgenommen  der  in  Art.  9  vorgesehene 
Fall)  im  voraus  zu  besehränkeo  oder  auszuschUeßen.  Ver- 
tragsbestimmungen, welche  dieser  Vorschrift  entgegen  stehen, 
baben  keine  rechtliehe  Wirkung« 

Art,  11.  Bei  Streitigkeiten  über  die  aus  diesem  Gesez 
abgeleiteten  Ansprüche  auf  Scbadenersaz  entscheidet  der 
kantonale  Richter,  mit  Weiterziehung  an  das  Bundesgericht, 
gemäß  dem  Gesese  tlber  die  Organisation  der  Bundesrecbts- 
pflege. 

Art*  12,  Die  in  dieaem  Ge»6^e  erwö^hnten  Schaden- 
eraazansprüche  verjähren  nach  einem  Jahre  von  dem  Tage 
an  gerechnet,  aa  welchem  die  Tödtung  oder  Verlezung 
erfolgt  ist,  oder  an  welchem  die  Krankheit  als  eioe  spezi- 
fische Berufskrankheit  (Art,  5 ,  Litt,  d  des  Fabrikgesezes) 
erkannt  und  amtiich  ausgewiesen   wurde* 

Immerhin  steht  den  Betheiligten  das  Recht  zu ,  bei 
einem  Unfälle  oder  einer  Erkrankung,  auch  bevor  eine 
Schadenersazklage  anhängig  gemacht  wird,  die  auf  den  Un- 
fall oder  die  Krankheit  besfiüg liehen  thatsäch heben  Verhält- 
nisse gerichtlich  konstatiren  zu  lassen. 
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,  Art.  13.  Die  Verjährungsfrist  von  einem  Jahre  findet 
auch  auf  die  in  Art.  8  vorgesehenen  Fälle  für  Rektifizirung 
der  Urtheilssprüche  Anwendung;  sie  läuft;  von  dem  Tage 
des  au^efällten  Urtheils  hinweg. 

Art  14.  Wenn  Zweifel  waltet,  ob  eine  industrielle 
Anstalt,  die  nicht  auf  dem  Fabrikverzeichnisse  sich  befindet, 
in  dasselbe  hätte  eingetragen  werden  sollen,  und  ob  somit  auf 
einen  in  derselben  vorgekommenen  Unfall  oder  eine  Krankheit 
das  gegenwärtige  Oesez  Anwendung  finde,  so  entscheidet  der 
Bundesrath,  nach  Einholung  des  Berichtes  der  resp.  Kan- 
tonsregierung, endgültig.  (Art.  1,  Absaz  2  des  Bundesgesezes 
über  die  Arbeit  in  den  Fabriken  vom  23.  März  1877.) 

Art.  15.  Der  Artikel  5  des  Bundesgesezes  betreffend  die    ///  ^/^  ^ 
Arbeit  in  den  Fabriken  vom  23.  März  1877,  mit  Ausnahme  '^ 
der  Litt,  d  desselben,  ist  aufgehoben   und  ebenso    alle  Be- 
stimmungen kantonaler   Geseze  und  Verordnungen,  welche 
dem  g^enwärtigen  Geseze  widersprechen. 

Art.  16.  Der  Bundesrath  wird  beauftragt,  auf  Grundlage 
der  Bestinmiungen  des  Bundesgesezes  vom  17.  Brachmonat 
1874  (A.  S.  n.  F.  1, 116),  betreffend  die  Volksabstimmung  über 
Bundesgeseze  und  Bundesbeschlüsse,  die  Veröffentlichung 
dieses  Gesezes  zu  veranstalten  und  den  Beginn  der  Wirk- 
samkeit desselben  festzusezen. 

Also  besohloßen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  ^4.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident:  A.  Vessaz. 

Der  Protokollführer:  Schieß. 

Also  beschloßen  vom  Ständerathe, 
Bern,   den  25.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident:   C.  Eappeler. 

Der  Protokollführer:  Sehatzmanil. 
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Der  schweizerisobe  BuDdetrath  beschließt: 

Das  vorstehende,  unterm  9.  Heumoiiat  ISBl  ößenÜicb 
bekannt  gemachte  Bundesgesez  *)  wird  hiemit  gemäß  Art.  Ö9 
der  Bundesyerfaßting  in  Kraft  und  vom  heutigen  Tage  an 
als  vollziehbar  erklärt 

Bern,    den  11.  Weinmonat  1881» 

Im  Kamen  des  Schweiz.  Bundearathes^ 

Der   B  u  n  d  ö8pr  g.s  i  den  t : 

Droz. 

Der  Kanzler  der   EJdgenoüen^chaft ; 

Sehlefi. 


*)  Siehe  Buudesblatt  vom  Jahr  1881  ^  Band  lU,  Seite  549* 
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Bundesgesez 

betreffend 

die  Organisation  des  Handels-  und  Landwirtlischafts 
departements. 

(Vom  27.  Brachmonat  1881.) 


JE^r^ 


Die  Bundesyersammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 
nach    Einsicht   der   Botschaft    des   Bundesrathes    vom 
9.  Brachmonat  1881; 

in  Abänderung  des  Bundesgesezes  vom  21.  Augjst- 
monat  1878, 

beschließt: 

Art.  1.    Das  Handels-  und  Landwirthschaftsdepartement 
wird  in  folgende  drei  Sektionen  eingetheilt : 
L    Handel  und  Industrie, 
n.    Landwirthschaft, 
ni.    Forstwesen. 

Art.  2.  Der  Bundesrath  wird  die  Obliegenheiten  einer 
jeden  Sektion  feststellen. 

Art.  3.  Mit  der  Abtheilung  für  Händel  und  Industrie 
ist  ein  besonderes  BOreau  verbunden ,  dem  die  Besorgung 
der  Fabrikmarken,  der  Eontrolirung  von  Oold-  und  Silber- 
waaren  und  allfällig  weiterer  ihm  vom  Bundesrathe  über- 
tragenen Geschäfte  obliegt. 
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Art.  4,  Der  Art,  1  des  Gesezea  vom  21,  Augstmonat 
1878  wird  abgeäadert  wie  folgt; 

Handela-  und  LandwirthschaHsdepartement 

DepartemeQtssekrelär ,    Chef  des   HandelsbUreau     Fr.  6000 
Zwei  Adjunkten  desselben,  jeder     ,         .     Fr.  4000^5000 
Dem  doea  der  beiden  Adj unkte  liegt   die  Leitung   des 
BUre&u  für  Land  wir  tbschaft  ob. 

Art  5.  Die  übrigen  ßeainten  und  Angestellten  des 
Departemente  bleiben  in  Bezug  auf  ihre  Besoldung  dem 
Bunde^geseze  vom  21.  Augstmonat  1878  und  den  Bestim- 
muDgen  betreffend  die  Organiaation  des  Forstwesens  unter- 
ßtellt. 

Art,  6,  Der  Bundesrath  wird  beauftragt ,  auf  Grund- 
lage des  Bundesgesezes  vom  17.  Brach  monat  1874,  betretend 
die  Volksabstimmung  über  Bundesgeaeze  und  B und ea be- 
fiehl üsse,  die  Bekanntmachung  dieses  Geeezes  zu  veranstalten 
und  den  B^inn  der  Wirksamkeit  desselben  festzusezen. 

Also  beachloßen  vom  Stand erathe, 

Bern,  den  23.  Brach  monat  188L 

Der  Präsident:    C.  Kappeier, 
Der  Protokollführer:    Seliatzmiiiim 

Also  beschloßen  vom  National  rathe, 
Bern,  den  27.  Braehmonat  1881. 

Der  Präsident:    A.  VessaZ. 

Der  Protokollführer :  gehleß. 
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Der  schweizerische  Bundesrath  beschließt: 

Das  vorstehende,  unterm  9.  Heumonat  1881  öffentlich 
bekannt  gemachte  Bundesgesez  *)  wird  hiemit  gemäß  Art.  89 
der  Bundesverfaßung  in  Kraft  und  vom  heutigen  Tage  an 
als  vollziehbar  erklärt. 

Bern,  den  11.  Weinmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Schieß. 


*)  Siehe  Bandesblatt  vom  Jahr  1881,  Band  HI,  Seite  566. 
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f/^/'^^  Erfeläriing 

der  Schweiz  und  Frankreich,  betreffend  Verlängerung 
der  Dauer  des  zwischen  beiden  Ländern  am 
30.  Juni  1864  abgeschlossenen  Handelsvertrags 
und  anderer  Uebereinkommen. 

(CVom  26,  September  1881.) 


Der  Eundearath  der  sehwei- 
zeriachen  Eidgenoßenschaft 
und  die  Regierung  der  Frao- 
zösiBchen  Republik,  von  dem 
gleichen  aufrichtigen  Wunsche 
beseelt,  das  System  der  Han- 
delabeziehungen  zwischen  der 
Schweiz  und  Fraokmeh  durch 
neue  Verträge  festzusezen; 

m  Betracht^  daß  der  Stand 
der  von  ihnen  zu  diesem 
Zweke  gepflogenen  Verhand- 
lungen die  Möglichkeit  nicht 
bezweifeln  läßt,  eioen  Han- 
delsvertrag abzuschließen,  der 
deu  Interessen  beider  Länder 
ein  Genüge  leistet^ 


Le  Conseil  f^^ral  de  la 
Confi^d^ration  Suisse  ^t  le 
Gouvernement  de  la  R^^publi- 
que  Frangaise,  animes  d'un 
^al  et  siocfere  d^sir  de  fixerj 
par  de  nouvelles  Conventions, 
le  r^me  des  relations  oom- 
merciales  entre  la  Suigae  et 
la  Frauce; 

consid^rant  que  F^tat  de& 
n^gociatioDS  qu'ils  ont  enga- 
g^es  ä  cet  efiet,  ne  laisae 
aueun  doute  sur  la  possibÜlt^ 
de  conclure  uu  Traitö  de  com- 
merce qui  donne  satisfaetion 
au3i  int^r^ts  des  deux  pajs^ 
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in  Betracht,  daß  die  am 
30.  Juni  1864  zwischen  der 
Schweiz  und  Frankreich  ab- 
geschloßenen  Verträge  mit 
dem  8.  November  nächsthin 
ablaufen , 

sind  0 hereingekommen,  den 
Handelsvertrag  vom  30.  Juni 
1864  für  eine  neue  drei- 
monatliche Frist,  vom  8.  No- 
vember 1881  bis  8.  Februar 
1882,  zu  verlängern. 

Diese  Verlängerung  gilt 
auch  für  die  folgenden,  eben- 
falls am  30.  Juni  1864  abge- 
schloßenen  UebereinkQnfte : 

1)  Reglement  betreffend  das 
Pays  de  Gex^ 

2)  Vertrag  über  die  Nieder- 
laßung der  Schweizer  in 
Frankreich  und  der  Fran- 
zosen in  der  Schweiz^ 

8)  Uebereinkunft  zum  ge- 
geuseitigen  Schuze  des 
schriftstellerischen,  künst- 
lerischen und  industriel- 
len Eigenthums; 

4)   Schlußprotokoll. 

Dessen  zur  Urkunde 
haben  die  im  Namen  ihrer 
resp.  Regierungen  handelnden 
Unterzeichneten  gegenwärtige 


eonsid^rant  que  les  Trait^ 
8ign6s  le  30juin  1864,  entre 
la  Suisse  et  la  France,  doi- 
vent  prendre  fin  le  8  novembre 
prochain , 

sont  convenus  de  proroger 
pour  une  nouvelle  p6riode  de 
trois  mois,  du  8  novembre  1881 
au  8  fövrier  1882,  le  Trait^ 
de  commerce  du  30  juin  1864. 

Le  b6n6fice  de  cette  Proro- 
gation s'applique  aux  Con- 
ventions suivantes,  sign^es 
6galement  le  30  juin  1864, 
savoir : 
1  °  Reglement  relatif  au  pays 

de  Gex; 
2^  Trait6  sur  T^tablissement 
des  Suisses  en  France  et 
des  Francis  en  Suisse; 

3^  (Convention  pour  la  garan- 
tie  r6ciproque  de  la  pro- 
pri6t^  litt^raire,  artistique 
et  industrielle; 

4**  Protocole  final. 

En  foi  de  quoi,  les  Sous- 

I   sign^s,    agissant    au    nom  de 

leurs  Gouvernements   respec- 

tifs,   ont    dress^    la   präsente 
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ErkläruDg  abgefaßt  und  der- 
ßelbeo  ihr  Wappensiegel  bei- 
gedrükt 

Gegeben  in  Paris,  in 
doppelter  Ausfertigung  am 
36,  Jäeptember  1881. 

(L,  SO    Kern. 

CL.  8.}    B.  St.  Hilaire. 


Ddclaratlon  et  j  ant   appos^ 
le  caehet  de  leurs  armes. 

Fait   k  Paris,    &n    double 

exempJaire,  le  26  aeptembre 
1881. 


(L.  8,) 


Kern. 

B.  St-Hilaire> 
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Ergänzung  des  Beschlußes  vom  26.  Wintermonat  1878, 
betreffend  Taggelder  und  Reiseentsohädigungen 
der  Kommissionsmitglieder,  Experten,  eidg.  Be- 
amten und  Angestellten. 

(Vom  4.  Weinmonat  1881.) 


Der  schweizerische  Bundesrath, 

in  Ergänzung  seines  Beschlußes  vom  26.  Wintermonat 
1878  *),  betreffend  Taggelder  und  Reiseentschädigungen  der 
Kommissionen,  Experten,  Beamten  und  Angestellten, 

beschließt: 

Art.  1.  Eidgenößische  Beamte  und  Angestellte,  welche 
zum  Zweke  von  Fluß  verbauungen,  Aufforstungen,  Anlagen 
von  Telegraphenleitungen  u.  dgl.  die  Hochalpen  außerhalb^ 
der  Straßen  bereisen,  erhalten  nebst  der  reglementarischen 
Reisevei^ütung  eine  tagliche  Zulage  von  1 — 2  Franken  als 
Rleidungsentschädigung,  welche  vom  betreffenden  Departe- 
mentsvoreteher  jeweilen  näher  bestimmt  wird. 

Art.  2.    Gegenwärtiger  Beschluß  tritt  sofort  in  Kraft. 

Bern,  den  4.  Weinmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes^ 

Der    Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

ScUeß. 


*)  Siehe  eidg.  Gesezsammlüng  neue  Folge,  £and  III,  Seite  62B^ 
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Bnndesbeschluß 

betreiTend 

die  Genehmigung  der  Uebereinkunft  zwischen  der 
Schweiz  und  Italien  über  den  Polizeidienst  in  den 
internatienalen  Siattonen  der  Gotthardbahn. 

tVom  14,  Brachmonat  1881,) 


Die  Buudesvef Sammlung 
der  Bchweizerischen  Ei  dgenoßenaehaft^ 

na  eh  Einsicht 

a.  der  iwisch&Q  dem  Bevollmächtigten  der  schweixeri- 
Bchen  Eidgen  oß ensch 8  rt  einerseits  und  dem  ßevnllmäehtigtea 
der  königUch  italienischen  Ro^ierung  andererseits  nater  Ra ti- 
li kations  vorbehält  abgeachloljenen  Uebereitikuüft,  vom  16.  Hör* 
uung  1881,  bBtreffend  den  Polizeidienst  in  den  iuternattonaleii 
Stationen  der  Gotthardhahn- 

b.  einer  saehbB:gU glichen  Botschaft  dea  Bundearathes  vom 
18.  Hornung  1881, 

beschließt: 

1,  Es  wird  dem  erwähnten  Vertrag  die  vorbehaltene 
Katiiikation  erthcilt. 

2-  Der  Buodesrath  ist  mit  der  Vollziehung  dieses  Be* 
^Gh)uße9  beauftragt. 

Also  besehJoßen  vom  Stand  er  athe, 
Bern,  den  20<  April  1881. 

Der  Präsident  1    Sahll. 
Der  Prütokolirübrer:  GisL 
Also  befichioßea  vom  National  rat  he, 
Bern,  den  14.  Bracbmonat   188L 

Der  Präsident :    A-  Vesgaz. 
Der  Protokollführer:  Schieß. 
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zwischen 

der  Schweiz  und  Italien  über  den  Polizeidienst  in 
den  internationalen  Stationen  der  Gotthardbahn. 

Abgeschloßen  den  16.  Febrnar  1881. 
Ratifizirt  von  Italien  am  24.  April  1881. 

n  .     der  Schweiz  am  17.  Jnni  1881. 


Le  Conseil  f^d^ral 


de  la 


€!onf6d^ration  snlsse^ 

apr^s  avoir  vu  et  examin6 
ia  Convention  sign^e,  sous 
r^serve  de  ratification ,  le 
16  fövrier  1881,  entre  les 
pl^nipotentiaires  suisse  et  ita- 
lien,  au  sujet  du  service  de 
police  dans  les  stations  inter- 
nationales du  chemin  de  fer 
du  Gothard,  Convention  qui 
a  €i6  approuv6e  par  le  Con- 


Umberto  I^ 

per  grazia  di  Dio  e  per 

volontä  della  Nazione 

Re  d'ltalia, 

A  tutti  coloro  che  le  presenti 

vedranno,  salute. 

Una   Convenzione   essendo 

stata  oonchiusa   tra  Tltalia  e 

la    Svizzera    air    oggetto    di 

dar    forma    e    valore    di    un 

Trattato    internazionale    alla 

Convenzione    coneernente    il 

servizio  di  polizia  neue   Sta- 

zioni  internazionali  di  Chiasso 

e  di  Luino,  eoncordata  a  Lo- 

carno  il  23  Giugno  1880  tra 


Eidg.  amtl.  Samml.  Nene  Folge.  V.  Bd. 
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seil  des  Etats  1b  20  avril  IBÖl 
et  pur  le  CoDseil  national  le 
14  juin  de  la  rnöme  aon^ö,  et 
doot  la  teneur  euit: 


Der  Bundesrath 

der  Schweiz-  Eidgenoßenschaft 

uod 

Seine  Majestät 
der  Kbmg  von  Italien^ 

nach  genommepcr  Kenntniß 
voü  der  Uebereiaktinft^  welcliej 
m  AusHlhrung  der  iDH  Art,  3 
dea  Staats  Vertrages  vom  23, 
Dezember  1B73  zwischen  der 
Schweiz  und  ItÄlien,  betref- 
fend Hie  Verbindung  der  Gott- 
hardbahn  mit  den  italienischen 
Bahnen  bei  Chiasso  und  Pino, 
niedergelegten  Beatimniungen, 
unterm  23.  Juni  v.  J.  zwischen 
dem  Hrn,  Inspektor  H,  A. 
Seifert,  Delegirten  des 
schM^eizerisehen  Bundesratbeij, 
und  Hrn.  Ritter  F»  Laurin^ 
Del egi rte n  der  i t a I  i en ische n 
Regierung,  in  Locarno  verein* 
hart  wurde; 


1  delegati  Cavaliere  F.  Laurin 
pel  Goveruo  Italiano,  e  H.  Ä- 
Sfiifert  pel  Governo  Svizzero;, 
La  quäle  Convenzione,  sotto- 
Bcritta  a  Berna  dai  rigpettivt 
Plenipotenziari  il  sedici  Feb- 
brujo  del  corrente  anoo  mille 
Dttoceuto  ottant^uno,  h  del 
tenore  »eguente; 

Le  Conseil  f4d^ral 
de  la  Contäd^ration  suisae 

et' 
Sa  Majestä  le  Rei  dltalie, 

apr^  avoir  pris  connais- 
sance  de  la  Convention  con- 
ceruant  le  Service  de  poliee 
dan^  les  atations  internationa- 
les de  Chiasso  et  de  Luino, 
eonclue  ^  Locarno,  [e  23jii]n 
1880,  entre  M.  H,  A.  Seifert, 
in.specteur,  en  sa  qualit6  de 
d^l^gaß  du  Consiiil  fiödöral 
suisse,  et  M.  le  chevalier  F* 
Lmfrhif  d61^gu6  du  Gouver- 
nement itnlien,  en  ex^cutioo 
deg  dispoaitiong  etipuiöes  k 
Tart.  3  du  traitt^  international 
entre  la  Suisse  et  11  taue,  du 
23  d^cembre  1873,  relatif  au 
raccordement  du  ehemin  de 
fer  du  Gothard  avec  les  che- 
mins  de  fer  italiena  pr^  de 
GhiasBO  et  de  Pino^ 
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in  der  Absicht,  dieser  üeber- 
einkunft  die  Form  und  den 
Werth  eines  Staatsvertrages 
zu  verleiben, 

haben  zu  ihren  Bevoll- 
m^htigten  ernannt: 

Der  sclweizerisehe  Bondesratl: 

Herrn  Bundesrath  Simon 
Bavier,  Vorsteher  des 
schweizerischen  Post-  und 
Eisenbahndepartements, 

Seine  Hiyestlt 
der  Kffnigvon  lUlien: 

Seine  Excellenz  den  Herrn 
Senator  Ludwig  Amadeus 
M  e  1  e  g  a  r  i ,  Staatsmini- 
ster, außerordentlicher  Ge- 
sandter und    bevollmäch- 
tigter   Minister    bei    der 
schweizerischen       Eidge- 
noßenschafl, 
welche,  nach  gegenseitiger 
Mittheilung  ihrer  in  guter  und 
gehöriger   Form    befundenen 
Vollmachten,  folgende  Artikel 
vereinbart  haben: 

Artikel  1. 
Der  Polizeidienst  in  den  in- 
ternationalen Stationen  Chiasso 
und  Luino  wird  je  nach  Be- 
dürfniß,  im  Einverständniß 
oder  gleichzeitig  von  den  beid- 


dans  rintention  de  donner 
ä  cette  Convention  la  forme 
et  la  valeur  d'un  trait4  inter- 
national, 

ont  nomm6,  k  cet  efiet, 
pour  leurs  pl6nipotentiaires : 

Le  Conseil  Kd6ral  suisse: 

Monsieur  le  Gonseiller  f6d6ral 
Simon  Bavier,  chef  du  d6- 
partement  des  postes  et  des 
chemins  de  fer; 

Sa  Majest^  le  Roi  ditalie: 

Son  Excellence,  monsieur  le 
s^nateur  Louis  -  Am6d6e 
Melegari,  Ministre  d'6tat, 
envoy 6  extraordinaire  et  Mi- 
nistre pl6nipotentiaire  pr^s 
la  Ck)nf6d6ration  suisse; 


lesquels,  apr^  s'fetre  com- 
muniqu6  leurs  pleins  pouvoirs, 
trouvös  en  bonne  et  due  for- 
me, sont  convenus  des  articles 
suivants : 

Article  1". 
La  police  des  stations  in- 
ternationales de  Chiasso  et  de 
Luino  s'exercera  suivant  les 
exigences  du  Service,  d'accord 
et    simultan6ment    entre    les 
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seitigeD  Regierungen  besorgt, 
welchen  die  volle  Landes- 
hoheit für  die  auf  ihrem  Ge- 
biete befindlichen  Bahnstreken 
vorbehalten  wird. 

Artikel  2. 
Die  ßahngesellsehaften  sind 
gehalten,  in  den  Stationen  die 
von  den  beiden  Regierungen 
für  die  Ausübung  dieses  Dienst- 
Zweiges  als  nothwendig  er- 
kannten BUreaux  unentgelt- 
lich zur  Verfügung  zu  stellen. 

Artikel  3. 
Die  Handhabung  der  Bahn- 
potisöi  uud  diejenige  des  Bahn- 
betriebs im  ganzen  Umfange 
der  Station  Chiasso  liegt  den 
Angestellten  der  Gotthard- 
bahn  gesell  Schaft,  in  Luino  dem 
Personal  der  italienischen 
Eisenbahnen  ob,  unter  Auf- 
sicht der  in  jedem  Staatsge- 
biete kompetenten  Behörde. 
Die  Dienst-  und  Disziplinar- 
gew^alt  über  das  in  den  bei- 
den Stationen  zur  Verwendung 
kommende  Personal  wird  mit 
den  Bahn  Verwaltungen  gere- 
gelt. Im  Uebrigen  stehen 
sämmtlicbe  Beamte,  Bedien- 
stete und  Arbeiter  unter  den 
Geseaen    und    Verordnungen 


gouvemements  suisse  et  italien 
rentiere  souverainet6  de  cha- 
cun  des  deux  Etats  demeu- 
rant  r6serv6e. 


Article  2. 
Les  compagnies  des  che- 
mins  de  fer  ont  Fobligation 
de  fournir  gratuitement,  dans 
les  stations,  les  bureaux  re- 
connus  n6ce8saires  par  les 
deux  gouvemements  pour 
cette  partie  du  service. 

Article  3. 
L'exercice  de  la  police  des 
chemins  de  fer  et  de  celle 
de  Texploitation,  dans  toute 
r^tendue  de  la  Station  de 
Chiasso,  incombe  aux  em- 
ploy6s  de  la  compagnie  du 
Gothard;  dans  celle  de  Luino,  ^ 
au  personnel  des  chemins  de 
fer  Italiens,  sous  la  surveil- 
lance  de  Tautorit^  comp6tente 
dans  chacun  des  deux  Etats. 
Tout  ce  qui  concerne  le  Ser- 
vice et  le  pouvoir  disciplinaire 
sur  le  personnel  emploj6  dans 
les  deux  stations  est  r6gl6 
avec  les  administrations  des 
chemins  de  fer.  Du  reste, 
tous  les  fonctionnaires,  em- 
ploy^s  et  ouvriers  sont  soumis 
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desjenigen  Staates,  in  welchem 
sie  sich  befinden.  Bei  all- 
falliger  Verhaftung  eines  An- 
gestellten soll  jedoch,  wenn 
ein  Verzug  keinerlei  Gefahr 
mit  sich  bringt,  auf  die  Er- 
fordernisse des  Dienstes,  be- 
ziehungsweise die  Ersezung 
des  Betroffenen,  billige  Rük- 
sicht  genommen  und  die  Be- 
triebsdirektion sofort  von  der 
Verfügung  in  Eenntniß  ge- 
sezt  werden. 

Artikel  4. 
Alle  Formalitäten  der  Paß- 
und  Fremdenpolizei  sollen  in 
den  beiden  Stationen  Chiasso 
und  Luino  vorgenommen  wer- 
den, und  zwar  so,  daß  sie 
keinen  besondem  Aufenthalt 
der  Reisenden  veranlaßen. 

Diejenigen  Reisenden,  wel- 
che vermittelst  der  Gotthard- 
bahn  und  ihrer  Anschluß- 
linien durch  einen  der  beiden 
Staaten  ohne  Aufenthalt  tran- 
sitiren,  dürfen  während  ihres 
Verweilens  in  den  internatio- 
nalen Stationen,  sofern  sie 
deren  Gebiet  nicht  verlassen, 
keiner  Paßkontrole  unter- 
zogen werden. 


aux  lois  et  r^lements  du 
pays  dans  lequel  ils  se  trou- 
vent.  Toutefois,  dans  le  cas 
d'arrestation  d'un  employ^, 
s'il  n'y  a  aucun  p6ril  en  la 
demeure,  on  aura  6quilable- 
ment  6gard  aux  n6cessit6s  du 
Service,  c'est-ä-dire  au  rem- 
placement  de  Temploy^  cou- 
pable,  et  Ton  en  informera 
aussitöt  la  direction  de  Tex- 
ploitation. 


Article  4. 

Toutes  les  formalit6s  rela- 
tives ä  la  police  des  passe- 
port«  et  des  ötrangers  auront 
lieu  aux  deux  stations  de 
Chiasso  et  de  Luino,  et  cela 
de  teile  sorte  qu'il  n'en  rö- 
sulte  pas  un  arröt  particulier 
pour  les  voyageurs. 

Les  voyageurs  qui  transi- 
tent  par  le  chemin  de  fer  du 
Gothard  et  par  les  lignes  qui 
s'y  raccordent,  k  travers  Tun 
des  deux  6tats,  sans  s'y  ar- 
röter,  ne  pourront  ötre  sou- 
mis  k  aucun  contröle  en  ce 
qui  conceme  les  passeports, 
pendant  leur  s^jour  dans  les 
stations  internationales,  pour- 
vu  qu'ils  ne  quittent  pas  ces 
stations. 
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Artikel  5* 

Die  PoUzeibeamteD  der  bei- 
deo  Staaten  werden  im  Innern 
der  Stationen  diejenigen  In- 
dividiien  übernehmen  und  sich 
g^enäeitig;  übergeben^  welche 
au3  einem  der  beiden  Länder 
verwiesen  werden  oder  derea 
Auslieferung  auf  berechtigtes 
Begehren  hin  bewilligt  wurde» 
In  gleicher  Weise  werden  eie 
gegenüber  denjenigen  lodivl* 
duen  verfahren,  welche  ihnen 
von  einem  andern  Staate  be* 
hufs  U  ob  ergäbe  an  die  SchweiÄ 
oder  Italien j  oder  Auslieferung 
an  eine  fremde  Regierung  zu- 
geführt werden. 

Fremde  Vaganten,  welche 
behufs  Instradirung  in  ihre 
angeblieh G  Heimul  durch  einen 
der  zSvei  Staaten  transportirt 
werden  müssen,  werden  nur 
unter  der  Bedingung  abge- 
nommen, daß  der  abschie- 
bende Staat  die  Transport- 
kosten trägt,  und  daß  er  die 
wegen  Nichfangehörigkeit 
oder  aus  irgend  einem  andern 
Grunde  zurükgewieseneo  In- 
dividuen wieder  aufnimmL 

Bettler,  welche  im  Bereiche 
der  internationalen  Stationen^ 
oder  zwischen  denselben  und 


Article  5, 
Les  agBDta  de  poHee  des 
deux  Etats  se  livrent  rtScipro- 
qu erneut  et  re^ivent  dans  Vm* 
törieur  des  stations  le^  indi- 
vidus  expula^  de  Tun  des 
deux  pays  ou  dont  Textradi- 
tioo,  requise  par  q«i  de  droit^ 
aura  6t6  aecordfe.  II  s  en  fe- 
ront  autant  ä  T^gard  des  in- 
dividus  commia  ä  leur  garde 
par  un  autre  Etat  pour  Stre 
remis  sott  k  la  Suisse,  soit  & 
ritalie,  ou  pour  6tre  livr^  k 
Tötranger. 


Les  vagabonds  Ätrangers 
qui  doivent  6tre  transport^s 
k  travers  le  territoire  de  Tun 
des  deux  Etats^  pour  6tre  di- 
rig^s  sur  le  pays  auquel  ils 
sont  cens<6s  ressortir,  ne  seront 
re9us  qu'4  la  conditicu  qua 
FEtat  qui  les  renvoie  aupporte 
les  fraiä  de  trausport^  et  quHl 
s'engage  k  reeevoir  de  nou- 
veau  ceux  qui  seraient  re- 
pouss^s  comme  ^tmngers  ou 
pour  nn  autre  motif, 

Les  mendiants  qui  sont  ar- 
rät6s  dans  les  stations  inter- 
nationaleSj  ou  entre   ees   sta- 
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<ler  Grenze  aufgegriffen  wer- 
ben, können  ohne  weitere 
Förmlichkeiten  in  ihr  Land 
aurükgeführt  werden. 

Artikel  6. 
Mit  den  abzuliefernden  In- 
•dividuen  (ausgenommen  oben 
bezeichnete  Bettler)  haben  die 
schweizerischen  Polizeibehör- 
<len  den  italienischen,  bezie- 
hungsweise diese  jenen,  einen 
Transportbefehl  zu  übergeben, 
dessen  Formular  nach  Ge- 
nehmigung dieser  üeberein- 
kunft  festzustellen  ist.  In 
diesem  Transportbefehl  muß 
genau  angegeben  sein: 

1.  das  Signalement  des  Aus- 
gelieferten ; 

2.  der  Grund  seiner  Auslie- 
ferung (Angabe  der  Ver- 
brechen oder  Vergehen) ; 

3.  die  Behörde,  an  welche 
er  ausgeliefert  werden 
soll; 

4.  Ort,  Tag  und  Stunde  der 
Auslieferung. 

Wenn  die  Polizei  der  die 
Auslieferung  bewilligenden 
Regierung  hinsichtlich  eines 
Arrestanten  spezielle  ^  Vor- 
-sichtsmaßregeln  als  noth- 
^endig  erachtet,  so  soll  dies 


tions  et  la  fronti^re,  peuvent 
^tre  reconduits  dans  leur  pays 
sans  autre  formalit^. 

Article  6.  l^^,(^f 

Les  individus  remis  par  la 
police  suisse  ä  la  police  ita- 
lienne,  ou  vice  versft,  devront, 
h,  Texception  des  mendiants 
d6sign6s  ci-dessus,  ^tre  accom- 
pagn6s  d'^un  ordre  de  trans- 
port,  dont  le  foimulaire  sera 
6tabli  apr^  la  ratification  de 
la  präsente  Convention.  Cet 
ordre  de  transport  devra  in- 
diquer  exactement: 

1^  le  Signalement  de   Tindi- 

vidu  remis; 
2^  le    motif    de    sa    remise 

(specifier    les    crimes    ou 

d61its) ; 
3^  rautorit6  k  laquelle  il  doit 

ötre  livr6; 

4^  le  lieu,  le  jour  et  Theure 
de  la  remise. 
Si  la  police  du  gouveme- 
ment  qui  accorde  Textradition 
croit  qu'il  est  n^cessaire  de 
prendre  k  T^gard  du  d6tenu 
des  pr6cautions  speciales,  on 
devra  en   faire  l'objet  d'une 
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duTcb  eiae  besondere  Bemer- 
kung im  Traosportbefehl  an- 
gezeigt werden. 

Ärtike]  7. 
Wenn  ein  von  der  scbwei- 
zerischen  Behörde  der  italie- 
machen  oder  von  le^terer  der 
seh  w  ei  zerischen  Behfirde  zum 
Transport  abgehe ferles  Indi- 
viduum von  den  Beamten^ 
an  die  es  abgehe t'i^rt  werden 
@oll,  aus  irgend  einem  Grunde 
nicht  angenommen  wird,  so 
ist  dasselbe  an  diejenige 
Grenzbehörde  zur ük zuführen, 
von  welcher  der  Tranaport- 
befehl  ausgegangen  iat,  und 
diese  ist  verpflichtet,  das  In- 
dividuum wieder  anzunehmen 
tmd  dem  andern  Staate  alle 
Kosten  für  Hin-  und  Rüktrana^ 
port  zu  vergüten. 

Artikel  8. 

Wenn  in  Chiasso  dte  italie- 
nischen oder  in  Luinü  die 
seh  weisseris  eben  Polizeiange- 
stellten  ausgeschrieiicne  Ver- 
brecher entdeken,  m  soUeo 
sie  sofort  denjenigen  des  an- 
dern Staates  hie  von  Kennlniß 
geben,  um  ete  in  den  Stand 
zu  aezen,  zur  Verhaftung  zu 
3sehr  eilen* 


mention      particuli^re      dana 
r ordre  de  transport. 


Artjcle  7, 
Dans  le  cas  oü,   pour  ud& 

raison  quelconque,  un  individu 
livr^  par  rautorit^  Luisse  ^ 
rautoritö  ilahenne,  ou  vice 
versfl.)  pour  6tre  transportÖT. 
ne  serait  paä  accept^  par  les^ 
agents  auxquels  il  doit  ^tre 
remiB,  il  sera  rendu  k  Tautorit^ 
de  ta  frontifere  dont  ^manfr 
Tordre  de  trangport^  Jaquellfr 
est  tenue  de  recevüir  de  nou- 
veau  Tindividn  et  d'indemniaer 
Tautre  Etat  de  tous  les  fraia- 
de  transport,  aller  et  retour. 


ArHcle  8* 

Si  les  agents  de  police  ita* 
liens  k  Chiasso,  ou  les  agents 
de  police  suiBBes  k  Luino  66* 
couvrent  un  nialfaiteur  signal^ 
ils  devront  en  dünner  immß- 
diatement  connaissanee  ä.  ceu:i: 
de  Pantre  pays,  alin  de  les 
mettre  h  meme  de  proc^der 
k  l'arrestation* 
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Artikel  9. 
Der  Transport  von  Indivi- 
duen, welche  in  Chiasso  der 
italienischen  oder  in  Luino 
der  schweizerischen  Polizei 
übergeben  werden,  findet  von 
der  betreffenden  Station  aus 
bis  an  die  Landesgrenze  durch 
diejenigen  Agenten  stdtt,  an 
welche  die  Ueberlieferung  er- 
folgt ist.  Die  schweizerische, 
resp.  italienische  Polizeibe- 
hörde ist  berechtigt,  das  Ge- 
leite bis  zur  Grenze  zu  be- 
aufsichtigen, und  soll,  falls 
ihre  Unterstüzung  von  den 
Beamten  des  andern  Staates 
verlangt  wird,  dieselbe  ange- 
deihen  lassen. 

Artikel  10. 
Wenn  es  das  öffentliche 
Interesse  erheischen  sollte,  so 
kann  jede  der  beiden  Regie- 
rungen verlangen,  daß  die 
Polizeiorgane  des  andern 
Staates  zeitweise  jed welche 
Thätigkeit  einstellen  und  auf 
das  Gebiet  des  eigenen  Lan- 
des sich  zurtikziehen.  Von 
solchen  Verfügungen  werden 
die  beiden  Regierungen  sich 
gegenseitig  unverzügliche  Mit- 
theiiung  machen. 


Article  9. 


Le  transport  des  individus 
qui  sont  remis  k  la  police 
italienne  &  Chiasso,  ou  ä  la 
police  suisse  ä  Luino,  est 
effectu6  depuis  la  Station 
respective  jusqu'ä  la  fronti^re 
par  les  agents  entre  les  mains 
desquels  la  remise  a  eu  lieu. 
L'autorit6  de  police  suisse  ou 
italienne,  selon  le  cas,  a  le 
droit  de  surveiller  le  trans- 
port jusqu'ä  la  fronti^re  et 
doit  pr^ter  son  concours,  si 
Tagent  de  Tautre  Etat  le  de- 
mande. 


Arücle  10. 
Dans  le  cas  oü  Fint^r^t 
public  le  rendrait  n^cessaire, 
chacun  des  deux  gouverne- 
ments  peut  exiger  que  les 
fonctionnaires  de  police  de 
Tautre  6tat  suspendent  mo- 
mentan^ment  toute  action  et 
se  retirent  sur  le  territoire  de 
leur  propre  pays.  Les  deux 
gouvernements  se  donneront 
r6ciproquement  et  imm6diate- 
ment  avis  des  d^cisions  de  ce 
genre. 
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Artikel  11. 

Für  die  gegenwärtige  Ueber- 
dnkunil  wird  die  Genehmi- 
gung vorbehalten ,  uüd  es 
sollen  die  Ratifikationen  tn 
Bern  sofort  nach'  Erfüllung 
der  V  0  rg  e&ch  rieb  ene  n  Form  al  i- 
täten  ausgewechselt  werden. 

Der  Zeitpunkt  des  Inkraft- 
tretens derseHjen  wird  im 
Protokoll  über  die  Äuswechs- 
!uüg  der  Ratifikatioaen  fest- 
gesezt  werden. 

Jeder  der  beiden  kontrabi- 
r enden  Stauten  hat  das  Recht, 
diesen  Vertrag  auf  ein  Jahr 
zu  kündigen. 

Zur  Urkunde  dessen 
haben  die  Bevollmät^htigteD 
die  gegenwärtige  Ueberein- 
kunft  unterzeichnet  uud  der- 
selben ihr  Woppensiegel  bei* 
gedrukt. 

So  geschehen  in  Bern,  in 
doppelter  Aoöferligung,  den 
16.  Februar  1881. 

tL,  SO  (GezO  BaTier- 
CL.  S.)  t^ezo  Melegari. 

döclare  que  la  Convention 
ci-desBue  est  raiifiöe  et  a  force 
de  loi  daas  toutes  scs  parties, 


Article  11* 
La  präsente  Convention  ser& 
ratiPi^e.,  et  les  ratiÜeatious  en 
seroot  dchapg^es,  ^  Herne, 
aussit6t  apr^  raceomplisse* 
ment  d^  forraaUt6a  prescritea. 


Köpoque  de  sa  mise  en 
vigueur  scra  ßx6e  dans  !e 
proefes- verbal  d' behänge  des 
ratifications. 

Chacun  des  deux  Etata 
contractants  a  la  facult6  de 
la  ddnoncer  un  an  ä  Tavanee. 

En  foi  de  quoi,  les  pl^ni* 

potentiairea  Tont  sign6e  et  y 
ont  appos^  leurs  sceau£ 
respectifs. 


Fait  li  Beme,  en  double 
expöditioo,  le  seize  fdvrier 
mil  huit  eent  qnatre  vingt^ua 
(16,  f^vrier  1881). 

CL.S.)    (SigO  Bavier. 
CL.  SO    (SigO  MelegarL 


;i 


Noi  avendo  veduto  ed  esa- 
minato  la  qui  sovrascritta  Con- 
venzione  ed  approvatidola  in 


Digitized  by  CjOOQiC 


pi'ify  "mi 'riji'yj'- 


betreffend  den  Polizeidienst  in  Ghiasso  and  Lnino. 


587 


promettaDt,  au  nom  de  la 
Ck)nföd6ration  suisse,  de  l'ob- 
server  conscieDcieusemeot  et 
en  tout  temps,  pour  autant 
que  cela  d6pend  de  celle-ci. 

En  foi  de  quoiy  la  präsente 
ratification  a  6t6  sign6e  par 
le  President  et  le  Chancelier 
de  la  Conf6d6ration  et  munie 
du  sceau  f6d6ral. 

Ainsi  fait  ä  Beme,  le  dix- 
sept  juia  mil  huit  cent  quatre- 
vingt-un  (17  juin  1881). 


Au  Dom  du  Gonseil  f6d^ral 
suisse, 
Le  President 
de  la  Confederation : 
(L.  8.)         Droz. 

Le  Chancelier  de  la 

Confederation  : 

Sehiess. 


ogni  e  singola  sua  parte,  Tab- 
biamo  aecettata,  ratiäcata  e 
confermata,  come  per  le  pre- 
senii  raceetüamo,  ratifichiamo 
e  confermiamo,  promettendo 
di  osservarla  e  di  farla  invio- 
labilmente  osservare.  In  fede 
di  che,  Noi  abbiamo  firmato 
di  Nostra  mano  le  preseuti 
Lettere  di  ratificaziooe,  e  vi 
abbiamo  fatto  apporre  il  Nostro 
Reale  sigillo.  Date  a  Roma^ 
addi  yentiquattro  del  mese  di 
Aprile,  Tanno  del  Signore  mille 
ottoceuto  ottant'uDo,  e  del 
Nostro  regno  il  quarto. 

Umberto* 

(L.  S.) 

Per  parte  di  Sua  Maestä  ü  Be, 

D  Preeidente  del  Gondglio  dei 

Ministri, 

Ministro  Segretario  di  Stato  per 

gli  affari  esteri: 

Cairoli. 


Note.  Die  Auswechslung  der  Ratifikationen  der  vorstehenden 
üebereinkunft  hat  zwischen  dem  Herrn  Bundespräsidenten  Droz 
und  dem  außerordentlichen  Gesandten  und  bevollmächtigten  Minister 
Italiens  bei  der  Schweiz.  Eidgenoßenschaft,  Hm.  Graf  Alexander 
F^  d'Ostian.i,  am  20.  September  1881  in  Bern  stattgefunden. 

Das  Inkrafttreten  der  vorstehenden  üebereinkunft  wurde  bei 
der  Auswechslung  der  Ratifikation  en,  nach  Art.  11,  AI.  2  der  Üeber- 
einkunft, auf  den  1.  August  1882  festgesezt. 
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Vollziehungs  -Verordnung 


Zollgesez  vom  27.  Augstmonat  1851. 

(Vom  18,  WeiomoDat  18810 


Der  schweizerische    Bundesrath, 
zu     genauerer    YoUzielmng     des     BuiKiesgösezes     vom 
27.  Augstmonat  1851    über   das   Zollwesen  (A,  8.  II,  535} 
und     in    Abänderung     der    Vollziehungs|- Verordnung    vom 
30.  Wintermonat  1857  (A,  8.  V,  695), 

verordnet: 


Allgemeine  Yarschriften, 

Art.  1,  Der  Verkehr  mit  zoUpfliclitigen  Gegenständen 
über  die  Schwelzergronze  darf,  ohne  besondere  Erlaub niß^ 
nur  während  der  Zollstunden  und  bloß  auf  den  erlaubten 
und  al9  solche  bezeichneten  Straßen  und  Landungspläzen 
stattfinden. 

Die  erlaubten  Straßen  (ZollstraSen),  so  wie  die  erlaubten 
Landungspläze,  ebetiso  dre  Zollstätten,  sind  mit  Tafefn  kennt- 
lich gemacht. 

Der  Verkehr  mit  solchen  Waaren,  die  im  Tarif  unbe- 
dingt zollfrei  erkl&rt  sind ,  ist  frei  über  alle  Grenzpunkte, 
immerhin  unter  dem  Vorbehalte  des  den  Organen  der  Zoll- 
verwaltung zustehenden  Rechtes  der  Kontrole* 
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Art.  2.  An  den  erlaubten  Straßen  (Zollstraßen),  sowie 
an  den  erlaubten  Landungspläzen,  welche  das  Zolldeparte- 
ment bezeichnet,  bestehen  Zollstätten.  Namen  und  Klasse 
dieser  leztem,  sowie  deren  Eintheilung,  werden  durch  das 
Bundesblatt  publizirt  und  die  jeweilen  vorkommenden  Ab- 
änderungen gleicherweise  veröffentlicht. 

Art.  3.  So  wie  der  Waarenführer  die  Grenze  über- 
schritten hat,  darf  er  mit  seiner  Ladung  die  Zollstraße  bis 
zur  Ankunft  an  der  Zollstätte  nicht  verlassen.  Er  darf  sich 
auch  unterwegs  nicht  willkürlich  aufhalten,  noch  seine  Ladung 
weder  unter  Dach  stellen,  noch  Oberhaupt  irgend  eine  Ver- 
änderung an  derselben  vornehmen,  außer  mit  Bewilligung 
oder  im  Beisein  eines  Zollbeamten. 

Das  Gleiche  gilt  an  Orten,  wo  nächst  der  Grenze  Auf- 
sichtsposten (Anmeldungsposten)  bestehen,  bei  denen  der 
Waarenftlhrer  sich  zunächst  anzumelden  hat. 

Ist  seine  Ladung  daselbst  abgefertigt,  so  hat  er  die 
obigen  Vorschriften  bis  zu  seiner  Ankunft  an  der  Zollstätte 
gleichfalls  einzuhalten. 

Ebenso  dürfen  die  mit  zollpflichtigen  Waaren  beladenen 
Schiffe  längs  der  schweizerischen  Wassergrenze  nur  an  den 
hiefOr  bezeichneten  Landungspläzen  anhalten  und  anlanden, 
mit  einziger  Ausnahme  von  Fällen  dringender  Gefahr  oder 
höherer  Gewalt,  worüber  sich  die  betreffenden  Schiffsleute 
gehörig  auszuweisen  haben.  Solche  Fälle  müssen  jedoch 
dem  nächstgelegenen  Zollbüreau  oder  Grenzwachtposten  so- 
fort angezeigt  werden,  und  ohne  Ermächtigung  oder  Gegen- 
wart des  Beamten  darf  an  der  betreffenden  Ladung  nichts 
verändert  werden. 

Waarenführer ,  welche  mit  inländischen  Waaren  zu 
Lande  in  der  unmittelbaren  Nähe  von  Grenzgewässern  und 
Grenzstraßen  reisen,  haben  bei  der  ersten  von  ihnen  be- 
rührten   schweizerischen    Grenzzollstätte    ihre    Frachtbriefe 
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et^mpela  zu  lassen  oder  ein  Visum  zu  erheben,  widrigenfalls 
ihre  Ladimg  von  den  Streifwachea  als  verdächtig  aogehalten 
und  untersucht  werden  kann. 

Widerhaud hingen  gegen  diese  Vorschriften  fallea  unter 
die  im  Zollgese^  vorgeeehenen  Strafbeatimmungen. 

Art.  4.  Die  Gesuche  betreffend  die  Erlaubniß  zur  Ein- 
oder  Ausfuhr  von  zollpfliehtigen  Gegen  ständen  außer  den 
erlaubten  Straßen  (Zollatraßen)  und  Landungsplasen  sind  an 
die  betreffende  Gehietadirektion  einzugeben^  welehe  bei  der 
OberzoHdirektion  die  nöthige  Weisung  einholt, 

Art.  5.  Die  Zollatunden  zur  Abfertigung  von  Gütern 
bei  Straße  nzüüstätten  sind  folgen  dermaßen  festgesezt ; 

Vom  1.  Wiötermoual  bis  Ende  Hornung,  von  7  Ühr 
Morgens  bis  7  Uhr  Abends. 

Vom  1 .  März  bta  30.  April  ^  von  6  Uhr  Morgens  bis 
8  Uhr  Abends. 

Vom  J.  Mai  bis  31.  Au^tmonat^  von  5  Uhr  Morgens 
bis  d  Uhr  Abends. 

Vom  1.  Herbstmonat  bis  31.  Weinmonat,  von  6  Uhr 
Morgens  bis  8  Uhr  Abends. 

Die  Dienstverhältnisse  für  das  Zollpersooal  im  Eisen- 
bahn* und  Dampfschiflrverkehr  werden  durch  besondere  Be- 
stimmungen des  Zolldepartements  festgesezl. 

Art,  6.  Eine  Tafel  mit  der  Anzeige  obiger  Zollstundeo 
Ist  vor  jeder  8traßen-ZoHstätte  auszuhängen. 

Art.  7,  Für  jede  Zollstatte  wird  von  der  Gebiets- 
.direktion  die  Zeit  festgesezt,  zu  welcher  über  Mittag  der 
Zolleinnehmer  zur  Abfertigung  oieht  verpflichtet  ist.  Diese 
Zeit  darf  aber  hÖchsteuB  eine  Stunde  betragen. 

Immerhin  soll  während  dieser  Mittagsstunde  die  Zotl- 
straJ^e  bewacht  bleiben. 
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Art.  8.  Die  Zollbehandlung  an  den  StraßenzoHstätten 
ist  Yor  und  nach  den  Zollstunden  gestattet,  und  zwar  gegen 
eine  Gebühr 

von  10  Rp.  für  eine  Ladung  unter  50  kg., 
„    20    ^     ;      ^         ,)        von  50  kg.  bis  250  kg., 
^    40    ^     ^      ^         ^        über  250  kg.  bis  500  kg., 
^    70    ^     ^      ^         ^       zwbchen  500  kg.  u.  1000  kg.^ 
und     ^  150  ^     ^      ^     solche  von  1000  kg.  und  darüber, 

von  40  Rp.      für     ein       Stük  Vieh  oder  eine       Zugthierlast,, 
^    50   ^         ^      zwei        ^       ^       ^    zwei  ^ 

^    20   ^  für  jedes  fernere    ^       ^       ^  jede  fernere     ^ 
In  keinem  Falle  darf  die  bezogene  Gebühr  Fr.  1.  50  über- 
steigen. 

Von  diesen  Abfertigungsgebühren,  welche  den  Beamten 
und  Bediensteten  der  betreffenden  Zollstätte  zufallen,  sind 
die  zollfreien  Gegenstände  ausgenommen. 

Art.  9.  Die  Waarenführer,  welche  vor  und  nach  den 
durch  Art.  5  dieser  Verordnung  festgesezten  Zollstunden  in 
der  Nähe  der  Zollstätten  reisen,  sind  gehalten,  bei  Nacht  an 
einer  schon  von  weitem  in  die  Augen  fallenden  Stelle  ihres 
Fuhrwerks  eine  brennende  Laterne  auszuhängen,  stets  wenig- 
stens eines  ihrer  Zugthiere  mit  helltönendem  Geschell  zu 
versehen  und  von  Zeit  zu  Zeit,  namentlich  in  der  Nähe  der 
Zollstätte,  stark  mit  der  Peitsche  zu  knallen,  um  zu  zeigen^ 
daß  sie  gesonnen  sind,  ihre  Waaren,  gegen  Entrichtung  der 
im  Art.  8  dieser  Verordnung  bestimmten  Taxe  für  die  Ab- 
fertigung außer  den  Zollstunden,  regelmäßig  zu  verzollen. 

Waarenführer,  die  außer  den  Zollstunden  auf  obige 
Weise  bei  Grenzaufsichtsposten  anlangen,  haben  sich  einem 
Begleit  bis  aü  die  nächste  Zollstätte  zu  unterwerfen,  ebenso 
Waarenführer  solcher  Ladungen,  behufs  deren  genauer 
Verifikation  die  Zuführung  an  die  zunächst  gelegene  Haupt- 
zollstätte  oder  an  eine  größere  Nebenzollstätte,  oder  behufs 
deren  Abwägung   an  eine   nächstgelegene  öffentliche  Wage^ 


\ 


it.^ 
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dem  Einnehmer  als  nöthig  erscheint ;  in  gleicher  Weise  wer- 
den die  Waarenfiihrer  behandelt,  welche  mit  Durchfuhrgatem 
an  zur  Transitabfertigung  nicht  ermächtigten  Zollstätten  an- 
langen. 

Für  solche  Begleitung  hat  der  Waarenführer  eine  Ge- 
bühr zuhanden  des  Begleiters  zu  entrichten,  welche  für 
6ine  Viertelstunde  oder  Bruchtheil  einer  solchen  40  Rp.  be- 
trägt; für  Begleitung' von  mehr  als  einer  Viertelstunde  Zeit 
ist  die  zweite  und  jede  weitere  Viertelstunde  oder  Bruch- 
theil einer  solchen  mit  je  20  Rp.  zu  berechnen.  Der  Rok- 
weg  ist  in  dieser  Gebühr  inbegriffen. 

Zollpflichtige,  die  bei  Nacht  die  Grenze  überschreiten^ 
dürfen  unter  keiner  Bedingung  von  der. Zollstraße  abweichen 
und  haben  sich  bei  der  nächsten  Zollstätte  oder  beim  nächsten 
Aufsichtsposten  zu  melden. 

Art.  10.  Die  Abfertigung  der  Fuhren  und  Schiffe  er- 
folgt in  der  Regel  nach  der  Reihe  ihrer  Ankunft,  und  Ab- 
weichungen hievon  dürfen  nur  mit  Einwilligung  der  früher 
angelangten  stattfinden,  mit  Ausnahme  jedoch  der  Eilgüter, 
welche  vorzugsweise  mit  Beförderung  abzufertigen  sind. 

Art.  11.  Güter,  die  im  Zolltarife  nach  dem  Werth 
oder  nach  dem  Gewicht  (vom  metrischen  Zentner)  berechnet 
sind,  können  nur  auf  Hauptzollstätten  und  den  vom  Zoll- 
departement  dazu  bezeichneten  Nebenzollstätten  bei  ihrem 
Eintritt  über  die  Schweizergrenze  zur  direkten  Durchfuhr 
oder  nach  Niederlagshäusern  abgefertigt  werden;  ebenso  ist 
deren  Wiederaustritt  nur  über  solche  Zollstätten  gestattet. 

Hingegen  ist  die  Durchfuhrbehandlung  von  Gegenständen, 
die  im  Zolltarif  nach  Stüken  oder  Zugthierlasten  berechnet 
sind,  den  sämmtlichen  Zollstätten  bewilligt. 

Art.  12.  Gesuche  um  die  Erlaubniß  zur  Einfuhr  oder 
Ausfuhr  von  Transit-  oder  Niederlagsgütern  über  Nebenzoll- 
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Stätten,  dio  sonst  nicht  zu  Transitabfertigungen  ermächtigt 
sind,  sollen  an  die  betreffende  Gebietsdirektiou  eingegeben 
werden,  welche  die  nöthigen  Weisungen  der  Oberzolldirektion 
einzuholen  hat. 

Art.  13.  Die  Zoilstätten,  welche  ermächtigt  sind, 
Waaren,  die  nach  dem  Werthe  oder  nach  metrischen  Zent- 
nern zahlen,  zur  Durchfuhr  oder  nach  Niederlagshäusem 
abzufertigen,  werden  durch  das  Bundesblatt  bekannt  gemacht. 

Art.  14.  Wenn  auf  einer  Nebenzollstätte,  die  zu  Durch- 
fuhrabfertigungen von  Waaren,  welche  nach  dem  Werthe 
oder  nach  metrischen  Zentnern  zahlen,  nicht  ermächtigt  ist, 
eine  gemischt  aus  Ein-  und  Durchfuhr-  oder  Niederlagsgütern 
bestehende  Ladung  anlangt,  so  ist,  je  nach  Belieben  des 
Waarenführers,  die  Ladung  unter  zollamtlicher  Begleitung 
auf  Kosten  desselben  (Art.  9)  entweder  bis  zur  Grenze  zurük 
oder  der  nächsten  Hauptzollstätte  zur  Abfertigung  zuzuführen ; 
das  Nämliche  ist  zu  beobachten,  wenn  eine  Ladung  Durch- 
fuhr- oder  Niederlagsgüter  auf  einer  Nebenzollstätte  anlangt, 
welche  die  Befugniß  zu  Transitabfertigungen  nicht  besizt. 

Dieser  Artikel  ßndet  keine  Anwendung  auf  Gegenstände, 
die  nach  Stüken  oder  Zugthierlasten  zahlen,  da  deren  Durch- 
fuhr über  alle  Zoilstätten  gestattet  ist.    (Art.   11.) 

Art.  15.  Waarenstüke,  die,  nebst  Eingangsgut,  auch 
Waaren  zur  Durchfuhr  oder  für  ein  Niederlagshaus  enthalten, 
sind  an  der  Grenze  nur  dann  abzufertigen,  wenn  sie  ent- 
weder ganz  in  ein  Niederlagshaus  instradirt  oder,  wenn  dies 
der  Zollpflichtige  nicht  wünscht,  ganz  zur  Einfuhr  oder  ganz 
zur  Durchfuhr  behandelt  werden.  Wenn^derj  Waarenführer 
sich  dieser  Abfertigungsweise  widersezt,  so  [ist  gegen  den- 
selben das  im  Art.  21  vorgeschriebene  Verfahren  anzuwenden. 


Eidg.  Amil.  Samml.  Neue  Folge.  V.  Bd.  39 
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Z^reitei*  ^bselxnitt- 

Terfahren  bei  den  Zollabfertigungen. 
A.  Deklaration, 

Art.  16.  Jeder  Wajirenfiihrer  bat  bei  seiner  Ankun^l 
an  der  ZoÜätäUe  die  voi-geschriebenen  Äuäweiae,  wie  Lad- 
karteüj  Fmclitbriefe^  Deklarationen  u»  s.  w,,  dem  Einnehmer 
voTZQ  legen. 

Die  DeklaratioD  soll  folgende  Angaben  enthalten:  Das 
Datum  ihrer  Auöstelltmg,  das  Zeichen,  die  Zahl,  das  Gewicht, 
die  Verpakungsart^  den  Inhalt  der  Waarenstüke  (leztere  niög* 
liehst  mit  Rükdcht  auf  die  tarifgemäßen  Benennungen),  den 
Namen  und  Wohnort  des  Waareoführers,  resp,  des  Deklaranten, 
und  endlich  die  Erklärung,  ob  die  Waare  zur  Einfuhr, 
Ausfuhr,  Durchfuhr,  nach  einem  eidtr.  Niederlag&hauac  oder 
zur  Freipaßabfertigung  beätimmt  nei, 

Art,  17.  Den  Führern  von  Gegenständen,  welche  nach 
Stftken  oder  nach  Zugt  hier  lasten  zollpflichtig  sind^  ist  die 
Vorlegung  von  speziellen  Deklarationen  erlassen. 

Art.  18.  Sollten  die  vorgelegten  Ausweise  nicht  hin- 
reiehende  Auskunft  geben  über  die  im  Art.  16  geforderten 
Angaben,  oder  ist  der  Waarenfahrer,  d,  h.  der  DeklaraaL, 
über  die  Richtigkeit  derselben  im  Zsveifel,  so  ist  es  ihm 
gestattet,  selbige  vor  der  Abfertigung  auf  der  Zollaiätto 
selbst  noch  zu  vervollständigen,  wozu  er  nach  Belieben  die 
ganze  Ladung  oder  auch  nur  einzelne  Theile  derselben 
untersuchen  kann,  um  nach  dem  wirklichen  Inhalte  dieser 
Waarenstüke  seine  Angabe  machen  zu  können. 

Wohnt  ein  ZoHbeamter  solchen  Untersuchungen  bei,  so 
tiftl  derselbe  darüber  zu  wachen,  daß  aus  den  fraglichen 
Waarenatüken  keine  Gegenstände  entnommen  oder  vor  ihni 
verheimlteht  werden;  ferner  iat  er  gehalten,  dem  Zollpflich- 
tigen, auf  besouHerea  Verlangen,  bezügheh  der  Klassilikatioo 
Auskunft  ÄU  ertheilen. 
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Hingegen  ist  der  Zollbeamte  nicht  befugt,  für  Rechnung 
des  Waarenführers  oder  Deklaranten  die  betreffende  Vor- 
untersuchung selbst  Yorzunehmen. 

Bei  Hauptzollst&tten  ist,  sofern  die  betreffende  Waare 
unter  sichere  Eontrole  gestellt  wird,  eine  Frist  von  48  Stun- 
den, von  der  Ankunft  der  Waare  an,  zur  Ergänzung  der 
Zolldeklaration  gestattet.  Das  Zolldepartement  wird  ermäch- 
tigt, diese  Frist  da,  wo  besondere  Verhältnisse  des  Verkehrs 
es  erfordern,  bis  auf  sieben  Tage  zu  verlängern. 

Art.  19.  Im  Falle  zweideutiger  oder  ungenügender 
Angabe  über  die  verschiedenartig  tarifirten  Waaren,  welche 
im  gleichen  Frachtstüke  enthalten  sind,  steht  es  dem  Waaren- 
führer,  resp.  dem  Deklaranten,  ebenfalls  frei,  das  Frachtstük 
vor  der  Deklaration  auf  seine  Kosten  und  Gefahr,  unter 
Aufsicht  des  Zollbeamten,  zu  öffnen  und  zu  untersuchen 
oder  (durch  Dritte)  untersuchen  zu  lassen,  um  die  Zahlung 
des  höchsten  Tarifansazes  für  das  ganze  Frachtstük  zu 
vermeiden  (Art.  14,  15  und  16  des  2k)llgeseze8).  Nach 
Ermittlung  des  Inhalts  wird  die  Tara  nach  Verhältniß  des 
Nettogewichts  auf  die  einzelnen  Waarengattungen  vertheilt. 

Art.  20.  Wenn  der  Waarenführer  auf  die  in  den 
Artikeln  18  und  19  gestattete  Untersuchung  vor  Abgabe 
der  Deklaration  verzichtet,  oder  die  bereits  abgegebenen, 
vom  Einnehmer  als  ungenügend  oder  zweideutig  gefundenen 
Ausweise,  resp.  Deklaration,  nicht  ergänzen  kann  oder  will, 
so  findet  die  Abfertigung  des  Waarenstükes  nach  Mitgabe 
der  Artikel  14,  15  oder  16  des  Zollgesezes  statt,  ohne  daß 
nachträgliche  Reklamationen  gegen  dieses  Verfahren  Berük- 
si^htigung  finden  können. 

Art.  21.  Wenn  der  Waarenführer,  resp.  der  Deklarant, 
nicht  im  Falle  ist,  seine  Ausweise,  d.  h.  die  Deklaration, 
wie  oben  bemerkt,  zu  vervollständigen,  oder  wenn  ihm  über 
einzelne    oder   mehrere  Waarenstüke   die   Ausweise   fehlen, 
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um  eine  genügende  Deklaration  darüber  abzugeben,  oder 
wenn  er  sich  nicht  befagt  glaubt,  die  Waare  auf  der  Zoll- 
stätte selbst  zu  untersuchen  oder  durch  einen  Dritten  unter- 
suchen und  deklariren  zu  lassen,  so  wird  dieselbe,  falls  er 
sich  weigern  sollte,  der  im  Artikel  20  vorgeschriebenen 
Abfertigung  sich  zu  unterziehen,  auf  seine  Kosten  an  die 
Grenze  zurük  begleitet.  Falls  er  sich  auch  dessen  weigert, 
so  ist  die  Waare  auf  der  Zollstätte  auf  seine  Kosten  und 
Gefahr  so  lange  in  Verschluß  zu  nehmen,  bis  die  vollstän- 
digen Ausweise  zur  Zollbehandlung  vorgelegt  werden.  Die 
daherigen  Kosten  lasten  auf  der  Waare.  Die  Begleitungs- 
kosten sind  in  diesen  wie  in  allen  ähnlichen  Fällen  die 
gleichen,  wie  die  im  Artikel  9  aufgeftlhrten. 

Art.  22.  Das  im  vorhergehenden  Artikel  vorgeschriebene 
Verfahren  tritt  ebenfalls  ein,  wenn  ein  Waarenführer,  resp. 
Deklarant,  weder  den  Zoll  bezahlen,  noch  die  für  die 
Zwischenabfertigung  erforderliche  Bürgschaft  beibringen  kann. 

Art.  23.  Im  Falle  von  Zweifel  oder  abweichender 
Anschauung  zwischen  dem  Einnehmer  und  dem  Zollpflich- 
tigen über  den  anzuwendenden  Zollansaz  wird  der  Ein- 
nehmer ein  Muster  von  der  Waare  erheben  und  dasselbe 
an  seine  Direktion  einsenden,  welche  nach  Umständen  über 
den  betreffenden  Fall  selbst  entscheidet,  oder  bei  der  Ober- 
zolldirektion Weisung  einholt. 

Ist  das  Ziehen  eines  Musters  nicht  möglich,  so  ist  über 
den  bezüglichen  Gegenstand  eine  genaue  und  erschöpfende 
Beschreibung  einzusenden. 

Bis  zum  endlichen  Entscheide  kann  die  Waare,  unter 
Hinterlage  oder  Verbürgung  des  höhern  Zollansazes,  einst- 
weilen von  der  Zollstätte  freigegeben  werden. 

B.  Berechnung  der  Gebühren. 

Art.  24.  Für  nach  Zugthierlast  verzollbare  Waaren, 
welche  vermittelst  Eisenbahn  oder  Schiflf  eingehen,  wird  die 
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Zugthierlast  zu  750  kg.  berechnet;  bei  per  Achse  einge- 
führten und  nach  Zugthierlast  abzufertigenden  Waaren  wird 
dieselbe  nach  jedem  angespannten  Zugthier  berechnet. 

Art.  25.  Wird  die  im  Art.  13  des  Zollgesezes  vor- 
gesehene Gewich tsausmittlung  einer  Ladung  oder  einzelner 
Waarenstüke  vorgenommen,  so  hat  der  abfertigende  Beamte 
für  die  Abwägung  eine  Waggebühr  von  10  Rp.  per  100  kg. 
zu  erheben,  ßruchtheile  eines  metrischen  Zentners  werden 
als  ein  ganzer  Zentner  in  Rechnung  gebracht. 

Es  ist  dem  Zolldepartement  gestattet,  unter  außer- 
ordentlichen Verhältnissen  Ermäßigung  eintreten  zu  lassen. 

Art.  26.  Bei  der  Deklaration  von  Gegenständen,  deren 
Verzollung  nach  dem  Werthe  zu  geschehen  hat,  gilt  in  der 
Regel  der  betreffende  Fakturabetrag,  mit  Zuschlag  der 
Fracht  und  sämmtlicher  Spesen  bis  an  die  Grenze,  wo  die 
Zollabfertigung  stattfindet. 

Ist  der  Waarenführer  oder  Zollpflichtige  nicht  im  Falle 
oder  weigert  er  sich,  die  Faktur  vorzulegen,  oder  steht 
deren  Betrag  in  einem  Mißverhältniß  zu  den  laufenden 
Preisen,  so  ist  der  Werth  des  zollpflichtigen  Gegenstandes 
durch  Experten  zu  bestimmen. 

Art.  27.  Bei  Deklarationen  für  Holz  zur  Ausfuhrver- 
zollung hat  der  Waarenführer  die  Art  des  Holzes,  die  Stük- 
zahl  und  das  Maß,  bei  Bauholzflößen  auch  Zeichen  und 
Nummern  der  einzelnen  Stämme  anzugeben;  bei  Brennholz 
genügt  die  Angabe  der  Quantität. 

Der  Werth  der  Holzgattungen  wird,  unter  Berüksich- 
tigung  der  lokalen  Verhältnisse,  durch  das  Zolldepartement 
festgesezt. 
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C.  Abfertigung  fUr  die  Ein-  und  Ausfuhr. 

Art.  28.  Sobald  die  vorgelegten  Ausweise  den  regle- 
raentanschen  Bestimmungen  entsprechen,  wird  der  Einnehmer 
dieselben  auf  die  Abfertigungskarte  eintragen  und  auf  dem 
Stammblatt  der  lezteren  die  Richtigkeit  dieser  Eintragung 
durch  den  Zollpflichtigen  bescheinigen  lassen.  Nachdem  dieses 
geschehen,  übergibt  er  dem  Zollpflichtigen  gegen  Entrichtung 
dca  betreffenden  Zollbetrages  die  entsprechende  Quittung. 

Alle  Gebühren  sind,  sofern  nicht  besondere  Weisungen 
des  Zolldepartements  Anderes  bestimmen,  sofort  bei  der 
Abfertigung  haar  zu  entrichten. 

Die  Einnehmer  sind  für  den  richtigen  Eingang  derselben 
persönlich  verantwortlich. 

Handelt  es  sich  um  Ausgabe  von  Geleitscheinen  oder 
Freipässen,  so  können  solche  erst  dann  verabfolgt  werden, 
wenn  die  erforderliche  Hinterlage  oder  Verbürgung  von  Seite 
des  Zollpflichtigen  geleistet  ist. 

Art.  29.  Falls  die  in  der  nämlichen  Zollquittung  eut- 
halteoen  Waarenstüke  an  verschiedene  Empfänger  adressirt 
sind,  so  hat  der  Einnehmer,  auf  Verlangen  des  Deklaranten, 
auf  jedem  einzelnen  Ausweise  (Frachtbriefe)  den  darauf 
betreffenden  Theil  des  bezahlten  Zollbetrages  anzumerken. 

D.  Abfertigung$l(arte. 

Art.  30.  Bei  der  Einfuhr  besteht  die  Abfertigungs- 
karte : 

a.  für  die  zur  Einfuhr  behandelten  Güter  in  einer  Ein- 
fuhrzollquittung; 

D,  itlf  die  zur  Durchfuhr  behandelten  Güter  in  einem 
Geleitsch  ein; 

r.  für  die  Niederlagsgüter  ebenfalls  in  einem  Geleit- 
i  schein; 
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d.  für  Vieh  und  Güter,  die  vorübergehend  in  die  Schweiz 

gebracht  und    binnen   einer   bestimmten   Frist  wieder 

ausgeführt  werden  und  Zollfreiheit  genießen ,  in  einem 

Freipaß. 

Kleine     Geleitscheine     ertheilen     Grenzaufsich  ts- 

posten  (Anmeldungsposten)  für  Ladungen,  die  damit  auf  die 

nächste  Zollstätte   gewiesen   werden.     Dieselben    sind    aber 

bloß   provisorische  Ausweise   zwischen   der  Grenze  und  der 

Zollstätte   und   daher  keine  eigentlichen  Abfertigungskarten. 

Art.  31.     Bei  der  Ausfuhr  best-eht  die  Abfertigungs- 
karte : 

a.  für  die  zur  einfachen  Ausfuhr  behandelten  Güter  in 
einer  Ausfuhrzollquittung; 

b.  für  die  mit  Geleitscheinen  anlangenden  Transitgüter 
oder  Vieh  in  einem  Durchfuhrschein; 

c.  für  Vieh  und  Güter,  die  nach  dem  Auslande  gehen 
und  zollfrei  in  die  Schweiz  zurükkehren,  in  einem 
Freipasse. 

E.    Revision  des  Zollobjelcts. 

Art.  32.  Unmittelbar  nach  der  Ausstellung  der  Ab- 
fertigungskarte hat  der  Kontroleur  (oder,  wo  kein  solcher 
ist,  der  Einnehmer)  sich  von  der  genauen  Uebereinstimmung 
derselben  mit  der  bezüglichen  Ladung  zu  überzeugen  und 
die  richtige  Anwendung  des  Tarifs  und  der  Berechnung  der 
Gebühren  zu  revidiren.  Er  ist  berechtigt,  die  ganze  Ladung 
oder  einzelne  Waaren-Colli  nach  Gutfinden  zu  öffnen,  zu  j 
untersuchen,  auszupaken  und  abzuwägen.  Findet  er  die  An-  j 
gaben  richtig,  so  bescheinigt  er  den  richtigen  Befund  auf 
der  Karte,  woraufhin  der  Zollpflichtige,  außer  dieser,  auch  l 
seine  dem  Einnehmer  vorgelegten  Ausweise  von  dem  leztern  [ 
gestempelt  zurükempfängt  und  seinen  Weg  fortsezt.  1 

Die  Zollpflichtigen  sind  gehalten,  dem  Beamten  bei  der      i 
Revision  auf  Verlangen  Hilfe  zu  leisten.  i 
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Wenn  sich  durch  die  Untersuchung  eine  Unrichtigkeit 
oder  Verheimlichung  der  Angaben  des  Zollpflichtigen  ergibt, 
80  haben  die  Beamten  der  betreffenden  Zollstätte  das  Weitere 
nach  Anleitung  des  Fiskalgesezes  (A.  S.  I,  87)  vorzukehren. 


I>i?ltter  ^bselmitt. 

OeleltsehoinTerkehr  und  zollamtlicher  Yerschliiss. 

Art.  33.  Wenn  Güter  bei  einer  zur  Transitbehandlung 
ermächtigten  Zollstätte  zur  Durchfuhr  deklarirt  werden 
(Art.  11),  so  stellt  der  betreffende  Beamte  dem  Zollpflichtigen 
einen  Geleitschein  aus  auf  die  von  ihm  bezeichnete  Aus- 
trittszollstätte oder  auf  ein  Niederlagshaus. 

Der  Waarenführer  hat  für  den  Betrag  des  Eingangs- 
zolles der  in  Transit  zu  behandelnden  Waarenstüke  und  für 
die  genaue  Erfüllung  der  Transitvorschriften  Sicherheit  zu 
leisten.  Leztere  kann  durch  Baarhinterlage  oder  durch  Per- 
öOnalbOrgschaft  beigebracht  werden. 

Art.  34.  Die  Bürgschaft  kann  eine  besondere  sein,  für 
eine  bestimmte  Partie  Waaren,  oder  für  einen  bestimmten 
Betrag,  oder  auch  eine  allgemeine,  für  alle  von  einem 
Fuhrmann  oder  für  Rechnung  eines  Hauses  während  einer 
bestimmten  Zeit  abgefertigten  Waaren. 

Solche  allgemeine  Bürgschaften  müssen  aber  von  Zeit 
zu  Zeit  erneuert  werden  und  bedürfen  der  Genehmigung  der 
Gebietsdirektion. 

Die  Bürgseheine  werden  nach  bestehendem  Formular 
ausgestellt. 

Art.  35.  Der  Einnehmer  ist  verantwortlich  für  den 
richtigen  Eingang  der  verbürgten  Gebühren. 

Art.  36.  Transit-  oder  Niederlagsgüter  können  aul 
Verlangen  des  Deklaranten  auf  allen  zur  allgemeinen  Transit- 
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abfertigung  ermächtigten  Zollstätten,  so  wie  in  den  Nieder- 
lagshäusern unter  zollamtlichem  Verschluß  abgefertigt  wer- 
den (Art.  64). 

Art.  37.  Der  zollamtliche  Verschluß  kann  an  ganze 
Ladungen  oder  an  einzelne  Frachtstüke  angebracht  werden, 
immerhin  aber  nur  dann,  wenn  die  Art  und  Beschafifenheit 
der  Ladung  oder  des  CoUo  die  gehörige  Sicherheit  gegen 
Mißbrauch  bieten. 

Der  Zollverschluß  geschieht  in  der  Regel  durch  Bleisiegel 
(bei  Eisenbahnwagen  auch  durch  Vorlegeschlösser);  in  be- 
sondern Fällen  kann  er  auch  durch  Versiegelung  mit  Siegel-* 
lak  geschehen,  lezteres  namentlich  bei  geistigen  Getränken 
und  andern  Flüssigkeiten  in  Fässern.  Der  Zollbeamte  be- 
stimmt die  jeweilen  nöthige  Anzahl  der  anzulegenden  Bleie, 
Schlösser  oder  Siegel. 

Geleitscheine  für  unter  zollamtlichem  Verschluß  abge- 
fertigte Eisenbahnwagenladungen  dürfen,  ohne  spezielle  Er- 
laubniß  der  Oberzolldirektion,  nur  bei  solchen  Zollstä.tten 
oder  Niederlagshäusern  gelöscht  werden ,  welche  im  Bahn- 
hofe des  Bestimmungsortes  liegen. 

Art.  38.  Alle  gesezlichen  und  reglementÄrischen  Vor- 
schriften über  die  Abfertigung  für  die  Durchfuhr  oder  in  ein 
Niederlagshaus  gelten  auch  für  die  zu  verbleienden  Waaren, 
mit  der  Ausnahme  jedoch,  daß  das  betreffende  Gut  in  der  Regel 
nicht  untersucht  wird  und  dannzumal  nach  der  höchsten 
Klasse  des  Zolltarifs  im  bezüglichen  Geleitschein  aufzuführen 
ist,  so  daß  dann  auch  die  Sicherheit  mit  der  höchsten  Zoll- 
gebühr dafür  geleistet  werden  muß;  immerhin  bleibt  sowohl 
dem  Zollbeamten  als  dem  Zollpflichtigen  das  Recht,  zu  ver- 
langen, daß  eine  Untersuchung  der  Waare  vorgenommen 
und  sie  aach  deren  Ergebniß  abgefertigt  werde. 

Art.  Z9.  Die  Bedekung  und  ümschnürung  ganzer  La-  i 
düngen  und  einzelner  Waarenstüke,  die  unter  zollamtlichem  i 
Verschluß  abgefertigt    werden   sollen,    so  wie    die    allfäUig        1 
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nöthige  bessere  Verpakung  und  Verschnürung  zu  verbleiender 
eini^elner  Waarenstüke,  fallt  zu  Lasten  des  Waarenführers. 

Art.  40.  Für  jedes  einzelne  Siegel  oder  Blei  wird  eine 
Gebuhr  von  fünf  Rappen  bezahlt;  für  jedes  Vorlegschloß 
fünfzig  Happeu. 

Für  die  Umschnürung,  wenn  sie  von  der  Zollverwaltung 
besargt  i^  ird,  werden  je  fünfzehn  Rappen  per  WaarencoUo 
bezahlt. 

Art  4 1 .  Die  Art  des  Verschlusses,  die  Anzahl  der  an- 
gelegten Bleie,  Schlösser  oder  Siegel,  sowie  der  Betrag  der 
dafür  erhobeuen  Gebühr,  sind  vom  Einnehmer  in  den  Geleit- 
schein eiözütrwgen. 

Art.  42.  Der  Waarenführer  ist  verantwortlich,  daß  die 
unter  zollamtlichem  Verschluß  reisenden  Waarenstüke  oder 
Ladungen  mit  unversehrter  Beseilung  und  Verschluß  recht- 
7.eltig  bei  der  Austrittszollstätte  anlangen. 

Art.  43.  Den  mit  Geleitschein  reisenden  Waaren  ward 
eine  Frist  beistimmt,  binnen  welcher  sie  die  Schweiz  wieder 
7M  verlassen  haben.  Diese  Frist  wird,  unter  Vorbehalt  der 
dem  Zolldepartement  zustehenden  Vorschriften  für  besondere 
lokale  Verhältnisse,  folgendermaßen  festgesezt: 

a.  auf  einen  Monat:  für  Transitstüke  ohne  zollamt- 
liehen Verschluß,  deren  Transport  ganz  oder  theilweise 
per  Eisenbahn  vermittelt  wird; 

b,  a  uf  zwei  Monate :  für  Steinkohlen  und  unter  zoll- 
amtiichein  Verschluß  abgefertigte  Waarensendungen  ; 

c*    auf  sechs  Monate:  auf  Verlangen  des  Deklaranten, 
für  Waarengattungen,  welche   durch   den   Buadesrath 
zur  ZfjllhehandluDg  als  Partiegüter  zugelassen  werden; 
.  als  aolcSie  sind  dermalen  bezeichnet : 

Baumwolle,  rohe; 

Baum^^  öllabfälle,  gesponnene  und  ungesponnene; 
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Eisen  in  Masseln; 

Farbhölzer  und  Farberden,  rohe; 

Galläpfel  und  Knoppern; 

Garancine; 

Getreide,  d.  h.  Waizen,  Korn,  Roggen,  Gerste,  Hafer 
und  Mais; 

Kaffee ; 

Krapp ; 

Mehl; 

Oele,  fette,  nicht  medizinische; 

Petroleum  und  Naphta; 

Reis; 

Seide,  rohe,  auch  Floretseide  und  Seidenabfäile; 

Sumach ; 

Wolle,  rohe; 

Zuker; 
Das    Gewichtsmiuimum    für  Ausstellung    eines    Geleit- 
scheines mit  sechs  Monate  Frist  (Partiegeleitschein) 
wird  auf  fünf  metr.  Zentner  festgesezt 

d.  auf  je  einen  Tag  für  je  zwanzig  Kilometer;  für 
den  übrigen  Transitverkehr,  nach  der  vom  Zolldeparte- 
ment aufgestellten  Geleitscheinfrist-Tabelle. 

Die  Transitfrist  über  die  Schweiz,  Alpenpässe  wird  vom 
1.  Wntermonat  bis  zum  31.  Mai  um  die  Hälfte  verlängert: 
eine  weitere  Ausdehnung  der  Transitfrist  bei  außerordent- 
lichen Fällen  bleibt  dem  Zolldepartement  vorbehalten. 

Innerhalb  der  im  Geleitschein  festgesezten  Transitfrist 
nicht  wieder  ausgeführte  Waaren  werden  zur  Einfuhr  ver- 
zollt (Art.  59). 

Art.  44.  Die  Ausfuhr  zollamtlich  verschlossener  Transit- 
stüke  kann  über  jede  zur  allgemeinen  Transitabfertigung  er- 
mächtigte Zollä^^ätte  stattfinden.  Zollamtlich  verschlossene Tran- 
sitstüke  können  lei  Zollstättender  soeben  genannten  Kategorie, 
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zollamtlich  verschlossene   Eisenbahnwageniadungen  dagegea 
nur  an  Eisenbahnzollstätten,  zur  Einfuhr  verzollt  werden. 

Leztere  Verzollungsbefugniß  der  Eisen bahnzollstätten  gilt 
ebenfalls  für  nicht  unter  Zollverschluß  abgefertigte  Wagen- 
ladungen, sofern  deren  Inhalt  einheitlicher  Gattung  ist. 

Art.  45.  Zum  Transit  abgefertigte  Waaren,  die  zum 
Verbrauch  in  der  Schweiz  bestimmt  werden,  für  welche  aber 
eine  Baarhinterlage  nicht  geleistet  ist,  unterliegen  bei  der 
Einfuhrverzollung  einem  Verzugszins  für  die  nachträgliche 
Zollentrichtung  im  Verhältniß  von  einem  halben  Prozent  des 
Zollbetrages  per  Monat;  Zeitbruchtheile  von  zwei  Wochen 
und  weniger  werden  nicht  berechnet,  dagegen  Bruchtheile 
von  mehr  als  zwei  Wochen  für  einen  ganzen  Monat  (Art.  59). 

Art.  46.  Transitsendungen ,  deren  Wiederausfuhr  per 
Bahn  vermittelt  wird,  können  über  jede  zur  allgemeinen 
Transitabfertigung  ermächtigte  Eisenbahnzollstätte  austreten, 
auch  ohne  vorherige  Abänderung  der  im  Geleitschein  be- 
zeichneten Austrittszollstätte. 

Art.  47.  Bei  der  Ankunft  von  DurchfuhrgUtern  an  der 
Austrittszollstätte  untersucht  der  dortige  Einnehmer  vor 
Allem  deren  Geleitsehein,  ob  derselbe  keine  Radirungen 
oder  un beglaubigte  Korrekturen  enthält.  Kommen  solche  vor, 
so  wird  die  Waare  nicht  abgefertigt,  bis  die  betrefifende 
Eintrittszollstätte  darüber  vernommen  worden  ist.  Rührt  die 
Radirung  von  lezterer  her,  so  ist  der  Direktion  des  Jebiets 
davon  Anzeige  zu  machen.  Rührt  sie  hingegen  ron  dem 
Waarenführer  selbst  her,  so  wird  gegen  denselben  wegen* 
versuchter  Zollunterschlagung  nach  Anleitung  des  Fiskal- 
gesezes  (A.  S.  I,  87)  eingeschritten. 

Art.  48.  Der  Einnehmer  sieht  ferner  nash  ob  die  An- 
kunft der  Waare  binnen  der  im  Geleitsehein  bestimmten 
Frist  stattgefunden  hat. 
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Hat  eine  Verspätung  stattgefunden,  welche  nicht  ge- 
nügend gerechtfertigt  werden  kann  (Art.  57  und  58),  oder 
finden  sich  die  allfällig  laut  Geleitschein  angelegten  Bleie, 
Schlösser  oder  Siegel  nicht  mehr  vollzählig,  oder  sind  die- 
selben verlezt,  so  ist  die  Waare  dem  Eingangszolle  verfallen, 
beziehungsweise  nach  Art.  50 — 52  zu  verfahren. 

Durch  die  Bezahlung  des  Einfuhrzolles  wird  die  Waare, 
wenn  sie  ins  Ausland  gehen  soll,  nicht  vom  Ausgangszoll 
befreit. 

Art.  49.  Hat  keine  Verspätung  stattgefunden,  so  unter- 
sucht der  Kontroleur ,  ob  die  Waarenstöke  und  eventuell 
deren  Zollverschluß  keine  Spuren  von  Verlezung  oder  von 
Oeffnung  der  Verpakung  an  sich  tragen.  Im  Falle  eines 
Verdachtes,  daß  der  wirkliche  Inhalt  oder  das  Gewicht  dem 
auf  dem  Geleitschein  angegebenen  nicht  entsprechen,  wird 
die  Ladung  genau  abgewogen,  so  weit  nöthig  auch  geöffnet, 
und  wenn  der  Verdacht  sich  begründet  zeigt,  so  wird  sie 
angehalten  und  damit  nach  Vorschrift  des  Fiskalgesezes  ver- 
fahren. 

Art.  50.  In  Fällen  von  absichtlicher  Verlezung  des  zoll- 
amtlichen Verschlusses  oder  Fälschung  desselben,  oder  wenn, 
bei  verleztem  zollamtlichem  Verschluß,  die  Waare  mit  der 
Deklaration  nicht  übereinstimmt  und  dabei  eine  Beeinträch- 
tigung der  Zollverwaltung  vermuthet  werden  kann,  ist  ein 
Verbalprozeß  aufzunehmen  und  die  Sache  als  Zollverschlagniß 
zu  behandeln. 

Qualifizirt  sich  die  Handlung  als  ein  schwereres  Ver- 
brechen oder  Vergehen ,  so  ist  nach  den  bestehenden  Ge- 
sezen  zu  verfahren. 

Art.  51.  Wenn  ein  Waarenführer  wiederholt  mit  ver- 
leztem Zollverschluß  am  Bestimmungsorte  angekommen  ist, 
so  kann  ihm  das  Begehren  um  fernere  Bewilligung  desselben 
abgeschlagen  und  Begleitung  der  Waare  durch  einen  Grenz- 
wächter angeordnet  werden. 
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Art.  52.  Ergibt  es  sich,  daß  bei  Ankunft  unter  Zollver- 
schluß reisender  Güter  bei  einer  Austrittszollstätte  oder  an 
einem  Niederlagshause  der  Zollverschluß  verlezt  ist,  läßt  sich 
aber  aus  der  weitern  unversehrten  Beschaffenheit  des  betreffen- 
den Waarenstükes  und  dessen  Inhalt  schließen,  daß  diese  Ver- 
lezung  durch  Reibung  auf  dem  Transport  oder  durch  andere 
Umstände  unabsichtlich  herbeigeführt  worden  sei,  so  hat  der 
f^  betreffende  Beamte  die  Ermächtigung  einzuholen,  den  Ge- 
leitschein zu  löschen. 

Art.  53.  Findet  der  Kontroleur  die  Ladung  der  Durch- 
fuhrgüter in  Ordnung,  ebenso  den  an  die  betreffenden  Güter 
angelegten  Zollverschluß  unversehrt,  so  nimmt  er  leztern  ab 
und  bescheinigt  den  richtigen  Befund  auf  dem  Geleitschein, 
worauf  die  Löschung  desselben  vorgenommen  wird. 

Art.  54.  Unter  Angabe  der  Nummer  und  des  Datums 
seiner  dafür  ausgestellten  Abfertigungskarte  sendet  der  Ein- 
nehmer sodann  den  Geleitschein  an  diejenige  Zollstätte  zurük, 
welche  ihn  ausgestellt  hat.  Daselbst  wird  er  dem  Stamm- 
blatte, von  welchem  er  abgelöst  worden,  wieder  angeheftet 
und  der  daselbst  sicher  gestellte  Betrag,  falls  er  verbürgt 
worden,  auf  dem  Geleitscheinregister  gelöscht;  falls  er  hin- 
gegen baar  hinterlegt  wurde,  dem  Eigenthümer  oder  seinem 
Bevollmächtigten  zurükerstattet  gegen  Bescheinigung  des 
Empfanges  auf  dem  betreffenden  Geleitscheine. 

Art.  55.  Die  bei  der  Eintrittszollstätte  geleistete  Hin- 
terlage kann  bei  der  Austrittszollstätte  erhoben  werden^ 
sofern  der  Kassabestand  der  lezteren  dazu  hinreicht. 

In  solchem  Falle  hat  die  Austrittszollstätte  den  Betrag, 
gegen  Zusendung  des  gelöschten  Geleitscheines,  bei  der  Ein- 
trittszollstätte einzufordern. 

Art.  56.  Wird  eine  gemachte  Hinterlage,  nach  Ver- 
fluß  von  einem  Monat,  vom  Tage  der  Löschung  des  be- 
treffenden Geleitscheines  an,  nicht  reklamirfc,  so  ist  solche 
als  Einnahme  zu  verrechnen. 
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Art.  57.  Sollten  Waaren,  die  mit  Geleitschein  reisen, 
während  ihrer  Reise  durch  einen  Unfall  oder  höhere  Ge- 
walt ganz  oder  theilweise  zu  Grunde  gehen,  so  ist  über  die 
daherige  Thatsache  von  der  Behörde  des  Ortes,  wo  sich 
solche  ereignet,  ein  beglaubigtes  Attestat  sofort  auszustellen, 
das  mit  dem  Geleitschein  derjenigen  Zollstätte  einzusenden 
ist,  die  denselben  ausgestellt  hat.  Die  leztere  sendet  die 
Akten  der  Direktion  ihres  Gebietes  ein,  die  dann  die  Ent- 
scheidung der  Oberzolldirektion  einholt,  ob  die  Löschung  für 
das  zu  Grunde  gegangene  Quantum  zu  gestatten  sei. 

Art.  58.  Falls  der  Waarenführer  ohne  seine  Schuld 
durch  einen  Unfall  oder  höhere  Gewalt  am  zeitigen  Ein- 
treffen bei  der  Austrittszollstätte  gehindert  wird,  so  hat  er 
sich  hierüber  von  der  Behörde  des  Ortes,  nächst  welchem 
ihm  der  Aufenthalt  begegnet  ist,  ein  beglaubigtes  Zeugniß 
auszustellen  und  dasselbe  durch  die  Austrittszollstätte  nebst 
dem  Geleitschein  einsenden  zu  lassen.  Leztere  hat  ihre  all- 
fälligen  Bemerkungen  darüber  in  einem  besondem  Berichte 
an  die  Direktion  ihres  Gebietes  einzusenden,  welche  dann  die 
Frage  der  Oberzolldirektion  zur  Entscheidung  vorlegen  wird. 

Art.  59.  Soll  eine  mit  Geleitschein  reisende  Waare 
in  der  Schweiz  verbleiben,  so  kann  der  Waarenführer  die 
Eintrittszollstätte  einfach  davon  in  Kenntniß  sezen,  oder  die 
Transitfrist  ablaufen  lassen,  in  welchen  Fällen  der  Einfuhr- 
zoll und>,  wenn  dafür  nicht  Baarhinterlage  geleistet  worden, 
überdies  der  im  Art.  45  vorgeschriebene  Veraugszins  erhoben 
wird. 

Art.  60.  Eine  Trennung  der  im  gleichen  Geleitschein 
beschriebenen  Waarenstüke  während  der  Reise  ist  unter  der 
Bedingung  zuläßig,  daß  die  im  Geleitschein  vorgeschriebene 
Reisefrist  eingehalten  werde.  Sollen  mit  sechsmonatlichem 
Geleitscheine  abgefertigte  Waaren  zu  gleicher  Zeit  über 
verschiedene  Zollstätten  austreten,  so  kann  die  zuständige 
Gebietsdirektion  die  Ausstellung  von  Thei Igeleitscheinen  mit  ! 
kurzer  Frist  (Art.  43,  d),  jedoch  nur  für  ganze  Colli  bewilligen.       j 
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Eine  Theiliiiig  fie^  Inlmlts  eines  mit  Geleitecheiti  rei- 
seiideQ   Waarenstükes  ist  unter  keioen  Umständen  gestattet, 

Art.  61.  Wird  vom  Waarcnführer  ciq  GeldUehein 
verlorea,  so  kann  ihm,  soferu  die  Geleitscheinfi'isi  noch 
nicht  abgelaufen  ist,  auf  sein  Verlangen  ein  neuer  sls 
Puplikat  bezeichneter  Geleitsehein  ausgestellt,  werden.  Da^ 
Gesuch  hicfür  ist  an  diejenige  Zollgehietsdirektion  zu  richten, 
unter  welcher  die  Zollstätte  steht,  die  den  Geieitschein 
ausge-stellt  bat. 

Dem  Waareu führe r  wird  von  der  betreffenden  Zoll- 
dlrektioD  eine  Ürdnungöbuße  von  Fr,  2  auferlegt» 

Gelangt  derselbe  mit  meiner  Ladung  an  die  Äustritts- 
zoUstätte,  bevor  das  Duplikat  deä  verlornen  Geleitsehe  in  es 
dort  ejugetroffeu  ist,  so  ist  bis  zu  dessen  Eintreffen  der  Äus^ 
fuhrzoll  sicher  zu  stellen. 

Niederlagsbäuser. 

Art  62.  Niederlagshüuser  werden  durch  den  Bundes- 
rath  gestattet  (Art,  18  des  ZollgoseieaJ* 

Insofern  neue  Niederlagshäuser  errichtet  werden,  so  vvird 
dies  itn  Bundeäblatte  angezeigt,  mit  der  Bezeichnung^  welchem 
Zollgebiete  sie  zugetheilt  sind. 

Art,  63.  Die  Niederhigshätiser  sind  zur  Beförderung 
des  Zwischenhandela  bestimmt^  sie  nehmen  unverzollte 
Waaren  auf,  welche  inner  plahre^-frist  entweder  zur  Einfuhr^ 
zur  Durehführ  oder  in  ein  anderes  Niederlagahaus  abgefertigt 
werden  müsaen  j^Art.  Sl   des  ZoUgesezes), 

Verpakte  Wahren  werden  nur  in  guter  Verpakung  an- 
genommen ;  beschädigte  Verpaknngen  müssen  vorerst  auf 
Kosten  des  Eigen thQmers  ausgebeßert  werden* 

Art.  64,  Zum  Transit  nach  Niedorlugshäusern  deiilarirte 
Waaren  werden  von  der  Eintrittszollstätte   ohne  Voruabme 
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einer  Revision  unter  Zollverschluß  abgefertigt,  insofern  der 
Deklarant  es  wünscht  oder  der  Einnehmer  es  mit  Rüksicht 
auf  besondere  Schwierigkeiten  der  Revision  für  nöthig  er- 
achtet Im  Falle  von  Verdacht  nach  verbotenem  Inhalt  hat 
jedoch  die  Revision  stattzufinden  (Art.  32). 

Art.  65.  Verzollte  Güter  können  in  den  Niederlags- 
häusern nur  mit  Bewilligung  des  Zolldepartements  aufge- 
nommen werden. 

Art.  66.  Von  der  Benuzung  der  Niederlagshäuser  sind 
ausgeschlossen : 

Alle  Gegenstände,  welche  zur  Selbstentzündung  geneigt 
oder  einer  Explosion  fähig  sind;  ferner  solche,  deren  Nähe 
andern  lagernden  Waaren  nachtheilig  werden  kann,  oder 
die  bald  in  Fäulniß  oder  Gähning  überzugehen  pflegen. 

Art.  67.  Das  Lagergeld  wird  in  jedem  Niederlagshaus 
nach  vorgeschriebenem  Tarif  erhoben,  darf  aber  die  im  Art.  81 
festgesezten  Ansäze  nicht  übersteigen. 

Art.  68.  Die  Niederlagshäuser  sind  vom  1.  Weinmonat 
bis  31.  März  von  8  bis  12  Uhr  Vormittags  und  von  2  bis 
5  Uhr  Nachmittags,  vom  1.  April  bis  30.  Herbstmonat  von 
7  bis  12  Uhr  Vormittags  und  von  2  bis  6  Uhr  Nachmittags 
für  die  Empfangnahme  und  Aushingabe  von  Waaren  oflFen 
zu  halten.  Zu  jeder  andern  Zeit,  sowie  an  Sonn-  und  Fest- 
tagen, sind  sie,  unter  Beobachtung  der  Lokal polizei Vorschriften, 
nur  in  dringenden  Fällen  zu  öffnen. 

Art.  69.  Im  Allgemeinen  gelten  für  die  Löschung  und 
Anfertigung  der  Geleitscheine  im  Niederlagshaus,  sowie  auch 
ftlr  den  zollamtlichen  Verschluß,  die  gleichen  Vorschriften 
wie  für  die  durchgehenden  Güter  (Art.  33  bis  61). 

Die   in   den  Niederlagshäusern    angelangten  Güter  sind 
daselbst,  was  die  darauf  bezüglichen  Geleitscheine  anbetrifft, 
ganz  auf  die  gleiche  Weise  abzufertigen,  wie  die  Durchfuhr- 
güter auf  den  Austrittszollstätten  (Art.  47  und  folgende).         \ 
Eidg.  amtl.  Samml.  Neue  Folge.  V.  Bd.  ^g^^^  ^^  (^OOglc 
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Alt.  70,  Nachdem  die  Waartj  an  der  Hand  des  Geleit- 
acheines b^  der  Ankuoft  im  NiedeHag^baua  verifizirt  und 
in  Ordnang  befunden  wonien  ist ,  müssen  die  einzelnen 
Waarcustüke  gecmu  abgewogen  mid  in  das  Niederlagajournal 
eingetragen  werden. 

Statt  dea  Äurükerslatteten  und  gelöschten  Geleitseheinea 
stellt  nuu  der  Einnehmer  dem  Adressaten,  resp.  Eigen Lhümer 
der  Waarc,  einen  Niederlagsschein  auö,  gegen  Erleguns;  einer 
Gebühr  von  15  Rappeu  und  der  roglemen tarischen  Wag- 
l^ebühr* 

Der  Jeweilen  eingetragene  Besizer  eines  Niederiags- 
Scheines  wu-d  von  der  Zollverwaltuug  als  Eigenthümer  der 
Waare  betrachtet. 

ArL  71.  Wenn  der  Adressat  einer  hei  einem  Nieder- 
Jagsbause  angelangten  Waare  sich  derselben  nicht  annehmen 
will,  so  ivird  sie  einstweilen  für  Rechnung  der  Zollverwaltung 
als  Pfand  der  djirauf  haftenden  Gebühren  eingelagert,  nach- 
dem sie  vorher  im  Beisein  des  WaareufUhrerH  genau-  unter- 
sucht und  über  ihren  Inhalt  und  ihr  Gewicht  ein  von  tezterem 
mit  zu  unterschreibendes  Protokoll  aufgenommen  worden  ist. 
Von  dem  Vorfalle  wird  die  Direktion  unterrichtet  und  der 
betreffende  Geleitschein  vom  Einnehmer  in  Verwahrung  ge- 
nommen, gegen  eine  dem  Waarenftlhrer  zu7*uetellende  einfache 
Bescheinigung  über  die  Ablieferung  der  Waare. 

Auf  sein  Verlangen  kann  leaterem  auch  eine  Abschrift 
des  aufgeuommeuen  Protokolls  mitgetheilt  w^erden» 

Vor  Auslieferung  der  Waare  sind  die  sämmtliehen  Kostea 
der  Zollverwaltung  zu  beliehen.  Wollen  leztere  nicht  bezahlt 
werden,  so  wird  das  Waarenstük  nach  ergangener  Publi- 
kation offen theh  versteigert,  die  Kosten  ous  dem  Erlös  ge- 
dekt  und  der  Rest  dem  Eigen thümer  zur  Verfügung  gestellt. 

Dieser  leztcre  Fall  tritt  auch  ein,  wenn  der  Eigen  thümer 
auf  seine  Waare  Veraicht  leistet,  wo  dann  der  ErJöSj  nach 
Abzug  der  Kosten,  in  die  Zollkasse  fließt. 
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Art.  72.     Falls   ein   Niederlagsschein    verloren    gienge,  ^ 
80  ist  derselbe  auf  Kosten  des  Eigen thümers   nach   den  am 
Niederlagsorte  gültigen  gesezliehen  Vorschriften  zu  amortisiren. 

Bevor  die  Amortisation  in  Rechtskraft  übergegangen 
ist,  darf  kein  Duplikat  ausgestellt  und  über  die  Waare  nicht 
verftkgt  werden,  außer  in  Fällen,  wo  das  Eigenthumsrecht 
des  Ansprechers  auf  unzweideutige  Weise  nachgewiesen  ist, 
und  unter  besonderer  Bewilligung  der  Gebietsdirektion. 

Die  Ausstellung  des  Duplikats  muß  im  Niederlagsjoumal 
angemerkt  werden  und  ist  der  Erhebung  einer  neuen  Nieder- 
lagsscheingebühr  unterworfen. 

Art  73.  Vierzehn  Tage  bevor  die  gesezliche  Jahres- 
frist (Art.  31  des  Zollgesezes)  für  die  Einlagerung  abgelaufen 
ist,  hat  der  Einnehmer  den  Eigenthümer  aufzufordern,  über 
seine  Waare  weiter  zu  verfügen. 

Sollte  lezterer  diese  Frist  un benuzt  verstreichen  lassen, 
so  ist  die  Waare  zur  Einfuhr  oder  nach  Maßgabe  des  Art.  71 
zu  behandeln. 

Art.  74.  Die  Niederlagsscheine  können  unter  Anzeige 
an  den  Einnehmer,  der  davon  auf  dem  Niederlagsjoumal 
Vormerkung  zu  nehmen  hat,  beliebig  an  dritte  Personen 
abgetreten  und  endossirt  werden. 

Art.  75.  Auf  Ansuchen  des  Besizers  eines  Niederlags- 
scheines kann  der  Einnehmer,  gegen  Rükerstattung  desselben 
und  Bezahlung  der  betreffenden  neuen  Gebühr,  auch  einen 
neuen  Niederlagsschein  auf  einen  neuen  Namen  ausstellen, 
und  es  ist  hievon  auf  dem  Niederlagsjoumal  die  nöthige 
Vormerkung  zu  nehmen. 

Art.  76.  Die  Zollverwaltung  bürgt  für  das  Nicht- 
abhandenkommen  und  für  die  durch  erwiesene  Nachläßig- 
keit  des  Zollpersouals  verursachte  Beschädigung  der  den 
Niederlagshäusern  anvertrauten  Güter;  aber  sie  bürgt  nicht 
für   das   natürliche  Verderben    und  Schwinden   der  Waare, 
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fUr  daa  Springen  und  Rinnen  der  Gefässe,  und  eben  8o  wenig 
für  Beschädigung  oder  das  Abhandenkommen  durch  Feuer- 
oder Wassergefahr,  oder  durch  Natur-  oder  Kriegsereignisse, 
Völksaufläufe  u.  dgl.,  oder  höhere  Gewalt  überhaupt. 

Art.  77.  Wenn  der  Einnehmer  bemerken  sollte,  daß 
eingelagerte  Güter,  besonders  Flüssigkeiten,  Schaden  leiden, 
so  hat  er  den  Eigenthümer  sogleich  davon  zu  berichten  und 
zur  Ausbesserung  des  Schadens  im  Laufe  des  Tages  aufzu- 
fordern. Im  Unterlassungsfälle  hat  er  die  Ausbesserung  auf 
Kosten  des  Eigenthümers  selbst  zu  besorgen.  Falls  der 
Zustand  der  Waare  auch  ungeachtet  der  erfolgten  Aus- 
besserung für  andere,  daneben  lagernde  Waaren  noch  einen 
Nachtheil  besorgen  ließe,  so  hat  er  dem  Eigenthümer  eine 
kurze  Frist  zu  stellen,  um  über  die  Waare  weiter  zu  ver- 
fügen. 

Wird  aber  auch  diese  Aufforderung  nicht  beobachtet, 
so  ist  die  Waare  zum  Eingang  zu  verzollen  und  dem  Eigen- 
thümer auf  seine  Kosten  und  Gefahr  zuzuführen. 

Ist  der  Eigenthümer  abwesend,  oder  will  er  über  diese 
Waare  nicht  verfügen,  so  tritt  die  Bestimmung  des  Artikels  71 
in  Anwendung. 

Art.  78.  Eine  Bearbeitung  der  Waare,  welche  Ober 
den  Zwek  ihrer  Erhaltung  hinausgeht,  ist  in  der  Regel  im 
Niederlagshaus  nicht  zuläßig. 

In  besondem  SpezialföUen  kann  das  Zolldepartement 
Ausnahmen  gestatten. 

Art.  79.  Der  Eigenthümer  kann  im  Beisein  des  Ein- 
nehmers Muster  von  seiner  lagernden  Waare  entnehmen^ 
doch  darf  hiedurch  das  Gewicht  derselben  nur  unbedeutend 
vermindert  werden,  es  sei  denn,  daß  man  ein  herausgenom- 
menes größeres  Quantum  verzolle. 

Die  geöffneten  Waarenstüke  müssen  in  jedem  Falle  in 
Gegenwart  des  Eigenthümers  sorgfältig  wieder  verschlossen 
werden. 
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Art.  80.  Dem  Eigenthtkmer  einer  im  Niederlagshause 
befindlicheD  Waare  steht  es  jederzeit  frei,  ganz  oder  theil- 
weiee  darüber  zu  verfügen,  sei  es  zur  Einfuhr  für  den  innem 
Verbrauch  oder  zur  Durchfuhr  nach  dem  Auslande,  oder 
nach  einem  andern  Niederlagshause. 

Wird  über  die  auf  einem  Niederlagsschein  bezeichneten 
Waarenstüke  ganz  oder  theilweise  verfügt,  so  hat  der 
Beamte  des  Niederlagshauses  die  austretenden  Colli  auf  dem 
Niedertagsscheine,  sowie  im  Niederlagsjournal  abzuschreiben 
und  auf  die  dafür  ausgestellte  Eingangsquittung  oder  Geleit- 
scheine hinzuweisen. 

Für  den  allfällig  im  Niederlagshaus  verbleibenden  Rest 
ist  kein  neuer  Niederlagsschein  nöthig,  sondern  der  dafür 
ausgestellte  bleibt  in  Ei^ft. 

Die  Theilung  der  Waarenstüke  darf  nur  unter  Aufsicht 
des  Zollpersonals  stattfinden.  Wenn  über  alle  in  dem  Nieder- 
lagsschein bezeichneten  Waarenstüke  verfügt  ist,  so  hat  der 
Eigenthümer  denselben  mit  seiner  darauf  angemerkten  Be- 
scheinigung über  die  erforgte  Abfertigung  seiner  Waare  aus 
dem  Niederlagshaus  dem  Einnehmer  zurük  zu  stellen. 

Die  Abfertigung  zur  Einfuhr  oder  Durchfuhr,  oder  nach 
einem  andern  Niederlagshaus,  geschieht  nach  den  allgemeinen 
Vorschriften  (Art.  31  des  Zollgesezes). 

Art.  81.  Die  Gebühren  in  den  eidgenössischen  Nieder- 
lagshäusem  sind  festgesezt  wie  folgt: 

1)  für    die    Ausstellung    eines    Niederlagsscheines    ohne 
Rüksicht  auf  die  Zahl  der  Frachtstüke     .     .     15  Rp. 

2)  Waggebühren: 

a.  für  gemeine  rohe  Metalle,  rohe  Baum- 
wolle, Soda,  Chlorkalk,  rohe  Wolle, 
Krapp,  Farbhölzer  und  Getreide,  per 
100  kg 6     ^ 

h.    für  alle  übrigen  Artikel,  per  100  kg.     .     10     ^ 
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]      3)   Lagergebühren   (soweit  sie  für  die  eidgenöö- 
sisclie  SSoUverwallung  erhoben  werden): 
für  die  Waaren  der  1.  Klasse     10  Ep*  i  per  lOÜ  kg> 

yi      n  Ti  -n     ^-       r,         30    ^    I   per  Monat 

Bruehtheile    eines    Monats   werden    für    eiüen    ganaen 
Monat  gerechnet. 

Für  die  Waggebühren  so  wohl  aU  flür  die  Lagergebühreu 
werden  Briich (heile  eines  metrischen  Zentners  Air  100  kg, 
gerechnet.  Das  Zolldepartement  ist  indessen  ermächtigt,  da 
wo  beflondere  Verhältnisäe  Aenderungen  an  obigen  Ansäzeo 
bedingen,  le/.tere  entapre  eben  d  festzusezen. 

Die  Klaäsirnn^  der  Waaren  in  die  drei  anfgejjtelUeü 
Klassen  ist  Sache  des  Zolldepartements. 

ZoUat»fertignngeit  durch  eldgenössiscbe  Posten* 

Art,  82*  Der  Zollbezug  kann-,  im  Ein v erstand niß  zwi- 
schen dem  Zoll-  und  dem  Postdepartement,  einem  Postbüreau 
übertragen  werden.  Von  1  edlerem  werden  aledaun  die  Zoll- 
beträge sowohl  für  die  mit  den  Fahrposten  vom  Aiislandte 
kommenden  und  in  der  Sehweisi  verbleibenden^  als  aucli 
für  die  durch  die  schweizeriachen  Grenzpostbüreaux  mit 
ausländischen  Posten  nach  dem  Auslände  zu  versendenden 
Poststüke,  nach  Vorsehrirt  des  Bundeegesezes  über  das  Zoll- 
wefien,  durch  die  betreffenden  Postbeamten  erhoben, 

Art.  83.  Die  PoslverwHltung  ertheilt  ihren  Beamten 
die  nt^thigen  Inatruktioneu  für  die  Behandlung  der  zollpilieh- 
tigen  FöhrpostxStüke  und  sorgt  i*ür  die  ordnuugügemäße 
Erhebung  und  Verrechnung,  so  wie  für  die  richtige  An- 
wendung dei5  ZolUarilß  und  für  db  reehts'.eitige  und  unver- 
änderte Wiederausfuhr  der  transitirenden  Poslstüke. 
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Die  eingeführten  Poststüke  mit  zweideutiger  oder  ohne 
Inhaltsangabe  werden  nach  Anleitung  der  Art.  14  und  15 
ded  ZoUgesezes  tarißrt. 

Im  Tarif  als  zollfrei  erklärte  Gegenstände,  wie  z.  B. 
unverkäufliche  Waarenmuster  in  versiegelten  Sendungen, 
genießen  nur  dann  Zollbefreiung,  wenn  ihre  Eigenschaft  als 
solche  mittelst  Oeffnens  der  Sendung  beim  Postbüreau  des 
Bestimmungsortes  konstatirt  wird. 

Die  ausgeführten  Poststüke  unter  25  kg.  sind  zollfrei; 
dieselben  sind  jedoch  nichts  desto  weniger  auf  die  der  Zoll- 
verwaltung zuzustellenden  Posthsten  einzutragen. 

Art.  84.  Wird  in  Folge  von  bedeutendem  Uebergewicht 
oder  andern  auffallenden  Umständen  vermuthet,  daß  Passagier- 
gut,  das  Reisende  begleitet,  zollpflichtige  Waaren  enthalte, 
so  muß,  auf  Aufforderung  des  Post-  oder  Zollbeamten,  der 
Reisende  eine  Visitatioo  seiner  Effekten  geschehen  lassen, 
oder  den  höchsten  Zoll  von  den  betreffenden  Waarenstüken 
bezahlen. 

Im  Uebrigen  gelten  die  einschl^igen  Zollvorschriften 
auch  für  die  Ein-  und  Ausfuhr,  sowie  für  den  Transit  im 
Postverkehr. 


Sechster  A-tosclmitt. 

Freipaßyerkehr. 

Art.  85.  Zollpflichtige  Gegenstände,  welche  aus  der 
Schweiz  nach  dem  Ausland  gehen,  um  wieder  in  die  Schweiz 
zurükzukehren,  müssen,  um  sowohl  bei  ihrer  Aus-  als  Wieder- 
einfuhr Zollfreiheit  zu  genießen,  bei  ihrem  Austritt  mit  Frei- 
pässen versehen  werden. 

Bei  Erhebung  dieser  lezteren  ist  bei  der  betreffenden 
Zollstätte  der  entsprechende  Ausfuhrzoll  entweder  in  haar 
zu  hinterlegen  oder  zu  verbürgen. 
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Art.  86.  Auch  im  entgegeageaeztea  Falle  müssen  für 
Waaren,  die  vom  Auslande  yorttbergehend  zollfrei  in  die 
Schweiz  eingeführt  und  in  gemessener  Frist  wieder  ausge- 
führt werden  sollen,  bei  der  Eintrittszollstätte  Freipässe  er- 
hoben werden. 

Ebenso  für  Vieh,  das  zollfrei  vorübergehend  nach  der 
Schweiz  eingeführt  wird,  um  ebenfalls  inner  der  vorgeschrie- 
benen Zeit  wieder  auszugehen. 

In  diesen  Fällen  ist  beim  Eintritt  der  Betrag  des  be- 
treffenden Einfuhrzolles  entweder  in  haar  zu  hinterlegen 
oder  zu  verbürgen. 

Art.  87.  Zur  Ausstellung  von  Freipässen  für  Waaren 
sowohl  als  für  Vieh  sind  sämmtlicbe  Zollstätten,  sowie  die 
Niederlagshäuser  an  der  Grenze,  zur  Ausstellung  von  Frei- 
pässen für  den  Veredlungsverkehr  jedoch  nur  die  Haupt- 
zollstätten und  die  Niederlagshäuser  an  der  Grenze  ermächtigt. 

Art.  88.  Auf  den  Freipässen  ist  diejenige  Zollstätte  zu 
bezeichnen,  bei  welcher  das  darin  verzeichnete  Gut  oder 
Vieh  w^ieder  ein-  oder  auszutreten  hat. 

Art.  89.  Bei  Bemessung  der  Freipaßfrist  für  Güter,  die 
aus  der  Schweiz  über  ausländisches  Gebiet  direkt  wieder  in 
die  Schweiz  geführt  werden,  werden  20  Kilometer  auf  den 
Tag  berechnet. 

Für  schweizerisches  Vieh,  das  auf  ausländische  Märkte 
getrieben  wird,  kann  je  nach  Umständen  eine  Frist  bis  auf 
zwei  Monate  eingeräumt  werden  (Art.  99). 

Für  ausländisches  Vieh,  das  auf  schweizerische  Märkte 
geführt  wird,  ist  eine  Frist  bis  auf  4  Tage  zu  gewähren 
(Art.  99). 

Für  Vieh,  das  zur  Sommerung  oder  Winterung  ein- 
oder  auch  ausgeführt  wird,  kann  eine  Frist  bis  auf  8  Monate 
gestattet  werden  (Art.  101   und  103). 
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Für  Oegenstftode  zum  vorübergehenden  Gebrauch,  für 
verkäufliche  Waarenmuster  (Art.  105),  im  Veredlungs-  und 
Reparatur  verkehr  (Art.  108),  im  Ausstellungsverkehr  (Art.109), 
sowie  für  gebrauchte  Maschinen  und  Werkzeuge  von  Bau- 
unternehmern (Art.  110  bis  112),  wird  eine  Frist  bis  auf  ein 
Jahr,  im  Marktverkehr  (Art.  104)  eine  solche  bis  auf  drei 
Monate  gestattet,  vorbehaltlich  der  Fristverlängerung  auf  bei 
der  Oberzolldirektion  einzuholende  Bewilligung. 

Art.  90,  Bei  Ankunft  von  Freipaßgütern  an  einer  Ein- 
trittszollstätte untersucht  der  dortige  Zollbeamte  vor  Allem 
den  Freipaß,  gleich  wie  solches  im  Art.  47  und  folgenden 
für  den  Geleitschein  vorgeschrieben  ist,  und  beobachtet  bei 
unbeglaubigten  Korrekturen  oder  Radirungen  das  daselbst 
angegebene  Verfahren. 

Ist  die  gestattete  Frist  überschritten,  so  ist  die  Löschung 
des  bezüglichen  Freipasses  zu  verweigern  und  die  Ladung 
daselbst  entweder  als  Eingangsgut  zu  behandeln,  oder,  wenn 
der  Waarenführer  unterdessen  für  den  betreffenden  Eingangs- 
zoll  Sicherheit  leistet,  über  den  Befund  der  im  bezüglichen 
Freipasse  verzeichneten  Waare  ein  ins  Einzelne  gehendes 
Protokoll  aufzunehmen,  das  nebst  dem  ungelöschten  Freipasse 
und  allfälligen  Attestaten  vom  Waarenführer  derjenigen  Zoll- 
stätte zu  übermitteln  ist,  die  den  Freipaß  ausgestellt  hat. 
Diese  leztere  hat  dann  den  Ausgangszoll  in  Rechnung  zu 
bringen,  ebenso  die  Eintrittszollstätte  den  Einfuhrzoll,  indem 
die  betreffende  Ladung  dannzumal  als  fremdes  Gut  behandelt 
werden  müßte.  Sfnd  die  Umstände  der  Art,  daß  der  Waaren- 
führer als  entschuldigt  betrachtet  werden  kann,  so  ist  das 
Zolldepartement  ermächtigt,  ein  milderes  Verfahren  eintreten 
zu   lassen. 

Art.  91.  Hat  der  Waarenführer  die  im  Freipaß  be- 
zeichnete Frist  eingehalten ,  so  wird  die  Ladung  mit  der 
Angabe  des  Freipasses  genau  verglichen  und  untersucht,  ob 
sich  keine  Spuren  von  Oeffnung  oder  Aenderung  des  Inhaltes 
vorfinden. 


(\ 


Digitized  by  CjOOQiJ^ 


l|lfillll(^^W'l|J|m^MtiJi^llJl|Wli,lll'  ^f^f^ig^^Pfnp 


618 


Vollzieh  ongsverordnung 


Der  antersucheode  Beamte  hat  das  Recht ,  die  ganze 
Ladung  oder  einzelne  Colli  nach  Outfinden  zu  öffnen ,  aus- 
zupaken  und  abzuwägen,  um  sich  zu  überzeugen,  ob  der 
wirkliche  Inhalt  oder  das  Gewicht  der  Ladung  den  Angaben 
des  Freipasses  entspreche.  Findet  er  die  Sache  nicht  in 
Ordnung,  so  wird  er  die  Waare  anhalten  und  damit  nach 
Vorschrift  des  Fiskalgesezes  verfahren. 

Wird  die  im  Freipaß  verzeichnete  Waare  nur  theil- 
weise  wieder  eingeführt ,  so  hat  die  Eintrittszollstätte  für 
das  Fehlende  den  Ausgangszoll  zu  erheben. 

Art.  92.  Findet  hingegen  der  Zollbeamte  die  Ladung 
in  Ordnung ,  so  bescheinigt  er  solches  auf  dem  Freipaß, 
worauf  er  den  Freipaß  gelöscht  an  diejenige  Zollstätte  über- 
mittelt ,  welche  ihn  ausgestellt  hat ,  und  die  daraufhin  die 
Bürgschaft  tilgt   oder  den  hinterlegten  Ausfuhrzoll  erstattet. 

Art.  93.  Bei  dem  Wiederaustritt  von  Gütern,  die  mit 
Freipässen  versehen  sind  ,  hat  die  betreffende  Austrittszoll- 
stätte das  gleiche  Verfahren  einzuhalten ,  wie  das  in  den 
beiden  vorstehenden  Artikeln  91  und  92  im  umgekehrten 
Falle  vorgeschriebene,  mit  dem  Unterschiede,  daß,  wenn  die 
Anmeldung  der  Waare  zum  Wiederaustritt  ei'st  nach  Ab- 
lauf der  Freipaßfrist  erfolgt,  der  Eingangszoll  dafür  zu  er- 
heben ist. 

Art.  94.  Wenn  der  Führer  von  Freipaßgut  durch 
einen  Unfall  oder  durch  Umstände  höherer  Gewalt  ohne 
seine  Schuld  auf  seiner  Reise  aufgehalten  wird  und  vorsieht, 
seine  Reisefrist  nicht  einhalten  zu  können  ,  so  hat  derselbe, 
sowie  auch  der  Zollbeamte ,  das  gleiche  Verfahren  einzu- 
halten ,  wie  es  für  den  Geleitschein  verkehr  in  den  Ar- 
tikeln 57  und  58  dieser  Verordnung  vorgeschrieben  ist. 

Art.  95.  Wird  ein  Freipaß  verloren,  so  tritt  das 
nämliche  Verfahren  ein,  wia  es  in  Art.  61  für  den  Geleit- 
scheinverkehr vorgesehen  ist. 
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Art.  96.     Außer    den    hier    besonders  bemerkten  Ver-    "j 
pflichtungen   für    den  Freipaß  verkehr    gelten    dabei   alle  in 
Betreff  der  Ausfertigung,  Bürgschaft  und  Löschung  für  Ge- 
leitscheine ertheiiten  Vorschriften. 

Art.  97.  Statt  der  Freipässe  können  Passirscheine 
(kleine  Geleitscheine)  angewendet  werden  zum  Begleit  von 
Ladungen  von  einem  Grenzaufsich tsposten  an  die  Zolistätte, 
in  welchem  Falle  sämmtliehe  AusWeisschriften  des  Waaren- 
führers  unter  Verschluß  gelegt,  im  kleinen  Geleitschein  vor- 
gemerkt und  mit  lezterm  an  die  Zollstätte  zu  weisen  sind. 
In  diesem  Falle  hat  übrigens  der  Waarenführer  bis  zu  seiner 
Ankunft  an  der  Zollstätte  genau  die  Vorschriften  des  Art.  3 
der  Verordnung  zu  beobachten. 

Zur  Kontrole  von  Grenzverkehrsartikeln  bei  Freistraßen, 
kleinern  Enclaven  oder  bei  Grenzgewässern  für  kleine  Streken 
können  Passirscheine  (kleine  Geleitscheine)  oder  ähnliche 
vom  Zolldepartement  gutgeheißene  Scheine  ertheilt  werden. 

Art.  98.  Die  Nicht  Vorweisung  eines  solchen  Scheines 
zieht  für  den  Waarenführer  die  Erlegung  der  betreffenden 
Zollgebühr  nach  sich. 

Art.  -99.  Fremdes  Vieh,  welches  mit  Freipaß  versehen 
auf  einen  schweizerischen  Markt  getrieben  wird  (Art.  5, 
Schlußsaz,  des  Zollgesezes)  und  inner  der  festgesezten  Frist 
(Art.  89)  wieder  über  die  gleiche  Grenzzollstätte  zurük- 
kehrt,  ebenso  das  mit  Freipaß  auf  fremde  Märkte  getriebene 
Schweizervieh  ,  ist  bei  seiner  Rükkehr  frei  vom  Aus-  und 
Einfuhrzoll. 

Art.  100.  Für  ausgeführtes  Vieh ,  das  im  Auslande 
verkauft  oder  gegen  anderes  getauscht  wird  ,  ist  der  Aus- 
gangszoll zu  entrichten,  ebenso  der  Einfuhrzoll  für  das  ein- 
getauschte Vieh,  falls  solches  eingeführt  wird. 
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Vollziehangsverordnang 


Gleicherweise  ist  Vieh,  das  vom  Auslande  auf  schwei- 
zerische Märkte  gefQhrt  und  dort  verkauft  oder  umgetauscht 
wird,  zur  Einfuhr  zu  verzollen,  und  das  auf  schweizerischen 
Märkten  gekaufte  oder  eingetauschte  Vieh  unterliegt  ohne 
Ausnahme  bei  seiner  Ausfuhr  dem  Ausgangszoll. 

Art.  101.  Das  zur  Sommerung  oder  Winterung  in  die 
Schweiz  getriebene  fremde  Vieh  (Art.  3  des  Zollgesezes) 
muß  mit  Gesundheitszeugnissen  versehen  sein.  Großvieh 
wird  Stük  fQr  Stük  mit  seinen  besondern  Kennzeichen  auf 
den  Freipaß  eingetragen  und  nöthigenfalls  an  den  Hörnern 
oder  Hufen  gezeichnet. 

Art.  102.  Für  die  bei  der  Rükkehr  mangelnden  StOke 
ist  der  Einfuhrzoll,  für  die  als  Vermehrung  hinzugekommenen 
der  Ausfuhrzoll  und  für  die  nicht  als  identisch  erkannten 
Stüke  der  Ausfuhr-  und  Einfuhrzoll  zu  erlegen. 

Art.  103.  Obige  Bestimmungen  gelten  gleichfalls  für 
das  aus  der  Schweiz  nach  dem  Auslande  zur  Sommerung 
oder  Winterung  getriebene  Vieh.  Dasselbe  muß  bei  der 
Rükkehr  ebenfalls  mit  einem  Gesundheitszeugniß  begleitet  sein. 

Für  jedes  nicht  wieder  eingeführte  Stük  muß  der  Aus- 
gangszoll entrichtet  werden,  auch  wenn  ein  anderes  an  seiner 
Statt  eingeführt  wird.  Lezteres  ist  in  solchem  Falle  über- 
dies noch  dem  Einfuhrzoll  unterworfen. 

Art.  104.  Schweizerische  oder  mit  Schweizern  gleich- 
berechtigte Landkrämer  und  Hausirer  haben  für  den  Besuch 
fremder  Märkte  und  Ortschaften  gleichfalls  einen  Freipaß 
zu  lösen,  wenn  sie  bei  ihrer  Rükkehr  den  unverkauften 
Theil  ihrer  Waare  zollfrei  wieder  einführen  wollen. 

Es  wird  über  ihre  ausgeführte  Waare  ein  genaues 
Verzeichniß  aufgenommen  und  in  das  Freipaßregister  ein- 
getragen. 
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Für  die  nicht  wieder  zurükgekehrte  Waare  haben  sie 
den  Ausfuhrzoll  zu  entrichten,  welcher  von  der  beim  Aus- 
tritt gemachten  Hinterlage  abgezogen  wird. 

Für  den  Besuch  schweizerischer  Märkte  düifen  eben- 
falls Freipässe  ausgestellt  werden. 

Art.  105.  Verkäufliche  Waarenmuster  von  Handels- 
reisenden unterliegen  der  Freipaßabfertigung,  sofern  sie 
zu  dieser  Zollbehandlung  angemeldet  werden.  Es  sind  zu 
diesem  Behufe  der  Zollstätte  detaillirte  Verzeichnisse  über 
den  Inhalt  der  mit  Freipaß  abzufertigenden  Cblli  vorzulegen 
(Art.  118). 

Art.  106,  Die  zum  Zweke  der  weitern  Verarbeitung, 
Reparatur  oder  Veredlung  zollfrei  in  die  Schweiz  einzufüh- 
renden und  als  veredeltes  Fabrikat  zollfrei  wieder  auszu- 
führenden Stoffe  und  Erzeugnisse  (Art.  2 ,  Schlußsaz  des 
ZoUgesezes)  bedürfen  hiezu  einer  besondem,  bei  der  Ober- 
zolldirektion einzuholenden  Bewilligung.  Das  betreffende 
Gesuch  ist  durch  Vermittlung  der  bezüglichen  Gebiets- 
direktion einzureichen. 

Für  jede  neue  Veredlungsart  ist  bei  der  Oberzolldirek- 
tion Weisung  bezüglich  Freipaßbewilligung  einzuholen. 

Für  dauernde  und  regelmäßige  Erleichterungen  im 
Grenzverkehr,  sowohl  von  der  Schweiz  nach  dem  Auslande 
als  auch  umgekehrt,  sind  besondere  Bestimmungen  des  Zoll- 
departements vorbehalten. 

Art.  107.  Für  die  Veredlung  von  Fabrikaten  im  Aus- 
land sind  die  bezüglichen  Gesuche ,  gleich  wie  oben,  eben- 
falls der  entsprechenden  Gebietsdirektion  einzureichen. 

Bei  dem  Entscheide  über  solche  Begehren  soll  nament- 
lich in  B^rüksichtigung  gezogen  werden,  ob  wirklich  damit 
die  schweizerische  Industrie  befördert  wird. 

Das  Gleiche  gilt  für  Gegenstände,  die  zu  ihrer  Ver- 
edlung nach  der  Schweiz  eingeführt  werden  wollen. 
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Art.  108.     Im  Falle  der  Bewilligung  sind  die  Erleich- 
terungen im  Veredlungs-    und  Reparaturverkehr ,    sowie  im 
[  Grenzverkehr ,    mittelst   Freipässen    zu    kontroliren ,    wobei 

^     !     hauptsächlich  darüber  zu  wachen  ist ,    daß  keinerlei  Unter- 
!     I     schleif  damit  getrieben  werde,  namentlich  bei  Gegenständen^ 
j     wo  durch   die   Veredlung   Abfälle   und    Grewichtsdifferenzen 
I     entstehen. 


Handelt  es  sich  um  Veredlung,    bezw.  Reparatur   von 

industriellen  Gegenständen ,    so  muß  zur  Erhebung  der  be- 

j     züglichen  Freipässe  die  betreffende  Waare  jedesmal  mit  einem 

'     vollständigen  Verzeichniß  versehen  sein ,  auf  welchem  auch 

die  Veränderung  anzumerken  ist,  welche  die  mitangemeldete 

j      Waare  zu  erleiden  hat. 

j  Die  in    veredeltem    Zustande   zurükkehrenden  Waarea 
sind  einer  genauen  Kontrole  zu  unterwerfen,  und  es  ist  im 

j  Falle    des    richtigen    Befundes    der    bezügliche    Freipaß    zu 

i  löschen. 

J  Die  Rükkehr  solcher  Sendungen  hat  über  die  nämliche 

'  ZollstÄtte,    von  welcher  der  Freipaß  ausgestellt  wurde ,    zu 

(  erfolgen.     Die  Löschung   des   Freipasses   durch  eine  andere 

j  Zollstätte  ist  ohne  besondere  Bewilligung  der  Oberzolldirek- 

I  tion   untersagt. 

Art.  109.     Für   Gegenstände,   welche  zu   einer   öffent- 
lichen schweizerischen   Ausstellung   bestimmt  sind ,    ist    bei 
i       deren   Eintritt  in    die  Schweiz    ein  Freipaß   zu    lösen.     Zu 
i       diesem  Behufe    muß    im    Frachtbriefe    die    Bestimmung   für 
eine  Ausstellung,   resp.  zur  Freipaßabfertigung,  ausdrüklich 
angegeben  sein.     Der  Freipaß,  in  welchem  die  betreffenden 
Gegenstände  genau  und  kenntlich  zu   beschreiben   sind,   ist 
jeweilen  mit  Frist  bis  auf  ein  Jahr  auszustellen,  kann  jedoch 
auf  Verlangen  erneuert  werden.  Bei  Verfall  der  Frist  bringt 
;       die  Zollstätte  den  ihr  hinterlegten  oder  verbürgten  Zoll  für 
diejenigen  Gegenstände  in  Rechnung,   deren   Wiederausfuhr 
mittelst  Vorweisung    des  Freipasses    nicht    erfolgt   ist    und, 
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sofern   es   sich   um    Kunstgegenstände   handelt ,    für  welche  ' 
keine  gehörig  beglaubigte  Bescheinigung  beigebracht  worden 
ist,    daß   sie    beim  Verbleiben   in   der  Schweiz   öffentlichen 
Kunstsammlungen  einverleibt  worden  sind. 

In  gleicher  Weise  ist  ebenfalls  fUr  Gegenstände,  welche 
an  öffentliche  Ausstellungen  im  Auslande  bestimmt  sind, 
behufs  zollfreier  Rükkehr  in  die  Schweiz  die  Freipaßabferti- 
gung zu  verlangen. 

Art.  110.  Schweizerischen  Unternehmern,  die  zur  Aus- 
filhrung  von  Bauten,  wie  Eisenbahnen,  Dampfschiffe,  Straßen, 
BrQken,  Gebäude  etc.  etc.  vorübei^ehend  Maschinen  und 
Werkzeuge  nach  dem  Auslande  ausführen,  um  solche  ganz 
oder  theilweise  wieder  zollfrei  einführen  zu  können,  sind 
hiezu^  unter  Lösung  von  Freipässen,  befugt. 

Das  Nämliche  gilt  für  ausländische  Unternehmer,  welche 
Bauten  etc.  in  der  Schweiz  ausführen.  ,  Denselben  wird  vor- 
übergehend zollfreie  Einfuhr  von  gebrauchten  Maschinen  und 
Werkzeugen  bewilligt  (Art.  89). 

Art.  111.  Für  Maschinen  und  Instrumente,  die  für  kurze 
Zeit  zu  Versuchen  (Experimenten)  vom  Ausland  in  die  Schweiz 
eingeführt  werden,  können  mit  spezieller  Bewilligung  der 
Oberzolldirektion  Freipässe  ertheilt  werden. 

Die  bezüglichen  Gesuche  sind  bei  der  Gebietsdirektion 
einzugeben. 

Art.  112.  Die  vorstehend  vorgesehenen  Bewilligungen 
von  Freipaßabfertigung  für  Veredlungs-  und  Reparaturverkehr, 
Marktverkehr,  Maschinen  und  Werkzeuge  von  Unternehmern 
u.  s.  w.  haben  bloß  da  zur  Anwendung  zu  kommen ,  wo  | 
Gesez  oder  besondere  Weisungen  der  Oberzolldirektion  es  i 
gestatten.  i 

Art.  113.  Derjenige,  welcher  von  oben  erwähnten  | 
Freipaßbegünstigungen  Mißbrauch  machen  oder  Unterschleif  j 
irgend  einer  Art  damit    begehen   würde,   wird    nicht   allein    i 
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für  den  Spezialfall  fiskaliscbem  Strafverfahren  unterstellt, 
sondern  verliert  auch  für  die  Zukunft  die  ihm  ertheilie  Frei- 
paßkonzession. 

Siebenter  ^bsclmitt. 

Ausnahmen  Ton  der  Zollpflicht. 

Art.  114.  Für  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  der  durch 
die  Bundesgeseze  oder  besondere  Verordnungen  von  der  Er- 
legung einer  Zollgebühr  befreiten  Gegenstände  sind  die  in 
nachstehenden  Artikeln  bezeichneten  Kontrolmaßregeln  zu 
beobachten. 

Art.  115.  Ins  Ausland  exportirte  schweizerische  Er- 
zeugnisse, die  wegen  verweigerter  Annahme  durch  den 
Adressaten ,  wegen  Unverkäuflichkeit,  oder  sonstwie  aus 
Eonvenienz  des  Aufgebers  von  diesem  zurükbezogen  werden, 
dürfen  zollfrei  wieder  eingeftlhrt  werden,  wenn  der  schwei- 
zerische Ursprung  der  Waare,  deren  Versendung  und  Aus- 
fuhr gehörig  nachgewiesen  werden  können. 

Diese  Zollbefreiung  ist  jedoch  nur  für  solche  Sendungen 
zu  bewilligen,  welche  binnen  fünf  Jahren  nach  ihrer  Ausfuhr 
aus  der  Schweiz  an  den  Aufgeber  zur ük kehren. 

Dafür  sind  vor  ihrem  Eingang  von  den  Eigenthümem 
unter  Bezeichnung  der  Eintrittszollstätte  besondere  Gesuche 
an  die  betreffende  Gebietsdirektion  zu  richten,  welche  über 
Ursprung,  Herkunft  und  Vermittlung  der  Waare,  sowie  Ober 
das  Zeichen,  die  Nummer  und  das  Gewicht  des  betreffenden 
WaarenstOkes,  sowie  auch  über  dessen  Inhalt,  genaue  An- 
gaben enthalten  müssen. 

Die  Gebietsdirektionen  sind  für  die  daraufhin  ertheilten 
Bewilligungen  zur  zollfreien  Einfuhr  solcher  Retourgüter 
verantwortlich. 
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Art.  116.  Den  diplomatischen  Vertretern  des  Aus- 
landes bei  der  Eidgenossenschaft  und  den  zu  den  Gesandt- 
schaften offiziell  gehörenden  Personen ,  als :  diplomatischen 
Sekretären  und  Attaches,  sowie  dem  Gesandtschaftskanzler^ 
ist  die  zollfreie  Einfuhr  aller  zum  eigenen  Gebrauche  dienenden^ 
also  nicht  zur  Wiederveräußerung  bestimmten  Gegenstände 
bewilligt,  gegen  die  Erfüllung  und  unter  Vorbehalt  folgender 
Vorschriften : 

Die  für  Gesandtschaftsbeamte  vom  Auslande  einge- 
henden Waarensendungen  werden  ohne  Ausnahme  verzollt 
und  alsdann  die  bezogenen  Einfuhrgebühren  durch  das  Zoll- 
departement zurükerstattet.  Zu  diesem  Ende  haben  die 
Gesandtschaftsvorstände  all  vierteljährlich  dem  Zolldeparte- 
ment ein  Verzeichniß  der  Verzollungen,  für  welche  Rükver- 
gütung  beansprucht  wird,  nach  einem  hiefür  voi^eschriebenen 
Formular  mit  einer  von  ihnen  unterzeichneten  Erklärung,  in 
Begleit  der  Verzollungsausweise  (Zollquittungen  oder  Fracht- 
briefe), einzureichen. 

Die  Begünstigung    der   Zollbefreiung    findet   keine  An-  i 
Wendung  für  die  Konsulate. 

Art  117.  Die  im  eigenen  Gebrauch  der  Reisenden 
befindlichen  Efiekten  sind  zollfrei. 

Der  Zollbeamte  ist  berechtigt,  Reisende,  die  vom  Aus- 
lande her  an  die  Zollstätte  kommen,  über  den  Inhalt  ihres 
Gepäkes  zu  befragen;  ebenso  unter  Umständen  sich  vom 
Inhalt  des  leztern  durch  eigene  Anschauung  zu  überzeugen. 

Bei  offenbar  falscher  Deklaration  und  absichtlicher  Ver- 
heimlichung tritt  fiskalisches  Strafverfahren  ein. 

Art.  118.  Als  zollfreie  Muster  sind  nur  diejenigen  zu 
betrachten,  welche  nicht  zum  Verkauf  geeignet  sind. 

Bei  verkäuflichen  Mustern  kann  bei  außergewöhnlicher 

Tara  (doppelte  Verpakung)  billige  Rüksicht  genommen  und 

die  äußere  Verpakung  in  Abzug  gebracht  werden  (Art.  105). 

£idg.  Amtl.  Samml.  Neue  Folge.  V.  Bd. 
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Art.  119. 
welche : 


Yollziehungsverordiiimg 
1)  Leere  Fässer,  Säke  und  andere  Gefässe, 


a.  nach  dem  Auslande  geführt  werden,  um  gefallt  in 
die  Schweiz  zurtikzukehren, 

h.  nach  dem  Ausland  zurükkehren,  nachdem  sie  ge- 
füllt in  die  Schweiz  eingeführt  worden, 

c.  in  die  Schweiz  eintreten,  um  gefüllt  nach  dem 
Ausland  gebracht  zu  werden, 

d.  in  die  Schweiz  zurükkehren ,  nachdem  sie  geftillt 
ausgeführt  worden, 

sind  in  den  sub  a  und  b  bezeichneten  Fällen  vom 
Ausfuhr-  und  in  den  sub  c  und  d  bezeichneten  vom 
Einfuhrzoll  befreit. 

Im  Falle  von  Zweifel  bleibt  der  2^1lverwaltung 
vorbehalten,  den  Kachweis  der  obigen  Dispositiven 
entsprechenden  Bestimmung  oder  Herkunft  def  Sen- 
dungen zu  verlangen  und,  falls  dieser  Nachweis  nicht 
geleistet  wird,  den  Ein-,  resp.  Ausfuhrzoll  zu  beziehen. 

2)  Für  neue  oder  gebrauchte  Öefösse  von  Grias,  Thon 
oder  Metall  ist  behufs  Erlangung  obiger  Zollbefreiung 
eine  besondere  Bewilligung  der  zuständigen  Zollgebiets- 
direktion einzuholen,  welche  Bewilligung  auf  die  Dauer 
eines  Jahres  ertheilt  werden  kann. 

3)  Für  neue  hölzerne  Fässer  und  Gefässe,  sowie  für  neue 
Säke,  welche  zur  Einfuhr  in  die  Schweiz  gelangen,  mit 
der  Bestimmung,  gefüllt  wieder  ausgeführt  zu  werden, 
ist  bei  der  Eintrittszollstätte  der  Einfuhrzoll  zu  hinter- 
legen, welcher  zurükerstattet  wird,  wenn  die  Wieder- 
ausfuhr der  Gefässe,  gefüllt,  inner  drei  Monaten  nach 
deren  Einfuhr  über  die  nämliche  Zollstätte,  wo  sie 
eingeführt  worden  sind,  erfolgt. 

Art.  120.    Für  Waaren,  die  zur  Einfuhr  verzollt  worden, 
welche  aber  wegen  Nichtannahme  von  Seite  des  Adressaten 
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oder  aus  andern  Konvenienzgründen  nach  dem  Ausland 
zurükgesandt  werden,  kann  unter  nachstehenden  Bedingungen 
die  Rukerstattung  des  bezogenen  Einfuhrzolles  bewilligt 
werden : 

1)  Die  Rüksendung  hat  an  die  Adresse  des  ursprüng- 
lichen Versenders  zu  geschehen,  und  es  ist  dies  bei 
der  Austrittszollstfttte  durch  Vorweisung  des  Einfuhr- 
frachtbriefes, behufs  Vergleichung  mit  dem  Ausfuhr- 
frachtbriefe,  nachzuweisen. 

2)  Der  Ausfuhrfrachtbrief  muß  durch  den  schweizerischen 
Absender  direkt  an  die  Adresse  des  Empföngers  im 
Auslande  ausgestellt  sein. 

3)  Die  Ausfuhr  hat  inner  der  im  Art.  145  vorgesehenen 
Reklamationsfrist  von  zwei  Monaten  und  über  die  näm- 
liche ZoUst&tte,  wo  die  Waare  eingeführt  worden, 
stattzufinden. 

4)  Das  Rükvergtitungsgesuch  ist  vor  der  Ausfuhr  der 
Waare  bei  der  betreffenden  Zolldirektion  anzumelden, 
damit  spezielle  Weisung  an  die  Austrittszollstätte 
behufs  besonderer  Kontrolirung  der  Sendung  erlassen 
werden  kann. 

In  Fällen,  wo  die  betreffende  Sendung  dem  Adressaten 
in  der  Schweiz  nicht  ausgehändigt  worden,  sondern  bis  zur 
Wiederausfuhr  nachgewiesenermaßen  in  bahnamtlichen  Händen 
geblieben  ist,  können  die  sub  4  vorstehend  aufgeführten 
Bedingungen  erlassen  werden. 


1 


achtel*  ^bselmitt. 

Landwirthscliaftlielier  OrenzTerkehr. 

Art.  121.  Wer  zur  Bebauung  bestimmter  benachbarter 
GrundstOke  Thiere,  Geräthschaften  und  Anderes  nur  vor- 
übergehend über  die  Grenze  bringen  und  dafür  die  im  Art.  2, 
litt,  e  des  Bundesgesezes  über  das  Zollwesen  gestattete  Zoll- 
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freiheit  beanspruchen  will,  hat  sich  vorher  bei  der  Zollstätte, 
über  welche  die  Aus-  und  Einfuhr  stattfinden  soll,  zu  melden 
und  die  betreflFenden  Gegenstände  gehörig  bezeichnet  an- 
zugeben, worauf  der  Zolleinnehmer,  gegen  Verbürgung  des 
Zollbetrefihisses,  auf  die  nöthige  Dauer  einen  Freipaß  aus- 
stellt. Falls  die  Gegenstände  von  Auswärtswohnenden  in 
die  Schweiz  gebracht  werden  wollen ,  ist  überdies .  der 
Nachweis  zu  leisten,  daß  in  dem  entsprechenden  fremden  Staat 
Gegenrecht  gehalten  wird. 

Art.  122.  Wer  die  Schweiz  bewohnt,  aber  als  Eigen- 
thümer,  Nuznießer  oder  Pächter  nicht  über  10  km.  außer- 
halb der  Grenze  gelegene  Grundstüke  selbst  besizt  und 
bebaut  oder  für  seine  Rechnung  durch  Bedienstete  bebauen 
läßt  und  auf  die  zollfreie  Einfuhr  der  rohen  Erzeugnisse 
dieser  Grundstüke  Anspruch  macht,  hat  bei  der  Zolldirektion, 
in  deren  Gebiet  die  Ein-  und  Ausfuhr  stattfinden  soll,  sich 
jeweilen  im  Monat  Hornung  jeden  Jahres  dafür  zu  bewerben, 
ihr  die  erforderlichen,  hier  unten  bezeichneten  Ausweise  zu- 
zustellen und  die  Zollstätte  zu  bezeichnen,  über  welche  die 
Ein-  und  Ausfuhr  stattfinden  soll. 

Art.  123.  Das  Gleiche  haben  Einwohner  angrenzender 
Staaten  zu  thun,  welche  ihnen  angehörende  Grundstüke,  die 
nicht  mehr  als  10  km.  landeinwärts  in  der  Schweiz  liegen, 
selbst  bebauen  oder  für  ihre  Rechnung  durch  Bedienstete 
bebauen  lassen,  wenn  sie  auf  die  durch  Artikel  6,  litt,  b 
des  ZoUgesezes  gestattete  zollfreie  Ausfuhr  ihrer  Produkte 
Anspruch  machen. 

Art.  124.  Die  der  Direktion  einzugebenden  Ausweise 
sind  : 

1)  die  Angabe  der  Größe  der  Grundstüke; 

2)  die  Angabe  der  daraus  zu  erzielenden  Produkte; 

3)  die  Angabe  des  wahrscheinlichen  Ertrags  in  demjenigen 
Jahre,  wofür  die  freie  Ein-  und  Ausfuhr  verlangt  wird ; 

4)  von  Auswärts  wohnen  den  die  Bescheinigung,   daß  den 
Schweizern  Gegenrecht  gehalten  werde. 
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Alle  diese  Ausweise  sind  vom  Gemeioderath  des  Orts, 
in  dessen  Gemeindebann  die  GnindstUke  liegen,  zu  vidimiren 
und  als  richtig  zu  bescheinigen. 

Art.  125.  Die  Zolldirektion  prüft  die  Ausweise  und 
weist,  nach  deren  Richtigfinden,  die  betreffende  Zollstätte 
zur  Ausstellung  eines  landwirthschaftlichen  Freipasses  nach 
Mitgabe  des  bezüglichen  Ausweises  an. 

Art.  126.  Bei  jedesmaliger  Aus-  cfder  Einfuhr  ist  an 
der  Zollstätte  eine  vom  Zollbefreiten  oder  dem  Waaren- 
führor  unterzeichnete  Erklärung  des  Bestandes  der  Ein-  oder 
Ausfuhr  dem  Einnehmer  abzugeben  und  der  Freipaß  vor- 
zuweisen. 

Der  Einnehmer  oder  Eontroleur  vergleicht  die  Erklärung 
mit  dem  Bestand  und  schreibt,  nach  Richtigfinden  und  unter 
Zurükbehaltung  der  E^lärung,  die  ein-  oder  ausgeführten 
Gegenstände  in  den  Freipaß  und  das  Stammblatt  ein. 

Art.  127.  Ein  Freipaß  ist  nur  für  das  laufende  Jahr, 
für  Wein  jedoch  bis  1.  März  des  folgenden  Jahres,  und 
nur  für  die  vom  Anfang  an  darin  bezeichneten  Gegen- 
stände gültig,  und  es  muß  derselbe  jedenfalls  der  Zollver- 
waltung zurükgegeben  werden,  ehe  ein  neuer  für  ein  fol- 
gendes Jahr  ausgestellt  werden  kann.  Für  den  Bezug  der 
im  Freipaß  aufgeführten  Erzeugnisse  über  Alpenpässe  kann 
vom  Zolldepartement  eine  angemessene  Fristverlängerung 
bewilligt  ^Verden. 

Art.  128.  Gegenstände,  für  welche  die  zollfreie  Aus- 
und  Einfuhr  gestattet  werden  kann,  sind  : 

a.  Zugvieh,  das  wieder  zurükkehrt; 

b.  Geräthe  für  den  Landbau,  wie  Pflüge,  Sensen,  Wägen 
u.  dgl; 

c.  Dünger; 

d.  Samen,  Pflemzen,  PfUhle,  Rebsteken; 
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e.  die  Nahrungsmittel  und  Getränke,  welche  den  Ar- 
beitern täglich  aufs  Feld  gebracht  werden  und  wofür 
es   im   Freipaß   keiner   besondem  Bemerkung  bedarf*, 

f.  rohe  Erzeugnisse  des  Bodens,  n&mlich:  Getreide  und 
Hülsenfrüchte  aller  Art,  in  Garben,  Bündeln  und  ge- 
droschen; Stroh,  Streue,  Heu  und  gemeines  Futter; 
Flachs  und  Hanf;  Samen,  Gemüse,  Kartofifeln,  Rüben 
u.  dgl.  eßbare  Wurzel-  und  Knollengewächse;  frisches 
Obst,  neuer  Obst-  und  Traubenwein. 

Art.  129.  Da  über  den  Ertrag  von  Obst-  und  Trau- 
benwein im  Monat  Hornung  die  genaue  Angabe  des  muth- 
maßlichen  Ertrages  der  betreffenden  Grundstüke  nicht  schon 
gemacht  werden  kann ,  so  hat  der  Inhaber  des  bezüglichen 
Freipasses  das  Quantum  desselben  erst  unmittelbar  vor  oder 
bei  dem  Beginn  der  Obst-  oder  Weinlese  bei  der  betreflfenden 
Zollstätte  anzumelden,  und  leztere  ist  unter  eigener  Verant- 
wortlichkeit gehalten,  diese  Eingabe  zu  prüfen  und  im  Falle 
von  Zweifel  oder  Verdacht  Anzeige  an  die  Zolldirektion  zu 
machen,  welche  dann  die  weitere  Untersuchung  einleiten  wird. 

Es  darf  nur  dasjenige  Quantum  ein-  oder  ausgeführt 
werden,  das  im  gleichen  Jahre  gewachsen  oder  gesammelt 
worden  ist. 

Art.  130.  Für  Brenn-,  Bau-,  Nuzholz,  Holzkohle  und 
Torf  kann  nur  in  soweit  auf  die  freie  Ein-  oder  Ausfuhr 
Anspruch  gemacht  werden,  als  diese  Erzeugnisse  zum  eigenen 
Verbrauch  des  Gesuchstellers  dienen  und  aus  seinen  eigenen, 
von  ihm  besorgten  Grundstüken  kommen. 

Art.  131.     Auf  die  Produkte  der  Vieh-,  Geflügel-  und     I 
Fischzucht,  also  auf  junges  Schlachtvieh,  Milch,  Käse,  Wolle, 
Hühner,  Eier,  Krebse,  Fische   u.  s.  w.,   findet  die    Zollbe- 
freiung keine  Anwendung;  immerhin  jedoch  mit  Ausnahme 
der  Vorschriften  des  Art.  5,  litt,  f  des  Zollgesezes. 

Art.  132.  Von  der  Grenze  durchschnittene  Grund- 
stüke eines    Eigenthümers   werden   in   der   Regel  als  dem- 
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jenigen  Land  aDgebörend  betrachtet,  auf  welchem  die  Wirth- 
schaftsgebäude  li^en. 

Der  innere  Verkehr  auf  solchen  Grundstttken  soll  in 
Beziehung  auf  die  landwirthscbaffcliche  Bewirthschaftung 
nicht  gehemmt  werden. 

Art.  133.  Wo  besondere  Verhältnisse  ganz  besondere 
Verfügungen  nothwendig  machen,  erstattet  die  Zolldirektion 
an  die  Oberzolldirektion  Bericht  und  holt  Weisungen  ein. 

Art.  134.    Wer  befugt  wäre,  landwirthschafUiche  Frei-      / 
passe  zu  lösen,  dieses  in  der  vorgeschriebenen  Frist  (Art.  122) 
jedoch  versäumt,    hat  für  seine  Produkte  den  tarifgemäßen 
Zoll  zu  entrichten. 

Art.  135.  Wer  die  für  den  landwirthschaftlichen  Grenz- 
verkehr gestatteten  Zolierleichterungen  mißbraucht  und 
dadurch  den  Zoll  verkürzt,  ist  als  Zollübertreter  zu  behandeln, 
nebstdem,  daß  ihm  fernere  Freipaßbewilligung  verweigert 
werden  kann. 

IVeiMiter  -A^bschmltt« 

Grenzschuz. 

Art.  136.  Der  Grenzschuz  wird  da,  wo  eidgenössische 
Grenzwächter  aufgestellt  sind,  durch  diese  und  da,  wo  dieses 
nicht  der  Fall  bt,  durch  die  von  den  Kantonsregierungen 
nach  Art.  49   des  Zollgesezes  gestellten  Landjäger  besorgt. 

Art.  137.  Sowohl  die  eidgenössischen  Grenzwächter, 
als  auch  die  Landjäger  sollen  fertig  lesen,  schreiben  und 
rechnen  können,  eine  feste  Gesundheit  besizen  und  eines 
guten  Rufes  genießen. 

Art.  138.  Der  Ghing  des  Grenzdienstes  wird  in  jedem 
einzelnen  Zollgebiete  durch  die  Zolldirektion  geleitet  und 
durch  ein  Spezialreglement  geregelt  werden. 
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Art.  139.  Die  zum  Zollschuz  verwendeten  Grenzwächter 
|[nd  Landjäger  stehen  in  Bezug  auf  die  Ausübung  des  2jo11- 
dieust^s  einzig  unter  denjenigen  Obern,  welche  von  der 
Zollverwaltung  dazu  bestimmt  werden. 

Art.  140.  Die  Grenzwächter  und  die  mit  dem  Zoll- 
didDäl  betrauten  Landjäger  haben  in  erster  Linie  den  Zoll- 
bL-itmten  bei  Ausübung  ihres  Dienstes  den  nöthigen  Schuz 
und  die  angemessene  Beihilfe  zu  leisten,  im  Fernern  das 
Züllgisoz  und  die  darauf  bezüglichen  Verordnungen  und 
Itisiruktionen  in  allen  Theilen  aufrecht  zu  erhalten,  gegen 
Scluitiiggler  zu  fahnden  und  überhaupt  nach  Anleitung  des 
Fi^kidgesezes  zu  verfahren. 

Siö  sind  verantworthch  für  den  Gebrauch  der  ihnen 
lilnß  iti  ihrer  Vertheidigung  anvertrauten  Wafifen. 

Art.  141.  Im  Falle  von  Pflichtwidrigkeit  oder  Unzu- 
verltii.>igkeit  in  Ausübung  ihres  Dienstes,  bei  Ungehorsam 
uiiüi-  bei  Trunkenheit  können  die  Grenzwächter  und  Land- 
jäi^cr  sofort  entlassen  und  die  lezteren,  behufs  sofortiger 
Eri5t.zuDg  durch  geeignete  Mannschaft,  den  betreffenden  Kan- 
tjonen  zur  Verfügung  gestellt  werden. 

Zelmter*  ^bselmitt. 

Allgemeine  Schlußbestimmniigeii. 

Art,  142.  Auf  jeder  Zollstätte  soll  ein  Exemplar  des 
Z<41|^^eüezes,  des  Zolltarifs,  sowie  aller  auf  die  schweizerische 
Zolivtirwaltung  Bezug  habenden  Bundesgeseze,  Verordnungen 
iinti  üiTetitlich  bekannt  gemachten  Instruktionen  zur  Einsicht 
du;^  Tublikums  vorliegen. 

Ferner  soll  jede  Zollstätte  mit  einem  Beschwerdebuch 
verBthen  sein,  worin  Zollpflichtige  allfällige  Klagen  gegen 
das  ZoJIpersonal  niederschreiben  können,  wodurch  jedoch 
iljüL^ktu^  Beschwerden  bei  deren  Vorgesezten  nicht  ausge- 
■sch](»Jjeii  sind. 
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Jedesmal,  wenn  eine  Klage  in  dieses  Besehwerdebuch 
eingeschrieben  worden  ist,  so  ist  lezteres  mit  dem  daherigen 
Bericht  des  Einnehmers  der  betreffenden  Zolldirektion  ein- 
zusenden,  welche   das  weitere  Gutfindende   anordnen   wird. 

Art.  143.  Die  Zollpflichtigen  sind  gehalten,  ihre  Interessen 
an  der  Grenze  bei  der  Zollbehandlung  ihrer  Waaren  selbst 
zu  wahren,  oder  durch  Bevollmächtigte  oder  Vermittler 
wahren  zu  lassen  (Art.  16  und  folgende,  sowie  Art.  145). 

Art.  144.  Reklamationen  oder  Beschwerden  über  die 
Behandlung  zollpflichtiger  Güter,  oder  über  die  Handlungs- 
weise von  Zollbeamten  können  mündlich  und  schriftlich, 
mit  den  allfälligen  Nachweisen  begleitet,  der  Direktion  des 
betreffenden  Zollgebiets  eingegeben  werden,  welche  sie  nach 
Umständen  erledigt,  oder  der  Oberzolldirektion  zu  weiterer 
Behandlung  vorlegt. 

Art.  145.  Reklamationen  oder  Beschwerden  über  statt- 
gefundene unrichtige  Behandlung  zollpflichtiger  Güter  werden 
in  der  Regel  nur  dann  berüksichtigt,  wenn  die  leztern  noch 
im  Bereich  der  zollamtlichen  Kontrole  sich  befinden  oder 
der  Zollbeamte  Anlaß  dazu  gegeben  hat.  Solche  Reklama- 
tionen finden  jedoch  keine  Berüksichtigung,  wenn  sie  später 
als  zwei  Monate  nach  der  Verzollung  geltend  gemacht 
werden. 

Art.  146.  Das  Zolldepartement  ist  ermächtigt,  die  aus 
gegenwärtiger  Verordnung  sich  ergebenden  näheren  Aus- 
führungsbestimmungen  und  Anordnungen  von  sich  aus  zu 
treffen. 

Art.  147.  Das  Zolldepartement  ist  mit  der  Vollziehung 
dieser  Verordnung  beauftragt. 

Art.  148.    Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  1.  Jänner  1882 
in  Wirksamkeit.  Vom  nämlichen  Tage  an  treten  außer  Kraft : 
1)   die  VoUziehungs Verordnung   vom  30.  November  1857 
(A.  8.  V,  695)5 
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2)  der  Bundesrathsbeschluß  betrefTend  Abänderung  des 
Artikels  19,  Alinea  4  der  Vollziehungsverordnung  zum 
Zollgesez,  vom  20.  Juni  1860  (A.  S.  VI,  507): 

3)  der  Bundesrathsbeschluß  betreflFend  Erweiterung  des 
Artikels  44  der  Vollziehungs Verordnung  zum  Zollgesez, 
vom  26.  Dezember  1860  (A.  S.  VH,  19); 

4)  der  Bundesrathsbeschluß  betrefifend  die  Vereinfachung 
der  Zollformalitäten  für  Transitgüter,  vom  14.  August 
1867  (A.  8.  IX,  137); 

5)  der  Bundesrathsbeschluß  betrefifend  die  Abfertigungs- 
gebühr für  die  regelmäßigen  Eisen  bahnzüge  und  Dampf- 
botfahrten, sowie  die  Freipaßfrist  im  landwirthscbaft- 
lichen  Grenzverkehr,  vom  14.  August  1867  (Bundes- 
blatt 1867,  II,  582); 

6)  der  Bundesrathsbeschluß  betreflFend  die  Gebühren  in 
den  eidgenößischen  Niederlagshäusern,  vom  7.  Sep- 
tember 1870  (A.  S.  X,  297); 

7)  der  Bundesrathsbeschluß  betrefifend  die  Zoll  Vergünsti- 
gung für  die  diplomatischen  Vertreter  des  Auslandes 
bei  der  Eidgenoßenschaft ,  vom  26.  April  1875  (A.  S. 
n.  F.  I,  498); 

8)  der  Bundesrathsbeschluß  betrefifend  Abänderung  des 
Artikels  123  der  Vollziehungsverordnung  zum  Zollgesez, 
vom  16.  Februar  1877  (A.  8.  n.  F.  HI,  22); 

9)  der  Bundesrathsbeschluß  betrefifend  die  zollfreie  Rük- 
kehr  von  Schweizerwaaren,  vom  27.  April  1880  (A.  S. 
n.  F.  V,  45). 

Bern,  den  18.  Weinmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft: 

SeUeß. 
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Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft  , 

in  Ausführung  des  Art.  64  der  Bundesverfaßung , 
beschließt: 


Erster  Titel. 

Entstehung  der  Obligationen. 


I.  Vertrag. 

Abschluß  des  Vertrages.' 

Erster  Artikel.  Zum  Abschluße  eines  Vertrages  ist  die 
übereinstimmende  gegenseitige  Willensäußerung  der  Parteien 
erforderlich.  Sie  kann  eine  ausdrükliche  oder  stillschwei- 
gende sein. 

2.  Haben  sich  die  Parteien  über  alle  wesentlichen 
Punkte  geeinigt,  so  wird  vermuthet,  daß  der  Vorbehalt 
von  Nebenpunkten  die  Verbindlichkeit  des  Vertrages  nicht 
hindern  solle. 
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Kommt  über  diese  Nebenpunkte  eine  Vereinbarung 
nicht  zu  Stande,  so  hat  der  Richter  über  dieselben  nach  der 
Natur  des  Geschäftes  zu  entscheiden. 

Vorbehalten  bleiben  die  Bestimmungen  über  die  Form 
der  Verträge. 

3.  Wer  einem  Andern  den  Antrag  zum  Abschluße 
eines  Vertrages  gestellt  und  für  die  Annahme  eine  Frist 
gesezt  hat,  bleibt  bis  zum  Ablaufe  derselben  an  den  Antrag 
gebunden.  Er  wird  wieder  frei,  wenn  nicht  die  Annahms- 
erklärung   vor  Ablauf  dieser  Frist    bei  ihm  eingetroffen  ist. 

4.  Wird  der  Antrag  ohne  Bestimmung  einer  Frist  an 
einen  Anwesenden  gestellt  und  von  diesem  nicht  sogleich 
angenommen,  so  ist  der  Antragsteller  nicht  weiter  gebunden. 

5.  Wird  der  Antrag  ohne  Bestimmung  einer  Frist  an 
einen  Abwesenden  gestellt,  so  bleibt  der  Antragsteller  bis 
zu  dem  Zeitpunkte  gebunden,  in  welchem  er  den  Eingang 
der  Antwort  bei  ordnungsmäßiger,  rechtzeitiger  Absendung 
derselben  erwarten  darf.  Bei  der  Berechnung  dieses  Zeit- 
punktes kann  der  Antragsteller  von  der  Voraussezung  aus- 
gehen, daß  sein  Antrag  rechtzeitig  angekommen  sei. 

Trifft  die  rechtzeitig  abgesendete  Annahmserklärung  erst 
nach  jenem  Zeitpunkte  bei  dem  Antragsteller  ein,  so  ist 
dieser,  wenn  er  nicht  gebunden  sein  will,  verpflichtet,  bei 
Vermeidung  von  Schadenersaz  ohne  Verzug  hie  von  Anzeige 
zu  machen. 

Ist  wegen  der  besonderen  Natur  des  Geschäftes  eine 
ausdrükliche  Annahme  nicht  zu  erwarten,  so  gilt  der  Vertrag 
als  abgeschloßen,  wenn  der  Antrag  nicht  binnen  angemeßener 
Frist  abgelehnt  worden  ist. 

6.  Der  Antragsteller  wird  nicht  gebunden,  wenn  er 
dem  Antrage  eine  die  Behaftung  ablehnende  Erklärung  (ohne 
Verbindlichkeit  u.  dgl.)  beigefügt  hat,  oder  wenn  sich  ein 
solcher  Vorbehalt  aus  der  Natur  des  Geschäftes  oder  aus 
den  Umständen  als  selbstverständlich  ergibt. 
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7,  Trifft  der  Widerruf  ame9  Äntr^es  bei  dem  aüdereri 
Thefie  vor  oder  mit  dem  Antrage  eelbst  ein,  sü  idt  dieser 
eh  Qieht  gescheheo  zu  betrachten. 

Ebenso  ist  die  Anuahme  als  nicht  geschehen  zu  erachten, 
weoD  der  Widerruf  derselben  bei  dem  Antragsteller  vor  oder 
mit  der  Aunahmserklärung  selbst  eintrifilt. 

8.  I&t  ein  Vertrag  unter  Abwesenden  zu  Stande  ge* 
kommen,  so  begionen  seine  Wirkungen  mit  dem  Zeitpunkte, 
in  welchem  die  Aiinahmeerklärung  zur  Ab^ndung  abgegeheu 
wurde. 

Wenn  eine  ausdrUklicbe  Annahme  nicht  erforderlich  ist, 
so  beginnen  die  Wirktmgen  de^  Vertrages  mit  dem  Empfange 
des  nicht  abgelehnten  Antrages, 


Form  der  Verträge. 

9,  Verträge  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  nur  daun  einer 
besonderen  Form,  wenn  das  Ge^ez  eiue  solche  vorschreibt 

Ist  liber  Bedeutung  und  Wirkung  einer  vorgeschriebenen 
Form  nicht  etwas  Anderes  bestimmt,  so  bangt  von  deren 
Beobachtung  die  Gültigkeit  des  Vertrages  ab. 

10,  Das  kantonale  Recht  bestimmt  die  Form  der 
Schenkungen  sowit!  der  Verträge,  welche  dingliche  Rechte 
an  unbeweglichen  Sachen  betreffen. 

11-  Ist  für  einen  Vertrag  die  schriftliehe  Form  gesell  ich 
vorgeschrieben,  so  gilt  diese  Voi'schrift  auch  für  jede  Ab- 
änderung desselben,  mit  Au^nabme  von  ergS,nzenden  Neben- 
bestlmmUDgen,  welche  mit  der  Urkunde  nicht  im  Widerspruche 
stehen. 

12.  Ein  Vertrag,   filr   welchen   die  sehrifüiche  Form 

gesezlieh  vorgeschrieben    ist,    muß   die   üntersehnften    aller 

Personen  tragen,  welche  durch  denselben  verpflichtet  werden 
Stollen, 
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Sofern  nicht  etwas  Anderes  gesezlieh  bestimmt  ist,  gilt 
als  schriftliche  Form  auch  der  Briefwechsel  oder  der  Wechsel 
von  Telegrammen,  vorausgesezt  daß  die  Originaldepeschen 
die  Unterschrift  der  Parteien  tragen,  welche  sich  verpflichten. 

13.  Kann  eine  Person  nicht  unterschreiben,  so  wird 
die  Unterschrift  durch  ein  beglaubigtes  Handzeichen  oder 
durch  eine  öfifentliche  Beurkundung  ersezt. 

14.  Ist  für  einen  Vertrag,  welcher  vom  Geseze  an  keine 
Form  gebunden  ist,  die  Anwendung  einer  solchen  vorbehalten 
worden,  so  wird  vermuthet,  daß  die  Parteien  vor  Erfüllung 
der  Form  nicht  verpflichtet  sein  wollen. 

Geht  eine  solche  Abrede  auf  schriftliche  Form  ohne 
nähere  Bezeichnung,  so  sind  für  deren  Erfüllung  die  Ar- 
tikel 12  und  13  maßgebend. 

19.  Ein  Schuldbekenntniß  ist  gültig  auch  ohne  die 
Erwähnung  eines  besonderen  Verpflichtungsgrundes. 

16.  Bei  der  Beurtheilung  eines  Vertrages  sowohl  nach 
Form  als  nach  Inhalt  ist  der  übereinstimmende  wirkliche 
Wille  der  Parteien  und  nicht  die  unrichtige  Bezeichnung 
oder  Ausdruksweise  zu  beachten,  welche  dieselben,  sei  es 
aus  Irrthum,  sei  es  in  der  Absicht  gebraucht  haben,  um 
die  wahre  Beschaffenheit  des  Vertrages  zu  verbergen  (Simu- 
lation). 

Dem  gutgläubigen  Dritten,  welcher  ein  schriftliches 
Schuldbekenntniß  besizt,  kann  der  Schuldner  nicht  die  Ein- 
rede der  Simulation  entgegensezen. 

Gegenstand  des  Vertrages. 

17.  Gegenstand  des  Vertrages  kann  nur  eine  Leistung 
sem ,  welche  möglich  und  nicht  widerrechtlich  -oder  unsitt- 
lich ist. 
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Mängel  des  Vertrag aabachlußee« 

X8*  Der  Vertrag  ist  für  denjenigen  Theil  unverbindlieh.^ 
welcher  sieb  bei  Abschluß  deeselben  m  einem  wesentlichen 

Irrthnoi  befunden  hat. 

19.    Der  Irrthum  iat  insbesondere  etn  wesentlieber- 

1)  wenn  der  eine  Theil  einen  anderen  Vertrag  eingeben 
wollte  als  denjenigenj  für  welchen  er  seine  Zustim- 
mung erklärt  hat; 

2)  wenn  der  Wille  des  Irrenden  auf  eine  andere  Sache 
gerichtet  war    ak  der  Wille  des  anderen  Tbeiles; 

3}  wenn  die  irrig  vorausgesesten  Eigenschaften  der  Sache 
so  erheblich  sind^  daß  dieselbe^  je  nachdem  diese 
Eigenschaften  vorhanden  sind  oder  fehlen  j  im  Ver- 
kehre zu  einer  ganz  verschiedenen  Gattung  oder  Art 
von  Gütern  gerechnet  wird; 

4)  wenn  der  eine  Theü  irrthnmlich  eine  Leistung  voo 
erheblich  grftGerem  Umfange  versprochen  hat  oder 
eine  Gegenleistung  von  erheblich  geringerem  Umfange 
gich  bat  versprechen  laljen^  als  es  sein  Wille  war. 

30.  Der  Irrthum  über  die  Person  des  anderen  Theiles 
gilt  nur  daua  als  wesentlich,  wenn  der  Vertrag  hauptsächlich 
mit  Rnksicht  auf  die  Person  abgeschlüßen  wurde» 

21.  Der  nicht  wesentliche  Irrthum  hindert  die  Ver- 
bindiichkeit  des  Vertrages  nicht.  Dieß  gilt  insbesondere  von 
dem  Irrtbuui  im  Beweggrunde  zum  Vertragsahschluße^  über 
den  Werth  der  verabredeten  Leistung  odn^r  die  Zahlungs* 
t^tgkeit  des  anderen  Theil ea. 

22.  Bloße  Rechnungsfehler  hindern  die  Yerbindlichkeit 
des  Vertrages  nicht,  sind  aber  äu  benchtigen. 

23*  Hat  der  Theil,  welcher  den  Vertrag  nicht  gegen 
sich  gelten  läßt,  seinen  Irrthum  der  eigenen  Fahrläßigkeit 
zuxu schreiben,  so  wird  er  zum  Schadenersaxe  verpflichtet, 
es  sei  denn^  daß  der  andere  Theil  den  Irrthum  gekannt  habe 
oder  hätte  kennen  sollen. 
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24.  Ist  ein  Theil  durch  betrügerische  Handlungen  des 
anderen  zu  dem  Vertragsabschluße  verleitet  worden,  so  ist 
der  Vertrag  für  ihn  auch  dann  nicht  verbindlich,  wenn  der 
erregte  Irrthum  kein  wesentlicher  war. 

29.  Der  von  einem  Dritten  verübte  Betrug  hindert 
die  Verbindlichkeit  für  den  betrogenen  Theil  nur,  wenn  der 
andere  zur  Zeit  des  Vertragsabschlußes  jenen  Betrug  gekannt 
hat  oder  hätte  kennen  sollen. 

26.  Ist  der  eine  Theil  von  dem  anderen  oder  von 
einem  Dritten  widerrechtlich  durch  Erregung  gegründeter 
Furcht  zur  Eingehung  eines  Vertrages  bestimmt  worden, 
so  ist  der  Vertrag  für  jenen  nicht  verbindlich. 

27.  Die  Furcht  ist  eine  gegründete,  wenn  der  Bedrohte 
na^h  den  Umständen  annehmen  mußte,  daß  er  oder  eine  ihm 
nahe  verbundene  Person  an  Leib  oder  Leben,  Ehre  oder  Ver- 
mögen mit  einer  nahen  und  erheblichen  Gefahr  bedroht  sei. 

Die  Furcht  vor  der  Geltendmachung  eines  Rechtes  wird 
nur  dann  berüksichtigt ,  wenn  die  bedenkliche  Lage  des 
Bedrohten  mißbraucht  worden  ist,  um  ihm  die  Einräumung 
übermäßiger  Vortheile  abzunöthigen. 

28.  Wenn  der  durch  Irrthum,  Betrug  oder  Furcht 
beeinflußte  Theil  binnen  Jahresfrist  weder  dem  anderen  er- 
öffnet, daß  er  den  Vertrag  nicht  halte,  noch  eine  schon 
erfolgte  Leistung  zurükfordert ,  so  gilt  der  Vertrag  als  ge- 
nehmigt. Die  Jahresfrist  beginnt  in  den  Fällen  des  Irrthums 
und  Betruges  mit  der  Entdekung ,  in  den  Fällen  der  Furcht 
mit  der  Beseitigung  derselbeu. 

Die  Genehmigung  eines  wegen  Betruges  oder  Furcht 
unverbindlichen  Vertrages  schließt  den  Anspruch  auf  all- 
fälligen Schadenersaz  nicht  ohne  Weiteres  aus. 

Vertrags  fähigkeit. 

29.  Fähig,  Verträge  abzuschließen,  sind  die  volljährigen 
Personen  beider  Geschlechter,  insofern  ihnen  die  Handlungs- 
fähigkeit nicht  entzogen  ist. 
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80.  Minderjährige  uod  Volljährige,  soweit  ihnen  die 
Yertragsföhigkeit  entzogen  ist,  können  nur  mit  Einwilligung 
ihrer  gesezlichen  Vertreter  Rechte  aufgeben  oder  Verpflich- 
4;ungen  übernehmen. 

Ohne  diese  Einwilligung  können  sie  solche  Verträge 
eingehen,  welche  lediglich  bezweken,  ihnen  Rechte  einzu- 
räumen oder  sie  von  Verbindlichkeiten  zu  befreien. 

81.  Gänzlich  vertragsunfähig  sind  Personen,  welche 
keinen  bewußten  Willen  haben  oder  des  Vernunftgebrauches 
beraubt  sind,  so  lange  dieser  Zustand  dauert. 

82.  Ein  Vertrag,  welcher  ohne  die  erforderliche  Ein- 
-willigung  des  gesezlichen  Vertreters  abgeschloßen  worden  ist, 
kann  durch  denselben  oder  durch  die  Partei  selbst,  wenn 
diese  inzwischen  die  Vertragsfähigkeit  erlangt  hat,  genehmigt 
werden. 

Der   andere   Theil    wird    frei ,   wenn   die  Genehmigung    ^ 
nicht  innerhalb  einer   angemeßenen  Frist  erfolgt,    welche  er 
«elbst  ansezen  oder  durch  eine  zuständige  Behörde   ansezen 
laßen  kann. 

33.  Erfolgt  keine  Genehmigung,  so  ist  jeder  Theil 
befugt,  die  schon  voWzogene  Leistung  zurükzufordern. 

Der  nicht  gebundene  Theil  jedoch  haftet  nur  so  weit, 
als  die  Leistung  für  ihn  nüzlich  verwendet  worden,  oder  als 
er  zur  Zeit  der  Rükforderung  noch  bereichert  ist  oder  sich 
böswillig  der  Bereicherung  entäußert  hat. 

Hat  er  die  andere  Vertragspartei  zu  der  irrthümlichen 
Annahme  seiner  Vertragsfähigkeit  verleitet,  so  ist  er  ihr  für 
den  verursachten  Schaden  verantwortlich. 

34.  Wird  einer  in  ihrer  Vertragsfähigkeit  beschränkten 
Person  von  ihrem  gesezlichen  Vertreter  der  selbständige  Be- 
trieb eines  Berufes  oder  Gewerbes  ausdrüklich  oder  still- 
schweigend gestattet,  so  haftet  sie  mit  ihrem  ganzen  Ver- 
mögen aus  denjenigen  Geschäften,  welche  zu  dem  regel- 
mäßigen Betriebe  dieses  Berufes  oder  Gewerbes  gehören. 

Eidg.  amtL  SammL  Neue  Folge.  V.  Bd.  42        /  v^^^T^ 
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35.  Wenn  eine  Ehefrau  mit  ausdrüklicher  oder  still- 
schweigender Einwilligung  ihres  Ehemannes  einen  Beruf  oder 
ein  Gewerbe  selbständig  betreibt,  so  haftet  sie  nach  Maß- 
gabe des  vorhergehenden  Artikels  ohne  Rüksicht  auf  die 
Nuzungs-  und  Verwaltungsrechte  des  Ehemannes. 

Ueberdieß  haftet,  wo  nach  kantonalem  Rechte  das  Vw- 
mögen  der  Ehefrau  in  dasjenige  des  Mannes  übergeht,  der 
Ehemann;  wo  Gütergemeinschaft  besteht,  das  gemeinsame 
Vermögen. 

Eine  weiter  gehende  Haftung  des  Ehemannes  zu  be- 
stimmen, bleibt  dem  kantonalen  Rechte  vorbehalten. 

Vertragsschließung  durch  Stellvertreter. 

36.  Wenn  Jemand ,  der  zur  Vertretung  eines  Andern 
ermächtigt  ist,  im  Namen  desselben  einen  Vertrag  abschließt, 
so  wird  der  Vertretene  und  nicht  der  Vertreter  berechtigt 
und  verpflichtet. 

87.  Hat  der  Vertreter  bei  dem  Vertragsabschluße  sich 
nicht  als  solchen  zu  erkennen  gegeben,  so  wird  der  Ver- 
tretene nur  dann  unmittelbar  berechtigt  oder  verpflichtet, 
wenn  der  andere  Theil  aus  den  Umständen  auf  das  Ver- 
tretungsverhältniß  schließen  mußte;  ist  dies  nicht  der  Fall, 
so  bedarf  es  einer  Abtretung  der  Forderung,  oder  einer  Schuld- 
übernahme nach  den  hiefür  geltenden  Grundsäzen. 

38.  Soweit  die  Ermächtigung  im  Namen  eines  Andern 
Verträge  abzuschließen  aus  familien-  oder  erbrechtlichen 
Beziehungen  oder  aus  Verhältnissen  des  öffentlichen  Rechtes 
hervorgeht  ist  sie  nach  dem  kantonalen  Rechte  oder  der 
bezüglichen  eidgenößischen  Gesezgebung  zu  beurtheilen. 

39.  Ist  die  Ermächtigung  vertragsmäßig  eingeräumt, 
so  beurtheilt  sich  ihr  Inhalt  nach  der  zwischen  Vollmacht- 
geber und  Vertreter  getroffenen  ausdrüklichen*  oder  still- 
schweigenden Vereinbarung. 
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Vorbehalten  bleiben  die  durch  dieses  Gresez  den  Ge- 
sellschaftsvorstehern, Prokuraträgern  und  andern  Handlungs- 
bevollmächtigten beigelegten  Befugnisse. 

40.  Eine  vertragsmäßig  ertheilte  Vollmacht  kann  vom 
Vollmachtgeber  jederzeit  beschränkt  oder  widerrufen  werden, 
unbeschadet  der  vertragsmäßigen  Ansprüche  des  Bevoll- 
mächtigten. 

Ein  vom  Vollmachtgeber  zum  Voraus  erklärter  Verzicht 
auf  dieses  Recht  ist  ungültig. 

41.  Hat  der  Vertretene  die  Vollmacht  ausdrüklich 
oder  thatsächlich  kundgegeben,  so  kann  er  deren  gänzlichen 
oder  theil weisen  Widerruf  gutgläubigen  Dritten  nur  dann 
entgegensezen ,  wenn  er  denselben  ebenfalls  bekannt  ge- 
macht hat. 

42.  Die  vertragsmäßige  Vollmacht  erlischt  durch  den 
Tod,  durch  eingetretene  Handlungsunfähigkeit  und  durch  den 
Konkurs  des  Vollmachtgebers  oder  des  Bevollmächtigten. 
Die  Auflösung  einer  juriötischen  Person  oder  einer  in  das 
Handelsregister  eingetragenen  Gesellschaft  hat  die  nämliche 
Wirkung  für  die  von  ihnen  ertheilten  Vollmachten. 

Die  gegenseitigen  persönlichen  Ansprüche  werden  hie- 
durch  nicht  berührt. 

43.  Ist  dem  Bevollmächtigten  eine  Vollmachtsurkunde 
ausgestellt  worden,  so  ist  er  nach  dem  Erlöschen  der  Voll- 
macht zur  Rükgabe  oder  gerichtlichen  Hinterlegung  der 
Urkunde  verpflichtet. 

Wird  er  von  dem  Vollmachtgeber  oder  seinen  Rechts- 
nachfolgern hiezu  nicht  angehalten,  so  sind  dieselben  gut- 
gläubigen Dritten  för  den  Schaden  verantwortlich. 

44.  So  lange  das  Erlöschen  der  Vollmacht  dem  Be- 
vollmächtigten nicht  bekannt  geworden  ist,  berechtigt  und 
verpflichtet  er  den  Vollmachtgeber  oder  dessen  Rechtsnach- 
folger, wie  wenn  die  Vollmacht  noch  bestehen  würde. 

Ausgenommen  sind  die  Fälle,  in  welchen  der  Dritte 
vom  Erlöschen  der  Vollmacht  Kenntniß  hatte. 
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45.  Betreffend  das  Erlöschen  der  Vollmacht  von  Ge- 
sellschafts Vorstehern,  Prokuraträgern  und  andern  Handlungs- 
bevollmächtigten bleiben  die  besonderen  Vorschriften  dieses 
Gesezes  vorbehalten. 

46.  Hat  Jemand ,  ohne  dazu  ermächtigt  zu  sein ,  als 
Stellvertreter  einen  Vertrag  abgeschloßen,  so  wird  der  Ver- 
tretene nur  dann  Gläubiger  oder  Schuldner,  wenn  er  den 
Vertrag  genehmigt. 

47.  Der  andere  Theil  ist  berechtigt,  von  dem  Ver- 
tretenen innerhalb  einer  angemessent^n  Frist  eine  Erklärung 
über  die  Genehmigung  zu  verlangen. 

Er  hört  auf  gebunden  zu  sein,  wenn  der  Vertretene 
nicht  binnen  dieser  Frist  die  Genehmigung  erklärt. 

48.  Wird  die  Genehmigung  ausdrüklich  oder  still- 
schweigend abgelehnt,  so  kann  der  andere  Theil  denjenigen, 
welcher  als  Stellvertreter  gehandelt  hat,  auf  Schadenersaz 
belangen,  sofern  er  nicht  den  Mangel  der  Vollmacht  kannte 
oder  nach  den  Umständen  hätte  kennen  sollen. 

49.  In  allen  Fällen  bleibt  die  Forderung  aus  ungerecht- 
fertigter Bereicherung  bestehen. 


II.  Unerlaubte  Uandlangen. 

50.  Wer  einem  Andern  widerrechtlich  Schaden  zufügt, 
sei  es  mit  Absicht,  sei  es  aus  Fahrläßigkeit,  wird  demselben 
zum  Ersaze  verpflichtet. 

51.  Art  und  Größe  des  Schadenersazes  wird  durch 
richterliches  Ermessen  bestimmt  in  Würdigung  sowohl  der 
Umstände  als  der  Größe  der  Verschuldung. 

Ist  auch  dem  Beschädigten  ein  Verschulden  beizumessen, 
so  kann  der  Richter  die  Ersazpflicht  nach  Verhältniß  er- 
mäßigen oder  gänzlich  von  derselben  entbinden. 

52.  Im  Falle  der  Tödtung  eines  Menschen  sind  die 
verwendeten  Kosten,  insbesondere  diejenigen  der  Beerdigung, 
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zu  erstatten.  Ist  der  Tod  nicht  sofort  eingetreten,  so  muß 
namentlich  auch  für  die  Kosten  der  versuchten  Heilung  und 
die  Nachtheile  der  Arbeitsunfähigkeit  Entschädigung  geleistet 
werden.  Haben  andere  Personen  durch  die  Tödtung  ihren 
Versorger  verloren,  so  ist  auch  für  diesen  Schaden  Ersaz  zu 
leisten. 

53«  Körperverlezung  gibt  dem  Verlezten  Anspruch 
auf  Ersaz  der  Kosten  und  auf  Entschädigung  ftir  die  Nach- 
theile gänzlicher  oder  theil weiser  Arbeitsunfähigkeit. 

Ueberdieß  kann  der  Richter  bei  einer  Verstümmelung 
oder  Entstellung,  durch  welche  das  Fortkommen  des  Ver- 
lezten erschwert  wird,  auch  dafür  eine  Entschädigung  zu- 
sprechen. 

54.  Bei  Körperverlezung  oder  Tödtung  eines  Menschen 
kann  der  Richter  unter  Würdigung  der  besonderen  Umstände, 
namentlich  in  Fällen  von  Arglist  oder  grober  Fahrläßigkeit, 
dem  Verlezten  oder  den  Angehörigen  des  Getödteten  auch 
abgesehen  von  dem  Ersaz  erweisliehen  Schadens  eine  ange- 
messene Geldsumme  zusprechen. 

99.  Ist  Jemand  durch  andere  unerlaubte  Handlungen 
in  seinen  persönlichen  Verhältnissen  ernstlich  verlezt  worden, 
so  kann  der  Richter  auch  ohne  Nachweis  eines  Vermögens- 
schadens auf  eine  angemessene  Geldsumme  erkennen. 

56.  Bei  einer  Schädigung,  welche  durch  Nothwehr 
entschuldigt  wird,  fUllt  die  Ersazpflicht  weg. 

97.  Wer  sich  durch  eigenes  Verschulden  in  einen 
vorübergehenden  Zustand  von  Bewußtlosigkeit  versezt  und 
in  demselben  Schaden  anrichtet,  ist  dafür  verantwortlich. 

98.  Aus  Rüksichten  der  Billigkeit  kann  der  Richter 
ausnahmsweise  auch  eine  nicht  zurechnungsfähige  Person, 
welche  einen  Schaden  verursacht  hat,  zu  theilweisem  oder 
vollständigem  Ersaze  verurtheilen. 

59.  Bei  Beurtheilung  der  in  den  Artikeln  56,  57  und  58 
genannten  Fälle  ist  der  Richter  weder  an  die  strafrechtlichen 
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Bestimmungen  über  die  Zurechnungsfähigkeit  noch   an  eine 
Freisprechung  durch  das  Strafgericht  gebunden. 

60.  Haben  mehrere  den  Schaden  gemeinsam  ver- 
schuldet, so  haften  sie  solidarisch  für  den  Ersaz,  ohne 
Unterschied,  ob  sie  als  Anstifter,  Urheber  oder  Gehülfen 
gehandelt  haben. 

Ob  und  in  welchem  Umfange  demjenigen,  welcher  bezahlt 
hat,  ein  Regreß  gegen  die  Mitschuldigen  zustehe,  wird  durch 
richterliches  Ermessen  bestimmt. 

Der  Begünstiger  haftet  nur  dann  und  nur  so  weit  für 
Ersaz,  als  er  einen  Antheil  an  dem  Gewinn  empfangen  oder 
durch  seine  Betheiligung  Schaden  verursacht  hat.  ' 

61.  Wer  rechtlich  verpflichtet  ist  die  häusliche  Auf- 
sicht über  eine  Person  zu  führen,  haftet  für  den  von  ihr 
verursachten  Schaden,  insofern  er  nicht  darzuthun  vermag, 
daß  er  das  übliche  und  durch  die  Umstände  gebotene  Maß 
von  Sorgfalt  in  der  Beaufsichtigung  beobachtet  habe. 

62.  Ein  Geschäftsherr  haftet  für  den  Schaden,  welchen 
seine  Angestellten  oder  Arbeiter  in  Ausübung  ihrer  ge- 
schäftlichen Verrichtungen  verursacht  haben,  wenn  er  nicht 
nachweist,  daß  er  alle  erforderliche  Sorgfalt  angewendet 
habe,  um  einen  solchen  Schaden  zu  verhüten. 

Diese  Verantwortlichkeit  trifft  auch  juristische  Personen, 
wenn  sie  ein  Gewerbe  betreiben. 

63.  Dem  nach  Maßgabe  der  Artikel  61  und  62  Ersaz- 
pflichtigen  steht  das  Rükgriffsrecht  gegen  den  Thäter  zu,  so 
weit  dieser  für  seine  Handlungen  verantwortlich  erklärt 
werden  kann. 

64.  Ueber  die  Ersazpflicht  für  Schaden,  welchen 
öffentliche  Beamte  oder  Angestellte  in  Ausübung  ihrer  amt- 
lichen Verrichtungen  verursachen,  können  Bundes-  oder 
Kantonalgeseze  abweichende  Bestimmungen  aufstellen. 

Für  gewerbliche  Verrichtungen  öffentlicher  Beamten 
oder  Angestellten  können  jedoch  die  Bestimmungen  dieses 
Titels  durch  Kantonalgeseze  nicht  geändert  werden. 
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65.  Für  Schaden,  welchen  ein  Thier  anrichtet,  haftet, 
wer  dasselbe  hält,  wenn  er  nicht  beweist,  daß  er  alle  er- 
forderliche Sorgfalt  in  der  Verwahrung  und  Beaufsichtigung 
angewendet  habe.  Vorbehalten  bleibt  ihm  der  Rükgriff,  wenn 
<ias  Thier  von  einem  Andern  oder  durch  das  Thier  eines 
Andern  gereizt  worden  ist. 

66.  Der  Besizer  eines  Grundstükes  ist  berechtigt. 
Dritten  angehörige  Thiere,  welche  auf  demselben  Schaden 
anrichten,  zur  Sicherung  seiner  Ersazforderung  einzufangen 
und  in  seinen  Gewahrsam  zu  nehmen,  in  schweren  Fällen 
sogar  zu  tödten,  wenn  er  sich  ihrer  nicht  anders  erwehren 
kann. 

Er  ist  jedoch  verpflichtet  ohne  Verzug  dem  Eigenthümer 
<lavon  Kenntniß  zu  geben  und,  sofern  ihm  derselbe  nicht  be- 
kannt ist,  zu  dessen  Ermittelung  das  Nöthige  vorzukehren. 

67.  Der  Eigenthümer  eines  Gebäudes  oder  eines  an- 
dern Werkes  hat  für  den  Schaden  Ersaz  zu  leisten,  welchen 
dasselbe  in  Folge  mangelhafter  Unterhaltung  oder  fehler- 
hafter Anlage  oder  Herstellung  verursacht.  Im  leztern  Falle 
bleibt  ihm  der  Rukgriff  nach  Maßgabe  des  Artikels  362 
gegen  den  Erbauer  vorbehalten. 

68.  Wer  von  dem  Gebäude  oder  dem  Werke  eines 
Andern  mit  Schaden  bedroht  ist,  kann  von  dem  Eigen- 
thümer verlangen,  daß  er  die  erforderlichen  Maßregeln  zur 
Abwendung  der  Gefahr  treffe.  Vorbehalten  bleiben  die 
Anordnungen  der  Polizei  zum  Schuze  von  Personen  und 
Eigen  th  um. 

69.  Der  Anspruch  auf  Schadenersaz  verjährt  in  einem 
Jahre  von  dem  Tage  hinweg,  an  welchem  der  Geschädigte 
Kenntniß  von  der  Schädigung  und  der  Person  des  iThäters 
erlangt  hat,  jedenfalls  aber  mit  dem  Ablaufe  von  zehn 
Jahren  von  dem  Tage  der  Schädigung  an  gerechnet. 

Wird  jedoch  die  Klage  aus  einer  strafbaren  Handlung 
hergeleitet,  für  welche  das  Strafrecht  eine  längere  Verjährung 
vorschreibt,  so  gilt  diese  auch  für  den  Civilanspruch. 
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IIL  Ungerechtfertigte  Bereieherong. 

70.  Wer  ohne  rechtmäßigen  Grund  aus  dem  Ver- 
mögen eines  Andern  bereichert  wurde,  ist  zur  Rükerstattung: 
verpflichtet. 

71.  Insbesondere  tritt  diese  Verbindlichkeit  dann  ein^ 
wenn  Jemand  ohne  jeden  Grund  oder  aus  einem  nicht  ver- 
wirklichten Grunde  oder  aus  einem  nachträglich  weggefallenett. 
Grunde  eine  Zuwendung  erhalten  hat. 

72.  Wurde  eine  Nichtschuld  freiwillig  bezahlt,  so  ist 
die  Rükforderung  nur  dann  statthaft,  wenn  der  Zahlende 
nachzuweisen  vermag,  daß  er  sich  über  seine  Schuldpflicht 
im  Irrtham  befunden  habe. 

Ausgeschloßen  ist  die  Rükforderung,  wenn  die  Zahlung 
für  eine  verjährte  Schuld  oder  in  Erfüllung  einer  sittliche 
Pflicht  geleistet  wurde. 

73.  Die  Rükerstattung  kann  nur  in  so  weit  gefordert 
werden,  als  der  Empfänger  zur  Zeit  der  Rükforderung  noch 
bereichert  ist  oder  sich  böswillig  der  Bereicherung .  ent- 
äußert hat. 

Vollen  Ersaz  hat  er  zu  leisten,  wenn  er  schon  beim 
Empfange  nicht  in  gutem  Glauben  war. 

74.  Der  Empfänger  hat  seinerseits  Anspruch  auf  Ersaz 
der  nothwendigen  und  nüzlichen  Verwendungen ,  für  leztere 
jedoch,  wenn  er  beim  Empfange  nicht  in  gutem  Glauben 
war,  nur  bis  zum  Betrage  des  zur  Zeit  der  Rükerstattung 
noch  vorhandenen  Mehrwerthes. 

Was  bloß  zur  Verschönerung  der  Sache  angebracht 
wurde,  kann  er  wegnehmen,  sofern  dieses  ohne  Schaden 
möglich  ist  und  der  Kläger  nicht  vorzieht,  ihm  den  Werth 
zu  ersezen. 

75.  Was  in  der  Absicht,  einen  rechtswidrigen  oder 
unsittlichen  Erfolg  herbeizuführen,  gegeben  worden  ist,  kann 
nicht  zurükgefordert  werden. 
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IV.  Obligationen  ans  anderen  Granden. 

76.  Die  Entstehung  von  Schuldverpflichtungen  aus 
familien-  oder  erbrechtlichen  Verhältnißen  sowie  aus  Gründen 
des  öffentlichen  Rechtes  wird  durch  das  knntonale  oder  das 
bezügliche  eidgenößische  Recht  geregelt. 


Z:weitei-  Titel. 

Wirkung  der  Obligationen. 


I.  Erfflllnng  der  Obligationen. 

Allgemeine  Grundsäze.     Ort  und  Zeit 
der  Erfüllung. 

7*7.  Der  Schuldner  ist  nur  dann  verpflichtet,  persönlich 
zu  erfüllen,  wenn  es  bei  der  Erfüllung  auf  seine  Persönlichkeit 
ankömmt. 

78.  Der  Gläubiger  braucht  sich  eine  Theilzahlung 
nicht  gefallen  zu  laßen,  wenn  die  gesammte  Schuld  liquid 
und  fällig  ist. 

Will  der  Gläubiger  eine  Theilzahlung  annehmen,  so 
kann  der  Schuldner  die  Zahlung  des  von  ihm  anerkannten 
Theiles  der  Schuld  nicht  verweigern. 

79.  Ist  eine  untheilbare  Leistung  an  mehrere  Gläubiger 
oder  von  mehreren  Schuldnern  zu  erfüllen,  so  kann  jeder 
Gläubiger  die  ganze  Leistung  fordern  und  ist  jeder  Schuldner 
zu  der  ganzen  Leistung  verpflichtet. 
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Sofern  sich  aus  den  Umständen  nicht  etwas  Anderes 
ergibt,  kann  der  Schuldner,  welcher  den  Gläubiger  befriedigt 
hat,  von  den  übrigen  Schuldnern  einen  verhältnißmäßigen 
Ersaz  verlangen. 

Soweit  ihm  ein  solcher  Anspruch  zusteht,  gehen  die 
Rechte  des  befriedigten  Gläubigers  auf  ihn  über. 

80.  Wenn  die  untheilbare  Leistung  sich  in  eine  theil- 
bare  verwandelt,  zum  Beispiel  in  die  Verpflichtung  zu 
Öchadenersaz,  so  kann  jeder  Gläubiger  nur  seinen  Antheil 
fordern  und  hat  jeder  Schuldner  nur  seiafen  Antheil  zu 
leisten. 

81.  Ist  die  geschuldete  Sache  nur  der  Gattung  nach 
bestimmt,  so  steht  dem  Schuldner  die  Auswahl  zu,  insofern 
sich  aus  dem  Vertrage  nicht  etwas  Anderes  ergibt.  Er  darf 
jedoch   nicht  eine  Sache   unter  mittlerer  Qualität  anbieten. 

82.  Ist  die  Schuldpflicht  in  der  Weise  auf  mehrere 
Leistungen  gerichtet,  daß  nur  die  eine  oder  die  andere 
erfolgen  soll,  so  steht  das  Wahlrecht  dem  Schuldner  zu, 
insofern  sich  aus  dem  Vertrage  nicht  etwas  Anderes  ergibt. 

83.  Geht  eine  Verbindlichkeit  auf  Zahlung  von  Zinsen 
und  ist  die  Höhe  derselben  weder  durch  die  Parteien  noch 
durch  Gesez  oder  Uebung  bestimmt,  so  sind  Zinsen  zu  fünf 
Prozent  auf  das  Jahr  zu  bezahlen. 

Es  bleibt  der  Kantonalgesezgebung  vorbehalten,  Be- 
stimmungen gegen   Mißbräuche   im  Zinswesen  aufzustellen. 

84.  Der  Ort  der  Erfüllung  wird  zunächst  durch  den 
ausdrüklichen  oder  aus^den  Umstanden  zu  schließenden 
Willen  der  Parteien  bestimmt. 

Im  Zweifel  gelten  folgende  Grundsäze: 

1)  Geldschulden  sind  an  dem  Orte  zu  zahlen,  wo  der 
Gläubiger  zur  Zeit  der  Erfüllung  seinen  Wohnsiz  hat  \ 

2)  wird  eine  bestimmte  Sache  geschuldet,  so  ist  dieselbe 
da  zu  übergeben,  wo  sie  sich  zur  Zeit  des  Vertrags- 
abschlußes  befand; 
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3)   andere  Verbindlichkeiten   sind   au   dem  Orte   zu  er- 
füllen ,  wo  der  Schuldner  zui»  Zeit  ihrer  Entstehung 
seinen  Wohnsiz  hatte. 
Vorbehalten    bleiben   die   besonderen  Vorschriften   des 
Gesezes. 

85.  Wenn  der  Gläubiger  seinen  Wohnsiz,  an  welchem 
er  die  Erfüllung  fordern  kann,  nach  der  Entstehung  der 
Schuld  ändert  und  dem  Schuldner  dadurch  eine  erhebliche 
Belästigung  erwächst,  so  ist  dieser  berechtigt  an  dem 
ursprünglichen  Wohusize  zu  erfüllen. 

86.  Ist  die  Zeit  der  Erfüllung  weder  durch  Vertrag 
noch  durch  die  Natur  des  Rechtsgeschäftes  bestimmt,  so 
kann  die  Erfüllung  sogleich  geleistet  und  gefordert  werden. 

8*7.  Ist  die  Zeit  der  Erfüllung  auf  Anfang  oder  auf 
Ende  eines  Monates  festgesezt,  so  ist  darunter  der  erste 
oder  der  lezte  Tag  des  Monates  zu  verstehen. 

Ist  die  Zeit  der  Erfüllimg  auf  die  Mitte  eines  Monates 
festgesezt,  so  gilt  der  fünfzehnte  dieses  Monates  als  der 
Tag  der  Erfüllung. 

88.  Soll  die  Erfüllung  einer  Verbindlichkeit  mit  dem 
Ablaufe  einer  bestimmten  Frist  nach  Abschluß  des  Vertrages 
erfolgen,  so  fällt  der  Zeitpunkt  der  Erfüllung: 

1)  wenn  die  Frist  nach  Tagen  bestimmt  ist,  auf  den 
lezten  Tag  der  Frist ;  bei  Berechnung  der  Frist  wird 
der  Tag,  an  welchem  der  Vertrag  geschloßen  wurde, 
nicht  mit  gerechnet;  geht  die  Frist  auf  acht  oder 
fünfzehn  Tage,  so  werden  darunter  nicht  eine  Woche 
oder  zwei  Wochen,  sondern  volle  acht  oder  fünfzehn 
Tage  verstanden; 

2)  wenn  die  Frist  nach  Wochen  bestimmt  ist,  auf  den- 
jenigen Tag  der  lezten  Woche,  welcher  durch  seine 
Benennung  dem  Tage  des  Vertragsabschlußes  ent- 
spricht ; 

3)  wenn  die  Frist  nach  Monaten  oder  einem  mehrere 
Monate   umfaßendeu  Zeiträume   (Jahr,   halbes  Jahr, 
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viertel  Jahr)   bestimmt  ist,   auf  denjenigen  Tag  des 
lezten  Monateö^  welcher  durch  seine  Zahl  dem  Tage 
des  Vertragsabschlußes  entspricht^   fehlt  dieser  Tag 
•  in  dem  lezten  Monate,  so  fällt  die  Erfüllung  auf  den 

lezten  Tag  dieses  Monates. 

Der  Ausdruk  ^halber  Monat^  wird  einem  Zeit- 
räume von  fünfzehn  Tagen  gleichgeachtet.  Ist  die 
Frist  auf  einen  oder  mehrere  ganze  Monate  und  einen 
halben  Monat  gestellt,  so  sind  die  ftinfzehn  Tage 
zulezt  zu  zählen. 

89.  Nach  den  im  vorhergehenden  Artikel  enthaltenen 
Grundsäzen  wird  die  Frist  auch  dann  berechnet,  wenn  die- 
selbe nicht  von  dem  Tage  des  Vertragsabschlußes,  sondern 
von  einem  andern  Zeitpunkte  an  zu  laufen  hat 

90.  Fällt  der  Zeitpunkt  der  Erfüllung  auf  einen 
Sonntag  oder  auf  einen  anderen  am  Erfüllungsorte  staatlich 
anerkannten  P'eiertag,  so  gilt  der  nächstfolgende  Werktag 
als  Tag  der  Erfüllung.  Abweichende  Vereinbarungen  bleiben 
vorbehalten. 

91.  Soll  die  Erfüllung  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  geschehen,  so  muß  sie  vor  Ablauf  derselben  erfolgen. 
Fällt  jedoch  der  lezte  Tag  auf  einen  Sonntag  oder  auf  einen 
anderen  am  Erfüllungsorte  staatlich  anerkannten  Feiertag, 
so  tritt  der  nächstfolgende  Werktag  an  dessen  Stelle^  ab- 
weichende VereinbHrungen  bleiben  vorbehalten. 

92.  Die  Erfüllung  muß  an  dem  ErfUllungstage  während 
der  gewöhnlichen  Geschäftszeit  geleistet  und  angenommen 
werden. 

93.  Wurde  die  vertragsmäßige  ErftlllungsMst  ver- 
längert, so  beginnt  die  neue  Frist,  sofern  sich  aus  dem 
Vertrage  nicht  etwas  Anderes  ergibt,  am  ersten  Tage  nach 
Ablauf  der  alten  Frist. 

94.  Sofern  sich  nicht  aus  den  Bestimmungen  oder 
der  Natur  des   Vertrages,   oder,  aus   den   Umständen    eine 
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andere  Willensmeinung  der  Parteien  ergibt,  kann  der  Schuldner 
schon  vor  dem  Verfalltage  erfüllen. '  Er  ist  jedoch  nicht  be- 
rechtigt einen  Diskonto  abzuziehen,  es  sei  denn,  daß  Ueber- 
einkunft  oder  Handelsgebrauch  einen  solchen  gestatten. 

95.  Wer  bei  einem  zweiseitigen  Vertrage  den  anderen 
Theil  zur  Erftlllung  anhalten  will,  muß  entweder  bereits 
erfüllt  haben  oder  die  Erfüllung  anbieten,  außer  wenn  er 
nach  dem  Inhalte  oder  der  Natur  des  Geschäftes  erst  später 
zu  erfüllen*  hat. 

96.  Wenn  der  eine  Theil  in  Konkurs  gerathen  ist 
oder  seine  Zahlungen  eingestellt  hat,  so  kann  der  andere 
seine  Leistung  so  lange  zurükhalten,  bis  ihm  die  Gegen- 
leistung sicher  gestellt  wird. 

Zahlung.  Verzug  des  Gläubigers.  Hinterlegung. 

97.  Geldschulden  sind  in  der  Landesmünze  zu  be- 
zahlen. 

Ist  in  dem  Vertrage  eine  Münzsorte  bestimmt,  welche 
am  Zahlungsorte  keinen  Umlauf  hat,  so  kann  die  geschul- 
dete Summe  nach  ihrem  Werthe  zur  Verfallzeit  in  der 
Landesmünze  bezahlt  werden,  sofern  nicht  durch  den  Ge- 
brauch des  Wortes  ^effektiv^  oder  eines  ähnlichen  Zusazes 
die  wortgetreue  Erfüllung  des  Vertrages  ausbedungen  ist. 

98.  Der  Gläubiger  einer  Geldforderung  ist  nicht 
verpflichtet,  Banknoten  oder  Papiergeld  an  Geldes  statt 
anzunehmen. 

99.  Der  Schujdner  kann  eine  Theilzahlung  nur 
insoweit  auf  das  Kapital  anrechnen,  als  er  nicht  mit  Zinsen 
oder  Kosten  im  Rükstande  ist. 

100.  Sind  dem  Gläubiger  für  einen  Theil  seiner 
Forderung  Bürgen  gestellt,  oder  Pfänder  oder  andere  Sicher- 
heiten gegeben  worden,  so  ist  der  Schuldner  nicht  berechtigt, 
^ine  Theilzahlung  auf  den  gesicherten,  oder  besser  gesicherten 
Theil  der  Forderung  anzurechnen. 
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101.  Hat  der  Schuldner  mehrere  Schulden  an  den- 
selben Gläubiger  zu  bezahlen,  so  ist  er  berechtigt,  bei  der. 
Zahlung  zu  erklären,  welche  Schuld  er  tilgen  will. 

Mangelt  eine  solche  Erklärung,  so  wird  die  Zahlung 
auf  diejenige  Schuld  angerechnet,  welche  der  Gläubiger  in 
seiner  Quittung  bezeichnet,  vorausgesezt,  daß  der  Schuldner 
nicht  sofort  bei  Empfang  der  Quittung  Widerspruch  erhebt^ 

Erhebt  er  Widerspruch,  oder  enthält  die  Quittung  nichts 
über  die  Anrechnung,  so  ist  die  Zahlung  auf  die  fallige 
Schuld  anzurechnen  5  unter  mehreren  fälligen,  auf  diejenige^ 
für  welche  der  Schuldner  zuerst  betrieben  worden  ist;  hat 
keine  Betreibung  stattgefunden,  auf  die  früher  verfallene; 
sind  sie  gleichzeitig  verfallen,  so  findet  eine  verhältnißmäßige 
Anrechnung  statt.  Ist  endlich  keine  der  mehreren  Schulden 
verfallen,  so  wird  die  Zahlung  auf  diejenige  angerechnet, 
welche   dem  Gläubiger   am  wenigsten  Sicherheit  darbietet. 

102*  Der  Schuldner,  welcher  eine  Zahlung  leistet,  ist 
berechtigt  eine  Quittung  und,  falls  die  Schuld  vollständig 
getilgt  wird,  auch  die  Rükgabe  des  Schuldscheines  oder 
dessen  Entkräftung  zu  fordern. 

Ist  die  Zahlung  keine  vollständige  oder  sind  in  dem 
Schuldscheine  auch  andere  Rechte  des  Gläubigers  beurkundet, 
so  kann  der  Schuldner  außer  der  Quittung  nur  die  Vor- 
merkung auf  dem  Schuldscheine  verlangen. 

103.  Werden  Zinse  oder  andere  periodische  Leistungen 
geschuldet,  so  begründet  die  für  eine  spätere  Leistung  ohne 
Vorbehalt  ausgestellte  Quittung  die  Vermuthung,  es  seien 
die  früher  föllig  gewordenen  Leistungen  erfüllt. 

Ist  eine  Quittung  für  die  Kapitalschuld  ausgestellt,  so 
wird  vermuthet,  daß  auch  die  Zinse  bezahlt  seien. 

104*  Die  Rükgabe  des  Schuldscheines  an  den  Schuldner 
begründet  die  Vermuthung,  daß  die  Schuld  getilgt  sei. 

105.  Behauptet  der  Gläubiger,  es  sei  der  Schuld- 
schein abhanden  gekommen,  so  kann  der  Schuldner  bei  der 
Zahlungsleistung  fordern,  daß  der  Gläubiger  die  Entkräftung 
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des   Schuldscheines   und   die   Tilgung   der  Schuld   in   einer 
öffentlichen  oder  beglaubigten  Urkunde  erkläre. 

Vorbehalten  bleiben  die  Bestimmungen  über  Amorti- 
sation von  Wechseln,  Ordre-  und  Inhaberpapieren,  sowie 
die  kantonalen  Geseze  über  Amortisation  grund versicherter 
Forderungen. 

^  106*  Der  Gläubiger  kommt  in  Verzug,  wenn  er  die 
Annahme  der  gehörig  angebotenen  Leistung  oder  die  Vor- 
nahme der  ihm  obliegenden  Vorbereitungshandlungen,  ohne 
welche  der  Schuldner  zu  erüillen  nicht  im  Stande  ist,  unge- 
rechtfertigter Weise  verweigert. 

107«  Wenn  der  Gläubiger  sich  im  Verzuge  befindet, 
oder  die  Erfüllung  der  schuldigen  Leistung  aus  andern 
Gründen  weder  an  den  Gläubiger  noch  an  einen  Vertreter 
desselben  geschehen  kann,  so  ist  der  Schuldner  berechtigt, 
die  geschuldete  Sache  auf  Gefahr  und  Kosten  des  Gläubigers 
zu  hinterlegen  und  sich  dadurch  von  seiner  Verbindlichkeit 
zu  befreien. 

Den  Ort  der  Hinterlegung  hat  der  Richter  des  Er- 
füllungsortes zu  bestimmen,  jedoch  können  Waaren  auch 
ohne  richterliche  Bestimmung  in  einem  Lagerhause  hinter- 
legt werden. 

108.  Ist  die  geschuldete  Sache  zur  Hinterlegung  nicht 
geeignet  oder  dem  Verderben  ausgesezt  oder  erheischt  sie 
Unterhaltungskosten,  so  kann  der  Schuldner  nach  vorgängiger 
Androhung  und  mit  Bewilligung  des  Richters  die  Sache 
öffentlich  verkaufen  laßen  und  den  Erlös  hinterlegen. 

Hat  die  Sache  einen  Börsen-  oder  Marktpreis,  so  braucht 
der  Verkauf  kein  öffentlicher  zu  sein  und  kann  der  Richter 
denselben  auch  ohne  vorgängige  Androhung  gestatten. 

109*  Der  Schuldner  ist  berechtigt,  die  hinterlegte 
Sache  wieder  zurükzunehmen,  so  lange  nicht  der  Gläubiger 
deren  Annahme  erklärt  hat  oder  in  Folge  der  Hinterlegung 
eine  Grund  Versicherung  gelöscht  oder  ein  Faustpfand  zurük- 
gegeben  worden  ist. 
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Mit  dem  Zeitpunkte  der  Rüknahme  tritt  die  Forderung 
nebst  allen  Nebenrechten  wieder  in  Kraft. 


II.  Folgen'^der  Nichterfflllung. 

110.  Kann  die  Erfüllung  der  Verbindlichkeit  über- 
haupt nicht  oder  nicht  gehörig  bewirkt  werden,  so  hat  der 
Schuldner  Schadenersaz  zu  leisten,  sofern  er  nicht  beweist, 
daß  ihm  keinerlei  Verschulden  zur  Last  falle. 

111«  Jede  Verbindlichkeit  etwas  zu  thun  löst  sich, 
wenn  die  Nichterfüllung  dem  Schuldner  zur  Last  fällt,  in 
eine  Verbindlichkeit  zum  Schadenersaze  auf.  Jedoch  kann 
der  Gläubiger  ermächtigt  werden,  die  Handlung  auf  Kosten 
des  Schuldners  vornehmen  zu  laßen. 

112.  Wenn  eine  Verbindlichkeit  darin  besteht  etwas 
nicht  zu  thun,  so  wird  derjenige,  welcher  ihr  zuwiderhandelt, 
schon  durch  das  bloße  Zuwiderhandeln  zum  Schadenersaze 
verpflichtet.  Auch  kann  der  Gläubiger  die  Beseitigung  des 
rechtswidrigen  Zustandes  verlangen  und  sich  ermächtigen 
laßen,  dieselbe  auf  Kosten  des  Schuldners  vorzunehmen. 

113.  Im  Allgemeinen  haftet  der  Schuldner  für  jede 
Fahrläßigkeit.  Diese  Haftung  ist  eine  mehr  oder  minder 
ausgedehnte,  je  nach  der  ibesonderen  Natur  des  Geschäftes. 
Insbesondere  wird  dieselbe  milder  beurtheilt,  wenn  das 
Geschäft  für  den  Schuldner   keinerlei  Vortheil  bezwekt. 

114.  Eine  zum  Voraus  getroffene  Verabredung,  wo- 
durch die  Haftung  für  rechtswidrige  Absicht  oder  grobe 
Fahrläßigkeit  ausgeschloßen  sein  soll,  ist  nichtig. 

Auch  ein  zum  Voraus  erklärtar  Verzicht  auf  Haftung 
für  leichtes  Verschulden  kann  nach  billigem  Ermessen  des 
Richters  als  nichtig  betrachtet  werden,  wenn  der  Ver- 
zichtende zur  Zeit  seiner  Erklärung  in  einem  Dienstverhält- 
nisse zu  dem  anderen  Theile  stand,  oder  wenn  die  Verant- 
wortlichkeit aus  dem  Betriebe  eines  obrigkeitlich  konzessio- 
nirten  Gewerbes  folgt. 
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115.  Der  Schuldner  ist  verantwortlich  für  das  Ver- 
schulden der  seiner  Autorität  untergeordneten  Familien- 
glieder, seiner  Angestellten  und  Arbeiter.  Ebenso  sind 
juristische  Personen,  wenn  sie  ein  Gewerbe  betreiben,  ver- 
antwortlich für  das  Verschulden  ihrer  Vertreter,  Angest^tea 
oder  Arbeiter  bei  deren  geschäftlichen  Verrichtungen, 

Die  Verantwortlichkeit  des  Schuldners  für  das  Ver- 
schulden der  genannten  Personen  kann  durch  eine  zma 
Voraus  getroffene  Verabredung  besehräokt  oder  aufgehoben 
werden.  Steht  aber  der  Verzichtende  zu  dem  andern  Theil 
in  dnem  Dienstverhältniß  oder  folgt  die  Verantwortlichkeit 
aus  dem  Betriebe  eines  obrigkeitlich  konzessionirten  Gewerbes, 
so  darf  die  Haftung  nur  für  leichtes  Verschulden  wegbe- 
dungen werden. 

116.  Der  ersazpflichtige  Schuldner  hat  jedenfalls  den 
Schaden  zu  ersezen,   welcher  bei  Eingehung  des  Vertrages    ■ 
als   unmittelbare  Folge   der  Nichterfüllung  oder  der  nicht 
gehörigen    Erfüllung   des  Vertrages   vorhergesehen   werden 
konnte. 

Den  Betrag  des  Schadens  stellt  der  Richter  nach  freiem 
Ermessen  unter  Würdigung  der  Umstände  fest. 

Ob  bei  schwerem  Verschulden  in  einem  weiteren  Um- 
fange, als  im  ersten  Absaze  bestimmt  ist,  Schadenersaz  zu 
leisten  sei,  bleibt  dem  richterlichen  Ermessen  vorbehalten. 

117.  Ist  eine  Verbindlichkeit  fällig,  so  wird  der 
Schuldner  durch  Mahnung  des  Gläubigers  in  Verzug  gesezt. 

Wurde  für  die  Erfüllung  ein  bestimmter  Verfalltag 
verabredet,  oder  ergibt  sich  ein  solcher  in  Folge  einer  vor- 
behaltenen und  gehörig  vorgenommenen  Aufkündigung,  so 
kommt  der  Schuldner  schon  mit  Ablauf  dieses  Tages  in 
Verzug. 

118.  Befindet  sich  der  Schuldner  im  Verzuge,  so 
haftet  er  auch  fUr  den  Zufall. 

Eidg.  amtl.  Samml.  Neue  Folge.  V.  Bd.  43  ^  t 
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Er  kann  sich  von  dieser  Haftung  durch  den  Nachweis 
befreien,  daß  der  Verzug  ohne  jedes  Verschulden  von  seiner 
Seite  eingetreten  sei  oder  daß  der  Zufall  auch  bei  rechtzeitiger 
Erfüllung  den  Gregenstand  der  Leistung  zum  Nachtheile  des 
Gläubigers  betroffen  hätte. 

119.  Ist  der  Schuldner  mit  der  Zahlung  einer  Geld- 
«chuld  in  Verzug,  so  hat  er  Verzugszinsen  zu  fünf  vom 
Hundert  für  das  Jahr  zu  bezahlen,  selbst  wenn  die  vertrags- 
mäßigen Zinsen  weniger  betrageo. 

Sind  durch  Vertrag  höhere  Zinse  als  fUnf  Prozent,  sei 
es  direkt,  sei  es  durch  Verabredung  einer  periodischen  Bank- 
provision, ausbedungen  worden,  so  können  dieselben  auch 
während  des  Verzuges  gefordert  werden. 

Unter  Kaufleuten  können  für  die  Zeit,  in  welcher  der 
übliche  Bankdiskonto  am  Zahlungsorte  fünf  Prozent  über- 
schreitet, die  Verzugszinsen  zu  diesem  höheren  Zinsfuße 
berechnet  werden. 

120.  Ein  Schuldner,  welcher  mit  der  Zahlung  von 
Zinsen  irgend  einer  Art  oder  mit  der  Entrichtung  von 
Renten  oder  mit  der  Zahlung  einer  geschenkten  Summe  im 
Verzuge  ist,  hat  erst  vom  Tage  der  Anhebung  der  Be- 
treibung oder  der  gerichtlichen  Klage  an  Verzugszinsen  zu 
bezahlen. 

Eine  entgegenstehende  Vereinbarung  ist  nach  den  Grund- 
säzen  über  Konventionalstrafe  zu  beurtheilen. 

121*  Hat  der  Gläubiger  einen  größeren  Schaden  er- 
litten, als  ihm  durch  die  Verzugszinsen  vergütet  wird,  so 
ist  der  Schuldner  zum  Ersaze  desselben  verpflichtet,  wenn 
ihm  ein  Verschulden  nachgewiesen  wird. 

122«  Wenn  sich  bei  zweiseitigen  Verträgen  der  eine 
Theil  im  Verzuge  befindet,  so  ist  der  andere  berechtigt, 
ihm  eine  angemessene  Frist  zur  nachträglichen  Erfüllung 
anzusezen  oder  durch  eine  zuständige  Behörde  ansezen  zu 
Lißen  mit  der  Androhung,  daß  mit  Ablauf  dieser  Frist  der 
Vertrag  aufgelöst  sei. 
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123«  Ei^bt  sich  aus  dem  Vertrage  die  Absicht  der 
Parteieo,  daß  die  Leistung  zu  einer  bestimmten  Zeit,  weder 
früher  noch  später,  oder  bis  zu  einer  bestimmten  Zeit  und 
nicht  später  erfolgen  soll,  so  gibt  die  Nichterfüllung  des 
Vertrages  zur  oder  bis  zur  bestimmten  Zeit  dem  anderen 
Theile  das  Recht,  ohne  Weiteres  vom  Vertrage  zurttkzu- 
treten, 

124.  In  den  Fällen  der  Artikel  122  und  123  kann 
der  vom  Vertrage  Zurüktretende  das  von  seiner  Seite  Ge- 
leistete zurükfordern  und  überdieß,  v^^enn  er  ein  Verschulden 
nachweist,  Schadenersaz  verlangen. 

125.  Wenn  in  Folge  Verzuges  des  Schuldners  die 
Leistung  für  den  Gläubiger  nuzlos  geworden  ist,  so  kann 
dieser  die  Annahme  verweigern,  die  Gegenleistung  zurük- 
behalten  oder,  wenn  sie  schon  geschehen  ist,  zurükfordern 
und  überdieß,  wenn  er  ein  Verschulden  nachweist,  Schaden- 
ersaz verlangen. 


III.  Beziehungen  zn  dritten  Personen. 

126.  Soweit  ein  Dritter  den  Gläubiger  befriedigt, 
gehen  die  Rechte  desselben  von  Gesezes  wegen  auf  ihn  über: 

1)  wenn  er  ein  Pfand  einlöst,  welches  er  für  eine  fremde 
Schuld  bestellt  hat; 

2)  wenn   er  als  Pfandgläubiger  eine  andere  auf  seinem 
Pfände  haftende  Forderung  bezahlt; 

3)  wenn  der  Schuldner  dem  Gläubiger  anzeigt,  daß  der 
Zahlende  an  die  Stelle  des  Gläubigers  treten  soll. 

127.  Wer  die  Leistung  eines  Dritten  verspricht  ist 
zum  Schadenersaze  verpflichtet,  wenn  dieselbe  nicht  erfolgt. 

128.  Hat  sich  Jemand,  welcher  auf  eigenen  Namen 
handelt,  eine  Leistung  an  einen  Dritten  zu  dessen  Gunsten 
versprechen  laßen,  so  ist  er  berechtigt  zu  fordern,  daß  an 
den  Dritten  geleistet  werde. 
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Auch  der  Dritte,  beziehungsweise  seine  Rechtsnach- 
folger, können  selbständig  die  ErftlUung  fordern,  wenn  dieses 
die  Willensmeinung  der  Kontrahenten  war.  In  diesem  Falle 
kann  der  Gläubiger  den  Schuldner  nicht  mehr  entbinden, 
sobald  der  Dritte  dem  Lezteren  erklärt  hat,  von  seinem 
Rechte  Gebrauch  machen  zu  wollen. 


r>ritter  Titel. 

Erlöschen  der  Obligationen. 


I.  Allgemeine  OrnBdskxe. 

129.  Mit  dem  Untergange  der  Forderung,  mag  solcher 
durch  Erfüllung  oder  auf  andere  Weise  bewirkt  werden, 
erlöschen  auch  die  Bürgschaften,  Faustpfandrechte  und 
sonstige  Nebenrechte. 

Bereits  erlaufene  Zinse  können  nur  dann  nachgefordert 
werden,  wenn  ein  derartiger  Vorbehalt  verabredet  ist  oder 
aus  den  Umständen  hervorgeht. 

l^O.  Gegenüber  den  Bestimmungen  dieses  Titels 
bleiben  die  besonderen  Vorschriften  über  Wechsel-,  Ordre- 
und  Inhaberpapiere  sowie  das  Recht  über  grundversicherte 
Forderungen  vorbehalten. 

IT.  Yerreehnnng  (Kompensation). 

131.  Wenn  zwei  Personen  einander  Geldsummen 
oder  andere  vertretbare  Sachen  derselben  Art  schulden,  so 
kann  jede  derselben,  insofern  beide  Fordenmgen  fällig  sind, 
ihre  Schuld  mit  ihrer  Forderung  verrechnen. 
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Der  Schuldner  kaim  die  Verrechnung  geltend  machen, 
auch  wenn  seine  Gegenforderung  bestritten  wird. 

132.  Wider  den  Willen  des  Gläubigers  können  durch 
Verrechnung  nicht  getilgt  werden: 

1)  Verpflichtungen  zur  Rokgabe  oder  zum  Ersaze  hinter- 
legter,  widerrechtlich  entzogener  oder  böswillig  vor- 
enthaltener Sachen; 

2)  Verpflichtungen,  deren  besondere  Natur  die  that- 
sächliche  Erfüllung  an  den  Gläubiger  verlangt ,  zum 
Beispiel  Alimente,  nicht  pfändbare  Lohnguthaben  und 
ähnliche  Ansprüche; 

3)  Verpflichtungen  gegen  den  Staat  oder  die  Gemeinde 
aus  öfifentlichem  Rechte. 

133«  Ist  eine  Forderung  mit  Arrest  bel^t,  so  kann 
der  Schuldner  dieselbe  mit  einer  Gegenforderung,  welche 
er  erst  nach  der  Benachrichtigung  von  dem  Arreste  erworben 
hat,   zum   Nachtheile   des  Arrestnehmers  nicht  verrechnen. 

134.  Der  Borge  kann  seine  Schuld  mit  Forderungen, 
welche  dem  Hauptschuldner  gegen  den  Gläubiger  zustehen, 
verrechnen,  nicht  aber  der  Hauptschuldner  die  seinige  mit 
Forderungen  des  Bürgen. 

135.  Wer  sich  zu  Gunsten  eines  Dritten  verpflichtet 
hat,  kann  diese  Schuld  nicht  mit  Forderungen,  welche  ihm 
gegen  den  andern  Theil  zustehen,  vorrechnen. 

136.  Im  Konkurse  eines  Schuldners  können  die 
Gläubiger  ihre  Forderungen,  auch  wenn  sie  nicht  filllig  sind, 
mit  Forderungen,  welche  dem  Gemeinschuldner  ihnen  gegen- 
über zustehen,  verrechnen.  Jedoch  ist  die  Verrechnung  aus- 
geschloßen : 

1 )  wenn  ein  Schuldner  des  Gemeinschuldners  erst  nach  der 
Konkurseröffnung  eine  Forderung  an  denselben  er- 
wirbt, oder  * 

2)  wenn  ein  Gläubiger  des  Gemeinschuldners  erst  nach 
der  Konkurseröffnung  Schuldner  desselben  oder  der 
Masse  wird.  .  .  t 
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Im  Konkurse  einer  Aktiengesellschaft  können  rük- 
ständige  Aktienbeträge  nicht  mit  Forderongen  gegen  die 
Gesellschaft  verrechnet  werden.  Ebensowenig  können  auf 
den  Inhaber  lautende  Obligationen  oder  Coupons  zur  Ver- 
rechnung mit  Guthaben  der  Gesellschaft  verwendet  werden. 

137.  Die  Verrechnung  kann  angefochten  werden, 
wenn  ein  Schuldner  des  in  Konkurs  Gerathenen  vor  der 
Konkurseröffnung,  aber  in  Kenntniß  von  der  Zahlungs- 
unfähigkeit sei])es  Gläubigers,  eine  Forderung  an  denselben 
erworben  hat,  um  sich  oder  einem  Andern  durch  die  Ver- 
rechnung einen  Vortheil  zur  Beeinträchtigung  der  Masse  zu- 
zuwenden. Der  Richter  entscheidet  darüber  unter  Würdigung 
der  Umstände  nach  freiem  Ermessen. 

138.  Eine  Verrechnung  tritt  nur  insofern  ein,  als 
der  Schuldner  dem  Gläubiger  zu  erkennen  gibt,  daß  er  von 
seinem  Rechte  der  Verrechnung  Gebrauch  machen  wolle. 
Ist  dieses  geschehen,  so  wird  angenommen,  Forderung  und 
Gegenforderung  seien,  soweit  sie  sich  ausgleichen,  schon 
mit  dem  Zeitpunkte  getilgt  worden,  in  welchem  sie  zur 
Verrechnung  geeignet  einander  gegenüberstanden. 

Vorbehalten  bleiben  die  besonderen  üebungen  des  kauf- 
männischen Kontokorrentverkehres. 
• 

139.  Auf  die  Verrechnung  kann  der  Schuldner  zum 
Voraus  Verzicht  leisten. 

Ein  Verzicht  wird  auch  angenommen,  wenn  der  Schuld- 
ner, obschon  er  weiß,  daß  er  eine  Gegenforderung  hat,  Baar- 
zahlung  verspricht. 

III.  Anfhebnng.   Neuerung.  Yereinigung. 

140*  Zur  gänzlichen  oder  theil weisen  Aufhebung  einer 
Forderung  durch  Uebereinkunft  bedarf  es  selbst  dann  einer 
besonderen  Form  nicht,  wenn  zur  Eingehung  der  Verbind- 
lichkeit eine  solche  erforderlich  oder  von  den  Kontrahenten 
gewählt  war. 
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141.  Der  schenkungs weise  gewährte  Nachlaß  wird 
durch  das  kantooale  Recht  bestimmt. 

142.  Neuerung  (Novation)  ist  vorhanden: 

1)  wenn  der  Schuldner  in  dem  Sinne  eine  neue  Schuld 
g^en  den  Gläubiger  eingeht,  daß  dadurch  die  alte 
erlischt ; 

2)  wenn  ein  neuer  Schuldner  mit  Befreiung  des  früheren 
Schuldners  an  dessen  Stelle  tritt; 

3)  wenn  ein  neuer  Gläubiger  an  die  Stelle  des  bisherigen 
Gläubigers  in  dem  Sinne  tritt,  daß  diesem  gegenüber 
der  Schuldner  befreit  wird. 

143«  Die  Neuerung  wird  nicht  vermuthet;  der  Wille 
sie  zu  bewirken  muß  aus  dem  Geschäfte  klar  hervorgehen. 

144.  Wenn  die  Eigenschaften  des  Gläubigers  und 
des  Schuldners  in  einer  Person  zusammentreffen,  so  gilt  die 
Forderung  als  durch  Vereinigung  (Konfusion)  erloschen. 

Wird  diese  Vereinigung  rükgängig,  so  lebt  die  Forde- 
rung wieder  auf. 

IT.  ünmogUehkeit  der  ErfBllnng. 

145.  Soweit  durch  Umstände,  welche  der  Schuldner 
nicht  zu  verantworten  hat,  seine  Leistung  unmöglich  ge- 
worden ist,  gilt  die  Forderung  als  erloschen. 

Bei  zweiseitigen  Verträgen  hat  der  freigewordene  Schuld- 
ner die  bereits  empfangene  Gegenleistung  herauszugeben  und 
verliert  die  noch  nicht  erfüllte  Gegenforderung.  Ausgenommen 
sind  die  Fälle,  in  welchen  die  Gefahr  vor  der  Erfüllung 
auf  den  Gläubiger  übergeht. 

Y.  Verjährung. 

146.  Durch  Ablauf  von  zehn  Jahren  verjähren  alle 
Ansprüche,  ftir  welche  das  Gesez  nicht  eine  kürzere  Frist 
bestimmt. 
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Soweit  eine  Forderung  durch  Faustpiiind  gedekt  ist, 
verjährt  der  Anspruch  nicht. 

Die  Verjährung  grundversicherter  und  anderer  Ansprüche, 
welche  das  kantonale  Recht  regelt,  unterliegt  den  Bestim- 
mungen dieses  Gesezes  nicht. 

147.  Durch  Ablauf  von  fünf  Jahren  verjähren  die 
Ansprüche : 

1)  auf  Mieth-,  Pacht-  und  Kapitalzinse  sowie  auf  andere 
periodische  Leistungen; 

2)  aus  Lieferung  von  Lebensmitteln,  für  Beköstigung  und 
für  Wirthsschulden ; 

3)  aus  Hand  werksarbeit,  Klein  verkauf  von  Waaren,  ärzt- 
licher Besorgung,  Berufsarbeiten  von  Anwälten,  Rechts- 
agenten, Prokuratoren  und  Notaren,  Arbeit  von  Büreau- 
angeatellten,  Dienstboten,  Tagelöhnern  und  Fabrik- 
arbeitern. 

148.  Die  in  diesem  Kapitel  festgesezten  Verjährungs- 
fristen können  durch  Vertrag  nicht  abgeändert  werden. 

149.  Die  Verjährung  beginnt  mit  der  Fälligkeit  des 
Anspruches.  Ist  eine  Forderung  auf  Kündigung  gestellt,  so 
beginnt  die  Verjährung  von  dem  ersten  Tage  an  zu  laufen, 
auf  welchen  die  Kündigung  zuläßig  ist. 

150.  Bei  Berechnung  der  Verjährungsfristen  kommen 
die  Grundsäze  der  Art.  87  bis  91  in  Anwendung.  Insbesondere 
ist  der  Tag,  von  welchem  an  die  Frist  läuft,  nicht  mit  zu 
rechnen  und  die  Verjährung  erst  dann  als  beendigt  zu  be- 
trachten, wenn  der  lezte  Tag  unbenüzt  verstrichen  ist. 

131*  Mit  dem  Hauptanspruche  verjähren  die  aus 
demselben  entspringenden  Zinse  und  andere  Nebenansprüche. 

1S2*  Bei  Leibrenten  und  ähnlichen  periodischen  Lei- 
stungen b^nnt  die  Verjährung  für  das  Forderungsrecht 
im  Ganzen  mit  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  erste  rük- 
ständige  Leistung  föllig  war. 

Ist  das  Forderungsrecht  im  Ganzen  verjährt,  so  sind 
es  auch  die  einzelnen  Leistungen. 
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138.  Die  Verjährung  beginnt  nicht  und  steht  stille, 
falls  sie  begonnen  hat: 

1)  für  Ansprüche  der  Kinder  gegen  die  Eltern  während 
der  Dauer  der  elterlichen  Gewalt; 

2)  der  Mündel  gegen  den  Vormund  und  die  Vormund- 
schaftsbehörden  während  der  Dauer  der  Vormund- 
schaft ; 

3)  der  Ehegatten  gegen  einander  während  der  Dauer 
der  Ehe; 

4)  der  Dienstboten  gegen  die  Dienstherrschaft  während 
der  Dauer  des  Dienstveriiältnisses ; 

5)  so  lange  dem  Schuldner  an  dem  Forderungsrecht  ein 
Nießbrauch  zusteht; 

6)  so  lange  ein  Anspruch  vor  einem  schweizerischen 
Gerichte  nicht  geltend  gemacht  werden  kann. 

Nach  Ablauf  des  Tages,  an  welchem  diese  Verhältniße  zu 
Ende  gehen,  nimmt  die  Verjährung  ihren  Anfang  oder,  falls 
sie  begonnen  hatte,  ihren  Fortgang. 

134.     Die  Verjährung  wird  unterbrochen : 

1)  durch  Anerkennung  des  Anspruches  von  Seite  des 
Schuldners,  namentlich  auch  durch  Zins-  und  Ab- 
schlagszahlungen, Pfand-  und  Bürgschafts  bestellung ; 

2)  durch  Anhebung  der  Betreibung,  durch  Klage  oder 
Einrede  vor  einem  staatlichen  oder  einem  Schieds- 
gericht, sowie  durch  Eingabe  im  Konkurse.  Der  Klage 
steht  gleich  die  Ladung  zu  einem  amtlichen  Suhne- 
versuch. 

195*  Die  Unterbrechung  der  Verjährung  gegen  einen 
Solidarschuldner  oder  einen  Mitschuldner  einer  untheilbaren 
Leistung  wirkt  auch  gegen  die  übrigen  Mitschuldner;  ist  die 
Verjährung  gegen  den  Hauptschuldner  unterbrochen,  so  ist 
sie  es  auch  gegen  den  Bürgen;  dagegen  wirkt  die  gegen 
den  Bürgen  stattgefundene  Unterbrechung  nicht  gegen  den 
Hauptschuldner.  .  , 
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136.  Mit  der  Unterbrechung  beginnt  die  Verjährung 
von  Neuem. 

Hat  eine  Anerkennung  durch  Ausstellung  einer  Urkunde 
stattgefunden  5  so  ist  die  neue  Verjährungsfrist  stets  die 
zehnjährige. 

137.  Wird  die  Verjährung  durch  eine  Klage  oder 
Einrede  unterbrochen,  so  beginnt  im  Verlaufe  des  Rechts- 
streites mit  jeder  gerichtlichen  Handlung  der  Parteien  und 
mit  jeder  Verfügung  oder  Entscheidung  des  Richters  die 
Verjährung  von  Neuem. 

Erfolgt  die  Unterbrechung  durch  Schuldbetreibung,  so 
beginnt  mit  jedem  Betreibungsakt  die  Verjährung  von  Neuem. 

Geschieht  die  Unterbrechung  durch  Eingabe  im  Kon- 
kurse, so  beginnt  die  neue  Verjährung  mit  dem  Zeitpunkte, 
in  welchem  die  Forderung  nach  dem  Konkursrechte  wieder 
geltend  gemacht  werden  kann. 

138.  Ist  die  Klage  oder  die  Einrede  wegen  In- 
kompetenz des  angesprochenen  Richters  oder  wegen  eines 
verbesserlichen  Fehlers  (angebrachter  Maßen)  oder  als  vor- 
zeitig zurükgewiesen  worden,  so  wird,  falls  die  Verjährungs- 
frist unterdessen  abgelaufen  ist,  eine  neue  Frist  von  sechszig 
Tagen  zur  Geltendmachung  des  Anspruches  eröffnet. 

139.  Auf  die  Verjährung  kann  nach  ihrer  Vollendung 
Verzicht  geleistet  werden.  Wird  ein  solcher  Verzicht  von 
einem  Solidarschuldner  erklärt,  so  schadet  derselbe  den. 
übrigen  Solidarschuldnern  nicht.  Dasselbe  findet  statt  bei 
mehreren  Schuldnern  einer  untheil  baren  Leistung  und  bei 
dem  Hauptschuldner  gegenüber  dem  Bürgen. 

160«  Der  Richter  kann  die  Verjährung  nicht  von 
Amtes  wegen  berüksichtigen. 

161.  Das  Erlöschen  von  Forderungen  wegen  unter- 
laßener  Anmeldung  bei  öffentlichen  Auskünduugen  Mdrd  vom 
kantonalen  Rechte  bestimmt. 


Digitized  by  CjOOQIC 


über  das  Obligationeiirecht.  667 


Vleirter  Titel. 

Besondere  Verhältnisse  bei  Obligationen, 


I.  Solidarität. 

Solidarschulden. 

162.  Solidarität  unter  mehreren  SchuldAern  entsteht, 
wenn  sie  erklären,  daß  dem  Gläubiger  gegenüber  jeder 
einzeln   ftlr  die  Erfüllung  der  ganzen  Schuld  haften  wolle. 

Ohne  solche  Willenserklärung  entsteht  Solidarität  nur 
in  den  vom  Geseze  bestimmten  Fällen. 

163.  Der  Gläubiger  kann  nach  seiner  Wahl  von 
allen  Solidarschuldnern  oder  von  einem  derselben  das  Ganze 
oder  nur  einen  Theil  fordern.  Auch  im  lezteren  Falle 
bleiben  sämmtliche  Schuldner  so  lange  verpflichtet,  bis  die 
ganze  Forderung  getilgt  ist. 

164.  Ein  Solidarschuldner  kann  dem  Gläubiger  nur 
solche  Einreden  entgegensezen,  welche  entweder  aus  seinem 
persönlichen  Verhältniße  zum  Gläubiger  oder  aus  dem  gemein- 
samen Entstehungsgrunde  oder  Inhalte  der  solidarischen 
Verbindlichkeit  hervorgehen. 

Jeder  Solidarschuldner  wird  den  anderen  gegenüber 
verantwortlich,  wenn  er  diejenigen  Einreden  nicht  geltend 
macht,  welche  allen  gemeinsam  zustehen. 

163.  Ein  Solidarschuldner  kann  durch  seine  persön- 
liche Handlung  die  Lage  der  anderen  nicht  erschwere^.        , 
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166.  Soweit  ein  Solidarschuldner  durch  Zahlung  oder 
Verrechnung  den  Gläubiger  befriedigt  hat,  werden  auch  die 
übrigen  befreit. 

Wird  ein  Solidarschuldner  ohne  Befriedigung  des  Gläu- 
bigers befreit,  so  wirkt  die  Befreiung  zu  Gunsten  der 
anderen  nur  so  weit,  als  die  Umstände  oder  die  Natur  der 
Verbindlichkeit  es  rechtfertigen. 

167.  Im  Konkurse  jedes  Solidarschuldners  kann  der 
Gläubiger  die  ganze  Forderung  geltend  machen. 

Die  auf  ihn  entfallenden  Bezüge  sind  in  jedem  einzelnen 
Konkurse  nach  der  ganzen  Forderung  zu  berechnen.  Jedoch 
darf  er  nicht  einen  höheren  Betrag  erhalten  als  den  seiner 
ganzen  Forderung. 

168.  Sofern  sich  aus  dem  Rechtsverhältnisse  unter 
den  Solidarschuldnern  nicht  etwas  Anderes  ergibt,  hat  von 
der  an  den  Gläubiger  geleisteten  Zahlung  ein  Jeder  einen 
gleichen  Theil  zu  übernehmen. 

Was  von  einem  Mitschuldner  nicht  erhältlich  ist,  haben 
die  übrigen  gleichmäßig  zu  tragen. 

Auf  den  regreßberechtigten  Solidarschuldner  gehen  in 
demselben  Maße,  als  er  den  Gläubiger  befriedigt  hat,  alle 
Rechte  desselben  über. 

Der  Gläubiger  ist  dafür  verantwortlich,  daß  er  die 
rechtliche  Lage  des  einen  Solidarschuldners  nicht  zum 
Schaden  der  übrigen  beßer  stelle. 

Solidarforderungen. 

169.  Solidarität  unter  mehreren  Gläubigem  entsteht, 
wenn  der  Schuldner  erklärt,  jeden  einzelnen  auf  die  ganze 
Forderung  berechtigen  zu  wollen. 

Ohne  solche  Willenserklärung  entsteht  die  Solidarität 
nur  in  den  vom  Geseze  bestimmten  Fällen. 

170.  Die  Leistung  an  einen  der  Solid argläubiger 
befreit  den  Schuldner  gegenüber  allen. 
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Der  Schuldner  hat  die  Wahl,  an  welchen  Solidar- 
gläubiger  er  bezahlen  will,  solange  er  nicht  von  einem 
derselben  rechtlich  belangt  worden  ist. 

IL  Bedingrnngen. 

171.  Eine  Verbindlichkeit,  deren  Entstehung  vom  Ein- 
tritte einer  ungewißen  Thatsache  abhängig  gemacht  wird,  ist 
«ine  bedingte.  Für  den  Beginn  ihrer  Wirkungen  ist  derjenige 
Zeitpunkt  ma%ebend,  in  welchem  die  Bedingung  in  Erfüllung 
geht,  sofern  nicht  auf  eine  andere  Absicht  der  Parteien 
^schloßen  werden  muß. 

172.  Der  bedingt  Verpflichtete  darf,  so  lange  die 
Bedingung  schwebt,  nichts  vornehmen,  was  die  gehörige 
Erftlllung  seiner  Verbindlichkeit  hindern  könnte. 

Der  bedingt  Berechtigte  ist  befugt,  bei  Gefahrdung 
seiner  Rechte  dieselben  Sicherungsmaßregeln  zu  verlangen, 
wie  wenn  seine  Forderung  eine  unbedingte  wäre. 

173.  Ist  die  versprochene  Sache  dem  Gläubiger  vor 
Eintritt  der  Bedingung  tibergeben  worden,  so  kann  er,  wenn 
4ie  Bedingung  erfüllt  wird,  die  inzwischen  bezogenen  Früchte 
behalten.  Wenn  die  Bedingung  nicht  eintritt,  so  hat  er  die- 
selben herauszugeben. 

174.  Ein  Rechtsverhältniß,  deßen  Auflösung  vom 
Eintritte  einer  Bedingung  abhängig  gemacht  worden  ist, 
verliert  seine  Wirksamkeit  mit  dem  Zeitpunkte,  in  welchem 
<lie  Bedingung  in  Erfüllung  geht. 

Eine  Rükwirkung  findet  in  der  Regel  nicht  statt. 

173.  Ist  die  Bedingung  auf  eine  Handlung  eines 
der  Vertragschließenden  gestellt,  bei  welcher  es  auf  dessen 
Persönlichkeit  nicht  ankommt,  so  kann  sie  auch  von  seiaen 
Erben  erfüllt  werden. 

176.  Eine  Bedingung  gilt  als  erfüllt,  wenn  deren 
Eintritt  von  dem  einen  Theile  wider  Treu  und  Glauben  ver- 
Mndert  worden  ist. 
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177.  Wird  eine  Bedingimg  in  der  Absicht  beigefiigt, 
eine  widerrechtliche  oder  unsittliche  Handlung  zu  befördern, 
so  ist  der  bedingte  Anspruch  nichtig. 


IIT.  Haft-  und  Reugeld.   KonTeiitionalstrafe. 

178.  Das  beim  Vertragsabschluße  gegebene  An-  oder 
Draufgeld  gilt  im  Zweifel  als  Haft-,  nicht  als  Reugeld. 

Wo  nicht  Vertrag  oder  Ortsgebrauch  etwas  Anderes 
bestimmen,  verbleibt  das  Haftgeld  dem  Empülnger  ohne 
Abzug  von  seinem  Ansprüche. 

Ist  ein  Reugeld  verabredet  worden,  so  kann  in  der 
Regel  jeder  Theil,  der  Geber  gegen  Zurüklaßung  desselben, 
der  Empfänger  gegen  Erstattung  des  doppelten  Betrages, 
von  dem  Vertrage  zurüktreten. 

179.  Wenn  filr  den  Fall  der  Nichterfüllung  eines 
Vertrages  eine  Konventionalstrafe  versprochen  ist,  so  kann 
der  Gläubiger  nach  seiner  Wahl  entweder  die  Erfüllung 
oder  die  Strafe  fordern. 

Wurde  die  Strafe  fllr  Nichteinhaltung  der  vereinbarten 
ErfUllungszeit  oder  des  richtigen  Erfüllungsortes  versprochen, 
so  kann  sie  nebst  der  Erfüllung  des  Vertrages  gefordert 
werden.  Jedoch  wird  bei  vorbehaltloser  Annahme  der 
lezteren  Verzicht  auf  die  Strafe  vermuthet. 

Dem  Schuldner  bleibt  der  Nachweis  vorbehalten,  daß 
ihm  gegen  Erlegung  der  Strafe  der  Rüktritt  freistehen  sollte. 

180.  Die  Konventionalstrafe  ist  verfallen,  auch  wenn 
dem  Gläubiger  kein  Schaden  erwachsen  ist. 

üebersteigt  der  erlittene  Schaden  den  Betrag  der  Strafe, 
so  kann  der  Gläubiger  den  Mehrbetrag  nur  so  weit  ein- 
fordern, als  er  ein  Verschulden  nachweist. 

181.  Die  Konventionalstrafe  kann  nicht  gefordert 
werden,  wenn  durch  dieselbe  ein  widerrechtliches  oder 
unsittliches  Versprechen  bekräftigt  werden  sollte,  oder  wenn 
die  Erfüllung  des  Vertrages  durch  den  Gläubiger  oder  durch 
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einen  in  der  Person  des  Gläubigers  eingetretenen  Zufall  oder 
durch  höhere  Gewalt  unmöglich  geworden  ist 

182.  Die  Konventionalstrafe  kann  von  den  Parteien 
in  beliebiger  Höhe  bestimmt  werden.  Jedoch  ist  der  Richter 
befugt,  übermäßige  Strafen  nach  billigem  Ermessen  herab- 
zusezen. 


FHinfter  Titel. 

Abtretimg  der  Fordenmgen. 


183.  Der  Gläubiger  kann  die  ihm  zustehende  For- 
derung auch  ohne  Einwilligung  des  Schuldners  an  einen 
Anderen  abtreten,  soweit  nicht  Gesez,  Vereinbarung  oder 
die  besondere  Natur  des  Rechtsverhältnißes  eine  Ausnahme 
begründen. 

184.  Die  Abtretung  ist  ohne  besondere  Form  ver- 
bindlich. 

Damit  aber  gegenüber  dritten  Personen,  namentlich  im 
Konkurse  des  Abtretenden,  der  üebei^ang  wirksam  werde, 
bedarf  es  einer  schriftlichen  Beurkundung. 

183.  Bestimmen  Gesez  oder  richterliches  Urtheil,  daß 
eine  Forderung  auf  einen  Anderen  übergeht,  so  ist  der 
üebei^ang  Dritten  gegenüber  wirksam,  ohne  daß  es  einer 
besonderen  Form  oder  auch  nur  einer  Willenserklärung  des 
bisherigen  Gläubigers  bedarf. 

186.  Haben  mehrfache  Abtretungen  derselben  For- 
derung stattgefunden,  so  geht  diejenige  vor,  für  welche  die 
ältere  schriftliche  Beurkundung  vorliegt. 
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187.  Wenn  der  Schuldner,  bevor  ihm  der  Abtretende 
oder  der  Erwerber  die  Abtretung  angezeigt  hat,  in  gutem 
Glauben  an  den  irüheren  Gläubiger  oder,  im  Falle  mehrfacher 
Abtretung,  an  einen  im  Rechte  nachgehenden  Erwerber 
Zahlung  leistet,  so  ist  er  gültig  befreit. 

188.  Ist  die  Frage,  wem  eine  Forderung  zustehe, 
streitig,  so  kann  der  Schuldner  die  Zahlung  verweigern  und 
sich  durch  gerichtliche  Hinterlegung  befreien.  Zahlt  der 
Schuldner,  obschon  er  von  dem  Streite  Eenntniß  hat,  so 
thut  er  es  auf  seine  Gefahr. 

Ist  der  Streit  vor  Gericht  anhängig  und  die  Schuld 
fällig,  so  kann  jede  Partei  den  Schuldner  zur  Hinterlegung 
anhalten. 

189.  Einreden,  welche  der  Forderung  des  Abtretenden 
entgegenstanden,  kann  der  Schuldner  auch  gegen  den  Er- 
werber geltend  machen,  wenn  sie  schon  zu  der  Zeit  vor- 
handen waren,   als  er  von  der  Abtretung  Kenntniß  erhielt. 

Hinsichtlich  der  Einrede  der  Simulation  kommen  die 
Bestimmungen  des  Artikels  16  Absaz  2  zur  Anwendung. 

190.  Mit  der  Forderung  gehen  die  auf  sie  bezüg- 
lichen Vorzugs-  und  Nebenrechte  über,  diejenigen  ausge- 
nommen, welche  ausschließlich  mit  der  Person  des  Ab- 
tretenden verbunden  sind. 

Es  wird  vermuthet,  daß  mit  der  Hauptforderung  auch 
die  rükständigen  Zinse  auf  den  Erwerber  übergehen  sollen. 

191.  Der  Abtretende  ist  verpflichtet,  dem  Erwerber 
eine  Abtretungsurkunde  zuzustellen,  die  Schuldurkunde  aus- 
zuliefern und  ihm  alle  vorhandenen  Beweismittel  und  die 
zur  Geltendmachung  der  Forderung  nöthigen  Aufschlüße 
mitzutheilen. 

192.  Bei  der  entgeltlichen  Abtretung  haftet  der  Ab- 
tretende für  den  Bestand  der  Forderung  zur  Zeit  der  Ab- 
tretung. 

Für  die  Zahlungsfähigkeit  des  Schuldners  dagegen  haftet 
der  Abtretende  nur  dann,  wenn  er  sich  dazu  verpflichtet  hat. 
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Bei  einer  unentgeltlichen  Abtretung  haftet  der  Ab- 
tretende auch  nicht  für  den  Bestand  der  Forderung. 

193.  Hat  ein  Gläubiger  seine  Forderung  zum  Zweke 
der  Zahlung  abgetreten  ohne  Bestimmung  des  Betrages,  zu 
welchem  sie  angerechnet  werden  soll,  so  muß  der  Erwerber 
sich  nur  diejenige  Summe  anrechnen  laßen,  welche  er  vom 
Schuldner  erhält  oder  bei  gehöriger  Sorgfalt  hätte  erhalten 
können. 

194.  Der  Abtretende  haftet  vermöge  der  Gewähr- 
leistung nur  filr  den  empfangenen  Gegenwerth  nebst  Zinsen 
und  überdies  für  die  Kosten  der  Abtretung  und  des  erfolg- 
losen Vorgehens  gegen  den  Schuldner. 

193.  Geht  eine  Forderung  von  Gesezes  wegen  auf 
einen  Anderen  über,  so  haftet  der  bisherige  Gläubiger  weder 
ftlr  den  Bestand  der  Forderung  noch  ftlr  die  Zahlungs- 
^ihigkeit  des  Schuldners. 

196.  Eine  mit  Arrest  belegte  Forderung  kann  von 
dem  Zeitpunkte  an,  wo  der  Gläubiger  derselben  von  der 
Arrestnahme  Eenntniß  erhalten  hat,  nicht  mehr  wirksam 
abgetreten  werden.  Dagegen  ist  eine  Zahlung  von  Seite  des 
Schuldners  gOltig,  wenn  er  sie  in  gutem  Glauben  und,  bevor 
ihm  die  Arrestnahme  bekannt  gemacht  wurde,  geleistet  hat. 

197.  Für  die  Uebertragung  von  Wechseln,  Ordre-  und 
Inha]}erpapieren  gelten  die  besonderen  Vorschriften  dieses 
Gesezes. 

198.  Die  Bestimmungen  des  kantonalen  Rechtes  über 
die  Abtretung  grundversicherter  Forderungen  bleiben  vor- 
behalten. 


£idg.  Amtl.  Samml.  Neue  Folge.  V.  Bd. 


^Itizedby  Google 


■f«y^    ■i^jL'y  ■ 


674 


Secbistei*  Titel. 

Dingliche  Rechte  an  beweglichen  Sachen. 


I.  Uebergang  des  Eigenthums  an  Mobllien. 

199.  Soll  in  Folge  eines  Vertrages  Eigenthum  ao 
beweglichen  Sachen  übertragen  werden,  so  ist  Besizüber- 
gäbe  erforderlich. 

200.  Die  üebergabe  erfolgt: 

1)  durch  Aushändigung   der   Sache   an   den  Erwerber; 

2)  durch  Uebertragung  solcher  Mittel  an  den  Erwerber^ 
welche  ihm  die  ausschließliche  Verfügung  über  die 
Sache  gewähren. 

201.  Befindet  sich  die  Sache  in  Händen  eines  Dritten^ 
so  erfolgt  die  Besizübertragung  auch  dadurch,  daß  der  Dritte 
von  dem  Veräußerer  beauftragt  wird,  die  Sache  fortan  für 
den  neuen  Erwerber  in  Gewahrsam  zu  halten. 

202.  Ausnahmsweise  kann  der  Veräußerer  auch  an 
einer  Sache,  welche  er  in  Händen  behält,  den  Besiz  auf  den 
Erwerber  übertragen,  wenn  dieselbe  infolge  eines  beson<^reik 
Rechtsverhältnißes,  wie  z.  B.  eines  Miethvei-trages,  noch  m 
seinem  Gewahrsam  zurükbleiben  soll. 

Eine  solche  Besizübertragung  ist  Dritten  gegenüber 
unwirksam,  falls  eine  Benachtheiligung  derselben  beab- 
sichtigt wurde ;  der  Richter  entscheidet  hierüber  nach  freiem 
Ermessen  in  Würdigung  der  Umstände. 

203.  Muß  die  veräußerte  Sache  versendet  werden, 
so  geht  der  Besiz  auf  den  Erwerber  Über,  sobald  dieser  die 
Sache  durch  einen  Stellvertreter  oder  persönlich  in  Empfang 
nimmt. 
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204.  Sofern  nicht  besondere  Verhältniße  oder  Ver- 
abredungen eine  Ausnahme  begründen,  gehen  Nuzen  und 
Gefahr  der  Sache  mit  dem  Abschluße  des  Veräußerungs- 
vertrages auf  den  Erwerber  über;  ist  die  veräußerte  Sache 
nur  der  Gattung  nach  bestimmt,  so  ist  überdies  erforderlich, 
daß  sie  ausgeschieden  und,  wenn  sie  versendet  werden  muß, 
zur  Versendung  abgegeben  worden  sei. 

Bei  bedingten  Verträgen  geht  die  Gefahr  des  Unter- 
ganges der  veräußerten  Sache  erst  mit  dem  Eintritte  der 
Bedingung  auf  den  Erwerber  über. 

203.  Vorbehaltlich  der  Bestimmungen  über  gestohlene 
oder  verlorene  Sachen  erlangt  der  gutgläubige  Erwerber 
einer  Sache  das  Eigenthumsrecht,  auch  wenn  der  Veräußerer 
nicht  Eigenthümer  war.  Unter  den  gleichen  Voraussezungen 
erlöschen  sonstige  dingliche  Rechte  Dritter  an  der  Sache. 

206«  Gestohlene  oder  verlorene  Sachen  können  binnen 
fünf  Jahren,  vom  Tage  des  Abhandenkommens  an  gerechnet, 
jedem  Inhaber  abverlangt  werden.  Ist  eine  solche  Sache 
an  öffentlicher  Steigerung,  auf  einem  Markte  oder  von  einem 
Kaufmanne,  welcher  mit  derartigen  Waaren  handelt,  gut- 
gläubig erworben  worden,  so  muß  sie  nur  gegen  Vergütung 
des  dafür  bezahlten  Preises  herausgegeben  werden. 

20*7.  Der  bösgläubige  Erwerber  muß  die  Sache  stets 
herausgeben  oder,  wenn  er  sich  derselben  entäußert  hat, 
ihren  Werth  ersezen  und  auch  für  jede  durch  seine  Schuld 
herbeigeführte  Werthverminderung  haften;  weitergehende 
Ansprüche  auf  Schadensersaz  gegen  ihn  bleiben  vorbehalten. 

208.  Vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  vorher- 
gehenden Artikels  ist  der  Eigen thumsanspruch  ausgeschloßen : 

1)  bei  Banknoten  und  verfallenen  Coupons; 

2)  bei  Inhaberpapieren,  welche  gegen  Entgelt  und  in 
gutem  Glauben  aus  Ländern  erworben  wurden,  deren 
Gesezgebung  die  Eigenthumsklage  nicht  zuläßt. 

209.  Werden  Waaren  durch  Lagerscheine,  Lade- 
scheine oder  ähnliche  Papiere  vertreten,  so  gilt  der  gut- 
gläubige-Erwerber  des  Scheines  als  Eigenthümer  der  Waare. 
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Steht  ihm  aber  ein  gutgläub^er  Besizer  der  Waare 
selbst  gegenüber,  so  geht  dieser  leztere  mit  seinem  Eigen- 
thumsansprueh  oder  sonstigen  dinglichen  Rechte  vor. 


IL  Fanstpfand.   Retentionsrecht. 

Faustpfandrecht. 

210.  Ein  Pfandrecht  an  beweglichen  Sachen  oder 
an  Inhaberpapieren  kann  nur  als  Faustpfand  bestellt  werden. 
Die  Bestellung  geschieht  durch  Uebergabe  der  Sache  an 
den  Pfandgläubiger  oder  an  einen  Stellvertreter  desselben. 

Die  Uebergabe  gilt  nicht  als  vollzogen,  so  lange  die 
Sache  im  Gewahrsame  des  Verpfänders  verbleibt. 

Es  bleibt  indessen  der  Kantonalgesezgebung  vorbehalten, 
die  Verpfändung  von  Vieh  durch  bloße  Eintragung  in  öffent- 
liche Bücher  zu  gestatten. 

211.  Die  Vorschriften  der  kantonalen  Geseze,  ver- 
möge deren  bewegliche  Sachen  als  Zubehörden  eines  Im- 
mobiliarpfandes  nach  den  für  dieses  geltenden  Formen  mit- 
verpfändet werden  können,  bleiben  in  Kraft. 

Ist  eine  Sache  in  dieser  Weise  verpfändet,  zugleich 
aber  auch  .für  eine  andere  Forderung  als  Faustpfand  bestellt, 
so  geht  das  leztere  vor,  sofern  nicht  der  Faustpfandgläubiger 
bei  der  Verpfändung  das  Immobiliarpfandrecht  gekannt  hat 
oder  nach  den  Umständen  hätte  kennen  sollen. 

Die  Frage,  was  als  Zubehörde  einer  Liegenschaft  zu 
betrachten  sei,  ist  nach  dem  kantonalen  Rechte  zu  beurtheilen. 

212.  Waaren,  welche  durch  indossable  Lagerscheine, 
Ladescheine  oder  ähnliche  Papiere  vertreten  sind,  können 
durch  bloße  Uebergabe  des  indossirten  Scheines  an  den 
Faustpfandgläubiger  verpfändet  werden. 

Ist  neben  dem  Lagerscheine  noch  ein  besonderer  Pfand- 
schein (Warrant)  ausgestellt,  so  genügt  die  Uebergabe  des 
indossirten  Pfandscheines,  jedoch  nur  unter  der  Voraussezung, 
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daß  Pfandsumme  und  Verfalltag  auch  in  dem  Lagerscheine 
eingetragen  sind. 

21 3.  Sind  bewegliche  Sachen  oder  InhaberpapierjB 
von  einem  Nichtberechtigten  zu  Faustpfand  übergeben  worden, 
so  erwirbt  der  gutgläubige  Emp&nger  derselben  dennoch 
Faustpfand.  Vorbehalten  bleiben  die  Bestimmungen  des 
Artikels  206. 

214.  Zur  Verpfändung  von  Wechseln  und  anderen 
indossabeln  Papieren  ist  die  üebergabe  des  indossirten  Papiers 
an  den  Faustpfandgläubiger  erforderlich. 

215.  Zur  Verpfandung  einer  anderen  Forderung  ist 
nothwendig,  daß  der  Schuldner  davon  benachrichtigt,  ein 
etwa  vorhandener  Schuldschein  an  den- Pfandgläubiger  über- 
geben und  die  Verpfandung  schriftlich  beurkundet  worden  sei. 

216.  Ist  die  verpföndete  Forderung  verzinslich,  so 
gut,  sofern  nicht  etwas  Anderes  vereinbart  ist,  nur  der 
laufende  Zins  als  mitverpfUndet. 

Dasselbe  gilt  auch  von  anderen  periodischen  Neben- 
leistungen (Dividenden),  welche  mit  einer  verpftindeten 
Forderung  verbunden  sind. 

Bestehen  jedoch  über  Zinse  oder  andere  periodische 
Nebenleistungen  Urkunden,  welche  von  der  Haupturkunde 
trennbar  sind  (Zins-Coupons,  Dividenden-Coupons),  und  sind 
dieselben  dem  Pfandgläubiger  mit  übergeben  worden,  so  er- 
strekt  sich  das  Pfandrecht  auch  auf  diese ;  jedoch  sind,  wenn 
nicht  etwas  Anderes  verabredet  ist,  die  jeweilen  verfallenden 
Coupons  dem  Schuldner  zu  verabfolgen. 

217.  An  einer  Sache  oder  einer  Forderung,  welche 
bereits  verpfändet  ist,  kann  ein  nachgehendes  Faustpfand  in 
der  Weise  bestellt  werden,  daß  dem  ersten  Pfandgläubiger 
davon  Anzeige  gemacht  und  derselbe  angewiesen  wird, 
nach  seiner  eigenen  Befriedigung  das  Pfand  nicht  an  den 
Schuldner,  sondern  an  den  nachgehenden  Faustpfandgläubiger 
herauszugeben.  oigitized  by  v^OOglc 
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218.  Der  Pfandgläubiger  kann  sein  Pfand  nur  mit 
Einwilligung  des  Verpfönders  weiter  verpftinden. 

219.  Das  Faustpfandrecht  verliert  seine  Wirksamkeit, 
so  lange  sich  das  Pfand  mit  Willen  des  Faustpfandgläubigers 
im  Gewahrsame  des  Verpfö-nders  befindet. 

220.  Der  Faustpfandgläubiger  haftet  filr  den  aus  der 
Verschlechterung  oder  aus  dem  Untergänge  der  verp&ndeten 
Sache  entstandenen  Schaden,  sofern  er  nicht  nachweist,  daß 
dieser  ohne  sein  Verschulden  eingetreten  ist. 

Hat  der  Faustpfandgläubiger  das  Pfand  eigenmächtig 
veräußert  oder  weiter  verpfändet,  so  haftet  er  für  den  vollen 
Werth  desselben  und  fllr  allfalligen  weiteren  Schaden. 

221.  Der  Faustpfandgläubiger  ist  nicht  verpflichtet, 
das  Pfand  oder  ein6n  Theil  desselben  herauszugeben,  so 
lange  er  für  seine  versicherte  Forderung  nicht  volle  Be- 
friedigung erlangt  hat. 

222.  Der  Vertrag,  gemäß  welchem  das  Faustpfand 
dem  Gläubiger,  wenn  derselbe  nicht  bezahlt  wird,  als  Eigen- 
thum  zufallen  soll,  ist  ungültig. 

223.  Die  Realisirung  des  Faustpfandes  geschieht  nach 
den  Gesezen  des  Ortes,  wo  die  Sache  sich  befindet. 

Retentionsrecht, 

224.  Der  Gläubiger  hat,  außer  den  im  Geseze  be- 
sonders voi^esehenen  Fällen,  f\lr  seine  fällige  Forderung 
ein  Retentionsrecht  an  den  beweglichen  Sachen  und  Werth- 
papieren,  welche  sich  mit  dem  Willen  des  Schuldners  in 
seiner  Verfügungsgewalt  befinden,  vorausgesezt ,  daß  die 
Forderung  und  der  Gegenstand  der  Retention  in  einem 
Zusammenhange  stehen. 

Unter  Kaufleuten  wird  dieser  Zusammenbang  schon 
dann  angenommen,  wenn  die  Forderung  und  die  Innehabung 
des  Gegenstandes  aus  ihrem  geschäftlichen  Verkehre  her- 
rUbren.  oigiti.ed  by  C^OOglc 
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223.  Das  Retentionsrecht  tritt  nicht  ein,  wenn  die 
Ausübung  desselben  einer  vom  Schuldner  vor  oder  bei  der 
üebergabe  ertheilten  Vorschrift  oder  der  von  dem  Gläubiger 
übernommenen  Verpflichtung,  in  einer  bestimmten  Weise 
mit  den  Gegenständen  zu  verfahren,   widerstreiten  würde. 

226.  Selbst  wegen  nicht  fälliger  Forderungen  steht 
•dem  Gläubiger  das  Retentionsrecht  zu,  wenn  der  Schuldner 
in  Eonkurs  gerathen  ist  oder  seine  Zahlungen  eingestellt  hat. 

In  diesen  Fällen  kommt  auch  der  Artikel  225  nicht 
zuT  Anwendung,  sofern  der  Konkurs  oder  die  Zahlungs- 
einstellung erst  nach  der  üebergabe  der  Gegenstände  oder 
nach  Uebernahme  der  Verpflichtung  eingetreten  oder  dem 
Gläubiger  bekannt  geworden  ist. 

227.  Hat  ein  Schuldner  Sachen  eines  Dritten  als  sein 
Eigenthum  in  den  Gewahrsam  des  Gläubigers  gegeben,  so 
steht  dem  Dritten  das  Retentionsrecht  nur  dann  entgegen > 
wenn  der  Gläubiger  die  Sachen  in  gutem  Glauben  empfangen 
hat.  Vorbehalten  bleibt  tiberdieß'die  Klage  des  Eigenthümers 
verlorener  oder  gestohlener  Sachen. 

228.  Hat  der  Gläubiger  für  seine  Forderung  weder 
Zahlung  noch  genügende  Sicherheit  erhalten,  so  kann  er 
nach  vorgängiger  Benachrichtigung  des  Schuldners  s6in 
Retentionsrecht  gleich  einem  Faustpfandgläubiger  realisiren. 

Jene  Benachrichtigung  kann  auch  dann  noch  erfolgen, 
wenn  über  das  Vermögen  des  Schuldners  der  Konkurs  aus- 
gebrochen ist. 

Die  Anmeldung  des  Retentionsrechtes  im  Konkurse  des 
Schuldners  gilt  als  genügende  Benachrichtigung. 
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Siebentel*  Titel. 

Eanf  und  Tauscli. 


L  Allgemeine  Bestimmmigeii. 

229.  Durch  den  Kaufvertrag  verpflichtet  sich  der 
Verkaufer,  dem  Käufer  den  Kaufgegenstand  zu  vollem 
Rechte  und  Genuße  zu  übergeben,  und  der  Käufer,  dem 
Verkäufer  den  verabredeten  Preis  zu  bezahlen. 

230.  Sofern  nicht  Vereinbarung  oder  Uebung  ent- 
gegenstehen, sind  Verkäufer  und  Käufer  verpflichtet,  ihre 
Leistungen  gleichzeitig  —  Zug  um  Zug  —  zu  erfüllen. 

231.  Für  Kaufverträge  über  Liegenschaften  gilt  da» 
kantonale  Recht. 

Ebenso  bleibt  der  Kantonalgesezgebung  vorbehalten^ 
die  Klagbarkeit  von  Forderungen  aus  dem  Kleinvertriebe 
geistiger  Getränke,  einschließlich  der  Forderung  für  Wirths- 
zeche,  zu  beschränken  oder  auszuschließen. 

IL  Verpflicktungeii  des  Verkäufers. 

üebergabe. 

232.  Sofern  nicht  etwas  Anderes  vereinbart  worden 
oder  gebräuchlich  ist,  trägt  der  Verkäufer  die  Kosten  der 
Uebei^abe,  insbesondere  des  Heßens  und  Wagens,  der  Käufer 
dagegen  diejenigen  der  Beurkundung  und  der  Abnahme. 

233.  Muß.  die  verkaufte  Sache  an  einen  anderen  als 
den  Erfüllungsort  versendet  werden,  so  trägt  der  Käufer 
die  Transportkosten,  sofern  nicht  etwas  Anderes  vereinbart 
oder  gebräuchlich  ist. 
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Ist  Frankolieferung  verabredet,  so  wird  vermuthet,  der 
Verkäufer  habe  die  Transportkosten  übernommen.  Zu  dea 
Transportkosten  werden  in  diesem  Falle,  so  weit  nicht  Vertrag 
oder  Uebung  etwas  Anderes  bestimmen,  auch  die  Ausgangs-^ 
Durchgangs-  und  Eingangszölle  gerechnet,  welche  während 
des  Transportes,  nicht  aber  die  Verbrauchssteuern,  welche 
bei  Empfang  der  Sache  erhoben  werden. 

234.  Ist  im  kaufmännischen  Verkehr  ein  bestimmter 
Lieferungstermin  verabredet',  so  wird  vermuthet,  daß  der 
Käufer  berechtigt  sein  solle,  bei  dem  Verzuge  des  Ver- 
käufers ohne  Weiteres  von  dem  Vertrage  zurükzu treten. 

Zieht  jedoch  der  Käufer  vor,  die  Lieferung  zu  ver-- 
langen,  so  hat  er  dieses  dem  Verkäufer  unverzüglich  nach 
Ablauf  des  Termines  anzuzeigen,  widrigenfalls  er  nicht  mehr 
auf  Erfüllung  des  Vertrages,  sondern  nur  auf  allfäUigea 
Schadenersaz  klagen  kann. 

Gewährleistung  des  veräußerten  Rechtes. 

233.  Der  Verkäufer  hat  dafür  Gewähr  zu  leisten,, 
daß  nicht  ein  Dritter  aus  Rechtsgründen,  welche  schon  zur 
Zeit  des  Verkaufes  bestanden  haben,  den  Kaufgegenstand 
dem  Käufer  ganz  oder  theiLweise  entziehe. 

236.  Wenn  der  Käufer  zur  Zeit  des  Vertragsab- 
schlußes  die  Gefahr  der  Entwehrung  kannte,  so  hat  der 
Verkäufer  nur  insofern  Gewähr  zu  leisten,  als  er  sich  aus- 
drüklich  dazu  verpflichtete. 

237.  Eine  Vereinbarung,  welche  die  Gewährspflicht 
aufhebt  oder  beschränkt,  ist  unglütig ,  wenn  der  Verkäufer 
das  Recht  des  Dritten  absichtlich  verschwiegen  hat. 

238.  Wird  von  einem  Dritten  ein  Recht  geltend  ge- 
macht, welches  den  Verkäufer  zur  Gewährleistung  verpflichtet,, 
so  hat  dieser  auf  ergangene  Streitverkündung,  je  nach  den 
umständen  und  den  Vorschriften  der  Prozeßordnung,  dem 
Käufer  im  Prozesse  beizustehen,  beziehungswei^e^^^hia^Qif^Ql^ 
vertreten.  ^ 
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Ist  die  Streitverkündung  rechtzeitig  erfolgt,  so  wirkt 
«in  ungünstiges  Ergebniß  des  Prozesses  auch  gegen  den 
Verkäufer,  sofern  er  nicht  beweist,  daß  dasselbe  durch  böse 
Absicht  oder  grobe  Fahrläßigkeit  des  Käufers  verschuldet 
worden  sei. 

239.  Ist  die  Streitverkündung  ohne  Veranlaßung 
<ies  Verkäufers  unterblieben,  so  wird  derselbe  von  der  Ver- 
pflichtung zur  Gewährleistung  in  so  weit  befreit,  als  er  zu 
beweisen  vermag,  daß  bei  rechtzeitig  erfolgter  Streit- 
verkündung ein  günstigeres  Ei^ebniß  des  Prozesses  zu 
«rlangen  gewesen  wäre. 

240»  Der  Verkäufer  kann  auch  dann  zur  Gewähr- 
leistung angehalten  werden,  wenn  der  Käufer  das  Recht 
des  Dritten,  ohne  es  zur  richterlichen  Entscheidung  kommen 
au  laßen,  anerkannt  oder  einen  Schiedsspruch  angerufen  hat, 
«ofern  dieses  dem  Verkäufer  rechtzeitig  angedroht  und  ihm 
<lie  Führung  des  Prozesses  erfolglos  angeboten  worden  war. 

241.  Ist  die  Entwehrung,  für  welche  der  Verkäufer 
-einzustehen  hat,  eine  vollständige,  so  ist  der  Kaufvertrag 
als  aufgehoben  zu  betrachten  und  der  Käufer  zu  fordern 
berechtigt : 

1)  Rükerstattung  des  bezahlten  Preises  sammt  Zinsen 
unter  Abrechnung  der  von  ihm  gewonnenen  oder 
versäumten  Früchte  und  sonstigen  Nuzungen; 

2)  Ersaz  der  ftlr  die  Sache  gemachten  Verwendungen, 
soweit  sie  nicht  von  dem  berechtigten  Dritten  er- 
hältlich sind; 

3)  Ersaz  der  sämmtlichen  durch  den  Prozeß  veranlaßten 
gerichtlichen  und  außergerichtlichen  Kosten,  soweit 
sie  nicht  durch  Unterlaßung  der  Streitverkündung 
herbeigeführt  worden  sind; 

4)  Ersaz  des  sonstigen  durch  die  Entwehrung  unmittelbar 
verursachten  Schadens. 

Liegt  ein  Verschulden  des  Verkäufers  vor,  so  ist  der- 
selbe gemäß  Artikel  116  verpflichtet,  auch  weiteren  Schaden 
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242.  Wenn  dem  Käufer  nur  ein  Theil  des  Eauf- 
gegenstandes  entzogen  wird,  oder  wenn  die  verkaufte  Sache 
mit  einer  dinglichen  Last  beschwert  ist,  ftlr  welche  der 
Verkäufer  einzustehen  hat,  so  kann  der  Käufer  nicht  die  Auf- 
hebung des  Vertrages,  sondern  nur  Ersaz  des  Schadens  ver- 
langen, welcher  ihm  durch  die  Entwehrung  verursacht  wird. 

Ist  jedoch  nach  den  Umständen  anzunehmen,  daß  der 
Käufer  den  Vertrag  nicht  geschloßen  haben  würde,  wenn 
er  die  theilweise  Entwehrung  vorausgesehen  hätte,  so  ist 
derselbe  befugt,  die  Aufhebung  des  Vertrages  zu  verlangen. 
In  diesem  Falle  muß  ^r  den  Kaufgegenstand,  soweit  er  nicht 
entwehrt  worden  ist,  nebst  Zuwachs  und  Früchten  dem  Ver- 
käufer zurükgeben.  Bei  Berechnung  des  Schadens  finden  die 
Bestimmungen  des  Artikels  241  entsprechende  Anwendung. 

Gewährleistung  wegen  Mängel  der  Kaufsache. 

248.  Der  Verkäufer  haftet  dem  Käufer  sowohl  für 
die  zugesicherten  Eigenschaften  als  auch  daftkr,  daß  die 
Sache  nicht  solche  Mängel  habe,  welche  ihren  Werth  oder 
ihre  Tauglichkeit  zu  dem  vorausgesezten  Gebrauche  auf- 
heben oder  erheblich  mindern.  Er  haftet  auch  dann,  wenn 
er  die  Mängel  nicht  gekannt  hat. 

244.  Eine  Vereinbarung,  welche  die  Gewährspflicht 
aufhebt  oder  beschränkt,  ist  ungültig,  wenn  der  Verkäufer 
dem  Käufer  die  Gewährsmängel  arglistig  verschwiegen  hat. 

243.  Der  Verkäufer  haftet  nicht  für  Mängel,  welche 
der  Käufer  zur  Zeit  des  Kaufes  gekannt  hat.  Für  Mängel, 
welche  der  Käufer  bei  Anwendung  gewöhnlicher  Aufmerk- 
samkeit kennen  mußte,  haftet  der  Verkäufer  nur  dann,  wenn 
er  deren  Nichtvorhandensein  zugesichert  hat. 

246.  Der  Käufer  soll,  sobald  dieses  nach  dem  üb- 
lichen Geschäftsgange  thunlich  ist,  die  Beschaffenheit  der 
empfangenen  Sache  prüfen  und,  falls  sich  Mängel  ergeben, 
für  welche  der  Verkäufer  Gewähr   zu  leisten   hat,   diesem  ^t^ 

^      ,      .  .  ,  ügitizedbyVjOOQlC 

sofort  Anzeige  machen.  c> 


684  Bnndesgesez 

Versäumt  dieses  der  Käufer,  so  gilt  die  gekaufte  Sache 
als  genehmigt,  soweit  es  sich  nicht  um  Mängel  handelt,  welche 
bei  der  übungsgemäßen  Untersuchung  nicht  erkennbar  waren. 
Ergeben  sich  später  solche  Mängel,  so.  muß  die  Anzeige 
sofort  nach  der  Entdekung  erfolgen,  widrigenfalls  die  Sache 
auch  rüksichtlich  dieser  Mängel  als  genehmigt  gut. 

247.  Bei  absichtlicher  Täuschung  des  Käufers  durch 
den  Verkäufer  findet  die  im  vorhergehenden  Artikel  vorge- 
sehene Beschränkung  der  Gewährleistung  keine  Anwendung. 

248.  Wenn  die  von  einem  anderen  Orte  tibersendete 
Sache  beanstandet  wird  und  der  Verkäufer  an  dem  Empfangs- 
orte keinen  Stellvertreter  hat,  so  ist  der  Käufer  verpflichtet^ 
für  die  einstweilige  Aufbewahrung  derselben  zu  sorgen;  er 
darf  sie  dem  Verkäufer  nicht  ohne  Weiteres  zurükschiken. 

Er  soll  auch  den  Thatbestand  ohne  Verzug  gebörig^ 
feststellen  laßen,  widrigenfalls  ihm  der  Beweis  obliegt,  daß 
die  behaupteten  Mängel  schon  zur  Zeit  der  Empfangnahme 
vorhanden  gewesen  seien. 

Wenn  sich  Gefahr  zeigt,  daß  die  übersendete  Sache  in 
schnelle  Verderbniß  gerathe,  so  ist  der  Käufer  berechtigt 
und,  soweit  die  Interessen  des  Verkäufers  es  erfordern, 
auch  verpflichtet,  dieselbe  unter  Mitwirkung  der  zuständigen 
Amtsstelle  des  Ortes,  wo  sich  die  Sache  befindet,  verkaufen 
zu  laßen.  Von  einem  solchen  Verfahren  hat  der  Käufer  bei 
Vermeidung  von  Schadenersaz  den  Verkäufer  so  zeitig  als 
thunlich  zu  benachrichtigen. 

249.  Liegt  ein  Fall  der  Gewährleistung  wegen  Mängel 
der  Sache  vor,  so  hat  der  Käufer  die  Wahl,  mit  der  Wan- 
delungsklage den  Kauf  rükgängig  zu  machen  oder  mit  der 
Minderungsklage  Ersaz  des  Minderwerthes  der  Sache  zu 
fordern. 

250.  Auch  wenn  die  Wandelungsklage  angestellt 
worden  ist,  kann  der  Richter  bloß  Ersaz  des  Minder- 
werthes zusprechen,  sofern  nach  seinem  Ermeßen  die  Um- 
stände es  nicht  rechtfertigen,  den  Kauf  rükgängig  zu  machen. 
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251.  Erreicht  der  geforderte  Minderwerth  den  Betrag 
des  Kaufpreises,  so  kann  der  Käufer  nur  die  Wandelung 
verlangen. 

252«  Geht  der  Kauf  auf  eine  bestimmte  Quantität 
vertretbarer  Sachen,  so  hat  der  Käufer  die  Wahl,  entweder 
die  Wandelungs-  oder  die  Minderungsklage  anzustellen  oder 
andere  währhafte  Waare  derselben  Gattung  zu  fordern. 

Wenn  es  sich  nicht  um  Sachen  handelt,  welche  dem 
Käufer  von  einem  anderen  Orte  her  zugesandt  worden  sind,  so 
ist  auch  der  Verkäufer  berechtigt,  durch  sofortige  Lieferung 
wahrhafter  Waare  derselben  Gtittung  und  durch  Ersaz  eines 
allfölligen  Schadens  sich  von  jedem  weiteren  Ansprüche 
des  Käufers  zu  befreien. 

233«  Wird  der  Kauf  rükgängig  gemacht,  so  muß 
der  Käufer  die  Sache  nebst  Zuwachs  und  Früchten  dem 
Verkäufer  zurükgeben.  Andererseits  ist  der  Verkäufer  ver- 
pflichtet, den  gezahlten  Kaufpreis  sammt  Zinsen  zurük- 
zuerstatten  und  überdies  dem  Käufer  den  Schaden  zu  ersezen, 
welcher  demselben  durch  die  Lieferung  fehlerhafter  Waare 
unmittelbjg-  verursacht  worden  ist.  Im  üebrigen  finden  die 
Bestimmungen  des  Artikels  241  entsprechende  Anwendung. 

234«  Die  Wandelung  kann  auch  begehrt  werden, 
wenn  die  mangelhafte  Sache  in  Folge  ihrer  Mängel  oder 
durch  Zufall  untergegangen  ist.  Der  Käufer  hat  in  diesem 
Falle  nur  das  zurükzugeben ,  was  ihm  von  der  Sache  ver- 
blieben ist. 

Ist  die  Sache  durch  Verschulden  des  Käufers  unter- 
gegangen oder  von  demselben  weiter  veräußert  oder  um- 
gestaltet worden,  so  kann  er  nur  Ersaz  des  Minderwerthes 
verlangen. 

233«  Sind  von  mehreren  zusammen  verkauften  Sachen 
oder  von  einer  verkauften  Gesammtsache  bloß  einzelne  Stüke 
fehlerhaft,  so  kann  nur  rüksichtlich  dieser  die  Wandelung 
verlangt  werden. 
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Laßen  sich  jedoch  die  fehlerhaften  Stüke  von  den  fehler- 
freien ohne  erhebliche  Verlezung  der  Interessen,  sei  es  des 
Käufers,  sei  es  des  Verkäufers,  nicht  trennen,  so  muß  die 
Wandelungsklage  sich  auf  den  gesammten  Eaufgegenstand 
erstreken. 

256.  Die  Wandelung  der  Hauptsache  wegen  eines 
Mangels  zieht  auch  die  Wandelung  der  Nebensache  nach 
sich,  selbst  wenn  für  diese  ein  besonderer  Preis  festgesezt 
worden  wäre. 

Ist  dag^en  nur  die  Nebensache  mit  einem  Mangel 
behaftet,  so  kann  nur  mit  Rttksicht  auf  diese  die  Wandelung 
verlangt  werden. 

257.  Die  Klagen  auf  Gewährleistung  wegen  Mängel 
einer  Sache  verjähren  mit  Ablauf  eines  Jahres  nach  Ab- 
lieferung der  Sache  an  den  Käufer,  selbst  wenn  dieser  die 
Mängel  erst  später  entdeken  sollte,  es  sei  denn,  daß  der 
Verkäufer  eine  Garantie  auf  längere  Zeit  übernommen  habe. 

238.  Auch  die  Einreden  des  Käufers  wegen  vor- 
handener Mängel  erlöschen,  wenn  die  in  Artikel  246  vor- 
geschriebene Anzeige  nicht  innerhalb  eines  Jahres  nach 
Ablieferung  an  den  Käufer  gemacht  wird.  Ist  jedoch  die 
Anzeige  in  dieser  Weise  erfolgt,  so  bleiben  die  Einreden 
bestehen. 

259.  Die  Bestimmungen  der  Artikel  257  und  258 
können  vom  Verkäufer  nicht  geltend  gemacht  werden,  wenn 
ihm  eine  absichtliche  Täuschung  des  Käufers  nachgewiesen 
wird. 


III.  Verpflichtnngeii  des  Eänfers. 

260.  Der  Käufer  ist  verpflichtet,  den  Preis  nach  den 
Bestimmungen  des  Vertrages  zu  bezahlen  und  die  gekaufte 
Sache,  sofern  sie  ihm  von  dem  Verkäufer  vertragsgemäß 
angeboten    wird,    anzunehmen.     Die    Empfangnahme    muß 
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sofort    geschehen,    wenn    nicht   etwas   Andere«   vereinbart 
oder  ortsgebräuchlich  ist. 

261.  Hat  ein  Käufer  fest  bestellt,  ohne  den  Preis  zu 
nennen,  so  wird  im  Zweifel  angenommen,  es  sei  der  mittlere 
Marktpreis  gemeint,  welcher  zur  Zeit  i|nd  an  dem  Orte  der 
Ermilung  gilt. 

262»  Ist  der  Kaufpreis  nach  dem  Gewichte  derWaare 
zu  berechnen,  so  wird  die  Verpakung  (Taragewicht)  in  Abzug 
gebracht.  Vorbehalten  bleiben  die  besonderen  kaufmänni- 
schen Uebungen,  nach  welchen  bei  einzelnen  Handelsartikeln 
ein  festbestimmter  oder  nach  Prozenten  berechneter  Abzug^ 
vom  Brüttogewicht  erfolgt  oder  das  ganze  Bruttogewicht 
bei  der  Preisbestimmung  angerechnet  wird. 

263.  Ist  die  verkaufte  Sache  gegen  Vorausbezahlung 
des  Preises  oder  Zug  um  Zug  zu  übei^eben,  und  befindet 
sich  der  Käufer  mit  der  Zahlung  des  Kaufpreises  im  Verzuge,, 
so  hat  der  Verkäufer  das  Recht,  ohne  Weiteres  vom  Vertrage 
zurükzutreten.  Er  hat  jedoch  dem  Käufer  bei  Vermeidung 
von  Schadenersaz  sofort  Anzeige  zu  machen. 

264«  Ist  der  Kaufgegenstand  vor  geleisteter  Zahlung^ 
in  den  Gewahrsam  des  Käufers  tibergegangen,  so  kann  der 
Verkäufer  wegen  Verzuges  des  Käufers  nur  dann  von  dem 
Vertrage  zurük treten  und  die  übergebene  Sache  zurükfordem,, 
wenn  er  sich  dieses  Recht  ausdrtlklich  vorbehalten  hat. 

263«  Ist  kein  anderer  Zeitpunkt  bestimmt,  so  wird 
der  Kaufpreis  mit  dem  Uebei^ange  des  Kaufgegenstande»^ 
in  den  Gewahrsam  des  Käufers  fallig. 

266.  Abgesehen  von  der  Vorschrift  des  Artikels  117 
über  den  Verzug  in  Folge  eines  bestimmten  Verfalltages 
wird  der  Kaufpreis  ohne  Mahnung  verzinslich: 

1)  wenn  die  üebung  es  mit  sich  bringt; 

2)  wenn  der  Käufer  Früchte  oder  sonstige  Erträgniße 
des  Kaufgegenstandes  beziehen  kann. 
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IV.  Besondere  Arten  des  Kaufes. 

Kauf  nach  Muster. 

267.  Bei  dem  Kaufe  nach  Muster  (nach  Probe)  ist 
nierjenige  Theil,  welchem  das  Muster  anvertraut  wurde, 
flicht  verpflichtet,  die  Identität  des  von  ihm  vorgewiesenen 
mit  dem  empfangenen  Muster  zu  beweisen,  sondern  es  genügt  • 
^ßine  persönliche  Versicherung  vor  Gericht.  Dieses  gilt  auch 
dann,  wenn  das  Muster  zwar  nicht  mehr  in  derselben  Gestalt, 
die  es  bei  der  Uebergabe  hatte,  vorgewiesen  wird,  diese 
Teränderung  aber  die  nothwendige  Folge  der  Prüfung  des 
Musters  ist. 

In  allen  Fällen  steht  der  Gegenpartei  der  Beweis  der 
Uuächtheit  offen. 

268.  Ist  das  Muster  bei  dem  Käufer,  auch  ohne  dessen 
Yerschulden,  verdorben  oder  zu  Grunde  gegangen,  so  hat 
nicht  der  Verkäufer  zu  beweisen,  daß  die  Sache  dem  Muster 
gemäß  sei,  sondern  der  Käufer  das  Gegentheil. 

Kauf  auf  Probe  oder  auf  Besicht. 

269.  Ist  ein  Kauf  auf  Probe  oder  auf  Besicht  verein- 
bart, so  steht  es  im  Belieben  des  Käufers,  ob  er  die  Kauf- 
sache  genehmigen  will  oder  nicht. 

So  lange  die  Sache  nicht  genehmigt  ist,  bleibt  sie  im 
Eigenthum  des  Verkäufers,  auch  wenn  sie  in  den  Gewahrsam 
des  Käufers  übergegangen  ist. 

270.  Ist  die  Prüfung  bei  dem  Verkäufer  vorzunehmen, 
so  hört  derselbe  auf  gebunden  zu  sein,  wenn  der  Käufer 
niclit  bis  zum  Ablaufe  der  vereinbarten  oder  ortsgebräuch- 
lichen Frist  genehmigt.  In  Ermangelung  einer  solchen  Frist 
kann  der  Verkäufer  nach  Ablauf  einer  angemessenen  Zeit 
den  Käufer  zur  Erklärung  über  die  Genehmigung  auffordern 
und  hört  auf  gebunden  zu  sein,  wenn  der  Käufer  auf  die 
Aufforderung   hin  sich  nicht  sofort  erklärt. 
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271.  Ist  die  Sache  dem  Käufer  vor  der  Prüfung 
übergeben,  so  gilt  der  Kauf  als  genehmigt,  wenn  nicht  der 
Käufer  innerhalb  der  vertragsmäßigen  oder  ortsgebräuch- 
lichen Frist  oder  in  Ermangelung  einer  solchen  sofort  auf  die 
Aufforderung  des  Verkäufers  hin  die  Nichtannahme  erklärt 
oder  die  Sache  zurükgibt. 

Ebenso  gilt  der  Kauf  als  genehmigt,  wenn  der  Käufer 
den  Preis  ohne  Vorbehalt  ganz  oder  zum  Theile  bezahlt 
oder  über  die  Sache  in  anderer  Weise  verfügt,  als  es  zur 
Prüfung  nöthig  ist. 

V.  TanNchTertrag. 

272«  Auf  den  Tausch  vertrag  finden  die  Vorschriften 
über  den  Kaufvertrag  in  dem  Sinne  entsprechende  Anwendung, 
daß  jede  Vertragspartei  mit  Bezug  auf  die  von  ihr  ver- 
sprochene Sache  als  Verkäufer  und  mit  Bezug  auf  die  ihr 
zugesagte  Sache  als  Käufer  behandelt  wird. 

273«  Wird  die  eingetauschte  Sache  entwehrt  oder 
wegen  ihrer  Mängel  zurükgegeben,  so  hat  die  geschädigte 
Partei  die  Wahl,  Schadenersaz  zu  begehren  oder  die  ver- 
tauschte Sache  zurükzufordern. 


Achter  Titel. 

Miethe  und  Pacht. 


I.  Hiethe. 

274«  Durch  den  Miethvertrag  verpflichtet  sich  der 
Vermiether,  dem  Miether  den  Gebrauch  einer  Sache  zu 
überlaßen,  und  der  Miether,  dem  Vermiether  hieftlr  eine  Ver- 
gütung (Miethzins)  zu  bezahlen. 
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275«  Der  Abschluß  des  Miethvertrages  bedarf  keiner 
besonderen  Form. 

Dagegen  bedürfen  Verabredungen  über  die  Miethe  einer 
unbeweglichen  Sache,  soweit  sie  von  dem  Oeseze  abweichen 
und  nicht  ausdrüklich  darin  vorbehalten  sind,  der  schrift- 
lichen Vertragsform. 

276«  Der  Vermiether  ist  verpflichtet,  die  Sache  in 
einem  zu  dem  vertragsmäßigen  Gebrauche  geeigneten  Zu- 
stande zu  übergeben  und  während  der  Miethzeit  in  dem- 
selben zu  e];halten. 

277«  Wird  die  Sache  in  einem  Zustande  übergeben, 
welcher  den  vertragsmäßigen  Gebrauch  ausschließt  oder  in 
erheblicher  Weise  schmälert,  so  ist  der  Miether  berechtigt, 
nach  Maßgabe  der  Artikel  122  bis  125  von  dem  Vertrage 
zurükzutreten. 

Geräth  die  Sache  ohne  Verschulden  des  Miethers  während 
der  Miethzeit  in  einen  solchen  Zustand,  so  kann  derselbe  eine 
verhältnißmäßige  Herabsezung  des  Miethzinses  verlangen 
und,  wenn  dem  Mangel  nicht  innerhalb  angemeßener  Frist 
abgeholfen  wird,  von  dem  Vertrage  zurüktreten. 

Für  den  Fall  der  Verschuldung  des  Vermiethers  bleibt 
überdieß  dem  Miether  der  Anspruch  auf  Schadenersaz  vor- 
behalten. 

278.  Wenn  während  der  Miethzeit  die  vermiethete 
Sache  dringender  Ausbesserungen  bedarf,  so  muß  der  Miether 
sich  dieselben,  unbeschadet  der  ihm  im  vorhergehenden 
Artikel  vorbehaltenen  Rechte,  gefallen  laßen. 

279«  Kann  der  Miether  wegen  eigener  Verschuldung 
oder  wegen  eines  in  seiner  Person  eingetretenen  Zufalles  von 
der  gemietheten  Sache  keinen  oder  nur  einen  beschränkten 
Gebrauch  machen,  so  bleibt  er  zur  Entrichtung  der  vollen 
Gegenleistung  verbunden,  vorausgesezt,  daß  der  Vermiether 
die  vermiethete  Sache  zu  dem  vertragsmäßigen  Gebrauche 
des  Miethers  bereit  gehalten  hat.  Vorbehalten  bleibt  die 
Bestimmung  des  Artikels  292. 
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280.  Wenn  ein  Dritter  auf  die  gemiethete  Sache  einen 
Anspruch  erhebt,  welcher  sich  mit  dem  Rechte  des  Miethers 
nicht  verträgt,  so  ist  der  Vermiether  verpflichtet,  auf  Anzeige 
des  Miethers  hin  den  Rechtsstreit  zu  übernehmen  und  im  Falle 
einer  Störung  des  Miethers  in  der  vertragsmäßigen  Benuzung 
des  Miethgegenstandes  demselben  Schadenersaz  zu  leisten. 

281»  Wird  die  vermiethete  Sache  während  der  Mieth- 
zeit  vom  Vermiether  veräußert  oder  ihm  in  Folge  Rechts- 
triebes oder  Arrestprozesses  oder  Konkursverfahrens  ent- 
zogen, so  kann  der  Miether  die  Fortsezung  des  Miethver- 
trages  von  dem  Dritten  nur  fordern,  wenn  dieser  sie  über- 
nommen hat;  dagegen  kann  er  vom  Vermiether  die  Er- 
füllung des  Vertrages  oder  Schadenersaz  verlangen. 

Bei  unbeweglichen  Miethsachen  hat  jedoch  der  neue 
Erwerber,  sofern  der  Vertrag  keine  frühere  Beendigung  ge- 
stattet, unter  Beobachtung  der  in  Artikel  290  Ziffer  1  und  2 
vorgeschriebenen  Fristen  dem  Miether  zu  kündigen. 

Die  besonderen  Wirkungen  der  Eintragung  des  Mieth- 
vertrages  in  öffentliche  Grund-,  Hypothekar-  oder  ähnliche 
Bücher  bleiben  nach  kantonalem  Rechte  vorbehalten ;  ebenso 
die  Bestimmungen  der  Expropriationsgeseze. 

282«  Der  Vermiether  hat  die  auf  der  vermietheten 
Sache  haftenden  Lasten  und  Abgaben  zu  tragen. 

Die  kleinen  für  den  gewöhnlichen  Gebrauch  der  ge- 
mietheten  Sache  erforderlichen  Reinigungen  und  Ausbeße- 
rungen  liegen  dem  Miether,  die  größeren  Wiederherstellungen 
dem  Vermiether  ob,  je  nach  Maßgabe  des  Ortsgebrauches. 

283«  Der  Miether  ist  verpflichtet,  bei  dem  Gebrauche 
der  gemietheten  Sache  mit  der  Sorgfalt  eines  sorgsamen 
Hausvaters  zu  verfahren. 

Macht  der  Miether  ungeachtet  erfolgter  Abmahnung 
einen  vertragswidrigen  Gebrauch  von  der  Sache,  oder  fügt 
er  derselben  durch  offenbaren  Mißbrauch  dauernden  Schaden 
zu,  so  kann  der  Vermiether  die  sofortige  Auflösung  des 
Miethvertrages  nebst  Schadenersaz  verlangen. 
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284.  Sind  Ausbesserungen  an  der  gemietheten  Sache 
nöthig ,  welche  dem  Vermiether  obliegen,  oder  maßt  sich  ein 
Dritter  Rechte  an  der  gemietheten  Sache  an,  so  ist  der 
Miether  bei  Vermeidung  von  Schadenersaz  verpflichtet,  dem 
Vermiether  sofort  Anzeige  zu  machen. 

285.  Der  Miether  ist  berechtigt,  die  gemiethete  Sache 
ganz  oder  theilweise  weiter  zu  vermiethen  (Untermiethe, 
Aftermiethe),  vorausgesezt,  daß  dadurch  nicht  eine  fUr  den 
Vermiether  nachtheilige  Veränderung  bewirkt  wird. 

Der  Miether  haftet  dem  Vermiether  dafür,  daß  der 
Untenniether  die  Sache  nicht  anders  gebrauche,  als  es  dem 
Miether  gestattet  ist.  Der  Vermiether  ist  auch  unmittelbar 
berechtigt,  den  üntermiether  hiezu  anzuhalten. 

Die  Abtretung  der  Miethe  wird  als  üntermiethe  be- 
handelt. 

286.  Der  Miether  ist  verpflichtet,  den  Miethzins  zu 
der  vereinbarten  oder  ortsüblichen  Zeit  zu  bezahlen.  Fehlt 
es  an  einer  solchen  Zeitbestimmung,  so  ist  der  Miethzins 
bei  Miethen,  welche  filr  die  Dauer  von  einem  oder  mehreren 
Jahren  oder  Halbjahren  ausdrüklich  oder  stillschweigend 
abgeschloßen  sind,  je  nach  Ablauf  eines  halben  Jahres,  bei 
Miethen  von  kürzerer  Dauer  je  nach  Ablauf  eines  Monats, 
spätestens  aber  am  Ende  der  Miethzeit  zu  bezahlen. 

287«  Wenn  der  Miether  mit  einer  vor  Ablauf  der 
Miethzeit  fälligen  Zinszahlung  im  Rükstande  geblieben  ist, 
so  kann  ihm  der  Vermiether  bei  Miethen,  welche  für  ein 
halbes  Jahr  oder  längere  Zeit  geschloßen  sind,  eine  Frist 
von  dreißig  Tagen,  bei  Miethen  von  kürzerer  Dauer  eine  Frist 
von  sechs  Tagen  mit  der  Androhung  ansezen,  daß,  sofern 
nicht  innerhalb  dieser  Frist  der  rükständige  Miethzins  bezahlt 
werde,  der  Miethvertrag  mit  deren  Ablauf  aufgelöst  sei. 

Die  Frist  ist  von  dem  Tage  an  zu  berechnen,  an  welchem 
die  Ansezung  derselben  dem  Miether  zugekommen  ist. 

Vorbehalten  bleiben  allföllige  Entschädigungsansprüche 
des  Vermiethers. 
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288«  Wenn  der  Miether  in  Konkurs  föllt,  so  ist  der 
Vermiether  zur  Auflösung  der  Miethe  berechtigt,  sofern  ihm 
nicht  binnen  angemessener  Frist  ftlr  die  rükständigen  und 
die  später  fälligen  Miethzinse  Sicherheit  geleistet  wird. 

289.  Ist  eine  bestimmte  Dauer  der  Miethe  weder  aus- 
drüklich  noch  stillschweigend  vereinbart  worden,  so  ist  so- 
wohl der  Miether  als  der  Vermiether  berechtigt,  das  Mieth- 
verhältniß  durch  Kündigung  zu  beendigen. 

290»  Wenn  der  Vertrag  nicht  etwas  Anderes  bestimmt, 
so  können  von  jedem  Theile  gekündigt  werden: 

1)  Unmöblirte  Wohnungen,  Geschäftslokale,  Werkstätten,  " 
Verkaufsläden,  Magazine,  Keller,  Scheunen,  Stallungen 
und  ähnliche  Räumlichkeiten  nur  auf  das  nächste  orts- 
übliche Ziel  oder,  in  Ermangelung  eines  bestimmten 
Ortsgebrauches,  je  auf  Ende  einer  halbjährlichen 
Miethsdauer,  in  beiden  Fällen  mit  einer  voraus- 
gehenden dreimonatlichen  Kündigungsfrist; 

2)  Möblirte  Wohnungen  oder  einzelne  Zimmer  oder  das 
Mobiliar  für  eine  Wohnung  nur  auf  Ende  einer  monat- 
lichen Miethsdauer,  mit  vorausgehender  zweiwöchent- 
licher Kündigungsfrist; 

3)  Andere  gemiethete  bewegliche  Sachen  auf  jeden  be- 
liebigen Zeitpunkt,  mit  einer  Kündigungsfrist  von  drei 
Tagen. 

291.  Ist  der  Miethvertrag  auf  eine  bestimmte  Zeit 
geschloßen  und  nach  deren  Ablauf  das  Miethverhältniß  mit 
Wissen  und  ohne  Widerspruch  des  Vermiethers  fortgesezt 
worden,  so  gilt  der  Vertrag  in  Ermanglung  besonderer  Ver- 
einbarungen bis  auf  den  Zeitpunkt  als  erneuert,  auf  welchen 
er  mit  Beobachtimg  der  in  Artikel  290  Ziffer  1  bis  3  vor- 
geschriebenen Fristen  gekündigt  wird. 

292.  Bei  einer  auf  bestimmte  Zeit  geschloßenen  Miethe 
einer  unbeweglichen  Sache  kann  vor  Ablauf  der  Miethzeit 
jeder  Theil  aus  wichtigen  Gründen,  welche  ihm  die  Fort- 
sezung  des  Miethverhältnisses  unerträglich  machen,  dem  an- 
deren Theil  unter  Beobachtung  der  im  Artikel  290  Ziffer  1 
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und  2  bezeichneten  Fristen  kündigen,  wenn  er  lezterem  vollen 
Ersaz  anbietet. 

Können  sich  die  Parteien  über  die  Art  oder  das  Maß 
des  Ersazes  nicht  verständigen,  so  entscheidet  der  Richter. 
Immerhin  muß,  wenn  die  Miethe  für  ein  Jahr  oder  längere 
Zeit  abgeschloßen  ist,  der  Ersaz  fllr  Vermiether  oder  MieÜier 
mindestens  einem  halben  Jahreszinse  gleich  kommen. 

Der  Miether  hat  die  Miethsache  nur  dann  zu  verlaßen, 
wenn  ihm  der  Ersaz  geleistet  ist. 

293.  Stirbt  der  Miether,  so  sind  sowohl  seine  Erben 
als  der  Vermiether  berechtigt,  die  auf  ein  Jahr  oder  ftlr 
längere  Zeit  abgeschloßene  Miethe  unter  Beobachtung  der 
im  Artikel  290  Ziffer  1  und  2  bezeichneten  Kündigungsfrist 
auf  das  nächste  Ziel  ohne  Entschädigung  zu  kündigen. 

294.  Der  Vermiether  einer  unbeweglichen  Sache  hat 
fllr  den  Miethzins  des  verfloßenen  und  des  laufenden  Jahres 
ein  Retentionsrecht  an  den  beweglichen  Sachen,  welche  sich 
in  den  vermietheten  Räumen  befinden  und  zu  deren  Ein- 
richtung oder  Benuzung  gehören. 

Vorbehalten  bleiben  im  Sinne  des  Artikels  227  die 
Eigenthumsansprüche  Dritter  an  verlorenen  oder  gestohlenen 
sowie  an  solchen  Sachen,  von  denen  der  Vermiether  wußte 
oder  wissen  mußte,  daß  sie  nicht  dem  Miether  gehören.  Im 
Weitern  sind  ausgenommen  diejenigen  Sachen,  welche  nach 
den  Schuldbetreibungs-  oder  Konkursgesezen  von  der  Exe- 
kution ausgeschloßen  sind. 

In  Folge  seines  Retentionsrechtes  kann  der  Vermiether, 
wenn  der  Miether  wegziehen  oder  die  in  den  gemietheten 
Räumen  befindlichen  Sachen  fortschaffen  will,  so  viele  Sachen 
mit  Hülfe  der  zuständigen  Amtsstelle  zurükhalten,  als  zu 
seiner  Dekung  erforderlich  sind. 

295«  Das  Retentionsrecht  des  Vermiethers  erstrekt 
sich  auch  auf  die  von  dem  üntermiether  eingebrachten 
Gegenstände,  so  weit  diesem  gegenüber  das  Recht  des 
Untervermiethers  reicht. 
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II.  Pacht 

296.  Durch  den  Pachtvertrag  verpflichtet  sich  der 
Verpächter,  dem  Pächter  eine  unbewegliche  Sache  oder  ein 
nuzbares  Recht  (Jagd,  Fischerei,  Wasserkraft,  industrielles 
Gewerbe  u.  s.  w.)  zum  Bezüge  der  Früchte  oder  Erträgniße 
zu  überlaßen,  und  der  Pächter,  hiefUr  einen  Pachtzins  zu 
bezahlen.  Der  Pachtzins  kann  entweder  in  Geld  bestehen 
oder  in  einer  Quote  der  Früchte  oder  Erträgniße  (Theil- 
pacht). 

297.  Die  Artikel  275,  277,  278,  280,  294  und  295 
finden  auf  die  Pacht  entsprechende  Anwendung. 

298.  Kann  der  Pächter  wegen  eigenen  Verschuldens 
oder  wegen  eines  in  seiner  Person  eingetretenen  Zufalles 
vom  Pachtgegenstand  keinen  oder  nur  einen  beschränkten 
Gebrauch  machen,  so  bleibt  er  zur  Entrichtung  der  vollen 
Gegenleistung  verbunden,  vorausgesezt,  daß  der  Verpächter 
den  Pachtgegenstand  zum  vertragsmäßigen  Gebrauche  des 
Pächters  bereit  gehalten  hat.  Vorbehalten  bleibt  die  Be- 
stimmung des  Artikels  310. 

299.  Werden  Geräthschaften ,  Vieh  oder  Vorräthe 
mit  in  Pacht  übergeben,  so  ist  jeder  Theil  verpflichtet,  dem 
andern  ein  genaues,  von  ihm  unterzeichnetes  Inventar  dieser 
Gegenstände  zu  übei^eben  und  zu  einer  gemeinsamen 
8chäzung  derselben  Hand  zu  bieten. 

300.  Der  Verpächter  ist  verpflichtet,  dem  Pächter  den 
Pachtgegenstand  mit  Inbegrifl^  der  allfallig  mitverpachteten 
bewegliclien  Sachen  in  einem  zur  vertragsgemäßen  Benuzung 
und  Bewirthschaftung  geeigneten  Zustande  zu  übergeben. 

301.  Während  der  Pachtzeit  nothwendig  werdende 
Hauptreparaturen  an  dem  Pachtg^enstande  hat  der  Ver- 
pächter sofort,  nachdem  ihm  der  Pächter  von  deren  Noth- 
wendigkeit  Kenntniß  gegeben  hat,  auf  seine  Kosten  aus- 
zuführen. 
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302»  Der  Verpächter  hat  die  auf  dem  Pachtgegenstande 
haftenden  Lasten  und  Abgaben  zu  tragen. 

303«  Der  Pächter  ist  verpflichtet,  den  gepachteten 
Gegenstand  seiner  Bestimmung  gemäß  ordentlich  zu  be- 
wirthschaften,  insbesondere  fUr  nachhaltige  Ertragsfuhigkeit 
desselben  zu  sorgen. 

Aenderungen  in  der  hergebrachten  Bewirthschaftung, 
welche  über  die  Pachtzeit  hinaus  von  wesentlichem  Ein- 
fluße  sein  können,  darf  der  Pächter  nicht  vornehmen. 

304.  Der  Pächter  hat  fllr  den  ordentlichen  Unter- 
halt des  Pachtgegenstandes  zu  sorgen. 

Er  hat  die  kleineren  Reparaturen,  insbesondere  bei  land- 
wirthschafüichen  Pachtgütern  den  gewöhnlichen  Unterhalt 
der  Wege,  Stege,  Gräben,  Dämme,  Zäune,  Dächer,  Wasser- 
leitungen u.  s.  f.  nach  Ortsgebrauch  vorzunehmen,  ferner 
die  Geräthschaflen  und  Werkzeuge  von  geringem  Werthe, 
welche  durch  Alter  oder  Gebrauch  untergegangen  sind,  durch 
andere  zu  ersezen. 

305«  Sind  Hauptreparaturen  am  Pachtgegenstande 
nöthig,  oder  maßt  sich  ein  Dritter  Rechte  an  demselben  an, 
so  ist  der  Pächter  bei  Vermeidung  von  Schadenersaz  ver- 
pflichtet, dem  Verpächter  sofort  Anzeige  zu  machen. 

306«  Der  Pächter  darf  den  Pachtgegenstand  ohne 
Zustimmung  des  Verpächters  nicht  weiter  verpachten.  Da- 
gegen darf  er  einzelne  zum  Pachtgegenstande  gehörende 
Räume  vermiethen,  vorausgesezt,  daß  dadurch  nicht  eine  für 
den  Verpächter  nachtheilige  Veränderung  bewirkt  werde. 

Auf  eine  solche  Miethe,  beziehungsweise  auf  die  Unter- 
pacht, sofern  dieselbe  gestattet  ist,  findet  Artikel  285  Ab- 
saz  2  und  3  entsprechende  Anwendung. 

307*  Der  Pächter  ist  verpflichtet,  den  Pachtzins  zu 
der  vereinbarten  oder  ortsüblichen  Zeit  zu  bezahlen.  Fehlt 
es  an  einer  solchen  Zeitbestimmung,  so  ist  der  Pachtzins 
nach  Ablauf  je  eines  Pachtjahres,  spätestens  aber  am  Ende 
der  Pachtzeit  zu  bezahlen. 
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308»  Der  Pächter  eines  landwirthsohaftlichen  Grund- 
stükes  kann  einen  verhältnißmäßigen  Nachlaß  vom  Pacht- 
zinse  fordern,  wenn  der  gewöhnliche  Ertrag  in  Folge  außer- 
ordentlicher Unglüksf&lle  einen  beträchtlichen  Abbruch  er- 
litten hat. 

Ein  Nachlaß  findet  nicht  statt,  wenn  anzunehmen  ist, 
daß  das  mögliche  Eintreten  des  Unglttksfalles  bei  der  Be- 
stimmung des  Pachtzinses  schon  berüksichtigt«st,  oder  wenn 
der  Schaden  dem  Pächter  in  Folge  von  Versicherung  ver- 
gütet wird. 

309.  Sofern  nicht  über  die  Pachtzeit  durch  Verein- 
barung oder  durch  Ortsgebrauch  etwas  Anderes  bestimmt 
ist,  steht  jedem  Theile  das  Recht  zu,  das  Pachtverhältniß 
unter  Beobachtung  einer  mindestens  sechsmonatlichen  Kündi- 
gungsfrist zu  kündigen ;  bei  der  Pacht  landwirthschaftlicher 
Grundstüke  aber  nur  jeweilen  auf  Martiostag,  bei  allen 
anderen  Pachtgegenständen  dagegen  auch  auf  jeden  anderen 
Termin. 

310.  Ist  die  Pacht  auf  eine  bestimmte  Anzahl  von 
Jahren  abgeschloßen ,  so  kann  vor  Ablauf  der  Pachtzeit 
jeder  Theil  aus  wichtigen  Gründen,  welche  ihm  die  Fort- 
sezung  des  Pachtverhältnißes  unerträglich  machen,  dem 
anderen  Theile  den  Pachtvertrag,  unter  Beobachtung  der  in 
Artikel  309  voi^eschriebenen  sechsmonatlichen  Frist,  kün- 
digen, wenn  er  ihm  vollen  Ersaz  anbietet. 

Können  sich  die  Parteien  über  die  Art  oder  das  Maß 
des  Ersazes  nicht  verständigen,  so  entscheidet  der  Richter. 
Immerhin  muß  der  Ersaz  mindestens  einem  Jahreszinse 
gleichkommen. 

Der  Pächter  hat  den  Pachtgegenstand  nur  dann  zu  ver- 
laßen, wenn  ihm  der  Ersaz  geleistet  ist. 

311.  Ist  ein  Pachtvertrag  auf  eine  bestimmte  Zeit 
abgeschloßen  und  nach  deren  Ablauf  das  Pachtverhältniß 
mit   Wißen    und   ohne   Widerspruch   des  Verpächters  fort- 
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gesezt  worden,  so  gilt  der  Vertrag  in  Ermangelung  besonderer 
Vereinbarungen  auf  je  ein  Jahr  als  erneuert,  bis  er  durch 
sechsmonatliche  Kündigung  auf  Ende  eines  solchen  Pacht- 
jahres aufgelöst  wird. 

312.  Wenn  der  Pächter  den  Pachtzins  zur  Verfallzeit 
nicht  bezahlt,  so  kann  ihm  der  Verpächter  eine  Frist  von 
sechszig  Tagen  mit  der  Androhung  ansezen,  daß,  sofern  nicht 
innerhalb  dieier  Frist  der  rükständige  Zins  bezahlt  werde, 
der  Pachtvertrag  mit  deren  Ablauf  aufgelöst  sei. 

Die  Frist  ist  von  dem  Tage  an  zu  berechnen,  an  welchem 
die  Ansezung  derselben  dem  Pächter  zugekommen  ist. 

Bei  der  Pacht  eines  landwirthschaftlichen  Grundstükes 
hat  der  Pächter  auf  die  bei  der  Auflösung  des  Vertrags- 
verhältnißes  noch  nicht  eingesammelten  Früchte  keineu  An- 
spruch ;  dagegen  sind  ihm  die  auf  deren  Erzeugung  gemachten 
Verwendungen  nach  richterlichem  Ermeßen  unter  Verrechnung 
des  laufenden  Pachtzinses  zu  vergüten. 

313.  Wenn  der  Pächter  die  ihm  gemäß  Artikel  303 
und  304  obliegenden  Pflichten  in  erheblicher  Weise  verlezt 
und  auf  ergangene  Aufforderung  hin  nicht  innerhalb  einer 
ihm  vom  Verpächter  angesezten  angemeßenen  Frist  erfüllt, 
so  ist  der  Verpächter  berechtigt,  den  Pachtvertrag  ohne 
Weiteres  aufzuheben. 

Auch  in  diesem  Falle  gelten  mit  Bezug  auf  die  Früchte 
und  Verwendungen  die  Bestimmungen  des  Artikels  312 
Absaz  3. 

314.  Wird  der  Pachtgegenstand  während  der  Pacht- 
zeit vom  Verpächter  veräußert  oder  ihm  in  Folge  Rechts- 
triebes oder  Arrestprozesses  oder  Konkursverfahrens  ent- 
zogen, so  kann  der  Pächter  die  Fortsezung  des  Pachtvertrages 
von  dem  Dritten  nur  fordern,  wenn  dieser  sie  übernommen 
hat;  dagegen  kann  er  von  dem  Verpächter  die  Erfüllung 
des  Vertrages  oder  Schadenersaz  verlangen. 

Der  neue  Erwerber  hat  jedoch,  sofern  der  Vertrag  keine 
frühere  Beendigung  der  Pacht  gestattet,  unter  Beobachtung 
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der  in  Artikel  309  voi^eschriebenen  sechsmonatlichen  Frist 
zu  kündigen. 

Der  Vorbehalt  von  Artikel  281  Absaz  3  gilt  auch 
rüksichtlich  der  Pacht. 

315.  Fällt  der  Pächter  in  Konkurs,  so  erlischt  das 
Pachtverhältniß  mit  der  Konkurseröfifnung.  Hiebei  finden 
die  Bestimmungen  des  Artikels  312  Absaz  3  Anwendung. 

Sofern  jedoch  dem  Verpächter  für  den  laufenden  Pacht- 
zins und  den  Bestand  des  Inventars  hinreichende  Sicherheit 
geleistet  wird,  ist  derselbe  pflichtig,  die  Pacht  bis  zu  Ende 
des  Pachtjahres  fortzusezen. 

316.  Stirbt  der  Pächter,  so  sind  sowohl  seine  Erben 
als  der  Verpächter  berechtigt,  die  Pacht  unter  Beobachtung 
der  in  Artikel  309  vorgeschriebenen  sechsmonatlichen  Frist 
zu  kündigen. 

317.  Bei  Beendigung  der  Pacht  sind  der  Pacht- 
gegenstand und  sämmtliche  Inventarstüke  in  demjenigen 
Zustande,   in  welchem  sie  sich  befinden,   zurQkzuerstatten. 

Für  solche  Verschlechterungen,  welche  bei  gehöriger 
Bewirthschaftung  zu  vermeiden  waren,  hat  der  Pächter  Ersaz 
zu  leisten. 

Für  Verbeßerungen,  welche  lediglich  aus  der  gehörigen 
Bewirthschaftung  hervorgegangen  sind,  hat  er  keinen  Ersaz 
zu  fordern. 

318.  Wurden  bei  der  Uebergabe  die  Inventarstüke 
abgeschäzt,  so  hat  der  Pächter  bei  Beendigung  der  Pacht 
ein  nach  Gattung  und  Schazungswerth  dem  übernommenen 
gleichkommendes  Inventar  zurükzuerstatten  oder  den  Minder- 
werth  zu  ersezen. 

Die  Pflicht  zum  Ersaze  des  Minderwerthes  feilt  weg, 
wenn  der  Pächter  nachweist,  daß  einzelne  Stüke  entweder 
durch  Verschulden  des  Verpächters  untei^egangen  oder 
durch  höhere  Gewalt  zerstört  worden  sind. 
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Für  den  Mehrwerth,  welcher  als  Ergebniß  seiner  Ver- 
wendung und  Arbeit  zu  betrachten  ist,  kann  der  Pächter 
Ersaz  fordern. 

319.  Der  abziehende  Pächter  eines  landwirthschaft- 
lichen  Grundstttkes  muß  das  Stroh  und  den  Dünger  des 
lezten  Jahres  zurüklaßen.  Er  hat  aber  ein  Recht  auf  Ersaz 
des  Mehrwerthes,  wenn  er  beim  Antritte  der  Pacht  weniger 
empfangen  hatte. 

320.  Für  Viehpacht  und  Viehverstellung,  welche  nicht 
mit  einer  landwirthschaftlichen  Verpachtung  verbunden  sind, 
bleiben  kantonales  Recht  und  Ortsgebrauch  vorbehalten. 


ISreunter  Titel. 

Oebranchsleihe. 


321.  Durch  den  Gebrauchsleihevertrag  verpflichtet 
sich  der  Verleiher,  eine  Sache  an  den  Entlehner  zu  un- 
entgeltlichem Gebrauche  zu  überlaßen,  und  der  Entlehner, 
dieselbe  Sache  nach  gemachtem  Gebrauche  an  den  Verleiher 
zurükzugeben. 

322.  Der  Entlehner  darf  von  der  geliehenen  Sache 
nur  denjenigen  Gebrauch  machen,  welcher  sich  aus  dem 
Vertrage  oder,  wenn  darüber  nichts  vereinbart  ist,  aus  ihrer 
Beschaffenheit  oder  Zwekbestimmung  ergibt. 

Er  darf  den  Gebrauch  nicht  einem  Anderen  überlaßen. 

Handelt  der  Entlehner  diesen  Bestimmungen  zuwider, 
so  haftet  er  auch  für  den  Zufall,  wenn  er  nicht  beweiBt| 
daß  dieser  die  Sache  auch  sonst  getroffen  hätte. 
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323.  Der  EnÜehner  trägt  die  gewöhnlichen  Kosten 
für  die  Erhaltung  der  Sache,  bei  geliehenen  Thieren  ins- 
besondere die  Kosten  der  Fütterung. 

Für  außerordentliche  Verwendungen,  welche  er  im 
Interesse  des  Verleihers  machen  mußte,  kann  er  von  diesem 
Ersaz  fordern. 

324,  Haben  Mehrere  eine  Sache  gemeinschaftlich 
entlehnt,  so  haften  sie  solidarisch. 

329.  Ist  fUr  die  Gebrauchsleihe  eine  bestimmte  Dauer 
nicht  vereinbart,  so  endigt  sie,  sobald  der  Entlehner  den 
vertragsmäßigen  Gebrauch  gemacht  hat,  oder  mit  Ablauf 
der  Zeit,  binnen  welcher  dieser  Gebrauch  hätte  stattfinden 
können. 

326.  Der  Verleiher  kann  die  Sache  früher  zurük- 
fordem,  j^enn  der  Entlehner  dieselbe  vertragswidrig  ge- 
braucht oder  verschlechtert  oder  einem  Dritten  zum  Ge- 
brauche überläßt,  oder  wenn  er  selbst  wegen  eines  unvor- 
hei^esehenen  Falles  der  Sache  dringend  bedarf. 

327.  Wenn  der  Verleiher  die  Sache  zu  einem  weder 
der  Dauer  noch  dem  Zweke  nach  bestimmten  Gebrauche 
überlaßen  hat,  so  kann  er  dieselbe  beliebig  zurükfordern. 

328.  Die  Gebrauchsleihe  endigt  mit  dem  Tode  des 
Entlehners. 


Zehntel*  Titel. 

Darlehen. 


329.  Durch  den  Darlehensvertrag  verpflichtet  sich 
der  Darleiher  zur  Uebertragung  des  Eigenthums  an  einer 
Summe  Geldes  oder  an  anderen  vertretbaren  Sachen,  der 
Borger  dagegen  zur  Rükerstattung  von  Sachen  der  nämlichen 
Art  in  gleicher  Menge  und  Güte. 
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330.  Das  Darlehen  ist  im  .gewöhnliehen  Verkehre 
nur  dann  verzinslich,  wenn  solches  verabredet  ist ;  im  kauf- 
männischen Verkehre  sind  auch  ohne  Verabredung  Zinse 
zu  bezahlen. 

331.  Der  Anspruch  des  Borgers  auf  Aushändigung 
des  Darlehens  und  der  Anspruch  des  Darleihers  auf  Annahme 
desselben  verjährt  in  sechs  Monaten  vom  Eintritte  des  Ver- 
zuges an  gerechnet. 

332.  Der  Darleiher  kann  die  Aushändigung  des  Dar- 
lehens im  Sinne  des  Artikels  96  verweigern,  wenn  der 
Borger  seit  dem  Vertragsabschluße  in  Konkurs  gerathen 
ist  oder  seine  Zahlungen  eingestellt  hat. 

Dieselbe  Befugniß  steht  dem  Darleiher  auch  dann  zu, 
wenn  der  Konkurs  oder  die  Zahlungseinstellung  schon  vor 
Abschluß  des  Vertrages  eingetreten,  ihm  aber  erst  nach 
demselben  bekannt  geworden  ist. 

333.  Sind  dem  Borger  statt  der  verabredeten  Geld- 
summe Werthpapiere  oder  Waaren  gegeben  worden,  so  gilt 
als  Darlehenssumme  der  Kurswerth  oder  der  Marktpreis, 
welchen  diese  Papiere  oder  Waaren  zur  Zeit  und  am  Orte 
der  Hingabe  hatten. 

Eine  entgegenstehende  Uebereinkunft  ist  nichtig. 

334.  Wenn  der  Vertrag  die  Höhe  des  Zinsfußes  nicht 
bestimmt,  so  ist  derjenige  Zinsfuß  zu  vermuthen,  welcher  zur 
Zeit  und  am  Orte  des  Darlehensempfanges  für  die  betrefifende 
Art  von  Darlehen  üblich  war. 

333.  Die  vorherige  Uebereinkunft,  daß  die  Zinse 
zum  Kapital  geschlagen  und  mit  diesem  weiter  verzinset 
werden  sollen,  ist  ungültig. 

Vorbehalten  sind  die  kaufmännischen  Zinsberechnungen 
im  Kontokurrent  und  ähnliche  Geschäftsformen,  bei  welchen 
die  Berechnung  von  Zinseszinsen  üblich  ist  (Sparkassen, 
Renten anstalten  u.  s,  w.). 
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336.  Ein  Darlehen,  für  deßen  Rükzablung  weder  ein 
bestimmter  Termin  noch  eine  Kündigungsfrist  noch  der  Verfall 
auf  beliebige  Aufforderung  hin  vereinbart  wurde,  ist  inner- 
halb sechs  Wochen  von  der  ersten  Aufforderung  an  zurük- 
zubezahlen. 

337.  Für  grund versicherte  Darlehen,  inbegriffen  das 
dabei  zuläßige  Maximum  des  Zinsfußes,  bleibt  das  kantonale 
Recht  vorbehalten. 


EUftei*  Titel. 

Dienstvertrag. 


338.  Durch  den  Dienstvertrag  verpflichtet  sich  der 
Arbeitnehmer  zur  Leistung  von  persönlichen  Diensten  und 
der  Arbeitgeber  zur  Entrichtung  einer  Vergütung. 

Eine  Vergütung  gilt  als  stillschweigend  vereinbart,  wenn 
die  Verpflichtung  zur  Dienstleistung  nach  den  Umständen 
nur  gegen  eine  solche  zu  erwarten  war. 

339.  Der  Dienstpflichtige  hat,  wenn  sich  nicht  aus 
der  Verabredung  oder  aus  den  Umständen  etwas  Anderes 
ergibt,  die  versprochenen  Dienste  in  eigener  Person  zu 
leisten. 

340.  Sofern  nicht  vorgängige  oder  periodische  Be- 
zahlung vereinbart  wurde  oder  üblich  ist,  muß  die  Vergütung 
erst  entrichtet  werden,  wenn  die  Dienste  geleistet  sind. 

341.  Bei  einem  auf  längere  Dauer  abgeschloßenen 
Dienstvertrage  geht  der  Dienstpflichtige  seiner  Ansprüche 
auf  die  Vergütung  nicht  verlustig,  wenn  er  durch  Krankheit, 
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durch  Militärdienst  oder  aus  ähnlichen  Gründen  ohne  eigenes 
Verschulden  auf  verhältnißmäßig  kurze  Zeit  an  der  Leistung 
seiner  Dienste  verhindert  wird. 

Der  Arbeitgeber  hat  den  Dienstpflichtigen,  welcher  mit 
ihm  in  häuslicher  Gemeinschaft  lebt,  bei  vorübergehender 
unverschuldeter  Krankheit  auf  eigene  Kosten  verpflegen  und 
ärztlich  behandeln  zu  laßen. 

342.  Wird  ein  auf  Jahresfrist  oder  auf  eine  bestimmte 
kürzere  Zeitdauer  eingegangenes  Dienstverhältniß  nach  Ab- 
lauf der  Dienstzeit  von  beiden  Theilen  ohne  Widerspruch 
fortgesezt,  so  gilt  der  Vertrag  für  die  gleiche  Zeitdauer  als 
erneuert.  Ml^r  die  festgesezte  Dienstzeit  länger,  so  gilt  die 
Erneuerung  ftir  ein  Jahr. 

Hat  der  Auflösung  des  Vertrages  nach  Verabredung 
oder  Ortsgebrauch  eine  Kündigung  voranzugehen,  so  gilt 
die  beiderseitige  ünterlaßung  derselben  als  Erneuerung  des 
Vertrages. 

343.  Ist  ein  Dienstvertrag  nicht  auf  bestimmte  Zeit- 
dauer eingegangen  und  ergibt  sich  eine  solche  auch  nicht 
aus  dem  angegebenen  Zweke  der  Dienste,  so  kann  der 
Vertrag  von  beiden  Theilen  in  den  gesezlichen  oder  üblichen 
Fristen  gekündigt  werden. 

Bestehen  darüber  weder  besondere  Geseze  noch  üebungen, 
so  kann  der  Vertrag  auf  den  Ablauf  je  eines  Kai  ender- Viertel- 
jahres (31.  März,  30.  Juni,  30.  September,  31.  Dezember) 
durch  vorangehende  mindestens  sechswöchentliche  Kündigung 
aufgehoben  werden.  Fällt  der  Anfang  des  Dienstverhältnißes 
nicht  mit  dem  Anfange  eines  Kalender -Vierteljahres  zu- 
sammen, so  kann  zum  ersten  Male  auf  das  Ende  des  nächst- 
folgenden Kalender -Vierteljahres  gekündigt  werden. 

344.  Bei  dem,  Gesellen-  und  Dienstbotenverhältniße 
gelten,  soweit  «ich  nicht  aus  Verabredung  oder  Ortsgebrauch 
etwas  Anderes  ergibt,  die  ersten  zwei  Wochen  von  der 
Anstellung  an  als  Probezeit  in  dem  Sinne,  daß  bis  zum 
Ablauf  dieser  Probezeit  jedem  Theile  freisteht,  das  Verhältniß 
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unter  Einhaltung  einer  mindestens  dreitägigen  Kündigungsfrist 
aufzulösen.  ' 

343.  Ist  ein  Dienstvertrag  auf  die  Lebenszeit  einer 
Partei  oder  auf  eine'deren  Lebensdauer  voraussichtlich  über- 
schreitende Zeitfrist  geschloßen,  so  kann  er  vom  Dienst- 
pflichtigen jederzeit  durch  sechsmonatliche  Kündigung  ohne 
Entschädigung  gelöst  werden. 

346.  Aus  wichtigen  Gründen  kann  die  Aufhebung 
des  Dienst  Vertrages  vor  Ablauf  der  Dienstzeit  von  jedem 
Theile  verlangt  werden. 

Ueber  das  Vorhandensein  solcher  Gründe  entscheidet 
der  Richter  nach  freiem  Ermeßen. 

Liegen  dieselben  in  vertragswidrigem  Verhalten  des 
einen  Theiles,  so  hat  dieser  vollen  Schadenersaz  zu  leisten. 
Im  Üebrigen  werden  die  ökonomischen  Folgen  einer  vor- 
zeitigen Auflösung  vom  Richter  nach  freiem  Ermeßen  be- 
stimmt, unter  Würdigung  der  Umstände  und  des  Orts- 
gebrauches. 

347.  Der  Dienstvertrag  erlischt  mit  dem  Tode  des 
Dienstpflichtigen ;  mit  dem  Tode  des  Arbeitgebers  nur  dann, 
wenn  der  Vertrag  wesentlich  mit  Ruksicht  auf  deßen  Person 
eingegangen  wurde, 

348.  Die  Vorschriften  dieses  Titels  finden  auch  An- 
wendung auf  Dienst verhältniße,  in  welchen  gegen  ein  ver- 
abredetes oder  vorausgeseztes  Honorar  solche  Arbeiten  zu 
leisten  sind,  welche  eine  besondere  Fachkenntniß,  eine  Kunst- 
fertigkeit oder  wißenschaftliche  Bildung  voraussezen  (freie 
Dienste). 

349.  Vorbehalten  bleiben: 

1)  das   öffentliche  Recht   des  Bundes  und   der  Kantone 
für  die  öffentlichen  Beamten  und  Angestellten; 

2)  die    Bundesgesezgebung     über     die    Arbeit    in    den 
Fabriken. 


Eidg.  amtl.  Samml.  Nene  Folge.  V.  Bd.  46 
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Zwölfter  Titel. 


Werkvertrag. 


350.  Durch  den  Werkvertrag  verpflichtet  sich  der 
Unternehmer  zur  Fertigstellung  eines  Werkes  und  der  Be- 
steller zur  Leistung  einer  Vergütung. 

331.  Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  das  Werk 
persönlich  auszuführen  oder  doch  unter  seiner  persönlichen 
Leitung  ausführen  zu  laßen. 

Ausgenommen  sind  die  Fälle,  in  denen  es  nach  der 
Natur  des  Geschäftes  auf  persönliche  Eigenschaften  des  Unter- 
nehmers nicht  ankommt.  Immerhin  haftet  der  Unternehmer 
für  jedes  Verschulden  der  Personen ,  welchen  er  die  Aus- 
führung überträgt. 

332.  Soweit  der  Unternehmer  die  Lieferung  des  Stoffes 
übernommen  hat,  haftet  er  dem  Besteller  für  die  Güte  des- 
selben ;  auch  hat  er  nach  Maßgabe  der  Artikel  235  bis  242 
Gewähr  zu  leisten. 

Den  vom  Besteller  gelieferten  Stoff  hat  der  Unternehmer 
mit  aller  Soi^falt  zu  behandeln  und  über  deßen  Verwendung 
Rechenschaft  abzulegen ;  ein  allfälliger  Rest  ist  dem  Besteller 
zurükzugeben. 

333.  Für  die  zur  Ausführung  des  Werkes  nöthigen 
Hülfsmittel,  Werkzeuge  und  Geräthschaften  hat  der  Unter- 
nehmer in  Ermangelung  anderweitiger  Verabredung  oder 
Uebung  auf  seine  Kosten  zu  sorgen. 

354,  Beginnt  der  Unternehmer  das  Werk  nicht  rech^ 
zeitig,  oder  verzögert  er  die  Ausführung  in  vertragswidriger 
Weise,  oder  ist  er  mit  derselben  ohne  Schuld  des  Bestellers 
60  sehr  im  Rükstande,  daß  die  rechtzeitige  Vollendung  nicht 
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mehr  vorauszusehen  ist,  so  kann  der  Besteller,  ohne  den 
Lieferungstermin  abzuwarten,  gemäß  den  Artikeln  122  bis 
124  gegen  den  Unternehmer  vorgehen. 

333.  Läßt  sieh  während  der  Ausführung  des  Werkes 
eine  mangelhafte  oder  sonst  vertragswidrige  Erstellung  durch 
Verschulden  des  Unternehmers  bestimmt  voraussehen,  so 
kann  der  Besteller  demselben  eine  angemeßene  Frist  zur 
Abhülfe  ansezen  oder  ansezen  laßen,  mit  der  Androhung, 
daß  inr  ünterlaßungsfalle  die  Verbeßerung  oder  die  Fort- 
führung des  Werkes  auf  Gefahr  und  Kosten  des  Unter- 
nehmers einem  Dritten  übertragen  würde. 

336.  Zeigen  sich  bei  der  Ausftlhrung  des  Werkes 
Mängel  an  dem  vom  Besteller  gelieferten  Stoffe  oder  an  dem 
angewiesenen  Baugrunde,  oder  ergeben  sich  sonst  Verhältniße, 
welche  die  gehörige  oder  rechtzeitige  Ausführung  des  Werkes 
gefährden,  so  hat  der  Unternehmer  dem  Besteller  ohne  Verzug 
davon  Anzeige  zu  machen,  widrigenfaUs  die  nachtheüigen 
Folgen  ihm  zur  Last  fallen. 

337.  Nach  Ablieferung  des  Werkes  hat  der  Besteller, 
sobald  es  nach  dem  üblichen  Geschäftsgange  thunlich  ist, 
deßen  Beschaflfenheit  zu  prüfen  und  den  Unternehmer  von 
allfälligen  Mängeln  in  Kenntniß  zu  sezen. 

Jeder  Theil  ist  berechtigt,  auf  seine  Kosten  eine  Prüfung 
des  Werkes  durch  Sachverständige  und  die  Beurkundung 
des  Befundes  zu  verlangen. 

338.  Leidet  das  Werk  an  so  erheblichen  Mängeln, 
oder  weicht  dasselbe  sonst  vom  Vertrage  so  sehr  ab,  daß 
es  für  den  Besteller  unbrauchbar  ist  oder  daß  ihm  die  An- 
nahme billigerweise  nicht  zugemuthet  werden  kann,  so  darf 
er  dieselbe  verweigern  und  bei  Verschulden  des  Unternehmers 
Schadenersaz  fordern. 

Sind  die  Mängel  oder  die  Abweichungen  vom  Vertrage 
minder  erheblich,  so  kann  der  Besteller  einen  dem  Minder- 
werthe  des  Werkes  entsprechenden  Abzug  am  Lohne  machen 
oder  auch,  sofern  dieses  dem  Unternehmer  nicht  übermäßige 
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K OS teu  verursacht,  diö  unentgeltliche  Verbeßerung  des  Werkes 
und  bei  Versehuldoii  Behadenersaz  verlangen. 

Bei  Werken,  welrhe  auf  dem  Grund  und  Boden  des 
Bestellers  errichtet  Bind  und  ihrer  Natur  nach  nur  mit 
tinverliältniUm^ißi^eu  Nüchtheilen  entfernt  werden  können, 
hat  der  Besteller  nur  die  in  Absaz  2  dieses  Artikels  ange- 
gebeneu  Rechte, 

SSO.     Die   im  vorhergehenden  Artikel   dem  Besteller 

gegebenen  Rechte  fallen  dahin,  wenn  er  durch  Weisungen, 

weiche   er   entgegen    den   ausdrUklichen  Abmahnungen  des 

Unternehmers  über  die  Ausführung  ertheilte,  oder  auf  andere 

'  Weise  die  Mängel  selbst  verschuldet  hat. 

360.  Ist  das  allgelieferte  Werk  vom  Besteller  aus- 
drükÜch  oder  stillschweigend  genehmigt  worden,  so  ist  der 
UuternehmcT  von  seiner  Haftpflicht  befreit,  soweit  es  sich 
nicht  um  Mängel  handelt,  welche  bei  der  Abnahme  und 
ordnungsmäßigen  PrUfting  nicht  erkennbar  waren  oder  vom 
Unternehmer  arglistig  verschwiegen  wurden, 

361.  Als  stillschweigende  Genehmigung  gilt  es,  wenn 
der  Basteller  die  in  Artikel  357  Absaz  1  vorgeschriebene 
Prafung  und  Anzeige  unterläßt.  Treten  die  Mängel  erst 
später  zu  Tage,  bo  muß  die  Anzeige  sofort  nach  der  Ent- 
dekung  erfolgen,  vi^drigenfalls  das  Werk  auch  rtiksichtlich 
dieser  Mängel  als  genehmigt  gilt. 

362.  Die  Ansprüche  des  Bestellers  wegen  allftllliger 
Mängel  des  Werkes  verjähren  gleich  den  entsprechenden 
Änaprüeheu   des  Käufers  gemäß  den  Artikeln  257  bis  259. 

Die  Klage  des  Bestellers  eines  Bauwerkes  verjährt  jedoch 
erst  Uraeh  t\inf  Jahreii  seit  der  Abnahme. 

ä63.  Her  Besteller  hat  den  Lohn  bei  der  Ablieferung 
des  Werkes  zu  zahlen. 

Ist  dä.B  Werk  in  Tlieilen  zu  liefern  und  der  Lohn  nach 
Theilen  bestimmt,  so  liat  für  jeden  Theil  bei  deßen  Ab- 
lieferung Zahlung  äu  erfolgen. 
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364.  Wurde  der  Lohn  für  das  Werk  zum  voraus 
genau  bestimmt,  so  ist  der  Unternehmer  verpflichtet,  es  um 
diese  Summe  fertig  zu  stellen. 

Der  Unternehmer  darf  keine  Erhöhung  fordern,  auch 
wenn  er  mehr  Arbeit  oder  größere  Auslagen  gehabt  hat, 
als  vorgesehen  war. 

Falls  jedoch  außerordentliche  Umstände,  welche  nicht 
vorausgesehen  werden  konnten,  die  Fertigstellung  hindern 
oder  übermäßig  erschweren,  so  kann  der  Richter,  wenn  der 
Unternehmer  nicht  ausdrüklich  auch  eine  solche  Gefahr  über- 
nommen hat,  nach  billigem  Ermeßen  eine  Erhöhung  des 
Preises  oder  die  Auflösung  des  Vertrages  bewilligen. 

Der  Besteller  hat  immer  den  vollen  Lohn  zu  bezahlen, 
auch  wenn  die  Fertigstellung  des  Werkes  Weniger  Arbeit 
verursacht,  als  voi^esehen  war. 

363.  Ist  der  Lohn  zum  voraus  entweder  gar  nicht 
oder  nur  ungefthr  bestimmt  worden,  so  ist  derselbe  nach 
Maßgabe  des  Werthes  der  Arbeit  zu  ermitteln. 

366.  Wird  ein  mit  dem  Unternehmer  verabredeter 
ungefehrer  Ansaz  ohne  Zuthun  des  Bestellers  unverhältniß- 
mäßig  überschritten,  so  hat  dieser  sowohl  während  als 
nach  der  Ausführung  des  Werkes  das  Recht,  den  Vertrag 
aufzuheben. 

Bei  Bauten,  welche  auf  Grund  und  Boden  des  Bestellers 
errichtet  werden,  kann  dieser  eine  angemeßene  Herabsezung 
des  Lohnes  verlangen  oder,  wenn  die  Baute  noch  nicht 
vollendet  ist,  gegen  billigen  Ersaz  der  bereits  ausgeführten 
Arbeiten  dem  Unternehmer  die  Fortführung  entziehen  und 
vom  Vertrage  zurüktreten. 

367.  Geht  das  Werk    vor  seiner  Uebergabe   durch 
Zufall   zu  Grunde,   so   kann  der  Unternehmer  weder  Lohn 
für  seine  Arbeit  noch  Vergütung  seiner  Auslagen  verlangen, 
außer  wenn  der  Besteller  sich  mit  der  Annahme  im  Verzug  , 
befindet.  ° '^i^'^"^  ^^  C^OOglc 
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Der  Verlust  des  zu  Grunde  gegangenen  Stoffes  trifft  in 
diesem  Falle  denjenigen  Theil,  welcher  ihn  geliefert. 

368.  Ist  das  Werk  wegen  eines  Mangels  des  vom 
Besteller  gelieferten  Stoffes  oder  in  Folge  der  vom  Besteller 
vorgeschriebenen  Art  der  Ausftlhrung  zu  Grunde  gegangen, 
ohne  daß  der  Unternehmer  die  ihm  nach  Artikel  356  ob- 
liegende Pflicht  versäumt  hat,  so  kann  dieser  die  Vergütung 
der  bereits  geleisteten  Arbeit  und  der  im  Lohne  nicht  in- 
begriffenen Auslagen  verlangen. 

Trifft  den  Besteller  ein  Verschulden,  so  hat  der  Unter- 
nehmer nach  Maßgabe  des  Artikels  116  überdies  Anspruch 
auf  Schadenersaz ,  insbesondere  auf  Vergütung  des  ent- 
gangenen Gewinnes. 

369.  So  lange  das  Werk  unvollendet  ist,  kann  der 
Besteller  gegen  Vergütung  der  bereits  geleisteten  Arbeit  und 
gegen  volle  Schadloshaltung  des  Unternehmers  jederzeit  vom 
Vertrage  zurüktreten. 

370.  Wird  die  Vollendung  des  Werkes  durch  einen 
beim  Besteller  eingetretenen  Zufall  unmöglich,  so  hat  der 
Unternehmer  Anspruch  auf  Vergütung  der  geleisteten  Arbeit 
und  der  im  Lohne  nicht  inbegriffenen  Auslagen. 

Hat  der  Besteller  die  Unmöglichkeit  der  Ausführung 
verschuldet,  so  kann  der  Unternehmer  überdies  Schaden- 
ersaz fordern. 

371.  Stirbt  der  Unternehmer  oder  wird  er  ohne  seine 
Schuld  zur  Vollendung  des  Werkes  unftlhig,  so  erlischt  der 
Werkvertrag,  sofern  derselbe  mit  Rüksicht  auf  die  per- 
sönlichen Eigenschaften  des  Unternehmers  eingegangen  war. 

Der  Besteller  ist  verpflichtet,  den  bereits  ausgeführten 
Theil  des  Werkes,  soweit  dieser  für  ihn  brauchbar  ist, 
anzunehmen  und  nach  Verhältniß  zu  bezahlen. 
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Dreizelmtei:*  Titel. 

Verlagsvertrag. 


372.  Durch  den  Verlagsvertrag  verpflichten  sich  der 
Urheber  eines  literarischen  oder  künstlerischen  Werkes  oder 
seine  Rechtsnachfolger  (Verlaggeber),  das  Werk  einem 
Verleger  zum  Zweke  der  Herausgabe  zu  überlaßen,  der 
Verleger  dagegen,  das  Werk  zu  vervielfältigen  und  in  Ver- 
trieb zu  sezen. 

373.  Durch  den  Verlags  vertrag  wird,  vorbehaltlich 
besonderer  Vereinbarungen,  das  Urheberrecht  insoweit  und 
auf  so  lange  dem  Verleger  zur  Ausübung  übertragen,  als  das- 
selbe dazu  dient,  den  Verlag  zu  sichern. 

374.  Der  Verla^eber  hat  dem  Verleger  daflir  ein- 
zustehen, daß  er  zur  Zeit  des  Vertragsabschlußes  zu  der 
Verlagsgabe  berechtigt  war. 

Er  hat,  wenn  das  Werk  vorher  ganz  oder  theüweise 
einem  Dritten  in  Verlag  gegeben  oder  sonst  mit  seinem 
Wissen  veröfifentlicht  war,  dieses  vor  dem  Vertragsabschluße 
zu  erklären. 

373.  So  lange  die  Auflagen  des  Werkes,  zu  denen 
der  Verleger  berechtigt  ist,  nicht  vergriffen  sind,  darf  der 
Verlaggeber  weder  über  das  Werk  im  Ganzen  noch  über 
einzelne  Theile  desselben  zum  Nachtheile  des  Verlegers 
anderweitig  verfügen. 

376.  Zeitungsartikel  und  einzelne  kleinerö  Aufsäze  in 
Zeitschriften  darf  der  Verlaggeber  jederzeit  weiter  veröffent- 
lichen. 

Beiträge  an  Sammelwerke  oder  größere  Beiträge  an 
Zeitschriften   darf  der    Verlaggeber  nicht   vor  Ablauf  von^le 
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drei  Monaten   nach  dem  vollständigen  Erscheinen  des  Bei- 
trages weiter  veröfifentlichen. 

37 7,  Wurde  über  die  Anzahl  der  Auflagen  nichts 
bestimmt,  so  ist  der  Verleger  nur  zu  einer  Auflage  berechtigt. 

Die  Stärke  der  Auflage  ist,  wenn  darüber  nichts  ver- 
einbart wurde,  vom  Verleger  festzusezen.  Er  hat  auf  Ver-^ 
langen  des  Verlaggebers  wenigstens  so  viele  Exemplare 
druken  zu  laßen,  als  zu  einem  gehörigen  Umsaz  erforder- 
lich sind,  und  darf  nach  Vollendung  des  ersten  Drukes  keine 
neuen  Abdrüke  veranstalten. 

378,  Der  Verleger  ist  verpflichtet,  das  Werk  ohne 
Kürzungen,  ohne  Zusäze  imd  ohne  Abänderungen,  wena 
dieselben  nicht  vom  Verlaggeber  gestattet  sind,  in  ange- 
meßener  Ausstattung  zu  verviel&ltigen,  filr  gehörige  Anzeige 
zu  sorgen  und  die  üblichen  Mittel  fUr  den  Absaz  zu  ver- 
wenden. 

Die  Preisbestimmung  hängt  von  dem  Ermeßen  des  Ver- 
l^ers  ab,  doch  darf  er  nicht  durch  übermäßige  Preisforde- 
rung den  Absaz  hindern. 

379.  Der  Urheber  behält,  so  lange  er  die  Fähigkeit 
besizt,  auch  das  Recht,  solche  Berichtigungen  und  Verbeße- 
rungen  an  seinem  Werke  vorzunehmen,  welche  er  fllr  nöthig: 
erachtet ;  verursacht  er  aber  dem  Verleger  unvorhergesehene 
Kosten,  so  hat  er  diesem  Ersaz  zu  leisten. 

Der  Verleger  darf  keine  neue  Ausgabe  oder  Auflage 
machen  und  keinen  neuen  Abdruk  vornehmen,  ohne  zuvor 
dem  Urheber  Gelegenheit  zu  verschaffen,  die  nothwendigen 
Verbeßerungen  anzubringen. 

Dieses  Recht  steht  dem  Urheber  persönlich  zu  ^  es  geht 
nicht  auf  die  Erben  über. 

Vorbehalten  bleibt  die  Einsprache  des  Verlegers  gegea 
solche  Aenderungen,  welche  seine  Verlagsinteressen  oder 
seine  Ehre  verlezen  oder  seine  Verantwortlichkeit  steigern. 

380.  Wurde  das  Verlagsrecht  für  mehrere  Auflagea 
oder  für  alle  Auflagen  übertragen  und  versäumtes  der  Ver- 
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leger,  eine  neue  Auflage  zu  veranstalten,  nachdem  die  lezte 
vergriflfen  ist,  so  kann  der  Verlaggeber  demselben  gericht- 
lich eine  Frist  zur  Herstellung  einer  neuen  Auflage  ansezen 
laßen,  nach  deren  fruchtlosem  Ablauf  der  Verleger  sein  Recht 
verwirkt. 

881.  Ist  die  besondere  Ausgabe  mehrerer  einzelner 
Werke  desselben  Urhebers  zum  Verlage  überlaßen  worden, 
so  gibt  dieses  dem  Verleger  nicht  auch  das  Recht,  eine  6e- 
^mmtausgabe  dieser  Werke  zu  veranstalten. 

Ebensowenig  hat  der  Verleger,  welchem  eine  Oesammt- 
Äusgabe  der  sämmtlichen  Werke  oder  einer  ganzen  Gattung 
von  Werken  desselben  Urhebers  überlaßen  worden  ist,  das 
Recht,  von  den  einzelnen  Werken  besondere  Ausgaben  zu 
veranstalten. 

382.  Das  Recht  eine  Uebersezung  des  Werkes  zu 
veranstalten,  bleibt,  wenn  nichts  Anderes  mit  dem  Verleger 
vereinbart  ist,  ausschließlich  dem  Verlagg^ber  vorbehalten. 

383.  Bin  Honorar  an  den  Verlaggeber  gilt  als  still- 
schweigend vereinbart,  wenn  nach  den  Umständen  die  üeber- 
laßung  des  Werkes  nur  gegen  ein  Honorar  zu  erwarten 
war.  Die  Größe  desselben  bestimmt  der  Richter  auf  das 
Gutachten  von  Sachverständigen. 

384.  Hat  der  Verleger  das  Recht  zu  mehreren  Auf- 
lagen, so  wird  vermuthet,  daß  für  jede  folgende  von  ihm 
veranstaltete  Auflage  dieselben  Honorar-  und  übrigen  Ver- 
tragsbedingungen gelten,  wie  für  die  erste  Auflage. 

383.  Das  Honorar  wird  filUig,  sobald  das  ganze  Werk, 
oder  wenn  es  in  Abtheilungen  (Bänden,  Heften,  Blättern) 
erscheint,  sobald  die  Abtheilung  gedrukt  ist  und  ausgegeben 
werden  kann. 

386.  Wird  das  Honorar  ganz  oder  theilweise  von 
dem  erwarteten  Absaze  abhängig  gemacht,  so  ist  der  Ver- 
leger zu  übungsgemäßer  Abrechnung  und  Nachweisung  des 
Absazes  verpflichtet.  Dp.izedbyGoogk 


714  Bnndesgesez 

387.  Geht  das  Werk  nach  seiner  Ablieferung  an  den 
Verleger  durch  Zufall  unter,  so  ist  der  Verleger  zur  Zahlung 
des  Honorars  verpflichtet. 

Besizt  der  Autor  noch  ein  zweites  Exemplar  des  unter- 
gegangenen Werkes,  so  hat  er  dasselbe  dem  Verleger  zu 
überlalien;  kann  er  das  Werk  mit  geringer  Mühe  wieder 
herstellen,  so  ist  er  auch  dazu  verpflichtet;  beides  gegen 
angemeßene  Entschädigung. 

388.  Geht  die  vom  Verleger  bereits  hergestellte  Auf- 
lage des  Werkes  ganz  oder  zum  Theile  durch  Zufall  unter, 
bevor  der  Vertrieb  begonnen  hat,  so  ist  der  Verleger  be- 
rechtigt, die  untergegangenen  Exemplare  auf  seine  Kosten 
neu  herzustellen,  ohne  daß  der  Verlaggeber  ein  neues  Ho- 
norar dafür  fordern  kann. 

389.  Der  Verlagsvertrag  erlischt,  wenn  der  Urheber 
vor  der  Vollendung  des  Werkes  stirbt  oder  unftthig  oder  ohne 
sein  Verschulden  verhindert  wird,  dasselbe  zu  vollenden. 

Ausnahmsweise  kann  der  Richter,  wenn  die  ganze  oder 
theil  weise  Fortsezung  des  Vertragsverhältnißes  möglich  und 
billig  erscheint,  dieselbe  bewilligen  und  das  NOthige  anordnen. 

390.  Geräth  der  Verleger  in  Konkurs,  so  kann  der 
Verlaggeber  das  Werk  einem  anderen  Verleger  übertragen, 
wenn  ihm  nicht  für  Erfüllung  der  zur  Zeit  der  Konkurs- 
eröflfnung  noch  nicht  verfallenen  Verlagsverbindlichkeiten 
Sicherheit  geleistet  wird. 

391.  Wenn  einer  oder  mehrere  Verfaßer  nach  einem 
ihnen  vom  Verleger  vorgelegten  Plane  die  Bearbeitung  eines 
Werkes  übernehmen,  so  haben  sie  nur  auf  das  bedungene 
Honorar  Anspruch.  Dem  Verleger  steht  in  der  Folge  das 
freie  Verlagsrecht  zu. 
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Viei^ehLiiter  Titel. 

Auftrag.  (Mandat) 


I.  Einfacher  Auftrag. 

392.  Durch  die  Annahme  eines  Auftrages  verpflichtet 
sich  der  Beauftragte,  das  ihm  übertragene  Geschäft  nach 
dem  Willen  des  Auftraggebers  zu  besorgen. 

Eine  Vergiltung  (Provision,  Honorar)  ist  nur  dann  zu 
leisten,  wenn  eine  solche  verabredet  oder  üblich  ist. 

393.  Als  angenommen  gilt  ein  nicht  sofort  abgelehnter  ' 
Auftrag,  wenn  er  sich  auf  die  Besorgung  solcher  Geschäfte 
bezieht,  welche  der  Beauftragte  kraft  obrigkeitlicher  Bestel- 
lung oder  gewerbsmäßig  betreibt'  oder  zu  deren  Besorgung 
er  sich  öffentlich  empfohlen  hat. 

394.  Ist  der  Umfang  des  Auftrages  nicht  ausdrüklich 
bezeichnet  worden,  so  bestimmt  sich  derselbe  nach  der 
Natur  des  zu  besorgenden  Geschäftes. 

Einer  besonderen  Ermächtigung  bedarf  der  Beauftragte, 
um  einen  Prozeß  anzuheben,  einen  Vergleich  abzuschließen, 
ein  Schiedsgericht  anzunehmen,  wechselrechtliche  Verbind- 
lichkeiten einzugehen,  Liegenschaften  zu  veräußern  oder  zu 
belasten,  Schenkungen  zu  machen. 

Inwiefern  er  einer  besondern  Vollmacht  bedarf,  um  in 
einem  anhängigen  Rechtsstreite  Namens  des  Vollmachtgebers 
einzelne  Handlungen  vorzunehmen  oder  Erklärungen  abzu- 
geben, wird  durch  das  eidgenößische  oder  kantonale  Prozeß- 
recht bestimmt. 

395.  Hat  der  Auftraggeber  für  die  Besorgung  des 
übertragenen  Geschäftes  eine  bestimmte  Vorschrift  gegeben, 

so  darf  der  Beauftragte  nur  in  so  fern  abweichen,  als  nach  den  ^ IC 
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Umständen  die  Einholung  einer  Instruktion  nicht  thunlich 
und  aberdieß  anzunehmen  ist,  der  Auftraggeber  hätte  ihn 
bei  Eenntniß  der  Sachlage  dazu  ermächtigt. 

Hat  der  Beauftragte,  ohne  daß  diese  Yoraussezungen 
zutreffen,  den  Auftrag  unter  ungünstigeren  als  den  ihm  vor- 
geschriebenen Bedingungen  ausgeführt,  so  gilt  derselbe  nur 
dann  als  erfüllt,  wenn  der  Beauftragte  den  daraus  erwach- 
senen Nachtheil  auf  sich  nimmt. 

896.  Der  Beauftragte  ist  dem  Auftraggeber  für  ge- 
treue und  soi^föltige  Ausführung  des  ihm  übertragenen  Ge- 
schäftes haftbar;  er  hat  dasselbe  persönlich  zu  besolden,  aus- 
genommen, wenn  er  zur  üebertragung  an  einen  Dritten 
ermächtigt  oder  durch  die  Umstände  genöthigt  ist. 

397.  Hat  der  Beauftragte  die  Besorgung  des  Ge- 
schäftes unbefugter  Weise  einem  Dritten  übertragen,  so 
haftet  er  für  die  Handlungen  desselben,  wie  wenn  es  seine 
eigenen  wären. 

War  er  zur  Üebertragung  befugt,  so  haftet  er  nur  ftir 
gehörige  Sorgfalt  bei  der  Wahl  und  Instruktion  des  Dritten. 

In  beiden  Fällen  kann  der  Auftraggeber  die  Ansprüche, 
welche  dem  Beauftragten  gegen  den  Dritten  zustehen,  un- 
mittelbar gegen  diesen  geltend  machen. 

398.  Der  Beauftragte  ist  schuldig,  auf  Verlangen 
jederzeit  über  seine  Geschäftsführung  Rechenschaft  abzu- 
legen und  Alles,  was  ihm  in  Folge  derselben  aus  irgend 
einem  Grunde  zugekommen  ist,  zu  erstatten.  Gelder,  mit 
deren  Ablieferung  er  sich  im  Rükstande  befindet,  hat  er 
zu  verzinsen. 

399.  Hat  der  Beauftragte  für  Rechnung  des  Auftrag- 
gebers in  eigenem  Namen  Forderungsrechte  gegen  Dritte 
erworben,  so  gehen  dieselben  auf  den  Auftraggeber  über, 
sobald  der  leztere  seinerseits  allen  Verbindlichkeiten  aus 
dem  Auftragsverhältnme  nachgekommen  ist.  Dieses  gilt 
auch  gegenüber  der  Masse,  wenn  der  Beauftragte  in  Konkurs 
gefallen  ist.  oigitizedbyCjOOglc 
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Ebenso  kann  der  Auftraggeber  im  Konkurse  des  Beauf- 
tragten die  bewegliehen  Sachen  herausverlangen,  welche 
lezterer  in  eigenem  Namen,  aber  für  Rechnung  des  Auf- 
traggebers, zu  Eigenthum  erworben  hat;  doch  darf  die  Masse 
allfallige  Retentionsrechte  des  Beauftragten  geltend  machen. 

400.  Der  Auftraggeber  ist  schuldig,  dem  Beauftragten 
die  Auslagen  und  Verwendungen,  welche  dieser  in  Aus- 
führung des  Auftrages  gemacht  hat,  sammt  Zinsen  zu  ersezen 
und  denselben  von  den  eingegangenen  Verbindlichkeiten  zu 
befreien. 

Er  hafl^et  dem  Beauftragten  für  den  aus  dem  Auftrage 
-erwachsenen  Schaden,  soweit  er  nicht  zu  beweisen  vermag, 
daß  der  Schaden  ohne  alles  Verschulden  von  seiner  Seite 
entstanden  ist. 

401.  Haben  mehrere  Personen  gemeinsam  einen  Auf- 
trag gegeben,  so  haften  sie  dem  Beauftragten  für  ihre  Ver- 
pflichtungen aus  dem  Auftrage  solidarisch. 

Haben  mehrere  Personen  einen  Auftrag  gemeinschaftlich 
Auszuführen  übernommen,  so  haften  sie  für  die  Ausführung 
desselben  solidarisch  und  können  den  Auftraggeber  nur  durch 
gemeinschaftliches  Handeln  verpflichten. 

402.  Der  Auftrag  kann  von  jedem  Theile  jederzeit 
gekündigt  werden. 

Erfolgt  jedoch  die  Kündigung  zur  Unzeit,  so  ist  der 
zurtiktretende  Theil  zum  Ersaze  des  dem  anderen  verursachten 
Schadens  verpflichtet. 

403.  Der  Auftrag  erlischt,  sofern  nicht  das  Gegentheil 
vereinbart  ist  oder  aus  der  Natur  des  Geschäftes  gefolgert 
werden  muß,  durch  den  Tod,  durch  eintretende  Handlungs- 
unföhigkeit  und  durch  den  Konkurs  des  Auftraggebers  oder 
des  Beauftragten. 

So  oft  jedoch  durch  das  Erlöschen  des  Auftrages  eine 
Oefahr  für  das  Geschäft  eintritt,  ist  der  Beauftragte,  be- 
ziehungsweise sein  Erbe  oder  sein  Vertreter  verpflichtet, 
äo  lange  für  die  Fortführung  des  Geschäftes  zu  sorgen,  bis 


Digitized  by  VjOOQiC 


718  Bundesgesez 

der  Auftraggeber,  beziehungsweise  sein  Erbe  oder  sein  Ver- 
treter in  der  Lage  ist,  es  selbst  zu  thun. 

404.  Aus  den  Geschäften,  welche  der  Beauftragte 
führt,  bevor  er  von  dem  Erlöschen  des  Auftrages  Kenntuiß 
erhalten  hat,  wird  ihm  der  Auftraggeber  oder  deßen  Erbe 
verpflichtet,   wie  wenn   der  Auftrag  noch  bestanden  hätte- 

403.  Die  Vorschriften  dieses  Kapitels  kommen  auch 
zur  Anwendung,  wenn  Jemand  den  Abschluß  eines  Vertrages 
zu  vermitteln  übernimmt,  ohne  zu  einer  der  beiden  Parteien 
in  einem  dauernden  Dienstverhältniße  zu  stehen. 

Vorbehalten  bleiben  die  besonderen  Bestimmungen  der 
Kantonalgeseze  über  Mäkler,  Courtiers,  Sensale  und  andere 
Personen,  welche  die  Vermittelung  von  Geschäften  gewerbs- 
mäßig besorgen. 

IL  Anweirang. 

406.  Durch  die  Anweisung  wird  der  Angewiesene 
(Assignat)  beauftragt,  dem  Anweisungsempfänger  (Assignatar) 
eine  bestimmte  Geldsumme  zu  zahlen,  und  der  leztere,  die 
Zahlung  in  eigenem  Namen  zu  erheben. 

407.  Soll  mit  der  Anweisung  eine  Schuld  des  An- 
weisenden (Assignanten)  an  den  Empfänger  getilgt  werden, 
so  erfolgt  die  Tilgung  erst  durch  die  von  dem  Angewiesenen 
geleistete  Zahlung. 

Doch  kann  der  Empfänger,  welcher  die  Anweisung  an- 
genommen hat,  seine  Forderung  gegen  den  Anweisenden 
nur  dann  wieder  geltend  machen,  wenn  er  die  Zahlung 
vom  Angewiesenen  gefordert  und  nach  Ablauf  der  in  der 
Anweisung  bestimmten  Zeit  nicht  erhalten  hat. 

408.  Der  Gläubiger,  welcher  eine  von  seinem  Schuldner 
ihm  ertheilte  Anweisung  nicht  annehmen  will,  hat  diesen 
bei  Vermeidung  von  Schadenersaz  ohne  Verzug  zu  benach- 
richtigen. 

• 
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Im  Uebngen  gelten  für  den  Empfanger  einer  Anweisung 
die  Bestimmungen  der  Artikel  392  und  393. 

409.  Der  Angewiesene,  welcher  dem  Anweisungs- 
empfänger die  Annahme  ohne  Vorbehalt  erklärt,  wird  dem- 
selben zur  Zahlung  verpflichtet;  er  kann  ihm  nur  solche 
Einreden  entgegensezen,  welche  sich  aus  ihrem  persönlichen 
Verhältniße  oder  aus  dem  Inhalte  der  Anweisung  selbst 
ergeben,  nicht  aber  solche  aus  seinem  Verhältniße  zum 
Anweisenden. 

410.  Soweit  der  Angewiesene  Schuldner  des  An- 
weisenden ist  und  seine  Lage  dadurch,  daß  er  an  den 
Anweisungsempfänger  Zahlung  leisten  soll,  in  keiner  Weise 
verschlimmert  wird,  ist  er  zur  Zahlung  an  diesen  verpflichtet. 

Vor  der  Zahlung  die  Annahme  zu  erklären,  ist  der 
Angewiesene  selbst  in  diesem  Falle  nicht  verpflichtet,  es 
sei  denn,  daß  er  es  mit  dem  Anweisenden  vereinbart  hätte. 

411.  Verweigert  der  Angewiesene  die  vom  Anweisungs- 
empfänger geforderte  Zahlung,  oder  erklärt  er  zum  Voraus, 
an  denselben  nicht  zahlen  zu  wollen,  so  ist  dieser  bei  Ver- 
meidung von  Schadenersaz  verpflichtet,  den  Anweisenden 
sofort  zu  benachrichtigen. 

412.  Der  Anweisende  kann  die  Anweisung  gegenüber 
dem  Anweisungsempfänger  widerrufen,  wenn  er  sie  nicht 
zur  Tilgung  seiner  Schuld  oder  sonst  zum  Vortheile  des 
Empfängers  ertheilt  hat. 

Gegenüber  dem  Angewiesenen  kann  der  Anweisende 
widerrufen,  so  lange  nicht  jener  dem  Empfänger  seine  An- 
nahme erklärt  hat. 

Wird  über  den  Anweisenden  der  Konkurs  eröffnet,  so 
gilt  die  Anweisung  als  widerrufen. 

413.  Schriftliche  Anweisungen  zur  Zahlung  an  den 
jeweiligen  Inhaber  der  Urkunde  werden  nach  den  Vorschriften 
dieses  Kapitels  beurtheilt,  in  dem  Sinne,  daß  dem  Ange- 
wiesenen gegenüber  jeder  Inhaber  als  Anweisungsempfänger 
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gilt,  die  Rechte  zwischen  dem  Anweisenden  und  Empfänger 
dagegen  nur  fUr  den  jeweiligen  Uebergeber  und  Abnehmer 
begründet  werden. 

Für  den  Check  gelten  die  besondern  Bestimmungen  des 
dreißigsten  Titels. 

414.  Die  Grundsäze  des  kantonalen  Rechtes  über 
Anw- eisung  grund versicherter  Forderungen  werden  durch  die 
Vorschriften  dieses  Kapitels  nicht  berührt. 

IIL  Kreditbrief. 

415.  Kreditbriefe,  durch  welche  der  Adressant  den 
Adressaten  mit  oder  ohne  Angabe  eines  Maximums  beauf- 
tragt, einer  bestimmten  Person  die  verlangten  Beträge  aus- 
zubezahlen, werden  nach  den  Vorschriften  über  die  An- 
weisungen beurtheilt. 

416.  Wenn  kein  Maximum  angegeben  ist,  so  hat 
der  Adressat  bei  ungewöhnlichen,  den  Verhältnißen  der  be- 
theiligten Personen  ofifenbar  nicht  entsprechenden  Anfor- 
derungen des  Empftlngers  den  Adressanten  zu  benachrichtigen 
und  so  lange,  bis  deßen  Weisung  eingegangen  ist,  die  Zahlung 
zu  verweigern. 

417.  Die  im  Kreditbriefe  enthaltene  Anweisung  gilt 
im  Sinne  des  Artikels  409  nur  dann  als  angenommen,  wenn 
die  Annahme  bezüglich  eines  bestimmten  Betrages  erklärt 
worden  ist. 

IV.  Kreditanftrag. 

418.  Hat  Jemand  den  Auftrag  erhalten  und  ange- 
nommen, in  eigenem  Namen  und  auf  eigene  Rechnung,  jedoch 
unter  Verantwortlichkeit  des  Auftraggebers,  einem  Dritten 
Kredit  zu  eröflfnen  oder  zu  erneuern,  so  haftet  der  Auftrag- 
geber wie  ein  Bürge  für  die  Schuld  des  Dritten,  sofern  der 
Beauftragte  die  Grenzen  des  Kreditauftrages  nicht  über- 
schritten hat. 

Für  diese  Verbindlichkeit  des  Auftraggebers  bedarf  es 
der  schriftlichen  Vertras:sform. 
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419.  Der  Auftraggeber  kann  dem  Beauftragten  nicht 
die  Einrede  entg^ensezen,  der  Dritte  sei  zur  Eingehung  der 
Schuld  persönlich  unflähig  gewesen. 

420.  Die  Haftpflicht  des  Auftraggebers  erlischt,  wenn 
4ler  Beauftragte  dem  Dritten  eigenmächtig  Stundung  gegeben 
oder  es  versäumt  hat,  gemäß  den  Weisungen  des  Auftraggebers 
g^en  ihn  vorzugehen. 

421.  Das  Rechtsverhältniß  des  Auftraggebers  zu  dem 
Dritten,  welchem  ein  Kredit  eröffnet  wordeo  ist,  wird  nach 
den  Bestimmungen  über  das  Rechtsverhältniß  zwischen  dem 
Borgen  und  dem  Hauptschuldner  beurtheilt. 


Fiiiifzelintei*  Titel. 

Prokuristen.    Handlungsbevollmächtigte. 
Handelsreisende. 


422.  Wer  von  dem  Inhaber  eines  Handels-,  Fabri- 
kations- oder  eines  anderen  nach  kaufmäonischer  Art  geführten 
Gewerbes,  dem  Prinzipal,  ausdrOklich  oder  thats&chlich  er- 
mächtigt ist,  ftlr  denselben  das  Gewerbe  zu  betreiben  und 
^per  procura*^  die  Firma  zu  zeichnen,  ist  Prokurist. 

Der  Prinzipal  hat  die  Ertheilung  der  Prokura  zur  Ein- 
tragung in  das  Handelsregister  anzumelden,  er  wird  jedoch 
schon  vor  der  Eintragung  durch  die  Handlungen  des  Pro- 
kuristen verbunden. 

Zur  Betreibung  anderer  Gewerbe  oder  Geschäfte  kann 
ein  Prokurist  nur  durch  Eintragung  in  das  Handelsregister 
bestellt  werden.  Vor  derselben  kommen  lediglich  die  all- 
gemeinen Bestimmungen  über  Stellvertretung  zur  Anwendung. 

Eid«.  Amil.  Samml.  Nene  Folge.  V.  Bd.  47  (  v^^^T^ 
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423.  Der  Prokurist  gilt  gutgläubigen  Dritten  g^en- 
über  als  ermächtigt,  den  Prinzipal  durch  Wech8el-2ieich- 
nungen  zu  verpflichten  und  in  dessen  Namen  alle  Arten 
von  Rechtshandlungen  vorzunehmen,  welche  der  Zwek  des 
Gewerbes  oder  Geschäftes  des  Prinzipals  mit  sich  bringen  kann. 

Zur  Veräußerung  und  Belastung  von  Liegenschaften 
ist  der  Prokurist  nur  ermächtigt,  wenn  ihm  diese  Befugniß 
ausdrüklich  ertheilt  worden  ist. 

Andere  Beschränkungen  der  Prokura  haben  gegenüber 
gutgläubigen  Dritten  keine  rechtliche  Wirkung. 

424.  Die  Prokura  kann  mehreren  Personen  zu  ge- 
meinsamer Unterschrift  ertheilt  werden  (Kollektiv-Prokura). 
In  diesem  Falle  wirkt  die  Unterschrift  des  Einzelnen  nicht, 
ohne  die  vorgeschriebene  Mitwirkung  der  Uebrigen. 

423*  Der  Widerruf  der  Prokura  ist  in  das  Handels- 
register einzutragen,  auch  wenn  bei  Ertheilung  derselben 
die  Eintragung  nicht  stattgefunden  hat. 

So  lange  der  Widerruf  nicht  in  das  Handelsregister 
eingetragen  und  bekannt  gemacht  worden  ist,  hat  er  gegen- 
über gutgläubigen  Dritten  keine  Wirkung. 

426.  Wenn  der  Inhaber  eines  Gewerbes  der  in  Ar- 
tikel 422  Absaz  1  bezeichneten  Art  Jemanden  ohne  Er- 
theilung der  Prokura,  sei  es  zum  Betriebe  des  ganzen 
Gewerbes,  sei  es  zu  bestimmten  Geschäften  in  seinem  (be- 
werbe, als  Vertreter,  Handlungsbevollmächtigten,  bestellt, 
so  erstrekt  sich  die  Vollmacht  auf  alle  Rechtshandlungen, 
welche  der  Betrieb  eines  derartigen  Gewerbes  oder  die  Aus- 
führung derartiger  Geschäfte  gewöhnlich  mit  sich  bringt. 

Jedoch  ist  der  Handlungsbevollmächtigte  zum  Eingehen 
von  Wechselverbindlichkeiten,  zur  Aufnahme  von  Darlehen 
und  zur  Prozeßführung  nur  ermächtigt,  wenn  ihm  eine 
solche  Befugniß  ausdrüklich  ertheilt  worden  ist. 

427.  Der  Prokurist,  sowie  derjenige  Handlungs- 
bevollmächtigte, welcher  zum  Bet  ^ebe  des  ganzen  Gewerbes 
bestellt  ist   oder  in  einem  Dienstverhältniße   zum  Inhaber 
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des  Gewerbes  steht,  darf  ohne  EinwiUigung  des  Prinzipals 
weder  filr  eigene  Rechnung  noch  für  Rechnung  eines  Dritten 
öeschäfte  machen,  welche  zu  dem  Geschäftszweige  des 
Prinzipals  gehören. 

Bei  Uebertretung  dieser  Vorschrift  kann  der  Prinzipal 
Ersaz  des  verursachten  Schadens  fordern  und  auch  die 
betreflfenden  Geschäfte  auf  eigene  Rechnung  übernehmen. 

428.  Die  Prokura  und  die  Handlungsvollmacht  sind 
jederzeit  widerruflich,  unbeschadet  der  Rechte,  welche  sich 
aus  dem  Dienstverhältniße  ergeben. 

Der  Tod  des  Prinzipals  hat  das  Erlöschen  der  Prokura 
oder  Handlungsvollmacht  nicht  zur  Folge. 

429.  Wer  als  Handelsreisender  für  ein  bestimmtes 
Etablissement  an  auswärtigen  Orten  Geschäfte  zu  besolden 
hat,  gilt  für  ermächtigt,  den  Kaufpreis  aus  den  von  ihm  im 
Namen  des  Geschäftsherm  abgescbloßenen  Verkäufen  ein- 
zuziehen und  darüber  zu  quittiren,  sowie  Zahlungsfristen  zu 
bewilligen.  Eine  Beschränkung  dieser  Befugniß  kann  Dritten 
gegenüber,  welche  davon  keine  Kenntniß  haben,  nicht  gel- 
tend gemacht  werden. 


Seebiszeliiitei*  nTitel* 

Kommission. 


430.  Kommissionär  ist  derjenige,  welcher  gegen  eine 
Kommissionsgebtihr  (Provision)  in  eigenem  Namen  für  Rech- 
nung eines  Anderen,  des  Kommittenten,  den  Einkauf  oder 
Verkauf  von  beweglichen  Sachen  oder  Werthpapieren  zu 
besorgen  übernimmt. 
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431.  Für  das  KommisEdonsverhältniß  kommen  die 
Vorschriften  über  den  Auftrag  zur  Anwendung,  soweit  nicht 
die  nachfolgenden  Bestimmungen  dieses  Titels  etwas  Anderes 
enthalten. 

432.  Der  Kommissionär  hat  dem  Kommittenten  die 
erforderlichen  Nachrichten  zu  geben  und  insbesondere  von 
der  Ausführung  des  Auftrages  sofortige  Anzeige  zu  machen. 

Er  ist  zur  Versicherung  des  Kommissionsgutes  nur  ver- 
pflichtet, wenn  er  vom  Kommittenten  Auftrag  dazu  erhalten 
hat. 

433.  Wenn  das  zum  Verkaufe  zugesandte  Kommissions- 
gut sich  in  einem  erkennbar  mangelhaften  Zustande  befindet, 
so  hat  der  Kommissionär  die  Rechte  gegen  den  Frachtführer 
zu  wahren,  fUr  den  Beweis  des  mangelhaften  Zustandes  und 
soweit  möglich  für  Erhaltung  des  Gutes  zu  sorgen  und  dem 
Kommittenten  ohne  Verzug  Nachricht  zu  geben. 

Versäumt  der  Kommissionär  diese  Pflichten,  so  ist  er 
für  den  aus  der  Versäumniß  entstandenen  Schaden  haftbar. 

434.  Wenn  sich  Gefahr  zeigt,  daß  das  zum  Verkaufe 
zugesandte  Kommissionsgut  in  schnelle  Verderbniß  gerathe, 
so  ist  der  Kommissionär  berechtigt  und,  soweit  die  Interessen 
des  Kommittenten  es  erfordern,  auch  verpflichtet,  dasselbe 
unter  Mitwirkung  der  zuständigen  Amtsstelle  des  Ortes,  wo 
die  Sache  sich  befindet,  verkaufen  zu  laßen. 

433.  Hat  der  Verkaufskommissionär  unter  dem  ihm 
gesezten  Minimum  verkauft,  so  muß  er  dem  Kommittenten 
den  Preisunterschied  vergüten,  sofern  er  nicht  beweist,  daß 
durch  den  Verkauf  von  dem  Kommittenten  Schaden  ab- 
gewendet worden  ist  und  eine  Anfrage  bei  dem  Kommittenten 
nicht  mehr  thunlich  war. 

436.  Hat  der  Kommissionär  wohlfeiler  gekauft,  als  der 
Kommittent  vorausgesezt,  oder  theurer  verkauft,  als  er  ihm 
vorgeschrieben  hatte,  so  darf  er  den  Gewinn  nicht  für  sich  be- 
halten, sondern  muß  denselben  dem  Kommittenten  anrechnen. 

« 
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437.  Der  Kommissionär,  welcher  ohne  Einwilligung 
des  Kommittenten  einem  Dritten  Yorschüße  macht  oder 
Ejredit  gewährt,  thut  dieses  auf  eigene  Gefahr. 

Soweit  jedoch  der  Handelsgebrauch  am  Orte  des  Ge- 
schäftes das  Kreditiren  des  Kau^reises  mit  sich  bringt,  ist 
in  Ermangelung  einer  anderen  Bestimmung  des  Kommittenten 
auch  der  Kommissionär  dazu  berechtigt. 

438.  Abgesehen  von  dem  Falle,  wo  der  Kommissionär 
unbefugter  Weise  Kredit  gewährt,  steht  er  für  die  Zahlung 
oder  anderweitige  Erfüllung  der  Verbindlichkeiten  des 
Schuldners  nur  dann  ein,  wenn  dieses  von  ihm  übernommen 
oder  am  Orte  seiner  Niederlaßung  Handelsgebrauch  ist. 

Der  Kommissionär,  welcher  für  den  Schuldner  einsteht, 
ist  zu  einer  Vergütung  (del-credere-Provision)  berechtigt. 

439.  Der  Kommissionär  ist  berechtigt,  ftlr  alle  im 
Interesse  des  Kommittenten  gemachten  Vorschüße,  Auslagen 
und  andere  Verwendungen  Ersaz  zu  fordern  und  von  diesen 
Beträgen  Zinsen  zu  berechnen. 

Er  kann  auch  die  Vergütung  ftlr  die  benuzten  Lager- 
räume und  Transportmittel,  nicht  aber  den  Lohn  seiner 
Angestellten  in  Rechnung  bringen. 

440.  Der  Kommissionär  hat  die  Provision  zu  fordern, 
wenn  das  Geschäft  zur  Ausführung  gekommen  ist. 

Für  Geschäfte,  welche  nicht  zur  Ausführung  gekommen 
sind,  hat  der  Kommissionär  nur  den  ortsüblichen  Anspruch 
auf  Vergütung  seiner  Bemühungen  (Auslieferungsprovision). 

441.  Der  Anspruch  auf  die  Provision  ftUt  dahin, 
wenn  sich  der  Kommissionär  einer  unredlichen  Handlungs- 
weise gegenüber  dem  Kommittenten  schuldig  gemacht,  ins- 
besondere, wenn  er  einen  zu  hohen  Einkaufs-  oder  einen  zu 
niedrigen  Verkaufspreis  in  Rechnung  gebracht  hat. 

üeberdies  steht  dem  Kommittenten  in  den  beiden  lezt- 
erwähnten  Fällen  die  Befugniß  zu,  den  Kommissionär  selbst 
als  Verkäufer  oder  als  Käufer  in  Anspruch  zu  nehmen. qoqIc 
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442.  Der  Kommissionär  hat  an  dem  Eommissions- 
gute,  beziehungsweise  an  dem  Verkaufserlöse  ein  Retentions- 
recht im  Sinne  des  Artikels  224. 

Für  die  auf  Rechnung  des  Kommittenten  erworbenen 
Forderungen  kommt  Artikel  399  Absaz  1  zur  Anwendung. 

443.  Wenn  bei  Unverkäuflichkeit  des  Kommissions- 
gutes oder  bei  Widerruf  des  Auftrages  der  Kommittent  mit 
der  Zurüknahme  des  Gutes  oder  mit  der  Verfllgung  darüber 
ungebührlich  zögert,  so  ist  der  Kommissionär  berechtigt,  bei 
der  zuständigen  Amtsstelle  des  Ortes,  wo  die  Sache  sich 
befindet,  die  Versteigerung  zu  verlangen. 

Diese  kann,  wenn  am  Orte  der  gelegenen  Sache  weder 
der  Kommittent  noch  ein  Stellvertreter  desselben  anwesend 
ist,  ohne  Anhören  der  Gegenpartei  angeordnet  werden.  Es 
muß  aber  eine  amtliche  Hittheilung  an  den  Kommittenten 
vorausgehen,  sofern  das  Gut  nicht  einer  schnellen  Ent- 
werthung  ausgesezt  ist. 

444.  Bei  Kommissionen  zum  Einkauf  oder  zum  Verkauf 
von  Waaren,  Wechseln  und  andern  Werthpapieren,  welche 
einen  Börsenpreis  oder  Marktpreis  haben,  ist  der  Kommissionär, 
wenn  der  Kommittent  nicht  etwas  Anderes  bestimmt  hat, 
befugt,  das  Gut,  welches  er  einkaufen  soll,  als  Verkäufer 
selbst  zu  liefern,  oder  das  Gut,  welches  er  zu  verkaufen 
beauftragt  ist,  als  Käufer  für  sich  zu  behalten. 

In  diesen  Fällen  ist  der  Kommissionär  verpflichtet,  den 
zur  Zeit  der  Ausführung  des  Auftrages  geltenden  Börsen- 
oder Marktpreis  in  Rechnung  zu  bringen. 

443.  Wenn  der  Kommissionär  von  der  im  vorher- 
gehenden Artikel  ihm  eingeräumten  Befugniß  Gebrauch 
macht,  so  ist  er  zu  der  gewöhnlichen  Provision  berechtigt 
und  kann  die  bei  Kommissionsgeschäften  sonst  regelmäßig 
vorkommenden  Unkosten  berechnen.  Im  Uebrigen  ist  das 
Geschäft  als  Kaufvertrag  zu  behandeln. 

446.  Meldet  der  Kommissionär  in  den  Fällen  des 
Artikels  444  die  Ausführung  des  Auftrages,  ohne^eina  andere 
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Person  als  Käufer  oder  Verkäufer  namhaft  zu  machen,  so  ist 
anzunehmen,  daß  er  selbst  die  Verpflichtungen  eines  Käufers, 
beziehungsweise  Verkäufers  auf  sich  genommen  habe. 

447.  Wenn  der  Kommittent  den  Auftrag  widerruft 
und  der  Widerruf  bei  dem  Kommissionär  eintrifft,  bevor 
lezterer  die  Anzeige  der  Ausführung  abgesendet  hat,  so 
kann  sich  der  Kommissionär  der  Befugniß,  selbst  als  Käufer 
oder  Verkäufer  einzutreten,  nicht  mehr  bedienen. 

448.  Wer  gegen  Vergütung  die  Versendung  oder 
Weitersendung  von  Gütern  für  Rechnung  des  Versenders, 
aber  in  eigenem  Namen,  zu  besorgen  übernimmt  (Spediteur, 
Transportkommissionär),  gilt  als  Frachtftlhrer  und  unterli^t 
den  Bestimmungen  des  siebzehnten  Titels. 


Siebzeliixtei*  Titel. 

Frachtvertrag. 


449.  Frachtführer  ist  derjenige,  welcher  gegen  Ver- 
gütung (Frachtlohn,  Fracht)  den  Transport  von  Sachen  aus- 
zuführen übernimmt. 

430.  Für  den  Frachtvertrag  kommen  die  Vorschriften 
über  den  Auftrag  zur  Anwendung,  soweit  nicht  die  nach- 
folgenden Bestimmungen  dieses  Titels  etwas  Anderes  ent- 
halten. 

451.  Der  Absender  hat  dem  Frachtführer  die  Adresse 
des  Empfängers  und  den  Ort  der  Ablieferung,  die  Anzahl, 
<iie  Verpakung,  den  Inhalt  und  das  Gewicht  der  Frachtstüke, 
die  Lieferungszeit  und  den  Transportweg,  sowie  bei  werth- 
voUen  Gegenständen  auch  deren  Werth  genau  zu  bezeiclmen.      j 
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Die  aus  Unterlaßung  oder  Ungenauigkeit  einer  solchen 
Angabe  entstehenden  Nachtheile  fallen  zu  Lasten  des  Ab- 
senders. 

452.  Für  gehörige  Verpakung  des  Gutes  hat  der 
Absender  zu  sorgen ;  er  haftet  für  die  Folgen  von  äußerlid^ 
nicht  erkennbaren  Mängeln  der  Verpakung.  Dagegen  trägt 
der  Frachtfilhrer  die  Folgen  solcher  Mängel,  welche  äußer- 
lich erkennbar  waren,  wenn  er  das  Gut  ohne  Vorbehalt 
angenommen  hat. 

433.  So  lange  das  Frachtgut  noch  in  Händen  de» 
Frachtführers  ist,  hat  der  Absender  das  Recht,  dasselbe 
gegen  Entschädigung  des  Frachtführers  für  allfällige  von 
ihm  schon  gemachte  Auslagen  oder  erweisliche  Nachtheile^ 
die  aus  der  Rükziehung  erwachsen,  zurükzunehmen,  ange- 
nommen : 

1)  wenja  ein  Frachtbrief  vom  Absender  ausgestellt  und 
vom  Frachtführer  an  denEmpfilnger  übergeben  wurde; 

2)  wenn  der  Absender  sich  vom  Frachtfilhrer  einea 
Empfangschein  geben  ließ  und  denselben  nicht  zurük- 
geben  kann; 

3)  wenn  der  Frachtführer  an  den  Empfanger  eine  schrift- 
liche Anzeige  (Avisbrief)  von  der  Ankunft  des  Gute& 
zum  Zweke  der  Abholung  desselben  abgesendet  hat ; 

4)  wenn  der  Empfänger  nach  Ankunft  des  Gutes  am  Be- 
stimmungsorte die  Ablieferung  desselben  verlangt  hat. 

In  diesen  Fällen  hat  der  Frachtführer  ausschließlich 
die  Anweisungen  des  Empfängers  zu  befolgen ;  im  Falle  der 
ZiflFer  2  jedoch  vor  Ankunft  des  Gutes  am  Bestimmungs- 
orte nur  unter  der  Voraussezung,  daß  dem  Empfönger  der 
Empfangschein  zugestellt  worden  ist. 

434.  Wenn  das  Frachtgut  nicht  angenommen  oder 
die  Zahlung  der  auf  demselben  haftenden  Forderungen  mcht 
geleistet  wird  oder  der  Empfänger  nicht  ermittelt  werden 
kann,  so  hat  der  Frachtführer  den  Absender  hievon  zu  be- 
nachrichtigen und  inzwischen  das  Frachtgut  auf  Gefahr  und 
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Kosten  des  Absenders  aufzubewahren  oder  bei  einem  Dritten 
zu  hinterlegen. 

Wird  dann  in  einer  den  Umständen  angemeßenen  Zeit 
weder  vom  Absender  noch  vom  Empfänger  über  das  Fracht- 
gut verfügt,  so  kann  der  Frachtführer  unter  Mitwirkung  der 
am  Orte  der  gelegenen  Sache  zuständigen  Amtsstelle  das- 
Frachtgut  zu  Gunsten  des  Berechtigten  gemäß  Artikel  443 
verkaufen  laßen. 

433»  Sind  Frachtgüter  schnellem  Verderben  ausge- 
sezt,  oder  dekt  ihr  vermuthlicher  Werth  nicht  die  darauf 
haftenden  Kosten,  so  soll  der  Frachtführer  den  Thatbestand 
ohne  Verzug  amtlich  feststellen  laßen  und  kann  darauf  da» 
Frachtgut  in  gleicher  Weise  wie  im  Falle  des  vorhergehenden 
Artikels  verkaufen  laßen. 

Von  der  Anordnung  des  Verkaufes  sind,  soweit  möglich^ 
die  Betheiligten  zu  benachrichtigen. 

436.  Der  Frachtführer  hat  bei  Ausübung  der  in 
Artikel  454  und  455  ihm  eingeräumten  Befugniße  die  ver- 
muthlichen  Interessen  des  Eigenthümers  bestmöglich  zu 
wahren  und  haftet  für  Schadenersaz  bei  erwiesener  Fahr- 
läßigkeit. 

437.  Wenn  ein  Frachtgut  verloren  oder  zu  Grunde 
gegangen  ist,  so  hat  der  Frachtführer  den  vollen  Werth  des- 
selben zu  ersezen,  sofern  er  nicht  beweist,  daß  der  Verlust 
oder  Untergang  durch  die  natürliche  BeschaflFenheit  des  Gutes 
oder  durch  höhere  Gewalt  oder  durch  ein  Verschulden  oder 
eine  Anweisung  des  Absenders,  beziehungsweise  des  Em- 
p&ngers  verursacht  sei. 

Verabredungen,  wonach  ein  den  vollen  Werth  über- 
schreitendes Interesse  oder  weniger  als  der  volle  Werth  zu 
ersezen  ist,  bleiben  vorbehalten. 

438.  Unter  den  gleichen  Voraussezungen  und  Vor- 
behalten haftet  der  Frachtführer  für  allen  Schaden,  welcher 
aus  Verspätung  in  der  Ablieferung  oder  aus  Beschädigung 
oder  aus  theil weisem  Untergänge  des  Gutes  entstanden  isL^. 
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Ohne  besondere  Verabredung  kann  ein  höherer  Schaden- 
«rsaz  als  für  gänzlichen  Verlust  nicht  begehrt  werden. 

459.  Der  Frachtftlhrer  haftet  ftir  alle  Unfelle  und 
Fehler,  die  auf  dem  übernommenen  Transporte  vorkommen, 
gleichviel,  ob  er  den  Transport  bis  zu  Ende  selbst  besorgt 
oder  durch  einen  anderen  Frachtftlhrer  ausfahren  läßt,  vor- 
behaltlich des  Rükgriffes  gegen  den  Frachtftlhrer,  welchem 
«r  das  Gut  übergeben  hat. 

460.  Der  Frachtftlhrer  hat  sofort  nach  Ankunft  des 
Outes  dem  Empfänger  Anzeige  zu  machen. 

461.  Bestreitet  der  Empßlnger  die  auf  dem  Frachtgut 
haftende  Forderung,  so  kann  er  die  Ablieferung  nur  ver- 
langen, insofern  er  den  streitigen  Betrag  amtlich  hinterlegt. 
Dieser  Betrag  tritt  in  Bezug  auf  das  Retentionsrecht  des 
Frachtführers  an  die  Stelle  des  Frachtgutes. 

462.  Durch  vorbehaltlose  Annahme  des  Gutes  und 
Bezahlung  der  Fracht  erlöschen  alle  Ansprüche  gegen  den 
Frachtftlhrer,  die  Fälle  der  Arglist  und  groben  Fahrläßigkeit 
ausgenommen. 

Außerdem  bleibt  der  Frachtftlhrer  haftbar  ftlr  äußer- 
lich nicht  erkennbaren  Schaden,  falls  der  Empfänger  solchen 
in  der  Zeit,  in  welcher  ihm  nach  den  Umständen  die 
Prüfung  möglich  oder  zuzumuthen  war,  entdekt  und  den 
Frachtftlhrer  sofort  nach  der  Entdekung  davon  benachrichtigt 
hat.  .  Diese  Benachrichtigung  muß  jedoch  spätestens  acht 
Tage  nach  der  Ablieferung  stattgefunden  haben. 

463.  In  allen  Streitfällen  kann  die  am  Orte  der  ge- 
legenen Sache  zuständige  Amtsstelle  auf  Begehren  eines  der 
beiden  Theile  Hinterlegung  des  Frachtgutes  in  dritte  Hand 
oder  nöthigenfalls  nach  Feststellung  des  Zustandes  den  Ver- 
kauf desselben  anordnen.  Der  Verkauf  kann  durch  Bezahlung 
oder  Hinterlegung  aller  angeblich  auf  dem  Gute  haftenden 
Forderungen  abgewendet  werden. 

464.  Die  Ersazklagen  gegen  Frachtftlhrer  verjähren 
in  Jahresfrist  und  zwar  im  Falle  des  ünterejangea.  des  Ver- 
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lastes  oder  der  Verspätung  von  dem  Tage  hinweg,  an  welchem 
die  Ablieferung  hätte  geschehen  sollen,  im  Falle  der  Beschä- 
digung* von  dem  Tage  der  Uebergabe  des  Outes  an  den 
Adressaten. 

Im  Wege  der  Einrede  kann  der  Empfänger,  beziehungs- 
weise der  Absender  seinen  Anspruch  immer  geltend  machen, 
sofern  er  innerhalb  Jahresfrist  reklamirt  hat  und  der  An- 
spruch nicht  schon  gemäß  Artikel  462  erloschen  ist. 

Vorbehalten  bleiben  die  Fälle  von  Arglist  und  grober 
Fahrläßigkeit  des  Frachtführers. 

463.  Transportanstalten,  zu  deren  Betrieb  es  einer 
staatlichen  Oenehmigung  bedarf,  sind  nicht  befugt,  die  An- 
wendung der  gesezlichen  Bestimmungen  über  die  Verant- 
wortlichkeit des  Frachtführers  zu  ihrem  Vortheile  durch 
besondere  Uebereinkunft  oder  durch  Reglemente  im  Voraus 
auszuschließen  oder  zu  beschränken. 

Jedoch  bleiben  abweichende  Vertragsbestimmungen, 
welche  in  diesem  Titel  als  zuläßig  vorgesehen  sind,  vorbe- 
halten. 

466.  Für  die  Frachtverträge  der  Post  und  der  Eisen- 
bahnen gelten  die  besonderen  Oeseze. 

467.  Ein  Frachtführer  oder  Spediteur,  welcher  sich 
zur  Ausfuhrung  des  von  ihm  übernommenen  Transportes  einer 
Eisenbahn  bedient  oder  zur  Ausführung  des  von  einer  Eisen- 
bahn übernommenen  Transportes  mitwirkt,  unterliegt  den  be- 
sonderen Bestimmungen  über  Eisenbahnfrachtverkehr.  Ab- 
weichende Vereinbarungen  zwischen  dem  Frachtführer  oder 
Spediteur  einerseits  imd  dem  Auftraggeber  anderseits  bleiben 
jedoch  vorbehalten. 

Dieser  Artikel  findet  keine  Anwendung  auf  Eamioneure. 

468»  Der  Spediteur,  welcher  sich  zur  Ausführung  des 
Transportes  einer  Eisenbahn  bedient,  kann  seine  Verant- 
wortlichkeit nicht  wegen  mangelnden  Rükgriflfes  ablehnen, 
wenn  er  selbst  den  Verlust  desselben  verschuldet  hat. 
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^elitzeliiitei-  rFitel. 

Geschäftsfälirimg  ohne  Auftrag. 


469.  Wer  fUr  einen  Anderen  ein  Geschäft  besorgt, 
ohne  von  diesem  beauftragt  zu  sein,  der  Geschäftsführer,  ist 
verpflichtet,  das  unternommene  Geschäft  so  zu  fuhren,  wie 
es  dem  Vortheile  und  der  muthmaßlichen  Absicht  des  Anderen, 
des  Geschäftsherrn,  entspricht. 

470.  Der  Geschäftsführer  haftet  für  jede  Fahrläßigkeit 
Jedoch  ist  seine  Haftpflicht  milder  zu  beurtheilen,  wenn  er 
gehandelt  hat,  um  einen  dem  Geschäftsherrn  drohenden 
Schaden  abzuwenden. 

Hat  er  die  GeschäftsfQhrung  entgegen  dem  ausge- 
sprochenen oder  sonst  erkennbaren  Willen  des  Geschäfts- 
herrn unternommen,  so  haftet  er  auch  für  den  Zufall,  sofern 
er  nicht  beweist,  daß  derselbe  auch  ohne  seine  Einmischung 
eingetreten  wäre. 

471.  War  der  Geschäftsführer  unfähig,  sich  durch 
Verträge  zu  verpflichten,  so  haftet  er  aus  der  Geschäfts- 
führung nur,  soweit  er  bereichert  ist  oder  auf  böswillige 
Weise  sich  der  Bereicherung  entäußert  hat.  Vorbehalten  bleibt 
eine  weitergehende  Haftung  aus  unerlaubten  Handlungen. 

472.  Wenn  die  Uebemahme  einer  Geschäftsbesorgung 
durch  das  Interesse  des  Geschäftsherrn  geboten  war,  so  ist 
dieser  verpflichtet,  dem  Geschäftsführer  alle  Verwendungen, 
welche  nothwendig  oder  nüzlich  und  den  Verhältnißen  an- 
gemeßen  waren,  sammt  Zinsen  zu  ersezen  und  ihn  in  dem- 
selben Maße  von  den  übernommenen  Verbindlichkeiten  zu 
befreien. 

Diesen  Anspruch  hat  der  Geschäftsführer,  welcher  mit 
der  gehörigen  Sorgfalt  handelte,  auch  dann,  wenn  der  be- 
absichtigte  Erfolg  nicht  eintritt.       „,„,,,^e.oogle 
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Sind  die  Verwendungen  dem  Geschäftsfllhrer  nidit  zu 
ersezen,  so  hat  er  das  Recht  der  Wegnahme  im  Sinne  von 
Artikel  74  Absaz  2. 

473.  Wenn  die  OeschäftsfÜhrung  nicht  mit  Rüksicht 
auf  das  Interesse  des  Gesohäftsherm  unternommen  wurde, 
«o  ist  dieser  gleichwohl  berechtigt,  die  aus  der  Führung 
seiner  Geschäfte   entspringenden  Vortheile  sich  anzueignen. 

Zur  Ersazleistung  an  den  Geschäftsführer  und  zur  Ent- 
lastung desselben  ist  der  Geschäftsherr  nur  soweit  ver- 
pflichtet, als  er  bereichert  ist. 

474.  Wenn  die  Geschäftsbesorgung  nachträglich  vom 
Geschäftsherm  gebilligt  wird,  so  kommen  die  Vorschriften 
über  Auftrag  zur  Anwendung. 


]N'eixiize]iiite]r  rFitel. 

Hinterlegungsvertrag. 


475»  Durch  den  Hinterlegungsvertrag  verpflichtet  sich 
der. Aufbewahrer  (Depositar)  dem  Hinterleger  (Deponenten), 
eine  bewegliche  Sache,  welche  dieser  ihm  anvertraut,  zu 
übernehmen  und  sie  an  einem  sicheren  Orte  aufzubewahren. 

Eine  Vergütung  kann  er  nur  dann  fordern,  wenn  die- 
-selbe  ausdrüklich  bedungen  worden  ist  oder  nach  den  Um- 
ständen zu  erwarten  war. 

476.  Der  Aufbewahrer  darf  die  hinterlegte  Sache 
ohne  Einwilligung  des  Hinterlegers  nicht  gebrauchen. 

Andernfalls  schuldet  er  dem  Hinterleger  entsprechende 
Vergütung  und  haftet  auch  für  den  Zufall,  sofern  er  nicht 
beweist,    daß  dieser   die  Sache   auch    sonst  getroffen  hätte 
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477.  Der  Hinterleger  haftet  dem  Aufbewahrer  filr 
den  aus  der  Hinterl^ung  entstandenen -Schaden,  sofern  er 
nicht  beweist,  daß  der  Schaden  ohne  alles  Verschulden  von 
seiner  Seite  entstanden  sei.  Auch  haftet  er  ihm  für  die  mit 
Erfiillung  des  Vertrages  nothwendig  verbundenen  Auslagen. 

478.  Der  Hinterleger  kann  die  hinterlegte  Sache  nebst 
allfillligem  Zuwachs  jederzeit  zurükfordem,  selbst  wenn  ftlr 
die  Aufbewahrung  eine  bestimmte  Dauer  vereinbart  wurde. 
Jedoch  hat  er  dem  Aufbewahrer  den  Aufwand  zu  ersezen, 
welchen  dieser  mit  Rüksicht  auf  die  vereinbarte  Zeit  ge- 
macht hat. 

479.  Der  Aufbewahrer  kann  die  hinterl^te  Sache 
vor  Ablauf  der  bestimmten  Zeit  nur  dann  zurükgeben,  wenn 
unvorhergesehene  Umstände  ihn  außer  Stand  sezen,  die 
Sache  länger  mit  Sicherheit  oder  ohne  eigenen  Nachtheil 
aufzubewahren.  Ist  keine  Zeit  für  die  Aufbewahrung  be- 
stimmt, so  kann  der  Aufbewahrer  die  Sache  jederzeit 
zurükgeben. 

480.  Die  hinterlegte  Sache  ist  auf  Kosten  und  Gefahr 
des  Hinterlegers  da  zurükzugeben,  wo  sie  aufbewahrt  werden 
sollte. 

481.  Haben  Mehrere  die  Sache  gemeinschaftlich  zur 
Aufbewahrung  erhalten,  so  haften  sie  solidarisch. 

482.  Wird  an  der  hinterlegten  Sache  von  einem 
Dritten  Eigenthum  beansprucht,  so  ist  der  Aufbewabrer 
dennoch  zur  Rükgabe  an  den  Hinterleger  verpflichtet,  sofern 
nicht  gerichtlich  Beschlag  auf  die  Sache  gelegt  oder  die 
Eigenthumsklage  gegen  ihn  anhängig  gemacht  worden  ist. 
Von  diesen  Hindernißen  hat  er  den  Hinterleger  sofort  za 
benachrichtigen. 

483.  Haben  Mehrere  eine  Sache,  deren  Rechtsver- 
hältniße  streitig  oder  zur  Zeit  unklar  sind,  zur  Sicherung 
ihrer  Ansprüche  bei  einem  Dritten,  dem  Sequester,  hinterl^ 
so  darf  dieser  die  Sache  nur  mit  Zustimmung  der  Parteien 
oder  auf  Geheiß  des  Richters  herausgeben. 
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484.  Ist  Geld  mit  der  ausdrükliehen  oder  still- 
schweigenden Vereinbarung  hinterlegt  worden,  daß  der 
Aufbewahrer  nicht  dieselben  Stüke,  sondern  nur  die  gleiche 
Geldsumme  zurUkzuerstatten  habe,  so  geht  Nuzen  und  Gefahr 
auf  ihn  über. 

Eine  stillschweigende  Vereinbarung  in  diesem  Sinne 
ist  zu  vermuthen,  wenn  die  Geldsumme  unversiegelt  und 
unverschloßen  übergeben  wurde. 

483.  Werden  andere  vertretbare  Sachen  oder  Werth- 
papiere  hinterlegt,  so  darf  eine  solche  Vereinbarung  nicht 
aus  den  Umständen  gefolgert  werden.  Der  Aufbewahrer 
darf  über  die  Gegenstände  nur  verftlgen,  wenn  ihm  diese 
Befugniß  vom  Hinterl^er  ausdrüklich  eingeräumt  worden  ist. 

486.  Gastwirthe,  welche  Fremde  zur  Beherbergung- 
aufnehmen,  haften  fllr  jede  Beschädigung,  Vernichtung  oder 
Entwendung  der  von  ihren  Gästen  eingebrachten  Sachen, 
sofern  sie  nicht  beweisen,  daß  der  Schaden  durch  ein  Ver- 
schulden des  Gastes  selbst  oder  seiner  Begleiter  oder  Dienst- 
leute oder  durch  höhere  Gewalt  oder  durch  die  Beschafifen- 
heit  der  Sache  verufsacht  wurde. 

Ein  Verschulden  des  Gastes  ist  namentlich  dann  an- 
zunehmen, wenn  er  unterlaßen  hat,  größere  Geldsummen 
oder  andere  Sachen  von  bedeutendem  Werthe  dem  Wirthe 
zur  Aufbewahrung  zu  übergeben.  Aber  auch  in  diesem 
Falle  haftet  der  Wirth  sowohl  für  sein  eigenes  Verschulden 
als  für  dasjenige  seiner  Dienstleute. 

487.  Der  Wirth  kann  sich  der  im  vorhergehenden 
Artikel  bestimmten  Verantwortlichkeit  nicht  dadurch  ent- 
ziehen, daß  er  dieselbe  durch  Anschlag  in  den  Räumen  des^ 
Gasthofes  ablehnt  oder  von  besonderen  Bedingungen  ab- 
hängig macht. 

488.  Die  Vorschriften  der  Artikel  486  und  487  über 
die  Haftpflicht  der  Gastwirthe  finden  auch  auf  Stallwirthe 
rüksichüich  der  bei  ihnen  eingestellten  oder  von  ihnen  oder 
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ihren  Leuten  auf  andere  Weise  übernommenen  Thiere  und 
Wagen  und  des  dazu  gehörigen  Geschirres  entsprechende 
Anwendung. 


Zwa.nzig'stei-  Titel. 

Bürgschaft 


I.  Toransseznngen  nnd  Arten  der  Bfirgsehaft 

489.  Durch  den  Bürgschaftsvertrag  verpflichtet  sich 
-der  Bürge  gegenüber  dem  Gläubiger  eines  Dritten,  des 
Hauptschuldners,  fUr  die  Erfüllung  der  Schuld  des  Lezteren 
«inzustehen. 

490.  Fähig,   eine  Bürgschaft  einzugehen,    ist  Jeder, , 
^welcher  sich  nach  Maßgabe  dieses  G^sezes  durch  Verträge 
verpflichten  kann. 

491.  Die  Bürgschaft  bedarf  zu  ihrer  Gültigkeit  der 
schriftlichen  Vertragsform. 

492.  Jede  Bürgschaft  sezt  eine  zu  Recht  bestehende 
Hauptschuld  voraus. 

Für  den  Fall,  daß  die  Hauptschuld  wirksam  werde, 
^kann  die  Bürgschaft  auch  für  eine  künftige  oder  bedingte 
Schuld  eingegangen  werden. 

Die  Schuld  aus  einem  wegen  Irrthums  oder  w^en 
Vertragsunftlhigkeit  für  den  Hauptschuldner  unverbindlichen 
Vertrage  kann  gültig  verbürgt  werden,  wenn  der  Bürge  bei 
lEingehung  seiner  Verpflichtung  den  auf  Seite  des  Haupt- 
;schuldners  vorhandenen  Mangel  kennt. 

493«  Der  einfache  Bürge  kann  vom  Gläubiger  erst 
dann  zur  Zahlung  angehalten  werden,  wenn  der  Haupt- 
;schuldner  in  Konkurs  gerathen  oder  ohne  Verschulden  des 
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Gläubigers  erfolglos  betrieben  worden  ist  oder  in  der  Schweiz 
nicht  mehr  belangt  werden  kann. 

Vorbehalten  bleiben  die  in  Artikel  492  Absaz  3  vor- 
gesehenen Fälle. 

494.  Ist  die  verbündte  Forderung  vor  oder  gleich- 
zeitig mit  Bestellung  der  Bürgschaft  durch  Pfandrechte  ge- 
sichert worden,  so  ist  der  einfache  Bürge,  so  lange  der 
Hauptschuldner  nicht  in  Konkurs  gerathen  ist  und  die  Pfand- 
rechte ohne  Konkurs  des  Hauptschuldners  realisirt  werden 
können,  berechtigt  zu  verlangen,  daß  der  Gläubiger  sich 
vorerst  an  die  Pfänder  halte. 

493.  Wer  sich  mit  dem  Hauptschuldner  als  Bürge 
unter  Beifügung  der  Worte:  solidarisch  mit  dem  Haupt- 
schuldner, Zahler,  Selbstzahler,  Selbstschuldner  oder  anderer 
gleichbedeutender  Ausdrüke  verpflichtet,  kann  auch  vor  dem 
Hauptschuldner  und  vor  der  Realisirung  der  Pfandrechte 
belangt  werden;  im  Uebrigen  gelten  für  eine  solche  Bürg- 
schaft die  Bestimmungen  dieses  Titels. 

496.  Mehrere  Bürgen,  welche  gemeinsam  die  nämliche 
iheilbare  Hauptschuld  verbürgt  haben,  haften  für  ihre  An- 
theile  als  einfache  Bürgen  und  für  die  Antheile  der  Uebrigen 
aIs  Nachbürgen. 

Haben  sie  ausdrüklich  mit  dem  Hauptschuldner  nach 
Artikel  495  oder  unter  sich  Solidarhaft  übernommen,  so 
haftet  Jeder  für  die  ganze  Schuld  mit  verhältnißmäßigem 
ßükgriffe  gegen  die  Mitbürgen. 

497.  Der  Nachbürge,  welcher  sich  dem  Gläubiger 
für  die  Erfiillung  der  von  dem  Vorbürgen  übernommenen 
Verbindlichkeit  verpflichtet  hat,  haftet  neben  diesem  in  der- 
selben Weise  wie  der  einfache  Bürge  neben  dem  Haupt- 
Schuldner. 

498«  Der  Rükbürge  ist  verpflichtet,  dem  zahlenden 
Bürgen  für  die  Regreßforderung  einzustehen,  welche  diesem 
^egen  den  Hauptschuldner  erwächst. 

Eidg.  amtl.  Samml.  Neue  Folge.  V.  Bd.  D4&ed  by  GoOglc 
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II.  Wlrknngen  der  Bttrgsch&ft 

499.  Der  Büi^e  haftet  ftlr  den  jeweiligen  Betrag  der 
Hauptschuld,  inbegriffen  die  gesezlichen  Folgen  eines  Ver- 
schuldens oder  Verzuges  des  Hauptschuldners. 

Für  die  Kosten  der  Ausklagung  des  Hauptschuldner» 
hat  der  Büi^e  nur  insofern  einzustehen,  als  ihm  rechtzeitig 
Gel^enheit  gegeben  war,  durch  Befriedigung  des  Gläubiger» 
dieselben  zu  vermeiden. 

Für  vertragsmäßige  Zinse  haftet  der  Bürge,  wenn  nicht» 
Anderes  vereinbart  ist,  bis  zum  Betrage  des  laufenden  und 
eines  verfallenen  Jahreszinses. 

500.  Der  Bürge  kann  wegen  der  Hauptschuld  vor 
dem  fUr  deren  Bezahlung  festgesezten  Termine  selbst  dana 
nicht  belangt  werden,  wenn  die  Fälligkeit  durch  den  Eonkurs 
des  Hauptschuldners  vorgerükt  wird. 

Erfordert  die  Fälligkeit  der  Hauptschuld  eine  Kündigung,, 
so  hat  diese  auch  an  den  Bürgen  zu  geschehen. 

Die  Kündigungsfrist  läuft  für  den  Bürgen  vom  Tage 
der  an  ihn  erfolgten  Eröffnung  an. 

IIL  Erloschen  der  Bflrgschaft. 

501.  Durch  Erlöschen  der  Hauptschuld  wird  der 
Bürge  befreit. 

302.  Ist  die  Büi^schaft  nur  für  eine  bestimmte  Zeit- 
frist eingegangen,  so  erlischt  die  Verpflichtung  des  Bürgen, 
wenn  nicht  der  Gläubiger  binnen  vier  Wochen  nach  Ablauf 
der  Frist  seine  Forderung  rechtlich  geltend  macht  und  ohne 
erhebliche  Unterbrechung  den  Rechtsweg  verfolgt. 

303,  Ist  die  Bürgschaft  auf  unbestimmte  Zeit  ein- 
gegangen, so  kann  der  Bürge  nach  Eintritt  der  Fälligkeit 
der  Hauptschuld  vom  Gläubiger  verlangen,  daß  er  binnen 
vier  Wochen  die  Forderung  rechtlich  geltend  mache  und 
den  Rechtsweg  ohne  Unterbrechung  fortseze. 
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Handelt  es  sich  um  eine  Forderung,  deren  Fälligkeit 
durch  Aufkündigung  des  Gläubigers  herbeigeführt  werden 
kann,  so  ist  der  Büi^  nach  Ablauf  eines  Jahres  seit  Ein- 
gehung der  Bürgschaft  zu  dem  Verlangen  berechtigt,  daß 
der  Gläubiger  die  Aufkündigung  vornehme  und  nach  Eintritt 
der  Fälligkeit  die  Forderung  im  Sinne  der  vorstehenden  Be- 
stimmung geltend  mache. 

Kommt  der  Gläubiger  solchem  Verlangen  nicht  nach, 
so  wird  der  Bürge  frei. 


IT.  Bfikgriff  des  Bärgen. 

304«  Auf  den  Bulben  gehen  in  demselben  Maße,  als 
er  den  Gläubiger  befriedigt  hat,  die  Rechte  desselben  über. 
Vorbehalten  bleiben  die  besonderen  Ansprüche  und  Ein- 
reden aus  dem  zwischen  Bürgen  und  Hauptschuldner  jeweilen 
bestehenden  Rechtsverhältniße. 

505.  Mit  Vorbehalt  der  Fälle  des  Artikels  492  Ab- 
saz  3  ist  der  Bürge  berechtigt  und  verpflichtet,  dem  Gläu- 
biger die  Einreden  entgegenzusezen ,  welche  dem  Haupt- 
schuldner zustehen. 

Unterläßt  er  dieses,  so  verliert  er  seinen  Rükgriff  so 
weit,  als  er  sich  mittelst  dieser  Einreden  hätte  befreien 
können,  wenn  er  nicht  seine  unverschuldete  Unkenntniß 
darzuthun  vermag. 

506.  Der  Bürge  verliert  seinen  Rükgriff,  wenn  infolge 
der  von  ihm  unterlaßenen  Anzeige  der  Zahlung  der  Haupt- 
schuldner die  Schuld  gleichfalls  bezahlt.  Jedoch  bleibt  es 
dem  Bürgen  vorbehalten,  den  Gläubiger  aus  ungerecht- 
fertigter Bereicherung  auf  Wiedererstattung  zu  belangen. 

507.  Der  Gläubiger  hat  dem  Bulben,  welcher  ihn 
befriedigt,  die  zur  Geltendmachung  seiner  Rechte  dienlichen 
Urkunden  und  die  bei  ihm  hinterlegten  Pfander  herauszu- 
geben. War  die  Hauptschuld  grundversichert,  so  hat  der 
Gläubiger  die  nach  kantonalem  Rechte  für  den  Uebei^ang 
des  Pfandrechtes   erforderlichen  Handlungen   vorzunehmen. 
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508.  Der  Gläubiger  ist  dem  Bürgen  dafür  verant- 
wortlich, daß  er  nicht  zu  deßen  Nachtheile  die  bei  Ein- 
gehung der  Bürgschaft  vorhandenen  oder  vom  Hauptschuldner 
nachträglich  erlangten  anderweitigen  Sicherheiten  vermindere 
oder  sich  der  vorhandenen  Beweismittel  entäußere. 

509.  Ist  die  Hauptschuld  fällig,  so  kann  der  Bürge 
jederzeit  vom  Gläubiger  verlangen,  daß  dieser  von  ihm 
Befriedigung  annehme  oder  ihn  aus  der  Bürgschaft  entlaße. 

Der  Bürge  wird  ohne  Weiteres  frei,  wenn  der  Gläubiger 
die  Annahme  der  Zahlung  oder  die  Uebertragung  der  Sicher- 
heiten verweigert. 

310.  Fällt  der  Hauptschuldner  in  Konkurs,  so  liegt 
dem  Gläubiger,  unbeschadet  des  Rechtes,  in  diesem  Falle 
nach  Maßgabe  der  Artikel  493  und  500  auf  den  Bürgen 
zu  greifen,  die  Pflicht  ob,  seine  Forderung  im  Konkurse 
anzumelden. 

Auch  hat  der  Gläubiger,  sobald  er  von  dem  Konkurse 
Kenntniß  erhält,  den  Bürgen  davon  zu  benachrichtigen. 

Wenn  der  Gläubiger  solches  unterläßt,  so  verliert  er 
seine  Ansprüche  gegen  den  Bürgen  in  so  weit,  als  diesena  aus 
einer  solchen  Unterlaßung  ein  Schaden  entstanden  ist. 

Sil.  Der  Bürge  kann  von  dem  Hauptschuldner  Sicher- 
fltellung  verlangen: 

1)  wenn  Lezterer  den  mit  dem  Bürgen  getroffenen  Ab- 
reden zuwider  handelt,  namentlich  die  auf  einen 
bestimmten  Terrain  versprochene  Entlastimg  des 
Bürgen  nicht  bewirkt; 

2)  wenn  der  Hauptschuldner  in  Verzug  kommt; 

3)  wenn  durch  Verschlimmerung  der  Vermögensverhält- 
niße  des  Hauptschuldners  oder  durch  ein  Verschulden 
desselben  die  Gefahr  für  den  Bürgen  erheblich  größer 
geworden  ist  als  bei  Eingehung  der  Bürgschaft. 
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[EäxiruidLzwajtiadg'ster*  mtel. 

Spiel  nnd  Wette. 


512.  Aus  Spiel  und  Wette  entsteht  keine  Forderung. 
Dasselbe   gilt   von   Darlehen   und  Vorschüßen,  welche 

wißentlich  zum  Behufe  des  Spieles  oder  der  Wette  gemacht 
werden,  sowie  von  solchen  Lieferungs-  und  Differenzgeschäften 
über  Waaren  oder  Börsenpapiere,  welche  den  Charakter 
eines  Spieles  oder  einer  Wette  haben. 

513.  Eine  Schuldverschreibung  oder  Wechselverpflich- 
tung, welche  der  Spielende  oder  Wettende  zur  Dekung  der 
Spiel-  oder  Wettsumme  gezeichnet  hat,  kann  troz  erfolgter 
Aushändigung  nicht  geltend  gemacht  werden. 

Vorbehalten  bleiben  die  besonderen  Gnindsäze  des 
Wechselrechtes. 

314.  Eine  freiwillig  geleistete  Zahlung  kann  nur  zu- 
rükgefordert  werden,  wenn  die  planmäßige  Ausführung  des 
Spieles  oder  der  Wette  durch  Zufall  oder  durch  den  Era- 
pfUnger  vereitelt  worden  ist,  oder  wenn  dieser  sich  einer 
Unredlichkeit  schuldig  gemacht  hat. 

515.  Aus  Lotterie-  oder  Ausspielgeschäften  entsteht 
nur  dann  eine  Forderung,  wenn  die  Unternehmung  von  der 
zuständigen  Behörde  bewilligt  worden  ist. 

Ist  dieses  nicht  der  Fall,  so  findet  Artikel  514  ent- 
sprechende Anwendung. 

316.  Für  auswärts  gestattete  Lotterien  oder  Ausspiel- 
verträge wird  in  der  Schweiz  kein  Rechtsschuz  gewährt, 
wenn  nicht  die  zuständige  schweizerische  Behörde  den  Ver- 
trieb der  Loose  bewilligt  hat. 
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Z^veiüiiilxwaiizig'ster  Titel- 

Leibrentenvertrag. 


317*  Diti  Leibrente  kann  auf  die  Lebenszeit  des 
RenteQgläubigers ,  des  Rentenschuldners  oder  eines  Dritten 
geetolU  worden. 

In  Ermangelung  einer  bestimmten  Verabredung  wird 
aogenommen,  sie  sei  auf  die  Lebenszeit  des  Rentengläubigers 
versprochen. 

Eine  auf  die  Lebenszeit  des  Rentenschuldners  oder  eines 
Dritten  gestellte  Leibrente  geht,  sofern  nicht  etwas  Anderes 
verabredet  ist,  auf  die  Erben  des  Rentengläubigers  tlber. 

918.  Der  Leibrentenvertrag  bedarf  zu  seiner  Gültigkeit 
der  Bchriftlichen  Vertragsform.  Dabei  bleiben  die  Bestimmun- 
gen dea  Artikels  10  vorbehalten. 

319,  Die  Leihrente  ist  halbjährlich  und  zum  Voraus 
zu  leisten,  wenn  nicht  etwas  Anderes  vereinbart  ist. 

Stirbt  die  Person,  auf  deren  Lebenszeit  die  Leibrente 
gestellt  ist,  vor  dem  Ablaufe  der  Periode,  filr  welche  sie 
zum  VorauH  zu  leisten  ist,  so  wird  der  volle  Betrag  ge- 
üchuldet. 

930,  Der  Leibrentengläubiger  kann,  sofern  nicht  et- 
was Anderes  vereinbart  ist,  die  Austibung  seiner  Rechte 
abtreten. 

321*  Wer  einem  Dritten  unentgeltlich  eine  Leibrente 
bestellt,  kann  zugleich  bestimmen,  daß  ihm  dieselbe  nicht 
dureh  Gläubiger  auf  dem  Wege  der  Betreibung,  des  Arrestes 
oder  Konkurses  entzogen  werden  darf. 

S2ä,  Fällt  der  Leibrentenschuldner  in  Konkurs,  so 
ist  der  Leibrentengläubiger  berechtigt,   seine  Ansprüche  in 
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Form  einer  Kapitalforderung  geltend  zu  machen,  deren  Werth 
durch  dasjenige  Einsazkapital  bestimmt  wird,  um  welches 
^e  nämliche  Leibrente  zur  Zeit  der  Konkurseröfiiiung  bei 
^iner  soliden  Rentenanstalt  bestellt  werden  könnte. 

523.  Die  Bestimmungen  über  das  Leibgeding  (Ver- 
pfründungsvertrag)  bleiben  dem  kantonalen  Rechte  vorbe- 
iialten. 


I>reiiiiidzvraiizigster  Titel. 

Einfaclie  Gesellscliaft. 


L  Begriff. 

524.  Gesellschaft  ist  die  vertragsmäßige  Verbindung 
von  zwei  oder  mehreren  Personen  zur  Erreichung  eines 
;gemeinsamen  Zwekes  mit  gemeinsamen  Kräften  oder  Mitteln. 

Die  Gesellschaft  ist  eine  einfache  im  Sinne  dieses  Titels^ 
«ofem  dabei  nicht  die  besonderen  Voraussezungen  zutreffen^ 
welche  ftlr  die  in  den  Titeln  XXIV  bis  XXVIII  behandelten 
Gesellschaften,  Genoßenschaften  und  Vereine  festgestellt  sind* 

II.  Yerhältniß  der  Gesellschafter  unter  sieh. 

529.  Die  Rechtsverhältniße  der  Gesellschafter  unter 
einander  richten  sich,  falls  in  dem  Gesellschaftsvertrage 
nicht  etwas  Anderes  bestimmt  ist,  nach  den  Vorschriften  der 
folgenden  Artikel. 

Vorbehalten  bleiben  in  jedem  Falle  die  Bestimmungen 
der  Artikel  539  und  541. 

526.    Jeder  Gesellschafter  hat  einen  Beitrag  zu  leisten. 
Die  Beiträge  können  nach  Art  und  Größe  ungleich  sein 
and  in  Geld,  Sachen,  Forderungen  oder  Arbeit  bestehen. 
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527«  Ist  nicht  etwas  Anderes  vereinbart,  so  Babe& 
die  Gesellschafter  gleiche  Beiträge  und  zwar  in  der  Art  und 
dem  Umfange  zu  leisten,  wie  der  vereinbarte  Zwek  es. 
erheischt. 

528.  In  Bezug  auf  Tragung  der  Gefahr  und  die  Ge- 
währspflicht finden,  sofern  der  einzelne  Gesellschafter  den 
Gebrauch  einer  Sache  zu  überlaßen  hat,  die  Grundsäze  des 
Miethvertrages  und,  sofern  er  Eigenthum  zu  übertragen  hkl^ 
die  Grundsäze  des  Kaufvertrages  entsprechende  Anwendung. 

929.  Jeder  Gesellschafter  ist  verpflichtet,  einen  Ge- 
winn, der  seiner  Natur  nach  der  Gesellschaft  zukommt, 
mit  den  andern  Gesellschaftern  zu  theilen. 

530.  Die  Antheile  der  Gesellschafter  am  Gewinik 
oder  Verlust  können  ungleich  verabredet  werden. 

Sind  dieselben  nicht  vereinbart,  so  hat  jeder  Gesell- 
schafter, ohne  Rüksicht  auf  die  Art  und  Größe  seines  Bei- 
trages, gleichen  Antheil  an  Gewinn  und  Verlust. 

Ist  nur  der  Antheil  am  Gewinne  oder  nur  der  Antheil 
am  Verluste  vereinbart,  so  gilt  diese  Vereinbarung  für  Beides. 

531.  Die  Verabredung,  daß  ein  Gesellschafter,  welcher 
zu  dem  gemeinsamen  Zweke  Arbeit  beizutragen  hat,  An- 
theil am  Gewinne,  nicht  aber  am  Verluste  haben  soll,  ist 
zuläßig. 

532.  Gesellschaftsbeschlüße  können  nur  mit  Zu- 
stimmung aller  Gesellschafter  gefaßt  werden. 

Soll  nach  dem  Vertrage  Stimmenmehrheit  entscheiden, 
so  ist  die  Mehrheit  nach  der  Personenzahl  zu  berechnen. 

533.  Die  Geschäftsführung  steht  allen  Gesellschaftern 
zu,  soweit  sie  nicht  durch  Vertrag  oder  Beschluß  einem  oder 
mehreren  Gesellschaftern  oder  Dritten  ausschließlich  über- 
tragen ist. 

534.  Steht  die  Geschäftsführung  entweder  allen  oder 
mehreren  Gesellschaftern  zu,  so  kann  jeder  von  diesen  ohne 
Mitwirkung  der  Uebrigen  handeln.  Es  hat  aber  jeder  andere 
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zur  Geschäftsführung  befugte  Gesellschafter  das  Recht,  durch 
seinen  Widerspruch  die  Handlung  zu  verhindern,  bevor  sie 
vollendet  ist. 

339.  Zur  Bestellung  eines  Generalbevollmächtigten 
und  zur  Vornahme  von  Rechtshandlungen,  welche  über  den 
gewöhnlichen  Betrieb  der  gemeinschaftlichen  Geschäfte  hin- 
ausgehen, ist,  sofern  nicht  Gefahr  im  Verzuge  liegt,  die 
Einwilligung  sämmtlicher  Gesellschafter  erforderlich. 

936.  Kein  Gesellschafter  darf  zu  seinem  besonderen 
Vortheile  Geschäfte  betreiben,  durch  welche  der  Zwek  der 
Gesellschaft  vereitelt  oder  beeinträchtigt  würde. 

937.  Wenn  ein  Gesellschafter  in  den  Angelegenheiten 
der  Gesellschaft  Auslagen  macht  oder  Verbindlichkeiten  ein- 
geht, so  sind  ihm  die  übrigen  Gesellschafter  verhaftet; 
ebenso  bei  Verlusten,  welche  er  unmittelbar  durch  seine  Ge- 
schäftsführung oder  aus  Gefahren  erleidet,  die  von  derselben 
unzertrennlich  sind. 

Von  den  vorgeschoßenen  Geldern  kann  er  vom  Tage  des 
geleisteten  Vorschußes  an  Zinse  fordern. 

Dagegen  steht  üim  für  persönliche  Bemühungen  kein 
Anspruch  auf  besondere  Vergütung  zu. 

338.  Jeder  Gesellschafter  ist  verpflichtet,  in  den  An- 
gel^enheiten  der  Gesellschaft  den  Fleiß  und  die  Sorgfalt 
anzuwenden,  welche  er  in  seinen  eigenen  anzuwenden  pflegt. 

Er  haftet  den  übrigen  Gesellschaftern  für  den  durch 
sein  Verschulden  entstandenen  Schaden,  ohne  daß  er  dagegen 
die  Vortheile  verrechnen  könnte,  welche  er  der  Gesellschaft 
in  anderen  Fällen  durch  seinen  Fleiß  verschafl't  hat. 

539«  Die  im  Gesellschaftsvertrage  einem  Gesellschafter 
eingeräumte  Befugniß  zur  Geschäftsführung  kann  von  den 
übrigen  Gesellschaftern  ohne  wichtige  Gründe  weder  wider- 
rufen noch  beschränkt  werden. 

Liegen  wichtige  Gründe  vor,  so  kann  sie  von  jedem 
der  übrigen  Gesellschafter  selbst  dann  widerrufen  werden, 
wenn  der  Gesellschaftsvertrag  etwas  Anderes  bestimmt. 
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Ein  wichtiger  Grund  liegt  namentlich  vor,  wenn  der 
Geschäftsftlhrer  sich  einer  groben  Pflicht verlezung  schuldig 
gemacht  hat  oder  zu  einer  guten  Geschäftsführung  un&hig 
geworden  ist. 

540.  Soweit  weder  in  den  Bestimmungen  dieses  Titels 
noch  im  Gesellschaftsvertrage  etwas  Anderes  vorgesehen  ist, 
kommen  auf  das  Verhältniß  der  geschäftsftlhrenden  Gesell- 
schafter zu  den  übrigen  Gesellschaftern  die  Vorschriften  über 
Auftrag  zur  Anwendung. 

Wenn  ein  Gesellschafter,  welcher  nicht  zur  Geschäfts- 
führung befugt  ist,  Gesellschaftsangelegeuheiten  besorgt,  oder 
wenn  ein  zur  Geschäftsführung  befugter  Gesellschafter  seine 
BefugniÜ  überschreitet,  so  finden  die  Vorschriften  über  die 
Geschäftsführung  ohne  Auftrag  Anwendung. 

341.  Auch  der  von  der  Geschäftsführung  ausgeschloßene 
Gesellschafter  hat  das  Recht,  sich  persönlich  von  dem 
Gange  der  Gesellschaftsangelegenheiten  zu  unterrichten,  von 
den  Geschäftsbüchern  und  Papieren  der  Gesellschaft  Einsicht 
zu  nehmen  und  für  sich  auf  Grundlage  derselben  eine  Ueber- 
sicht  über  den  Stand  des  gemeinschaftlichen  Vermögens 
anzufertigen. 

Eine  entgegenstehende  Vereinbarung  ist  nichtig. 

542.  Ein  Gesellschafter  kann  ohne  die  Einwilligung 
der  übrigen  Gesellschafter  keinen  Dritten  in  die  Gesellschaft 
aufnehmen. 

Wenn  ein  Gesellschafter  einseitig  einen  Dritten  an 
seinem  Antheile  betheiligt  oder  seinen  Antheil  an  denselben 
abtritt,  so  wird  dieser  Dritte  dadurch  nicht  zum  Gesell- 
schafter der  Uebrigen.  Insbesondere  geht  auf  ihn  nicht  das 
im  vorhergehenden  Artikel  erwähnte  Recht  über. 

IIL  Verhältniß  der  Gesellschafter  zu  Dritten. 

343«  Wenn  ein  Gesellschafter  zwar  für  Rechnung 
der  Gesellschaft,  aber  in  eigenem  Namen  mit  einem  Dritten 
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Geschäfte  abschließt,  so  wird  er  allein  dem  Dritten  gegenüber 
berechtigt  und  verpflichtet. 

Wenn  ein  Gesellschafter  im  Namen  der  Gesellschaft, 
beziehungsweise  im  Namen  sämmtlicher  Gesellschafter  mit 
einem  Dritten  Geschäfte  abschließt,  so  werden  die  übrigen 
Gesellschafter  dem  Dritten  gegenüber  nur  insoweit  berechtigt 
und  verpflichtet,  als  es  die  Bestimmungen  über  die  Stellver- 
tretung mit  sich  bringen. 

Eine  Ermächtigung  des  einzelnen  Gesellschafters,  die 
Gesellschaft  oder  sämmtliche  Gesellschafter  Dritten  gegenüber 
zu  verpflichten,  wird  nicht  vermuthet,  selbst  dann  nicht, 
wenn  demselben  die  Geschäftsführung  überlaßen  ist. 

344«  Ist  Eigenthum  an  die  Gesellschaft  übertragen 
oder  im  Namen  derselben  erworben  worden,  so  gehört  es 
den  einzelnen  Gesellschaftern  zu  Miteigenthum. 

Sind  Forderungsrechte  an  die  Gesellschaft  übertragen 
oder  im  Namen  derselben  erworben  worden,  so  wird  jeder 
Gesellschafter  nach  seinem  Antheil  Gläubiger  des  Schuldners. 

Haben  die  Gesellschafter  gemeinschaftlich,  sei  es  durch 
persönliches  Zusammenwirken  oder  nach  Maßgabe  des  vor- 
hergehenden Artikels  Absaz  2  und  3  durch  Stellvertreter 
einem  Dritten  gegenüber  Verpflichtungen  eingegangen,  so  ist 
die  Haftbarkeit  eine  solidarische.  Eine  entgegengesezte  Ver- 
einbanmg  mit  dem  Dritten  bleibt  vorbehalten. 

IT.  Beendigung  der  Gesellschaft 

343.    Die  Gesellschaft  wird  aufgelöst: 

1)  wenn  der  Zwek,  zu  welchem  sie  abgeschloßen  wurde, 
erreicht  oder  wenn  deßen  Erreichung  unmöglich  ge- 
worden ist; 

2)  wenn  ein  Gesellschafter  stirbt  und  nicht  schon  vorher 
vereinbart  worden  ist,  daß  die  Gesellschaft  mit  den 
Erben  fortbestehen  soll; 

3)  wenn  ein  Gesellschafter  in  Konkurs  filllt  oder  be- 
vormundet wird; 
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4)  durch  gegenseitige  Uebereinkunft ; 

5)  durch  Ablauf  der  Zeit,  auf  deren  Dauer  die  Gesellschaft 
eingegangen  ist;  wird  jedoch  die  Gesellschaft  still- 
schweigend fortgesezt,  so  gilt  sie  als  auf  unbestimmte 
Dauer  erneuert; 

6)  durch  Kündigung  von  Seite  eines  Gesellschafters,  wenn 
eine  solche  im  Gesellschaftsvertrage  vorbehalten  oder 
wenn  die  Gesellschaft  auf  unbestimmte  Dauer  oder 
auf  Lebenszeit  eines  Gesellschafters  eingegangen 
worden  ist; 

7)  durch  richterlichen  Beschluß  nach  Maßgabe  des  Ar- 
tikels 547. 

946.  Ist  die  Gesellschaft  auf  unbestimmte  Dauer  oder 
auf  Lebenszeit  eines  Gesellschafters  geschloßen  worden,  so 
kann  jeder  Gesellschafter  den  Vertrag  auf  sechs  Monate 
kündigen.  Jedoch  soll  dieses  in  guten  Treuen  und  nicht  zur 
Unzeit  geschehen.  Namentlich  darf  die  Aufkündung,  sofern 
jährliche  Rechnungsabschlüße  vorgesehen  sind,  nur  auf  das 
Ende  je  eines  Geschäftsjahres  erfolgen. 

547.  Aus  wichtigen  Gründen  kann  die  Auflösung 
der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  Vertragsdauer  oder  in  den 
Fällen  des  vorhergehenden  Artikels  ohne  vorherige  Aufkün- 
dung verlangt  werden. 

348.  Bei  der  Auseinandersezung,  welche  die  Gesell- 
schafter nach  der  Auflösung  unter  sich  vorzunehmen  haben, 
fallen  diejenigen  Sachen,  welche  ein  Gesellschafter  zu  Eigen- 
thum  eingebracht  hat,  nicht  an  ihn  zurük,  sondern  derselbe 
hat  Anspruch  auf  den  Werth,  für  welchen  sie  übernommen 
worden  sind. 

Fehlt  es  an  dieser  Werth bestimmung,  so  geschieht  die 
Erstattung  nach  dem  Werthe,  welchen  die  Sachen  zur  Zeit 
des  Einbringens  hatten. 

349«  Verbleibt  nach  Abzug  der  gemeinschaftlichen 
Schulden,  nach  Ersaz  der  Auslagen  und  Verwendungen  an 
einzelne  Gesellschafter    und    nach   Rükerstattung    der  Ver- 
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mögensbeiträge  ein  üeberschuß,   so   ist  derselbe   unter  die 
Gesellschafter  als  Gewimn  zu  vertheilen. 

Ist  nach  Tilgung  der  Schulden  und  Ersaz  der  Auslagen 
und  Verwendungen  das  gemeinschaftliche  Vermögen  nicht 
ausreichend,  um  die  geleisteten  Vermögensbeiträge  zurük- 
zuerstatten,  so  haben  die  Gesellschafter  das  Fehlende  als 
Verlust  zu  tragen. 

330.  Die  Auseinandersezung  nach  Auflösung  der  Ge- 
sellschaft ist  von  allen  Gesellschaftern  gemeinsam  vorzu- 
nehmen, mit  Einschluß  deijenigen,  welche  von  der  Geschäfts- 
führung ausgeschloßen  waren. 

Wenn  jedoch  der  Gesellschaftsvertrag  sich  nur  auf  be- 
stimmte einzelne  Geschäfte  bezog,  welche  ein  Gesellschafter 
in  eigenem  Namen  auf  gemeinsame  Rechnung  zu  besorgen 
hatte,  so  hat  derselbe  diese  Geschäfte  auch  nach  Auflösung 
der  Gesellschaft  allein  zu  erledigen  und  den  übrigen  Ge- 
sellschaftern Rechnung  abzulegen. 

331.  An  den  Verbindlichkeiten  gegenüber  Dritten 
wird  durch  die  Auflösung  der  Gesellschaft  nichts  geändert. 


Viernnclzwanzigster  Titel. 

Eollektivgesellscliaft. 


I.  Begriff  und  Errichtung. 

332.  Eine  Kollektivgesellschaft  ist  vorhanden,  wenn 
zwei  oder  mehrere  Personen,  ohne  ihre  Haftbarkeit  nach 
Maßgabe  der  folgenden  Titel  zu  beschränken,  unter  einer 
gemeinsamen  Firma  ein  Handels-,  ein  Fabrikations-  oder  ein 
anderes  nach  kaufmännischer  Art  geführtes  Gewerbe  be- 
treiben. 
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Die  Mitglieder  einer  solchen  Gesellschaft  haben  dieselbe 
als  Eollektivgesellschaft  in  das  Handelsregister  eintn^en  zu 
laßen. 

Gesellschaften  für  andere  als  die  im  ersten  Absaz  bezeich- 
neten Zweke  können  Kollektivgesellschaften  werden,  wenn 
sie  sich  als  solche  in  das  Handelsregister  eintragen  laßen. 

933.  Die  Eintragung  einer  Kollektivgesellschaft  in  das 
Handelsregister  hat  da  zu  geschehen,  wo  sie  ihren  Siz  hat. 

Die  Eintragung  muß  enthalten: 

1)  den  Namen  und  den  Wohnort  jedes  Gesellschafters; 

2)  die  Firma  der  Gesellschaft  und  den  Ort,  wo  sie  ihren 
Siz  hat; 

3)  den  Zeitpunkt,  mit  welchem  die  Gesellschaft  ihren 
Anfang  nimmt; 

4)  im  Falle  vereinbart  ist,  daß  nur  einer  oder  einige 
der  Gesellschafter  die  Gesellschaft  vertreten  sollen,  die 
Angabe,  welcher  oder  welche  dazu  bestimmt  sind, 
sowie  ob  das  Recht  nur  in  Gemeinschaft  ausgeübt 
werden  soll. 

334.  Die  Anmeldungen  zur  Eintragung  der  im  vor- 
hergehenden Artikel  unter  1  bis  4  erwähnten  Thatsachen 
oder  einer  Veränderung  derselben  müßen  von  allen  Gesell- 
schaftern persönlich  vor  der  Registerbehörde  unterzeichnet 
oder  in  beglaubigter  Form  eingereicht  werden. 

Sie  sind  ihrem  ganzen  Inhalte  nach  in  *  das  Handels- 
register einzutragen. 

Die  Gesellschafter,  welche  die  Gesellschaft  vertreten 
sollen,  haben  die  Firma  nebst  ihrer  Namensunterschrift  per- 
sönlich vor  der  Registerbehörde  zu  zeichnen  oder  die  Zeich- 
nung derselben  in  beglaubigter  Form  einzureichen. 

II«  Yerhältniß  der  Gesellschafter  unter  sieh. 

333.  Das  Rechtsverhältniß  der  Gesellschafter  unter 
einander  richtet  sich  zunächst  nach  dem  Gesellschafts- 
vertrage. 
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Soweit  keine  Vereinbarung  getroffen  ist,  kommen  die 
Bestimmungen  der  Artikel  526  bis  542  über  einfache  Gesell- 
schaft zur  Anwendung,  jedoch  mit  den  Abweichungen,  welche 
die  nachfolgenden  Artikel  ei^eben. 

356«  Am  Schluße  eines  jeden  Geschäftsjahres  ist  ein 
Inventar  und  eine  Bilanz  des  Gesellschaftsvermögens  anzu- 
fertigen, auf  Grund  derselben  der  Gewinn  oder  Verlust  des 
Jahres  zu  ermitteln  und  für  jeden  Gesellschafter  sein  Antheil 
zu  berechnen. 

Dabei  werden  jedem  Gesellschafter  von  seinem  Antheile 
am  Gesellschaftsvermögen  Zinse  zu  vier  vom  Hundert  und 
ein  allfUllig  für  seine  Arbeit  verabredetes  Honorar  gutge- 
schrieben. 

Zinse  und  Honorar  werden  bei  Ermittelung  von  Gewinn 
und  Verlust  als  Gesellschaftsschuld  behandelt. 

537«  Jeder  Gesellschafter  hat  das  Recht,  aus  der 
Gesellschaftskasse  Gewinn,  Zinse  und  Honorar  des  lezt- 
verfloßenen  Jahres  zu  entnehmen.  Macht  er  von  diesem 
Rechte  keinen  Gebrauch,  so  wird  sein  Einlagekapital  um 
den  Betrag  jener  Summe  vermehrt,  sofern  die  anderen  Ge- 
sellschafter keine  Einwendung  dagegen  erheben. 

Ist  durch  frühere  Verluste  das  Einlagekapital  eines 
Gesellschafters  vermindert  worden,  so  hat  derselbe  bis  zur 
Wiederergänzung  seiner  Einlage  keinen  Anspruch  auf  Aus- 
zahlung seines  Gewinnantheiles. 

Im  üebrigen  hat  kein  Gesellschafter  die  Pflicht,  seine 
durch  Verlust  verminderte  Einlage  zu  ergänzen  oder  dieselbe 
über  den  im  Vertrage  bestimmten  Betrag  zu  erhöhen. 

338.  Ein  Gesellschafter  darf  ohne  Zustimmung  der 
übrigen  Gesellschafter  weder  in  dem  Geschäftszweige  der 
Gesellschaft  für  eigene  Rechnung  oder  für  Rechnung  eines 
Dritten  Geschäfte  machen  noch  an  einer  andern  gleich- 
artigen Unternehmung  als  Kollektivgesellschafter  oder  als 
Kommanditär  Theil  nehmen. 
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III.  Yerhältniß  der  Gesellschaft  zu  Dritten. 

939«  Die  Kollektivgesellschaft  kann  unter  ihrer  Firma 
Recbfee  erwerben  und  Verbindlichkeiten  eingehen,  Eigenthum 
und  andere  dingliehe  Rechte  auch  an  Grundstüken  erwerben, 
vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werden. 

360.  Enthält  das  Handelsregister  keine  entgegen- 
stehenden Bestimmungen  über  die  Vertretungsbefugniß  der  ein- 
zelnen Gesellschafter,  so  sind  Dritte  zu  der  Annahme  be- 
rechtigt, es  sei  jeder  einzelne  Gesellschafter  zur  Vertretung 
der  Gesellschaft  ermächtigt. 

3Q1.  Jeder  zur  Vertretung  der  Gesellschaft  befugt« 
GeselläPhafter  ist  ermächtigt,  im  Namen  der  Gesellschaft 
ttlle  Arten  von  Rechtshandlungen  und  Geschäften  vorzu- 
nehmen, welche  der  Zwek  der  Gesellschaft  mit  sich  bringen 
kann. 

Eine  Beschränkung  dieser  Vertretungsbefugniß  hat  gegen- 
über gutgläubigen  Dritten  keine  rechtliche  Wirkung. 

Vorbehalten  bleibt  die  in  das  Handelsregister  einge- 
tragene Bestimmung,  daß  überhaupt  nur  Mehrere  zusammen 
die  Firma  führen  kiönnen. 

S62.  Zur  Bestellung  eines  Prokuristen  ist  die  Ein- 
willigung aller  zur  Vertretung  der  Gesellschaft  befugten  Ge- 
«ellschai'ter  erforderlich.  Der  Widerruf  der  Prokura  kann 
^dagegen  von  jedem  derselben  mit  Wirkung  gegen  Dritte 
ge^chehön. 

363.  Die  Gesellschaft  wird  durch  die  Rechtsgeschäfte, 
welche  ein  zu  ihrer  Vertretung  befugter  Gesellschafter  in 
ihrem  Namen  schließt,  berechtigt  und  verpflichtet.  Es  ist 
gleichgültig,  ob  das  Geschäft  ausdrüklich  im  Namen  der 
Gesellschaft  geschloßen  worden  ist,  oder  ob  diese  Absicht 
aus  den  Umständen  hervorgeht. 

364.  Die  Gesellschafter  haften  für  alle  Verbindlich- 
keiten der  Gesellschaft  solidarisch  und  mit  ihrem  ganzen 
Vermuten. 
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Eine  entgegenstehende  Verabredung  bat  gegenüber  Dritten 
keine  rechtliche  Wirkung. 

Der  einzelne  Gesellschafter  kann  jedoch  für  eine  Gesell- 
schaftsschuld erst  dann  persönlich  belangt  werden,  wenn  die 
Gesellschaft  aufgelöst  oder  erfolglos  betrieben  worden  ist. 

569.  Wer  einer  bestehenden  Eollektivgesellschaft  als 
KoUektivgeselischafter  beitritt,  haftet  solidarisch  auch  für  die 
vor  seinem  Beitritte  eingegangenen  Verbindlichkeiten,  es  mag 
die  Firma  eine  Aenderung  erleiden  oder  nicht. 

Eine  entgegenstehende  Verabredung  hat  gegenüber  Dritten 
keine  rechtliche  Wirkung. 

966«  Im  Konkurse  der  Kollektivgesellschaft  werden 
die  Gläubiger  derselben  mit  Ausschluß  der  8ondergläubiger 
der  einzelnen  Gesellschafter  aus  dem  Gesellschaftsvermögen 
befriedigt. 

967.  Die  Kollektivgesellschafter  können  im  Konkurse 
der  Gesellschaft  für  ihre  Kapitaleinlagen  nicht  als  Gläubiger 
konkurriren,  wohl  aber  gleich  anderen  Gläubigem  diejenigen 
Forderungen  geltend  machen,  welche  ihnen  unter  irgend 
einem  anderen  Titel  wider  die  Gesellschaft  zustehen. 

568.  Wenn  das  Gesellschaftsvermögen  nicht  hinreicht, 
um  den  Gesellschaftsgläubigem  volle  Befriedigung  zu  ge- 
währen, so  sind  dieselben  berechtigt,  für  den  ganzen  unbezahlt 
bleibenden  Rest  ihrer  Forderungen  aus  dem  Privatvermögen 
jedes  einzelnen  Gesellschafters  in  Konkurrenz  mit  deßen 
Privatgläubigern  Befriedigung  zu  suchen. 

569.  Die  Privatgläubiger  eines  Gesellschafters  sind 
Dicht  befugt,  die  zum  Gesellschaftsvermögen  gehörigen  Sachen, 
Forderungen  oder  Rechte  zum  Behuf  ihrer  Befriedigung  oder 
zur  Sicherstellung  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Gegenstand  der  Exekution  oder  der  Beschlagnahme 
kann  für  sie  nur  dasjenige  sein,  was  der  Gesellschafter  selbst 
an  Honorar,  an  Zinsen  und  an  Gewinuantheilen  zu  fordern 
berechtigt  ist,  und  das,  was  demselben  bei  der  Auseinander- 
sezung  zukommt. 

Eidg.  amtL  Samml.  Nene  Folge.  V.  Bd.  4^,.^^,  .^  GoOglc 
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970.  Wenn  zu  Gunsten  eines  Privatgläubigers  ein 
Vorzugsrecht  an  dem  Vermögen  eines  Gesellschafters  besteht, 
so  kann  dasselbe  nur  im  Sinne  von  Absaz  2  des  vorher- 
gehenden Artikels  geltend  gemacht  werden. 

571.  G^en  eine  Forderung  der  Gesellschaft  kann 
der  Schuldner  einen  Anspruch,  welcher  ihm  an  einen  ein- 
zelnen Gesellschafter  zusteht,  nicht  zur  Verrechnung  bringen. 

Ebensowenig  kann  ein  Gesellschafter  gegenüber  seinem 
Gläubiger  eine  Forderung  der  Gesellschaft  verrechnen. 

Es  kann  jedoch  ein  Gesellschaftsgläubiger,  welcher 
gleichzeitig  Privatschuldner  eines  Gesellschafters  ist,  diesem 
gegenüber  die  Verrechnung  verlangen,  wenn  die  Voraus- 
sezungen  des  Artikels  564  Absaz  3  vorliegen. 

IT.  Auflösung.   Austritt  einzelner  Oesellschafter» 

972,  Die  Kollektivgesellschaft  wird  aufgelöst  durch 
Konkurs  der  Gesellschaft. 

Im  Uebrigen  gelten  über  die  Auflösung  einer  KoUekÜT- 
gesellschaft  die  für  die  einfache  Gesellschaft  aufgestellten 
Bestimmungen  der  Artikel  545  bis  551,  mit  den  in  den 
nachfolgenden  Artikeln  enthaltenen  Abweichungen. 

S73.  Auch  nach  Auflösung  der  Kollektivgesellschaft 
ist  ein  Konkursverfahren  über  das  Vermögen  derselben  so 
lange  zuläßig,  als  die  Vertheilung  nicht  vollzogen  ist. 

Die  Eröffnung  des  Konkurses  der  Gesellschaft  hat  den 
Konkurs  der  einzelnen  Gesellschafter  nicht  ohne  Weiteres 
zur  Folge.  Ebensowenig  begründet  der  Konkurs  einzelner 
Gesellschafter  den  Konkurs  der  Gesellschaft. 

S74«  Hat  ein  Privatgläubiger  eines  Gesellschafters 
diesen  bezüglich  seines  Privatvermögens  erfolglos  betrieben 
und  gemäß  Absaz  2  des  Artikels  569  Exekution  oder  Be- 
schlagnahme auf  das  bei  der  Auflösung  diesem  zukommende 
Guthaben  ausgewirkt,  so  ist  er  berechtigt,  unter  Beobachtung 
einer  mindestens  sechsmonatlichen  Kündigungsfrist  die  Auf- 
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lösung  der  Gesellschaft  zu  verlangen,  mag  die  Gesellschaft        ' 
auf  bestimmte  oder  auf  unbestimmte  Dauer  eingegangen  sein. 

Die  Wirkung  einer  solchen  Kündigung  kann  aber  jeder- 
zeit, so  lange  die  Auflösung  nicht  vollzogen  ist,  von  der 
Gesellschaft  oder  den  übrigen  Gesellschaftern  durch  Be- 
friedigung des  kündigenden  Privatgläubigers  abgewendet 
werden. 

379 •  Wenn  die  Gesellschafter  vor  der  Auflösung 
übereingekommen  sind,  daß  ungeachtet  des  Ausscheidens 
eines  oder  mehrerer  Gesellschafter  die  Gesellschaft  unter 
den  übrigen  fortgesezt  werden  soll,  so  endigt  dieselbe  nur 
für  die  Ausscheidenden;  im  Uebrigen  besteht  sie  mit  allen 
ihren  bisherigen  Rechten  und  Verbindlichkeiten  fort. 

976«  Liegen  die  Gründe,  aus  welchen  nach  Maßgabe 
des  Art.  547  die  Auflösung  der  Gesellschaft  gefordert  wer- 
den kann,  vorwiegend  in  der  Person  eines  Gesellschafters, 
so  darf  auf  deßen  Ausschließung  erkannt  werden,  sofern  die 
sämmtlichen  übrigen  Gesellschafter  hierauf  antragen. 

577.  Fällt  ein  einzelner  Gesellschafter  in  Konkurs, 
oder  macht  ein  Privatgläubiger  eines  solchen  von  dem  Rechte 
des  Artikels  574  Gebrauch,  so  können  die  übrigen  Gesell- 
schafler  das  Ausscheiden  desselben  beschließen  und  seinen 
Antheil  am  Gesellschaftsvermögen  in  Geld  entrichten. 

Sind  nur  zwei  Gesellschafter  vorhanden,  so  kann  der- 
jenige, welcher  keine  derartige  Veranlaßung  zur  Auflösung 
gegeben  hatte,  in  gleicher  Weise  den  andern  abfinden  und 
unter  Uebemahme  sämmtlicher  Aktiven  und  Passiven  das 
Geschäft  auf  seine  alleinige  Rechnung  fortsezen. 

578.  Das  Nämliche  kann  der  Richter  verfügen,  wenn 
die  Auflösung  wegen  einer  andern  vorwiegend  in  der  Person 
des  einen  Gesellschafters  liegenden  Ursache  gefordert  wird. 

379.  Die  Auflösung  der  Gesellschaft,  das  Ausscheiden 
oder  die  Ausschließung  eines  Gesellschafters  sowie  die  Fort- 
sezung  des  Geschäftes  durch  einen  einzelnen  Gesellschafter 
müßen  in  das  Handelsregister  eingetragen  werden. 
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Die  Eintragung  muß  selbst  dann  gescheheu,  wenn  die 
Gesellschaft  durch  Ablauf  der  Zt^it,  j'ür  welche  sie  eia- 
gegangen  ^^^a^,  beendigt  wird, 

V.  LiquidAtlaB. 

980,  Löst  sich  eine  G-esellachaft  in  anderer  Weise 
als  durch  ihren  Konkurs  auf,  so  haben  die  zur  Geseliäfts- 
fahnnig  befugten  Gesellschafter^  sofern  in  ihrer  Person  kein 
Hindemiß  eingetreten  ist,  die  Vertretung  der  aiifgelösten 
Gesellschaft  als  Liquidatoren  fortzuseaen» 

Immerhin  bleibt  jedem  Gesellschafter  vorbehalten,  dk 
Wahl  anderer  Liquidatoren  zu  beantragen  \  im  Streitfälle  hat 
diese  durch  das  Gcrieht  zu  erfolgen, 

Die  Ernennung  von  Liquidatoren  ist  in  das  Handels- 
register einzutragen,  wenn  dadurch  die  bisherige  Vertretung 
der  Gesellschaft  geändert  wird. 

381.  Die  Erbeu  eines  Gesellschafters  haben  einen 
gemeinsclmftlichen  Vertreter  bei  der  Liquidation  zu  bezeichnen 

S82p  Die  Liquidatoren  haben  die  laufenden  Geschäfte 
zu  beendigen,  dio  Verpflichtungen  der  aufgelösten  Gesellschaft 
zu  erfüllen,  die  Forderungen  derselben  einzuziehen  und  das 
Vermögen  der  Geaellschaft  zu  versilbern;  sie  haben  die 
Gesellschaft  zu  vertreten;  sie  könneu  für  dieselbe  Prozesse 
führen,  Vergleiche  schließen  und  Schiedsverträge  abschließen* 

Zur  Beendigung  schwebender  Geschäfte  können  die 
Liquidatoren  auch  neue  Geschäfte  eingehen. 

Die  Veräußerung  vou  Immobilien  kann  ohne  Zustimmung 
der  sämmt liehen  Gesellschafter  nicht  anders  als  durch  öffenl' 
liehe  Versteigerung  geschehen, 

383.  Die  wäh  re  nd  d  er  Liq  uidation  entbeh  rl  iche  n  G  el  der 
werden  vorläutig  ujiter  die  Geseüschaltcr  vertbcilt. 

Zur  Dekung  von  Schulden  der  Geselischaft,  welche  erst 
später  Tällig  werden ,  sowie  zur  Dekung  der  Ansprüche, 
welche  den  einzelnen  Gesellseliafteni  bei  der  AuseiuandcT- 
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sezung    zustehen,    sind    die   erforderlichen    Gelder    zurük- 
zubehalten. 

S84«  Die  Liquidatoren  haben  die  schließliche  Aus- 
einandersezung  der  Gesellschafter  herbeizuftlhren. 

Streitigkeiten,  welche  über  diese  Auseinandersezung  ent- 
stehen, fallen  der  richterlichen  Entscheidung  anheim. 

TL  Yeijfthning  der  Klagten  gegen  die  Gesellsehafter. 

385*  Die  Klagen  gegen  einen  Gesellschafter  aus 
Ansprüchen  an  die  Gesellschaft  verjähren  in  ftlnf  Jahren 
nach  Auflösung  der  Gesellschaft  oder  nach  seinem  Aus- 
scheiden oder  seiner  Ausschließung  aus  derselben,  sofern 
nicht  nach  Beschaffenheit  der  Forderung  eine  kürzere  Ver- 
jährungsfrist gesezlich  eintritt. 

Auf  Ansprüche  der  Gesellschafter  unter  einander  findet 
diese  Verjährung  keine  Anwendung. 

986.  Die  Verjährung  beginnt  mit  dem  Zeitpunkte, 
in  welchem  die  Auflösung  der  Gesellschaft  oder  das  Aus- 
scheiden oder  die  Ausschließung  des  Gesellschafters  in  das 
Handelsregister  eingetragen  ist. 

Wird  die  Forderung  erst  nach  der  Eintragung  filllig, 
so  beginnt  die  Verjährung  mit  dem  Zeitpunkte  der  Fälligkeit 

S87,  Ist  noch  ungetheiltes  Gesellschaftsvermögen  vor- 
handen, so  kann  dem  Gläubiger,  sofern  er  seine  Befriedigung 
nur  aus  jenem  sucht,  die  fttnQährige  Verjährung  nicht  ent- 
gegengesezt  werden. 

Hat  ein  Gesellschafter  das  Geschäft  mit  Aktiven  und 
Passiven  übernommen,  so  kann  er  die  fünfjährige  Verjährung 
nicht  entgegensezen. 

388.  Die  Verjährung  zu  Gunsten  eines  ausgeschie- 
denen oder  ausgeschloßenen  Gesellschafters  wird  durch 
Rechtshandlungen  nicht  unterbrochen,  welche  gegen  die 
fortbestehende  Gesellschaft  oder  einen  andern  Gesellschafter 
vorgenommen  werden.  .  .  t 
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589.  Vor  Ablauf  der  Verjährung  wird  ein  ausge- 
schiedener oder  ausgeschloßener  Gesellschafter  von  seiner 
Haftung  ftLr  die  Gesellschaftsschulden  nur  frei,  wenn  eine 
ausdrükliche  oder  aus  den  Umständen  zu  schließende  Ent- 
laßung von  Seite  der  Gläubiger  stattgefunden  hat. 


FünfiiiidzT^a.iizig'stex*  Titel. 

Kommanditgesellscliaft. 


L  Begriff  und  Errlchtang. 

590.  Eine  Eommanditgesellschaft  ist  vorhanden,  wenn 
zwei  oder  mehrere  Personen  sich  zum  Betriebe  eines  in 
Artikel  552  Absaz  1  bezeichneten  Gewerbes  unter  gemein- 
samer Firma  in  der  Weise  verbinden,  daß  wenigstens  eine 
unbeschränkt,  die  andern  (Kommanditäre)  nur  bis  zum  Be- 
trage einer  bestimmten  Yermögenseinlage  (Kommanditsumrae) 
haften  wollen. 

Die  Mitglieder  einer  solchen  Gesellschaft  haben  dieselbe 
als  Kommanditgesellschaft  in  das  Handelsregister  eintragen 
zu  laßen. 

Gesellschaften  für  andere  als  die  im  Artikel  552  Ab- 
saz 1  bezeichneten  Zweke  können  Kommanditgesellschaften 
werden,  wenn  sie  sich  als  solche  in  das  Handelsregister  eim> 
tragen  laßen. 

591.  Die  Eintragung  einer  Kommanditgesellschaft  in 
das  Handelsregister  hat  da  zu  geschehen,  wo  sie  ihren  Siz  hat. 

Die  Eintragung  muß  enthalten  : 

1)  Namen  und  Wohnort  eines  jeden  unbeschränkt  haften- 
den Gesellschafters; 

2)  Namen  und  Wohnort  eines  jeden   Kommanditärs   und 
den  Betrag  seiner  Vermögenseinlage;  ^  . 
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3)  die  Firma  der  Gesellschaft  und  den  Ort,  wo  sie  ihren 
Siz  hat; 

4)  den    Zeitpunkt,    mit  welchem   die   Gesellschaft  ihren 
Anfang  nimmt. 

392%  Die  Anmeldungen  zur  Eintragung  der  im  vor- 
hei^ehenden  Artikel  unter  1  bis  4  erwähnten  Thatsaohen  oder 
einer  Veränderung  derselben  mttßen  von  allen  Gesellschaftern^ 
die  Kommanditäre  eingeschloßen,  persönlich  vor  der  Register- 
bebörde  unterzeichnet  oder  in  beglaubigter  Form  eingereicht 
werden. 

Sie  sind  ihrem  ganzen  Inhalte  nach  in  das  Handels- 
register einzutragen. 

Die  unbeschränkt  haftenden  Gesellschafter,  welche  die 
Gesellschaft  vertreten  sollen,  haben  die  Firma  nebst  ihrer 
Namensunterschrift  persönlich  vor  der  Registerbehörde  zu 
zeichnen  oder  die  Zeichnung  derselben  in  beglaubigter  Form 
einzureichen. 

393«  Sind  in  einer  Kommanditgesellschaft  mehrere 
unbeschränkt  haftende  Gesellschaftler,  so  ist  die  Gesellschaft 
mit  Bezug  auf  sie  zugleich  eine  Kollektivgesellschaft. 

IL  Yerhältniß  der  Gesellsehafter  unter  sich. 

394.  Das  Rechtsverhältniß  der  Gesellschafter  unter 
einander  richtet  sich  zunächst  nach  dem  Gesellschaftsvertrage. 

Ist  keine  Vereinbarung  getroffen ,  so  kommen  die 
für  Kollektivgesellschaften  nach  Artikel  526  bis  542  und 
Artikel  556  bis  558  geltenden  Bestimmungen  zur  Anwendung, 
jedoch  mit  den  Abweichungen,  welche  die  nachfolgenden 
Artikel  ergeben. 

393.  Die  Geschäftsführung  der  Gesellschaft  wird  durch 
den  einen  oder  die  mehreren  unbeschränkt  haftenden  Ge- 
sellschafter besorgt. 

Der  Kommanditär  ist  zur  Führung  der  Geschäfte  der 
Gesellschaft  weder  berechtigt  noch  verpflichtet. 

Er  ist  auch  nicht  befugt,  gegen  die  Vornahme  einer 
Handlung  der  Geschäftsführung  Widerspruch  zu  erheben. 
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596«  Am  Verluste  nimmt  ein  Kommanditär  nur  bis 
zum  Betrage  seiner  eingezahlten  oder  rükständigen  Einlage 
Antheil. 

Im  Uebrigen  entscheidet  über  die  Höhe  der  Betheiligung 
des  Eommanditärs  am  Gewinn  und  Verlust,  sofern  es  darüber 
an  besondern  Vereinbarungen  fehlt,  das  richterliche  Ermeßen. 

IILYerhältniß  der  Kommanditgesellschaft  zn  Dritten. 

597.  Die  Kommanditgesellschaft  kann  unter  ihrer 
Firma  Rechte  erwerben  und  Verbindlichkeiten  eingehen, 
Eigenthum  und  andere  dingliche  Rechte  auch  an  Grund- 
stüken  erwerben,  vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werden. 

598.  Die  Kommanditgesellschaft  wird  durch  die  un- 
beschränkt haftenden  Gesellschafter  vertreten. 

Ueber  den  Umfang  ihrer  Vertretungsbefugniß  kommen 
die  Bestimmungen  über  Kollektivgesellschaften  zur  An- 
wendung. 

Ein  Kommanditär,  welcher  für  die  Gesellschaft  Geschäfte 
schließt,  ohne  ausdrüklich  zu  erklären,  daß  er  nur  als  Pro- 
kurist oder  als  Bevollmächtigter  handelt,  ist  aus  diesen 
Geschäften  gleich  einem  unbeschränkt  haftenden  Gesell- 
schafter verpflichtet. 

599«  Ist  die  Kommanditgesellschaft  ohne  Eintragung 
in  das  Handelsregister  entstanden,  so  haftet  jeder  Komman- 
ditär dritten  Personen  für  die  bis  zur  Eintragung  einge- 
gangenen Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft  gleich  einena 
unbeschränkt  haftenden  Gesellschafter,  wenn  er  nicht  be- 
weist, daß  denselben  seine  beschränkte  Betheiligung  bei  der 
Gesellschaft  bekannt  war. 

600.  Der  Kommanditär,  deßen  Name  in  der  Firma 
der  Gesellschaft  steht,  haftet  den  Gesellschaftsgläubigem 
gleich  einem  KoUektivgesellschafter. 

601.  Der  einzelne  unbeschränkt  haftende  Gesellschafter 
kann  fUr  eine  Gesellschaftsschuld  erst  dann  persönlich  belangt 
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werden,  wenn  die  Gesellschaft  aufgelöst  oder  erfolglos  be- 
trieben worden  ist. 

602.  Der  Eommanditär  haftet  Dritten  gegenüber  mit 
dem  Betrage,  welcher  im  Handelsregister  eingetragen  ist. 
Er  haftet  darüber  hinaus,  sofern  er  Dritten  gegenüber  durch 
Zirkular  oder  in  anderer  Weise  eine  höhere  Eommandit- 
summe  angegeben  hat. 

603.  Während  der  Dauer  der  Kommanditgesellschaft 
haben  ihre  Gl&ubiger  keinerlei  direktes  Elagerecht  gegen 
den  Eommanditär. 

Wird  die  Gesellschaft  in  anderer  Weise  als  durch 
Konkurs  aufgelöst,  so  haben  sie  nur  so  weit  ein  direktes 
Klagerecht  gegen  den  Kommanditär,  als  die  Kommandit- 
summe  noch  nicht  eingeworfen  oder  wieder  zurükgezogen  ist. 

Im  Konkurse  der  Gesellschaft  können  ihre  Gläubiger 
nur  verlangen,  daß  die  Kommanditsumme,  soweit  sie  noch 
nicht  eingeworfen  oder  wieder  zurükgezogen  ist,  zur  Masse 
abgeliefert  werde. 

604.  Wenn  der  Kommanditär  die  in  das  Handels- 
register eingetragene  oder  sonst  publizirte  Kommanditsumme 
durch  Vereinbarung  mit  den  unbeschränkt  haftenden  Gesell- 
schaftern oder  durch  Bezüge  aus  dem  Gesellschaftsvermögen 
vermindert,  so  tritt  diese  Veränderung  Dritten  gegenüber 
erst  dann  in  Wirksamkeit,  wenn  sie  in  das  Handelsregister 
eingetragen  und  nach  Maßgabe  des  Artikels  862  gehörig 
publizirt  worden  ist. 

Für  diejenigen  Verbindlichkeiten,  welche  vor  dieser 
Bekanntmachung  eingegangen  worden  sind,  haftet  die  unver- 
minderte Kommanditsumme  fort. 

605.  Zinse  dürfen  dem  Kommanditär  nur  insoweit 
ausgezahlt  werden,  als  dadurch  die  Kommanditsumme  nicht 
vermindert  wird. 

Bis  zur  Wiederergänzung  der  durch  Verluste  verminderten 
Einlage  darf  der  Kommanditär  weder  Zinse  noch  Gewinn 
beziehen. 
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Er  haftet  für  die  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft,  wenn 
und  soweit  er  diesen  Bestimmungen  entgegen  Zahlungen  von 
ihr  empfangen  hat. 

Er  ist  jedoch  nicht  verpflichtet,  Zinse  und  Gewinn 
zurükzuzahlen,  welche  er  auf  Grund  einer  ordnungsmäßigen 
Bilanz  in  gutem  Glauben  bezogen  hat. 

606.  Wer  einer  bestehenden  Kollektiv-  oder  Kom- 
manditgesellschaft als  Kommanditär  beitritt,  haftet  mit  der 
Kommanditsumme  auch  für  die  vor  seinem  Beitritte  ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten,  es  mag  die  Firma  eine  Aen- 
derung  erleiden  oder  nicht. 

Dieser  Bestimmung  entgegenstehende  Vereinbarungen 
haben  gegenüber  Dritten  keine  rechtliche  Wirkung. 

607.  Die  Bestimmungen  der  Artikel  569  bis  571 
finden  auch  bei  der  Kommanditgesellschaft  Anwendung. 

Es  kann  jedoch  ein  Gesellschaftsgläubiger,  welcher 
gleichzeitig  Privatschuldner  des  Kommanditärs  ist,  diesem 
gegenüber  eine  Verrechnung  nur  verlangen,  wenn  die  Vor- 
aussezungen  des  Artikels  603  Absaz  2  vorliegen. 

608.  Im  Konkurse  der  Kommanditgesellschaft  werden 
die  Gläubiger  derselben  mit  Ausschluß  der  Sondergläubiger 
der  einzelnen  Gesellschafter  aus  dem  Gesellschaftsvermögen 
befriedigt. 

Zu  dem  Gesellschafts  vermögen  gehört  auch  die  Kom- 
manditsumme. 

609.  Wenn  das  Gesell  Schafts  vermögen  nicht  hinreicht, 
um  den  Gesellschaftsgläubigern  volle  Befriedigung  zu  ge- 
währen, so  sind  dieselben  berechtigt,  für  den  ganzen  unbe- 
zahlt bleibenden  Rest  ihrer  Forderungen  aus  dem  Privatver- 
mögen jedes  einzelnen  unbeschränkt  haftenden  Gesellschafters 
in  Konkurrenz  mit-  deßen  Privatgläubigern  Befriedigung  zu 
suchen. 

610.  Im  Konkurse  des  Kommanditärs  haben  weder 
die  einzelnen  Gesellschaftsgläubiger  noch  die  Gesellschaft 
oder  deren  Konkursmasse  ein  Vorzugsrecht  vor  den  Privat- 
gläubigern. ^  Digitized  by  CjOOglC 
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IT.  Anflosmig.   Liqaidation.   KlagTerjährnng. 

611.  Für  die  Auflösung  und  Liquidation  der  Kom- 
manditgesellschaft ujid  für  die  Verjährung  der  Klagen  gegen 
die  Gesellschafter  gelten  die  in  den  Artikeln  572  bis  589 
aufgestellten  Bestimmungen. 

Wenn  jedoch  ein  Kommanditär  stirbt  oder  in  Konkurs 
feilt  oder  bevormundet  wird,  so  hat  dieses  die  Auflösung 
der  Gesellschaft  nicht  zur  Folge. 


See]isuiidz>Ta.iizig^tex*  rFitel. 

Aktiengesellschaft  (Anonyme  Gesellschaft). 


I.  Allgemeine  Bestimmmigeii. 

612.  Aktiengesellschaft  (anonyme  Gesellschaft)  ist 
eine  unter  gemeinsamer,  die  Personennamen  ihrer  Mitglieder 
nicht  enthaltender  Firma  gebildete  Gesellschaft,  deren  zum 
voraus  bestimmtes  Kapital  in  Theilsummen  (Aktien)  zerlegt 
ist  und  für  deren  Verbindlichkeit  nur  das  Gesellschafts- 
vermögen, nicht  aber  der  einzelne  Gesellschafter  persönlich 
haftet. 

613.  Auf  Anstalten  (Banken,  Versicherungsanstalten 
u.  s.  w.),  welche  durch  besondere  kantonale  Geseze  gegründet 
und  unter  Mitwirkung  öffentlicher  Behörden  verwaltet  werden, 
kommen,  sofern  der  Staat  die  subsidiäre  Haftung  für  die  Ver- 
bindlichkeiten der  Ge.sellschaft  übernimmt,  die  nachfolgenden 
Bestimmungen  selbst  dann  nicht  zur  Anwendung,  wenn  das 
erforderliche  Kapital  ganz  oder  theilweise  in  Aktien  zerlegt 
ist  und  durch  Betheiligung  von  Privatpersonen  aufgebracht 
wird. 
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614.  Die  Aktien  können  auf  Inhaber  oder  auf  Namen 
lauten  und  sind  untheilbar. 

Der  Nominalbetrag  der  Aktien  darf  während  des  Be- 
stehens der  Gesellschaft  weder  vermindertnoch  erhöht  werden, 
sofern  dadurch  der  Nominalbetrag  des  Grundkapitales  eine 
Veränderung  erleidet.  Vorbehalten  bleiben  die  Bestimmungen 
des  Artikels  670. 

615.  Ueber  die  Errichtung  der  Aktiengesellschaft 
und  den  Inhalt  des  Gesellschaftsvertrages,  der  Statuten, 
muß  eine  öffentliche  oder  eine  von  sämmtlichen  Aktionären 
unterzeichnete  Urkunde  aufgenommen  werden. 

Die  Aktienzeichnungen  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit 
einer  schriftlichen  auf  die  Statuten  bezugnehmenden  Er- 
klärung. 

616«    Die   Statuten   müßen   insbesondere  bestimmen: 

1)  die  Firma  und  den  Siz  der  Gesellschaft; 

2)  den  Gegenstand  des  Unternehmens; 

8)  die  Zeitdauer  des  Unternehmens,  im  Falle  dasselbe 
auf  eine  bestimmte  Zeit  beschränkt  sein  soll; 

4)  die  Höhe  des  Grundkapitals  und  der  einzelnen  Aktien; 

5)  die  Eigenschaft  der  Aktien,  ob  sie  auf  Inhaber  oder 
auf  Namen  gestellt  werden  sollen,  die  etwa  bestimmte 
Zahl  der  einen  oder  der  anderen  Art,  sowie  die  etwa 
zugelaßene  Umwandelung  derselben; 

6)  die  Organe  für  die  Verwaltung  und  Kontrole; 

7)  die  Anzahl  der  Aktien,  welche  von  den  Mitgliedern 
der  Verwaltung  zu  hinterlegen  sind; 

8)  die  Bedingungen  der  Zusammen berufung  der  General- 
versammlung, das  Stimmrecht  der  Aktionäre  und  die 
Beschlußfaßung ; 

9)  die  Gegenstände,  über  welche  nicht  schon  durch  ein- 
fache Stimmenmehrheit  der  auf  Zusammenberufung 
erschienenen  Aktionäre,  sondern  nur  durch  eine 
größere  Stimmenmehrheit  oder  nach  anderen  Er- 
fordernißen  Beschluß  gefaßt  werden  kann; 
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10)  die  Grundsäze,  nach  welchen  die  Bilanz  aufzunehmen 
und  der  Gewinn  zu  berechnen  und  auszuzahlen  ist, 
sowie  die  Art  und  Weise,  wie  die  Prüfung  der  Bilanz 
erfolgt ; 

11)  die  Form,  in  welcher  die  von  der  Gesellschaft  aus- 
gehenden Bekanntmachungen  erfolgen. 

617.  Jede  Zeichnung  von  Aktien  ist  an  die  still- 
schweigende Bedingung  geknüpft,  daß  die  Aktiengesellschaft 
zu  Stande  komme. 

Wird  irgend  eine  andere  Bedingung  beigefügt,  so  darf 
eine  solche  Aktienzeichnung  bei  der  Feststellung  des  Grund- 
kapitales  nur  dann  eingerechnet  werden,  wenn  sie  für  den 
Fall  des  Nichteintrittes  der  Bedingung  durch  eine  andere 
Aktienzeichnung  gedekt  ist. 

618.  Nach  dem  Schluße  der  Aktienzeichnung  hat  eine 
Generalversammlung  der  Aktionäre  auf  Grund  der  ihr  vorzu- 
legenden Bescheinigungen  durch  Beschluß  festzustellen,  daß 
das  Grundkapital  vollständig  gezeichnet  und  daß  mindestens 
zwanzig  Prozent  auf  jede  Aktie  eingezahlt  sind,  sofern  nicht 
die  Statuten  von  den  sämmtlichen  Aktionären  unterzeichnet 
sind  und  darin  die  Erfiillung  jener  Erfordemiße  anerkannt  ist. 

Ueber  den  Beschluß  ist  eine  öffentliche  oder  eine  von 
allen  Personen,  welche  bei  der  Beschlußfaßung  mitgewirkt 
haben,  unterzeichnete  Urkunde  aufzunehmen. 

619«  Wenn  ein  Aktionär  eine  auf  das  Grundkapital 
anzurechnende  Einlage  macht,  welche  nicht  in  baarem  Gelde 
besteht,  oder  wenn  Anlagen  oder  sonstige  Vermögensstüke 
von  der  zu  errichtenden  Gesellschaft  übernommen  werden 
sollen,  so  ist  in  den  Statuten  genau  der  Uebernahmspreis 
festzusezen,  und  wenn  Aktien  an  Zahlungsstatt  genommen 
werden,  die  Zahl  derselben  anzugeben.  Jeder  besondere 
Vortheil,  welcher  zu  Gunsten  eines  Aktionärs  oder  einer 
anderen  bei  der  Gründung  der  Gesellschaft  betheiligten 
Person  bedungen  wurde,  ist  in  den  Statuten  gleichfalls 
festzusezen. 
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Derartige  Bestimmungen  der  Statuten  bedürfen  der 
Genehmigung  durch  Mehrheitsbeschluß  in  einer  nach  der 
Zeichnung  des  Grundkapitales  zu  berufenden  Generalver- 
sammlung. 

Bei  dieser  Beschlußfaßung  hat  jeder  anwesende  oder 
gehörig  vertretene  Aktienzeichner  nur  eine  Stimme. 

Die  Mehrheit  muß  mindestens  einen  Viertheil  der  sämmt- 
lichen  Aktienzeichner  begreifen  und  der  Betrag  ihrer  An- 
theile  mindestens  einen  Viertheil  des  gesammten  Grund- 
kapitals darstellen.  Der  Gesellschafter,  welcher  die  be- 
treffende Einlage  macht  oder  sich  besondere  Vortheile  aus- 
bedingt, hat  bei  der  Beschlußfaßung  kein  Stimmrecht. 

Ueber  den  Beschluß  ist  eine  öffentliche  oder  eine  von 
allen  Personen,  welche  demselben  zugestimmt  habea,  unter- 
zeichnete Urkunde  aufzunehmen. 

620.  Die  Bestimmungen  der  Statuten  über  die  Zu- 
sammenberufung der  Generalversammlung  gelten  auch  ftlr 
die  in  den  Artikeln  618  und  619  vorgesehenen  Fälle. 

621.  Die  Statuten  müßen  der  Registerbehörde,  in 
deren  Bezirk  die  Gesellschaft  ihren  Siz  hat,  in  Urschrift 
oder  in  beglaubigter  Abschrift  übergeben,  in  das  Handels- 
register eingetragen  und  im  Auszuge  veröffentlicht  werden. 

Der  Auszug  muß  enthalten: 

1)  das  Datum  der  Statuten; 

2)  die  Firma  und  den  Siz  der  Gesellschaft; 

3)  den  Gegenstand  und  die  Zeitdauer  des  Unternehmens; 

4)  die  Höhe  des  Grundkapitals  und  der  einzelnen  Aktien; 

5)  die  Eigenschaft  derselben,   ob  sie  auf  Inhaber  oder 
auf  Namen  gestellt  sind; 

6)  die  Form,  in  welcher  die  von  der  Gesellschaft  aus- 
gehenden Bekanntmachungen  erfolgen. 

Ist  in  den  Statuten  eine  Form  bestimmt,  in  welcher 
die  Verwaltung  ihre  Willenserklärungen  kundgibt  und  för 
die  Gesellschaft  zeichnet,  so  ist  auch  diese  Bestimmung  bu 
veröffentlichen. 
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622«  Der  Anmeldung  bebiifs  der  Eintragung  in  das 
Handelsregister  muß  beigefügt  sein: 

1)  die  Bescheinigung,  daß  der  gesammte  Betrag  des 
Grundkapitales  durch  Unterschriften  gedekt  ist; 

2)  die  Bescheinigung,  daß  mindestens  zwanzig  Prozent 
des  von  jedem  Aktionär  gezeichneten  Betrages  wirklich 
eingezahlt  sind: 

3)  der  Nachweis,  daß  die  Verwaltung  und  die  Kontrol- 
stelle  besezt  sei: 

4)  betreffenden  Falles  die  vorschriftsmäßig  abgefaßte 
Urkunde  über  die  in  den  Artikeln  618  und  619  be- 
zeichneten Beschlüße  der  Generalversammlung. 

Die  Anmeldung  muß  von  sämmtlichen  Mitgliedern*  der 
Verwaltung  vor  der  Registerbehörde  unterzeichnet  oder  in 
beglaubigter  Form  eingereicht  werden.  Die  der  Anmeldung 
beigefügten  Schriftstüke  werden  von  der  Registerbehörde  in 
Urschrift  oder  in  beglaubigter  Abschrift  aufbewahrt. 

623.  Die  Aktiengesellschaft  erwirbt  Persönlichkeit 
erst  in  Folge  der  Eintragung  in  das  Handelsregister.  Die 
vor  der  Eintragung  ausgegebenen  Aktien  sind  nichtig.  Die 
Ausgeber  sind  den  Besizern  für  allen  durch  die  Ausgabe 
verursachten  Schaden  solidarisch  verhaftet. 

Wenn  vor  erfolgter  Eintragung  in  das  Handelsregister 
im  Namen  der  Gesellschaft  gehandelt  worden  ist,  so  haften 
die  Handelnden  persönlich  und  solidarisch. 

Es  können  aber  solche  Verpflichtungen,  sofern  sie 
ausdrüklich  im  Kamen  der  zu  bildenden  Aktiengesellschaft 
eingegangen  wurden  und  nicht  unter  die  Bestimmungen  des- 
Artikels 619  fallen,  inneihalb  einer  Frist  von  drei  Monaten 
nach  der  Eintragung  in  das  Handelsregister  von  der  Aktien- 
gesellschaft übernommen  werden,  in  welchem  Falle  dea 
Gläubigern  nur  die  Aktiengesellschaft  haftet. 

624.  Wenn  die  Aktiengesellschaft  in  einem  andern 
Bezirke  eine  Filiale  hat,  so  ist  diese  in  das  dortige  Handels- 
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register  einzutragen,  unter  Bezugnahme  auf  die  Eintragung 
der  Hauptniederlaßung. 

Die  Anmeldung  geschieht  durch  die  Geschäftsfilhrer 
der  Filiale. 

623,  Die  Aktiengesellschaft  hat  selbstständig  ihre 
Rechte  und  Pflichten ;  sie  kann  Eigenthum  und  andere  ding- 
liche Rechte  auch  an  Grundstüken  erwerben;  sie  kann  vor 
Gericht  klagen  und  verklagt  werden. 

Für  die  Geschäfte  der  Filiale  kann  sie  auch  vor  den 
Gerichten  deeyenigen  Bezirkes  belangt  werden,  in  welchem 
die  Filiale  sich  befindet. 

626,  üeber  jeden  Beschluß  der  Generalversammlung, 
welcher  die  Fortsezung  der  Gesellschaft,  eine  Herabsezung 
des  Aktienkapitals  oder  eine  Erhöhung  desselben  (weitere 
Emission)  oder  irgend  eine  andere  Abänderung  der  Bestim- 
mungen der  Statuten  zum  Gegenstande  hat,  ist  eine  öffent- 
liche oder  eine  von  sämmtlichen  Personen,  welche  der  Be- 
schlußfaßung  zugestimmt  haben,  unterzeichnete  Urkunde 
Aufzunehmen. 

Ein  solcher  Beschluß  muß  in  gleicher  Weise  wie  die 
ursprünglichen  Statuten  in  das  Handelsregister  eingetragen 
und  veröffentlicht  werden. 

Der  Beschluß  hat  keine  rechtliche  Wirkung,  bevor  der- 
selbe in  das  Handelsregister  des  Bezirkes,  in  welchem  die 
Gesellschaft  ihren  Siz  hat,  eingetragen  ist. 

627.  Wohlerworbene  Rechte  der  Aktionäre  können 
denselben  nicht  durch  Mehrheitsbeschlüße  der  General- 
versammlung entzogen  werden. 

Eine  Erweiterung  des  Geschäftsbereiches  der  Gesell- 
schaft durch  Aufnahme  verwandter  Gegenstände  oder  eine 
Verengerung  desselben  oder  eine  Vereinigung  (Fusion)  mit 
einer  andern  Gesellschaft  kann,  wenn  die  Statuten  nicht  etwas 
Anderes  bestimmen,  nur  in  einer  Generalversammlung  be- 
flchloßen  werden,  in  welcher  mindestens  zwei  Drittheile 
sämmtlicher  Aktien  vertreten  sind.     Sollten  in  einer  ersten 
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Generalversammlung  nicht  zwei  Drittheile  sämmtlicher  ^ktien 
vertreten  sein,  so  kann  auf  einen  mindestens  dreißig  Tage 
spätem  Termin  eine  zweite  Versammlung  einberufen  werden, 
in  welcher  die  in  diesem  Artikel  erwähnten  Beschlüße  gefaßt 
werden  können,  auch  wenn  nur  ein  Drittheil  sämmtlicher 
Aktien  vertreten  ist.  Ein  solcher  Beschluß  bedarf  zu  seiner 
Gültigkeit  der  Eintragung  in  das  Handelsregister. 

Eine  Umwandlung  des  Gesellschaftszwekes  kann  der 
Minderheit  durch  die  Mehrheit  nicht  aufgenöthigt  werden. 

628.  Die  Aktiengesellschaft  darf  eigene  Aktien  nicht 
erwerben. 

Von  diesem  Verbote  findet  eine  Ausnahme  statt: 

1)  wenn  die  Erwerbung  zum  Zweke  einer  in  den  Sta- 
tuten selbst  vorbehaltenen  Amortisation  vorgenom- 
men wird; 

2)  wenn  dieselbe  in  Gemäßheit  des  Artikels  670  Absaz  1 
und  2  zum  Zweke  der  theil weisen  Rükzahlung  des 
Grundkapitals  vorgenommen  wird; 

3)  wenn  dieselbe  im  Exekutionswege  zur  Befriedigung 
eigener  Forderungen  der  Gesellschaft  erfolgt; 

4)  wenn  dieselbe  mit  dem  Betriebe  eines  nach  den 
Statuten  zum  Gegenstande  des  Unternehmens  ge- 
hörigen Geschäftszweiges  verbunden  ist. 

In  den  Fällen  1  und  2  sind  die  zurükerworbenen  Aktien 
sofort  für  jede  weitere  Veräußerung  unbrauchbar  zu  machen. 

In  den  Fällen  3  und  4  müßen  die  erworbenen  Aktien 
mit  thunlichster  Beschleunigung  weiter  veräußert  und  die 
im  Laufe  des  Jahres  erfolgten  Erwerbungen  und  Veräuße- 
rungen von  eigenen  Aktien  im  Jahresberichte  ersichtlich 
gemacht  werden. 

Die  durch  die  Gesellschaft  zurükerworbenen  Aktien 
dürfen  in  den  Generalversammlungen  nicht  vertreten  sein. 


£idg.  Amtl.  Samml.  Nene  Folge.  Y.  fid. 
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IL  Rechte  und  Pflichten  der  Aktionäre. 

629.  So  lange  die  Gesellschaft  besteht,  hat  jeder 
Aktionär  einen  Anspruch  auf  einen  verhältnißmäßigen  An- 
theil  an  dem  reinen  Gewinn,  soweit  dieser  nach  den  Statuten 
zur  Vertheilung  unter  die  Aktionäre  bestimmt  ist. 

Bei  Auflösung  der  Gesellschaft  hat  er  das  Recht  auf  einen 
verhältnißmäßigen  Antheil  an  dem  Ergebniß  der  Liquidation. 

Ein  Recht,  den  eingezahlten  Betrag  zurükzufordem 
steht  dem  Aktionär  weder  vor  noch  bei  der  Auflösung  der 
Gesellschaft  zu. 

630.  Zinse  dürfen  fUr  das  Aktienkapital  nicht  bezahlt 
werden;  Dividenden  und  Tantiemen  nur  aus  dem  reinen 
Gewinn,  welcher  sich  aus  der  Jahresbilanz  ergibt. 

Jedoch  können  ftir  den  in  den  Statuten  angegebenen 
Zeitraum,  welchen  die  Vorbereitung  des  Unternehmens  bis 
zum  Anfange  des  vollen  Betriebes  erfordert,  den  Aktionären 
Zinse  von  bestimmter  Höhe  bedungen  werden. 

631.  Die  Dividende  darf  erst  festgesezt  werden,  nach- 
dem die  statutengemäße  Ausstattung  des  Reservefonds  vom 
Reingewinn  in  Abzug  gebracht  ist. 

Die  Generalversammlung  ist  befugt,  vor  Vertheilung 
der  Dividende  auch  solche  Reserveanlagen,  welche  nicht  in 
den  Statuten  vorgesehen  sind,  zu  beschließen,  sofern  die 
Sicherstellung  des  Unternehmens  es  erfordert. 

632.  Der  Aktionär  ist  in  keinem  Falle  verpflichtet, 
die  in  gutem  Glauben  empfangenen  Dividenden  oder  Zinse 
zurükzugeben. 

633.  Der  Aktionär  ist  nicht  schuldig,  zu  den  Zweken 
der  Gesellschaft  und  zur  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten 
mehr  beizutragen  als  den  für  die  Aktie  statutenmäßig  fest- 
gesezten  Betrag. 

634«  Ein  Aktionär,  welcher  den  Betrag  seiner  Aktie 
nicht  zur  rechten  Zeit  einzahlt,  ist  von  Rechtes  wegen  zur 
Zahlung  von  Verzugszinsen  verpflichtet. 


Digitized  by  CjOOQiC 


tr- 


über das  Obligationenrecht  771 

In  den  Statuten  können  filr  den  Fall  der  verzögerten 
Einzahlung  des  gezeichneten  Aktienbetrages  oder  eines  Theiles 
desselben  Konventionalstrafen  festgesezt  werden;  auch  kann 
bestimmt  werden,  daß  die  säumigen  Aktionäre  ihrer  An- 
rechte aus  der  Zeichnung  der  Aktien  und  der  geleisteten 
Theilzahlungen  zu  Gunsten  der  Gesellschaft  verlustig  gehen. 

Die  Gesellschaft  ist  berechtigt,  an  Stelle  der  ausfallenden 
aeue  Aktien  auszugeben. 

633.  Ein  Aktionär  kann  seines  Anrechtes  nicht  ver- 
lustig erklärt  werden,  wenn  nicht  die  Aufforderung  zur 
Zahlung  mindestens  dreimal  in  den  hiezu  bestimmten  öffent- 
lichen Blättern,  das  lezte  Mal  mindestens  vier  Wochen  vor 
dem  ftlr  die  Einzahlungen  gesezten  Schlußtermine,  bekannt 
gemacht  worden  ist. 

Wenn  die  Aktien  auf  Namen  lauten  und  ohne  An- 
meldung zum  Aktienbuche  der  Gesellschaft  nicht  übertrag- 
bar sind,  so  hat  die  Mittheilung  dieser  drei  Aufforderungen 
durch  besondere  Erlaße  (rekommandirte  Briefe)  an  die  ein- 
zelnen Aktionäre  zu  geschehen.  In  diesem  FaUe  bedarf  es 
der  öffentlichen  Bekanntmachung  nicht. 

636.  Auf  Inhaber  lautende  Aktien,  Promessen  oder 
Interimsscheine  dürfen  nur  nach  Einzahlung  von  fünfzig 
Prozent  des  Nominalbetrages  ausgßgeben  werden. 

Der  Zeichner  einer  Inhaberaktie  bleibt  bis  zur  Ein- 
zahlung von  ftlnfzig  Prozent  des  Nominalbetrages  unbedingt 
haftbar,  auch  wenn  er  sein  Anrecht  auf  einen  Andern 
übertragen  und  dieser  die  Verbindlichkeit  zur  Einzahlung 
an  seiner  Stelle  übernommen  hat. 

Auch  nach  Einzahlung  von  fünfzig  Prozent  des  Nominal- 
betrages ist  die  Entlastung  nur  statthaft,  sofern  sie  in  den 
ursprünglichen  Statuten  vorgesehen  war. 

637.  Wenn  die  Aktien  auf  Namen  lauten,  so  sind 
der  Name  und  der  Wohnort  des  Aktionärs  in  das  Aktienbuch 
der  Gesellschaft  einzutragen. 

Die  Namenaktien  sind,  wenn  nicht  die  Statuten  etwas 
Anderes  bestimmen,  übertragbar. 
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Die  Uebertragung  kann  durch  Indossament  gescheheD. 

Der  Erwerb  der  Namenaktie  durch  einen  Anderen  ist 
zur  Eintragung  in  das  Aktienbuch  anzumelden  und  zu 
diesem  Behufe  die  Aktie  vorzulegen  und  der  Erwerb  nach- 
zuweisen. 

Im  Verhältniße  zu  der  Gesellschaft  werden  nur  die  im 
Aktienbuche  verzeichneten  Personen  als  Aktionäre  betrachtet 

Zur  Prüfung  der  Legitimation  ist  die  Gesellschaft  be- 
rechtigt, aber  nicht  verpflichtet. 

So  lange  der  Nominalbetrag  der  Aktie  nicht  vollständig 
eingezahlt  ist,  wird  der  Aktionär  durch  Uebertragung  seines 
Anrechtes  von  der  Verbindlichkeit  zur  Zahlung  des  Rük- 
standes  nur  dann  befreit,  wenn  die  Gesellschaft  den  neuen 
Erwerber  an  seiner  Stelle  als  Schuldner  annimmt  und  ihn 
der  Verbindlichkeit  entläßt ;  doch  auch  in  diesem  Falle  haftet 
der  ursprüngliche  Zeichner,  wenn  die  Gesellschaft  innerhalb 
eines  Jahres  seit  seiner  Entlaßung  m  Konkurs  geräth,  sub- 
sidiär für   den   ganzen  Rükstand   bis   zum  Nominalbetrage. 

638«  So  lange  Aktien,  seien  es  Inhaber-  oder  Names- 
aktien,  nicht  voll  einbezahlt  sind,  ist  auf  jedem  Titd 
der  wirklich  ein  bezahlte  Betrag  deutlich  anzugeben.  Auch 
ist  bei  allen  öffentlichen  Kundgebungen  der  Gesellschaft 
(Annoncen,  Circularen,  Berichten  u.  s.  w.),  in  welchen  auf 
das  Aktienkapital  hingewiesen  wird,  deutlich  hervorzuheben, 
wie  viel  von  demselben  wirklich  einbezahlt  ist. 

639.  Die  Rechte,  welche  den  Aktionären  in  den 
Angelegenheiten  der  Gesellschaft,  insbesondere  in  Beziehung 
auf  die  Führung  der  Geschäfte,  die  Prüfung  der  Bilanz,  der 
Gewinnberechnung  und  der  Vorschläge  zur  Gewinnvertheilung 
zustehen,  werden  von  der  Gesammtheit  der  Aktionäre  in 
der  Generalversammlung  ausgeübt. 

640.  Die  Aktionäre  üben  ihr  Stimmrecht  in  der 
Generalversammlung  nach  Verhältniß  der  Zahl  der  in  ikrem 
Besize  befindlichen  Aktien  aus.  Jeder  Aktionär,  auch  wenn 
*er  nur  eine  Aktie  besizt,  hat  eine  Stimme. 
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Vorbehalten  bleibt  der  Gesellschaft,  durch  ihre  Statuten 
die  Stimmenzahl  der  Besizer  von  mehreren  Aktien  zu  be- 
schränken. Keinenfalls  darf  ein  einzelner  Aktionär  mehr 
als  den  fünften  Theü  der  sämmtlichen  vertretenen  Stimm- 
rechte in  sich  vereinigen. 

641.  Spätestens  acht  Tage  vor  der  Generalversamm- 
lung sind  die  Bilanz  und  die  Rechnung  über  Gewinn  und 
Verlust  sammt  dem  Revisionsbericht  zur  Einsicht  der 
Aktionäre  aufzulegen. 

Wenn  Inhaberaktien  ausgegeben  sind,  so  muß  die  An- 
zeige dieser  Vorlage  durch  diejenigen  öffentlichen  Blätter 
bekannt  gemacht  werden,  welche  fUr  Bekanntmachungen 
der  Art  bestimmt  sind. 

An  die  im  Aktienbuch  verzeichneten  Namenaktionäre 
soll  diese  Anzeige  durch  Zustellung  gegen  Bescheinigung 
oder  durch  rekommandirte  Briefe  geschehen. 

Die  Aktionäre  sind  berechtigt,  die  Kontrolstelle  auf 
zweifelhafte  Ausäze  aufmerksam  zu  machen  und  die  erforder- 
lichen Aufschlüße  zu  begehren.  EUne  Einsicht  in  die  Bücher 
und  Korrespondenzen  ist  denselben  nur  in  Folge  einer  Er- 
mächtigung der  Generalversammlung  oder  einer  Erlaubniß 
der  Verwaltung  oder  einer  gerichtlichen  Anordnung  gestattet ; 
dabei  ist  aber  die  nöthige  Rüksicht  auf  das  Geschäftsge- 
heimniß  zu  nehmen. 

Diese  Rechte  der  Aktionäre  dürfen  weder  durch  die 
Statuten  noch  durch  BeschlOße  der  Generalversammlung 
aufgehoben  oder  beschränkt  werdeo. 


III.  Organe  der  Aktiengesellscliaft. 

642.     Die   nothwendigen  Organe   einer   Aktiengesell 
Schaft  sind: 

1)  die  Generalversammlung  der  Aktionäre; 

2)  eine  Verwaltung; 

3)  eine  Kontrolstelle. 
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Generalversammlupg. 

643.  Die  Generalversammlung  der  Aktionäre  ist  das 
oberste  Organ  der  Aktiengesellschaft. 

644.  Die  Generalversammlung  wird  durch  die  Ver- 
waltung  und   nöthigenfalls  durch  die  Kontroistelle  berufen. 

Eine  ordentliche  Versammlung  findet  alljährlich  inner- 
halb sechs  Monaten  nach  dem  Schluße  des  Geschäftsjahres 
statt  zur  Abnahme  der  Bilanz,  zur  Beschlußfaßung  über 
deren  Ergebniß  und  zur  Festsezung  der  Dividende.  Die 
Beschlußfaßung  ist  ungültig  ohne  vorhergehende  Bericht- 
erstattung der  Kontroistelle. 

Zu  den  ausschließlichen  Befugnissen  der  Generalver- 
sammlung gehören  ferner: 

1)  die  Wahl  der  Verwaltung  und  die  Besezung  der 
Kontroistelle ; 

2)  die  Beschlußfaßung  über  die  Statuten  und  die  Ab- 
änderung derselben; 

3)  die  Beschlußfaßung  über  die  durch  gesezliche  Be- 
stimmungen oder  durch  die  Statuten  ihr  vorbehaltenen 
Gegenstände. 

Außerordentliche  Versammlungen  werden  je  nach  Be- 
dürfhiß einberufen. 

643.  Die  Generalversammlung  muß  auch  dann  berufen 
werden,  wenn  es  von  einem  oder  mehreren  Aktionären, 
deren  Aktien  zusammen  mindestens  den  zehnten  Theil  des 
Gmndkapitals  darstellen,  in  einer  von  ihnen  unterzeichneten 
Eingabe,  unter  Anführung  des  Zwekes,  verlangt  wird. 

646.  Die  Berufung  der  Generalversammlung  hat  in 
der  durch  die  Statuten  bestimmten  Weise  zu  erfolgen. 

Der  Zwek  der  Generalversammlung  muß  jederzeit  bei 
der  Berufung  bekannt  gemacht  werden,  üeber  Gegenstände, 
deren  Verhandlung  nicht  in  dieser  Weise  angekündigt  ist, 
können  Beschlüße   nicht  gefaßt  werden;   hievou   ist  jedoch 
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der  Beschluß  über  den  in  einer  Generalversammlung  ge- 
stellten Antrag  auf  Berufung  einer  außerordentlichen  General- 
versammlung ausgenommen. 

Zur  Stellung  von  Anträgen  und  zu  Verhandlungen  ohne 
Besohl ußfaßung  bedarf  es  der  Ankündigung  nicht. 

647.  Die  Generalversammlung  ist  jederzeit  berech- 
tigt, die  in  Art.  644  Ziff.  1  bezeichneten  Mitglieder  der  Ver- 
waltung und  Kontroistelle,  sowie  andere  von  ihr  gewählte 
Bevollmächtigte  und  Beauftragte  abzuberufen,  immerhin 
unter  Beachtung  der  Vorschriften  des  Artikels  646  und  unter 
Vorbehalt  allfälliger  Entschädigungsansprüche  der  Abbe- 
rufenen. 

648.  Die  Generalversammlung  faßt  ihre  Beschlüße 
und  vollzieht  ihre  Wahlen,  soweit  das  Gesez  oder  die  Statuten 
nicht  etwas  Anderes  bestimmen,  mit  absoluter  Mehrheit  der 
vertretenen  Aktienstimmen. 

Die    Verwaltung. 

649.  Die  Verwaltung  kann  nur  von  Aktionären  aus- 
geübt werden.  Werden  Nichtaktionäre  gewählt,  so  können 
dieselben  ihr  Amt  nur  antreten,  wenn  sie  zuvor  durch  Er- 
werb von  Aktien  Aktionäre  geworden  sind. 

Die  Verwaltung  kann  aus  einem  oder  mehreren  Mit- 
gliedern bestehen. 

Die  Mitglieder  der  Verwaltung  werden«  auf  höchstens 
sechs  Jahre  gewählt  und  sind ,  wenn  die  Statuten  nicht 
etwas  Anderes  bestimmen,  wieder  wählbar. 

Für  die  ersten  drei  Jahre  können  die  Mitglieder  der 
Verwaltung  durch  die  Statuten  bezeichnet  werden ,  ohne 
daß  eine  Bestätigung  durch  die  Generalversammlung  nöthig  ist. 

630.  Die  Statuten  können  bestimmen,  daß  die  Ge- 
schäftsführung oder  einzelne  Zweige  derselben  von  der 
Verwaltung  an  ein  oder  mehrere  ihrer  Mitglieder  oder  an 
einen  oder  mehrere  Dritte,  welche  nicht  Mitglieder  der  Ge- 
sellschaft zu  sein  brauchen,  übertragen  werden. 
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Die  von  der  Verwaltung  bestellten  Ausachüße,  Ge- 
schäftsführer und  Bevollmächtigten  können  von  derselben 
unter  Vorbehalt  allfälliger  Entschädigungsansprüche  jederzeit 
ihrer  Stellung  enthoben  werden. 

651.  Wenn  die  Statuten  nicht  etwas  Anderes  darüber 
bestimmen,  so  ist  zur  Vertretung  der  Gesellschaft  nach  Außen 
und  zur  verbindlichen  Unterschrift  Namens  derselben  die 
Mitwirkung  und  die  Unterschrift  sämmtlicher  Mitglieder  der 
Verwaltung  erforderlich.* 

652.  Die  Zeichnung  hat  in  der  Weise  zu  geschehen, 
daß  die  Zeichnenden  der  Firma  der  Gesellschaft  oder  der 
Benennung  der  Verwaltung  ihre  Unterschriften  beifügen. 

633.  Wer  für  die  Gesellschaft  die  verbindliche 
Unterschrift  führt,  hat  dieselbe  in  das  Handelsregister  ein- 
tragen zu  laßen,  unter  Vorlage  der  Urkunde,  welche  ihn 
dazu  ermächtigt. 

Bei  jeder  in  Bezug  auf  die  Führung  der  Unterschrift 
vorkommenden  Aenderung  ist  das  gleiche  Verfahren  zu  be- 
obachten. 

634«  Die  Gesellschaft  wird  durch  die  von  ihren  Ver- 
tretern innerhalb  der  Grenzen  ihres  Auftrages  abgesohloßeneo 
Rechtsgeschäfte  verpflichtet. 

Gutgläubigen  Dritten  gegenüber  ist  eine  Beschränkung 
der  Befugniß  der  Vertreter  mit  Bezug  auf  den  Umfang,  den 
Ort  und  die  Zeit  der  einzelnen  Rechtsgeschäfte  rechtlich 
unwirksam.  Wohl  aber  kann  die  Anordnung  einer  Kollektiv- 
unterschrift erlaßen  und  können  die  Geschäftsführer  einer 
Filiale  mit  einem  besonderen  Size  auf  die  Vertretung  der 
Filiale  beschränkt  werden. 

633.  Die  Verwaltung  hat  dafür  zu  sorgen,  daß  die 
erforderlichen  Geschäftsbücher  geführt  werden.  Sie  muß 
den  Aktionären  innerhalb  der  gesezlichen  Frist  die  Bilanz 
d^s  verfloßenen  Geschäftsjahres  vorlegen.  ^ 

Bei  Beschlüßen  über  die  Entlastung  der  Verwaltung 
betrefiend  die  Geschäftsführung  und  Rechnungsablegung  haben 
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Personen,  welche  in  irgend  einer  Weise    an   der  Geschäfts- 
führung Theil  genommen  haben,  kein  Stimmrecht. 

Dieses  Verbot  bezieht  sich  nicht  auf  Diejenigen,  welche 
nur  die  Aufsicht  über  die  Geschäftsführung  ausüben. 

656.  Die  Bilanz  ist  so  klar  und  übersichtlich  auf- 
zustellen, daß  die  Aktionäre  einen  möglichst  sichern  Einblik 
in  die  wirkliche  Vermögenslage  der  Gesellschaft  erhalten. 

Insbesondere  sind  dabei  folgende  Giundsäze  zu  be- 
achten : 

1)  Gründungs-,  Organisations-  und  Verwaltungskosten 
sind  in  der  Jahresrechnung  vollständig  in  Ausgabe  zu  bringen. 
Ausnahmsweise  dürfen  Organisationskosten,  welche  in  den 
Statuten  oder  in  den  Beschlüßen  der  Generalversammlung, 
sei  es  für  die  ursprüngliche  Einrichtung,  sei  es  für  einen 
später  hinzugekommenen  Geschäftszweig  oder  eine  Geschäfts- 
ausdehnung, vorgesehen  sind,  auf  einen  Zeitraum  von  höch- 
stens fünf  Jahren  in  dem  Sinne  vertheilt  werden,  daß  in 
jedem  Jahre  mindestens  der  entsprechende  Bruchtheil  als 
Ausgabe  zu  verrechnen  ist. 

2)  Grundstüke,  Gebäude,  Maschinen  sind  höchstens  nach 
den  Anschaffungskosten  mit  Abzug  der  erforderlichen  und 
den  Umständen  angemeßenen  Abschreibungen  anzusezen. 
Ueberdies  ist,  wenn  dieselben  versichert  sind,  die  Versiche- 
rungssumme anzumerken. 

3)  Kurshabende  Papiere  dürfen  höchstens  zu  dem  Kurs- 
werthe  angesezt  werden,  welchen  dieselben  durchschnittlich  in 
dem  lezten  Monate  vor  dem  Bilanztage  gehabt  haben. 

4)  Waarenvorräthe  dürfen  höchstens  zum  Kostenpreis 
und,  falls  dieser  höher  als  der  Marktpreis  stehen  sollte,  höch- 
stens zu  diesem  angesezt  werden. 

5)  Die  Gesammtsumme  der  zweifelhaften  Posten  und 
die  Gesammtsumme  der  vorgenommenen  Abschreibungen 
sind  anzugeben. 

6)  Der  Betrag  des  Grundkapitals  und  der  Reserve- 
und  Erneuerungsfonds  ist   unter   die  Passiven   aufzunehmen. 

Digitized  by  VjOOQIC 


778  Bundüigfssez 

7j  Vou  der  GeseUschaft  ausgegebene  Obligatioaen  sind 
zu  dem  vollen  Betrage,  zu  welchem  sie  zurük bezahlt  werden 
müßen,  aozusezen.  Dagegen  kann  die  Differenz  znisdien 
dem  Emtssionskiirse  und  dem  Rü kz ah lunga betrage,  welche 
durch  jä^hriiche  Abschreibnngeii  bis  zum  Verfalltage  zu 
araortiairen  ist,  unter  die  Akti\reft  aufgenommen  werden. 

637.  Zeigt  die  lezte  Bilanz,  daß  sich  das  Grund- 
kapital um  die  Hälfte  vermindert,  hat^  so  niuß  die  V^erwaU 
tung  unverztlglich  eine  Generalversammlung  berufen  und 
dieser  von  der  Sachlage  Anzeige  machen. 

Sobald  die  Forderungen  der  Gesellsehaftsgläubiger  nicht 
mehr  durch  die  Aktiven  gedekt  sind,  hat  die  Verwaltung 
hie  von  das  Gericht  behufs  Eröffnung  des  Konkurses  zn  be- 
nachrichtigen. 

Dem  Gerichte  bleibt  jedoch  überlaßen,  auf  Antrag  der 
Gläubiger  oder  eines  zur  Wahrung  der  gemeinsamen  In- 
teressen bestimmter  Gläu biger klasacu  bestellten  Kurators  die 
Eröffnung  des  Konkurses  aufzuschieben  und  inzwischen  an- 
dere zur  Erhaltung  des  Vermögens  dienliche  Anordnungca 
zu  treffen. 

058,  Die  Mitglieder  der  Verwaltung  haben  für  die 
Dsuer  ihrer  Verrichtungen  die  durch  die  Statuten  bestimmte 
Anzahl   von  Aktien  der  Gesellschaft  zu  hinterlegen. 

Die   Kontrolsteile. 

059.  Die  Generalversammlung  bezeichnet  einen  oder 
mehrere  Kevisürcn,  welcJie  nicht  Mitglieder  der  Geselischaft 
zu  sein  brauchen,  mit  dem  Auftrage,  der  Generalversamm- 
lung einen  Bericht  über  die  Bilanz  und  die  von  der  Ver 
waitung  voi-ge legten  Rechnungen  zu  unterbreiten, 

660,  Die  Revisoren  sind  berechtigt,  die  Vorlage  dei' 
Btleher  und  Belege  zu  begehren  und  den  Kassenbestand 
festzuBteUeUr 
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661.  Die  öeneral Versammlung  ist  jederzeit  berechtigt, 
zur  Prüfung  der  öeschäftsftihrung  und  einzelner  Theile  der- 
selben besondere  Kommissäre  oder  Sachverständige  zu  er- 
nennen. 

662.  Den  Statuten  bleibt  vorbehalten,  über  die  Organi- 
sation der  Kontrolstelle  andere  Bestimmungen  zu  treffen  und 
deren  Befugniße  und  Pflichten  weiter  auszudehnen. 

663.  Die  Kontrolstelle  kann  das  erste  Mal  nicht 
länger  als  für  ein  Jahr  und  später  nicht  länger  als  für  fünf 
Jahre  besezt  werden. 

IT.  Auflösung. 

664.  Die  Aktiengesellschaft  wird  aufgelöst: 

1)  durch  Ablauf  der  in  den  Statuten  bestimmten  Zeit; 

2)  durch  einen  Beschluß  der  Generalversammlung,  über 
welchen  eine  öffentliche  oder  eine  von  allen  Aktionären, 
welche  dem  Beschluß  zugestimmt  haben,  unterzeich- 
nete Urkunde  aufzunehmen  ist; 

3)  durch  Eröffnung  des  Konkurses. 

Wenn  die  Auflösung  einer  Aktiengesellschaft  aus  anderen 
Gründen  erfolgt,  so  finden  die  Bestimmungen  dieses  Kapitels 
ebenfalls  Anwendung. 

665.  Erfolgt  die  Auflösung  der  Gesellschaft  nicht 
durch  Konkurs,  so  ist  sie  von  der  Verwaltung  zur  Ein- 
tragung in  das  Handelsregister  anzumelden.  Sie  muß  zu 
drei  verschiedenen  Malen  durch  die  für  die  Publikationen 
der  Gesellschaft  bestimmten  öflentlichen  Blätter  bekannt 
gemacht  werden  mit  der  Aufforderung  an  die  Gläubiger, 
ihre  Ansprüche  anzumelden. 

666.  Die  Liquidation  geschieht  durch  die  Verwaltung, 
sofern  sie  nicht  durch  die  Statuten  oder  einen  Beschluß  der 
Generalversammlung  anderen  Personen  übertragen  wird. 

Die  Bestimmungen  des  Titel  XXIV  über  die  Pflicht  zur 
Einschreibung,  über  die  Anmeldung  und  das  Rechtsverhältniß 
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der  Liquidatoren  kommen  auch  hier  zur  Anwendung,  in 
der  Meinung,  daß  die  Anmeldungen  behufs  der  Eintragung 
in  das  Handelsregister  durch  die  Verwaltung  erfolgen. 

Die  Bestellung  der  Liquidatoren  kann  jederzeit  durch 
die  Mehrheit  sämmtlicher  Aktionäre  oder  auf  Antrag  eines 
oder  mehrerer  Aktionäre  durch  den  Richter  widerrufen 
werden. 

667.  Das  Vermögen  einer  aufgelösten  Aktiengesell- 
schaft wird  nach  Tilgung  ihrer  Schulden  unter  die  Aktionäre 
nach  Verhältniß  ihrer  Aktien  vertheilt. 

Die  Vertheilung  darf  nicht  eher  vollzogen  werden  als 
nach  Ablauf  eines  Jahres,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an 
welchem  die  Bekanntmachung  in  den  hiezu  bestimmten 
öfifentlichen  Blättern  zum  dritten  Male  erfolgt  ist. 

Die  aus  den  Geschäftsbüchern  ersichtlichen  oder  in 
anderer  Weise  bekannten  Gläubiger  sind  durch  besondere 
Erlaße  (rekommandirte  Briefe)  zur  Anmeldung  ihrer  An- 
sprüche aufzufordern,  unterlaßen  sie  dieses,  so  ist  der  Be- 
trag ihrer  Forderungen  gerichtlich  zu  hinterlegen. 

Das  Leztere  muß  auch  in  Ansehung  der  noch  schweben- 
den oder  streitigen  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft  ge- 
schehen, sofern  nicht  die  Vertheilung  des  Gesellschaftsver- 
mögens bis  zu  deren  Erledigung  ausgesezt  bleibt  oder  den 
Gläubigem  eine  angemeßene  Sicherheit  bestellt  wird. 

Mitglieder  der  Verwaltung  und  Liquidatoren,  welche 
diesen  Vorschriften  entgegenhandeln,  sind  den  Gläubigern 
persönlich  und  solidarisch  zur  Erstattung  der  geleisteten 
Zahlungen  verpflichtet. 

668.  Die  Geschäftsbücher  der  aufgelösten  Gesellschaft 
sind  an  einem  von  der  Registerbehörde  zu  bestimmenden 
sicheren  Orte  zur  Aufbewahrung  auf  die  Dauer  von  zehn 
Jahren  niederzulegen. 

669.  Bei  Auflösung  einer  Aktiengesellschaft  durch 
Vereinigung  derselben  mit  einer  anderen  Aktiengesellschaft 
kommen  folgende  Bestimmungen  zur  Anwendung: 
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J)  das  Vermögen  der  aufzulösenden  Gesellschaft  ist  so 
lange  getrennt  zu  verwalten,  bis  die  Befriedigung 
oder  Sicherstellung  ihrer  Gläubiger  erfolgt  ist; 

2)  der  bisherige  Gerichtsstand  der  Gesellschaft  bleibt 
für  die  Dauer  der  getrennten  Vermögensverwaltung 
bestehen;  dagegen  wird  die  Verwaltung  von  der 
neuen  Gesellschaft  geführt; 

3)  die  Verwalter  der  lezteren  Gesellschaft  sind  den 
Gläubigem  für  die  Ausftlhrung  der  getrennten  Ver 
waltung  persönlich  und  solidarisch  verantwortlich; 

4}  die  Auflösung  der  Gesellschaft  ist  zur  Eintragung  in 
das  Handelsregister  anzumelden; 

5)  die  öJßFentliche  Aufforderung  der  Gläubiger  der  auf- 
gelösten Gesellschaft  kann  verschoben  werden.  Je- 
doch ist  die  Vereinigung  des  Vermögens  der  beiden 
Gesellschaften  erst  in  demjenigen  Zeitpunkte  zuläßig, 
in  welchem  eine  Vertheilung  des  Vermögens  einer 
aufgelösten  Aktiengesellschaft  unter  die  Aktionäre 
erfolgen  darf. 

670.  Eine  Rükzahlung  des  Grundkapitals  an  die 
Aktionäre  oder  eine  Herabsezung  desselben  kann  nur  auf 
Beschluß  der  Generalversammlung  erfolgen. 

Die  Rükzahlung  oder  Herabsezung  kann  nur  unter 
Beobachtung  derselben  Bestimmungen  erfolgen,  welche  für 
die  Vertheilung  des  Gesellschaftsvermögens  im  Falle  der 
Auflösung  maßgebend  sind. 

Die  Mitglieder  der  Verwaltung,  welche  dieser  Vorschrift 
entgegen  handeln,  sind  den  Gläubigern  der  Gesellschaft 
persönlich  und  solidarisch  verhaftet. 

Von  diesen  Bestimmungen  wird  nicht  berührt  der  in 
Artikel  628  Ziffer  1  erwähnte  Fall  der  Amortisation  von 
Aktien,  welche  in  den  Statuten  selbst  vorbehalten  ist. 

V.  Verantwortlichkeit. 

671.  Wer  bei  der  Gründung  einer  Aktiengesellschaft 
thätig  war,   haftet  sowohl  der  Gesellschaft   selbst  als  den 
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einzelnen  Aktionären  und  Gesellschaftsgläubigern  fürSchaden- 
ersaz  : 

1)  wenn  er  wißentlich  unwahre  Angaben  in  Prospekten 
oder  Zirkularen  gemacht  oder  verbreitet  hat; 

2)  wenn  er  wißentlich  dabei  mitgewirkt  hat,  daß  eine 
Einlage  oder  die  Uebernahme  von  Vermögensstüken 
oder  eine  Begünstigung  einzelner  Aktionäre  oder  an- 
derer Personen  entgegen  der  Bestimmung  des  Arti- 
kels 619  Absaz  1  in  den  Statuten  verschwiegen  oder 
verschleiert  worden  ist; 

3)  wenn  er  wißentlich  dazu  beigetragen  hat,  daß  die 
Eintragung  der  Aktiengesellschaft  im  Handelsregister 
auf  Grund  einer  Bescheinigung  oder  Urkunde  vorge- 
nommen worden  ist,  welche  thatsächlich  unwahre 
Angaben  enthält. 

672.  Hat  eine  bereits  konstituirte  Aktiengesellschaft 
eine  Emission  von  Aktien  oder  Obligationen,  sei  es  für 
eigene  Rechnung  oder  filr  Rechnung  Dritter,  vorgenommen, 
so  haftet  Jeder,  welcher  dabei  thätig  war,  den  einzelnen 
Aktionären  oder  Obligationären  für  Schadensersaz,  wenn  er 
wißentlich  unwahre  Angaben  in  Prospekten  oder  Zirkularen 
gemacht  oder  verbreitet  hat. 

673.  Der  Aktiengesellschaft  sind  die  mit  der  Ver- 
waltung und  Kontrole  betrauten  Personen  solidarisch  für  den- 
jenigen Schaden  verantwortlich,  welchen  die  Gesellschaft  in 
Folge  Verlezung  oder  Vemachläßigung  der  ihnen  obliegenden 
Pflichten  erleidet. 

674.  Den  einzelnen  Aktionären  und  den  Gesellschafts- 
gläubigern sind  die  mit  der  Verwaltung  und  Kontrole  be- 
trauten Personen  solidarisch  für  allen  Schaden  verantwort- 
lich, welchen  sie  jenen  durch  absichtliche  Verlezung  der 
ihnen  obliegenden  Verwaltungs-  und  Aufsichtspflichten  ver- 
ursacht haben. 

675.  Dem  in  Artikel  671 ,  672  und  674  einem  je- 
den einzelnen  Aktionär  eingeräumten  Elagerechte  steht  ein 
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Beschluß  der  Generalversammlung,  welcher  die  schadenersaz- 
pflichtigen  Personen  von  ihrer  Verantwortlichkeit  entbindet, 
nur  entgegen,  wenn  der  Aktionär  der  Beschlußfaßung  zuge- 
stimmt oder  nicht  binnen  sechs  Monaten  nach  erlangter 
Kenntniß  dagegen  Einsprache  erhoben  oder  wenn  er  die 
Aittien  seither  in  Kenntniß  der  Schlußnahme  erworben  hat. 
Das  in  den  angeführten  Artikeln  den  öesellschafts- 
gläubigern  eingeräumte  Klagerecht  kann  nur  geltend  gemacht 
werden,  wenn  über  die  Aktiengesellschaft  Konkurs  eröffnet 
worden  ist,  es  sei  denn,  daß  es  sich  um  Forderungen  aus 
Inhaberpapieren  handle. 

YI.  Eommanditaktiengesellschaft. 

676.  Wird  ein  Kommanditkapital  in  Aktien  zer- 
l^t,  so  kommen  ftLr  diese  Gesellschaft  (Kommanditaktien- 
gesellschaft)  im  Allgemeinen  die  Bestimmungen  des  gegen- 
wärtigen Titels  zur  Anwendung,  jedoch  mit  folgenden  Ab- 
änderungen : 

1)  die  unbeschränkt  haftenden  Mitglieder  bilden  f\XT  sich 
allein  jederzeit  den  Vorstand,  welcher  die  Gesellschaft 
gerichtlich  und  außergerichtlich  vertritt; 

2)  die  Mitglieder  des  Vorstandes  haften  den  Gesell- 
schaftsgläubigern mit  ihrem  ganzen  Vermögen  und 
solidarisch  gleich  den  unbeschränkt  haftenden  Gesell- 
schaftern der  Kommanditgesellschaft; 

3)  den  Vorstandsmitgliedern  kann  die  Vollmacht  zur 
Führung  der  Firma  nur  unter  denselben  Voraus- 
sezungen  entzogen  werden,  unter  welchen  es  einem 
geschäftsftthrenden  Kollektivgesellschafter  gegenüber 
geschehen  darf; 

4)  die  unbeschränkt  haftenden  Mitglieder  des  Vorstandes 
sind  verpflichtet,  die  statutenmäßig  bestimmte  Anzahl 
von  Gesellschaftsaktien  zu  hinterlegen,  und  dürfen  die- 
selben, so  lange  sie  der  Gesellschaft  verantwortlich 
bleiben,  nicht  veräußern; 
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5)  für  die  Kommanditaktiengesellschaft  ist  ein  Aufsichts- 
rath  noth  wendig.  Derselbe  kann  Namens  der  Gesell- 
schaft die  Mitglieder  des  Vorstandes  zur  Rechenschaft 
ziehen  und  nöthigenfalls  vor  Gericht  belangen.  So- 
weit seine  eigene  Verantwortlichkeit  reicht  oder  bei 
arglistigem  Verhalten  von  Vorstandsmitgliedern  ist 
er  zur  Einleitung  und  Durchführung  von  Prozessen 
wider  dieselben  sogar  gegen  den  Willen  der  General- 
versammlung berechtigt; 

6)  zur  Prozeßführung  Namens  der  Gesellschaft  gegen 
die  Mitglieder  des  Vorstandes  oder  des  Aufsichts- 
rathes  kann  die  Generalversammlung  Bevollmächtigte 
ernennen ; 

7)  die  Kommanditaktiengesellschaft  wird  beendigt,  wenn 
sämmtliche  Mitglieder  des  Vorstandes  durch  Austritt, 
Tod  oder  eingetretene  Handlungsunfkhigkeit  verhindert 
werden,  die  Geschäfte  fortzuführen.  Die  Auflösung 
muß  der  Registerbehörde  angemeldet  werden. 

677.  Wird  ein  Kommanditkapital  lediglich  in  dem 
Sinne  in  Theile  zerlegt,  daß  diese  das  Maß  der  Betheiligung 
mehrerer  Kommanditäre  regeln,  nicht  aber  als  Aktien  be- 
handelt werden  oder  übertragbar  sein  sollen,  so  kommen 
die  Vorschriften  des  vorigen,  nicht  diejenigen  des  gegen- 
wärtigen Titels  zur  Anwendung. 


Siel>ei]Lixi]Ld.zT^a;i]L!zig|'stei*  Titel. 

GoEOssenscliafteiL 


I.  Entstehung. 

678.     Personen  verbände,  welche,  ohne  zu  den  in  den 
Titeln  XXTV  bis  XXVI  normirten  Gesellschaften  zu  gehören, 
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gemeinsame  Zweke  des  wirthschaftlichen  Verkehres  ver- 
folgen, müssen  sich,  um  als  Genoßenschaften  das  Recht  der 
Persönlichkeit  zu  erwerben,  nach  Maßgabe  der  folgenden 
Artikel  in  das  Handelsregister  eintragen  laßen. 

679.  Die  Statuten  einer  solchen  Genoßenschaft 
(Gründungs vertrag)  müßen  in  Schrift  verfaßt  und  von  min- 
destens sieben  Genoßenschaftem  unterzeichnet  sein. 

680.  Die  Eintragung  der  Genoßenschaft  in  das 
Handelsregister  hat  da  zu  geschehen,  wo  sie  ihren  Siz  hat. 
Dieselbe  darf  nur  stattfinden ,  wenn  die  Statuten  mit  ge- 
höriger Beglaubigung  der  nach  Artikel  679  erforderlichen 
Unterzeichnungen  unter  Angabe  der  Namen  und  Wohnorte 
der  Zeichner  der  Registerbehörde  eingereicht  werden  und 
über  die  nachfolgenden  Punkte  Bestimmungen  entlialten: 

1)  den  Namen  fdie  Firma)  der  Genoßenschaft; 

2)  den  Siz  der  Genoßenschaft  und  allßUliger  Filialen; 

3)  den  Zwek  der  Vereinigung; 

4)  die  Bedingungen  des  Ein-  und  Austrittej  der  Ge- 
noßenschafter ; 

5)  die  Art  und  Größe  der  von  ihnen  zu  leistenden  Bei- 
träge; 

6)  die  Organisation  der  Genoßenschaft,  die  Bildung  des 
Vorstandes,  die  Stellvertretung  der  Genoßenschaft  und 
die  Zeichnung  für  dieselbe; 

7)  die  Berechnung  und  Vertheilung  des  Gewinnes,  wenn 
ein  solcher  beabsichtigt  wird. 

681.  Die  Statuten  sind  entweder  ihrem  ganzen  In- 
halte nach  oder  in  einem  Auszuge  durch  das  Handelsamts- 
blatt zu  veröffentlichen.  In  lezterem  Falle  sind  die  Be- 
stimmungen über  die  in  Ai-tikel  680  angegebenen  Punkte 
und  außerdem  die  Namen  und  W^ohnorte  der  zur  Ver- 
tretung der  Genoßenschaft  ermächtigten  Personen ,  sowie 
eine  allfällige  Ausschließung  der  persönlichen  Haftbarkeit 
der  einzelnen  Genoßenschafter  in  die  Bekanntmachung  auf- 
zunehmen. ^  ^ 

Eidg.  amtl.  Samml.  Nene  Folge.  V.  Bd.  gf '"' '" ^^OglC 
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682«  Sofern  die  Statuten  nicht  etwas  Anderes  bestim- 
men, können  Abänderungen  derselben  nur  mit  Zustimmung 
sämmtlicher  Genoßenschafter  vorgenommen  werden.  Diese 
Abänderungen  sind  in  gleicher  Weise  wie  die  ursprünglichen 
Statuten  in  das  Handelsregister  einzutragen  und  zu  ver- 
öffentlichen. 

IL  Rechte  und  Pflichten  der  Genoßenschafter. 

683.  Sofern  die  Statuten  nicht  etwas  Anderes  bestim- 
men, können  in  eine  bestehende  Genoßenschaft  jederzeit  neue 
Mitglieder  aufgenommen  werden. 

Zum  Beitritt  derselben  genügt  eine  schriftliche  Er- 
klärung. 

684.  So  lange  die  Auflösung  der  Genoßenschaft  nicht 
beschießen  ist,  steht  jedem  Genoßenschafter  der  Austritt  frei. 

Ein  statutarisches  Verbot  des  Austrittes  oder  ein 
vertragsmäßiger  Verzicht  auf  denselben  ist  ungültig. 

Ist  über  die  Kündigungsfrist  und  den  Zeitpunkt  des 
Austrittes  in  den  Statuten  nichts  festgesezt,  so  kann  der 
Austritt  nur  am  Schluße  des  Geschäftsjahres  nach  min- 
destens vierwöchentlicher  Kündigung  stattfinden. 

685«  Auch  wenn  die  Statuten  über  die  Ausschließung 
von  Genoßenschaftern  keine  oder  abweichende  Bestimmungen 
enthalten,  kann  ein  Mitglied  der  Genoßenschaft  auf  Be- 
gehren jedes  andern  aus  wichtigen  Gründen  durch  Urtheil 
des  Richters  ausgeschloßen  werden. 

686.  Beim  Mangel  abweichender  Bestimmungen  der 
Statuten  erlischt  die  Mitgliedschaft  durch  den  Tod. 

687«  Die  Statuten  bestimmen,  ob  und  welche  An- 
sprüche an  das  Vermögen  der  Genoßenschaft  dem  aps- 
scheidenden  Mitgliede,  beziehungsweise  seinen  Erben  zu- 
kommen. Ist  nicht  etwas  Anderes  vorgeschrieben,  so  besteht 
ein  Anspruch  auf. einen  Kopftheil  an  dem  Genoßenschafts- 
vermögen  für  den  Fall,  daß  die  Genoßenschaft  sich  innerhalb 
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eines  Jahres  seit  der  Ausscheidung  odei  dem  Tode  eines 
Genoßensehafters  auflöst  und  das  Vermögen  zur  Vertheilung 
kommt. 

688.  In  den  Statuten  kann  jede  persönliche  Haft- 
barkeit der  einzelnen  Genoßcnschafter  für  Verbindlichkeiten 
der  Genoßenschaft  ausgeschloßen  und  bestimmt  werden,  daß 
dafür  nur  das  Vermögen  der  Genoßenschaft  haftbar  sei. 

Diese  Ausschließung  der  Haftbarkeit  der  einzelnen  Mit- 
glieder muß  durch  das  Handelsamtsblatt  veröffentlicht  werden. 
Unter  dieser  Voraussezung  können  die  einzelnen  Genoßen- 
schafter   aus  Genoßenschaftsschulden  nicht  belangt  werden. 

689.  Ist  eine  Bestimmung,  durch  welche  die  persön- 
liche Haftbarkeit  der  einzelnen  Genoßenschafter  ausgeschloßen 
wird,  in  den  Statuten  nicht  enthalten  oder  nicht  gehörig 
veröffentlicht  worden,  so  haften  sämmtliche  Mitglieder  soli- 
darisch mit  ihrem  ganzen  Vermögen.  Diese  Haftbarkeit  ist 
eine  subsidiäre,  in  dem  Sinne,  daß  die  Genoßenschafter  so 
weit  haften,  als  die  Gläubiger  in  dem  Genoßenschaftskonkurse 
zu  Verlust  gekommen  sind. 

690«  Wer  in  eine  Genoßenschaft  eintritt,  für  deren 
Verbindlichkeiten  die  Genoßenschafter  persönlich  einstehen 
mUßen,  haftet  gleich  den  Anderen  auch  für  die  vor  seinem 
Eintritte  eingegangenen  Schulden. 

Eine  entgegenstehende  Vereinbarung  ist  gegenüber 
Dritten  ohne  Wirkung. 

691«  Wenn  ein  persönHch  haftbarer  Genoßenschafter 
durch  Tod  oder  in  anderer  Weise  ausscheidet,  so  dauert  die 
Haftbarkeit  für  die  vor  seinem  Ausscheiden  entstandenen 
Verbindlichkeiten  fort,  sofern  die  Genoßenschaft  innerhalb 
zweier  Jahre  seit  der  Eintragung  des  Ausscheidens  in  das 
Handelsregister  in  Konkurs  geräth. 

692«  Wenn  nicht  innerhalb  Zweier  Jahre,  seitdem 
die  Auflösung  der  Genoßenschaft  in  das  Handelsregister 
eingetragen   ist,   der  Konkurs  über   das  Vermögen  der  Ge- 
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noßenschaft  eröffnet  wird,  so  erlischt  die  persöaliche  Haft- 
barkeit sämmtlicher  Mitglieder. 

693«  Die  Klagerechte  aus  der  persönlichen  Haftbarkeit 
einzelner  Mitglieder,  sofern  sie  nach  Artikel  691  und  692 
nicht  schon  vorher  erloschen  sind,  verjähren  in  einem  Jahre, 
von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  der  Konkurs 
über  das  Vermögen  der  Genoßenschaft  beendigt  worden  ist. 

694«  Die  Privatgläubiger  eines  Genoßenschafters  sind 
nicht  befugt,  die  zum  Gesellschafts  vermögen  gehörendeu 
Sachen,  Forderungen  oder  Rechte  zum  Behuf  ihrer  Befrie- 
digung oder  Sicherstellung  in  Anspruch  zu  nehmen.  Gegen- 
stand der  Exekution  oder  der  Beschlagnahme  kann  für  sie 
nur  dasjenige  sein,  was  der  Genoßenschafter  selbst  an  Zin- 
sen, Dividenden  oder  Antheilen  im  Liquidationsfalle  zu  for- 
dern berechtigt  ist. 

III.  Organe  der  Oenoßensehaft. 

695.  Jede  Genoßenschaft  muß  einen  Vorstand  (Direk- 
tion) haben,  welcher  dieselbe  im  Verkehr  mit  dritten  Personen 
und  vor  Gericht  vertritt. 

Der  Vorstand  kann  aus  einer  oder  mehreren  Personen 
bestehen.  Dieselben  können  Mitglieder  der  Genoßenschaft 
oder  Nichtmitglieder,  besoldet  oder  unbesoldet  sein. 

696«  Die  jeweiligen  Mitglieder  des  Vorstandes  müßen 
alsbald  nach  ihrer  Bestellung  in  das  Handelsregister  ein- 
getragen werden. 

Diejenigen  Mitglieder,  welche  zur  Zeichnung  Namens  der 
Genoßenschaft  berechtigt  sind,  haben  ihre  Unterschrift  vor 
der  kompetenten  Behörde  zu  zeichnen  oder  die  Zeichnung 
in  beglaubigter  Form  einzureichen. 

697.  Der  Vorstand  soll  in  der  durch  die  Statuten  be- 
stimmten Form  für  die  Genoßenschaft  handeln  und  zeichnen. 

Ist  nicht  etwas  Anderes  darüber  bestimmt ,  so  ist  die 
Zeichnung  durch  sämmtliche  Mitglieder  des  Vorstandes^  be- 
ziehungsweise deren  Stellvertreter  erforderlich. 

Digitized  by  CjOOQIC 


über  das  Obligationenrecht.  769 

698«  Die  Genoßenschaft  wird  durch  die  vom  Vor- 
stände für  dieselbe  geschloßenen  Rechtsgeschäfte  berufhtit^t 
nnd  verpflichtet.  Es  ist  gleichgültig,  ob  das  Geschäft  aua- 
drüklich  im  Namen  der  Genoßenschaft  geschloßen  w^irdna 
ist,   oder  ob  diese  Absicht  aus  den  Umständen  hervorgeht 

699«  Der  Genoßenschaft  gegenüber  richtet  sich 
die  Befiigniß  des  Vorstandes  zur  Geschäftsftlhrung  nach  den 
Statuten  und  den  Beschlüßen  der  Genoßenschaft. 

Sofern  diese  nicht  etwas  Anderes  verfügen,  gilt  der  Vor- 
stand als  ermächtigt,  alle  Handlungen  vorzunehmen,  welche 
der  Zwek  der  Genoßenschaft  mit  sich  bringt. 

700.  Gegenüber  dritten  Personen  gilt  der  Vorstand 
als  ermächtigt,  alle  Arten  von  Geschäften  und  Rechtshand- 
lungen für  die  Genoßenschaft  vorzunehmen,  welche  in  den 
Bereich  ihres  genoßenschaftlichen  Zwekes  gehören. 

Gegen  gutgläubige  dritte  Personen  hat  eine  Beschrän- 
kung dieser  Befugniß  keine  rechtliche  Wirkung. 

701.  Der  Vorstand  ist  für  die  regelmäßige  Faln*tjng 
der  Bücher  und  der  Protokolle  über  die  Beschlüßt  der 
Genoßenschaftsorgane  verantwortlich. 

702.  Wenn  die  Genoßenschafter  ftlr  die  Genoßen- 
schaftsschulden  persönlich  haftbar  sind,  so  ist  der  Vorb^tand 
verpflichtet,  ein  Verzeichniß  sämmtlicher  Mitglieder  der  Re- 
gisterbehörde einzureichen  und  spätestens  innerhalb  dreier 
Monate  jeden  Austritt  oder  Eintritt  anzumelden.  Das  Ver- 
zeichniß der  Mitglieder  im  Handelsregister  steht  Jederrnatin 
zur  Einsicht  olfen. 

üeberdieß  steht  jedem  ausgetretenen  oder  ausgeschloßeneii 
Mitgliede,  sowie  den  Erben  eines  durch  Tod  ausgeschiedeoen 
Mitgliedes  die  Befugniß  zu,  die  Eintragung  des  Austrittes, 
Ausschlußes  oder  Todesfalles  ohne  Vermittelung  d^  Vor- 
standes in  das  Handelsregister  vornehmen  zu  laßen. 

Von  einer  solchen  Erklärung  hat  jedoch  die  Register- 
behörde dem  Vorstande  sofort  Kenntniß  zu  geben. 
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703«  Bei  Genoßenschaften,  welche  einen  Gewinn  be- 
absichtigen, ist  der  Vorstand  verpflichtet,  Rechnung  und 
Bilanz  des  verfloßenen  Geschäftsjahres  spätestens  in  den 
ersten  sechs  Monaten  nach  Ablauf  desselben  zu  veröffent- 
lichen. 

704.  Ergibt  sich,  daß  die  Forderungen  der  Genoßen- 
schaftsgläubiger  nicht  mehr  durch  die  Aktiven  gedekt  sind, 
so  liegt  dem  Vorstande,  beziehungsweise  den  .Liquidatorea 
die  Verpflichtung  ob,  die  Zahlungen  sofort  einzustellen  und 
dem  Gerichte  behufs  Eröffnung  des  Konkurses  hievon  Anzeige 
zu  machen. 

Dem  Gerichte  bleibt  jedoch  überlaßen,  auf  Antrag  der 
Gläubiger  oder  eines  zur  Wahrung  ihrer  Interessen  bestellten 
Kurators  die  Eröffnung  des  Konkurses  aufzuschieben  und 
inzwischen  andere  zur  Erhaltung  des  Vermögens  dienliche 
Anordnungen  zu  treffen. 

705.  Die  Genoßenschaft  kann  dem  Vorstande  einen 
Ausschuß  sowohl  zur  Ueberwachung  der  Geschäftsführung 
( Aufsich tsrath)  als  nach  Umständen  zur  Mitwirkung  bei 
wichtigen  Geschäften  (Verwaltungsrath)  beiordnen  oder  die 
Kontrole  einem  oder  mehreren  Sachverständigen  übertragen. 

Wer  als  Mitglied  des  Vorstandes  oder  eines  Ausschußes 
oder  als  Bevollmächtigter  für  die  Genoßenschaft  handelt, 
darf,  wenn  die  Prüfung  dieser  Geschäfte  und  Kontrolmaß- 
regeln  in  Fra^e  stehen,  nicht  mitstimuien. 

706.  Die  Generalversammlung  der  Genoßenschafter 
wird  durch  den  Vorstand  oder  ein  anderes  nach  den  Sta- 
tuten dazu  befugtes  Organ  der  Genoßenschaft  (Aufsichtsrath 
u.  s.  f.)  berufen. 

Sie  muß  berufen  werden,  wenn  mindestens  der  zehnte 
Theil  der  Genoßenschafter  oder  bei  Genoßenschaften  von 
weniger  als  dreißig  Mitgliedern  mindestens  drei  Genoßen- 
schafter es  verlangen. 

707.  Beim  Mangel  abweichender  Bestimmungen  der 
Statuten    hat   in    der   Generalversammlung  jeder   Genoßen- 
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echafter  eine  Stimme  und  werden  die  Beschlüße  derselben 
mit  absoluter  Mehrheit  der  Stimmenden  gefaßt. 

708«  Die  Generalversammlung  ist,  wenn  nicht  die 
Statuten  die  Abberufung  anders  ordnen  oder  ganz  untersagen, 
jederzeit  berechtigt,  sowohl  die  Mitglieder  des  Vorstandes 
als  die  Mitglieder  des  Aufsiehtsrathes,  unbeschadet  allfälliger 
Entschädigungsansprüche  derselben,  abzuberufen. 

In  allen  Fällen,  auch  wenn  die  Statuten  die  Abberufung 
untersagen,  kann  das  Gericht  auf  den  Antrag  eines  oder 
mehrerer  Genoßenschafter  Vorstandsmitglieder,  welche  die 
ihnen  obliegenden  Pflichten  versäumen  oder  zu  erfüllen  außer 
Stande  sind,  abberufen,  eine  Neuwahl  durch  die  zuständigen 
Genoßenschaftsorgane  verfügen  und  für  die  Zwischenzeit  die 
geeigneten  Anordnungen  für  einstweilige  Besezung  des  Vor- 
standes treffen. 

lY.  Auflösung  und  Liquidation. 

709.  Die  Genoßenschaft  wird  aufgelöst: 

1)  durch  Beschluß  eines  nach  den  Statuten  kompetenten 
Genoßenschaftsorganes  (Generalversammlung,  Auf- 
sichtsrath  u.  s.  vv.)*, 

2)  durch  Ablauf  der  in  den  Statuten  bestimmten  Zeit- 
dauer, wenn  nicht  die  Fortdauer  der  Genoßenschaft 
beschloßen  oder  dieselbe  thatsächlieh  fortgesezt  wird ; 

3)  durch  Eröffnung  des  Konkurses  über  die  Gejioßen- 
schaft. 

üeberdies  können  die  Statuten  noch  andere  Gründe  der 
Auflösung  aufstellen. 

710.  Eine  Genoßenschaft  kann  außerdem  durch  richter- 
liches ürtheil  auf  Antrag  eines  Genoßenschafters ,  eines 
Gläubigei-s  oder  einer  zuständigen  öffentlichen  Amtsstelle  auf- 
gelöst werden: 

1)  wenn  sie  unerlaubte  oder  unsittliche  Zweke  verfolgt 
oder  wenn  sie  unerlaubte  oder  unsittliche  Mittel  an- 
wendet 5 
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23  wenn  die  statutenmäßige  Besezung  des  Vorstandes 
oder  anderer  in  den  Statuten  als  noth wendig  vor- 
ausgesezter  Organe  aus  Mangel  an  der  erforderlichen 
Mitgliederzahl  oder  aus  anderen  Gründen  unmöglich 
geworden  ist. 

TU.  Von  der  Auflösung  durch  Konkurs  hat  das  Ge- 
richt der  Registerbehörde  behufs  Eintragung  in  das  Handels- 
register von  Amteswegen  Mittheilung  zu  machen. 

Sofern  die  Auflösung  der  Genoßenschaft  in  anderer 
Weise  als  durch  Konkurs  erfolgt,  hat  der  Vorstand  und  in 
Ermangelung  eines  solchen  das  Gericht  der  Registerbehörde 
behufs  Eintragung  der  Auflösung  in  das  Handelsregister  An- 
zeige zu  macheu.  Zugleich  sind  durch  die  dazu  kompetenten 
Genoßenschaftsorgane  (Generalversammlung ,  Aufsichtsrath 
u.  8.  w.)  und  in  Ermangelung  solcher  durch  das  Gericht 
Liquidatoren  zu  ernennen. 

712,  Sofern  die  Liquidatoren  nicht  gemäß  Artikel  704 
veranlaßt  sind,  die  Eröfliiung  des  Konkurses  zu  beantragen, 
haben  sie  die  Gläubiger  der  Genoßenschaft  durch  das  Handels- 
amt«blatt  zur  Geltendmachung  ihrer  Ansprüche  aufzufordern. 

Die  aus  den  Geschäftsbüchern  ersichtlichen  oder  in 
anderer  Weise  bekannten  Gläubiger  sind  außerdem  durch 
besondere  Erlaße  (rekommandirte  Briefe)  zur  Anmeldung 
aufzufordern. 

713«  Nach  Tilgung  der  Schulden  wird  das  Vermögen 
der  aufgelösten  Genoßenschaft,  sofern  die  Statuten  oder  be- 
sondere stiftungsmäßige  Anordnungen  nicht  etwas  Anderes 
festsezen,  unter  die  zur  Zeit  der  Auflösung  vorhandenen, 
beziehungsweise  die  während  des  lezten  Jahres  ausgeschie- 
denen Genoßenschafter  nach  Köpfen  vertheilt. 

Diese  Vertheilung  darf  nicht  eher  vollzogen  werden  als 
nach  Ablauf  von  sechs  Monaten,  von  dem  Tage  an  gerechnet, 
an  welchem  die  Aufforderung  an  die  Gläubiger  in  dem 
Handelsamtsblatte  erschienen  ist. 
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In  dei-  Zwischenzeit  sind  die  eingegangenen  Gelder  in 
einer  öffentlichen  Kasse  innerhalb  des  Kantons  zu  hinterl^en. 

Haben  einzelne  den  Liquidatoren  bekannte  Gläubiger 
der  Genoßenschaft  ihre  Forderungen  nicht  vor  der  Verthei- 
lung  geltend  gemacht,  so  soll  zu  ihren  Gunsten  ein  ent- 
sprechender Theil  des  Genoßensohaftsvermögeus  während 
drei  Jahren  unvertheilt  bleiben. 

714.  Bei  Verlezung  der  Bestimmungen  des  Artikels 
704  und  der  Artikel  712  und  713  haften  der  Vorstand, 
beziehungsweise  die  Liquidatoren  den  Mitgliedern  und  Gläubi- 
gern der  Genoßenschaft  persönlich  und  solidarisch  für  den 
entstandenen  Schaden. 

715.  In  Beziehung  auf  die  Verantwortlichkeit  der 
Mitglieder  des  Vorstandes  und  eines  allfällig  vorhandenen 
Aufsich tsrathes,  sowie  der  Genoßenschaft  als  solcher,  kommen 
die  Bestimmungen  der  Artikel  62,  113  und  115  zur  An- 
wendung. 


A.clitxin.d2rwanLzlg"ster  Titel. 

Vereine. 


716.  Vereine,  welche  wohlthätige,  gesellige,  religiöse, 
wißenschaftliche,  künstlerische  oder  andere  ideale  Zweke 
verfolgen,  können  das  Recht  der  Persönlichkeit,  auch  wenn 
sie  bisher  darauf  nach  kantonalem  RechtQ  keinen  Anspruch 
hatten,  dadurch  erwerben,  daß  sie  sich  in  das  Handelsregister 
eintragen  laßen. 

Die  Eintragung  und  die  Veröffentlichung  in  dem  Handels- 
amtsblatte hat  den  Namen,  den  Siz,  den  Zwek  und  die 
Organisation  des  Vereins,  insbesondere  die  Bildung  des  Vor- 
standes und  die  Stellvertretung  im  Verkehre  anzugeben. 
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Wenn  solche  Vereine  sich  auflösen  und  die  Statuten 
oder  besondere  stiftungsmäßige  Anordnungen  nicht  etwas 
Anderes  bestimmen,  so  kann  die  Generalversammlung  mit 
Stimmenmehrheit  beschließen,  daß  das  Vermögen  nicht  unter 
die  Mitglieder  vertheilt,  sondern  einer  anerkannten  öffent- 
lichen Anstalt  des  Kantones  oder  des  Bundes  zugewendet 
werde,  welche  für  dieselben  oder  ähnliche  Zweke  soi^t. 

Wird  ein  solcher  Verein  durch  Urtheil  des  Gerichtes 
aufgelöst,  weil  er  unerlaubte  oder  unsittliche  Zweke  verfolgt 
oder  unerlaubte  oder  unsittliche  Mittel  anwendet,  so  kann 
das  Gericht,  wenn  die  Statuten  nicht  etwas  Anderes  be- 
stimmen, eine  derartige  Zuwendung  anordnen.  Verfolgt  der 
Verein  einen  Zwek  von  öffentlichem  Interesse,  so  muß  das 
Gericht  diese  Zuwendung  verfügen. 

717.  Wirthschaft liehen  Vereinen,  welche  sich  nicht 
in  das  Handelsregister  haben  eintragen  laßen  ^  desgleichen 
Vereinen  für  ideale  Zweke,  welche  weder  nach  kantonalem 
Rechte  als  juristische  Personen  anerkannt  sind  noch  sich  in 
das  Handelsregister  haben  eintragen  laßen,  -^steht  kein  Recht 
der  Persönlichkeit  zu. 

Wenn  im  Namen  solcher  Vereine  Rechtshandlungen  gegen- 
über Dritten  vorgenommen  werden,  so  sind  die  Handelnden 
persönlich  und  solidarisch  den  Dritten  verantwortlich,  mit 
Vorbehalt  ihres  Rükgriffes  auf  die  übrigen  Vereinsmitglieder. 

718.  In  allen  Fällen  bleiben  die  Vorschriften  vor- 
behalten, welche  aus  Gründen  des  öffentlichen  Rechtes  des 
Bundes  und  der  Kantone  bestimmte  Arten  von  Personen- 
verbänden beschränken  oder  untersagen. 

719.  Das  kantonale  Recht  ordnet  die  Entstehung  und 
die  Verhältniße  der  Körperschaften  des  öffentlichen  Rechtes, 
der  Stiftungen  und  anderer  juristischer  Personen  (Allmend- 
genoßenschaften  u.  s.  f.). 
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ÜVeixnii.n.dzTV'aiizig-ster  Titel. 

Der  Wechsel 


I.  Weehselfähigkeit. 

720.  Wechselföhig  ist  Jeder,  welcher  sich  durch  Ver- 
träge verpflichten  kann. 

Dagegen  bleiben  die  Bestimmungen  des  Artikels  812 
dieses  Gesezes,  sowie  die  in  anderen  eidgenößischen  oder 
kantonalen  Gesezen  für  Wechselexekution  und  Wechsel- 
prozeß enthaltenen  besonderen  Vorschriften  auf  diejenigen 
Personen  und  Gesellschaften  beschränkt,  welche  im  Handels- 
register eingetragen  sind. 

721.  Finden  sich  auf  einem  Wechsel  Unterschriften 
von  Personen,  welche  eine  Wechselverbindlichkeit  nicht  ein- 
gehen können,  so  hat  dieses  auf  die  Verbindlichkeit  der 
übrigen  Wechselverpflichteten  keinen  Einfluß. 

IL  Erforderniße  des  gezogenen  Weclisels. 

722.  Die  wesentlichen  Erforderniße  eines  gezogenen 
Wechsels  sind  : 

1)  die  in  den  Wechsel  selbst  aufzunehmende  Bezeichnung 
als  Wechsel  [de  change,  cambiol^ 

2)  die  Angabe  der  zu  zahlenden  Geldsumme,  im  Kontexte 
mit  Buchstaben  geschrieben; 

3)  der  Name  der  Person  oder  die  Firma,  an  welche  oder 
an  deren  Ordre  gezahlt  werden  soll  (des  Wechsel- 
nehmers, Remittenten); 

4)  die  Angabe  der  Zeit,  zu  welcher  gezahlt  werden  soll ; 
die  Zahlungszeit  kann  fUr  die  gesammte  Geldsumme 
nur  eine  und  dieselbe  sein  und  nur  festgesezt  werden : 

auf  einen  bestimmten  Tag, 
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auf  Sicht  (Vorzeigung,  a  vista  etc.)  oder  auf  eine 
bestimmte  Zeit  nach  Sicht, 

auf  eine  bestimmte  Zeit  nach  dem  Tage  der  Aus- 
steilung (nach  dato), 

auf  eine  Messe  oder  einen  Markt  (Meß-  oder  Markt- 
wechsel) ; 

5)  die  Unterschrift  des  Ausstellers  (Trassanten)  mit  seinem 
Namen  oder  seiner  Firma; 

6)  die  Angabe  des  Ortes,  Monatstages  und  Jahres  der 
Ausstellung ; 

7)  der  Name  der  Person  oder  die  Firma,  welche  die 
Zahlung  leisten  soll  (des  Bezogenen  oder  Trassaten) ; 

8)  die  Angabe  des  Ortes,  wo  die  Zahlung  geschehen  soll; 
der  bei  dem  Namen  oder  der  Firma  des  Bezogenen 
angegebene  Ort  gilt  für  den  Wechsel,  insofern  nicht 
ein  eigener  Zahlungsort  angegeben  ist,  als  Zahlungs- 
ort und  zugleich  als  Wohnort  des  Bezogenen. 

723.  Ist  die  Summe  mehrmals  mit  Buchstaben  ge- 
schrieben,  so  gilt  bei  Abweichungen  die  geringere  Summe. 

724«  Der  Aussteller  kann  sich  selbst  als  Wechsel- 
nehmer bezeichnen  (Wechsel  an  eigene  Ordre). 

Desgleichen  kann  der  Aussteller  sich  selbst  als  Bezogenen 
bezeichnen,  sofern  die  Zahlung  an  einem  anderen  Orte  als 
dem  der  Ausstellung  geschehen  soll  (trassirt  eigene  Wechsel). 

723«  Aus  einer  Schrift,  welcher  eines  der  wesentlichen 
Erforderniße  eines  Wechsels  fehlt,  entsteht  keine  wechsel- 
mäßige Verbindlichkeit.  Auch  haben  die  auf  eine  solche 
Schrift  gesezten  Erklärungen  (Indossament,  Accept,  Aval) 
keine  Wechselkraft. 

Das  in  einem  Wechsel  enthaltene  Zinsversprechen  gilt 
als  nicht  geschrieben. 

III.  Verpflichtung  des  Ausstellers. 

726.  Der  Aussteller  eines  Wechsels  haftet  fOr  deßea 
Annahme  und  Zahlung  wechselmäßig. 
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727.  Der  Wechselnehmer  kann  den  Wechsel  an  einen 
Anderen  durch  Indossament  (Qiro)  übertragen. 

Hat  jedoch  der  Aussteller  die  üebertragung  im  Wechsel 
durch  die  Worte  ^nicht  an  Ordre^  oder  durchfeinen  gleich- 
bedeutenden  Ausdruk    untersagt,    so    hat    das    Indossament« 
keine  wechselrechtliche  Wirkung. 

728.  Durch  das  Indossament  gehen  alle  Rechte  aus 
dem  Wechsel  auf  den  Indossatar  über,  insbesondere  auch 
die  Bofugniß,  den  Wechsel  weiter  zu  indossiren.  Auch  an 
den  Aussteller,  Bezogenen,  Acceptanten  oder  einen  früheren 
Indossanten  kann  der  Wechsel  gültig  indossirt  und  von  den- 
selben weiter  indossirt  werden. 

729.  Das  Indossament  muß  auf  den  Wechsel,  eine 
Kopie  desselben  oder  ein  mit  dem  Wechsel  oder  der  Kopie 
verbundenes  Blatt  (Allonge)  geschrieben  werden. 

730«  Ein  Indossament  ist  gültig,  wenn  der  Indossant 
auch  nur  seinen  Namen  oder  seine  Firma  auf  die  Rükseite 
des  Wechsels  oder  der  Kopie  oder  auf  die  Allonge  schreibt 
(Blanko-Indossament). 

731.  Jeder  Inhaber  eines  Wechsels  ist  befugt,  die 
auf  demselben  befindlichen  Blanko-Indossamente  auszufüllen ; 
er  kann  den  Wechsel  aber  auch  ohne  diese  Ausfüllung 
weiter  indossiren. 

732«  Der  Indossant  haftet  jedem  späteren  Inhaber 
des  Wechsels  für  deßen  Annahme  und  Zahlung  wechsel- 
mäßig. Hat  er  aber  dem  Indossamente  die  Bemerkung 
^ohne  Gewährleistung'',  ^ohne  Obligo^  oder  einen  gleich- 
bedeutenden Vorbehalt  hinzugefügt,  so  ist  er  von  der  Ver- 
bindlichkeit aus  seinem  Indossamente  befreit. 

733.  Ist  in  dem  Indossamente  die  Weiterbegebung 
durch  die  Worte  ^nicht  an  Ordre''  oder  durch  einen  gleich- 
bedeutenden  Ausdruk   verboten,   so  haben  Diejenigen,   an 
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welche  der  Wechsel  aus  der  Hand  des  Indossatars  gelangt, 
gegen  den  Indossanten  keinen  Regreß. 

734*  Wenn  ein  Wechsel  indossirt  wird,  nachdem 
die  ftlr  die  Protesterhebung  Mangels  Zahlung  bestimmte 
Frist  abgelaufen  ist^  so  erlangt  der  Indossatar  die  Rechte 
|i,us  dem  etwa  vorhandenen  Accepte  gegen  den  Bezogenen 
und  Regreßrechte  gegen  Diejenigen,  welche  den  Wechsel 
nach  Ablauf  dieser  Frist  indossirt  haben. 

Ein  solcher  Wechsel  ist,  sofern  er  bereits  acceptirt 
war,  binnen  drei  Jahren,  vom  Verfallstage  an  gerechnet, 
sofern  er  dagegen  nicht  acceptirt  war,  innerhalb  eines  Jahres 
vom  Datum  des  ersten  Nachindossamentes  an  wie  ein  Sicht- 
wechsel zur  Zahlung  zu  präsentiren. 

Ist  aber  der  Wechsel  vor  dem  Indossamente  bereits 
Mangels  Zahlung  protestirt  worden,  so  hat  der  Indossatar 
nur  die  Rechte  seines  Indossanten  gegen  den  Acceptanten, 
den  Aussteller  und  Diejenigen,  welche  den  Wechsel  bis  zur 
Protesterhebung  indossirt  haben.  Auch  ist  in  einem  solchen 
Falle  der  Indossant  nicht  wechselmäßig  verpflichtet. 

733.  Ist  dem  Indossamente  die  Bemerkung  ^zur 
Einkassirung,^  ^in  procura^  oder  eine  andere  die  Bevoll- 
mächtigung ausdrtikende  Formel  beigefügt  worden,  so  über- 
trägt das  Indossament  das  Eigenthum  an  dem  Wechsel  nicht^ 
ermächtigt  aber  den  Indossatar  zur  Einziehung  der  Wechsel- 
forderung und  zur  Protesterhebung,  sowie  zur  Einklagung 
der  nicht  bezahlten  und  zur  Erhebung  der  deponirtea 
Wechselschuld. 

Ein  solcher  Indossatar  ist  auch  berechtigt,  diese  Be- 
fugniß  durch  ein  weiteres  Prokura-Indossament  einem  Anderen 
zu  übertragen. 

Dagegen  ist  derselbe  zur  weiteren  Begebung  durch 
eigentliches  Indossament  selbst  dann  nicht  befugt,  wenn 
dem  Prokura-Indossamente  der  Zusaz  y^  oder  Ordre  "•  hinzu- 
gefügt ist. 
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y.  Präsentation  znr  Annahme. 

736«  Der  Inhaber  eines  Wechsels  ist  berechtigt,  den 
Wechsel  dem  Bezogenen  sofort  zur  Annahme  zu  präsentiren 
und,  wenn  die  Annahme  nicht  binnen  vierundzwanzig  Stunden 
erfolgt,  Protest  erheben  zu  laßen.  Eine  entgegenstehende 
Uebereinkunft  hat  keine  wechselrechtliche  Wirkung. 

Nur  bei  Meß-  oder  Marktwechseln  findet  eine  Ausnahme 
dahin  statt,  daß  solche  Wechsel  erst  in  der  an  dem  Meß- 
oder Marktorte  gesezlich  bestimmten  Präsentationszeit  zur 
Annahme  präsentirt  und  in  Ermangelung  derselben  protestirt 
werden  können. 

Der  bloße  Besiz  des  Wechsels  ermächtigt  zur  Präsen- 
tation des  Wechsels  und  zur  Erhebung  des  Protestes  Mangels 
Annahme,  nicht  aber  zur  Gestattung  einer  nachträglichen 
Wiederaufhebung  (Streichung)  oder  Einschränkung  eines 
bereits  geschriebenen  Acceptes. 

787.  Eine  Verpflichtung  des  Inhabers,  den  Wechsel 
zur  Annahme  zu  präsentiren,  findet  nur  bei  Wechseln  statt, 
welche  auf  eine  bestimmte  Zeit  nach  Sicht  lauten. 

Solche  Wechsel  müßen,  bei  Verlust  des  wechselmäßigen 
Anspruches  gegen  die  Indossanten  und  den  Aussteller,  nach 
Maßgabe  der  besonderen  im  Wechsel  enthaltenen  Bestimmung 
und  in  Ermangelung  derselben  innerhalb  eines  Jahres  nach 
der  Ausstellung  zur  Annahme  präsentirt  werden. 

Hat  ein  Indossant  auf  einem  Wechsel  dieser  Art  seinem 
Indossamente  eine  besondere  Präsentationsfrist  hinzugefügt, 
so  erlischt  seine  wechselmäßige  Verpflichtung,  wenn  der 
Wechsel  nicht  innerhalb  dieser  Frist  zur  Annahme  präsentirt 
worden  ist. 

738«  Wenn  die  Annahme  eines  auf  bestimmte  Zeit 
nach  Sicht  gestellten  Wechsels  nicht  zu  erhalten  ist  oder 
der  Bezogene  die  Datirung  seines  Acceptes  verweigert,  so 
muß  der  Inhaber  bei  Verlust  des  wechselmäßigen  Anspruches 
.gegen   die  Indossanten   und   den  Aussteller  die  rechtzeitige 
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Präsentation  des  Wechsels  durch  einen  innerhalb  der  Prä- 
sentationsfrist erhobenen  Protest  feststellen  laßen. 

Der  Protesttag  gilt  in  diesem  Falle  für  den  Tag  der 
Präsentation. 

Ist  die  Protesterhebung  unterblieben,  so  wird  gegen  den 
Acceptanten,  welcher  die  Datirung  seines  Acceptes  unter- 
laßen hat,  die  Verfallzeit  des  Wechsels  vom  lezten  Tage 
der  Präsentationsfrist  an  gerechnet. 

VI.  Annahme  (Acceptation). 

739«  Die  Annahme  des  Wechsels  muß  auf  dem 
Wechsel  schriftlich  geschehen. 

Jede  auf  den  Wechsel  geschriebene  und  von  dem  Be- 
zogenen unterschriebene  Erklärung  gilt  für  eine  unbeschränkte 
Annahme,  sofern  nicht  in  derselben  ausdrüklich  ausgesprochen 
ist,  daß  der  Bezogene  entweder  überhaupt  nicht  oder  nur 
unter  gewißen  Einschränkungen  annehmen  wolle. 

Gleichergestalt  gilt  es  für  eine  unbeschränkte  Annahme, 
wenn  der  Bezogene  ohne  weiteren  Beisaz  seinen  Namen 
oder  seine  Firma  auf  die  Vordei*seite  des  Wechsels  schreibt 

740.  Die  einmal  erfolgte  Annahme  kann  nachträglich, 
auch  wenn  der  Wechsel  von  dem  Bezogenen  noch  nicht  an 
den  präsentirenden  Inhaber  zurükgegeben  ist,  weder  ganz 
zurükgenommen  noch  in  irgend  einer  Weise  beschränkt 
werden. 

Auf  den  Nachweis,  daß  der  Eigenthümer  des  Wechsels 
zur  nachträglichen  Wiederaufhebung  (Durchstreichung)  oder 
Beschränkung  der  Annahme  seine  Zustimmung  gegeben  habe, 
kann  sich  der  Acceptant  nur  dem  Zustimmenden  selbst, 
nicht  aber  anderen  Wechselberechtigten  gegenüber  berufen. 

741.  Der  Bezogene  kann  die  Annahme  auf  einen 
Theil  der  im  Wechsel  verschriebenen  Summe  beschränken. 

Werden  dem  Accepte  andere  Einschränkungen  beige- 
fügt,  so  wird  der  Wechsel  einem  solchen  gleich  geachtet,  , 
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deßen  Annahme  gänzlich  verweigert  worden  ist,  der  Aeeeptant 
haftet  aber  nach  dem  Inhalte  seines  Acceptes  wechselmäßig. 

742«  Der  gezogene  wird  durch  die  Annahme  wechsel- 
mäßig verpflichtet,  die  von  ihm  acceptirte  Summe  zur  Ver- 
.  fallzeit  zu  zahlen. 

Auch  dem  Aussteller  haftet  der  Bezogene  aus  dem 
Accepte  wechselmäßig. 

Dagegen  steht  dem  Bezogenen  kein  Wechselrecht  gegen 
den  Aussteller  zu. 

743.  Ist  in  dem  Wechsel  ein  vom  Wohnorte  des 
Bezogenen  verschiedener  Zahlungsort  angegeben  (Domizil- 
wechsel), so  ist,  insofern  der  Wechsel  nicht  schon  ergibt, 
durch  wen  die  Zahlung  am  Zahlungsorte  erfolgen  soll,  dieses 
vom  Bezogenen  bei  der  Annahme  auf  dem  Wechsel  zu  be- 
merken. 

Ist  dieses  nicht  geschehen,  so  wird  angenommen,  daß 
der  Bezogene  selbst  die  Zahlung  am  Zahlungsorte  leisten 
wolle. 

Der  Aussteller  eines  Domizilwechsels  kann  in  demselben 
die  Präsentation  zur  Annahme  vorschreiben. 

Die  Nichtbeobachtung  dieser  Vorschrift  hat  den  Verlust 
des  Regresses  gegen  den  Aussteller  und  die  Indossanten 
zur  Folge. 

TU.  Regreß  auf  Sieherstellung. 

Wegen  nicht  erhaltener  Annahme. 

744,  Wenn  die  Annahme  eines  Wechsels  überhaupt 
nicht  oder  unter  Einschränkungen  oder  nur  auf  eine  ge- 
ringere Summe  erfolgt  ist,  so  sind  die  Indossanten  und  der 
Aussteller  wechselmäßig  verpflichtet,  gegen  Aushändigung 
des  Mangels  Annahme  aufgenommenen  Protestes  genügende 
Sicherheit  dahin  zu  leisten,  daß  die  Bezahlung  der  im  Wechsel 
verschriebenen  Summe  oder  des  nicht  angenommenen  Be- 
trages, sowie  die  Erstattung  der  durch  die  Nichtannahme 
veranlaßten  Kosten  am  Verfalltage  erfolgen  werde. 
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Jedoch  sind  diese  Personen  auch  befugt,  auf  ihre  Kosten 
die  schuldige  Summe  bei  Gericht  oder  bei  einer  anderen 
zur  Annahme  von  Depositen  ermächtigten  Behörde  oder 
Anstalt  niederzulegen. 

745»  Der  Wechselnehmer,  sowie  jeder  Indossatar 
wird  durch  den  Besiz  des  Mangels  Annahme  aufgenommenen 
Protestes  ermächtigt,  von  dem  Aussteller  und  den  übrigen 
Vormännem  Sicherheit  zu  begehren  und  im  Wege  der 
wechselmäßigen  Exekution  oder  des  Wechselprozesses  bei- 
zutreiben oder  einzuklagen. 

Der  Regreßnehmer  ist  hiebei  an  die  Folgeordnung  der 
Indossamente  und  die  einmal  getroffene  Wahl  nicht  ge- 
bunden. 

Der  Beibringung  des  Wechsels  und  des  Nachweises, 
daß  der  Regreßnehmer  seinen  Nachmännern  selbst  Sicherheit 
bestellt  habe,  bedarf  es  nicht. 

746.  Die  bestellte  Sicherheit  haftet  nicht  bloß  dem 
Regreßnehmer,  sondern  auch  allen  übrigen  Nachmännem 
des  Bestellers,  insofern  sie  gegen  ihn  den  Regreß  auf  Sichw- 
stellung  nehmen. 

Dieselben  sind  weitere  Sicherheit  zu  verlangen  nur  in 
dem  Falle  berechtigt,  wenn  sie  gegen  die  Art  oder  Größe 
der  bestellten  Sicherheit  Einwendungen  zu  begründen  ver- 
mögen. 

747.  Die  bestellte  Sicherheit  muß  zurükgegeben 
werden : 

1)  sobald  die  vollständige  Annahme  des  Wechsels  nach- 
träglich erfolgt  ist; 

2)  wenn  gegen  den  Regreßpflichtigen,  welcher  sie  be- 
stellt hat,  binnen  Jahresfrist,  vom  Verfalltage  des 
Wechsels  an  gerechnet,  auf  Zahlung  aus  dem  Wechsel 
nicht  geklagt  worden  ist; 

3)  wenn  die  Zahlung  des  Wechsels  erfolgt  oder  die 
Wechselkraft  desselben  erloschen  ist. 
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Wegen  Unsicherheit  des  Acceptanten. 

748.  Ist  ein  Wechsel  ganz  oder  theilweise  ange- 
nommen worden,  so  kann  in  BetreflF  der  acceptirten  Summe 
Sicherheit  nur  gefordert  werden: 

1)  wenn  über  das  Vermögen  des  Acceptanten  der  Kon- 
kurs (Debitverfahren,  Falliment)  eröfifnet  ist; 

2)  wenn  der  Acceptant  auch  nur  seine  Zahlungen  ein- 
gestellt hat; 

3)  wenn  nach  Ausstellung  des  Wechsels  eine  Exekution 
wegen  irgend  einer  Zahlungsverpflichtung  des  Accep- 
tanten vollstrekt  worden  und  ganz  oder  theilweise 
erfolglos  geblieben  ist. 

Wenn  in  diesen  Fällen  die  Sicherheit  von  dem  Accep- 
tanten nicht  bestellt  und  dieserhalb  Protest  erhoben  wird, 
auch  von  den  auf  dem  Wechsel  etwa  benannten  Noth- 
adressen  die  Annahme  naah  Ausweis  des  Protestes  nicht 
zu  erhalten  ist,  so  kann  der  Wechselnehmer  sowie  jeder 
Indossatar  gegen  Auslieferung  des  Protestes  von  seinen  Vor- 
männern Sicherheitsbestellung  fordern. 

Der  bloße  Besiz  des  Wechsels  vertritt  die  Stelle  einer 
Vollmacht,  in  den  in  Ziffer  1,  2  und  3  genannten  Fällen 
von  dem  Acceptanten  Sicherheitsbestellung  zu  begehren  und, 
wenn  solche  nicht  zu  erhalten  ist,  Protest  erheben  zu  laßen. 

Der  als  Eigenthümer  des  Wechsels  legitimirte  Inhaber 
ist  berechtigt,  in  den  in  Ziffer  2  und  3  genannten  Fällen 
auch  von  dem  Acceptanten  im  Wege  der  wechselmäßigen 
Exekution  oder  des  Wechselprozesses  Sicherheitsbestellung 
beizutreiben  oder  einzuklagen. 

TIIL  £rffilliing  der  Wechselyerbindlichkeit. 

Zahlungstag. 

749.  Ist  in  dem  Wechsel  ein  bestimmter  Tag  als 
Zahlungstag  bezeichnet,  so  tritt  die  Verfallzeit  an  diesem 
Tage  ein. 
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Ist  die  Zahlungszeit  auf  Anfang  oder  auf  Ende  eines 
Monates  gesezt  worden,  so  ist  darunter  der  erste  oder  der 
lezte  Tag  des  Monates  zu  verstehen. 

Ist  die  Zahlungszeit  auf  die  Mitte  eines  Monates  gesezt 
worden,  so  ist  der  Wechsel  am  fünfzehnten  dieses  Monates 
föllig. 

750.  Ein  auf  Sicht  gestellter  Wechsel  ist  bei  der 
Vorzeigung  föllig. 

Ein  solcher  Wechsel  muß  bei  Verlust  des  wechsel- 
mäßigen Anspruches  gegen  die  Indossanten  und  den  Aus- 
steller nach  Maßgabe  der  besonderen  im  Wechsel  enthaltenen 
Bestimmung  und  in  Ermangelung  derselben  innerhalb  eines 
Jahres  nach  der  Ausstellung  zur  Zahlung  präsentirt  werden. 

Hat  ein  Indossant  auf  einem  Wechsel  dieser  Art  seinem 
Indossamente  eine  besondere  Präsentationsfrist  hinzugefilgt, 
so  erlischt  seine  wechselmäßige  Verpflichtung,  wenn  der 
Wechsel  nicht  innerhalb  dieser  Frist  präsentirt  worden  ist 

Ist  ein  auf  Sicht  gestellter  Wechsel  ohne  Angabe  eines 
Datums  acceptirt  worden,  so  gilt  in  Ermangelung  eines  die 
Präsentation  konstatirenden  Protestes  der  lezte  Tag  der 
Präsentationsfrist  als  Verfalltag. 

751.  Bei  Wechseln,  welche  mit  dem  Ablaufe  einer 
bestimmten  Frist  nach  Sicht  oder  nach  Dato  zahlbar  sind, 
tritt  die  Verfallzeit  ein: 

1)  wenn  die  Frist  nach  Tagen  bestimmt  ist,  an  dem 
lezten  Tage  der  Frist;  bei  Berechnung  der  Frist 
wird  der  Tag,  an  welchem  der  nach  Dato  zahlbare 
Wechsel  ausgestellt  oder  der  nach  Sicht  zahlbare 
zur  Annahme  präsentirt  ist,  nicht  mitgerechnet;  geht 
die  Frist  auf  acht  oder  fünfzehn  Tage,  so  werden 
darunter  nicht  eine  oder  zwei  Wochen,  sondern  volle 
acht  oder  fünfzehn  Tage  verstanden; 

2)  wenn  die  Frist  nach  Wochen  bestimmt  ist,  an  dem- 
jenigen Tage  der  Zahlungswoche,  welcher  durch  seine 
Benennung  dem  Tage  der  Ausstellung  oder  Präsen- 
tation entspricht; 
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3)  wenn  die  Frist  nach  Monaten  oder  einem  mehrere 
Monate  umfaßenden  Zeiträume  (Jahr,  halbes  Jahr, 
Vierteljahr!  bestimmt  ist,  an  demjenigen  Tage  des 
Zahlungsmonates,  welcher  durch  seine  Zahl  dem  Tage 
der  Ausstellung  oder  Präsentation  entspricht;  fehlt 
dieser  Tag  in  dem  Zahlungsmonate,  so  tritt  die  Ver- 
fallzeit  am  lezten  Tage  des  Zahlungsmonates  ein. 

Der  Ausdruk  ^halber  Monaf  wird  einem  Zeit- 
räume von  fünfzehn  Tagen  gleichgeachtet.  Ist  der 
Wechsel  auf  einen  oder  mehrere  ganze  Monate  und 
einen  halben  Monat  gestellt,  so  sind  die  fünfzehn 
Tage  zulezt  zu  zählen. 

752.  Respekttage  linden  nicht  statt. 

753.  Ist  in  einem  Lande,  in  welchem  nach  altem 
Stile  gerechnet  wird,  ein  im  Inlande  zahlbarer  Wechsel 
nach  Dato  ausgestellt  und  dabei  nicht  bemerkt,  daß  der 
Wechsel  nach  neuem  Stile  datirt  sei,  oder  ist  derselbe  nach 
beiden  Stilen  datirt,  so  wird  der  Verfalltag  nach  demjeni- 
gen Kalendertage  des  neuen  Stiles  berechnet,  welcher  dem 
nach  altem  Stile  sich  ergebenden  Tage  der  Ausstellung 
entspricht. 

754.  Meß-  oder  Marktwechsel  werden  zu  der  durch 
die  Geseze  des  Meß-  oder  Marktortes  bestimmten  Zahlungs- 
zeit  und  in  Ermangelung  einer  solchen  Festsezung  an  dem 
Tage  vor  dem  gesezlichen  Schluße  der  Messe  oder  des 
Marktes  fällig. 

Dauert  die  Messe  oder  der  Markt  nur  einen  Tag,  so 
tritt  die  Verfallzeit  des  Wechsels  an  diesem  Tage  ein. 

Zahlung. 

755.  Der  Inhaber  eines  indossirten  Wechsels  wird 
durch  eine  zusammenhängende,  bis  auf  ihn  hinuntergehende 
Reihe  von  Indossamenten  als  Eigenthttmer  des  Wechsels 
legitimirt. 
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Das  erste  Indossament  muß  demnach  mit  dem  Namen 
des  Wechselnehmers ,  jedes  folgende  Indossament  mit  dem 
llamen  Desjenigen  unterzeichnet  sein,  welchen  das  unmittel- 
bar vorhergehende  Indossament  als  Indossatar  benennt. 

Wenn  auf  ein  Blanko-Indossament  ein  weiteres  Indossa- 
ment folgt,  so  wird  angenommen,  daß  der  Aussteller  des 
lezteren  den  Wechsel  durch  das  Blanko-Indossament  er- 
worben hat. 

Ausgestrichene  Indossamente  werden  bei  Prüfung  der 
Legitimation  als  nicht  geschrieben  angesehen. 

Die  Echtheit  der  Indossamente  zu  prüfen,  ist  der  Zahlende 
nicht  verpflichtet. 

736.  Lautet  ein  Wechsel  auf  eine  Münzsorte,  welche 
am  Zahlungsorte  keinen  Umlauf  hat,  oder  auf  eine  Rech- 
nungswährung, so  kann  die  Wechselsumme  nach  ihrem 
Werthe  zur  Verfallzeit  in  der  Landesmünze  gezahlt  werden, 
sofern  nicht  der  Aussteller  durch  den  Gebrauch  des  Wortes 
^  effektiv  ^  oder  eines  ähnlichen  Zusazes  die  Zahlung  in  der 
im  Wechsel  benannten  Münzsorte  ausdrüklich  bestimmt  hat 

757«  Der  Inhaber  des  Wechsels  darf  eine  ihm  an- 
gebotene Theilzahlung  selbst  dann  nicht  zurük weisen,  wenn 
die  Annahme  auf  den  ganzen  Betrag  der  verschriebenen 
Summe  erfolgt  ist. 

738.  Der  Wechselschuldner  ist  nur  gegen  Aushän- 
digung des  quittirten  Wechsels  zu  zahlen  verpflichtet. 

Hat  der  Wechselschuldner  eine  Theilzahlung  geleistet, 
so  kann  derselbe  nur  verlangen,  daß  die  Zahlung  auf  dem 
Wechsel  abgeschrieben  und  ihm  Quittung  auf  einer  Ab- 
schrift des  Wechsels  ertheilt  werde. 

759.  Wird  die  Zahlung  des  Wechsels  zur  Verfall- 
zeit nicht  gefordert,  so  ist  der  Acceptant  nach  Ablauf  der 
für  die  Protesterhebung  Mangels  Zahlung  bestimmten  Frist 
befugt,  die  Wechselsumme  auf  Gefahr  und  Kosten  des  In- 
habers   bei  Gericht    oder    bei  einer  anderen    zur  Annahme 
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von  Depositen    ermächtigten   Behörde  oder  Anstalt  nieder- 
zulegen.    Der  Vorladung  des  Inhabers  bedarf  es  nicht. 

760.  Vor  dem  Verfalltage  ist  kein  Wechselinhaber 
verpflichtet,  Zahlung  anzunehmen;  insofern  eine  solche  statt- 
findet, ist  sie  auf  Gefahr  des  Zahlenden  geleistet. 

761.  Gewährt  der  Wechselinhaber  dem  Acceptanten 
eine  Prolongation  der  Verfallzeit,  so  verliert  er  seine  Rechte 
gegen  diejenigen  Vormänner,  welche  zu  dieser  Prolongation 
nicht  eingewilligt  haben. 

IX.  Regreß  Mangels  ZahlHiig. 

762.  Zur  Ausübung  des  bei  nicht  erlangter  Zahlung 
statthaften  Regresses  gegen  den  Aussteller  unddie  Indossanten 
ist  erforderlich: 

1)  daß  der  Wechsel  zur  Zahlung  präsentirt  worden  ist,  und 

2)  daß  sowohl  diese  Präsentation  als  die  Nichterlangung 
der  Zahlung  durch  einen  rechtzeitig  darüber  auf- 
genommenen Protest  dai^ethan  wird. 

Die  Erhebung  des  Protestes  ist  am  Zahlungstage  nicht 
zuläßig,  sie  muß  aber  spätestens  am  zweiten  Werktage 
nach  dem  Zahlungstage  geschehen. 

763«  Die  Aufforderung,  keinen  Protest  erheben  zu 
laßen  (^ohne  Protest*,  ^ohne  Kosten  etc.)>  gilt  als  Erlaß 
des  Protestes,  nicht  aber  als  Erlaß  der  Pflicht  zur  recht- 
zeitigen Präsentation. 

Der  Wechselverpflichtete,  von  welchem  jene  Aufforde- 
rung ausgeht,  muß  die  Beweislast  übernehmen,  wenn  er  die 
rechtzeitig  geschehene  Präsentation  in  Abrede  stellt. 

Gegen  die  Pflicht  zum  Ersaze  der  Protestkosten  schüzt 
jene  Aufforderung  nicht. 

764.  Domizilirte  Wechsel  sind  dem  Domiziüaten  oder, 
wenn  ein  solcher  nicht  benannt  ist,  dem  Bezogenen  selbst 
anjdemjenigen  Orte,  wohin  der  Wechsel  domizilirt  ist,  zur 
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Zahlung  zu  präsentiren  und,  wenn  die  Zahlung  unterbleibt, 
dort  zu  protestiren. 

Wird  die  rechtzeitige  Protesterhebimg  bei  einem  vom 
Bezogenen  verschiedenen  Domiziliaten  verabsäumt,  so  geht 
dadurch  der  wechselmäßige  Anspruch  nicht  nur  gegen  dea 
Aussteller  und  die  Indossanten,  sondern  auch  gegen  den 
Acceptanten  verloren. 

765.  Zur  Erhaltung  des  Wechselrechtes  gegen  den 
Acceptanten  bedarf  es,  mit  Ausnahme  des  im  Artikel  764 
Absaz  2  erwähnten  Falles,  weder  der  Präsentation  am 
Zahlungstage  noch  der  Erhebung  eines  Protestes. 

766.  Jeder  Wechselschuldner  hat  das  Recht,  gegen 
üiystattung  der  Wechselsumme  nebst  Zinsen  und  Kosten  die 
Auslieferung  des  quittirten  Wechsels  und  des  w^en  Nicht- 
zahlung erhobenen  Protestes  von  dem  Inhaber  zu  fordern. 

767.  Der  Inhaber  eines  Mangels  Zahlung  protestirten 
Wechsels  kann  die  Wechselforderung  gegen  alle  Wechsel- 
verpflichtete oder  auch  nur  gegen  einige  oder  einen  der- 
selben rechtlich  geltend  machen,  ohne  dadurch  seinen  Anspruch 
gegen  die  nicht  in  Anspruch  genommenen  Verpflichteten  zu 
verlieren.  Derselbe  ist  an  die  Reihenfolge  der  Indossamente 
nicht  gebunden. 

768.  Die  Regreßansprüche  des  Inhabers,  welcher  den 
Wechsel  Mangels  Zahlung  hat  protestiren  laßen,  beschränken 
sich  auf: 

1)  die  nicht  bezahlte  Wechselsumme  nebst  sechs  Prozent 
jährlicher  Zinse     vom  Verfalltage  ab ; 

2)  die  Protestkosten  und  andere  Auslagen; 

3)  eine  Provision  von  einem  Drittel  Prozent. 

Die  vorstehenden  Beträge  müßen,  wenn  der  Regreß- 
pflichtige an  einem  anderen  Orte  als  dem  Zahlungsorte 
wohnt,  zu  demjenigen  Kurse  gezahlt  werden,  welchen  ein 
vom  Zahlungsorte  auf  den  Wohnort  des  Regreßpflichtigen 
gezogener^ Wechsel  auf  Sicht  hat. 
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Besteht  am  Zahlungsorte  kein  Kurs  auf  jenen  Wohnort, 
so  wird  der  Kurs  nach  demjenigen  Plaze  genommen,  welcher 
dem  Wohnorte  des  Regreßpflichtigen  am  nächsten  liegt. 

Der  Kurs  ist  auf  Verlangen  des  Regreßpflichtigen  durch 
einen  unter  öffentlicher  Autorität  ausgestellten  Kurszettel 
oder  durch  das  Attest  eines  Mäklers  oder,  in  Ermangelung 
derselben,  durch  ein  Attest  zweier  Kaufleute  zu  bescheinigen. 

769.  Der  Indossant,  welcher  den  Wechsel  eingelöst 
oder  als  Rimesse  erhalten  hat,  ist  von  einem  früheren  In- 
dossanten  oder  von   dem  Aussteller  zu  fordern  berechtigt: 

1)  die  von  ihm  gezahlte  oder  durch  Rimesse  berichtigte 
Summe  nebst  sechs  Prozent  jährlicher  Zinse  vom 
Tage  der  Zahlung; 

2)  die  ihm  entstandenen  Kosten; 

3)  eine  Provision  von  Zwei  pro  mille. 

Die  vorstehenden  Beträge  müßen,  wenn  der  Regreß- 
pflichtige an  einem  anderen  Orte  als  der  Regreßnehmer 
wohnt,  zu  demjenigen  Kurse  gezahlt  werden,  welchen  ein 
vom  Wohnorte  des  Regreßnehmers  auf  den  Wohnort  des 
Regreßpflichtigen  gezogener  Wechsel  auf  Sicht  hat. 

Besteht  im  Wohnorte  des  Regreßnehmers  kein  Kurs 
auf  den  Wohnort  des  Regreßpflichtigen,  so  wird  der  Kurs 
nach  demjenigen  Plaze  genommen,  welcher  dem  Wohnorte 
des  Regreßpflichtigen  am  nächsten  liegt. 

Wegen  der  Bescheinigung  des  Kurses  kommt  die  Be- 
stimmung des  Artikels  768  zur  Anwendung. 

770.  Durch  die  Bestimmungen  der  Artikel  768  und 
769  Ziffer  1  und  3  wird  bei  einem  Regresse  auf  einen 
ausländischen  Ort  die  Berechnung  höherer,  dort  zuläßiger 
Säze  nicht  ausgeschloßen. 

771.  Der  Regreßnehmer  kann  über  den  Betrag  seiner 
Forderungen  einen  Rükwechsel  auf  den  Regreßpflichtigen 
ziehen. 

Der  Forderung  treten  in  diesem  Falle  noch  die  Mäkler- 
gebühren filr  Negozirung  des  Rükwechsels  sowie  die  etwaigen 
stempelgebühren  hinzu.  Dp,izedbyC.OOgle 


810  ßimdesgesez 

Der  Rükwechsel  muß  auf  Sicht  zahlbar  und  unmittelbar 
(a  drittura)  gestellt  werden. 

772«  Der  Regreßpflichtige  ist  nur  gegen  Auslieferung 
des  Wechsels,  des  Protestes  und  einer  quittirten  Retour- 
rechnung Zahlung  zu  leisten  verbunden ;  der  Wechsel  darf 
keine  Veränderung  enthalten,  welche  den  weiteren  Rükgriff 
des  Regreßpflichtigen  beeinträchtigen  könnte. 

773«  Jeder  Indossant,  welcher  einen  seiner  Nach- 
männer befriedigt  hat,  kann  sein  eigenes  und  seiner  Nach- 
mänuer  Indossament  ausstreichen. 


X.  Interyeiitioii. 

Ehrenannahme. 

774.  Befindet  sich  auf  einem  Mangels  Annahme 
protestirten  Wechsel  eine  auf  den  Zahlungsort  lautende 
Nothadresse,  so  muß,  ehe  Sicherstellung  verlangt  werden 
kann,  die  Annahme  von  der  Nothadresse  gefordert  werden. 

Unter  mehreren  Nothadressen  gebührt  derjenigen  der 
Vorzug,  durch  deren  Zahlung  die  meisten  Verpflichteten 
befreit  werden. 

775.  Die  Ehrenannahme  von  Seiten  einer  nicht  auf 
dem  Wechsel  als  Nothadresse  benannten  Person  braucht 
der  Inhaber  nicht  zuzulaßen. 

776.  Der  Ehrenacceptant  muß  sich  den  Protest 
Mangels  Annahme  gegen  Erstattung  der  Kosten  aushändigen 
und  in  einem  Anhange  zu  demselben  die  Ehrenannahme 
bemerken  laßen. 

Er  muß  den  Honoraten  unter  üebersendung  des  Protestes 
von  der  geschehenen  Intervention  benachrichtigen  und  diese 
Benachrichtigung  mit  dem  Proteste  innerhalb  zweier  Tage 
nach  dem  Tage  der  Protesterhebung  zur  Post  geben. 

Unterläßt  er  dieses,  so  haftet  er  ftir  den  durch  die 
Unterlaßung  entstehenden  Schaden. 
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777.  Wenn  der  Ehrenacceptant  unterlaßen  hat,  in 
seinem  Aeeepte  zu  bemerken,  zu  weßen  Ehren  die  An- 
nahme geschieht,  so  wird  der  Aussteller  als  Honorat  ange- 
sehen. 

778.  Der  Ehrenacceptant  wird  den  sämmtlichen 
Nachmännern  des  Honoraten  durch  die  Annahme  wechsel- 
mäßig verpflichtet. 

Diese  Verpflichtung  erlischt,  weön  dem  Ehrenaccep- 
tanten  der  Wechsel  nicht  spätestens  am  zweiten  Werktage 
nach  dem  Zahlungstage  zur  Zahlung  vorgelegt  wird. 

Die  rechtzeitige  Vorlegung  kann  nur  durch  Protest  fest- 
gestellt werden. 

779.  Wenn  der  Wechsel  von  einer  Nothadresse  oder 
einem  andern  Intervenienten  zu  Ehren  angenommen  wird, 
so  haben  der  Inhaber  und  die  Nachmänner  des  Honoraten 
keinen  Regreß  auf  Sicherstellung. 

Derselbe  kann  aber  von  dem  Honoraten  und  deßen 
Vormännem  geltend  gemacht  werden. 

Ehrenzahlung. 

780.  Befinden  sich  auf  dem  von  dem  Bezogenen 
nicht  eingelösten  Wechsel  oder  der  Kopie  Nothadressen 
oder  ein  Ehrenaccept,  welche  auf  den  Zahlungsort  lauten, 
so  muß  der  Inhaber  den  Wechsel  spätestens  am  zweiten 
Werktage  nach  dem  Zahlungstag  den  sämmtlichen  Noth- 
adressen und  dem  Ehrenacceptanten  zur  Zahlung  vorlegen 
und  den  Erfolg  im  Proteste  Mangels  Zahlung  oder  in  einem 
Anhange  zu  demselben  bemerken  laßen. 

Unterläßt  er  dieses,  so  verliert  er  den  Regreß  gegen 
den  Adressanten   oder  Honoraten   und   deren  Nachmänner. 

Weist  der  Inhaber  die  von  einem  andern  Intervenienten 
angebotene  Ehrenzahlung  zurük,  so  verliert  er  den  Regreß 
gegen  die  Nachmänner  des  Honoraten. 

781.  Der  Ehrenzahler  muß  sich  den  Wechsel  und 
den  Protest  Mangels  Zahlung  gegen  Erstattung  der  Kosten 
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aushändigen  laßen.  Er  muß  den  Honoraten  unter  üeber- 
sendung  des  Protestes  von  der  geschehenen  Ehrenzahlung 
benachrichtigen  und  diese  Benachrichtigung  mit  dem  Proteste 
binnen  zwei  Tagen  nach  dem  Tage  der  Protesterhebung 
zur  Post  geben.  Unterläßt  er  dieses,  so  haftet  er  ftlr  den 
durch  die  Unterlaßung  entstehenden  Schaden. 

Der  Ehrenzahler  tritt  durch  die  Ehrenzahlung  in  die 
Rechte  des  Inhaber^  gegen  den  Honoraten,  deßen  Vor- 
männer und  den  Acceptanten. 

782.  Unter  Mehreren,  welche  sich  zur  Ehrenzahlung 
erbieten,  gebührt  Demjenigen  der  Vorzug,  durch  deßen 
Zahlung  die   meisten  Wechselverpflichteten  befreit  werden. 

Ein  Intervenient,  welcher  zahlt,  obgleich  aus  dem 
Wechsel  oder  Proteste  ersichtlich  ist,  daß  ein  Anderer, 
dem  er  hiemach  nachstehen  müßte,  den  Wechsel  einzulösen 
bereit  war,  hat  keinen  Regreß  gegen  diejenigen  Indossanten, 
welche  durch  Leistung  der  von  dem  Andern  angebotenen 
Zahlung  befreit  worden  wären. 


XL  YerYlelfäUfgnng  eines  Wechsels. 

Wechselduplikate. 

783«  Der  Aussteller  eines  gezogenen  Wechsels-  ist 
verpflichtet,  dem  Wechselnehmer  auf  Verlangen  mehrere 
gleichlautende  Exemplare  des  Wechsels  zu  überliefern. 

Dieselben  müßen  im  Kontexte  als  Prima,  Secunda, 
Tertia  u.  s.  w.  bezeichnet  sein,  widrigenfalls  jedes  Exem- 
plar als  ein  für  sich  bestehender  Wechsel  (Sola- Wechsel) 
erachtet  wird. 

Auch  ein  Indossatar  kann  ein  Duplikat  des  Wechsels 
verlangen. 

Er  muß  sich  dieserhalb  an  seinen  unmittelbaren  Vor- 
mann wenden,  welcher  wieder  an  seinen  Vormann  zurük- 
gehen  muß,  bis  die  Anforderung  an  den  Aussteller  gelangt. 
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Jeder  Indossatar  kann  von  seinem  Vormanne  verlangen, 
daß  die  frühern  Indossamente  auf  dem  Duplikate  wieder- 
holt werden. 

784.     Ist  von  mehreren  ausgefertigten  Exemplaren  das 
eine  bezahlt,  so  verlieren  dadurch  die  andern  ihre  Kraft. 
Jedoch  bleiben  aus  den  übrigen  Exemplaren  verhaftet: 

1)  der  Indossant,  welcher  mehrere  Exemplare  desselben 
Wechsels  an  verschiedene  Personen  indossirt  hat, 
und  alle  späteren  Indossanten,  deren  Unterschriften 
sich  auf  den  bei  der  Zahlung  nicht  zurtikgegebenen 
Exemplaren  befinden,  aus  ihren  Indossamenten; 

2)  der  Acceptant,  welcher  mehrere  Exemplare  desselben 
Wechsels  acceptirt  hat,  aus  den  Accepten  auf  den 
bei  der  Zahlung  nicht  zurükgegebenen  Exemplaren. 

78S«  Wer  eines  von  mehreren  Exemplaren  eines 
Wechsels  zur  Annahme  versandt  hat,  muß  auf  den  übrigen 
Exemplaren  bemerken,  bei  wem  das  von  ihm  zur  Annahme 
versandte  Exemplar  anzutreffen  ist. 

Das  Unterlaßen  dieser  Bemerkung  entzieht  jedoch  dem 
Wechsel  nicht  die  Wechselkraft. 

Der  Verwahrer  des  zum  Accepte  verwandten  Exem- 
plares  ist  verpflichtet,  dasselbe  demjenigen  auszuliefern,  der 
sich  als  Indossatar  oder  auf  andere  Weise  zur  Empfang-* 
nähme  legitimirt. 

786.  Der  Inhaber  eines  Duplikates,  auf  welchem 
angegeben  ist,  bei  wem  das  zum  Accepte  versandte  Exem- 
plar sich  befindet,  kann  Mangels  Annahme  desselben  den 
Regreß  auf  Sicherstellung  und  Mangels  Zahlung  den  Regreß 
auf  Zahlung  nicht  eher  nehmen,  als  bis  er  durch  Protest 
hat  feststellen  laßen: 

1)  daß  das  zum  Accepte  versandte  Exemplar  ihm  vom 
Verwahrer  nicht  verabfolgt  worden  ist; 

2)  daß  auch  auf  das  Duplikat  die  Annahme  oder  die 
Zahlung  nicht  zu  erlangen  gewesen. 
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Wechselkopien. 

787.  Wechselkopien  müßen  eine  Abschrift  des 
Wechsels  und  der  darauf  befindlichen  Indossamente  und  Ver- 
merke enthalten  und  mit  der  Erklärung:  ^bis  hieher  Abschrift 
(Kopie)^  oder  mit  einer  ähnlichen  Bezeichnung  versehen  sein. 

In  der  Kopie  ist  zu  bemerken,  bei  wem  das  zur  An- 
nahme versandte  oder  in  Verwahrung  gegebene  Original  des 
Wechsels  anzutreffen  ist. 

Das  ünterlaßen  dieses  Vermerkes  entzieht  jedoch  der 
indossirten  Kopie  nicht  ihre  wechselmäßige  Kraft. 

788.  Jedes  auf  einer  Kopie  befindliche  Original-In- 
dossament verpflichtet  den  Indossanten  ebenso,  als  wenn  es 
auf  einem  Originalwechsel  stünde. 

789.  Der  Verwahrer  des  Original  wechseis  ist  ver- 
pflichtet, denselben  dem  Besizer  einer  mit  einem  oder  mehreren 
Original-Indossamenten  versehenen  Kopie  auszuliefern,  sofern 
sich  derselbe  als  Indossatar  oder  auf  andere  Weise  zur 
Empfangnahme  legitimirt. 

Wird  der  Originalwechsel  vom  Verwahrer  nicht  aus- 
geliefert, so  ist  der  Inhaber  der  Wechselkopie  nur  nach  Auf- 
nahme des  im  Artikel  786  Ziffer  1  erwähnten  Protestes 
Regreß  auf  Slicherstellung  und  nach  Eintritt  des  in  der  Kopie 
angegebenen  Verfalltages  Regreß  auf  Zahlung  g^en  die- 
jenigen Indossanten  zu  nehmen  berechtigt,  deren  Original- 
Indossamente  auf  der  Kopie  befindlich  sind. 

XII.  Abbanden  gekommene  WeebseL 

790.  Der  nach  den  Bestimmungen  des  Artikels  755 
legitimirte  Besizer  eines  Wechsels  kann  nur  dann  zur  Her- 
ausgabe des  Wechsels,  beziehungsweise  des  Betrt^es,  welchen 
er  durch  Einkassirung  oder  Weiterbegebung  empfangen  hat, 
angehalten  werden,  wenn  er  den  Wechsel  in  bösem  Glauben 
erworben  hat  oder  ihm  bei  der  Erwerbung  des  Wechsels 
eine  grobe  Fahrl&ßigkeit  zur  Last  fällt. 
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791*  Derjenige,  welchem  ein  Wechsel  abhanden  ge- 
kommen ist,  kann  bei  dem  zuständigen  Richter  beantragen, 
daß  dem  Bezogenen  die  Bezahlung  des  Wechsels  untersagt 
und  derselbe  ermächtigt  werde,  am  Verfalltage  den  Betrag 
bei  Gericht  oder  bei  einer  andern  zur  Annahme  von  Depositen 
ermächtigten  Behörde  oder  Anstalt  zu  hinterlegen. 

792.  Ist  der  neue  Erwerber  des  Wechsels  bekannt, 
so  hat  der  Antragende  gegen  ihn  binnen  einer  vom  Gericht 
zu  bestimmenden  Frist  die  Klage  auf  Herausgabe  des  Wechsels 
zu  erheben,  widrigenfalls  das  an  den  Bezogenen  erlaßene 
Verbot  aufgehoben  wird. 

793*  Ist  der  Inhaber  des  Wechsels  unbekannt,  so 
tritt  das  Amortisations verfahren  ein. 

794*  Wer  die  Amortisation  beehrt,  muß  eine  Ab- 
schrift des  Wechsels  beibHngen  oder  den  wesentlichen  Inhalt 
desselben  angeben,  sowie  den  Besiz  und  Verlust  glaubhaft 
machen. 

79S*  Hierauf  wird  der  Richter  durch  öffentliche  Be- 
kanntmachung den  unbekannten  Inhaber  auffordern,  binnen 
einer  zu  bestimmenden  Frist  den  Wechsel  vorzulegen,  bei 
Vermeidung  der  Amortisation. 

796.  Die  Anmeldungsfrist  ist  auf  mindestens  drei 
Monate  und  höchstens  ein  Jahr  zu  bestimmen. 

Bei  verfallenen  Wechseln  ist  die  Frist  von  dem  Tage 
an,  unter  welchem  die  erste  Aufforderung  erscheint,  bei  noch 
nicht  verfallenen  Wechseln  erst  von  der  Verfallzeit  an  zu 
berechnen. 

Eine  kürzere  Frist  als  drei  Monate  ist  bei  verfallenen 
Wechseln  zuläßig,  wenn  und  soweit  die  Verjährung  schon 
früher  eintreten  würde. 

797,  Die  Aufforderung  muß  dreimal  in  dem  Handels- 
amtsblatte bekannt  gemacht  werden. 

Es  ist  in  das  Ermeßen  des  Richters  gestellt,  noch  in 
anderer  Weise  für  angemeßene  Veröffentlichung  eines  Amorti- 
sationsbegehrens zu  sorgen. 
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•798,  Wenn  innerhalb  der  bestimmten  Frist  der  Wechsel 
-dem  Greriehte  nicht  vorgelegt  worden  ist,  so  wird  derselbe 
Als  kraftlos  erklärt. 

799.  War  der  Wechsel  acceptirt,  so  kann  der  Richter, 
bei  welchem  das  Amortisationsverfahren  eingeleitet  ist,  dem 
Acceptanten  schon  vor  der  Amortisationserklärung  die  Depo- 
rshion  und  gegen  Sicherheitsstellung  sogar  die  Zahlung  des 
Wechselbetrages  auferlegen. 

800.  Wird  der  Wechsel,  ehe  die  Amortisation  aus- 
gesprochen worden  ist,  vorgelegt^  so  ist  dem  Beantragenden 
eine  angemeßene  Frist  zur  Anhebung  der  Klage  auf  Heraus- 
gabe des  Wechsels  zu  sezen.  Wird  diese  Frist  versäumt^ 
so  ist  der  vorgelegte  Wechsel  dem  neuen  Erwerber  zurük- 
zugeben  und  das  an  den  Bezogenen  erlaßene  Zahlungs verbot 
Aufzuheben.  ^ 

XIIL  Fälschungen  nnd  Yeränderungen. 

801.  Falsche  oder  gefälschte  Unterschriften  auf  einem 
Wechsel  sind  ohne  Einfluß  auf  die  Wechselkraft  der  darauf 
befindlichen  ächten  Unterschriften. 

802.  Ist  der  Inhalt  eines  Wechsels  (Summe,  Verfali- 
zeit  u.  s.  w.)  nach  der  Ausstellung  und  Begebung  verändert 
worden,  so  haften  alle  Diejenigen,  welche  den  Wechsel  erst 
nach  der  Veränderung  als  Wechselschuldner  (Indossanten« 
Acceptanten ,  Eh  renaccep  tauten ,  Mitzeichner)  gezeichnet 
haben,  in  Gemäßheit  des  veränderten  Inhaltes  Wechsel  mäßig. 

Ist  nicht  erweislich,  ob  die  Zeichnung  vor  oder  nach 
der  Veränderung  stattgefunden  habe,  so  wird  angenommen, 
daß  sie  schon  vor  derselben  erfolgt  sei. 

XIV.  Weehselyerjährnng. 

803.  Der  wechselmäßige  Anspruch  gegen  den  Accep- 
tanten verjährt  in  drei  Jahren,  vom  Verfalltage  des  Wech- 
sels an  gerechnet. 
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Ist  der  Wechsel  prolongirt  worden,  so  wird  die  Ver- 
jährungsfrist von  dem  Tage  der  abgelaufenen  Prolongation 
An  berechnet. 

804.  Die  Regreßansprüohe  des  Inhabers  gegen  den 
Aussteller  und  die  übrigen  Vormänner  verjähren: 

1)  in  einem  Monate,  wenn  der  Wechsel  in  der  Schweiz 
zahlbar  war; 

2)  in  drei  Monaten,  wenn  der  Wechsel  in  Buropa  mit 
Ausnahme  von  Island  und  den  Faröern,  in  den  Küsten- 
ländern von  Asien  und  Afrika  längs  des  Mittellän- 
dischen und  Schwarzen  Meeres  oder  in  den  dazu 
gehörigen  Inseln  zahlbar  war; 

3)  in  zwölf  Monaten,  wenn  der  Wechsel  in  einem  an- 
dern außereuropäischen  Lande  oder  in  Island  oder 
den  Faröern  zahlbar  war. 

Die  Verjährung  beginnt  gegen  den  Inhaber  mit  dem 
Tage  des  erhobenen  Protestes. 

805.  Die  Regreßansprüche  des  Indossanten  gegen  den 
Aussteller  und  die  übrigen  Vormänner  verjähren: 

1)  in  einem  Monat«,  wenn  der  Regreßnehmer  in  der 
Schweiz  wohnt; 

2)  in  drei  Monaten,  wenn  der  Regreßnehmer  in  Europa 
mit  Ausnahme  von  Island  und  den  Faröern,  in  den 
Küstenländern  von  Asien  und  Afrika  längs  des  Mittel- 
ländischen und  Schwarzen  Meeres  oder  in  den  dazu 
gehörigen  Inseln  wohnt; 

3)  in  zwölf  Monaten,  wenn  der  Regreßnehmer  in  einem 
andern  außereuropäischen  Lande  oder  in  Island  oder 
den  Faröern  wohnt. 

Gegen  den  Indossanten  läuft  die  Frist  von  dem  Zeit- 
punkte an,  wo  er  den  Wechsel  eingelöst  oder  im  Regreß- 
wege zurükerhalten  hat,  wenn  aber  gegen  ihn  Klf^e  oder 
Schuldbetreibung  angehoben  worden  ist,  schon  von  dem 
Zeitpunkte  an,  wo  ihm  die  Vorladung  oder  der  Schuld- 
betreibungsakt zugestellt  worden  ist. 

Eidg.  Amtl.  Samml.  Neue  Folge.  V.  Bd.  °S^''  '^  C^OOglc 
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806.  Die  Verjährung  wird  nur  durch  Anhebuog  der 
Betreibung  oder  der  Klage  oder  durch  Eingabe  im  Eonkui« 
unterbrochen  und  nur  in  Beziehung  auf  Denjenigen,  gegen 
welchen  die  Geltendmachung  gerichtet  ist.  Jedoch  vertritt 
in  dieser  Hinsicht  die  von  dem  Verklagten  oder  Betriebenen 
geschehene  Streitverkündung  die  Stelle  der  Klage  oder 
Betreibung. 

807.  Mit  der  Unterbrechung  der  Wechselverj&hrung 
beginnt  eine  neue  dreijährige  Verjährung. 

XV.  Elagereeht  des  Weefaselglänbigers. 

808.  Die  wechselmäßige  Verpflichtung  trifft  den  Aus- 
steller, Acceptanten  und  Indossanten  des  Wechsels,  sowie 
einen  Jeden,  welcher  den  Wechsel,  die  Wechselkopie,  das 
Accept  oder  das  Indossament  mitunterzeichnet  hat,  selbst 
dann,  wenn  er  sich  dabei  nur  als  Bürge  (per  aval)  benannt  hat 

Die  Verpflichtung  dieser  Personen  erstrekt  sich  auf 
Alles,  was  der  Wechselinhaber  wegen  Nichterfilllung  der 
Wechselverbindlichkeit  zu  fordern  hat. 

Der  Wechselinhaber  kann  sich  wegen  seiner  ganzen 
Forderung  an  jeden  Einzelnen  halten;  es  steht  in  seiner 
Wahl,  welchen  Wechselverpflichteten  er  zuerst  in  Anspruch 
nehmen  will. 

809.  Die  Regreßansprüche  eines  Mitunterzeichners, 
welcher  sich  als  Bürge  bezeichnet  hat,  gegen  denjenigen, 
für  welchen  er  sich  verbürgt  hat,  sowie  gegen  allfUllige 
Mitbürgen  sind  nach  den  Bestimmungen  über  Bürgschaft  zu 
beurtheilen. 

810.  Sind  Regreßpflichtige  in  Konkurs  gerathen,  so 
ist  der  Regreßnehmer  berechtigt,  bei  jeder  Konkursmasse 
seine  ganze  Forderung  an  Kapital,  Zinsen,  Auslagen  u.  s.  w. 
geltend  zu  machen. 

So  lange  der  Gesammtbetrag  der  Summen,  welche  aus 
den  Massen    vertheilt   werden,    den  Betrag    der  Forderung 
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des  Regreßnehmers  nicht  übersteigt,  haben  die  einzelnen 
Konkursmassen  wegen  der  geleisteten  Theilzahlungen  keinen 
Regreß  gegen  einander. 

Blieben  die  Theilzahlungen  zusammen  einen  Ueber- 
schuß,  so  fUllt  derselbe  nach  der  Reihenfolge  der  Regreß- 
pflichtigen vom  lezten  Indossanten  an  gerechnet  an  die 
Massen,  welche  Theilzahlungen  geleistet  haben,  bis  zum  Be- 
trag der  Theilzahlungen. 

Der  Wechsel,  der  Protest,  die  Retourrechnung  und 
sonstigen  Belege  sind  der  Masse  des  lezten  Indossanten, 
durch  deßen  Theilzahlung  die  vollständige  Befriedigung  des 
Wechselgläubigers  bewirkt  wurde,  zum  Zweke  des  Rük- 
griffes  gegen  deßen  Yormänner  und  den  allf^llligen  Accep- 
tanten  herauszugeben. 

811.  Der  Wechselschuldner  kann  sich  nur  solcher 
Einreden  bedienen,  welche  aus  dem  Wechselrecht  selbst 
hervorgehen  oder  ihm  unmittelbar  gegen  den  jedesmaligen 
Kläger  zustehen. 

812.  Bei  allen  nach  Artikel  811  zuläßigen  Einreden 
soll  der  Richter,  wenn  ihm  die  vorgebrachten  Thatsachen 
unglaubhaft  erscheinen,  sofortige  vorläufige  Exekution, 
nöthigenfalls  unter  Kautionsauflage,  verfügen. 

813.  Durch  Verjährung  oder  durch  Nichtbeobachtung 
einer  zur  Erhaltung  des  Wechselrechtes  vorgeschriebenen  Frist 
oder  Formalität  erlöschen  die  wechselrechtlichen  Verbind- 
lichkeiten aus  dem  Wechsel  selbst  dann,  wenn  die  Ver- 
jährung oder  Versäumniß  durch  höhere  Gewalt  oder  sonst 
ohne  eigenes  Verschulden  des  Wechselgläubigers  herbeige- 
führt worden  ist. 

Der  Acceptant  und  der  Aussteller  bleiben  jedoch  auch 
nach  ihrer  Befreiung  durch  Verjährung  oder  Versäumniß 
dem  Wechseleigenthümer  im  gewöhnlichen  Prozesse  inso- 
weit verpflichtet,  als  sie  sich  mit  deßen  Schaden  bereichern 
würden. 
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Auch  gegen  den  Trassaten,  den  Domiziliaten  oder  Den- 
jenigen, für  deßen  Rechnung  der  Aussteller  den  Wechsel 
gezogen  hat,  ist  ein  solcher  Anspruch  auf  Herausgabe  der 
Bereicherung  zuläßig. 

XVI.  Protest. 

814.  Jeder  Protest  muß  durch  einen  Notar  oder  eine 
andere  obrigkeitlich  dazu  ermächtigte  Person  aufgenommen 
werden.  Der  Zuziehung  von  Zeugen  oder  eines  ProtokoU- 
flihrers  bedarf  es  dabei  nicht. 

815.  Der  Protest  muß  enthalten: 

1)  eine  wörtliche  Abschrift  des  Wechsels  oder  der  Kopie 
und  aller  darauf  befindlichen  Indossamente  und  Be- 
merkungen ; 

2)  den  Namen  oder  die  Firma  der  Personen,  für  welche 
und  gegen  welche  der  Protest  erhoben  wird; 

3)  die  an  die  Person,  gegen  welche  protestirt  wird, 
gestellte  Aufforderung,  ihre  Antwort  oder  die  Be- 
merkung, daß  sie  keine  gegeben  habe  oder  nicht 
anzutreffen  gewesen  sei; 

4)  die  Angabe  des  Ortes  sowie  des  Kalendertages, 
Monates  und  Jahres,  an  welchem  die  vorerwähnte 
Aufforderung  geschehen  oder  ohne  Erfolg  versucht 
worden  ist; 

5)  im  Falle  einer  Ehrenannahme  oder  einer  Ehrenzahlung 
die  Erwähnung,  von  wem,  filr  wen  und  wie  sie  an- 
geboten und  geleistet  wird; 

6)  die  Unterschrift  Desjenigen,  welcher  den  Protest  ver- 
faßt hat. 

816.  Muß  eine  wechselrechtliche  Leistung  von  mehreren 
Personen  verlangt  werden,  so  ist  über  die  mehrfache  Auf- 
forderung nur  eine  Protesturkunde  erforderlich, 

817.  Die  Proteste  sind  ihrem  ganzen  Inhalte  nach 
Tag   fttr   Tag   und   nach   Ordnung  des   Datums   in  ein  be- 
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sonderes  Register   einzutragen,   das  von  Blatt  zu  Blatt  mit 
fortlaufenden  Zahlen  versehen  ist. 


XYIL  Ort  und  Zeit  der  Präsentation  und  anderer 
Handlungen. 

818*  Die  Präsentation  zur  Annahme  oder  Zahlung, 
die  Protesterhebung,  die  Abforderung  eines  Weehseldupli- 
kates,  sowie  alle  sonstigen  bei  einer  bestimmten  Person 
vorzunehmenden  Akte  müßen  in  deren  Geschäftslokal  oder 
in  Ermangelung  eines  solchen  in  deren  Wohnung  vorge- 
nommen werden. 

An  einem  anderen  Orte,  z.  B.  an  der  Börse,  kann  dieses 
nur  mit  beiderseitigem  Einverständniße  geschehen. 

Daß  das  Oeschäftslokal  oder  die  Wohnung  nicht  zu 
ermitteln  sei,  ist  erst  dann  als  festgestellt  anzunehmen,  wenn 
auch  eine  dieserhalb  bei  der  Polizeibehörde  oder  der  Post- 
stelle des  Ortes  geschehene  Nachfrage  der  Person,  welche 
den  Protest  verfaßt,  fruchtlos  geblieben  ist,  was  im  Proteste 
bemerkt  werden  muß. 

819.  Verfällt  der  Wechsel  an  einem  Sonntage  oder 
einem  staatlich  anerkannten  Feiertage,  so  ist  der  nächste 
Werktag  der  Zahlungstag. 

Auch  die  Herausgabe  eines  Wechselduplikates,  die 
Erklärung  über  die  Annahme,  sowie  jede  andere  Handlung, 
können  nur  an  einem  Werktage  gefordert  werden. 

Fällt  der  Zeitpunkt,  in  welchem  die  Vornahme  einer 
der  vorstehenden  Handlungen  spätestens  gefordert  werden 
mußte,  auf  einen  Sonntag  oder  staatlich  anerkannten  Feiertag, 
so  muß  diese  Handlung  am  nächsten  Werktage  gefordert 
werden. 

Dieselbe  Bestimmung  findet  auch  auf  die  Protester- 
hebung Anwendung. 

Digitized  by  CjOOQiC 


822  Bundesgesez 

XYIIL   Mangelhafte  Unterschriften. 

820.  Wechselerklärungen,  welche  statt  des  Namens 
mit  Kreuzen  oder  anderen  Zeichen  voUaogen  sind,  haben 
selbst  dann,  wenn  diese  Zeichen  amtlich  oder  notarialisch 
beglaubigt  worden,  keine  Weohselkraft. 

821.  Wer  eine  Wechselerklärung  als  Bevollmächtigter 
eines  Anderen  unterzeichnet,  ohne  dazu  Vollmacht  zu  haben, 
haftet  persönlich  in  gleicher  Weise,  wie  der  angebliche 
Vollmachtgeber  gehaftet  haben  würde,  wenn  die  Vollmacht 
ertheilt  gewesen  wäre.  Dasselbe  gilt  von  Vormündern  und 
anderen  Vertretern,  welche  nut  Ueberschreitung  ihrer  Be- 
fugniße  Wechselerklärungen  ausstellen. 

XIX.  Ausländische  Gesezgebnng. 

822.  Die  Fähigkeit  von  Ausländern,  wechselmäß^e 
Verpflichtungen  zu  übernehmen,  richtet  sich  nach  dem  Rechte 
des  Staates,  dem  sie  angehören. 

Wenn  jedoch  ein  nach  dem  Rechte  seines  Landes  nicht 
wechselfthiger  Ausländer  in  der  Schweiz  Wechselverbind- 
lichkeiten eingeht,  so  wird  er  verpflichtet,  insofern  er  nach 
dem  schweizerischen  Geseze  wechselföhig  wäre. 

Für  die  Wechselfahigkeit  von  Schweizern,  seien  sie  im 
Inlande  oder  Auslande  wohnhaft,  gelten  die  Bestimmungen 
dieses  Gesezes. 

823.  Die  wesentlichen  Erforderniße  eines  im  Aus- 
lande ausgestellten  Wechsels,  sowie  jeder  andern  im  Aus- 
lande ausgestellten  Wechselerklärung,  werden  nach  den 
Gesezen  des  Ortes  beurtheilt,  an  welchem  die  Erklärung 
erfolgt  ist. 

Entsprechen  jedoch  die  im  Auslande  geschehenen 
Wechselerklärungen  den  Anforderungen  des  schweizerischen 
Gesezes,  so  kann  daraus,  daß  sie  nach  ausländischen  Ge- 
sezen mangelhaft  sind,  kein  Einwand  gegen  die  Rech  tsver- 


über  das  Obligationenrecbt  823 

bindlichkeit  der  später  in   der  Schweiz   auf  den  Wechsel 
gesezten  Erklärungen  entnommen  werden. 

Ebenso  haben  Wechselerklärungen,  wodurch  sich  ein 
Schweizer  einem  andern  Schweizer  im  Auslande  verpflichtet, 
Wechselkraft,  wenn  sie  auch  nur  den  Anforderungen  der 
schweizerischen  Gesezgebung  entsprechen. 

824.  Ueber  die  Form  der  mit  einem  Wechsel  an 
einem  ausländischen  Plaze  zur  Ausübung  oder  Erhaltung 
des  Wechselrechtes  vorzunehmenden  Handlungen  entscheidet 
das  dort  geltende  Recht. 

XX.  Der  eigene  Wechsel. 

825.  Die  wesentlichen  Erforderniße  eines  eigenen 
Orokenen)  Wechsels  sind: 

1)  die  in   den  Wechsel  selbst  aufzunehmende  Bezeich- 
nung als  Wechsel  (de  change,  cambioj; 

2)  die  Angabe  der  zu  zahlenden  Geldsumme,  im  Kon- 
texte mit  Buchstaben  geschrieben; 

3)  der  Name  der  Person  oder  die  Firma,  an  welche  oder 
an  deren  Ordre  der  Aussteller  Zahlung  leisten  will; 

4)  die  Bestimmung  der  Zeit,  zu  welcher  gezahlt  werden 
soll,  nach  Maßgabe  des  Artikels  722  Ziffer  4; 

5)  die  Unterschrift  des  Ausstellers   mit  seinem  Namen 
oder  seiner  Firma; 

6)  die  Angabe  des  Ortes,  Monatstages  und  Jahres  der 
Ausstellung. 

826.  Der  Ort  der  Ausstellung  gilt  ftlr  den  eigenen 
Wechsel,  insofern  nicht  ein  besonderer  Zahlungsort  ange- 
geben ist,  als  Zahlungsort  und  zugleich  als  Wohnort  des 
Ausstellers. 

827.  Nachstehende,  in  diesem  Geseze  ftir  gezogene 
Wechsel  gegebene  Vorschriften  gelten  auch  ftlr  eigene 
Wechsel : 

1)  die  Artikel  720  und  721  über  die  Wechself^higkeit 

2)  die  Artikel  723  und  725  über  die  Form  des  Wechsels 
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3)  die  Artikel  727  bis  735  über  das  Indossament; 

4)  die  Artikel  737  und  738  über  die  Präsentation  der 
Wechsel  auf  eine  Zeit  nach  Sicht  mit  der  Maßgabe, 

•  daß  der  Wechsel  dem  Aussteller  zur  Beurkundung^ 
des  Datums  der  Vorzeigung  (Sicht)  zu  präsentiren 
ist  und  daß  durch  Yersäumniß  der  Präsentations- 
frist nicht  der  Aussteller,  sondern  niir  die  Indossanten 
befreit  werden; 

5)  der  Artikel  748  über  den  Sicherheitsr^reß  mit  der 
Maßgabe,  daß  derselbe  im  Falle  der  Unsicherheit 
des  Ausstellers  stattfindet  und  daß  der  Aussteller 
selbst  nur  in  dem  in  Artikel  748  Ziffer  3  erwähnten 
Falle  auf  Sicherheitsbestellung  gerichtlich  belangt 
oder  betrieben  werden  kann; 

6)  die  Artikel  749  bis  761  über  die  Zahlung  und  die 
Befugniß  zur  Deposition  des  ftllligen  Wechselbetrage» 
mit  der  Maßgabe,  daß  leztere  durch  den  Aussteller 
geschehen  kann  und  daß  im  Falle  der  Yersäumniß 
der  im  Artikel  750  erwähnten  Präsentationsfrist  nur 
die  Indossanten  befreit  werden,  der  Aussteller  selbst 
dagegen  noch  während  der  vom  Ablaufe  der  Prä- 
sentationsfrist an  zu  berechnenden  Verjährungszeit 
behaftet  bleibt; 

7)  die  Artikel  762  und  763,  sowie  die  Artikel  766  bis 
773  über  den  Regreß  Mangels  Zahlung  gegen  die 
Indossanten ; 

8)  die  Artikel  774  Absaz  2,  775  und  778  bis  782 
über  Ehrenannahme  und  Ehrenzahlung  mit  der  Maß- 
gabe, daß  der  Inhaber  die  Ehrenannahme  eines  Noth- 
adressaten  nur  im  Falle  der  Unsicherheit  des  Aus- 
stellers anzunehmen  braucht  und  daß  in  Ermangelung 
einer  Benennung  des  Honoraten  bei  der  Ehrenaccep- 
tation  eines  indossirten  Eigenwechsels  der  erste  In- 
dossant als  Honorat  anzusehen  ist; 

9)  die  Artikel  787  bis  789  über  die  Kopien; 
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10)  die  Artikel  790  bis  802  über  abhanden  gekommene, 
falsche  und  veränderte  Wechsel  mit  der  Maßgabe, 
daß  im  Falle  des  Artikels  799  die  Deposit ion  und 
Zahlung  durch  den  Aussteller  erfolgen  muß; 

11)  die  Artikel  804  bis  812,  und  814  bis  824  Qbei-  di& 
allgemeinen  Grundsäze  der  Wechselverjälnung ^  die 
Verjährung  der  Regreßansprüche  gegen  die  liidosaan- 
ien,  das  Klagerecht  des  Wechselgläubigera^  den  Pro* 
test,  den  Oü  und  die  Zeit  flir  die  Präsentatioa  und 
andere  im  Wechsel  verkehre  vorkommende  Handlun- 
gen, sowie  über  mangelhafte  Unterschriften  und  die 
ausländische  Gesezgebung; 

12)  der  Artikel  813  mit  der  Maßgabe,  daß  bei  iodossiTtcn 
Eigenwechseln  nicht  bloß  der  Aussteller,  soudern 
auch  der  erste  Indossant  im  gewöhnlichen  l^razesse 
dem  Wechselinhaber  insoweit  verbindlich  bleibt,  als 
er  sich  mit  deßen  Schaden  bereichern  würde. 

828.  Eigene  domizilirte  Wechsel  sind  dem  Domizi- 
liaten  oder,  wenn  ein  solcher  nicht  benannt  ist,  dem  Aus- 
steller selbst  an  demjenigen  Orte,  wohin  der  Wechsel  dnini- 
zilirt  ist,  zur  Zahlung  zu  präsentiren  und,  wenn  die  Zahlung 
unterbleibt,  dort  zu  protestiren. 

Wird  die  rechtzeitige  Protesterhebung  bei  einem  vom 
Aussteller  verschiedenen  Domiziliaterf  verabsäumt,  so  geht 
dadurch  der  wechselmäßige  Anspruch  nicht  nur  ge^eu  die 
Indossanten,  sondern  auch  gegen  den  Aussteller  verloren* 

Mit  Ausnahme  dieses  Falles  bedarf  es  zur  Erhaltung 
des  Wechselrechtes  gegen  den  Aussteller  weder  der  Präsen- 
tation am  Zahlungstage  noch  der  Erhebung  eines  Protestes. 

829.  Der  wechselmäßige  Anspruch  gegen  tieu  Aus- 
steller eines  eigenen  Wechsels  verjährt  in  drei  Jahrt^u,  vom 
Verfalltage  des  Wechsels  an  gerechnet. 

Ist  der  Wechsel  prolongirt  worden,  so  wird  die  Ver- 
jährungsfrist vom  Tage  der  abgelaufenen  Prolongiiticm  Ein 
berechnet. 
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Oreissigrster  Titel. 

Der  Check. 


830.  Die  wesentlichen  Erforderniße  eines  Check  sind : 

1)  die  Bezeichnung  als  ^Check'^; 

2)  die  mit  Worten  auszusezende  Angabe  der  Geldsumme ; 

3)  die  Unterschrift  des  Ausstellers  mit  seinem  Namen 
oder  seiner  Firma; 

4)  die  Angabe  des  Ortes,  des  Jahres  und  des  Monats- 
tages  der  Ausstellung,  lezterer  mit  Worten  aus- 
gedrükt; 

5)  der  Name  der  Person  oder  der  Firma,  welche  die 
Zahlung  leisten  soll  (des  Bezogenen); 

6)  die  Angabe  des  Ortes,  wo  die  Zahlung  geschehen 
soU;  der  bei  dem  Namen  oder  der  Firma  des  Be- 
zogenen angegebene  Ort  gilt  Hlr  den  Check  als 
Zahlungsort  und  zugleich  als  Wohnort  des  Bezogenen. 

831.  Ein  Check  darf  nur  ausgestellt  werden,  wenn 
der  Aussteller  über  den  angewiesenen  Betrag  bei  dem  Be- 
zogenen sofort  zu  verftlgen  das  Recht  hat. 

832.  Die  Ausstellung  des  Check  kann  an  den  In- 
haber, an  eine  bestimmte  Person  oder  an  deren  Ordre  ge- 
schehen. 

Ist  Niemand  genannt,  an  den  bezahlt  werden  soll,  so 
wird  Ausstellung  auf  den  Inhaber  angenommen. 

833.  Der  Check  ist  auch  dann  auf  Sicht  zahlbar, 
wenn  er  eine  andere  oder  keine  Bestimmung  über  die  Ver- 
fallzeit enthält. 

834.  Die  Präsentation  zur  Annahme  und  die  An- 
nahme linden  bei  dem  Check  nicht  statt. 

Die  Frist  ftlr  Präsentation  zur  Zahlung  beträgt  bei  dem 
Check,  welcher  am  Ausstellungsort  zahlbar  ist,  fünf  Tage, 
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bei  einem  solchen,  welcher  an  einem  andern  Orte  zfihlb;ir 
ist,  acht  Tage. 

835.  Wird  der  Check  innerhalb  der  vorgenannteu 
Frist  nicht  pr&sentirt,  so  erlischt  das  Regreßrecht  g'-gtti 
die  Indossanten  und  auch  gegen  den  Aussteller,  iriHoft^ni 
Lezterer  durch  die  nicht  erfolgte  Präsentation  dem  Bezi>gt^nün 
gegenüber  in  Verlust  gekommen  ist. 

836.  Die  Bestimmungen  über  den  gezogenen  Wechsel 
gelten,  soweit  sie  mit  denjenigen  dieses  Titels  uMit  in 
Widerspruch  stehen,  auch  ftlr  den  Check. 

88 7«  Wer  einen  Check  ausstellt,  ohne  bei  dem  Bt"- 
zogenen  für  den  angewiesenen  Betrag  Dekung  zu  btsizen, 
hat  dem  Inhaber  des  Check  außer  dem  verursachten  Scliaden 
fünf  Prozent  der  angewiesenen  Summe  zu  vei^üten. 


[Eänunddireissig'stex*  mtel. 

Wechselähnliche  nnd  andere  Ordre-Papiere, 


I.  Wechselähnliche  Papiere. 

838.  Zahlungsversprechen,  welche  nicht  im  Kontexte 
als  Wechsel  bezeichnet  sind,  aber  ausdrücklich  au  Ordre 
lauten  und  im  Uebrigen  den  im  Artikel  825  vorgeschrii  In.uen 
Erfordernißen  des  Eigenwechsels  entsprechen  (billets  a  i>rdj<t?) 
stehen,  soweit  nicht  die  Artikel  840  und  842  eine  Autjyalime 
feststellen,  den  eigenen  Wechseln  gleich. 

839*  Anweisungen,  welche  weder  im  Kontexte  als 
Wechsel  noch  als  Checks  bezeichnet  sind,  aber  ausdrüklich 
an  Ordre  lauten  und  im  Uebrigen  den  im  Artikel  722  vor- 
geschriebenen Erfordernissen  des  gezogenen  Wechseis  eni- 
sprechen,  stehen  bis  auf  die  in  Artikel  841  und  842  genamiten 
Ausnahmen  den  gezogenen  Wechseln  gleich.  ^  , 

Digitized  by  VjOOQ IC 


828^  Bundesgesez 

840.  Auf  die  im  Artikel  838  bezeichneten  Zahlungs- 
versprechen  an  Ordre  (billets  k  ordre)  sind  die  nach  Maßgabe 
der  Ziffer  5  und  8  des  Artikels  827  für  Eigenwechsel  gelten- 
den Bestimmungen  über  den  Sicherheitsregreß,  die  Ehren- 
annahme und  die  Ehrenzahlung  nicht  anwendbar. 

841«  Die  in  Artikel  839  bezeichneten  Anweisungen 
an  Ordre  werden  nicht  zur  Annahme  präsentirt  Geschieht 
es,  so  ist  der  zur  Zahlung  Angewiesene  nicht  verpfiichtet, 
sich  über  Annahme  oder  Verweigerung  derselben  zu  erkl&ren, 
und  der  Inhaber  nicht  berechtigt,  wegen  Vei*^!\'eigerung  der 
Annahme  oder  einer  Erklärung  darüber  Protest  erheben  zu 
laßen  und  Regreß  zu  nehmen. 

Wird  eine  solche  Anweisung  an  Ordre  freiwillig  acceptirt^ 
so  entsteht  für  den  Acceptanten  die  gleiche  Verbindlichkeit^ 
wie  aus  der  Annahme  eines  gezogenen  Wechsels.  Es  können 
jedoch  weder  vom  ersten  Erwerber  noch  von  irgend  einem 
Indossatar  die  im  Aiidkel  748  normirten  Befugniße  geltend 
gemacht  werden. 

842.  Die  Bestimmungen  des  Artikels  812  dieses  Ote- 
sezes,  sowie  die  in  andern  eidgenößischen  oder  kantonalen 
Gesezen  für  Wechselexekution  und  Wechselprozeß  enthaltenen 
besonderen  Vorschriften  finden  bei  der  Geltendmachung  der 
Forderungen  aus  den  das  Wort  ^Wechsel***  oder  ^Check^ 
nicht  enthaltenden  Urkunden  keine  Anwendung. 

IL  Andere  indossable  Papiere. 

843.  Urkunden,  in  welchen  der  Zeichner  sich  ver- 
pflichtet, nach  Ort,  Zeit  und  Summe  bestimmte  Geldzahlungen 
zu  leisten  oder  ebenso  bestimmte  Quantitäten  vertretbarer 
Sachen  zu  liefern,  können,  wenn  sie  ausdrüklich  an  Ordre 
lauten,  durch  Indossament  tibertragen  werden. 

Der  Verpflichtete  kann  sich  nur  solcher  Einreden  her- 
dienen,  welche  ihm  nach  dem  Inhalte  der  Urkunde  oder 
unmittelbar  gegen  den  jedesmaligen  Kläger  zustehen. 
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Der  Sohuldner  ist  nur  gegen  Aushändigung  des  quittirten 
Ordre- Papieres  zur  Erfüllung  verpflichtet 

844.  Für  die  im  vorigen  Artikel  erwähnten  Ordre- 
Papiere,  sowie  für  andere  indossable  Papiere  (Lagerscheine, 
Warrants,  Ladescheine  u.  s.  w.),  kommen  in  BetreflF  der 
Form  des  Indossamentes,  der  Legitimation  des  Inhabers,  der 
Amortisation,  sowie  in  Betreff  der  Verpflichtung  des  Besizers 
zur  Herausgabe  die  für  Wechsel  geltenden  Bestimmungen 
zur  Anwendung. 

Für  Amortisation  indossabler  Aktien  kommen  jedoch, 
flofern  die  Statuten  der  Gesellschaft  kein  besonderes  Ver- 
fahren vorschreiben,  die  Bestimmungen  über  Inhaberpapiere 
zur  Anwendung. 

845.  Die  Bestimmungen  über  den  Wechselregreß 
kommen  bei  Ordre-  oder  anderen  indossablen  Papieren,  welche 
nicht  den  Erfordemißen  für  Wechsel,  Check  oder  wechsel- 
ähnliche Ordrepapiere  entsprechen,  nicht  zur  Anwendung. 

Vorbehalten  bleiben  Bestimmungen  der  Kantonalgeseze 
aber  Regreß  bei  Warrants. 


Z\ireiixiiddx*eissig'stex*  n?itel. 

Inhaberpapiere. 


846.  Ist  in  einer  Urkunde  eine  Leistung  an  den  In- 
haber  versprochen,  so   gilt  dieser  als  forderungsberechtigt. 

Der  Schuldner  darf  jedoch  nicht  mehr  bezahlen ,  wenn 
ein  gerichtliches  oder  polizeiliches  Zahlungsverbot  an  ihn 
erlaßen  worden  ist. 

847.  Der  Schuldner  kann  der  Forderung  aus  einem 
Inhaberpapiere  nur  solche  Einreden  entgegensezen,  welche 
gegen  die  Gültigkeit  der  Urkunde  gerichtet  sind  oder  aus 
der  Urkunde  selbst  hervorgehen. 
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848.  Der  Schuldner  ist  nur  gegen  Aushändigung  der 
Urkunde  zur  Erfüllung  an  den  Inhaber  verpflichtet,  es  sei 
denn  die  Urkunde  amortisirt. 

849.  Bei  Inhaberpapieren,  welche  mit  Couponsbogen 
oder  Talons  (Bezugscheine  für  Couponsbogen)  versehen  sind 
oder  den  Inhaber  der  Urkunde  selbst  zum  Bezüge  von  wieder- 
kehrenden Leistungen  (Zinsen,  Dividenden,  Renten,  Raten- 
zahlungen) berechtigen,  findet  das  Amortisationsverfahren 
nach  Maßgabe  der  folgenden  Bestimmungen  statt. 

830.  Der  Gesuchsteller  hat  den  Besiz  und  Verlust 
des  Papieres  dem  Richter  des  Wohnsizes  .des  Schuldners 
glaubhaft  zu  machen. 

Ist  dem  Inhaber  eines  mit  (Couponsbogen  oder  Talon 
versehenen  Papieres  bloß  der  Couponsbogen  oder  Talon  ab- 
handen gekommen,  so  genügt  zur  Begründung  des  Amorti- 
sationsantrages die  Vorzeigung  der  Haupturkunde. 

851.  Erachtet  der  Richter  die  Darstellung  über  den 
Besiz  und  Verlust  des  Papieres  für  glaubhaft,  so  fordert  er 
durch  öflFentliche  Bekanntmachung  den  unbekannten  Inhaber 
auf,  das  Papier  binnen  einer  Frist  von  mindestens  drei 
Jahren,  vom  Tage  der  ersten  Bekanntmachung  an  gerechnet, 
vorzulegen,  widrigenfalls  die  Amortisation  ausgesprochen  werde. 

Dem  Schuldner  des  Papieres  kann  auf  Verlangen  dea 
Antragstellers  die  Einlösung  bei  Vermeidung  nochmaliger 
Zahlung  unteraagt  werden. 

Handelt  es  sieh  um  die  Amortisation  von  Couponsbogen^ 
so  findet  in  Bezug  auf  die  während  des  Verfahrens  ver- 
fallenden einzelnen  Coupons  die  Bestimmung  des  Artikels 
857  entsprechende  Anwendung. 

832.  Die  Aufforderung  zur  Anmeldung  muß  dreimal 
durch  das  Handelsamtsblatt  bekannt  gemacht  werden. 

Es  ist  in  das  Ermeßen  des  Richters  gestellt,  noch  in 
anderer  Weise  ftir  angemessene  Veröfifentlichung  eines  Amor« 
tisatiousbegehrens  zu  sorgen. 
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853,  Wird  das  abhanden  gekommene  Inhaberpapier 
in  Folge  der  Ausschreibung  vorgelegt,  so  ist  demjenigen^ 
welcher  die  Amortisation  beantragt  hatte,  eine  angemeßene 
Frist  zur  Prüfung  der  Identität  und  Echtheit  der  vorgelegten 
Urkunde,  sowie  zur  Stellung  sach  bezüglich  er  Anträge,  na- 
mentlich auf  provisorische  Verfügungen  im  Interesse  eines 
von  ihm  einzuleitenden  Vindikatiousprozesses  oder  Strafver- 
fahrens anzusezen. 

Werden  innerhalb  dieser  Frist  keinerlei  Anträge  gestellt^ 
durch  welche  sich  der  Richter  zu  weiteren  Schritten  veranlaßt 
sieht,  80  ist  die  vorgelegte  Urkunde  zurükzugeben ,  das  an 
den  Aussteller  erlaßene  Zahlungsverbot  aufzuheben  und  das 
Amortisationsbegehren  abzuweisen. 

834.  Wenn  die  in  der  öffentlichen  Aufforderung  an- 
gesezte  Frist  abgelaufen  ist,  ohne  daß  innerhalb  derselben 
die  abhanden  gekommene  Urkunde  vorgelegt  wurde,  sa 
kann  der  Richter  die  Urkunde  als  kraftlos  erklären  oder  je 
nach  Umständen  weitere  Anordnungen  treffen. 

855*  Die  Amortisation  einer  Urkunde  auf  den  In- 
haber ist  sofort  durch  das  Handelsamtsblatt  und  nach  Er- 
meßen  des  Richters  anderweitig  zu  veröffentlichen. 

856.  Nach  erfolgter  Amortisation  ist  der  Oesuchsteller 
berechtigt,  auf  seine  Kosten  die  Ausfertigung  einer  neuen 
Urkunde  und  je  nach  Umständen  die  Ausfertigung  eines  neuen 
Couponsbogens  oder,  sofern  die  Leistung  bereits  fällig  ist,, 
deren  Erfüllung  zu  fordern. 

857*  Sind  einzelne  Coupons  oder  andere  Inhaber- 
papiere, welche  weder  deu  Inhaber  selbst  zum  Empfange 
wiederkehrender  Leistungen  berechtigen  noph  auch  mit 
Couponsbogen  oder  Talon  versehen  sind,  abhanden  gekom- 
men, so  kann  der  Richter  des  Wohnsizes  des  Schuldners 
auf  Antrag  Desjenigen,  der  den  Besiz  und  Verlust  des  Papieres 
glaubhaft  zu  machen  vermag,  verfügen,  daß  das  Schuldobjekt 
nach  Ablauf  des  Verfalltages  oder,  sofern  das  Papier  bereits 
verfallen  ist,  sofort  gerichtlich  deponirt  und  nach  Ablauf  der 
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Yerjährungszeit,  wenn  sich  auch  dann  noch  kein  Berechtigter 
zum  Bezüge  gemeldet  haben  sollte,  an  den  Antragsteller 
lierausgegeben  werde. 

858.  Bei  Banknoten  und  ähnlichen  in  größerer  An- 
.zahl  emittirten  auf  Sicht  zahlbaren  selbstständigen  Inhaber- 
jpapieren  mit  bestimmter  Summe  (Kassascheinen  des  Staates, 
der  Gemeinden  u.  s.  w.)  findet  weder  ein  Amortisationsver- 
üähren  noch  das  in  Artikel  857  angeordnete  Verfahren  statt. 


X>i?eiiziid.di?eissig'stei?  Titel. 

Sandelsregister.  Geschäftsfinnen.  Geschäfts- 
bücher. 


I.   Handelsregister. 

859.  In  jedem  Kantone  wird  ein  Handelsregister  ge- 
führt, in  welchem  die  in  diesem  oder  anderen  Gesezen  des 
Bundes  vorgeschriebenen  Eintragungen  zu  geschehen  haben. 

Die  Kantonalgesezgebung  hat  die  Behörden  zu  bestimmen, 
-welchen  die  Führung  des  Handelsr^isters  und  die  Aufsicht 
über  dasselbe  obliegt. 

Es  steht  jedem  Kantone  frei,  für  einzelne  Bezirke  be- 
sondere Handelsregister  und  besondere  Behörden  für  deren 
y<:ip^    Führung  und  Beaufsichtigung  einzuführen. 

^  860.     Wenn  der  zu  einer  Eintragung  in  das  Handels- 

register Verpflichtete  dieselbe  unterläßt,  so  hat  er  filr  deu 
allfälligen  Schaden,  der  durch  die  ünterlaßung  der  Ein- 
tragung veranlaßt  wurde,  einzustehen. 

861*  Wenn  bezüglich  einer  Thatsache,  deren  Ein- 
tragung in  das  Handelsregister  vorgeschrieben  ist,  eine  Ver- 
änderung  eintritt,   so  muß  auch  diese  eingetragen  werden. 
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Ist  dieses  geschehen,  so  kann  ein  Dritter,  sofern  die 
Eintragung  ihm  gegenüber  nach  Maßgabe  des  Artikels  863 
wirksam  geworden,  sich  nicht  auf  ünkenntniß  der  Ver- 
änderung berufen. 

Wurde  dagegen  die  Eintragung  unterlaßen,  so  kann 
Derjenige,  bei  welchem  die  Veränderung  eintrat,  dieselbe 
einem  Dritten  nur  insofern  entgegenhalten,  als  er  beweist, 
■daß  sie  demselben  ohnehin  bekannt  war. 

862.  Die  Eintragungen  in  das  Handelsregister  sollen 
ihrem  ganzen  Inhalte  nach  ohne  Verzug  durch  das  Handels- 
Amtsblatt  bekannt  gemacht  werden. 

Eine  nur  theilweise  oder  auszugsweise  Bekanntmachung 
ist  nur  in  den  Fällen  statthaft,  wo  dieses  durch  das  Gesez 
bestimmt  wird. 

Die  Registerbehörde  hat  von  Amteswegen  für  die  Voll- 
ziehung dieser  Vorschriften  zu  sorgen  und  gegen  Ver- 
zögerungen einzuschreiten. 

863.  Die  Eintragungen  in  das  Handelsregister  werden 
gegenüber  dritten  Personen  in  dem  Zeitpunkte  wirksam, 
in  welchem  sie  durch  die  amtliche  Bekanntmachung  zur 
Kenntniß  derselben  gelangt  sein  können. 

Vorbehalten  bleiben  die  besonderen  Bestimmungen,  wo- 
nach unmittelbar  mit  der  Eintragung  selbst  auch  Dritten 
gegenüber  Rechts  Wirkungen  verbunden  sind. 

864.  Wo  das  Gesez  die  Betheiligten  zur  Eintragung 
in  das  Handelsregister  verpflichtet,  hat  die  Registerbehörde 
von  Amteswegen  gegen  die  Fehlbaren  mit  Ordnungsbußen 
im  Betrage  von  10  bis  500  Franken  einzuschreiten. 


II.  Oeschäftsflrmen« 


^v^; 


^A/y^^„ 


865.  Wer  sich  durch  Verträge  verpflichten  kann,  hat 
das  Recht,  sich  in  das  Handelsregister  seines  Wohnortes 
eintragen  zu  laßen. 

Eidg.  amtl.  Samml.  Neue  Folge.  V.  Bd.  oMed  by  GoOglc 
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Wer  unter  einer  Firma  ein  Geschäft  betreibt,  ist  befugt^ 
dieselbe  in  das  Handelsregister  des  Ortes,  wo  er  seine  Haupt- 
niederlaßung  hat,  eintragen  zu  laßen. 

Hat  er  an  einem  anderen  Orte  eine  Zweigniederlaßung 
(Filiale,  Suocursale),  so  kann  er  an  diesem  Orte  die  Firma 
eintragen  laßen,  nachdem  sie  zuvor  am  Orte  der  Haupt- 
niederlaßung  eingetragen  worden  ist 

Wer  ein  Handels-,  Fabrikations-  oder  anderes  nacl> 
kaufmännischer  Art  geführtes  Gewerbe  betreibt,  ist  ver- 
pflichtet, sich  am  Orte  seiner  Hauptniederlaßung  in  das^ 
Handelsregister  eintragen  zu  laßen.  Hat  er  an  einem  anderen 
Orte  eine  Zweigniederlaßung ,  so  ist  auch  an  diesem  die 
Eintragung  vorzunehmen. 

866.  Wenn  das  Geschäft,  für  welches  eine  Firma 
eingetragen  ist,  aufhört,  so  liegt  dem  bisherigen  Inhaber 
oder,  wenn  er  verstorben  ist,  seinen  Erben  ob,  die  Eintragung 
löschen  zu  laßen. 

Geht  das  Geschäft  auf  eine  andere  Person  Ober,  so 
haben  der  bisherige  Inhaber  oder  deßen  Erben  ebenso  ftlr 
die  Löschung  zu  sorgen. 

867«  Wer  ein  Geschäft  ohne  ßetheiligung  eines 
Kollektivgesellschafters  oder  Kommanditärs  betreibt,  darf 
nur  seinen  Familiennamen  (bürgerlichen  Namen)  mit  oder 
ohne  Vornamen  als  Firma  führen. 

Er  darf  der  Firma  keinen  Zusaz  beifügen,  welcher  ein 
Gesellschafts verhältniß  andeutet.  Dagegen  sind  andere  Zu- 
säze  gestattet,  welche  zu  einer  näheren  Bezeichnung  der 
Person  oder  des  Geschäftes  dienen. 

868.  Eine  in  dem  Handelsregister  eingetragene  Firma 
darf  an  demselben  Orte  von  keinem  Anderen  als  Firma 
benuzt  werden,  selbst  dann  nicht,  wenn  der  neue  Geschäfts- 
inhaber denselben  bürgerlichen  Namen  hat,  mit  welchem  die- 
ältere  Firma  bezeichnet  wird.  In  einem  solchen  Falle  hat 
jener  seinem  Namen  in  der  Firma  einen  Zusaz  beizufilgen^ 
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durch  weichen  dieselbe  deutlich  von  der  älten.-n  Firma  uüter- 
schieden  wird. 

869.  Die  Firma  einer  KoUektivgeseLlsehaft  muß,  ao- 
lern in  dieselbe  nicht  die  Namen  sämmtlicher  Gesell  schatter 
aufgenommen  sind,  den  Namen  wenigstens  eines  der  Ge* 
sellschafker  mit  einem  das  Vorhandensein  einer  Cfeseüßchaft 
andeutenden  Zusaze  enthalten. 

870.  Die  Firma  einer  Kommanditgt*s*?l)öcliaft  muß 
den  Namen  wenigstens  eines  unbeschränkt  liaftenden  Gesell- 
schafters mit  einem  das  Vorhandensein  einer  Gesell achaft 
andeutenden  Zusaze  enthalten. 

871.  Die  Namen  anderer  Personen  als  der  unbß* 
schränkt  haftenden  Gesellschafter  dürfen  in  die  Firma  einer 
Kollektiv-  oder  Kommanditgesellschaft  nicht  aufgenommen 
werden;  auch  darf  eine  Kollektiv-  oder  Kommafiditge&ell- 
schaft  sich  nicht  als  Aktiengesellschaft  bezeichnen,  aelbst 
wenn  das  Gesellschaftskapital  ganz  oder  theilwcige  io  Aktien 
zerlegt  ist. 

872.  Wenn  eine  Person,  deren  Namen  in  der  Piraia 
einer  Kollektiv-  oder  Kommanditgesellschal>  enthalten  L>t, 
aufhört,  Mitglied  der  Gesellschaft  zu  sein,  bo  darf  auch  mit 
Einwilligung  dieser  Person  oder  ihrer  Erben  die  hiäherig© 
Gesellschaftsfirma  nicht  beibehalten  werden. 

873.  Aktiengesellschaften  und  Genoßen^f  eh  allen  können 
ihre  Firma  frei  wählen;  nur  muß  sich  dieselbe  von  jeder 
bereits  eingetragenen  Firma  deutlich  untersclieideu  und  darf 
keinen  Namen  einer  bestimmten  lebenden  Person  enthalten. 

874.  Auch  der  Erwerber  oder  üe!>ernehmer  eines 
bestehenden  Geschäftes  ist  an  die  obigen  Vriryehriften  Qber 
Führung  einer  Firma  gebunden.  Er  kann  jedoch^  weim 
der  frühere  Inhaber  oder  deßen  Erben  aiisdrilklieh  oder 
ihatsächlich  dazu  einwilligen,  .seiner  Firma  einen  du.H  Nticli- 
folgeverhältniß  andeutenden  Zusaz  beifügen. 
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873.  Die  Registerbehörden  sind  verpflichtet,  von 
Amteswegen  die  Betheiligten  zur  Beobachtung  der  vorstehen- 
den Bestimmungen  über  Eintragung,  Löschung  und  Aende- 
rung  einer  Firma  anzuhalten. 

876«  Die  Firma  eines  einzelnen  Geschäftsinhabers 
oder  einer  Gesellschaft,  vrelche  gemäß  den  Voi-schriften 
dieses  Titels  in  das  Handelsregister  eingetragen  und  in  dem 
Handelsamtsblatte  veröffentlicht  ist,  steht  dem  Berechtigten 
zu  ausschließlichem  Gebrauche  zu. 

Wer  durch  den  unbefugten  Gebrauch  einer  Firma  be- 
einträchtigt wird,  kann  den  unberechtigten  auf  Unterlaßung 
der  weiteren  Führung  der  Firma  und  auf  Schadensersaz  be- 
langen. 

Der  Bundesgesezgebung  bleibt  vorbehalten,  noch  weitere 
Bestimmungen  zum  Schuze  der  an  die  Führung  einer  Firma 
sich  anknüpfenden  Verhältniße  aufzustellen. 

IIL  Gesehäftsbficher. 

8*7  "7 •  Wer  verpflichtet  ist,  sieh  in  das  Handelsregister 
eintragen  zu  laßen,  ist  auch  zu  ordnungsgemäßer  Führung 
von  Geschäftsbüchern  verhalten,  aus  welchen  die  Vermögens- 
lage des  Geschäftsinhabers  und  die  einzelnen  mit  dem  Ge- 
schäftsbetriebe zusammenhängenden  Schuld-  und  Forde- 
rungsverhältniße  ersehen  werden  können. 

878.  Wer  zur  Führung  von  Geschäftsbüchern  ver- 
pflichtet ist,  hat  dieselben  während  zehn  Jahren  von  dem 
Tage  der  lezten  Eintragung  an  aufzubewahren. 

Während  derselben  Zeitdauer,  vom  Tage  ihres  Einganges 
an  berechnet,  sind  auch  die  empfangenen  Geschäftsbriefe  und 
Telegramme  aufzubewahren. 

879.  Bei  Streitigkeiten  über  Rechts  verhältniße,  welche 
aus  dem  Betriebe  eines  Geschäftes  herrühren,  können  Die- 
jenigen, welche  zur  Führung  von  Geschäftsbüchern  ver- 
pflichtet sind,  zur  Vorlegung  derselben,  sowie  der  empfan- 
genen Geschäftsbriefe  und  Telegramme  angehalten  werden. 
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880.  Strafbestimmungen  wegen  Verlezung  der  in 
Art.  877  und  878  enthaltenen  Verpflichtungen  bleiben  der 
Kantonalgesezgebung  vorbehalten. 


Vierixiid.djreisslgstei?  Titel« 

üebergangsbestüumiingen. 


881.  Dieses  Gesez  tritt  mit  dem  1.  Januar  1883 
in  Kraft.  Durch  dasselbe  werden  alle  ihm  entgegenstehen- 
den Vorschriften  sowohl  eidgenößischer  als  auch  kantonaler 
Geseze  und  Verordnungen  aufgehoben,  soweit  nicht  durch 
die  folgenden  Artikel  etwas  Anderes  bestimmt  ist. 

882.  Die  rechtlichen  Wirkungen  von  Thatsachen, 
welche  vor  den  1.  Januar  1883  fallen,  sind  auch  nach  diesem 
Tage  gemäß  denjenigen  Bestimmungen  des  eidgenößischen 
oder  kantonalen  Rechtes  zu  beurtheilen,  welche  zur  Zeit  des 
Eintrittes  dieser  Thatsachen  gegolten  haben. 

Demgemäß  unterliegen  vor  dem  1.  Januar  1883  vorge- 
nommene Handlungen  mit  Bezug  auf  ihre  rechtliche  Ver- 
bindlichkeit und  ihre  rechtlichen  Folgen  auch  in  Zukunft 
den  bei  ihrer  Vornahme   geltend  gewesenen  Bestimmungen. 

Die  nach  dem  1.  Januar  1883  eintretenden  Thatsachen 
dagegen,  insbesondere  auch  die  Uebertragung  und  der  Unter- 
gang von  Forderungen,  welche  schon  vor  jenem  Tage  ent- 
standen sind,  werden  nach  diesem  Geseze  beurtheilt.  Mit 
Bezug  auf  die  Fristen,  welche  am  1.  Januar  1883  noch  nicht 
abgelaufen  sind,  gelten  die  Bestimmungen  des  Artikels  883. 

883.  Wo  durch  dieses  Gesez  eine  Verjährung  von 
fünf  oder  mehr  Jahren  eingeführt  wird,  kommt  auch  der 
bereits  abgelaufene  Zeitraum  einer  vor  dem  1.  Januar  1883 
begonnenen  Verjährung  in  Anrechnung;   es   bedarf  aber  in 
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diesem  Falle  zur  Vollendung  der  Verjährung  noch  des  Ab- 
laufes von  mindestens  zwei  Jahren  seit  dem  1.  Januar  1883. 

Kürzere  durch  dieses  Gesez  bestimmte  Fristen  der  Ver- 
jährung oder  der  Verwirkung  fangen  erst  mit  dem  1.  Januar 
1883  zu  laufen  an. 

Mit  Bezug  auf  die  Unterbrechung  der  Verjährung  gelten 
vom  1.  Januar  1883  an  durchweg  die  Bestimmungen  dieses 
Gesezes. 

884«  Die  Wirkungen  des  Mobiliarpfandrechtes,  die 
Berechtigungen  und  Verpflichtungen  des  Pfandgläubigers,  des 
Verpfänders  und  des  Pfandschuldners  richten  sich  vom 
I.Januar  1883  an,  auch  wenn  das  Pfandrecht  schon  vorher 
entstanden  ist,  nach  diesem  Gesez. 

Ein  vor  dem  1.  Januar  1883  zu  Gunsten  eines  Pfand- 
gläubigers gültig  geschloßener  Verfalls  vertrag  verliert  mit 
diesem  Tage  seine  Gültigkeit. 

885.  Ein  vor  dem  1.  Januar  1883  durch  freiwillige 
Verpfandung  ohne  Besizesübertragung  emchtetes  und  an 
diesem  Tage  noch  bestehendes  Mobiliarpfandrecht  erlischt, 
falls  nicht  ein  früherer  Untergang  desselben  durch  das  kan- 
tonale Recht  bestimmt  ist,  sechs  Monate  nach  der  Fälligkeit 
der  Forderung  und,  wenn  diese  schon  vor  dem  I.Januar 
1883  fällig  ist,  mit  dem  1.  Juli  1883. 

Bei  Forderungen,  deren  Fälligkeit  eine  vorangegangene 
Kündigung  voraussezt,  laufen  die  sechs  Monate  von  dem  ersten 
Tage  an,  auf  welchen  die  Kündigung  zuläßig  ist. 

Diese  Verjährung  wii*d  unterbrochen  durch  den  Beginn 
der  Realisirung  des  Pfandrechtes,  falls  dieselbe  ohne  Verzug 
durchgeführt  wird. 

886«  Von  den  pfandrechtlichen  Bestimmungen  dieses 
Gesezes  werden  die  gerichtlichen  Pfandrechte  nicht  berührt^ 
es  bleiben  für  dieselben  bis  zum  Erlaße  eines  eidgenößi- 
schen  Betreibungs-  und  Konkursrechtes  die  kantonalen  Vor- 
schriften maßscebend. 
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887.  Die  in  diesem  Geseze  bestimmten  Retentions- 
rechte  erstreken  sich  auch  auf  solche  Sachen,  welche  vor 
<lem  1.  Januar  18S3  in  die  Verfügungsgewalt  des  Gläubigers 
gekommen  sind. 

Sie  stehen  dem  Gläubiger  auch  für  solche  Forderungen 
iu,  welche  vor  dem  1.  Januar  1883  entstanden  sind. 

Früher  entstandene  Retentionsrechte  unterliegen  bezüg- 
lich ihrer  Wirksamkeit  den  Bestimmungen  dieses  Gesezes. 

888«  Die  Bestimmungen  des  Bundesgesezes  vom 
I.Juli  1875  betreffend  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn-  und 
Dampfschiffahrts- Unternehmungen  bleiben  unverändert  in 
Kraft.  Ebenso  bleibt  für  die  Haftbarkeit  aus  Fabrikbetrieb 
die  besondere  Gesezgebung  des  Bundes  vorbehalten. 

889.  Die  Anfechtung  von  Rechtsgeschäften,  welche 
-ein  Schuldner  in  der  Absicht  abschließt,  seine  Gläubiger  zu 
beeinträchtigen,  wird  bis  zum  Erldße  eines  eidgenößischeu 
Oesezes  über  Betreibung  und  Konkurs  nach  dem  kantonalen 
Rechte  beurtheilt. 

890.  Beim  Handel  mit  Vieh  (Pferden,  Eseln,  Maul- 
-eseln,  Rindvieh,  Schafen,  Ziegen  und  Schweinen)  gelten  hin- 
sichtlich der  Gewährleistung  wegen  Mängel  die  Vorschriften 
4er  kantonalen  Gesezgebungen,  beziehungsweise  des  Konkor- 
•dates  über  die  Viehhauptmängel  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  wo 
iiierüber  ein  eidgenößisches  Gesez  erlaßen  sein  wird. 

891.  Bei  stillschweigender  Fortsezung  eines  vor  aem 
1.  Januar  1883    abgeschloßenen    Mieth Vertrages ,    Dienstver- 
trages, Gesellschafts-  oder  Genoßenschafts Vertrages  treten  die      { 
Bestimmungen  dieses  Gesezes  in  Kraft. 

892«  Für  Handlungen,  welche  ein  Prokurist  oder 
Handlungsbevollmächtigter  nach  dem  1.  Januar  1883  vor- 
4iimmt,  haftet  sein  Prinzipal  nach  den  Bestimmungen  dieses 
Gesezes,  auch  wenn  die  Prokura  oder  Vollmacht  vor  jenem 
Tage  ertheilt  worden  ist. 

893.     üeber  Einrichtung,  Führung  und   Kontrolirung  Jlk/  >^^  *^ 
der  Handelsregister,  über  das  bei  den  Eintragungen  in  die-    ^/       CT^-^ 
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selben  zu  beobachtende  Verfahren,  die  zu  entrichtendeo 
Taxen,  die  Beschwerdeführung,  sowie  über  die  Einrichtung 
des  Handelsamtsblattes,  wird  der  Bundesrath  eine  Verordnung 
erlaßen,  welche  zugleich  mit  diesem  Geseze  in  Kraft  zu 
treten  hat. 

894.  Die  in  diesem  Geseze  ausgesprochene  Verpflich- 
tung zur  Eintragung  in  die  Handelsregister  besteht  aucb 
für  solche  Rechtsverhältniße,  welche  aus  der  Zeit  vor  den» 
1.  Januar  1883  herrühren;  für  deren  Eintragung  wird  jedoch 
noch  eine  Frist  bis  Ende  März  1883  eingeräumt. 

895.  Der  Umstand,  daß  eine  nach  dem  1.  Januar 
1883  eingegangene  Bürgschaft  oder  ein  nach  diesem  Tage 
errichtetes  Pfandrecht  zur  Sicherung  einer  vor  demselbea 
entstandenen  Forderung  dient,  hindert  nicht,  daß  der  Bestand 
und  die  rechtliche  Wirksamkeit  dieser  Bürgschaft,  beziehungs- 
weise dieses  Pfandrechtes  nach  den  Vorschriften  dieses  6e- 
sezes  beurtheilt  wird. 

896.  Bis  zum  Erlaß  eines  eidgenößischen  Gesezes 
Ober  den  Versicherungsvertrag  bleiben  die  allfällig  beste- 
henden besondern  Bestimmungen  des  kantonalen  Rechts  über 
die  Versicherungsverträge  in  Kraft. 

897.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesezes  über  die 
Rechte  der  Gläubiger  im  Konkurse  einer  Gesellschallt  oder 
eines  Gesellschafters  finden  auf  die  vor  dem  1.  Januar  1883 
eröffneten  Konkurse  keine  Anwendung. 

Ist  der  Konkurs  aber  erst  nach  dem  1.  Janaar  1883 
eröffnet  worden,  so  wird  das  Verhältniß  der  Gläubiger  zu 
einander  sowohl  im  Gesellschafts-  als  auch  im  Privatkonkurs 
eines  Gesellschafters  nach  diesem  Geseze  beurtheilt,  auch 
wenn  die  Gesellschaft  oder  die  Forderungen  der  Gläubiger 
vor  dem  1.  Januar  1883  entstanden  sind. 

898«  Statuten  einer  vor  dem  1 .  Januar  1883  rechts- 
gültig entstandenen  Aktiengesellschaft  oder  Genoßenschaft, 
welche  den  Vorschriften  dieses  Gesezes  zuwiderlaufen,  dürfen 
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bis  Ende  Dezember  1887  unverändert  fortbestehen.  Sind  die 
Vertreter  einer  solchen  Aktiengesellschaft  durch  die  Statuten 
in  der  Befugniß,  für  die  Gesellschaft  zu  handeln,  beschrankt, 
so  bleibt  diese  Beschränkung,  falls  die  Statuten  vor  dem 
1.  April  1883  einregistrirt  worden  sind,  entgegen  dem  Ar- 
tikel 654  Absaz  2  auch  gutgläubigen  Dritten  gegenüber  für 
alle  bis  zum  31.  Dezember  1887  geschloßenen  Geschäfte 
wirksam. 

Mit  dem  I.Januar  1888  treten  auch  für  die  in  dem  ersten 
Absaz  erwähnten  Aktiengesellschaften  sämmtliche  Bestimmun- 
gen dieses  Gesezes  mit  Bezug  auf  alle  von  da  an  geschloßenen 
Rechtsgeschäfte  in  Eraft.  Falls  bis  dahin  die  Statuten  nicht 
mit  den  Vorschriften  dieses  Gesezes  in  Uebereinstimmung 
gebracht  worden  sind,  so  unterliegen  die  mit  der  Verwaltung 
und  Kontrole  betrauten  Personen  den  in  den  Artikeln  671  bis 
675  aufgestellten  Bestimmungen  über  deren  VerantwortUchkeit, 
und  es  hat  jeder  Gläubiger  der  Gesellschaft,  deßen  Forderung 
nicht  vollständig  bezahlt  ist,  sowie  jeder  Aktionär  das  Recht, 
die  sofortige  Auflösung  der  Gesellschaft  gerichtlich  zu  ver- 
langen. 

899.  Auf  Anstalteo  (Banken,  Versicherungsanstalten 
u.  s.  w.),  welche  vor  dem  1.  Januar  1883  durch  besondere 
kantonale  Geseze  gegründet  worden  sind  und  unter  Mitwirkung 
öffentlicher  Behörden  verwaltet  werden,  finden  die  Bestim- 
mungen dieses  Gesezes  über  Aktien-  oder  Kommanditgesell- 
schaften  keine  Anwendung. 

900.  Die  Bestimmungen  des  Bundesgesezes  über  die 
Verpfändung  und  Zwangsliquidation  der  Eisenbahnen  vom 
24.  Juni  1874  bleiben  unverändert  in  Kraft. 

901.  Die  Haftung  aus  einer  Wechsel  Unterschrift  und 
die  Zuläßigkeit  der  Wechselexekution  ist  nach  demjenigen 
Rechte  zu  beurtheilen,  welches  zur  Zeit  der  Unterzeichnung 
maßgebend  war. 

Dagegen  richtet  sich  vom  1.  Januar  1883  an  die  Form 
des   Protestes   und  das  Verfahren  der  Amortisation  von  In- 
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haberpapieren  in  allen  Fällen   nach  den  Vorschriften  diestÄt 
Gesezes. 

902.  Die  am  1.  Januar  1883  bereit»  bestehenden, 
diesem  Geseze  widersprechenden  Firmen  dürfen  bis  zum 
31.  Dezember  1892  unverändert  fortbestehen.  Bei  irgend 
welcher  Aenderung  der  Firmen  vor  diesem  lezteren  Zeit- 
punkte sind  sie  jedoch  sofort  mit  dem  Geseze  in  Einklang 
zu  bringen. 

903.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesezes  betreffend  die 
Pflicht  zur  Führung  und ,  zur  gerichtlichen  Vorlegung  von 
Geschäftsbüchern  treten  auch  für  die  Inhaber  der  am  1.  Januar 
1883  bereits  bestehenden  Geschäfte  mit  diesem  Tage  in  Kraft. 

904«  V\^o  der  Richter  im  Zweifel  darüber  ist,  zu 
welcher  Zeit  eine  Handlung  vorgenommen  wurde  (z.  B.  bdm 
Blanko-lndossament),  spricht  die  Vermuthung  für  die  An- 
wendbarkeit dieses  Gesezes. 

Also  besohloßen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  10.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident:    Kappeier. 

Der  Protokollführer:   Schatzmanii« 

Also  beschloßen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  14.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident:    A.  Tessaz. 

Der  Protokollführer:    Schiefi. 


Digitized  by  CjOOQiC 


über  das  Obligationenrecht.  843 

Der  schweizerische  Bundesrath  beschließt: 

Das  vorstehende,  unterm  18.  Brachmonat  1881  öffentlich 
bekannt  gemachte  Bundesgesez  *)  wird  hiemit  gemäß  Art.  89 
der  Bundesverfaßung  io  Kraft  und  vom  1.  Jänner  1883  an 
als  vollziehbar  erklärt. 

Bern,  den  30.  Herbstmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident:^ 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Schieß. 


*)  S  che  Bnndesblatt  vom  Jahr  1881,  Band  in,  Seite  109. 
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Bundesrathsbeschliiß 

betreffend 

Abänderung  der  Verordnung  für  die  eidg.  Medizinal- 
prUfungen,  vom  2.  Heumonat  1880  *),  bezüglich 
des  im  Anhang  unter  II  enthaltenen  Maturitäts- 
programms  für  Pharmazeuten. 

(Vom  4.  Wintermonat  1881.) 


Der  achweizerische   Bundes  rath, 

auf  einen  Bericht  seines  Departements  des  Innern,  und 
in  näherer  Äuaführung  des  Art.  53  der  vorgenannten  Ver- 
ordnung, 

besehließt: 

Der  von  den  Kandidaten  der  Pharmazie  behufs  Zu- 
laßuDg  zur  Gehilfenprüfung  gemäß  Art.  54  der  Prüfongs- 
grdnung  zu  leistende  Ausweis  über  die  Vorbildung  soll  sieh 
über  folgende  Fächer  erstreken  **)  : 

A.  Sprachen: 

1)  Muttersprache:  Sichere  Kenntniß  der  Grammatik ; 
Aufsaz. 

2)  Zweite  achweiz.  Landessprache:  Grammatik, 
einige  Fertigkeit  im  mündlichen  und  im  schrifUicheo 
Ausdruk;  Uebersezung  und  Erklärung  eines  leichtem 
Schrifletellers. 


*)  Siehe  Seite  115  hievor. 

**)  Vergleiche      „     149       „ 
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3)  Latein:  Sichere  Kenntaiß  der  regelmäßigen  und  der 
unregelmäßigen  Formen;  Syntax;  Uebersezung  aus 
Cäsar,  Livius,  Cicero,  Ovid,  Virgil. 

B.  Geschichte: 

Hauptthatsachen  der  allgemeinen  Weltgeschichte. 

C.  Geographie: 

Allgemeine  Kenntniß  der  Erdoberfläche. 

D.  Mathematik: 

Die  Arithmetik,  gemeine  und  decimale  Brüche;  die 
bürgerlichen  Rechnungsarten ;  allgemeine  Arithmetik  mit  Ein- 
schluß der  Potenzen,  Wurzeln  und  Logarithmen;  Gebrauch 
der  leztern.  Progressionen,  Gleichungen  vom  ersten  Grad 
mit  einer  und  mehreren  Unbekannten,  vom  zweiten  Grad 
mit  einer  Unbekannten. 

Planimetrie,  Stereometrie  und  ebene  Trigonometrie. 

E.  Naturwissenschaften. 

Physik:  Allgemeine  Eigenschaften  der  Körper,  der 
mechanische  Theil  der  Physik,  Gleichgewicht  und  Bewegung 
fester,  fltißiger  und  luftförmiger  Körper. 

Naturgeschichte:  Haupttypen  des  Pflanzen-  und 
des  Thierreichs. 

Bern,   den  4.  Wintermonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes , 

Der   Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der   Eidgenoßenschaft : 

Sehieß. 
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CXJ^'  ^  Verordnung 

über 

die  Führung  der  Inventarien  bei  den  eidgenöBischen 
Verwaltungen. 

(Vom  26.  Winteimonat  1881.) 


Der  schweizerische  Bundesrath, 

auf  den  Antrag  seines  Finanzdepartements, 

beschließt: 

Art.  1 .  Sämmtliche  Departemente,  sowie  die  denselbea 
unterstellten  Verwaltungen,  welche  eine  Rechnung  führen, 
haben  gleichzeitig  mit  ihrer  Jahresrechnung  ein  Inventar  Qber 
das  unter  ihrer  Verwaltung  stehende  Mobiliar  und  Material 
einzureichen. 

Art.  2.  Jeder  Inventargegenstand  muß  in  eine  der 
nachstehend  beschriebenen  vier  Kategorien  eingereiht  und 
nach  den  für  dieselben  aufgestellten  Vorschriften  behandelt 
werden. 

Al.  Erste  Kategorie. 

Art.  3.     Gegenstände  ohne  luven  tarwert  h: 

a.  Bücher  und  Karten,  wenn  erstere  nicht  schon  durch 
das  Departement  des  Innern  im  Inventar  der  Bibliothek 
aufgenommen  worden; 

b.  wissenschaftliche  und  militärische  Sammlungen  und 
Modelle : 
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Die  Inventarien  dieser  Kategorie  sind  in  der  Weise  zu 
führen,  daß  Eingang  und  Ausgang  jedes  einzelnen  Gegen- 
standes regelmäßig  nachgetragen  werden,  jedoch  ohne  Be- 
rüksichtigung  ihres  Werthes. 

Diese  Inventarien  werden  erst  am  Schluß  einer  zehn- 
jährigen Periode,  anläßlich  der  allgemeinen  Revisionsschäzung, 
neu  aufgestellt. 

B.  Zweite  Kategorie« 

Art.  4.  Gegenstände,  welche  nach  ihrem 
wirklichen  Werthe  in  das  Inventar  einge- 
stellt werden: 

a.  die  Sammlung  von  Münzen  und  Medaillen;  dieselben 
sind  zum  Metallwerth  der  Gold-  und  Silbei-stüke  ein- 
zustellen ; 

b.  die  bei  den  eidg.  Regiewerkstätten  sich  befindenden 
fertigen  Produkte  und  Bestand theile,  sowie  das  Material 
in  Arbeil,  sind  zu  den  Herstellungspreisen,  beziehungs- 
weise Tarifpreisen,  aufzunehmen; 

c.  sämmtliehe  Verkaufs-  und  Instruktionsmunition  zum 
Tarifpreis ; 

d.  alles  Material  zu  Fabrikationszweken  dienend,  sowie 
Vorräthe  für  Dienstkleidungen  und  Büreaugeräthschaften 
der  Post  Verwaltung  und  das  Verpakungsmaterial  der 
Pulververwaltung  zum  Tagespreis; 

e.  zum  Verkauf  bestimmte  Gegenstände  der  persönlichen 
Ausrüstung  zum  Tagespreis; 

f.  Fourragevorräthe  zum  Tagespreis; 

g.    die  Regiepferde  zum  jährlichen  Schäzungspreis ; 

h.  die  Postwägen,  Schlitten  und  Bahnpostwagen,  sowie 
das  für  dieselben  bestimmte  Vorrathsmaterial ,  zum 
jährlichen  Schäzungspreis ; 

i.  Apparate,  Linien  und  Ersazsttike  der  Telegraphen- 
verwaltung, zum  jährlichen  Schäzungspreis. 
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C.  Dritte  Kategorie. 

Art.  5.  Gegenstände,  welche  einer  jähr- 
Jichen  Abschreibung  auf  den  Ankaufs-,  bezw. 
Herstellungskosten   zu   u  n  t  e  rwer  f  e  n  sin  d  : 

a.  Mobilicn,  Büreauutensilien,  Magazin-,  Werkstattr  und 
Kasernengeräthschaften,  Stallgeräthschaften  der  Regie, 
Ausrüstung  der  Regiepferde,  und  die  Equipirung  der 
Grenzwächter ; 

b.  Betriebsmaterial :  Maschinen,  Werkzeuge,  Präzisions- 
instrumente, Kupfer-  und  Steindrukplatten,  das  ge- 
sammte  unter  Litt,  h,  Art.  4  nicht  begriffene  Fuhr- 
wesenmaterial ,  soweit  dasselbe  nicht  Militärzweken 
dient,  Gas-  und  Wassereinrichtungen. 

Ai^t.  6.  Die  Abschreibung  wird  für  alle  Gegenstände 
und  sämmtliche  Verwaltungen  auf  5  ®/o  jährlich  festgesext. 

Ausgenommen  sind  jedoch  die  Maschinen,  sowie  Invenlar- 
gegenstände  der  Pferderegieanstalt  (Reitzeuge,  Dressui^egen- 
stände  etc.),  welche  einer  Abschreibung  von  10  ®/o  unter- 
liegen. 

Geräth Schäften,  deren  ursprünglicher  Werth  Fr.  2  nicht 
erreicht,  werden  bloß  pro  memoria  und  ohne  Werthbestim- 
mung  nachgetragen. 

Das  Gleiche  gilt  von  den  Stempeln  und  Sigillen,  mit 
Ausnahme  der  Stempel  der  Postverwaltung. 

Art.  7.  Sämmtliche  Gegenstände  der  dritten  Kat^orie 
unterliegen  alle  zehn  Jahre  einer  Neuschäzung  durch  Ex- 
perten oder  sachverständige  Beamte  und  werden  zu  dem 
durch  dieselben  festgesezten  Werthe  auf  neue  Rechnung 
vorgetragen. 

Art.  8.  Für  die  Gegenstände  sub  Litt,  b  können  die 
Verwaltungen  im  Einverständniß  mit  dem  Finanzdepartement 
periodische  Neuschäzungen  in  kurzem  Zeiträumen  anordnen. 
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Art  9.  Der  Bundesrath  behält  sich  gegenüber  allen 
Verwaltungen  das  Recht  vor,  zu  jeder  Zeit  Neusch&zungen 
■anzuordnen. 

D.   Vierte  Kategorie. 
Kriegsmaterial. 

Art,  10.  Als  Kriegsmaterial  werden  ins  Inventar  zum 
•Sch&zungswerthe  aufgenommen: 

Korpsausrüstung  der  eidg.  Korps  (Art.  27 — 31  der  Mi- 
litärorganisation),  Kriegsmaterial  der  höhern  Truppenverbände 
(Art.  166  der  Militärorganisation),  Material,  Vorräthe,  neue 
Bewaffnung  und  Ausrüstung. 

Art.  11.  Der  Inventarwerth  des  hie  vor  genannten 
Materials  wird  auf  30  o/o  der  Herstellungskosten,  beziehungs- 
weise Tarifpreise  festgesezt.  Dagegen  unterliegt  das  Inventar 
bis  zu  seinem  Abgang  keinen  weitern  Abschreibungen. 

E.    Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  12.  Für  die  Versicherung  ist  allein  der  wahre 
Werth  maßgebend  und  es  beeinflußt  die  Inventarwerthung 
diese  in  keiner  Weise. 

Art.  13.  Jede  Verwaltung  ist  befugt,  das  ihren  Zweken 
entsprechende  Formular  für  Inventarien  aufzustellen,  voraus- 
gesezt,  daß  aus  denselben  auf  deutliche  und  leicht  zu  prü- 
fende Weise  Eingangsbestand,  Vermehining,  Verminderung 
und  Ausgangsbestand  nach  Quantität  und  Werth  ersichtlich 
sind. 

Art.  14.  Die  Uebertragung  von  Inventargegenständen 
aus  einem  Departement  in  das  andere  kann  nur  mit  Vor- 
wissen des  Finanzdepartements,  Uebertragungen  von  Mobiliar 
aus  einer  Verwaltung  in  die  andere  mit  Vorwissen  des  De- 
partements des  Innern  stattfinden. 
Eidg.  amtl.  Samml.  Neue  Folge.  V.  Bd.  55        ^ 
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Der  übergetragene  Gegenstand  wird  zu  demselbeD 
Werthe  in  das  neue  Inventar  eingetragen,  mit  dem  er  im 
frühem  Inventar  in  Abgang  gebracht  wird. 

Art.  15.  Gegenstände,  welche  zum  Gebrauche  einer 
Verwaltung  nicht  erforderlich  sind,  sollen  zu  Gunsten  der 
Bundeskasse   bestmöglichst  veräußert  werden. 

Ai*t.  16.  Der  Erlös  derjenigen  Gegenstände,  welche 
unter  dem  Titel  ^Inventar-Rechnung'^  unter  den  Aktiven  des 
Staatsvermögens  figuriren,  soll  in  der  Staatsrechnung,  Ab- 
schnitt ^Verwaltungsrechnung'^,  Titel  ^Inventar-Erlös'^,  auf- 
genommen werden. 

Art.  17.  Die  unmittelbare  Verwendung  des  Erlöses  aus 
dem  Verkauf  ii^endwelcher  Gegenstände  zu  neuen  An- 
schaffungen ist  ausdrüklich  untersagt,  soweit  es  sich  nicht 
um  Ersazstüke  der  Kriegsmaterial  Verwaltung  handelt. 

Art.  18.  Die  Chefs  der  verschiedenen  Verwaltung»- 
zweige  haben  über  die  ihnen  anvertrauten  G^enstände  zu 
wachen  und  insbesondere  dafür  zu  sorgen,  daß  dieselben 
nicht  weggenommen  oder  muthwillig  beschädigt  werden. 

Art.  19.     Die  gegenwärtige  Verordnung  tritt  sofort  in 
A  'VF^^^    Kraft;  durch  dieselbe  wird  diejenige  vom  26.  August  1859 
aufgehoben. 

Bern,  den  26.  Wintermonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der    Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschafl : 

Sehieß. 


c^<LStf<385^^1i>-*T> 
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Yerlängeriing 

der 

temporären  Handels-Uebereiiikunft  zwischen  der 
Schweiz  und  Italien.*) 

(Vom  14.  November  1881.") 


Deklaration. 


^J^l 


Indem  die  zwischen  der 
Schweiz  und  Italien  unterm 
28.  Januar  1879  abgeschlos- 
sene Handelskonvention  mit 
31 .  Dezember  1 881  außer  Kraft 
treten  sollte  und  die  beiden 
Regierungen  die  Wünschbar- 
keit  einer  weitem  Verlänge- 
rung derselben  anerkannt  ha- 
ben, sind  die  Unterzeichneten, 
zu  diesem  Zweke  gehörig  be- 
vollmächtigt, über  Folgendes 
übereingekommen : 

Die  Handelskonvention  zwi- 
schen der  Schweiz  und  Italien 
vom  28.  Januar  1879  bleibt 
bis  31.  Mai  1882  in  Kraft. 


La  Convention  de  commerce 
entre  la  Suisse  et  Tltalie,  du 
28  janvier  1879,  devant  cesser 
d'ötre  en  vigueur  le  31  d^- 
cembre  1881,  et  les  deux 
gouvemements  ayant  reconnu 
Tutilit^  d'en  proroger  r6ch6- 
ance,  les  soussign6s,  r6guli- 
^rement  autoris6s  k  cet  effet^ 
sont  convenus  de  d^clarer  ce 
qui  suit: 


La  Convention  de  commerce 
entre  la  Suisse  et  TltÄÜe,  du 
28  janvier  1879,  continuera 
k  rester  en  vigueur  jusqu^au 
31  mai  1882. 


*)  Siehe  eidg.  Gesezsammlnng  n*  F.,  Bd.  IV,  Seite  99  und  384.. 
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Zur  Urkunde  dessen  haben 
die  beiderseitigen  Bevollmäch- 
tigten die  gegenwärtige  Dekla- 
ration in  doppelter  Ausferti- 
gung unterzeichnet  und  der- 
selben ihr  Wappensiegel  bei- 
gedrükt. 

So   geschehen    in    Rom, 
den  14.  November  1881. 

Der  außerordentliche  Ge- 
sandte und  bevollmächtigte 
Minister  der  Schweiz. 
Eidgenossenschaft : 

(L.  S.)  J.B.PIoda- 

Der  k.  ital.  Minister  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten: 

(L.  S.)  MarianL 


En  foi  de  quoi  ils  ont  signö 
la  präsente  d^claration  en 
double  exemplaire  et  y  ont 
appos6  le  sceau  de  leurs  armes. 


Fait    k  RomCf 
vembre  1881. 


le   14  no- 


L'Envoy6  extraordinaire 
et  Ministre  pl6nipotentiaire  de 
la  Conf^.d6ration  helv6tique : 

(L.  S.)  J.B.PIoda. 

Le  Ministre  des  affaires 
6trang^res  dltalie: 

(L.  S.)  MarianL 


— €Lß-(r^'dC9Ql''Cf>'^ 
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far  die 

Aufnahme  von  Schülern  und  ZuhOrern  an  das 
*  eidg.  Polytechnikum. 

(Vom  24.  November  1881.) 


I.  Aufnahme  von  Schülern. 

A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1.  Die  Anmeldungen  zum  Eintritt  als  Schüler  ins 
Polytechnikum  sind  jeweilen  inner  der  durch  Ausschreibung 
festzustellenden  Frist  (jedenfalls  vor  dem  10.  Oktober)  schrift- 
lich an  den  Direktor  einzusenden  und  müssen  enthalten : 
Name  und  Heimatsort  des  Angemeldeten,  die  Bezeichnung 
der  Abtheilung  und  des  Jahreskurses,  in  welche  er  eintreten 
will,  die  Bewilligung  der  Eltern  oder  des  Vormundes  und 
die  genaue  Adresse  derselben. 

Der  Anmeldung  sind  beizulegen : 

1)  ein  Ausweis  über  das  zurükgelegte  18.  Altersjahr; 

2)  ein  Maturitätszeugniß  (Art.  2)  oder  m^lichst  vollständige 
Zeugnisse  über  die  Vorstudien; 

3)  ein  befriedigendes  Sittenzeugniß,  insofern  dasselbe  nicht 
in  den  Studienzeugnissen  enthalten  ist; 

4)  ein  Heimatschein  (acte  d'origine)  oder  ein  mit  dem- 
selben gleichbedeutender  Ausweis  über  die  Heimats- 
zuständigkeit. 
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Auf  Grundlage  dieser  Anmeldungsschriften  entscheidet 
der  Präsident  des  Schulrathes  auf  den  Antrag  des  Direktors 
über  sofortige  Aufnahme  des  Bewerbers  oder  dessen  Zulas- 
sung zur  Prüfung. 

Art.  2.  Zum  Eintritt  in  die  ersten  Jahreskurse  aller 
Fachschulen  ohne  Aufnahmsprüfung  berechtigen  die  Reife- 
zeugnisse derjenigen  schweizerischen  Mittelschulen  (Real> 
schulen  und  Gymnasien),  welche  zu  diesem  Zweke  mit  dem 
schweizerischen  Schulrathe  Verträge  abgeschlossen  haben, 
sowie  die  durch  den  Präsidenten  des  Schulrathes  in  Ver- 
bindung mit  dem  Direktor  als  gleichwerthig  anerkannten 
Zeugnisse  auswärtiger  Schulen.  Zur  Nachachtung  für  den 
Präsidenten  und  den  Direktor  bei  ihren  Entscheiden  über 
Anerkennung  von  Zeugnissen  auswärtiger  Schulen  werden 
auf  den  Antrag  der  Prüfungskommission  die  wegleitenden 
Grundsäze  durch  den  Schulrath  festgestellt. 

Art.  3.  Für  Aspiranten,  welche  keine  anerkannten 
Maturitätszeugnisse  besizen,  wird  unmittelbar  vor  Beginn  des 
Schuljahres  eine  Aufnahmsprüfung  abgehalten.  Zu  dieser 
Prüfung  werden  solche  Aspiranten  nicht  zugelassen,  welche 
unmittelbar  von  einer  mit  dem  Polytechnikum  im  Vertrags- 
verhältniß  stehenden  schweizerischen  Mittelschule  kommen 
und  die  Maturitätsprüfung  an  derselben  nicht  mit  Erfolg  be- 
standen haben. 

Aspiranten,  welche  eine  dieser  schweizerischen  Mittel- 
schulen nicht  vollständig  absolvirt  haben,  ist,  erheblich  höheres 
Altor  vorbehalten,  die  Zulassung  zur  Aufnahmsprüfung  erst 
nach  Ablauf  des  IJir  die  Vollendung  ihrer  Studien  an  der 
betreffenden  Anstalt  feststehenden  Termines  zu  gestatten. 

Bei  Aspiranten,  welche  das  18.  Altersjahr  noch  nicht 
vollendet  haben,  kann  ausnahmsweise  die  Aufnahme  nur  in 
dem  Falle  stattfinden,  wenn  durch  Nachweis  ausgezeichneter 
Kenntnisse  das  mangelnde  Alter  unzweifelhaft  ergänzt  er- 
scheint. 
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Art.  4.  Die  AufnahmsprüfuDg  zeriUllt  in  zwei  Ab- 
theilungen,  nämlich  in  diejenige  bezüglich  der  allgemeinen 
Bildung  und  in  diejenige  bezüglich  der  mathematischen  und 
physikalisch-chemischen  Fachkehntnisse. 

Die  Prüfung  bezüglich  der  allgemeinen  Bildung  geht  der 
zweiten  zeitlich  voran,  um  den  Examinatoren  jeder  Richtung 
Gelegenheit  zu  geben,  beiden  Prüfungen  beizuwohnen. 

Art.  5.  Theilweiser  Erlaß  der  Aufnahmsprüfung  kann 
solchen  Aspiranten  bewilligt  werden,  welche  Maturitätszeug- 
nisse  nicht  anerkannter  Mittelschulen  (Realschulen  oder 
Gymnasien)  beibringen ;  die  Prüfung  beschränkt  sich  auf  die 
im  Artikel  12,  I,  1,  2  und  3  genannten  und  im  Uebrigen 
auf  diejenigen  Fächer,  in  welchen  der  nöthige  Kenntnißbesiz 
durch  diese  Zeugnisse  nicht  nachgewiesen  ist.  Gänzlicher 
Erlaß  kann  Aspiranten  reiferen  Alters ,  welche  in  der 
Praxis  mit  Erfolg  thätig  waren,   bewilligt  werden. 

Aspiranten  der  pharmaceu tischen  Richtung  haben  sich 
bei  ihrer  Anmeldung  gemäß  den  Vorschriften  des 
eidg.  Prüfungsregleraentes  für  Medizinalpersonen  vom  2.  Heu- 
monat 1880  (§  53)  durch  die  entsprechenden  Schulabgange- 
zeugnisse oder  Maturitätsausweise,  resp.  durch  den  Besiz  des 
eidg.  Gehilfendiplomes  über  ihre  Vorbildung  zu  legitimiren. 
Für  Ausländer  ist  die  Vorlegung  eines  gleich werthigen  aus- 
ländischen Zeugnisses  erforderlieh. 

Behufs  Aufnahme  in  die  landwirthschaftliche  Abtheilung^ 
wird  denjenigen  Aspiranten  die  Prüfung  erlassen ,  welche 
zufriedenstellende  Zeugnisse  aus  tüchtigen  Vorbereitungs- 
schulen (auch  Akerbauschulen)  oder  genügende  Zeugnisse 
über  Studien  an  höheren  landwirthschaftlichen  Anstalten  vor- 
weisen oder  endlich  längere  Zeit  in  der  landwirthschaftlichen 
Praxis  thätig  gewesen  sind. 

Art.  6.  Zum  Eintritt  in  die  höheren  Kurse  der  ver- 
schiedenen Abtheilungen  ist  außer  den  erforderlichen  Fach- 
kenntnissen der  Besiz  der  allgemeinen  Bildung  im  Umfange 
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des  Art.  12  durch  Zeugnisse  oder  Prüfung,   sowie  äsa  ent- 
sprechende höhere  Alter  nachzuweisen. 

Art.  7.  Die  Abhaltung  der  Aufnahmsprüfung  und  der 
Entscheid  über  die  Aufnahme  steht  einer  Prüfungskommission 
zu.    Dieselbe  ist  zusammengesezt  aus: 

a.  dem  Präsidenten  und  mindestens  einem  Mitgliede  de& 
schweizerischen  Schulrathes; 

b.  dem  Direktor  des  eidg.  Polytechnikums; 

c.  den  Vorständen  sämmtlicher  Abtheilungen; 

d.  den  Examinatoren,  welche  vom  Schulrathe  für  je  zwei 
Jahre  aus  dem  Lehrerpersonal  des  Polytechnikums  ge- 
wählt werden. 

Der  Präsident  des  Schulrathes  ist  Vorsizender  der  Prü- 
fungskommission und  trifft  die  nöthigen  Anordnungen. 

Den  Mitgliedern  der  Prüfungskommission  werden  die 
Anmeldungsschriften  sämmtlicher  Aspiranten  vorgelegt. 

Art  8.  Die  Prüfungen  sind  nicht  öffentlich ;  ausnahms- 
weise können  der  Präsident  des  Schulrathes  oder  der  Direktor 
den  darum  Nachsuchenden  den  Zutritt  gestatten. 

Art.  9.  Nach  Beendigung  der  gesammten  Prüfung  ver- 
sammeln sich  die  Examinatoren  mit  den  im  Art.  7  unter  a^ 
b  und  c  bezeichneten  Mitgliedern  der  Prüfungskommission 
zur  Entscheidung  über  die  Aufnahme  der  Aspiranten.  Die 
Prüfungsnoten  sind  maßgebend;  in  zweifelhaften  Fällen 
können  neben  denselben  auch  die  Zeugnisse  der  Aspiranten 
berüksichtigt  werden.  Die  im  Art.  7,  a  und  b  genannten 
Mitglieder  der  Prüfungskommission  nebst  dem  Vorstande  der 
VII.  Abtheilung  sind  hinsichtlich  sämmtlicher  Kandidaten^ 
die  Vorstände  der  Abtheilungen  I  bis  VI  nur:  hinsichtlich  der 
Aspiranten  für  ihre  Abtheilungen,  die  Examinatoren  bezüglich 
der  von  ihnen  Geprüften  stimmberechtigt. 

Art,  10.  Nach  stattgehabtem  Entscheide  über  die  Auf- 
nahme  macht  der  Direktor  die  Namen  der  neu  Aufgenom- 
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menen   in  einer  Versammlung  der   Lehrer   und    Schüler  be- 
kannt. 

Art.  11.  Bei  ausnahmsweise  mit  Beginn  des  Sommer- 
semesters anzuordoenden  AufhahmsprUfungen  haben  sich  die 
Aspiranten  darüber  auszuweisen ,  daß  sie  in  ihrer  allge- 
meinen und  fachwissenschaftlichen  Ausbildung  auf  der  gleichen 
Höhe  stehen,  wie  die  Schüler  desjenigen  Jahreskurses,  in 
welchen  sie  einzutreten  wünschen. 


B.  Spezielle  Bestimmungen. 

Art.  12.  Die  Anforderungen  bei  der  Aufnahmsprüfung 
sind  die  folgenden : 

I.  Fttr  die  Prüfung  bezüglich  der  allgemeinen  Bildung. 

1.  Der  Aspirant  hat  in  Klausur  einen  Aufsaz  auszu- 
arbeiten ,  durch  den  er  seine  Befähigung  beweist,  ein  Thema 
aus  dem  Bereiche  seiner  Kenntnisse  orthographisch,  stylistisch 
und  logisch  korrekt  zu  behandeln.  Hiebei  bedient  er  sich 
der  deutschen,  französischen,  italienischen  oder  englischen 
Sprache. 

2.  Der  Aspirant  hat  sich  durch  eine  mündliche  Prü- 
fung darüber  auszuweisen,  daß  er  in  denjenigen  Sprachen,  in 
denen  ihm  obligatorischer  Unterricht  ertheilt  werden  soll, 
die  zum  Verständniß  der  Vorträge  nöthigen  Kenntnisse  besizt. 

3.  Derselbe  hat  ferner  eine  mündliche  Prüfung  zu  be- 
stehen in  der  Literaturgeschichte,  in  der  politischen  Geschichte 
und  in  den  Naturwissenschaften,  und  zwar  in  folgendem 
Umfange : 

a.  In  der  Literaturgeschichte:  Kenntniß  der 
Haupterscheinungen  der  klassischen  Literatur,  sei  es 
der  deutschen,  französischen,  italienischen  oder  engli- 
schen Sprache,  eventuell,  wenn  es  der  Aspirant  vor- 
zieht, der  Literatur  des  klassischen  Alterthums. 
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b.  In  der  politischeo  Greschiehte:  üeber- 
sichtliche  Eenntniß  der  allgemeiDen  Geschichte  und 
sofern  der  Aspirant  Schweizer  ist,  auch  der  Schwdzer- 
geschichte  und  der  schweizerischen  Verfassungskunde. 

c.  In  den  Naturwissenschaften:  Kenntniß  der 
Systematik  und  grundlegenden  Thatsacben  in  der 
Naturgeschichte  der  drei  Reiche,  in  der  Zoologie  ein- 
schließlich der  Kenntniß  des  Baues  und  der  Funktionen 
des  menschlichen  Körpers. 

II.  FUr  die  Prüfung  bezüglich  der  Fachkenntnisse. 

1)  Arithmetik  und  Algebra. 

a.  Die  sechs  arithmetischen  Operationen,  mit  ganzen  und 
gebrochenen  Zahlen  und  Buchstabenausdraken. 

b.  Die  Gleichungen  des  ersten  und  zweiten  Grades  mit 
einer  oder  mehreren  Unbekannten. 

c.  Die  Theilbarkeit :  Bestimmung  des  größten  gemein- 
schafthchen  Theilers,  sowie  des^kleinsten  gemeinschaft- 
lichen Vielfachen  von  Zahlen  und  Buchstabenausdrüken. 
Die  unbestimmten  Gleichungen  des  ersten  Grades; 
Ketten  brüche. 

d.  Die  Logarithmen  und  ihre  Anwendung  auf  die  Berech- 
nung zusammengesezter  ZahlenausdrUke ;  einfache  Ex- 
ponentialgleichungen. 

e.  Die  arithmetischen  und  geometrischen  Verhältnisse, 
Proportionen  und  Progressionen;  Zinseszinsen-  und 
Renten  rechnung. 

f.  Die  Elemente  der  Kombinationslehre,  der  binomische 
Lehrsaz  und  dessen  Anwendung  auf  die  Ausziehung 
höherer  Wurzeln;  die  Regula  falsi. 

g.  Die  Exponentialreihen ;  die  logarithmischen  und  die 
einfacheren  trigonometrischen  Reihen. 
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2)   Geometrie. 

a.  Planimetrie:  Die  Transversalen  im  Dreiek,  Vierek  und 
Vierseit;  der  Kreis;  konstruktive  Lösung  geometri- 
scher Aufgaben. 

b.  Stereometrie:  Die  Elemente  mit  besonderer  BerUk- 
sichtigung  des  körperliehen  Dreieks;  Volumen  und 
Oberfläche  von  Körpern. 

c.  Trigonometrie :  Goniometrie ;  ebene  Trigonometrie ; 
Elemente  der  sphärischen  Trigonometrie. 

d.  Analytische  Geometrie:  Rechtwinklige  Koordinaten  in 
der  Ebene;  Punkt  und  Gerade;  Ellipse,  Hyperbel 
und  Parabel  in  ihren  einfachsten  Gleichungsformen. 

Rechtwinklige  Koordinaten  im  Räume;  Punkte 
und  ihre  Entfernungen  von  einander;  gerade  Linien 
und  die  von  ihnen  gebildeten  Winkel;  Gleichung  der 
Ebene. 

3)  Darstellende   Geometrie. 

Bestimmung  der  orthogonalen  Projektionen  von  Punkten, 
geraden  Linien  und  Kreisen,  sowie  der  Spuren  von  Ebenen 
aus  gegebenen  Bedingungen  in  einfachen  Fällen.  Paral- 
lelismus und  Orthogonalität  von  geraden  Linien  und  Ebenen 
zu  einander;  Konstruktion  ihrer  Schnittpunkte  und  Schnitt- 
linien. Bestimmung  der  Lage  des  Punktes  und  der  Ebene 
gegen  die  Projektionsebenen ,  sowie  der  Lage  und  Größe 
einer  geraden  Linie  und  eines  Kreises  aus  ihren  Projektionen 
und  Spuren.  Die  Umklappung  ebener  Figuren  in  die  Pro- 
jektionsebenen. Die  Konstruktion  der  fehlenden  Stüke  der 
dreiseitigen  Eke  aus  drei  Gegebenen.  Bestimmung  der  Ent- 
fernung von  Punkten  zu  Ebenen  und  Geraden,  sowie  der 
Winkel  zwischen  den  leztem  mittelst  ihrer  Projektionen  und 
Spuren. 

Anwendung  der  vorigen  Elemente  auf  die  Darstellung 
der  einfachsten  Körper,   also  der   Prismen,  Pyramiden  und 
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regulären  Polyeder,  sowie  auf  ihre  Schnitte  mit  Ebenen 
und  ihre  Durchdringungen  mit  einander.  Die  Darstellung  von 
geraden  Gylindern  und  Kegeln  durch  ihre  Punkte.  Mantel- 
linien und  Tangentialebenen;  die  Bestimmung  der  Projek- 
tionen ihrer  Schnitte  mit  geraden  Linien  und  mit  Ebenen. 
Bestimmung  ihrer  Tangentialebenen  durch  Punkte  außerhalb 
'  der  Oberfläche. 

4)  Physik. 
Die  Elemente  der  Bewegungslehre.  Die  Elemente  der 
Mechanik  der  festen,  flüssigen  und  luftförmigen  Körper. 
Die  Lehre  von  den  Schallwellen.  Die  Elemente  der  Wärme- 
lehre. Geometrische  Optik.  Die  Elemente  der  Lehre  voo 
den  Aetherschwingungen  und  Kenntniß  der  wichtigsten  Er- 
scheinungen der  optischen  und  thermischen  Strahlung.  Kennt- 
niß der  wichtigsten  Erscheinungen  und  Geseze  der  magneti- 
schen und  elektrischen  Kräfte. 

5)  Chemie. 
Einfache  und  zusammengesezte  Körper,  chemische  Pro- 
portionen, chemische  Formeln  und  Nomenklatur.    Die  wich- 
tigsten Grundstoffe  und  Verbindungen.    Die  Begriffe :  Säure, 
Base,  Salz,  Neutralisation.     Atomlehre. 

6)  Zeichnen. 

Der  Aspirant    hat    sich  durch  Vorlegen   einiger  Zeich- 
nungen über  den  Besiz  folgender  Fertigkeiten  auszuweisen : 

a.  im  Linearzeichnen :  Fertigkeit  in  der  Ausftlhrung 
geometrischer  Konstruktionen.  Einige  Fertigkeit  im 
Tuschen. 

b.  Freihandzeichnen :  Einige  Uebung  im  Omamentzeichnen. 

n.  Aufnahme  von  Zuhörern. 

Art.  13.     Der  Besuch  der  Vorlesungen  und  Uebungen 
der  Freiföchjr-Abtheilung  ist  gegen  Entrichtung  des  Honorars 
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ohne  weitere  Eiaschränkung  Jedem  gestattet,  der  das  18. 
Aitersjahr  zurUkgelegt  hat  und  ein  genügendes  Sittenzeugniß 
vorweisen  kann.  • 

Ausgeschlossen  sind. die  von  der  Anstalt  weggewiesenen 
oder  nach  der  Androhung  der  W^weisung  ausgetretenen 
Schüler. 

Art.  14.  üeber  Zulassung  von  Zuhörern,  welche  ein- 
zelne Kurse  der  Fachschulen  zu  besuchen  wünschen,  ent- 
scheidet der  Direktor  nach  Einholung  eines  Gutachtens  der 
betreffenden  Professoren  im  Einverständniß  mit  dem  Präsi- 
denten des  Schweiz.  Schulrathes. 

Aspiranten,  welche  die  Aufnahmsprüfung  nicht  mit  Er- 
folg bestanden  haben,  können  als  Zuhörer  nur  Fächer  der 
Vn.  Abtheilung  besuchen. 

Schlußbestimmangen. 

Art.  15.  Die  Aufnahmsprüfungen  nach  Vorschrift  dieses 
Regulativs  nehmen  mit  Oktober  1883  ihren  Anfang. 

Zürich,  den  24.  November  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Schulrathes, 

Der  Präsident: 

C.  Kappeier. 

Der  Sekretär: 

0.  Banmanii. 


Der   schweizerische   Bundesrath   hat  dem  vorstehenden 
Regulativ  am  6.  Dezember  1881  die  Genehmigung  ertheilt. 
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Verordnung 


über 


die  Jagd  auf  Sumpf-  und  WasservOgel  im  Bannbeziri( 
Bernina  für  die  Hochwildjagd. 

(Vom  26.  Wintermonat  1881.) 


Der  schweizerische  Bundesrath, 

auf  den  Antrag  seines  Handels-  und  Landwirthschafts- 
departements ; 

in  Abänderung  der  Verordnung  über  die  Bannbezirke 
fUr  die  Hochwildjagd  vom  2.  Augstmonat  1881,  mit  Bezug 
auf  den  Bannbezirk  Bemina, 

beschließt: 

Die  Jagd  auf  Sumpf-  und  Wasservögel,  mit  Ausnahme 
der  durch  das  Bundesgesez  vom  17.  Herbstmonat  1875*) 
geschUzten  Vögel,  inner  dem  Jagdbannbezirk  Bernina  ist 
mit  Jagdpatenten  versehenen  Jägern  während  oflFener  Jagd 
in  der  nachstehend  näher  begränzten  Ausdehnung  und  unter 
den  angegebenen  Beschränkungen  bewilligt : 

1)  Vom  Einfluß  des  Flazbaches  in  den  Inn  an,  auf- 
wärts längs  der  Landstraße  Ober  Celerina  nach  St.  Moriz 
und   hinunter   zur    neuen  Trinkhalle  des    Bades.     Von  dort 


*)  Siehe  eidg.  Gesezsammlnng  neue  Folge,  Band  II,  Seite  39. 
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längs  dem  Wege  (via  dels  pellets)  über  Mauntschas  zum 
Stazer-See,  mit  Einschluß  desselben  in  einem  üferstreifen 
von  50  m.  Breite.  Sodann  längs  dem  Weg  nach  St.  Gian 
bei  Celerina,  und  zwar  bis  an  den  dortigen  Waldrand,  von 
da  zur  eisernen  Brtlke  über  den  Flazbach  und  demselben 
nach  hinunter  bis  zu  dessen  Einmündung  in  den  Inn. 

2)  Längs  dem  südöstlichen  Ufer  des  Kampferer-Sees 
inner  einem  Streifen,  der  zwischen  dem  Ufer  des  Sees  und 
dem  Fußweg  liegt,  der  von  der  Brüke  unter  Kampfer  (Sela) 
nach  Surley  führt,  und  dann  nördlich  zur  Brüke  unterlialb 
Silvaplana. 

3)  Auf  dieser  Jagd  dürfen  weder  Kugelbüchsen  ge- 
braucht, noch  Laufhunde  mitgeführt  werden. 

Bern,  den  26.  Wintermonat  1881. 

Im  !Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes> 

Der  Bundespräsident; 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Schief. 
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RegolatiY 

über 

die  Hinterlage  der  Werthschriften  behufs  Deicung 
von  sechszig  Prozent  der  Notenemission  der 
scliweizerischen  Emissionsbanken. 

(Vom  21.  Christmonat  1881.) 


Der  schweizerische    Bundesrath, 

^^^  in  Ausführung  von  Art.  12,  Litt,  a,  Art.  13  und  54  des 

Bundesgesezes    über    die   Ausgabe    und    die   Einlösung  von 
Banknoten  vom  8.  März  1881 ; 

auf  den  Antrag  seines  Finanzdepartements, 

beschließt: 

Art.  1.  Die  Uebergabe  von  Werthschriften  von  Seite 
einer  Emissionsbank  an  das  vom  betreffenden  Kanton  be- 
stellte Depositenamt  'geschieht  vermittelst  Ausstellung  einer 
Uebergabsurkunde  nach  Formular  Nr.  1.  Diese  Urkunde 
wird  dreifach  ausgefertigt  und  mit  den  Unterschriften  der 
Bank  und  des  Depositenamtes  versehen,  worauf  ein  Doppel 
sofort  dem  eidg.  Finanzdepartement  einzusenden  ist.  Je  ein 
Doppel  behalten  die  Bank  und  das  Depositenamt. 
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Art.  2.  Für  die  übernommenen  Werthschriften  hat  dab 
Depositenamt  der  Bank  einen  Empfangschein  nach  Formular 
Nr.  2  auszustellen. 

Art.  3.  Die  deponirten  Werthschriften  sind  unter  Ver- 
antwortlichkeit des  Depositenamtes,  beziehungsweise  des  be- 
treffenden Kantons,  in  einem  einbruchs-  und  feuerfesten 
Schrank  oder  Gewölbe  aufzubewahren. 

Art.  4.  Gleichnamige  Titel  sind  den  Nummern  nach 
geordnet  mit  einem  soliden  Umschlag  zu  versehen,  welcher 
eine  den  Inhalt  summarisch  darstellende  Aufschrift  trägt. 

Art.  5.  Ueber  alle  auf  die  Werthschriftenhinterlage 
bezüglichen  Verhandlungen  zwischen  dem  Depositenamte  und 
der  Bank  ist  Jeweilen  ein  ausführlicher  Verbalprozeß  aufzu- 
nehmen und  in  ein  speziell  hiefür  bestimmtes,  solid  einge- 
bundenes Buch  einzutragen. 

Dieser  Verbalprozeß  ist  von  beiden  verhandelnden 
Parteien  zu  unterzeichnen. 

Art.  6.  Ueber  die  deponirten  Werthschriften  wird  eine 
Kontrole  nach  Formular  Nr.  3  geführt,  aus  welcher  der 
Stand  der  Hinterlage  jeweilen  durch  Ziehung  der  Bilanz 
zwischen  Eingang  und  Ausgang  genau  ersichtlich  ist. 

Die  Eintragungen  in  diese  Kontrole  geschehen  ausschließ- 
lich auf  Grundlage  der  Verbalprozesse. 

Art.  7.  Befinden  sich  bei  einem  Depositenamte  Hinter- 
lagen von  mehr  als  einer  Bank,  so  sind  Kontrole  und  das 
Buch  für  Verbalprozesse  für  jede  Bank  getrennt  zu  führen. 

Art.  8.  Uebernahme,  Aushingabe  oder  Austausch  von 
Werthschriften  dürfen  nur  nach  vorgängiger  Bewilligung  des 
Bundesrathes  stattfinden. 

Von  dieser  Bewilligung  ist  im  bezüglichen  Verbal prozeß 
Vormerkung  zu  nehmen  und  das    betreffende  Aktenstük  als 
Beilage  aufzubewahren. 
Eidg.  amtl.  Samml.  Neue  Folge.  V.  Bd.  56 
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Art..  9.  Verhandlungen,  welche  auf  den  Stand  der 
HinLerlfigB  Einthiß  iiaben,  sind  dem  Fiuanzdepartement  durch 
EiDseiirlung  einer  beglaubiglen  Abschrift  des  bezüglichen 
Verbutprozeases  mitzutheiien. 

Art*  10,  Jeweilen  vor  Jahresschluß  werden  die  im 
foli^eiiden  Jahre  verfallenden  Coupons  durch  das  Depositen- 
amt abgelöst    und  dem    Deponenten  gegen    Empfangscbeln 

zugeateliL 

Art.  11,  Die  Aufbewahrungsgebühren  der  Kantone  sind 
auf  Grund Uige  derjenigen  Kurse  zu  berechnen,  zu  welchen 
der  ßundesraih  die  Werthschriften  in  die  Kaution  aufge- 
nommen hat. 

Bern,  den  21,  Christmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes^ 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschafl : 

Schieß. 
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Formular  Nr.  1. 

Uebergabsnrknnde. 


Die Bank  in übergibt  hiermit  dem 

Depositenamte  des  Kantons in die  hier- 
nach verzeichneten  Werthschriften  zu  dem  vom  h.  Bundes- 

rathe   bestimmten    Gesammtkurswerthe    von   Fr , 

schreibe ,   als  Dekung   von  sechzig  Prozent  ihrer 

Notenemission  von  Fr gemäß  Art  12,  litt,  a  und 

Art.  13  des  Bundesgesezes  über  die  Ausgabe  und  Einlösung 
von  Banknoten,  vom  8.  März  1881,  zur  vorschriftsgemäßen 
Aufbewahrung. 

Aktum den 18  ...  . 

Für  das  Depositenamt :      Namens  der Bank : 


Bordereau  der  Werthschriften. 
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Formular  Nr.  2- 

Empfangsbescheinigung. 


Da«  Depoeitenamt  des  Kantons in 

anerkennt   hiermit,    von    der Bank   in 

als   Dekung  ^^on   sechzig  Prozent   ihrer   Notenemission  von 

Fr genmii  Art.  12,  litt,  a  und  Art.  13  des  Bundes- 

geaezes    über    die  Ausgabe   und   Einlösung   von  Banknoten, 

vom  8,  Mürz  1881,  die  in  der  Uebergabsurkunde  vom 

beEeiehneten    Werthschriften   zu   dem    vom    h.   Bundesrathe 

besLimriiten    Gesammtkurswerthe     von    Fr , 

schreibe  ...*..,.  zur    vorsehriftsgemäßen    Verwahrung 
empfangen  zu  hfibea. 

Äktum  ..*,.,  den 18  ...  . 

Für  das  Depositenamt: 


Beilage:  Kopie  der  üebergabsoi'kande,  d.  d. 
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Bundesgesez  Dber  Ausgabe  und  Einlösung  von 
Banknoten. 

(Vom  21.  Christmonat  1881.) 


Der   schweizerische  Bundesrath, 
in  Vollziehung  des  Bundesgesezes   vom    8.  März  188t 
über  Ausgabe  und  Einlösung  von  Banknoten; 
auf  den  Antrag  seines  Finanzdepartements, 
beschließt; 

Art.  1.  Finanzanstalten,  welche  die  Ermächtigung  mr 
Ausgabe  von  Banknoten  nachsuchen,  haben  in  ihrer  Eingabe 
an  den  Bundesrath  unter  Vorlegung  der  erforderlichen  Akten- 
stüke  den  Nachweis  zu  leisten,  daß  sie  die  in  Art.  7  und  H  dtrs* 
Bundesgesezes  aufgestellten  Bedingungen  zur  beanspruch tt^u 
Notenausgabe  erfüllen.  Insbesondere  sind  die  Gründnugö- 
akte,  Statuten,  lezte  Jahresrechnung  u.  s.  w.  vorzulegen. 

Schon  bestehende  Emissionsbanken,  welche  die  Noten- 
emission fortsezen  wollen,  haben  diesen  Nachweis  nach  Art  51 
des  Bundesgesezes  bis  zum  30.  Brachmonat  1882  zu  leii^teu. 

Art.  2.  Der  nach  Art.  7,  Litt,  e  des  Bundesgesezes  aus- 
zustellende Verpflichtungsschein,  die  Annahme  der  Noten 
anderer  Banken  an  Zahlungsstatt  betreffend,  ist  nach  For- 
mular I  der  Beilagen  auszufertigen. 

Nebst  der  Gesammtsumme  der  beanspruchten  Emia^ion 
sind  zugleich  auch  nach  Maßgabe  von  Artikel  17  des  Büd- 

DigitizedbyCjOÖgle 


870  Vollziehimgsverordining 

desgesezes  die   Beträge   zu  bezeichnen,  welche  auf  die  ein- 
zelnen Notengattungen  entfallen  sollen. 

Die  Zweiganstalten  einer  Emissionsbank  sind  namhaft 
zu  machen. 

Art.  3.  Das  Emissionsgesuch  soll  femer  nach  Artikel  12 
des  Bundesgesezes  die  Erklärung  enthalten,  ob  die  betreffende 
Finanzanstalt  die  Dekung  der  durch  Baarschaft  nicht  ge- 
dekten  60  %  der  Noten-Emission  leisten  wolle: 

a.  nach  Art.  13  des  Bundesgesezes  durch  Hinterlage  von 
Werthschriften ; 

b.  nach  Art.  14  des  Bundesgesezes  durch  Garantie- 
erklärung desjenigen  Kantons,  in  dessen  Gebiet  sie 
ihren  Hauptsiz  hat,  oder  aber 

c.  nach  Art.  15  des  Bundesgesezes  durch  das  Wechsel- 
portefeuille in  Verbindung  mit  einem  nach  Art.  16  des 
Bundesgesezes  beschränkten  Geschäftsbetrieb. 

Art.  4.  Soll  diese  Dekung  durch  Hinterlage  von  Werth- 
schriften geleistet  werden,  so  hat  die  Hinterlegung  vor  Ein- 
reichung des  Emissionsgesuches  stattzufinden,  und  es  ist  dem 
leztern  ein  Bordereau  der  hinterlegten  Werthschriften  mit 
Empfangsbescheinigung  der  dem  Depositenämte  vorstehenden 
kantonalen  Behörde  beizulegen. 

Auf  rechtzeitiges  Verlangen  hin  wird  der  Bundesrath 
auch  schon  vor  Einreichung  des  Emissionsgesuches  über  die 
Zulassung,  die  Kursbestimmung  und  allfällig  erforderliche  Er- 
gänzung der  Werthschriften  entscheiden,  aber  erst  nach  voll- 
ständiger Hinterlegung  der  Dekung  das  Emissionsgesucb 
erledigen. 

Art.  5.  Soll  die  Dekung  durch  Garantieerklärung  eines 
Kantons  geleistet  werden,  so  ist  der  bezügliche  Verpflichtungs- 
schein mit  dem  Emissionsgesuche  vorzulegen. 

Der  Verpflichtungsschein  ist  in  der  Regel  nach  Formular  11 
der  Beilagen  auszufertigen. 

Haben  jedoch  Kantone  schon  durch  frühere  verfassungs- 
mäßige Akte  unbedingte  Garantie  für  die  Verbindlichkeiten 
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oder  die  KoteDemission  einer  Bank  geleistet^  so  kann  der 
Verpflichtungsschein  auch  nach  Formular  III  der  Beilagen 
ausgestellt  werden.  Im  leztern  Falle  sind  die  bezüglichen 
Akte  in  beglaubigter  Abschrift  beizulegen. 

Art.  6.  Banken,  welche  die  Dekung  durch  ihr  Wechsel- 
portefeuille leisten  wollen,  haben  vor  Einreichung  des  Emis- 
sionsgesuches  ihre  Statuten  und  Geschäftsreglemente  nöthigen- 
falls  mit  den  Vorschriften  des  Artikel  16  des  Bundesgesezes 
in  Einklang  zu  bringen  und  solche  mit  dem  Emis&ionsgesuehe 
einzureichen. 

Art.  7.  Der  Bundesrath  kann  behufs  Aufklärung  der 
Verhältnisse,  soweit  solche  für  die  Entscheidung  der  Emissions- 
gesuch e  nach  Artikel  4,  5  und  6  dieser  Verordnung  erforderlich 
erscheint,  die  Untersuchung  der  Geschäfts-,  Kassa-  und  Buch- 
führung der  betreffenden  Anstalt  im  Sinne  von  Artikel  44 
des  Bundesgesezes  anordnen. 

Art.  8.  Die  Emissionsgesuche  sind  vom  Bundesrathe, 
sofern  nicht  besondere  Umstände  in  der  Behandlung  des 
Falles  eine  Ausnahme  begründen,  in  der  Reihenfolge  ihrer 
Anmeldungen  zu  erledigen. 

Nach  dieser  Reihenfolge  wird  di.^  bleibende  Ordnungs- 
nummer einer  jeden  Bank  bestimmt. 

Die  bundesräthlichen  Entscheide  über  das  Emissionsrecht 
und  die  Emissionssumme  sind  mit  Angabe  des  von  den  be- 
treffenden Banken  nach  Artikel  13,  14  und  15  des  Bundes- 
gesezes angenommenen  Dekungssystems  den  Regierungen  der- 
jenigen Kantone  mitzutheilen,  in  deren  Gebiet  dieselben  ihre 
Haupt-  oder  Zweiganstalten  haben,  und  werden  überdies  im 
amtlichen  Publikationsorgane  des  Bundes  zur  öffentlichen 
Kenntniß  gebracht. 

Art.  9.  Die  Verpflichtung,  die  im  Artikel  10  des  Bun- 
desgesezes vorgesehene  Baardekung  für  40  %  der  jeweiligen 
Notenzirkulation  bereit  zu  halten,  beginnt  für  die  bereits 
bestehenden  Emissionsbanken  mit  dem  Tage,  an  welchem  die 
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bundesräthliche  Ermächtigung  zur  Notenausgabe  amtlich 
publizirt  wird.  Auf  Verlangen  einer  Bank  ist  diese  Ermäch- 
tigung, sofern  dieselbe  schon  früher  ertheiit  worden,  erst  am 
1.  Juli  1882  zu  veröflfentlichen. 

Für  die  neuen  Emissionsbanken  beginnt  die  Ver- 
pflichtung der  Baardekung  mit  dem  Tage,  an  welchem  sie 
vom  Bunde  die  erste  Lieferung  von  Notenformularen  id 
Empfang  nehmen,  und  der  Bestand  dieser  Baardekung  ist 
erstmals  in  der  auf  diese  Publikation  oder  Lieferung  folgen- 
den Wochensituation  auszuweisen. 

In  analoger  Weise  beginnt  für  die  Emissionsbanken 
mit  beschränktem  Geschäftsbetrieb  die  Verpflichtung,  60  ®/o 
ihrer  Notenemission  durch  das  Wechselportefeuille  zu  deken, 
und  für  sämmtliche  Emissionsbanken  die  Verpflichtungen 
nach  Artikel  43  des  Gesezes. 

Art.  10.  Der  Text  der  Banknoten  in  den  drei  Landes- 
sprachen und  die  Formate  der  einzelnen  Notengattungen  wer- 
den nach  Maßgabe  von  Formular  IV  der  Beilagen  festgestellt. 

Das  Finanzdepartement  wird  beauftragt,  über  Typus, 
Grundfarben  und  alle  übrigen  Punkte  der  technischen  Her- 
stellung die  nöthigen  Bestimmungen  zu  treffen  und  die  ab- 
zuschließenden Lieferungsverträge  dem  Bundesrath  zur  Ge- 
nehmigung vorzulegen. 

Art.  11.  Der  Bundesrath  wird  den  Zeitpunkt  bekannt 
machen,  von  welchem  an  die  Zutheilung  der  neuen  Banknoten- 
formulare beginnen  kann. 

Bis  zum  Ersaz  durch  neue  können  die  bisherigen  Noten 
der  alten  Emissionsbanken,  insoweit  leztere  zur  Notenausgabe 
nach  dem  neuen  Gesez  ermächtigt  werden,  wieder  in  Zirku- 
lation gesezt  werden. 

Das  Verfahren  heim  Austausch  der  alten  gegen  die  neuen 
Noten  wird  durch  ein  besonderes  Regulativ  geordnet.  In  der 
Regel  soll  die  Zutheilung  der  neuen  Notenformnlare  an  die 
Banken  in  derjenigen  Reihenfolge  geschehen,  in  welcher  die- 
selben die  Ermächtigung  zur  Notenausgabe  erhalten. 
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Art.  12.  Der  Artikel  20  des  Gesezes,  soweit  derselbe 
den  Emissionsbanken  die  Pflicht  auferlegt,  die  Noten  anderer 
Emissiousbanken  an  Zahlung  anzunehmen,  sowie  die  Artikel 
26  bis  34  des  Gesezes  betreffend  das  Verfahren  Mangeis 
Einlösung,  finden  für  die  alten  Emissionsbanken  erst  von  dem^ 
Tage  an  ihre  Anwendung,  an  welchem  die  ihnen  nach 
Bundesgesez  ertheilte  Ermächtigung  zur  Notenausgabe  amt- 
lich publizirt  worden. 

Art.  13.  Die  üeberwachung  des  Banknotenwesens  fällt 
in  den  Geschäftsbereich  des  Finaozdepartements,  welchem  zu 
diesem  Zweke  ein  besonderes  Kontrolbtireau  unterstellt  wird, 
dessen  Bestand  folgender  ist: 

a.  ein  Inspektor  der  Emissionsbanken,  als  Chef; 

b.  dessen  Adjunkt,  zugleich  Registrator; 

c.  das  erforderliche  Hilfspersonal. 

Art.  14.  Für  die  im  Artikel  43  des  Bundesgesezes  vor- 
gesehenen, durch  die  Emissionsbanken  einzureichenden  perio- 
dischen Ausweise  und  Bilanzen  werden  die  Formularien  fest- 
gestellt, wie  folgt: 

für  die  Wochensituation    Formular  V     der  Beilagen, 

^     ^    Monatsbilanz  ^         VI     ^  „ 

Das  Finanzdepartement  ist  ermächtigt,  das  Formular  für 
die  Jahresrechnung  festzustellen  und  allenfalls  noth wendige 
Modifikationen  an  obgenannten  beiden  Formularien  vorzu- 
nehmen. 

Die  nähern  Bestimmungen  über  die  Ausübung  der  Bundes- 
kontrole  und  die  Verrichtungen  des  Kontrolbüreau  (Bank- 
notenkontrole)  bleiben  einem  besondern  Regulativ  vor- 
behalten. 

Art.  15.  Die  Kontroigebühren  des  Bundes  sind  nach  dem 
Kalenderjahr  zu  berechnen  und  auf  Jahresschluß  an  die  Bun- 
deskasse abzuliefern. 

Für  solche  Banken,  deren  Emissionssumme  im  Laufe 
des  Kalenderjahres  effektiv  sich  verändert,  sind  die  Kontrol- 
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gebühren  des  Bundes  nach  der  Durchschnittshöhe  der  Jahres- 
emission  zu  berechnen. 

Banken,  deren  Emission  sich  nur  auf  einen  Theil  des 
Kalenderjahres  erstrekt,  haben  die  Kontroigebühr  pro  rata 
der  Zeit  zu  entrichten. 

Art.  16.  Bereits  bestehende  Emissionsbanken  sind  be- 
rechtigt, Notenbeträge,  für  welche  sie  vor  der  Erledigung 
ihres  Emissionsgesuches  nach  Artikel  52  des  Bundesgesezes 
oder  vor  Ablauf  der  im  Artikel  51  des  Bundesgesezes  be- 
stimmten Frist  auf  das  Emissionsrecht  verzichten  wollen,  vom 
1.  Januar  1882  an  in  Summen,  die  durch  10,000  theilbar  sind, 
an   den  Bundesrath   zur  amtlichen  Vernichtung  abzuliefern. 

Solche  Noten  sind  vor  der  Ablieferung  an  den  Bund 
durch  die  Emissionsbank  mit  ihrem  Perforationsstempel  zu 
annuliiren  und  die  Sendungen  mit  doppeltem  Bordereau  ein- 
zubegieiten,  von  denen  das  eine  mit  Empfangsbescheinigung 
an  die  absendende  Bank  zurükgeht,  das  andere  den  Akten 
der  Banknotenkontrole  einverleibt  wird. 

Art.  17.  Hinsichtlich  des  Rükzuges  von  Noten  solcher 
Banken,  deren  bisherige  Emission  unter  der  Herrschaft  des 
Bundesgesezes  vom  8.  März  1881  ganz  oder  theilweise  hin- 
fällig wird,  trifilt  der  Bundesrath  im  Sinne  von  Artikel  52  des 
Bundesgesezes  die  nöthigen  Anordnungen. 

Art.  18.  Als  amtliches  Publikationsorgan  des  Bundes 
für  Veröffentlichungen ,  die  sieh  auf  das  Banknotenwesen 
beziehen,  wird  bis  auf  Weiteres  das  ^Schweizerische  Bundes- 
blatt^  bezeichnet. 

Bern,  den  21.  Christmonat '1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschafl : 

Schieß. 
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Formular  I. 


Yerpflichtnngsschein. 


Die  NN Bank  in 

welche  bei  dem  schweizerischen  Bundesrathe  um  die  Er- 
mächtigung zur  Emission  von  Banknoten  nachsucht,  ver- 
pflichtet sich  für  den  Fall,  daß  ihr  diese  Ermächtigung  er- 
theilt  wird,  die  Noten  anderer  auf  Grund  des  Bundesgesezes 
autorisirter  schweizerischer  Emissionsbanken,  so  lange  leztere 
ihre  eigenen  Noten  pünktlich  einlösen,  kraft  Art.  20  des 
Bundesgesezes  vom  8.  März  1881  über  Ausgabe  und  Ein- 
lösung von  Banknoten,  voUwerthig  an  Zahlung  anzunehmen. 

Dessen  zur  Urkunde  wird  diese  Erklärung  dem  schwei- 
zerischen Bundesrathe  zuhanden  der  schweizerischen  Emis- 
sionsbanken zugefertigt. 

(Datum  von  Ort  und  Zeit.) 

(Unterschrift  der  Bank.) 
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t^ormu[ar  IL 

Verpflichtungsschein 

des 

Kantoni  NN .•..,, 

l>etr<?ffend 

Garantie  fUr  die  Banknoten-Emission  der 

NN  -    «    .    (Firma  der  Finan^atistalt). 


Kraft  der  vou  dt;ii  verfassunga mäßigen  Organea  des 
Kantons  NN .  ^  .  gefaßten  Besehlaase,  für  die  Banknoten- 
Emission  der  NN . .  .  (Firma  der  FinanznustaltJ  die  in  Art.  12, 
14  und  30  dea  Bandesgesezes  vom  B,  März  1S81  aber  Aua* 
gäbe  und  Eiolöaung  von  Banknoten  vorgesehene  Garantie 
zu  leiöteo,  verpÜichtet  sicli  die  unterzcichDetc  Regiemogi 
Namens  des  Kantons  NN .  ..  im  Falle  einer  Zwangsliquidation 
der  besagten  FinanzanataU ; 

den  durch  die  vorhandene  Baarschaft 
(Art*  10    des    angeführten  B  und  cagesezen) 
nicht  gedekten    Betrag   der  ausstehenden 
Noten    bis    attf60°/o    der   Emission    in    die 
Konkursmasse  zur  Befriedigung  der  Noten- 
gläubiger  einzuwerfen. 
Dessen  mr  Urkunde  wird  diese  Erklärung  zu  Gunsten 
der  Notengläuliiger  der  obgeminnlen  Fi  nanzanstalt  ausgestellt 
und  dem  ssehvvoizerischen   Bundes rathe  zu  deren  Händen  au- 
gefertigt. 

rDatnm  Tgn  Ort  und  Zeit.) 

(Unterschrift  der  Kantonsregierung.) 
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Formular  III. 

Terpflichtuiigsschein 

des 

Kantons  NN 

betreffend 

Garantie  für  die  Banl(noten-Emission  der 

NN  ....  Bank  m  X  .   .   .   . 


Auf  Grund  der  von  den  verfassungsgemäßen  Organen 
des  Kantons  NN . . .  gefaßten  und  noch  zu  Recht  bestehen- 
den Beschlüsse,  nämlich : 

verpflichtet  sich  die  unterzeichnete  Regierung,  Namens  des 
Kantons  NN .  . . ,  um  die  in  den  Artikeln  12,  14  und  30  des 
Bundesgesezes  vom  8.  März  1881  vorgesehene  Garantie  für 
die  Banknoten-Emission  der  NN .  . .  Bank  zu  leisten ,  im 
Falle   einer   Zwangsliquidation    der    besagten  Finanzanstalt: 

den  durch  die  vorhandene  Baarschaft 
(Art.  10   des   angeführten   Bundesgesezes) 
nicht   gedekten    Betrag   der  ausstehenden 
Noten    bis    auf  60%    der   Emission   in   die 
Konkursmasse  zur  Befriedigung  der  Noten- 
gläubiger einzuwerfen. 
Dessen  zur  Urkunde  wird  diese  Erklärung  zu  Gunsten 
der  Notengläubiger  der  obgenannten  Fiuanzanstalt  ausgestellt 
und  dem  schweizenschen  Bundesrathe  zu  deren  Händen  zu- 
ürefertifft. 


(Datum  von  Ort  und  Zeit.) 


(Unterschrift  der  Kantonsregierung.) 
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Formular  IV. 

Formnlare  der  Banknoten. 


Format. 

Note  von 

Fr.      50 

:     Höhe  10  cm, 

Breite  16    cm 

T)                TD 

.,      100" 

,,      500 
^,    1000 

n 

7) 

7..   , 

193     , 

20.8    , 

Text. 

Vorderseite. 

Deutsch: 

Die  Bank  NN.,, 

, 

zahlt  dem  Ueberbringer,  bei  Sicht, 
Fünfzig  Franken  (hundert,  fünfhundert,  tausend) 
in  gesezlicher  Baarschaft. 
Stellen  und  Unterschriften, 
oder 
Französisch:  La  Banque  NN... 

payera  ä  vue,  au  porteur, 
Cinquante  Francs  (cent,  cinq  cents,  mille) 
en  esp^ces  ayant  cours  l^gal. 
Fonctions  et  signatures. 
oder 
Italienisch:    La  Banca  NN,.. 

pagher^  in  contanti  a  vista  al  portatore 
Cinquanta  Franchi  (cento,  cinque  cento,  mille) 
Valuta  legale. 
Funzione  e  firme. 
Es    können    zwei    oder    drei    Unterschriften    beigesezt 
werden,  je  nach  den  Vorschriften  der  verschiedenen  Banken. 
Die  Noten  sollen  außerdem  enthalten : 

a.  das  Domizil  der  Bank; 

b.  die  Bezeichnung  der  Serie  und  die  Nummer  der  Note; 

c.  oben  rechts  den  Buchstaben  B  und  die  Ordnungsnummer 
der  Bank; 

d.  das  Datum  der  Emission. 

Rükseite. 
Auf  der   Rükseite   soll   der  Werth   in  Worten   in  den 
drei  Landessprachen  wiederholt  werden. 
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Bundesgesez  Art.  43,  Litt,  a,  und  Art.  15. 


Her  Ausweis 


von 


ränktem  Geschäftsbetrieb. 


Noiendekung 

■         -     -1 
1 

Ander»  Bestände. 

en 
sponihle: 

i.rt.  15  des 
i  und  Coupons 

Franken. 

* 

Kp. 

Franken. 

1 

( 

1 

Summa 
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Bnndesbeschluß 

betreffend 

den  in  Paris  am  3.  November  1880  abgeschloBenen 
Postvertrag. 

(Vom  23.  Dezember  1880.) 


\ 


Die  Bundesversammlung 
der   schweizerischen  Eidgenoßensciiaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesralhes  vom 
10.  Christmonat  1880; 

in  Anwendung  von  Art.  85 ,  Ziffer  5  der  Bundesver- 
faßung  ^ 

beschließt: 

1.  Es  wird  hiemit  dem  in  Paris  unterm  3,  November 
1880  zwischen  Deutschland  ,  Oesterreich- Ungarn  ^  Belgien, 
Bulgarien,  Dänemark,  Egypten,  Spanien,  Frankreich,  Groß- 
britannien und  Irland,  Britisch  Indien,  Italien,  Luxemburg, 
Montenegro,  Niederland,  Persien,  Portugal,  Rumänieo,  Serbien, 
Schweden  und  Norwegen,  der  Schweiz  und  der  Türkei  ab- 
geschloßenen  Vertrage,  betreffend  die  Auswechselung  von 
Poststüken  ohne  deklarirten  Werth,  nebst  dazu  gehörigem 
Schlußprotokoll  vom  gleichen  Tage ,  die  vorbehaltene  Rati- 
fikation ertheilt. 
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2.    Der  Bundesrath  ist  mit  der  Auswechslung  der  Rati- 
fikationen und  der  Vollziehung  des  Vertrages   beauftragt. 

Also  beschloßen  vom  Nationalrathe, 

Bern,  den  21.  Dezember  1880. 

Der  Präsident:    Dr.  C.  Burekliardt 
Der  Protokollführer:    Schieß. 

Also  beschloßen  vom  Ständerathe, 

Bern,  den  23.  Dezember  1880. 

Der  Präsident:    SahlL 
Der  Protokollführer:  GIsi. 


<^(>><LfliQlM'^^3 
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betreffend 


die  Auswechslung  von  PoststOken  ohne  Werthanga^e, 

abgeschlossen  am  3.  November  1880 
zwischen 

Deutschland,  Oesterreich-Ungarn,  Belgien,  Bulgarien, 
Dänemark,  Egypten,  Spanien,  Frankreich,  Groß- 
britannien und  Irland,  Britisch  Indien,  Italien, 
Luxemburg,  Montenegro,  Niederland,  Persien, 
Portugal,  Rumänien,  Serbien,  Schweden  und  Nor- 
wegen, der  Schweiz  und  der  Türkei. 


Nachdem  die  Regierungen 
von  Deutschland,  Oesterreich- 
Ungarn,  Belgien,  Bulgarien, 
Dünemark,  Egypten,  Spanien, 
Frankreich ,  Großbritannien 
und  Irland,  Britisch  Indien, 
Italien,  Luxemburg,  Monte- 
negro, Niederland,  Persien, 
Portugal,  Rumänien,  Serbien, 
Schweden  und  Norwegen,  der 
Schweiz  und  der  Türkei  die 
Absicht    kund    gegeben,    die 


Les  Gouvernements  d'Alle- 
magne,  d'Autriche-Hongrie, 
de  Belgique,  de  Bulgarie,  de 
Danemark,  d'figypte,  d'Es- 
pagne,  de  France,  de  Grande- 
Bretagne  et  dlrlande,  de 
rinde  britannique,  d'Italie,  de 
Luxembourg,  de  Mont6n6gro^ 
des  Pays-Bas,  de  Perse,  de 
Portugal,  de  Roumanie,  de 
Serbie,  de  Sufede  et  Norw^ge, 
de  Suisse  et.de  Turquie,  d6- 


Eldg.  amtl.  Samml.  Neue  Folge.  V.  Bd. 
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Vertrag 
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Handelsbeziehungen  zwischen 
ihren  Ländern  durch  den 
Austausch  von  Stüken  ohne 
Werthdeklaration  vermittelst 
der  Post  zu  erleichtern, 

haben  die  Unterzeichneten, 
-ZU  diesem  Zweke  mit  in  guter 
und  gehöriger  Form  befunde- 
nen Vollmachten  versehen , 
folgende  Bestimmungen  ver- 
einbart : 

Artikel  1. 

1)  Es  können  von  einem 
der  obgenannten  Länder  nach 
einem  andern  dieser  Länder, 
unter  der  Benennung  Post- 
s  t  ü  k  e ,  Gegenstände  ohne 
Werthangabe  bis  zum  Ge- 
wicht von  3  Kilogramm  ver- 
sandt werden. 

2)  Das  Ausführungsregle- 
ment sezt  die  übrigen  Bedin- 
gungen fest,  unter  welchen 
die  Stüke  zur  Beförderung  an- 
genommen werden. 

Artikel  2. 
1)  Die  Transitfreiheit  ist 
auf  dem  Gebiete  jedes  der 
beitretenden  Länder  gewähr- 
leistet, und  es  übernehmen 
die  bei  dem  Transport  mit- 
wirkenden Postanstalten   die 


sirant  faciliter  les  relations 
commerciales  entre  leurs  pays 
respectifs  au  moyen  de  T^- 
change,  par  Tintermödiaire  de 
la  poste,  des  colis  sans  d6- 
claration  de  valeur, 

les  soussign6s,  munis  ^  cet 
efifet  de  pleins  pouvoirs  trou- 
v6s  en  bonne  et  due  forme, 
sont  convenus  des  dispositions 
suivantes : 

Article  1«'. 

1.  II  peut  ^tre  exp6di6, 
sous  la  d^nomination  de  colis 
postaux^  de  Tun  des  pays 
mentionn^  ci-dessus  pour  un 
autre  de  ces  pays,  des  colis 
Sans  d^claration  de  valeur, 
jusqu'ä  concurrence  de  3  kilo- 
grammes. 

2.  Le  R^lement  d'ex6cu- 
tion  d6termine  les  autres  con- 
ditions  auxquelles  les  colis 
sont  admis  au  transport. 

Arücle  2. 
1.  La  libert6  du  transit  est 
garantie  sur  le  territoire  de 
chacun  des  pays  adh^rents, 
et  la  responsabilit^  des  Offices 
qui  participent  au  transport 
est  engag^e  dans   les  limites 
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Verantwortlichkeit  inner  der 
durch  Art.  11  hienach  fest- 
gesezten  Grenzen. 

2)  Wenn  die  betheiligten 
Post  Verwaltungen  ni5ht  an- 
dere Verabredungen  treffen , 
so  werden  die  Poststüke  zwi- 
schen nicht  angrenzenden  Län- 
dern einzeln  befördert. 

Artikel  3. 

1)  Die  Verwaltung  des  Ur- 
sprungslandes entrichtet  jeder 
Verwaltung,  welche  den  Land- 
transit besorgt,  eine  Gebühr 
von  50  Centimen  für  jedes 
Stük. 

2)  Wenn  die  Beförderung 
zur  See  stattfindet',  so  ent- 
richtet die  Verwaltung  des 
Ursprungslandes  überdies  je- 
der Verwaltung,  deren  Kurse 
bei  dem  Transport  zur  See 
mitwirken,  eine  Gebühr,  deren 
Betrag  für  jedes  Stük  festge- 
sezt  wird  wie  folgt: 

auf    25  Centimen     für    jede 
Streke  bis  500  Seemeilen ; 

auf  50  Ct.  für  jede  Streke  über 
500  bis  1000  Seemeilen; 


d6termin6es 
ci-aprte. 


par 


Tarticle  11 


2.  A  moins  d'arrangement 
contraire  entre  les  Offices  in- 
t6re8s65,  la  transmission  des 
colis  postaux  6chang6s  entre 
pays  non  limitrophes  s'op^re 
k  ddcouvert. 

Article  3. 

1.  L' Administration  du  pays 
d'origine  est  redevable,  en- 
vers  chacune  des  Administra- 
tions  participant  au  transit 
territorial,  d'un  droit  de  50 
Centimes  par  colis. 

2.  En  outre,  s'il  y  a  un  ou 
plusieurs  transports  mariti- 
mes, TAdministration  du  pays 
d'origine  doit,  ä,  chacun  des 
Offices  dont  les  Services  par- 
ticipent  au  transport  maritime, 
un  droit  dont  le  taux  est  fix6, 
par  colis,  savoir: 

a  25  Centimes,  pour  tout  par- 
cours  n'excddant  pas  500 
milles  marins; 

ä  50  Centimes,  pour  tout  par- 
cours  sup^rieur  ä.  500  milles 
marins,  mais  n'exc6dant  pas 
1000  milles  marins; 
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auf  1  Fr.  für  jede  Streke  über 
1000  bis  3000  Seemeilen ; 


auf  2  Fr.  für  jede  Streke  über 
3000  bis  6000  Seemeilen; 


auf  3  Fr.  für  jede  Streke  über 
6000  Seemeilen. 

Diese  Streken  werden  vor- 
koraraendenfalls  nach  der 
Durchschnitts-Entfernung  zwi- 
schen den  betreffenden  Häfen 
der  beiden  mit  einander  ver- 
kehrenden Länder  bemessen. 

Arükel  4. 
Die   Frankirung   der   Post- 
stüke  ist  obligatorisch. 

Artikel  5. 
A  1)  Die  Taxe  jedes  Post- 
stükes  beläuft  sich  auf  so  viel 
Mal  50  Centimen,  oder  den 
entsprechenden  Betrag  in  der 
betreffenden  Landeswährung, 
als  Postverwaltungen  bei  dem 
Landtransport  mitwirken,  wo 
bei  Vorkommendenfalls  die  im 
Art.  3,  Ziffer  2  vorgesehene 
Seetransitgebühr  beigeftJgt 
wird.   Die  in  anderer  als  der 


ä  1  franc,  pour  tout  parcoui's 
sup6rieur  ä  1000  milles 
marins,  mais  n'exc6dant  pas 
3000  milles  marins; 

&  2  francs,  pour  tout  parcours 
8up6rieur  ^  3000  milles 
marins,  mais  n'exc6dant 
pas  6000  milles  marins; 

ä;  3  francs,  pour  tout  parcours 
sup^rieur  ä  6000  milles 
marins. 

Ces  parcours  sont  calcul^s, 
le  cas  6ch6ant,  d'apr^s  la 
distance  mojenne  entre  les 
ports  respectifs  des  deux  pajs 
correspondants. 

Article  4. 
L'affranchissement  des  cohs 
postaux  est  obligatoure. 

Article  5. 
1 .  La  taxe  des  colis  postaux 
se  compose  d'un  droit  com- 
prenant,  pour  chaque  colis, 
autant  de  fois  50  Centimes, 
ou  r^quivalent  dans  la  mon- 
naie  respective  de  chaque 
pajs,  qu'il  y  a  d^Ofßces  par- 
ticipant  au  transport  terri- 
torial, avec  addition,  s'il  y  a 
lieu,  du  droit  maritime  pr6vu 
par  le  paragraphe  2  de  Tar- 
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Frankenwährung  zu  beziehen- 
den Beträge  werden  durch 
das  Ausführungsreglement  fest- 
gesezt. 

2)  Als  üebergangsmaßregel 
wird  jedem  der  kontrahiren- 
den  Länder  die  Befugniß  ein- 
geräumt, die  Poststüke  von 
und  nach  seinen  BUreaux  einer 
Zuschlagtaxe  von  je  25  Cen- 
timen zu  unterwerfen. 

Diese  Zuschlagtaxe  wird 
ausnahmsweiscj  für  Großbri- 
tannien und  Irland  auf  50 
Centimen,  für  Britisch  Indien 
und  Persien  auf  75  Centimen 
und  für  Schweden  auf  1  Fran- 
ken von  jedem  Stük  erhöht. 

3)  Die  zwischen  dem  Kon- 
tinent von  Frankreich  einer- 
seits, Algerien  und  Corsica 
andererseits,  sowie  zwischen 
dem  Kontinent  von  Italien 
und  den  Inseln  Sizilien  und 
Sardinien  beförderten  Stüke 
unterliegen  ebenfalls  einer  Zu- 
schlagtaxe von  25  Centimen. 

Artikel  6. 
Die  versendende  Verwaltung 
vergütet  für  jedes  Stük: 
a.  der    Bestimmungspostan- 
stalt  50  Centimen,    vor- 
kommendenfalls  mit  Bei- 


ticle  3  pr6c6dent.  Les  Äqui- 
valents sont  fix6s  par  Ic  R^le- 
ment  d'ex6cution. 

2.  Comme  mesure  Jl^  trau- 
sition,  chacun  des  payt*  l-ou- 
tractants  a  la  facull^  d^ippli- 
quer  aux  colis  postinix  jirn- 
«venant  ou  ä,  destinnlio»  de 
ses  bureaux  une  surtaxe  de 
25  Centimes  par  colitj. 

Exceptionnellemenl ,  ceUe 
surtaxe^est  6levee  k  50  Cen- 
times, pour  la  Gratide- Bre- 
tagne et  rirlande,  ä  75  Cen- 
times, pour  rinde  britäiiiiaque 
et  pour  la  Perse,  et  ä  1  frane, 
pour  la  Sufede. 

3.  Lo  transport  entre  la 
France  continentaU  d\tuB 
part,  TAlg^iie  et  la  OjrHe  de 
Tautre,  entre  Tltalie  cuiitineii' 
tale  et  les  lies  de  Siciie  et  de 
Sardaigne,  donne  iSgalonient 
Heu  ä  uue  surtaxe  de  25  Cen- 
times par  colis. 

Article  6. 

KOffice  exp6diteür  tjoaiüe 

pour  chaque  colis: 

a.  k  rOffice  destinafaire^  50 

Centimes,    avec    addiUon, 

s'il  7  a  lieu,  des  aurlMXi'a 


^st 


'^^ 


Mrf/ 
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fügung  der  im  Art.  5,  Zifif.  2 
und  3  vorgesehenen  Zu- 
schlagtaxen ; 
b.  eventuell  der  Verwaltung 
jedes  Transitlandes  die 
durch  Art.  3  festgesezten 
Gebühren. 

Artikel  7. 
Dem  Bestimmungsland  steht 
frei,  vom  Adressaten  für  die 
Bestellung  und  die  Besorgung 
der  Zollformalitäten  eine  Ge- 
bühr zu  beziehen,  deren  Ge- 
sammtbetrag  25  Cent,  für  jedes 
Stük  nicht  übersteigen  darf. 

Artikel  8. 
Die  durch  gegenwärtigen 
Vertrag  berührten  Stüke  dür- 
fen mit  keinen  andern  posta- 
lischen Gebühren  belastet  wer- 
den als  denjenigen,  die  in  den 
Artikeln  3,  5,  7  und  9  vor- 
gesehen sind. 

Artikel  9. 
Poststüke,  welche  wegen 
Aufenthaltsveränderung  des 
Adressaten  von  einem  Land 
in  das  andere  weiter  spedirt 
oder  welche  als  unbestellbar 
an  den  Aufgabeort  zurükge- 
sandt     werden ,     unterliegen 


pr^vues  aux  paragraphes 
2  et  3  de  Tarticle^S; 

h,  4 ventuel lernen t,  k  chaque 
Office  interm^diaire ,  les 
droits  fix6s  par  Tarücle  3. 

Article  7. 
II  est  loisible  au  pays  de 
destination  de  percevoir  du 
destinataire,  pour  le  factage 
et  pour  raccomplissement  des 
formalit^s  en  douane,  un^roit 
dont  le  montant  total  ne  peut 
pas  exender  25  Centimes  par 
colis. 

Article  8. 
Les  colis  auxquels  s'appU- 
que  la  präsente  Convention 
ne  peuvent  6tre  frapp6s  d'au- 
cun  droit  postal  auti'e  que 
ceux  pr6vus  par  les  articles 
3,  5  et  7  pr6c6dent8  et  par 
r article  9  ci-apr6s. 

Article  9. 
La  r6exp6dition  d'un  pays 
sur  un  autre  des  colis  postaux, 
par  suite  de  changement  de 
rdsidence  des  destinataires, 
ainsi  que  le  renvoi  des  colis 
postaux  tomb6s  en  rebut, 
donne    lieu   ä.    la    perceptioa 
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neuerdings  den  durch  Art.  5 
festgesezten  Taxen  zu  Lasten 
der  Adressaten,  beziehungs- 
weise der  Aufgeber,  unbe- 
schadet der  Vergütung  der 
entrichteten  Zollgebühren. 

Artikel  10. 
Es  ist  untersagt,  mit  der 
Post  Sendungen  zu  befördern, 
welche,  seien  es  Briefe  oder 
den  Charakter  einer  Korre- 
spondenz tragende  Notizen, 
seien  es  Gegenstände,  welche 
nach  den  zollamtlichen  oder 
andern  Gesezen  und  Regle- 
menten  unzuläßig  sind,  ent- 
halten. 

Artikel  11. 

1.  Bei  Verlust  oder  Be- 
schädigung von  Poststüken  hat 
der  Versender  oder,  auf  sein 
Begehren,  der  Adressat^  den 
Fall  höherer  Gewalt  ausge- 
nommen, Anspruch  auf  eine 
dem  wirklichen  Verlust  oder 
Schaden  entsprechende  Ver- 
gütung, wobei  jedoch  leztere 
Fr.  15  nicht  übersteigen  darf. 

2.  Die  Verpflichtung  zur 
Entschädigungsleistung  liegt 
der  Verwaltung,  welcher  das 
Aufgabebüreau  angehört,  ob. 


suppl6mentaire  des  taxes  fix^es 
par  Tarticle  5,  ä,  la  L-liari^e 
des  destinataires  ou ,  1e  caa 
^ch6ant,  des  exp6diteuri?,  sans 
pr6judice  du  rembour^äfinent 
des  droits  de  douane  aci[iiiLtßs 


i:  -ZÄ7  /i 


Article  10. 
II  est  interdit  d'expedier 
par  la  voie  de  la  posle  des 
colis  contenant  soit  des  lettrea 
ou  des  notes  ayant  le  carac- 
t^re  de  correspondance ,  aoit 
des  objeta  dont  radmissioii 
n'est  pas  autoris6e  par  les^  iols 
ou  r^glementa  de  douHtie  ou 
autres. 

Article  11. 

1.  Sauf  le  cas  de  f*Jrce 
majeure,  lorsqu'un  cotis  portal 
a  6i€  per  du  ou  avarlt^,  Tex* 
p6diteur  et,  ä  döfaut  uu  sur 
la  demande  de  celui-ci,  le 
destinataire ,  a  droit  a  une 
indemnit^  corresponriaut  au 
montant  r6el  de  la  perte  ou 
de  Tavarie,  sans  toutefui;?  (]ue 
cette  indemnit6  puisse  de- 
passer 15  francs. 

2.  L** Obligation  de  ]myer 
rindemnit6  incombeä  ['Admi- 
nistration dont  rel^ve  le  bu- 
reau  exp^diteur.    Est  r^serve 


?^^ 
^yj 


M/io 
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Dieser  Verwaltung  ist  der 
Regreß  gegen  diejenige  Ver- 
waltung vorbehalten ,  auf 
deren  Gebiet  oder  in-  deren 
Dienst  der  Verlust  oder  die 
Beschädigung  stattgefunden 
hat. 

3.  Bis  zur  Leistung  des 
Gegenbeweises  fällt  die  Ver- 
antwortlichkeit derjenigen  Ver- 
waltung zu,  welche  den  Ge- 
genstand ohne  Bemerkung 
übernommen  hat,  aber  die 
Abgabe  desselben  an  den 
Adressaten  oder  vorkommen- 
denfalls  die  regelmäßige 
Ueberlieferung  an  die  folgende 
Verwaltung  nicht  nachweisen 
kann. 

4.  Die  Bezahlung  der  Ent- 
schädigung durch  die  Auf- 
gabe-Postanstalt hat  mit  mög- 
lichster Beförderung  und  spä- 
testens inner  einem  Jahr  vom 
Tage  der  Reklamation  an 
stattzufinden.  Die  verantwort- 
liche Verwaltung  hat  der  ver- 
sendenden Postanstalt  unver- 
züglich den  von  lezterer  be- 
zahlten Betrag  zurükzuer- 
statten. 

5.  Es  bleibt  verstanden, 
daß  die  Reklamation  nur  in- 
ner der  Frist  eines  Jahres,  von 


ä  cette  Administration  le  re- 
coui-s  contre  TAdministratioD 
responsable,  c'est-ä-dire  contre 
r Administration  sur  le  terri- 
toire  ou  dans  le  service  de 
laquelle  la  perte  ou  Favarie 
a  eu  lieu. 

3.  Jusqu'a  preuve  du  con- 
traire,  la  responsabilite  in- 
combe  k  ]' Administration  qui^ 
ayant  re^u  le  colis  sans  faire 
d'observation,  ne  peut  6tablir 
ni  la  d^livrance  au  destina- 
taire,  ni,  s'il  y  a  lieu,  la  trans- 
mission  r^uli^re^  ä,  F Admi- 
nistration suivante. 


4.  Le  payement  de  Fin- 
demnit6  par  FOffice  expddi- 
teur  doit  avoir  lieu  le  plus 
tot  possible  et,  au  plus  tard, 
dans  le  d6lai  d'un  an  4  partir 
du  jour  de  la  r^clamation» 
L'Office  responsable  est  tenu 
de  rembourser  sans  retard,  k 
FOffice  exp6diteur,  le  mon- 
tant  de  Findemnit6  pay^e  par 
celui-ci. 

5.  II  est  entendü  que  la 
r^clamation  n'est  admise  que 
dans  le  d^lai  d'tm  an  h  parlir 
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der  Aufgabe  des  Stükes  an, 
zuläßig  ist.  Nach  Ablauf  dieser 
Frist  ist  der  Reklamant  zu 
keiner  Entschädigungsforde- 
rung mehr  berechtigt. 

6.  Wenn  der  Verlust  oder 
die  Beschädigung  auf  dem 
Transport  zwischen  den  Aus- 
wechlungsbOreaux  zweier  an- 
grenzenden Länder  stattge- 
funden hat  und  es  nicht  mög- 
lich ist,  festzustellen,  auf  wel- 
chem der  beiden  Gebiete  der 
Vorfiill  sich  ereignete,  so  tra- 
gen die  beiden  betheiligten 
Verwaltungen  den  Verlust  je 
zur  Hälfte. 

7.  Die  Verwaltungen  sind 
jeder  Verantwortlichkeit  ent- 
hoben für  diejenigen  Post- 
sttike,  welche  die  Berechtig- 
ten in  Empfang  genommen 
haben. 

Artikel  12. 
Die  innere  Gesezgebung  je- 
des der  kontrahirenden  Länder 
bleibt  maßgebend  in  allen 
durch  die  Bestimmungen  des 
gegenwärtigen  Vertrages  nicht 
vorgesehenen  Punkten. 

Artikel  13. 
Die  Bestimmungen  des  ge- 
genwärtigen   Vertrages     be- 


du  d6p6t  du  colis  ä  la  poste; 
pass6  ce  terme,  le  r^clamant 
n'a  droit  ä  aucune  indemnit^. 


6.  8i  la  perte  ou  Favarie 
a  eu  Heu  en  cours  de  trans- 
port  entre  les  bureaux  d'6- 
change  de  deux  pays  limi- 
trophes,  sans  qu'il  soit  possible 
d'6tablir  sur  lequel  des  deux 
territoires  le  fait  s'est  accom- 
pti,  les  deux  Administrations 
en  cause  supportent  le  dom- 
mage  par  moiti6. 


7.  Les  Administrations  ces- 
sent  d'ötre  responsables  des 
colis  postaux  dont  les  ayants 
droit  ont  pris  livraison. 


Article  12. 
La  l^gislation  int6rieure  de 
ohacun  des  pays  contractants 
demeure  applicable  en  tout  ce 
qui  n'est  pas  pr6vu  par  les 
stipulations  contenues  dans 
la  präsente  Convention. 

Article  13. 
Les  stipulations  de  la  prä- 
sente Convention  ne  portent 


-2ür. 


/s/ 


Digitized  by  CjOOQiC 


890 


Vertrag 


schränken  nicht  die  Befugniß 
der  vertragschließenden  Thei- 
le,  üebereinkommen  unter  sich 
bestehen  zu  lassen  und  neu 
zu  schließen,  sowie  engere 
Vereine  aufrecht  zu  erhalten 
oder  neu  zu  gründen  zur  Ver- 
besserung des  Dienstes  betref- 
fend die  Poststüke. 


Artikel  14. 

1.  Den  Vereinsländern, 
welche  am  Abschlüsse  des 
gegenwärtigen  Vertrages  nicht 
theilgenommen  haben,  ist  auf 
ihr  Verlangen  gestattet,  dem- 
selben beizutreten,  und  zwar 
in  der  durch  Art.  18  des  Ver- 
trages vom  1.  Juni  1878,  be- 
treffend die  Aufnahme  in  den 
Weltpostverein,  vorgesehenen 
Form. 

2.  Wenn  jedoch  das  den 
Beitritt  begehrende  Land  die 
Befugniß  beansprucht,  eine 
höhere  Zuschlagtaxe  als  25 
Cent,  für  jedes  Stük  zu  er- 
heben, so  legt  die  Regierung 
der  schweizerischen  Eidge- 
nossenschaft das  Beitrittsbe- 
gehren allen  kontrahirenden 
Ländern  vor.  Dem  Begehren 
ist   entsprochen,  wenn   inner 

l\  i    ^4'  '^^*^  Monaten  keine  gegenthei- 
lige  Stimmabgabe  erfolgt  ist. 


pas  restriction  au  droit  des 
parties  contractantes,  de  main- 
tenir  et  de  conclure  des  Con- 
ventions speciales,  ainsi  que 
de  maintenir  et  d'^tablir  des 
unions  plus  restreintes,  en  vue 
de  Tam^lioration  du  service 
des  colis  postaux. 

Article  14. 

1.  Les  pays  de  TUnioa 
postale  universelle  qui  n'ont 
point  pris  part  ä  la  pr^ente 
Convention  sont  adinis  a  j 
adh^rer  sur  leur  demande  et 
dans  la  forme  prescrite  par 
Tarticle  18  de  la  Convention 
du  l«'juin  1878,  en  ce  qui 
ooncerno  les  adh6sions  ä 
r Union  postale  universelle. 

2.  Toutefois,  si  le  pays  qui 
d6sire  adh6rer  k  la  pr^ente 
Convention  r^clame  la  facult6 
de  percevoir  uüe  surtaxe  su- 
p6rleure  k  25  Centime«  par 
colis,  le  Gouvernement  de  la 
Conf6d6ration  suisse  soumet 
la  demande  d'adh^sion  k  tous 
les  pays  contraetants.  Cette 
demande  est  con8id6r6e  comme 
admise  si,  dans  un  d^ai  de 
quatre  mois,  aucune  objection 
n'a  6t6  pr^sent^e. 
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Artikel  15. 
Die  Postverwaltungen  der 
kontrahirenden  Länder  be- 
zeichnen die  BQreaux  oder 
Ortschaften,  welche  sie  zum 
internationalen  Verkehr  mit 
Poststüken  zulassen;  sie  ord- 
nen die  Form  und  den  üeber- 
lieferungsmodus  der  Poststüke 
und  treffen  überhaupt  alle  für 
die  Vollziehung  des  gegenwär- 
tigen Vertrages  nothwendigen 
Maßregeln. 

Artikel  16. 
Der  gegenwärtige  Vertrag 
kann  unter  den  durch  Art.  19 
des  Weltpostvertrages  vom 
1.  Juni  1878  vorgesehenen 
Bedingungen  revidirt  werden. 

Artikel  17. 

1.  Die  Postverwaltung  je- 
des der  vertragschließenden 
Länder  "Tiat  das  Recht,  den 
andern  betheiliglen  Verwal- 
tungen durch  Vermittlung  des 
internationalen  Postbüreau  An- 
träge betreffend  den  Dienst 
der  Poststüke  zu  unterbreiten. 

2.  Um  zum  Beschlüsse  er- 
hoben zu  werden,  müssen 
diese  Anträge  auf  sich  ver- 
einigen : 


Article  15. 
Les  Administralions  «des 
postes  des  pays  contractants 
d^signent  les  bureaux  ou  lo- 
calit6s  qu'elles  admettent  ä 
r^change  international  des 
colis  postaux;  elles  r^lent  le 
mode  de  transmission  de  ces 
colis  et  arrötent  toutes  les 
autres  mesures  de  detail  et 
d'ordre  n^cessaires  pour  as- 
surer  Tex^cution  de  la  prä- 
sente Convention. 

Article  16. 
La  präsente  Convention  est 
soumise  aux  conditions  de 
r6vision  d6termin6es  par  Tar- 
ticle  19  de  la  Convention  de 
rUnion  postale  universelle, 
du  l«juin  1878. 

Article  17. 

1 .  Toute  Administration  des 
postes  d'un  des  pays  contrac- 
tants a  le  droit  d'adresser 
aux  autres  Administrations 
participantes,  par  Finterm^- 
diaire  du  Bureau  international, 
des  propositions  concernant 
le  Service  des  colis  postaux. 

2.  Pour  devenir  d6finitives, 
ces  propositions  doivent  r6- 
unir,  savoir: 
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a.  Einstimmigkeit,  wenn  es 
^sich  um  Abänderung  der 
Artikel  1,  2,  3,  4,  5,  6, 
7,  8,  10,  11,  16,  17  und 
18  des  gegenwärtigen  Ver- 
trages handelt; 

6.  zwei  Dritttheile  der  Stim- 
men, wenn  es  sich  um  die 
Abänderung  anderer  Be- 
stimmungen als  derjenigen 
der  vorgenannten  Artikel 
handelt ; 

c.  einfache  Stimmenmehrheit 
bei  Fragen  über  Auslegung 
der  Bestimmungen  des 
gegenwärtigen  Vertrages. 

3.  Die  gültigen  Beschlüsse 
werden  festgestellt:  in  den 
ersten  zwei  Fällen  durch  eine 
diplomatische  Erklärung,  im 
dritten  Falle  durch  eine  admi- 
nistrative Kundgebung, in  der 
durch  das  lezte  Alinea  vom 
Art.  20  des  Weltpostvertrages 
vom  I.Juni  1878  angegebenen 
Form. 

Artikel  18. 

1.  Gegenwärtiger  Vertrag 
tritt  mit  dem  1.  Oktober  1881 
in  Kraft. 

2.  Derselbe  ist  so  bald  als 
möglich,  spätestens  bis  1.  Juli 
1881.  zu  ratifiziren  und  dauert 


a,  Tunanimit^  des  suffrages^ 
s'il  s'agit  de  la  modifica- 
tion  des  dispositions  des 
articles  1,  2,  3,  4,  5,  6, 
7,  8,  10,  IJ,  16,  17  et  la 
de  la  präsente  Convention^ 

h.  les  deux  tiers  des  sufifrages^ 
s'il  s'agit  de  la  modifica- 
tion  des  dispositions  de  la 
präsente  Convention  autres 
que  Celles  des  articlea 
pr6cit6s ; 

c.  la  simple  majorit6  absolue^ 
s'il  s'agit  de  Tinterpr^ta- 
tion  des  dispositions  de  la 
präsente  Convention. 

3.  Les  r^solutions  valable» 
sont  consaer6es,  dans  les  deu& 
Premiers  cas,  par  une  d6clara- 
tion  diplomatique,  et,  dans  le 
troisi^me  cas,  par  une  notili- 
cation  administrative,  Selon  la 
forme  indiqu6e  au  dernier 
alin6a  de  Tarticle  20  de  la 
Convention  de  Tünion  postale 
universelle  du  1*'  juin  1878. 

Article  18. 

1.  La  präsente  Convention 
sera  mise  ä  ex^cution  le 
l«'octobre  1881. 

2.  Elle  sera  ratifi^e  aussi- 
t6t  que  faire  se  pourra,  et  au 
plus  tard  le  1«  juillet  1881, 
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unbestimmte  Zeit-,  aber  jeder 
vertragschließende  Theil  hat 
das  Recht,  von  diesem  Ver- 
trag zurükzutreten  auf  eine, 
ein  Jahr  zum  voraus  durch 
seine  Regierung  der  Regierung 
der  schweizerischen  Eidgenos- 
senschaft abgegebene  Erklä- 
rung. 

3.  Vom  Tage  der  Vollzie- 
hung des  gegenwärtigen  Ver- 
trages an  treten  alle  früher 
zwischen  den  verschiedenen 
Regierungen  oder  Verwaltun- 
gen der  kontrahirenden  Theile 
vereinbarten  Bestimmungeo 
außer  Kraft,  insoweit  sie  un- 
vereinbar sind  mit  dem  Wort- 
laute des  gegenwärtigen  Ver- 
trages, Alles  unbeschadet  der 
durch  die  Artikel  12  und  13 
vorbehaltenen  Rechte. 

Kraft  dessen  haben  die  be- 
treffenden Bevollmächtigten 
den  gegenwärtigen  Vertrag 
unterzeichnet  in  Paris  den 
dritten  November  eintausend 
acht  hundert  und  achtzig. 

Für  die  Schweiz: 
Ed.  HShn. 

Für  Deutschland: 
W.  Günther. 
L.  Mießner. 


et  demeurera  en  vigueur  pen- 
dant  un  temps  ind6termin6; 
mais  chaque  partie  eontrac- 
tante  aura  le  droit  de  se  re- 
tirer  de  cette  Convention 
moyennant  un  avis  douu^,  im 
an  ä  Tavance,  par  son  Gou- 
vernement au  Gouvernement 
de  la  Conf6d6ration  auisse, 

3.  Sont  abrog^es,  i\  parür 
du  jour  de  la  mise  k  ex^cu- 
tion  de  la  präsente  Conven- 
tion, toutes  les  dispositioos  con- 
venues  ant^rieurement  entre 
les  divers  pays  coniraet-ants 
ou  entre  leurs  Adminislmtions, 
pour  autantqu'elles  ne  seraient 
pas  conciliables  avec  les  ter- 
mea  de  la  präsente  Conven- 
tion,  et  Sans  pr6judice  dos 
droits  röserv^s  par  k's  ar- 
ticles  12  et  13  pr6cedenlyi, 

En  foi  de  quoi,  les  pi^ni^ 
potentiaires  respectifs  ont 
8ign6  la  präsente  Convriilioti 
ä  Paris,  le  trois  nuvLinbre 
mil  huit  Cent  quatre-vingL 


Für  Oesterreich: 
A.  Varges. 

Für  Ungarn: 
P.  Heim. 
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Für  Belgien: 

F.  Gife. 

A.  Dubois. 

Für  Bulgarien: 
N.  S.  Stoitchoff. 
P.  Travers. 

Für  Dänemark: 
Schou. 

Für  Egypten: 
V.  Chioffi. 

Für  Spanien: 

G.  Cruzada  Villaamil. 

Für  Frankreich: 
Ad.  Cochery. 

Für  Großbritannien  u.  Irland : 

Für  Britisch  Indien: 

Für  Italien : 
A.  Capecelatro. 


Für  Luxemburg: 
V.  de  Roebe. 

Für  Montenegro: 
A.  Varges. 

Für  Niederland: 

Für  Persien: 

Für  Portugal: 
G.  A.  de  Barros. 

Für  Rumänien: 
C.  F.  Robesco. 

Für  Serbien: 
MIaden  Z.  Radoycovitch. 

Für  Schweden: 
W.  Roos. 

Für  Norwegen: 
Chr.  Hefty. 

Für  die  Türkei: 
Y.  Macridi. 


Schlußprotokoll. 


Bei  Unterzeichnung  des 
heutigen  Vertrages,  betreffend 
deo  Austausch  von  Poststüken 
ohne  Werthangabe,  haben  die 
unterzeichneten    Bevollmäch- 


Protocole  final. 


Au  moment  de  proc6der  ^ 
la  signature  de  la  Convention 
conclue  ä  la  date  de  ce  jour, 
relativement  a  Töchange  des 
colis  postaux  sans  d^claratioQ 
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ligten  folgende  Bestimmungen 
vereinbart : 

I.  Jedes  dem  obgenannten 
Vertrage  beitretende  Land,  in 
welchem  die  Post  dermalen 
mit  der  Beförderung  der  klei- 
nen Pakete  sich  nicht  befaßt, 
hat  das  Recht,  die  Bestimmun- 
gen dieses  Vertrags  durch  die 
Eisenbahn-  und  Schiffahrts- 
unternehmungen  vollziehen  zu 
lassen,  auch  den  fraglichen 
Dienst  auf  die  von  diesen 
Transportanstalten  bedienten 
Ortschaften  zu  beschränken. 

Die  Postverwaltung  eines 
solchen  Landes  hat  sich  mit 
den  Eisenbahn-  und  Dampf- 
schififahrtsunternehmungen  zu 
verständigen,  um  die  voll- 
ständige Ausführung  sämmt- 
licher  Bestimmungen  des  ob- 
genannten Vertrages  durch 
diese  Unternehmungen  zu 
sichern,  und  namentlich  um 
den  Uebergabsdienst  an  der 
Grenze  einzurichten. 

Die  Postverwaltung  hat  als 
Vermittlung  zu  dienen  für  den 
gesammten  Verkehr  mit  deu 
Postverwaltungen  der  andern 
kontrahirenden  Länder  und  mit 
dem  internatioDalen  Bureau. 


de  valeur,  les  pl6nipotentiaires 
80ussign6s  sont  convenus  de 
ce  qui  suit: 

L  Tout  pajs  oü  la  poste 
ne  se  Charge  pas  actuellement 
du  transport  des  petits  colis 
et  qui  adh^re  ä  la  Conven- 
tion susmentionn^e,  aura  ia 
facult6  d'en  faire  ex6cuter  les 
clauses  par  les  entreprises  de 
chemins  de  fer  et  de  naviga- 
tion.  II  pourra  en  m^me  temps 
limiter  ce  Service  aux  colis 
provenant  ou  ä,  destination  de 
localit^s  desservies  par  ces 
entreprises. 

L' Administration  postale  de 
ce  pays  devra  s'entendre  avec 
les  entreprises  de  chemins  de 
fer  et  de  navigation  pour  as- 
surer  la  compl^te  ex6cution, 
par  ces  derni^res,  de  toutes 
les  clauses  de  la  Convention 
ci-dessus,  sp6cialement  pour 
organiser  le  Service  d' behänge 
^  la  fronti^re. 


Elle  leur  servira  d'inter- 
m6diaire  pour  toutes  leurs  re- 
lations  avec  los  Administra- 
tions  postales  des  autres  pajs 
contractants  et  avec  le  Bureau 
international. 
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Vertrag 


IL  Nachdem  die  Vertreter 
von  Großbritannien  und  Ir- 
land, von  Britisch  Indien,  Nie- 
derland und  Persien  erklärt 
haben,  sie  seien  dermalen 
nicht  in  der  Lage,  den  Ver- 
trag zu  unterzeichnen,  so  wird 
den  genannten  Ländern  fQr 
die  Vollziehung  dieser  Forma- 
lität ein   Termin    bis   1.  Juli 

1881  bewilligt.  Das  Protokoll 
wird  zu  diesem  Zweke  offen 
behalten. 

Andererseits  wird  der  Ter- 
min für  Vollziehung  des  Ver- 
trags zu  Gunsten  dieser  vier 
Länder  bis  spätestens  1.  April 

1882  verlängert. 

IIL  Falls  die  eine  oder  an- 
dere der  Regierungen,  deren 
Vertreter  den  Vertrag  unter- 
zeichnet haben  oder  noch 
unterzeichnen  werden,  sich  be- 
wogen sehen  sollte,  den  Ver- 
trag nicht  zu  ratifiziren,  so 
bleibt  dieser  leztere  nichts 
desto  weniger  für  alle  flbrigen 
Theile  definitiv  und  obliga- 
torisch. 

Zur  Urkunde  dessen  haben 
die  nachstehenden  Bevoll- 
mächtigten vorliegendes  Pro- 
tokoll erstellt,  dessen  Bestim- 


11.  Les  repr^sentants  de  la 
Grande-Bretagne  et  d'Irlande, 
de  rinde  britannique,  des 
Pays-Bas  et  de  la  Perse  ayant 
declar6  n'ötre  pas  actuelle- 
ment  en  mesure  de  signer  la 
Convention,  il  leur  est  acoord6, 
pour  proc6der  ä  cette  forma- 
lit6,  un  d^lai  qui  expirera  le 
l^juillet  1881.  Leprotocole 
est,  ä  cet  effet,  laiss^  ouvert. 


D'autre  part,  le  d6lai  pour 
la  mise  ä  ex^cution  de  la 
Convention  est  prolong6,  en 
faveur  de  ces  quatre  pajs, 
jusqu'au  1«  avril  1882,  au 
plus  lard. 

IIL  Dans  le  cas  oü  Fub 
ou  Tautre  des  Gouvernements 
dont  les  representants  ont 
sign6  ou  signeront  la  Conven- 
tion ne  croirait  pas  devoir  la 
ratitier,  cette  Convention  n'en 
sera  pas  moins  definitive  et 
obligatoire  pour  toutes  les 
autres  parties  contraetantes. 


En  foi  de  quoi,  les  pl^ni- 
potentiaires  respectifs  ont 
dress6  le  präsent  Protocole 
final,  qui  aura  la  möme  force 
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mungen  den  gleichen  Werth 
und  die  nämliche  Gültigkeit 
haben  sollen,  wie  wenn  die- 
selben in  den  Vertrag  selbst 
aufgenommen  wären.  Das 
Protokoll  wurde  in  einem 
Exemplar  unterzeichnet,  wel- 
ches in  das  Archiv  der  fran- 
zösischen Regierung  niedei^e- 
legt  und  von  welchem  jedem 
Theile  eine  Abschrift  über- 
geben wird. 

Paris,  den  dritten  No- 
vember eintausend  achthun- 
dert und  achtzig. 

Für  die  Schweiz: 
Ed.  Htfhn. 

Für  Deutschland: 
W.  Günther. 
L.  Miessner. 

Für  Oesterreich: 
A.  Varges. 

Für  Ungarn: 
P.  Heim. 

Für  Belgien: 

F.  Gife. 
A.  Dubois. 

Für  Bulgarien: 

N.  S.  Stoitchoff. 
P.  Travers. 


et  la  m^me  valeur  que  si  les 
dispositions  qu'il  contient 
6taient  ins6r6e8  dans  la  Con- 
vention elle-möme;  et  ils  Tont 
sign6  sur  nn  exemplaire  qui 
restera  d^pos6  aux  Archives 
du  Gouvernement  fran^ais  et 
dont  une  copie  sera  remise 
ä  chaque  partie. 


Paris,   le  trois   novembre 
mil  huit  Cent  quatre-vingt 

Für  Dänemark: 
Schou. 

Für  Egypten: 
V.  Chioffi. 

Für  Spanien : 
G.  Gruzada  Villaamil. 

Für  Frankreich: 
Ad.  Cochery. 

Für  Großbritannien  und 
Irland : 

Für  Britisch  Indien: 

Für  Italien: 
A.  Capecelatro. 

Für  Luxemburg: 
V.  de  Roebe. 


Eidg.  amtl.  Samml.  Neue  Folge.  V.  Bd. 


58 
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Äuswechalöüg  vor  Poatatäkeii  ohne  Werlhau^be, 


Für  Monteoegro  i 
A,  Varges- 

Fttr  Niederlrtnd  : 

Für  Persien: 

Fftr  Portugal: 
6.  A.  de  Barros, 

Fllr  Humänlen : 
C.  F.  Robesco. 


Für  Serbien: 
Mladen  Z*  RadoycovHch. 

Für  Schweden: 
W.  Roos. 

Für  Norwegen: 
Chr,  Hefty, 

Für  die  Türkei: 
Y«  Macridi. 


Note.  Nach  der  vom  französieclien  Botschafter  in  Bern  deiD 
ßondesrathe  anterm  7.  Septeiaber  1881  gemachten  Mittheiluog  haben 
alle  vorgenannten  Staaten  die  beim  Abschlnß  des  vorstehen  den  Ver- 
trages vorbebaltene  Ratifikation  er theilt,  mit  Ausnahme  von  Kpauien, 
Portugal  und  der  Türkei. 

Der  vorstehende  Vertrag  ist  seit  dem  1.  Oktober  1881  in  der 
Schweiz,  in  ÜentHchlH.nd,  Üesterreich-Ungarnj  Belgien,  Bulgarien. 
Dänemark,  Egypten,  Italien,  Luxem  barg,  Montenegro,  Eumänieaj 
Serbien,  Schweden  nnd  Norwejren  in  VollÄiehang  getreten,  in  Fraok- 
reich,  in  Folge  eines  Spezi alabkom mens,  schon  seit  dem  1,  Mai  1881* 

Was  Großbritannien  nnd  Irland,  Britisch  Indien,  Niederland  nnd 
Peraien  betrifft^  so  haben  diese  Staaten  sich  vorbehalten,  den  Vertrag 
erst  vom  1.  April  18B2  an  zn  volbiehen. 
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Biindesbeschluß 

betreffend 

Bewilligung  von  Nachtragskrediten  an  den  Bundes- 
rath  fUr  das  Jahr  1881. 

(Vom  17.  Chriötmonat  1881.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 
nach    Einsicht    der    Botschaft    des    Bundesrathes    vom 
f).  Christmonat  1881, 

beschließt: 

Es  werden  dem  Bundesrathe  folgende  Nachtragskredite 
bewilligt : 


2. 


Zweiter  Abschnitt. 
Allgemeine  Verwaltung. 


A.    Nationalrath: 
Taggelder  und  Reise-Entschä- 
digungen   an    die    Mitglieder 
und  Kommissionen 

Taggelder  und  Reise- Entschä- 
digung an  den  Uebersezer    . 


3.  Bedienung 


Fr. 


50,000.  - 


Fr. 


800.- 
600.- 

t 
51^400.  — 

öXiöo.  — 

Digitized  by  Google 

üebertrag 

900  BandesbeschluÜ 

Fr.  Fr. 

Uebertrag  51,400.  ~ 

•B.    St&nderath: 

1.  Taggelder  und  Reise-Entschä- 
digungen an  Kommissionen  .        5,500.  — 

2.  Taggelder  und  Reise-Entschä- 
digung an  den  Uebersezer  400.  — 

3.  Bedienung     ....  700.  — 

6,600.— 

C.    Bundesrath: 
Grehalt  des  Präsidenten  und  der  Mitglieder     .  953.40 

Dritter  Abschnitt. 

Departemente  und  Verwaltungen. 

A.  Politisches  Departement 

Fr. 
6.    Beitrag    an     schweizerische 

Konsulate  .         .  1,000.— 

8.  Eidgenößische  Repräsentan- 
ten und  Kommissarien         .      30,000.  — 

9.  Repräsentationskosten  .        2,500.  — 


33,500.  — 


B.  Departement  des  Innern. 
I.   Kanzlei. 

Allgemeine  Ausgaben. 
4.    Unvorhergesehenes*     .         .        1,500   — 

III.  Bauwesen. 

4.  Mobiliaralischaffung  u.  Unter- 
halt     15,000.  -- 

6.    Erweitenings-   und   Umbau- 

arbeiten      ....      18,430.  - 


Uebertrag      34,930.-         92,453,40 
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Fr.  Fr. 

Uebertrag      34,930.  -        92,453. 40 

7.  Bauliche    Arbeiten    an    ge- 
mietheten  Gebäuden  .  520.  — 

8.  Neubauten  ....        6,500.  — 

41,950.— 

C.  Justiz-  und  PoUzeidepartement. 

5.  Gesezent würfe,  Kommissionen,  Druk  und 
Uebersezungen  gesezgeberischer  Arbeiten  3,000.  — 

D.  Hilitärdepartement. 

II.  Verwaltung. 

A.  V  e  r  w  a  1 1  u  n  gspersonal. 

Fr. 
8.    Oberpferdearzt: 

d.  Büreaukosten  .  300.  — 

15.    Munitiopsdepot    .         .         .        9,110.  — 

B.  lüstruktionspersonal. 

3.  Artillerie     ....        1,000.— 

J.  Militäranstalten     und 

Festungswerke     .         .  _2& 824. 40 

37,234.  40 

III.  Regiepferdeanstalt. 

Fr. 

4.  Inventaranschaffungen  6,100 

6.  Verschiedenes  .         .       600 

6,700.  — 


V.Munitionsfabrik.        .    174,580.— 

E.  Finanz-  nnd  Zolldepartement. 

Abtheilung  Finanzen. 

I.  Finanzbüreau. 

Fr. 
Zweiter  Sekretär  und  Uebersezer        1 ,070.  — 


218,514.  40 


Uebertrag        1,070.  —      355,917. 80 
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»  Fr.  Fr. 

Uebertrag      1,070.—      355,917.80 

V.  Pul  ver  V  erwaltung. 

9.    Inventaranschaffungen  .        3,400.  — 


AbtheJIung  Zölle. 

L  Gehalte. 

ö.  ZollstÄtten: 

5.    Bezugsprovisiooen    an    Zoll- 

tiufi  Postbeamte    und  Land- 

jäger           .... 

5,500.  — 

d.  BüSOlduDgSQaohgenuß  . 

6,000.  — 

15,970.  - 


Fi  HandelS"  iL  Landwirthschaftsdepartement. 
I.   Kanzlei. 

Fr. 

a.  Besoldungen       .         .         .  800.  — 

IL.  Handels-  u.  Gewerbewesen, 
Kommiasioneü,  Expertisen, 
Reisen  etc.  .         .         .        1,800.  ^ 

V.  SchuÄ  de^  gewerblichen,  lite- 
rarfschen  und  künstlerischen 
Eigenihunis         .         .         .        1,400.  — 
Internationale    Ausstellung    in 

Melbourne  ....      33,701.  95 

VI,  Lanrlwirthscliaff : 

11.  Lüutiwirthäehaftliche  Aus- 
stellungen       .         .         .        4,000.  — 


41,701.95 

Uebertrag     413,589. 75 
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Fr. 
Uebertrag      413,589.75 

G.  Post-  nnd  Eisenbahndepartement. 
Postverwaltung. 

Fr. 
VI.  Mobiliar- und  Büreaugeräth- 

schaften    ....      15,000.  — 
Vm.  Traosportkosten         .         .    150,000.  -- 

Telegraphenverwaltung. 

VII.  Büreaugeräthschaften : 

a.  Neue  Anschaffungen     .        1,500.  — 

Eisenbahnwesen. 

VI.  Büreaukosteu : 

a.  Druk-  und  Lithographie- 
kosten .         .         .        5,000.— 

_-      171,500.  - 

585,0ö9.  75 

Alöo  beschloßen  vom  Ständeratlie, 

Bern,  den  15.  Christmonat  1881. 

Der  Vizepräsident :    Wilh.  Vigler. 
Der  Protokollfiilirer :   Schatzmann. 

Also  beschloßen  vom  Natioi^alrathe, 

Bern,  den  17.  Christmonat  1881. 

Der  Präsident:    Zyro. 

Der  Protokollführer:    Sclließ. 
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Der  schweizerische  Bundesrath  beschließt: 

Aufnahme   des   vorstehenden   Bundesbeschlußes  in   die 
amtliche  Gesezsammlung  der  Eidgenoßenschaft. 

Bern,  den  22.  Christmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

SehleS. 


BnndesbeschluJB 

betreffend 

Subvention  an  die  schweizerische  Landesausstellung 
in  ZUrich. 

(Vom  21.  Christmonat  1881.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 
nach   Einsicht  einer   Botsclmft   des    Bundesrathes   vom 
6.  Christmonat  1881, 

beschließt: 

Art.  1.  Der  schweizerischen  Ausstellungskommission 
wird  an  die  Kosten  der  schweizerischen  Landesausstellung, 
welehe  vom  1.  Mai  bis  30.  Herbstmonat  1883  in  Zürich  statt- 
finde^ eine  Bundessubvention  ^  fonds  perdu  von  Fr.  430,000, 
wovon  Fr.  30,000  ftlr  Herstellung  einer  schweizerischen 
Schulstatistik  zu  verwenden  sind,  bewilligt. 
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Art.  2.     Es  ist  diese  Summe  auf  die  Jahresbüdgets  von 
1882  und  1883  gleichmäßig  zu  vertheiien. 

Also  beschloßen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  19.  Christmonat  1881. 

Der  PräskleBt:    Zyro. 

Der  Protokollführer:    Schieß. 

Also  beschloßen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  21.  Christmonat  1881. 

Der  Vizepräsident:  Wilh.  Vigier. 

Der  Protokollführer:   Sehatzmann. 


Der  schweizerische  Bun'desrath  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlußes. 
Bern,  den  23.  Christmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Sehie£. 
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Bnndesbeschluß 

betreffend 

das  Budget  fUr  das  Jahr  1882. 

(Vom  23.  Christmonat  1881.) 


Die   Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenoßenschaft, 

nach  Einsicht  des  bundesräth liehen  Voranschlags  für 
das  Jahr  1882,  vom  31.  Weinmonat  1881,  sowie  der  zuge- 
hörigen Botschaft  vom  gleichen  Datum, 

beschließt: 

1.  Der  Bundesräth  wird  eingeladen,  die  Gesammtsumme 
der  Einnahmen  der  Zollverwaltung  nach  den  einzelnen 
Rubriken  a — i,  welche  später  in  der  Staatsrechnung  aufge- 
führt werden,  schon  im  Budget  zu  spezißziren. 

2.  Der  Bundesräth  wird  eingeladen,  von  der  im  Bun- 
desgesez  vom  20.  Brachmonat  1879,  Art.  2  erhaltenen  Er- 
mächtigung, betreffend  Erhöhung  des  Eingangszolls  auf  Brannt- 
wein u.  s.  w.,  bald  thunlichst  in  geeigneter  Weise  Gebrauch 
zu  machen. 

Der  Bundesräth  wird  femer  eingeladen,  zu  prilfen,  ob 
nicht  auf  dem  Wege  der  Verständigung  mit  den  Kantona- 
regierungen  Maßregeln  zu  ergreifen  sind,  um  dem  sich  stei- 
gernden, übermäßigen  Genuß  von  Alkohol  zu  steuern,  und 
darüber  Bericht  und  Anträge  vorzulegen. 
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3.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  bei  den  Einnahmeu 
und  Ausgaben  der  Telegraphenversvakung  soweit  möglich 
und  thunlich  nach  besondern  Rubriken  auszuscheiden,  wt  IcIk* 
Aufgaben  für  die  Telephoneinrichtungen  gemacht  werden 
und  welche  Einnalimen  von  denselben  herrühren. 

4.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  die  Eisenbahn  Ver- 
waltungen zu  veranlaßen,  ihre  Rechnungsstellung  gegenüber 
dem  Bund  nach  eiulieil Heben  Grundsäzen  und  in  gleicli- 
förmiger  Weise  zu  gestalten. 

5.  Der  Bundesrath  \\ird  eingeladen,  bei  der  nächsten 
Erneuerungswahl  der  eidgenößischen  Beamten  und  Aoge- 
stellten  so  weit  immer  möglich  darauf  Bedacht  zu  nehuicii. 
daß  dem  Inspektor  für  Maß  und  Gewicht  noch  andere  Ge- 
schäftszweige des  Handels-  und  Land  wir thschaftsdepartements, 
Abtheilung  Handel  und  Industrie,  übertragen  werden  können^ 
und  den  Neugewählten,  so  wie  auch  solche,  bei  denen  'Mir 
Zeit  ähnliehe  Verhältnisse  bestehen,  zu  verpflichten,  sieh 
ausschließlich  den   amtlichen  Geschäften  zu  widmen. 

6.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  über  die  Ver- 
wendung des  Postens  von  Fr.  20,0U0  für  Rindviehzuchi.  \m 
zur  nächsten  Session,  und  über  die  Postulate  221  und  222 
spätestens  bis  zur  nächsten  Budgetvorlage  Bericht  und  Aq^ 
trag  einzubringen. 

7.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  bei  Italien  weitere 
Schritte  zu  thun,  um  zum  Schuze  der  Vögel  ähnliche  Be- 
stimmungen zu  erzielen,  wie  solche  in  der  Scliweiz  besteben ; 
ebenso  sich  bei  der  deutschen  Regierung  zu  verwenden,  um 
dieselbe  zu  veran laßen,  auch  in  Deutschland  das  Verbot  der 
Frühliugsjagd  auf  Zugvögel  einzuführen. 

8.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  mit  dem  Budget 
des  Verwaltungs Jahres  zugleich  eine  summarische  üebersieli 
der  aus  demselben  sich  ergebenden  Kapital bewegungen,  eo 
wie  der  für  den  Beginn  des  Budgetjahres  voraussichtlich  ver- 
fügbaren   Betriebsmittel  aufzustellen. 
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Also  beschloßen  vom  Ständerathe, 

Berö,  den  21.  Christmonat  1881. 

Der  Vizepräsident:  Wilh,  Ylgier, 
Der  Protokollführer:    Schatzmann. 

Also  beschloßen  vom  National rathe, 

Bern,  den  23.  Christmonat  1881. 

Der  Präsident:    Zjrro« 

Der  Protokollführer:  Schieß. 


Der  schweizerische  Bundesrath  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlußes. 
Bern,  den  27.  Christmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

8elüe£. 
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im 


BnndesbescliluG 

betreffend 

die  Gewährleistung  einer  theilweisen  Revisi0n  dar 
Verfassung  des  Kantons  Zug^ 

(Vom  23.  Christmonat   IbBl.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen.  Ei  dgenoü  eascha ft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Buiidesrathes  vom 
29.  Wintermonat  1881  über  die  am  30,  Weinmoiiat  1881  von 
dem  Volke  des  Kantons  Zug  angL'Uonmit'tien  Verfaäsungs- 
bestimmungen,  wodurch  die  Artikt^l  29  bis  48  der  Ver- 
Fassung  vom  14/22.  Christmonat  lH7:i  umf  15,  Mai  1876  ab- 
geändert werden, 

in  Betracht: 

daß  diese  Verfassungsbestimmun^mi  uidits  den  \^or- 
Schriften  der  Bundesverfassung  Zuwüh'riMufcudes   eathiilten; 

daß  sie  die  Ausübung  der  j^olitii^ohen  Rechte  n^eh 
republikanischen  (repräsentativen  und  demokratischen)  Formen 
sichern ; 

daß  sie  vom  Volke  angenommen  worden  sind  und 
revidiii;  werden  können,  wenn  die  absolute  Mehrheil  der 
Bürger  es  verlangt, 

beschließt: 

1.  Der  durch  Volksbeschluß  vom  30.  Weinmonat  188t 
angenommenen  Aenderung  eines  Tht-iles  der  Verfaseung  des 
Kantons  Zug  wird  die  Gewährleistung  des  Bundes  ei'theiU. 

2.  Der  Bundesrath  ist  mit  der  Vollziehutr»  dieses  Bts- 
schlußes  beauftragt. 


*'o 
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Also  beschloßen  vom  Stäuderathe, 
Bern,   den  i^C  Christnionat    1881. 

Der  Vizepriisidt'nt :  Wilh.  Vigier. 

Der  Protokollführer:   Schatzmann. 

Also  beschloL)en  vom  Natiimalrathe, 
Bern,   den  23.  Christ.uoiiat  1881. 

Der  Präsident:    ZjTO. 

Der  Protokollführer:    Schieß. 

Der  schweizerische  Bundcsrath  beschließi. 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlußes. 
Bern,  den  27.  Chrislmonat   1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrat ht*."^. 

Der   B  u  u  d  e  s  j>  r  ä  3  i  d  e  n  t : 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft  • 

Schieß. 

Bundesbeschluß 

betreffend 

Erwerbung  des  Waffenplazes  Herisau. 

(Vom  23.  Christmonat  1881.) 

Die  Bundesversammlung 
der   schweizerischen  Eidgenoßenschaf»t, 
in  Aawendimg  von  Art.  22  der  Bundesverfassung  und 
nach  Einsichtnahme  einer  Botschaft   des  Buudesrathea  vom 
29.  Wintermonat  1881, 

beschließt: 
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betreffend  die  Erwerbung  des  Waffeüplazes  Herisau. 

1.  Der  Biindesrath  ist  ermächtigt,  dem  zwischen  dem 
eidgenößischen  Militärdepartement  nnd  dem  Kanton  Appen- 
zell A.  Rh.  und  der  Gemeinde  Herisau  vereinbarten  Ver- 
trage, durch  welchen  der  Waffenplaz  Herisau  an  den  Bund 
abgetreten  wird,  die  Genehmigung  zu  ertheilen. 

2.  Dem  Bundesrathe  wird  zum  Ankaufe  des  Breitfeldes 
und  für  die  projektirten  Erweiterungs-  und  Ergänzungsbauten 
ein  Kredit  bis  auf  den  Betrag  von  Fr.  380,000  eröffnet. 

3.  Dieser  Beschluß  tritt  als  nicht  allgemein  verbindlicher 
Natur  sofort  in  Kraft. 

4.  Der  Bundesrath  ist  mit  der  Vollziehung  dieses  Be- 
schlußes  beauftragt. 

Also  beschießen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  10.  Christmonat  1881. 

Der  Vizepräsident:  Wilh.  Yigier. 

Der  Protokollführer:    Schatzmann. 

Also  beschloßen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  23.  Christmonat  1881. 

Der  Präsident:    Zyro. 

Der  Protokollführer:    Schieß. 


Der   schweizerische  Bundesrath  beschließt: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesbeschlußes. 
Bern,  den  24.  Christmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz, 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Schieß. 
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Konkordat 

über 

Bestimmung  und  Gewähr  der  Viehhauptniängel. 

(Vom  5.  Augstroonat  1852.) 


Von  diesem  Konkordate  sind  die  eidgeDÖßischen  Stände 
F  r  e  i  b  u  r  g  und  Bern  zurükgetreten ,  laut  Schreiben  des 
Staatsrathes  von  Freiburg  vom  27.  Mai  1881  und  nach  der 
Zuschrift  des  Regierungsrathes  von  Bern  vom  24.  Christ- 
monat gleichen  Jahres,  sodaß  das  obgedachte  Konkordat 
derzeit  noch  besteht  zwischen  den  Kantonen  Zürich,  Schwjs, 
Zug,  Solotham,  Basel-Stadt  und  Basel -Landschaft,  Appen- 
zell Außer-  und  Innerrhoden,  St.  Gallen,  Aargau,  Thui^a, 
Waadt,  Wallis  und  Neuenburg. 

Bern,  den  30.  Christmonat  1881. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft: 
Schieß. 
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Terordnimg 

über 

den  Unterhalt  der  Benkner-Hintergrabendämmlein. 

(Vom  5.  Cbristmonat  1881.3 


Die  eidg.  Linihkommission ,  in  Erwelternng  der  gem&ß 
Art.!  und  Art.  8  des  Buodesgesezes  betreffend  die  Untere 
haltung  des  Linthwerks  vom  6.  Chrisimonat  1867  erlassenen 
Hintergraben- Verordnung  vom  22.  Weinmonat  1870, 

beschließt: 

§  1 .  Die  Benkner  -  Hintergrabendämmlein  auf  beiden 
Kanalseiten  ^wischen  Gießen  und  Grynau  bilden,  weil  zum 
Schuz  der  angrenzendeo  Liegenschaften  errichtet,  mit  den 
Hintergraben  Theile  des  Linthwerks. 

§  2.  Der  Unterhalt  derselben  und  der  Haupthin tei^aben 
ist  laut  Bundesgesez  vom  Jahr  1867,  betreffend  Unterhaltung 
des  Linthwerks,  und  Hiotergraben -Verordnung  vom  Jahr 
1870  den  betreffenden  Hintergrabengen ossamen  übertragen, 
welche  das  Nöthige  verfügen  und  ausführen  unter  Aufsicht 
der  Liifthkommission. 

§  3.  Der  zweite  Hintergraben  je  hinter  den  Dämmlein, 
welcher  die  anstoßenden  Liegenschaften  direkt  entwässert, 
ist,  soweit  nicht  bereits  hiezu  verpflichtete  Korporationen 
bestehen,  nach  Art.  8  der  Hintergraben -Verordnung  vom 
Jahr  1870  von  den  Anstößem  zu  unterhalten. 
Eidg.  amtl.  Samml.  Neue  Folge.  V.Bd.  59 
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§  4.  Die  LiegenschafUbesizer,  als  Besizer  des  Ghrund  uod 
Bodens  der  Hintergrabeodämmlein ,  dürfen  am  Profil  der- 
selben keinerlei  Aenderungen  vornehnien,  und  keine  Auf- 
brüche, Abgrabungen  oder  Anschüttungen  machen. 

§  5.  Sie  sollen  den  Dämmlein-Grasnuzen  in  der  Regel 
mindestens  2  Mal  im  Jahr,  und  zwar  im  Heumonat  und  im 
Herbstmonat,  einsammeln,  jedoch  in  einer  Weise,  daß  kein 
Schaden  entsteht  Jede  Azung  und  Befahrung  des  D&mm- 
leins  mit  kleinem  oder  größer m  Vieh  ist  strenge  verboten. 
Bäume  dürfen  am  Dämm  lein  nicht  gepflanzt  werden. 

S  6.  Ausnahmsweise  kann  das  Mähen  des  Dämn>lein- 
nuzens  ganz  oder  theil weise  jederzeit  verlangt  werden  sor 
Beobachtung  der  Wirkung  hoher  Wasserstände,  oder  bei 
vorzunehmenden  Arbeiten  am  Dämmlein. 

§  7.  Für  Arbeiten,  welche  die  Hintergrabengenossame> 
als  Rechtsnachfolgerin  der  früher  hiezu  verpflichteten  An- 
stößer,  am  Dämmlein  und  beiden  anstoßenden  Hintergräben 
ausführt,  haben  die  Bodenbesizer  keinen  Anspruch  auf  Ent- 
schädigung. 

§  8.  Uebertreter  dieser  Verordnung  haben  allen  dorcb 
ihre  Schuld  entstandenen  Nachtheil  vollständig  zu  ersezea 
und  sollen  überdies  gebüßt  werden  wie  folgt : 

a.  Für  Aufbruch,  Wegnahme  oder  Ablagerung  von  Ma- 
terial anf  Dämmlein  oder  eigenmächtige  Aenderungen 
am  Profil  desselben  .         .         .         .Fr.  5—50 

b.  Für  Weiden-  oder  Laufenlassen  von  Vieh, 

.  per  Stük ^      1 — 5 

c.  Für    Nichtbefolgung    der    Weisungen    des 
Aufsichtspersonals t)     2 — 5 

Bei  Rükfallen  kann  die  Buße  bis  auf  den  doppelten 
Betrag  erhöht  werden. 

§  9.  Der  Linthingenieur  sezt  den  Betrag  der  Bußen  fest, 
fordert  ihn  beim  Fehl  baren  ein    und   läßt  ihn,  wenn  nicht 
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binnea  acht  Tagen  Bezahlung  erfolgt,  oder  Rekurs  an  die 
Linthkommission  ergrififen  wird,  durch  das  betreffende  Be- 
zirksamt einziehen. 

Der  Betrag  der  Buße  fällt  in  die  Hintergrabenkasse. 

§  10.  Gegenwärtige  Verordnung  soll,  nachdem  sie  die 
Genehmigung  des  Bundesrathes  erhalten  haben  wird,  der 
Regierung  des  Kantons  St.  Gallen  zur  angemessenen  Publika- 
tion bekannt  gemacht  werden. 

Also  beschlossen,  Zürich,  den  5.  Christmonat  1881, 

Im  Namen  der  Linthkommission, 

Der  Präöid  e  n  t : 

C.  Kappeier. 

Der  Sekretär: 

C.  Zwleky. 


Der  schweizerische  Bundesrath 
ertheilt  der  vorstehenden  Verordnung  seine  Genehmigung. 
Bern,  den  21.  Christmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft : 

Schieß. 


Note.  Die  Verordnung  vom  22.  "Weinmonat  1870,  welche  oben 
auf  Seite  913  dreimal  zitirt  ist,  seinerzeit  aber  nicht  in  die  eidg. 
Gesezsammlnog  aufgenommen  wnrde,  wird  nachträglich,  der  Yoll- 
st&ndigkeit  wegen,  hier  beigefügt 
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Verordnimg 

betreffend 

die  Bildung  der  neuen  Hinfergraben-Genossame. 

(Vom  22.  Weinmonat  1870.) 


Die  eidgenössische  Lintbkommissioo, 
in  Ausführung  des  Bunde^esezes  betreffend  den  Unter- 
halt des  Linthwevkes,  vom  d.OhrisImonat  1867,  Art  8; 

nach  Einsicht  und  Würdigung  der  eingegangenen  Zu- 
schriftea  der  bisher  bestandenen  Korporationen, 

beschließt: 

Art.  1.  Der  MoUiser  Hintergraben  von  den  Stocklia* 
dem  bis  zum  Gewölb  ob  der  Näfelser  BrQke  ist  als  gleich- 
zeitiger  Abflußkanal  der  Spinnerei  in  Mollis  laut  Art  1  des 
Eonzessionsaktes  vom  30.  Augstmonat  1856  von  den  je- 
weiligen Besizeru  derselben  zu  unterhalten. 

Art.  2.  Der  rechtseitige  Escherskanal-Hintergraben  von 
und  mit  dem  Gewölb  bei  der  Näfelser  Brüke  abwärts  ge- 
hört als  LinthableituDgsgraben  zum  Unterhalt  der  Linth- 
kanäle  (Art.  5  etc.  des  Bundesgesezes  vom  6.  Christttionat  1867). 

Art  3.  Der  linkseitige  Escherskanal  -  Hintergraben, 
welcher  weder  zum  Schuz  noch  zur  Entwässerung  von 
Privateigenthum  dient,  ist  auf  seiner  ganzen  Länge  dem 
Linthunterhalt  zugetheilt. 
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Niedernmer  Hintergraben-Genotsame. 

Art.  4.  Der  Niederuraer  Hintergraben  von  der  Aus- 
mUndung  des  OberschwärzigrabeDS  bis  zur  AusmUndung  des 
HintergrabeDS  oberhalb  der  ZiegelbrUke  in  den  Linthkaoal 
ist  von  denjenigen  Liegenschaften  zu  unterhalten,  welche  bei 
den  Abzugsgräben ,  die  ihr  Wasser  hineinleiten ,  betheiligt 
sind. 

Bitten-Tugoener  Hint^rgraben-GenaMame. 

Art.  5.  Der  Bilten-Tuggener  Hintergraben  vom 
Ausfluß  des  Köllengrabens  abwärts  bis  zur  G-rynaoer  Brüke 
ist  von  denjenigen  Liegenschaften  zu  unterhalten,  welche 
bisher  die  Biltner  und  linkseitige  Benkner  Linthgenossamen 
gebildet  haben. 


Schännis-Utznacher  Hintergraben-Genoesame. 

Art.  6.  Der  Schännis-Utznacher  Hintergraben 
vom  Ausfluß  des  Winkeln-Baches  abwärts  bis  zur  Orjrnau- 
Straße  ist  von  denjenigen  Liegenschaften  unter  der  Windeok 
zu  unterhalten,  welche  bisher  zu  den  Linthgenossamen 
Schännis  und  rechtseitig  Benken  gehörten. 

Art.  7.  Die  Seitenkanäle  von  Grjnau  bis  zum  Zttrich- 
see  werden  nicht  als  Hintergraben,  sondern  als  Bestandtheile 
des  HauptkanalsjTStems  angesehen  und  demgemäß  nach  Art.  5 
des  eingangs  zitirten  Bundesgesezes  auf  Kosten  der  Linth- 
kasse  unterhalten. 

Art.  8.  Alle  Übrigen,  hier  nicht  speziell  angeführten 
Hintergräben  sind  als  Friedgräben  bezeichnet  und  von  den 
anstoßenden  Privaten  in  gutem  Zustand  zu  erhalten. 

Art.  9.  Die  einem  Hintergraben  zugetheilten  Liegen- 
schaften haben  ohne  Rüksicht  auf  ihre  Lage  die  Unterhal- 
tungskosten gleichmäßig  nach  Verhältniß  ihrer  Flächenmaße 
zu   tragen.     Die    unmittelbar  an   den  Graben  angrenzenden 
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Privaten  und  Korporationen  haben  überdies  sich  allen  ftkr 
den  Unterhalt  der  Hintergräben  erforderlichen  besondem 
Anordnungen  zu  unterziehen  und  namentlich  auch  die  Ab- 
lagerung des  Aushubmaterials  auf  ihren  Grundstüken  zu 
dulden. 

Art.  10.  Die  Besizer  der  den  in  Art  4—6  genannten 
Hintergräben  zugetheilten  Liegenschaften  haben  sich  je  sa 
einer  Korporation  zu  konstituiren  und  einen  Vorstand  zu 
wählen,  welcher  von  sich  aus  oder  in  Folge  von  BeschlQssea 
der  Mehrheit  oder  auf  Weisungen  der  Linthkommission  hia 
die  erforderlichen  Arbeiten  ausführt  und  dartlber  der  Ge- 
nossame  Rechnung  stellt. 

Sollten  einzelne  G-rabengenossamen  es  vorziehen,  die  ge^ 
sammte  Besorgung  des  ihnen  zugetheilten  Hintergrabens  der 
Linthkommission  zu  tibertragen,  so  wird  seitens  der  lezieni 
über  die  daherigen  Kosten  gesonderte  Rechnung  geführt 
und  der  Betrag  jeweilen  auf  die  beitr^spflichtigen  Li^en- 
schaften  umgelegt. 

Art.  11.  Um  den  Besizern  der  beitragspflichtigen  Lie- 
genschaften Gelegenheit  zu  bieten,  sich  entweder  zur  Korpo- 
ration zu  konstituiren,  oder  aber  die  Besorgung  des  Hinte^ 
grabens  der  Linthkommission  zu  übertragen  (Art.  10,  Abs.  2), 
sollen  bis  spätestens  81.  März  1871  die  bezüglichen  Gruppe 
zu  Versammlungen  einberufen  werden,  welche  unter  Leitung 
eines  Ausschusses  der  Liothkommission  stattfinden  und  zu 
denen  durch  die  Amtsblätter  der  Kantone,  sowie  durch  Ver- 
lesung in  den  Kirchen  der  betheiligten  Gemeinden  geboten 
werden  soll. 

Bei  diesen  Versammlungen  sind  die  Beschlüsse  der  An- 
wesenden für  die  Ausbleibenden  verbindlich. 

Bis  zum  Austrag  der  Sache  bleiben  die  alten  Linth- 
genossamen   für  jede  Hintergrabenstreke   unterhaltspflichtig. 

Art  12.  Jede  Hintergrabenkorporation  erhält  von  der 
Linthkommission  ein  Verzeichniß  der  ihr  zugetheilten  liegen* 
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schalten  und  einen  Katasterplan.  -*  Der  Vorstand  der  Kor- 
poration hält  diese  Register  in  Ordnung  und  ergänzt  die- 
selben nach  Erforderniß. 

Art.  13.  Vorstehende  Bestimmungen  sind  selbstver- 
ständlich in  keiner  Weise  vorgreiflich  für  allfsLllig  schon  be- 
stehende oder  künftig  entstehende  besondere  VerpflichUingem 
bezüglich  des  Unterhalts  einzelner  Grabenstreken. 

Art.  14.  Gregeuwärtige  Verordnung  soll  den  Regierungen 
«ler  Kantone  Schwjz,  Gtarus  und  St  Gallen  zur  angemes- 
senen Publikation  übermittelt  werden. 

Also  beschlossen,  Zürich,  den  22.  Weinmonat  1870. 

Dei:  Präsident  der  Lintbkommission : 

C.  Eappeler. 

Der  Sekretär: 

C.  Zwicky. 


Der  schweizerische  Bundesrath 
ertheilt  der  vorstehenden  Verordnung  die  Genehmigung. 
Bern,  den  23.  Wintermonat  1870. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Dr.  J.  Dnbs. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Schieß. 
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über    . 

Ausrichtung  von  Entschädigungen  bei  UnfiOlen  des 
Postpersonals  im  Dienste. 

(Vom  30.  Chmtmonat  18810 


Der  schweizerische  Bundesrath, 
in    theiiweiser    Abänderung    seiner    Verordnong    vom 
29.  Herbstmonat  1876  *); 

auf  den  Antrag  seines  Post-  und  Eisenbahndepartements, 
beschließt: 

8  1.  Jeder  Beamte  oder  Angestellte  der  schweizerischea 
PostverwaHung  hat,  im  Falle  er  In  Ansfibung  seines  Dienstei 
einen  Unfall  erleidet,  Anspruch  auf  Entschädigung  nach  den 
in  gegenwärtiger  Verordnung  aufgestellten  Omndsäzra. 

S  2.     Tritt  infolge  des  Unfalls  der  To;d  ein,  so  erhält 

die  Nachlassenschaft  des  Verur^lükten : 

a«    falls  dieselbe  aus  einer  Witwe  und  nnerzo^eiien^  in  ^Änem 

Alter  unter.  16  J^ren  sehenden  Kindern,  oder  auch 

nur  aus  einer  Witwe,  oder  bloß  aus  Kin^erp,  von  denen 

einzelne   noch   nicht  16  Jahre  alt  sind,   besteht,  eine 

.feste  Summe  von  fünftausend  Franken; 


*)  Siehe  eidg.  Geseisammhuig,  neue  Fblge,  Basid  U^  Seite  515. 
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b.   falls,  in  Abgang  einer  Witwe  oder  von   unerzogenen 
Kindern,    Eltern    oder   auch   nur  der  Vater  oder  die 
Mutter  am   Leben  sind,  deren  wesentliche  StQze  der 
Verunglükto  gewesen  ist,  eine  feste  Summe,  welche 
nach   Maßgabe   der  im   Einzelfalle  vorliegenden  Ver- 
hältnisse, vom  Poötdepartement  innerhalb  der  Grenze 
von  Fr.  2000—5000  festgesetzt  wird. 
Ueber  die  Frage,  ob  der  Tod  als  Folge  des  Unfalls  zu 
betrachten  sei  oder  nicht,   entscheidet  das  Postdepartement 
nach  Anhörung  yoa  Sacbyersttodigeo.    G^ea  den  Enteoheid 
desselben  steht  den  Betheiligten  der  Rekurs  an  den  Bundes- 
rath  offen. 

Sollte  der  VeruaglQkte  vor  dem  Eintritt  des  Todes  be- 
reits Renten  aus  dem  Grunde  der  Invalidität  (§§  3  und  4) 
bezogen  haben,  so  ist  der  Betrag  der  daherigen  Bezüge  von 
der  A versalsumme  abzuziehen,  welche^  infolge  des  einge- 
tretenen Todes,  der  Nachlassenschaft  nach  Litt,  a  und  b  des 
gegenwärtigen  Artikels  auszurichten  ist. 

§  3.  Hat  der  Unfall  nicht, den  Tod,  wohl  aber  eine 
ganze  oder  theil weise  Invalidität  zur  Folge,  so  besteht 
die  Entschädigung  in  einem  jährlichen  Beitrage,  welcher  dem 
Verunglükten  bis  zu  seinem  Lebensende,  beziehungsweise 
bis  zum  Wiedereintritt  der  ArbeitsfUiigkeit  (§  5)  ausbezahlt 
wird. 

Bei  ganzer  Invalidität  besteht  der  jährliehe  Beitrag 
aus  einer  Rente,  welche,  auf  ein  Kapital  von  Fr.  5000  be- 
zogen, dem  Prozentsaze  nach  sich  abstuft  je  nach  dem 
Lebensalter,  in  welchem  der  Verunglükte  zur  Zeit  des  Un- 
falls gestanden  hat.     (Siehe  die  Tabelle  im  Anhange.) 

Bei  halber  InValidität  wird  die  Hälfte  der  oben  er- 
wähnten  Rente  als  jährlicher  Beitrag  ausbezahlt. 

§  4.  Als  ganze  Invalidität  ist  beispielsweise  an- 
zusehen: Die  Erblindung,  der  Verlust  beider  Arme  oder 
Hände,  der  Verlust  beider  Füße,  der  Verlust  eines  Armes 
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oder  einer  Hand  und  eines  Fußes,  Geistesstörung ,  welche 
jede  Arbeit  ausschließt 

Halbe  Invalidität  begirtindet  z.  B.  der  Verlust 
eines  Armes  oder  einer  Hand,  oder  der  Verlust  eines  Fußes, 
Geistesstörung,  welche  Handarbeit  gestattet. 

Die  Frage,  ob  im  einzelnen  Falle  eine  zum  Rentenbezug 
berechtigende  Invalidität,  und  eventuell  ob  ganze  oder  halbe 
Invalidität  vorli^e,  ist  vom  Postdepartement,  nach  An- 
hörung unbetheiligter  Sachverständiger,  zu  beurtheilen. 
G^en  den  Entscheid  ist  der  Rekurs  an  den  Bundesrath, 
welcher  eine  Oberexpertise  bestellen  kann,  zuläßig. 

§  5.  Wenn  ein  als  ganz  oder  halb  invalide  Erklärter 
nachträglich  wieder  arbeitsfähig  wird,  so  kann  ihm  die  Rente 
entzogen  oder  angemessen  verringert  werden.  Der  Entscheid 
hierüber  steht  bei  dem  Postdepartement  unter  Vorbehalt  des 
Rekurses  an  den  Bundesrath. 

§  6.  Stirbt  ein  Rentenbezüger  unter  Hinterlassung  doer 
Witwe  mit  minderjährigen  Kindern,  oder  überhaupt  von 
Kindern,  deren  einzelne  noch  minderjährig  sind,  oder  von 
Eltern,  die  sich  in  bedrängten  Verhältnissen  beiladen  und 
in  deren  Haushalt  der  Verstorbene  gelebt  hat,  so  kann  durch 
Beschluß  des  Bundesrathes  der  Nachlassensctiaft  noch  für 
eine  kürzere  oder  längere  Zeit,  je  nach  Maßgabe  der  Um- 
stände, der  Fortbezug  der  Rente  oder  eines  Theiles  derselben 
bewilligt  werden. 

§  7.  Während  der  Krankheit,  welche  auf  den  Unfall 
folgt,  wird  dem  davon  Betroffenen  bis  zur  Genesung,  oder 
bis  zum  Eintritt  des  Todes,  oder  bis  zur  Erklärung  der  ganzen 
oder  halben  Invalidität,  jedoch  nur,  wenn  diel ' >Entnkhdt 
wenigstens  7  Tage  lang  andauert  vm'd  jedenfalls  niöht  für 
eine  längere  Dauer  als  180  Tage,  ein  Kurkosten  bei  trag 
ausbezahlt,  welcher,  neben  der  Uebernahme  der  Stellver- 
tretungskosten Seitens  der  Verwaltung,  per  Tag  drei  Franken 
beträgt.     Muß  der  VerunglQkte  außerhalb  seioes^  Wohnortes 
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verpflegt  werden,  oder  hat  die  ärztliche,  beziehungsweise 
chirurgische  Behandlung  außergewöhnliche  Kosten  yerursacht, 
so  ist  die  Oberpostdirektion  ermächtigt,  die  tägliche  Beitrags- 
leistung  angemessen  zu  erhöhen. 

S  8.  Tritt  ein  Unfall  ein,  auf  Grund  dessen  ein  An- 
spruch gemäß  gegenwärtiger  Verordnung  erhoben  werden 
will,  so  ist  Seitens  des  Yerunglükten ,  seiner  Angehörigen 
oder  Hinterlassenen  innerhalb  acht  Tagen  die  Meldung 
an  die  Oberpostdirektion  (in  den  Kreisen  durch  Vermittlung 
der  Kreispostdirektion)  zu  richten.  Den  Betroffenen  ist  es 
unbenommen,  auf  die  in  §§  2 — 7  genannten  Leistungen  zu 
verzichten  und  gegenüber  einer  dritten  Transportanstalt,  oder 
der  eidg.  Postverwaltung  selbst,  eine  Schadenersazklage  ein- 
zuleiten. Wer  jedoch  in  vorgedachter  Weise  seine  Meldung 
an  die  betreffende  Postbehörde  gelangen  läßt,  verzichtet  da- 
mit auf  jeden ,  über  die  Bestimmungen  gegenwärtiger  Ver- 
ordnung hinausgehenden  Anspruch  gegenüber  der  Post  Ver- 
waltung und  hat  dieser  außerdem  seine  allfälligen  Rechte 
auf  Schadenersaz  gegenüber  andern  Transportanstalten  durch 
schriftliche  Erklärung  abzutreten.  Die  Verweigerung  einer 
daherigen  Erklärung  gilt  als  Verzicht  auf  die  durch  gegen- 
wärtige Verordnung  festgesezten  Bezüge. 

Sollte  in  Fällen,  wo  die  Entschädigungsansprüche  gegen- 
über dritten  Transpörtanstalten  der  Post  Verwaltung  Seitens 
der  Berechtigten  abgetreten  werden,  ein  Schadenersaz  erzielt 
werden,  welcher  über  die  von  der  Postverwaltung,  nach 
Maßgabe  gegenwärtiger  Verordnung,  gemachten  Leistungen 
hinausgeht,  so  iUllt  der  Ueberschuß,  nach  Abzug  etwaiger 
Kosten  und  Auslagen ,  dem  Verunglökten  oder  seiner  Nach- 
lassenschaft  zu. 

Wenn  eine  Andieldung  erst  aaeh  Ablauf  der  im  Absaz  1 
vorgesehenen  achttägigen  Frißt  angebracht  wird,  die  Ver- 
säumniß  aber  nach  Maßgabe  der  Umstände  als  eine  ent- 
schuldbare erscheint,  so  wird  die  Entschädigung  festgestellt 
und  ausgerichtet,  wie  es  im  Falle  rechtzeitiger  Anmeldung 
geschehen  wäre. 
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S  9.  Um  die  durch  §§2—7  bezeichneten  Leisluogeo 
bestreiten  zu  können,  wird  dem  Postdepartement  atijährlich 
ein  fester  Betrag,  für  einmal  Fr.  8000,  zugewiesen,  Ober 
welchen  gesonderte  Rechnung  zu  führen  ist  Ei^ibt  sich  in 
einem  Jahre  ein  nicht  verbrauchter  Rest,  so  wird  derselbe 
zinstragend  angelegt  und  so  eine  Unfallsreservekasse  gebildet^ 
aufweiche  in  Jahren,  wo  der  ordentliche  Jahreskredil  nicht 
ausreicht,  zunächst  gegriffen  werden  soll. 

Das  Postdepartement  regelt  die  Verwaltung  dieser  Kasse 
und  das  durch  gegenwärtige  Verordnung  erforderlich  wer- 
dende'Rechnungswesen.  Es  erstattet  über  die  Ergebnisse 
dem  Bundesrath  alljährlich  Bericht  und  l^t  die  Rechnung 
demselben  zur  Genehmigung  vor. 

§  10.  Der  Bezug  von  Leistungen  nach  §§2—7  g^en- 
Wärtiger  Verordnung  übt  keinerlei  Einfluß  auf  die  Ansprüche, 
welche  dem  Betreffenden  oder  seiner  Nachlassenschaft  gegen- 
über dem  Versicherungsverein  der  eidgenößischen  Beamten 
und  Bediensteten  zustehen  mögen. 

§  11.  Gegenwärtige  Verordnung  tritt  mit  dem  1.  Jänner 
1882  in  Kraft.  Sie  ist  in  die  eidgenößische  Gesezsammlung 
und  in  das  Postamtsblatt  aufzunehmen^  außerdem  aber  jedem 
Beamten  oder  Angestellten  der  Postverwaltung  in  einem 
Extraabdruk  in  seiner  Landessprache  au  behändigen. 

Bern,  den  30.  Christmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaft: 

Schiefi. 
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Anhang. 


Berechnung  der  Inraliditätsrente. 


Befindet  sich   der  Ver- 

unglokte    zur  Zeit  des 

Unfalls  in  einem  Alter 


so  beträgt  die  Jahresrente  bei 
ganzer  InvaliditHt 


bis  zu  25  Jahren, 

Fr.  250, 

d.h. 

von 

Fr. 

500C 

>    5      % 

ober  25—30 

T> 

.  275, 

*» 

7) 

T> 

7) 

5V2  ^ 

^    30-35 

T 

^  300, 

7) 

7) 

T 

7) 

6       . 

^    35—40 

f) 

.  326, 

n 

Y) 

7) 

7) 

ev,  , 

^    40^45 

V 

^  350, 

•n 

7) 

T^ 

7) 

7     ., 

,    45-50 

n 

^  375, 

T 

7) 

71 

7) 

7Vb  , 

^    60--56 

n 

T)  400, 

TD 

7) 

7) 

71 

8           7) 

^    55-60 

•n 

T)  475, 

7) 

7) 

7> 

7> 

9V«  ^ 

^    60—65 

n 

„  550, 

t» 

7) 

7^ 

n 

11           7, 

y^    65  und  darüber^ 

^  625, 

« 

7) 

7) 

7) 

12V2  ^ 

€^<g><gi[3gtf^^»- 
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Bundesrathsbeschlnß 

betreffend 

die  Stempelzeichen  auf  Gold-  und  Silberwaaren. 

(Vom  30.  Christmoaai  1881.) 


%r"i  Der   schweizerische  Bundesrath) 

in  Vollziehung  des  Art.  1,  Litt.  A^  des  Bundeagesezes 
betreffend  Kontrolirung  und  Garantie  des  Feingehalts  der 
Gold-  und  Silberwaaren,  vom  23.  Christmonat  1880; 

in  der  Absicht,  die  Bedeutung  der  in  obigem  Artikel 
enthaltenen  Worte  ^oder  eine  diesen  entsprechende*'  (Be- 
zeichnung) genau  anzugeben,  und  die  Verhältnisse,  welche 
sich  auf  die  höhern  Feingebaltsgrade  als  18  Karat  für  Gold^ 
und  875  Tausendtheile  für  Silber  beziehen,  zu  regeln; 

auf  den  Antrag  des  Handels-  und  Land  wir  thschafts- 
departements, 

b  e  s  c  h  1  i;e  ß  t : 

Art.  1.  Bei  der  Stempelung  von  Gold-  und  Silber 
waaren  sind  aus  fremden  Sprachen  einzig  folgende  Bezeich- 
nungen zuläßig : 

für  Gold :     ^i^T%i  gold^^  Jim  gold^^ 
für  Silber :  ^/irst  silver^^  y^coin  silver^^  oder 
y^fine  silver^y  y^sterling  silver^. 
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Von  den  Bezeichnungen,  welche  in  Zahlen  bestehen, 
sind,  außer  den  im  Geseze  vorgesehenen  vier  Peingehalts- 
graden, bei  der  Stempelung  einzig  folgende  zulässig  : 

^56*^  oder  ^58^,  und  ^72^  für  Gold, 
^argent  T  iS^,  ^^argent  T  i4^,  oder  ^Si^  für  Silber. 


Art.  2.  Die  Bezeichnung  y,first  goldF  oder  ^fine  gold^^ 
sowie  die  Zahl  ^72"*  erfordern  18  Karat.  Diesem  Stempel- 
zeichen soll,  und  zwar  unterhalb  desselben,  die  Zahl  750 
oder  18  Karat  beigefügt  werden. 

Die  G^enstände,  welche  diese  Stempelzeichen  tragen 
und  den  angegebenen  Feingehaltsgrad  wirklich  besizen,  er- 
halten den  Stempel  ^HELVETIA''. 

Art.  3.  Die  auf  Goldwaaren  angebrachten  Zahlen  ^56^ 
oder  ^58''  erfordern  14  Karat,  und  sollen  von  der  unterhalb 
anzubringenden  Angabe  14  Karat  oder  583  begleitet  sein. 

Die  Gegenstände,  welche  diese  Stempelzeichen  tragen 
und  den  angegebenen  Feingehaltsgrad  wirklich  besizen,  er- 
halten den  Stempel  ^EICHHORN  ^. 

Art.  4.  Die  Bezeichnung  ^  argent  T  iS^  erfordert 
800  Tausendtheile  Silber.  Dieses  Stempelzeichen  soll  von 
der  unterhalb  desselben  anzubringenden  Zahl  800  begleitet 
sein. 

Die  Gegenstände,  welche  diese  Angabe  tragen  und  den 
ang^ebenen  Feingehaltsgrad  wirklich  besizen,  erhalten  den 
Stempel  ^AUERHAHN'^. 

Die  Bezeichnung  y^first  silver^^  oder  y^argent  T  i4^^  oder 
^84*^  erfordert  875  Tausendtheile  Silber.  Dieses  Stempel- 
zeichen soll  von  der  Zahl  875  begleitet  sein,  welche  unter- 
halb desselben  anzubringen  ist. 

Die  Bezeichnung  ^cotn  silver^  oder  j^fine  silver^  er- 
fordert 900  Tausendtheile  Silber.  Unterhalb  dieses  Stempel- 
zeichens ist  die  Zahl  900  beizufügen. 
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Die  Bezeichnung  y^8terlvng  siJver^  erfordert  935  Taaseod- 
theile  Silber.  Unterhalb  dieses  Stempelzeichens  ist  die  Zahl 
935  beizufügen. 

Die  Gegenstände,  welche  die  in  den  vorhergeheoden 
drei  Alinea  genannten  Bezeichnungen  tragen  und  den  an- 
gegebenen Feingehaltsgrad  wirklich  besizen,  erhalten  deo 
Stempel  ^BÄR^. 

Art.  5.  Die  Ausdrake  j^tvarranted  gold^y  y^warranted 
silver^  sind  untersagt;  einzig  das  Wort  y^warranted^  ist 
zulässig,  jedoch  unter  der  Bedingung,  daß  es  oberhalb  des 
betreffenden,  im  Geseze  oder  im  gegenwärtigen  Beschlüsse 
vorgesehenen  Feingehalt^rad  -  Zeichens  angebracht  wird. 
Unter  der  gleichen  Bedingung  ist  das  Wort  y^Staatskontrole^ 
in  einer  der  Landes-  oder  in  einer  fremden  Sprache  zuläßig. 

Art.  6.  Für  die  Probe  und  Stempelung  von  Gegen- 
ständen, welche  mit  einer  der  im  gegenwärtigen  Beschlösse 
angegebenen  Bezeichnungen  versehen  sind,  wird  die  doppelte 
Taxe  bezogen,  jedoch  nur  in  dem  Falle,  wenn  der  Fein- 
gehaltsgrad 18  Karat  bei  Gold  und  875  Tausendtheile  bei 
Silber  übersteigt  und  die  Zahl  der  zur  Stempelung  abgegebenen 
Gegenstände  weniger  als  6  beträgt. 

Art.  7.  Gegenwärtiger  Beschluß  ist  der  eidg.  Gese»- 
sammlung  einzuverleiben. 

Bern,   den  30.  Christmonat  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes, 

Der   Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßensohaft : 

ScUeS. 
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Bnndesrathsbeschluß 

betreffend 

den  neuen  Disianzenzeiger. 

(Vom  7.  Jänner  1881.) 


rr 


A 


^/J 


W^f/ 


Der    schweizerische    Bundesrath, 

auf  den  Bericht  und  Antrag  des  Militär-  und  dee  Fast- 
und  Eisenbahndepartements, 

beschließt: 

1.  Dem  von  einer  Spezialkommission,  bestehend  ^ms 
Delegirten  des  Militärdepartements  und  des  Post-  und  Eisen- 
bahndepartements,  ausgearbeiteten  Distanzenzeiger  wird  die 
Genehmigung  ertheilt.  Derselbe  ist  maßgebend  für  den 
Militärdienst  überhaupt  und  für  den  Civildienst  in  allen  den- 
jenigen Fällen,  wo  die  Reiseentschädigung  nach  der  Eat- 
femung  von  einer  Ortschaft  zur  andern  berechnet  uod  aus- 
gerichtet wird. 

2.  Die  in  §  1,  Litt,  b  der  Verordnung  vom  24,  Wein- 
monat  1878  feetgesezte  Alpenzuschlagstaxe  von  20  Rappen 
per  Kilometer  wird   außer  für   die  im   nachstehenden   Vur-  ' 
zeichniß  von  Alpenstraßen  und  Pässen  auch  für  die  in  die- 
selben  einmündenden  Nebenstraßen  bewilligt. 


Eidg.  amtl.  Samml.  Neue  Folge.  V.  Bd. 
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930    Bandesratlisbescliliiß  betreffend  den  neaen  Distanzenzeiger. 

3.  Die  der  Berechnung  der  Distanzen  zu  Grunde  ge- 
legten Routen  sind  für  die  Berechnung  der  Reisevergütung 
verbindlich.  Die  Wahl  einer  andern  Route  berechtigt,  außer- 
ordentliche Verhältnisse  vorbehalten,  nicht  zu  einer  höhern 
Entschädigung. 

4.  Bis  zum  Erlaß  eines  die  Korpssammelpläze  ent- 
haltenden Distanzenzeigers  sind  die  Entfernungen  nach  den* 
selben  oder  nach  temporären  Waffeupl&zen  je  weilen  durch 
das  Obericriegskommissariat  festzusezen. 

5.  Bei  erheblichen  Veränderungen  in  den  Verkehrs- 
verhältnissen wird  der  Bundesrath  die  Revision  des  Distanzen- 
zeigers  anordnen.  Eine  solche  ist  erstmals  auf  den  Zeitpunkt 
der  Eröffnung  der  Gotthardbahn  vorzunehmen.  Das  Hilit&r- 
departement  wird  seinerzeit  einen  Neudruk  anordnen  und 
unterdessen  die  eingetretenen  Veränderungen  in  den  Distanzen 
in  geeigneter  Weise  veröflfentlichen. 

6.  Der  nachstehende  Distanzenzeiger  tritt  sofort  in 
Kraft.  Das  Militärdepartement  wird  bezüglich  seiner  An- 
wendung bis  zur  Vollendung  des  Drukes  die  nöthigen  Ver- 
fügungen erlassen. 

7.  Der  Distanzeuzeiger  vom  13.  April  1877,  sowie 
Litt,  b  und  d  von  §  2  der  Verordnung  betreffend  die  Reise- 
entschädigung für  die  eidg.  Truppen,  vom  24.  Weinmonat 
1878,  werden  außer  Kraft  erklärt. 

Bern,  den  7.  Jänner  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesraihes, 

Der    Vizepräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenoßenschaflt : 

SehieS. 
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für 

Berechnung  der  Reiseentschädigung  der  Mitglieder 
des  schweizerischen  Nationalrathes  und  der 
Kommissionen  der  Bundesversammlung. 

(Vom  Bnndesratlie  festgesezt  am  7*  Jänner  1881.) 


Nach  dem  neuen  Distanzenzeiger  beträgt  die  Entfernung 
von    Bern    nach 

km. 

J^adorf 172 

Aarau 81 

Aarberg 29 

Aarburg 64 

Aarmühle  m.  Interlaken       54 
Aar  Wangen    .     .     . 
Aawangen  .     . 

Abbaye,  T  .  .  . 
Abergement,  V  .  . 
Abländschen  .  . 
Abtwyl  (Aargau)  . 
Adens  .... 
Adelboden  .  .  . 
Adligenschwyl    .     . 


-W?//' 


51 

.  175 

.  J20 

.  102 

.  86 

.  115 

.  109 

.  70 

.  101 

Adlikon 171 


Adlisweil  .     .     . 
Aedermaiinsdorf 
Aeffligcn  .     .     . 
Aegeri,  Ober-     . 
Aegeri,  Unter-    . 
Aegerten   .     .     . 
Aernen      .     .     . 
Aesch  (Baselland) 
Aesch  (Luzera)  . 
Aesch  (Zürich)  . 
Aeschi  (Bern)     . 
Aeschi  (Solothuro) 
Aeschlen   .     .     . 
Aetigkofen 


138 

73 

30 

134 

132 

31 

262 

113 

114 

138 

45 

44 

3U 

39 


Aetingen  ( Aetigen  •  Aebtigen  ]   38 
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km. 
139 
192 

38 
136 
125 

22 


Aeugst 

Affeltrangeu  .... 
Affoltern  (Bern)  .  . 
Aflfoltern  (Höngg)  .  . 
Affoltern  (Dielsdorf)  . 
Affoltern,  Groß-  (Bern) 

Agaren 217 

Aggett^s  (Agetes)  .     .197 

Agiez  (Agiz)       ...  98 

Agno 301 

Agra 303 

Agriswyl  (Agrimoine)  .  43 

Aigle  CAelen)     ...  137 

Aire-Ia-Ville  (GenO      .  168 

Airolo  (Tessin)  ...  206 

Alberswyl  (Luzern)      .  85 

Albeuve  (Albaigue)      .  90 

Albinen  (Arbignon)      .  219 

Albisrieden  (Zürich)     .  129 

Albligen  (Bern)  ...  20 

Alchenstorf    ....  34 

Allaman     .....  119 

Alle  (Hai)     .     .     .     .  118 

Alliswyl  (Allischwyl)  .  100 

Almagell  (Almengell)  .  267 

AUschwyl       ....  112 

Almens 272 

Alpnach     .     .     .     .     .  111 

Alpthal      .     .     .  '  . '  .  179 

Altavilla  (Hauteville)   .  46 

Altbüron ^^1 

Altdorf      .     .     .     .     .13p 
Altenburg       .     .     .     .!()() 


km. 

Altendorf 169 

AI  tersw  eilen  (Alterswilen)  195 

Allerswyl       ....  41 

Altikon 169 

Altishausen     ....  199 

Altishofen       ....  78 

Altnau 224 

AUorf  (Schaff hausen)  .  197 

Altetätten  (St.  Gallen)  253 

Altetetten  (Zürich)  .     .  127 

Altwys 116 

Alvaschein      ....  286 

Alveneu 279 

Amden  (Ammon)    ,     .  195 

Amlikon 188 

Am mannsegg  (Ammannseich)  40 

Ammerswyl    ....  94 

Amri8weil(Ammerschwyl)  206 

Amsoldingen  ....  37 

Andeer      .     .     .     .     .  286 

Andelüngen,  Groß-       .  170 

Andelfingen,  Klein-       .  170 

Aadermatt      ....  176 

Aqdest 293 

Andhausen     ....  198 

Andweil 202 

Andwyl  (Anwyl)     .     .208 

Anetsweil 178 

,AQglikon  (AnglikenV  .  99 

jA^ii^res      .     .     .     ...  168 

Anwil  (Ammei)      .     .  98 

Anzonico 231 

Appenzell       ....  233 
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Apples 

Aquila 

Aranno 

Arbaz 

Arbedo  e  Castione 
Arboldswil     .     .     .     , 

Arbon  

Arch 

Arconciel  (Ergenzach) 
Ardez  (Steinsberg)  .     . 

Ardon  

Arisdorf 

Aristau 

Arlesheim  .  .  .  . 
Arnex  (Nyon)  .  .  . 
Amex  (Orbe)  .  .  . 
Ami 


Arni-Islisberg 
Arogno      .     . 


Arosio  .     .     . 
ArrissouleSj  les 
Ai-th      .     .     . 


Arvigo  .  .  . 
Arzier  .... 
Arzo  .... 
Ascona  .  .  . 
Assens  .  .  . 
Astano  .  .  . 
Asuel  (Hasen bürg) 
Attalens  .  .  . 
Attelwjl  .  .  . 
Attinghausen 
Attiswyl    .     .     . 


km. 
120 
262 
303 
199 
261 

84 
221 

37 

43 
317 
183 

98 
114 
115 
140 

99 

23 
116 
315 
292 

72 
116 
288 
140 
319 
289 

95 
316 
103 

81 

78 
142 

53 


Au  (St.  Gallen)  .     .     . 
Au  (Thurgau)     .     .     . 

Aubonne 

Auboranges    .... 
Auenstein  (Gauenstein) 

Augio 

Äugst  (Basel- Äugst)     . 

Aumont 

Auressio    .     .     .     .     . 

Aurigeno 

Außerberg     .... 
Außerbinn      .... 

Außersihl 

Auswyl 

Autafond 

Autavaux       .... 
Autigny  (Ottenach) 
Auvernier       .... 

Auw 

Avegno  (V^no)     .     . 
Avenches  (Wifflisburg) 

Avers 

Avry-devant-Pont    .     . 
Avry-sur-Matran      .     . 

AvuUy       

Avusy 

Ayent 

Ayer  (Siders)     .     .     . 


Baar  .  .  . 
BaohenbUlach 
Bachs    .     .     . 


933 

km. 

242 

189 

123 

78 

92 

295 

102 

62 

297 

298 

232 

259 

132 

59 

40 

67 

47 

68 

117 

292 

55 

309 

49 

40 

170 

172 

199 

230 


126 
135 
136 
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» 


km. 

Baden 108 

B&retsweil      ....  165 

Bäriswyl 14 

Barsch  wil 100 

Bätterkinden  ....  35 

Bättwil 119 

Bagnes 183 

Baldingen 129 

Baien  (Aballa)   ...  258 

Baierna 319 

Balgach 247 

Ballaigues       ....  107 

Ballens 124 

Ballmoos 14 

Ballwjl 108 

Balm  (Bucheggberg)    .  25 

Balm  (Solothurn-Lebern)  52 

Balsthal  und  Klus  .     .  66 

Balters  weil     ....  180 

Baltschieder   ....  236 

Bakenwyl      ....  55 

Bangerten       ....  19 

Bannwyl 55 

Barbar^che  (Bärfischen)  39 

Barbengo 302 

Bardonnex      .     .     .     .  165 

Bargen  (Bern)    ...  30 

Bargen    (Schaff hausen)  199 

Barschwand    ....  32 

Barzheim  .     .     .     .     .  197 

Basadingen     .     .     .     .  181 

Basel 107 

Bassecourt  (Altdorf)    .  94 


Bassersdorf    .     .     .     .  137 

Bassins 138 

Batiaz,  la 165 

Bauen 132 

Baulmes  (Beaume)       .  95 

Bauma 182 

Bavois 95 

Bayards,  les  .     .     .     .  107 

Bedano 289 

Bedigliora       ....  31(» 

Bedretto 214 

Beggingen       .     .     .     .  199 

Begnins 135 

Beinwil  (Solothurn)      .  78 

Beinwyl  (Kulm)      .     .  105 

Beinwyl  (Muri)  .     .     .  116 

Bekenried       .     .     .     .  114 

Belfaux  (Gumschen)    .  37 

Bellaeh 49 

Bellerive    ....'.  58 

Bellevue 154 

Bellikon 108 

Bellinzona  (Bellenz)     .  264 

Bellmund  (Belmont)     .  37 

Bellwald 270 

Belmont  (Yverdon)      .  87 
Belmont  (B6mont,Bellemont)   95 

Belp 10 

Belpberg 14 

Belprahon     (B6prahon, 

Tiefenbach)  ...  77 

B^mont  (Bern)  ...  75 

Benken  (Baselland)      .  117 
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Benken  (St.  Gallen) 
Benken  (Zürich") 
Bennwil     .     .     . 
Benzensehwyl     (Benzi- 

schwyl)  .     . 
Bercher  (Berchier) 
Berg  (St.  Gallen)  * 
Berg  (Thurgau) 
Berg  (am  Irchel) 
Bergdietikon  .     . 
Bergün       .     .     . 
Beride  e  Biogno 
Berikon  (Berken) 
Beringen 
Berken 
Berlens 
Berlingen 
Bern 
Beraeck 
Bern  ex 
Berolles 
Bertschikon 
Berzona     . 


BesenbUren 
Betscb  wanden 
Betten  .     . 
Betten  hausen 
Bettens 
Bettingen  . 
Bettlach     . 
Bettwiesen 
Bettwyl     . 


km. 
184 
179 

82 

113 

89 

221 

196 

173 

122 

291 

311 

110 

194 

47 

61 

206 

245 
165 
127 
166 
301 
318 
108 
213 
258 

42 
102 
114 

51 
187 
111 


km. 

Beurnev^sin  (Brlschweller)  128 

Bevaix 76 

Beyers 318 

B6vilard 63 

Bex 146 

Bezencens    (Besencens)       76 

Biasca 243 

Biberen  (Bibern)     .     .       37 

Biberist -   39 

Bibera    (Schaflfhausen)  197 
Biberstein       ....       86 

Bichelsee 181 

Bickingen  u.  Schwanden       27 

Bidogno  (Tessin)     .     .  294  , 

Biel  (Baselland)      .     .  117, 
Biel  (Bern)    ....       34 

Biel  (Buel,  Wallis)      .  272 

Bifere     ......  128 

Bießenhofen    ....  203 

Biezwyl 34 

Biglen  .'.....       20 

Bignasco    .....  313    , 

Billens 59 

Bilten .185 

Birin  (Binnenthal)  .     .  276 

Bniningen       ....  109 

Bioggio      .     .     .     .     .  294  ^ 

Biogno       .     .     .     .  =  .  298 
Bioley-Orjulaz     ...       97 
Bipley-Magnoux       .     .       93  . 
Bionnens   ....'.       66 
Bipp,  Nieder-      .     .     .       59^ 

Bipp',  Ober-   .     .     .     . '  ^8 
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km. 

Birchen  (Bürchen)  .     .  235 

Birgisch  (Bürgisch)      .  245 

Birmenstorf  (Aargau)  .  103 

Birmenstorf  (Zürich)    .  135 

Bironico 281 

Birr 97 

Birrenlauf       ....  94 

Birrhard 100 

Birrtiiooa,  Ausser-  u.  Inner-  32 

Birrwyl 102 

Birsfelden       ....  110 

Bir  winken      .     .     .     .  198 

Bischofszeil     ....  207 

Bissegg 190 

Bissone  (Biscione)  .     .  304 

Bitsch .250 

Bivio  (Stalla)      ...  303 

Blaiken  (Bleiken)    .     .  197 

Blatten 243 

Blauen 107 

Bleienbach      ....  47 

Bleiken  (Bern)  ...  33 

Blessens 68 

Blitzingen  (Blitzigeu)   .  270 

Blonay 121 

I  Blumenstein   ....  28 

Bodio 238 

Böbikon 129 

Bockten     .     .     .     •     .  87 

Bo^court  (Biestingen)  .  96 

Bönigen 58, 

Bösingen 23 

Bösingen,  Klein-      .     .  ;25: 


km. 

Böttstein  (Bözstein)      .  lOB 

Bözbei^  (Ober-  u.  Unter-)  105 

Bozen 112 

Bözingen  (Boujean)      .  37 

Bofflens 100 

Bogis-Bosaey  ....  145 

Bogno 302 

Bois,  les  (Rudisholz)    .  78 

Böle 71 

Bolken 44 

BoUigen 7 

Bollion 63 

Bollodingen    ....  43 

Boltigen 62 

Bonaduz 260 

Bonau 184 

Boncourt  (Bubendorf)  .  126 

Bondo 348 

Bonfol  (Pumpfei)    .     .  126 

Boningen  (Bonnigen)    .  60 

Boniswyl 99 

Bonnefontaine  (MufTethan)  43 

Bonstetten      ....  142 

Bonvillars       ....  9t 

Boppelsen       .     .     .     .  118 

Borex  (Borrex)  .     .     .  141 

Borgnone  .  :  .     .     .     .  304 

Bosco .  303 

Bqsco  (Gurin)    .     .     .  32S 

Boasonens      ....  7^' 

Boswyl      .     .     .     .     /  106 

Bottens      .    .     .    ;     .  98 

Bitten  wyl      ....  73 
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km. 

Botterens  (BotteriogeD)  82 

Bottighofen     ....  222 

Bottmingen     .     .     .     .  111 

Boudevilliers  ....  71 

Boudry 72 

Bougj 128 

Boulens 86 

Bouloz 70 

Bourg- St -Pierre  (Burg- 

St.  Peter)    ...  197 

Bournens 108 

Bourignon  (Bürkis)  99 

Boussens 110 

Boveresse 93 

Boverüier  (Bauvernier)  173 

Bowjl 28 

Braggio 291 

Bratsch  (Brätsch)    .     .  224 

BrauDau 190 

Br6 301 

Brechershäusern       .     .  33 

Bregaozona    ....  297 

Breitenbach    ....  108 
Bremblens      .     .     .     .109 

Bremgarten  (Aargau)  .  107 

Bremgarten,  Herrschaft  5 

Bremgarten,  Stadtgericht  5 

Bremis  (Bramois)    .     .  194 

Brenets      .....  94 

Brenles 75 

Breno 308 

Brenzikofen    ....  26 

Btessaucourt  ....  118 


km. 

Brethonni^res(Bretonnl6re)  101 

Bretigny  sn.r  Morrens  .  95 

Bretzwil  (ßrezwil)  .     .  87 

Breuleux,  ies  (Bhndlsholz)  71 

Br6vine 101 

Brieg  (Brigue,  Brig)    .  243 

Briegerbad      ....  238 

Brienz 71 

Brienz(Brlenzöls,BrlenzaulsJ  274 

Brienz wy  1er    ....  77 

Brigels  (Breil)    ...  296 

Brione  sopra  Minusio  .  289 

Biione-Yerzasca       .     .  296 

Brislach 107 

Brissago 295 

Brittnau 72 

Broc  (Bruk,  Bruch)     .  80 

Broglio 319 

Bronschhofen      ...  186 

Brontallo 315 

Brot-dessous  ....  84 

Brot-rdessus     ....  84 

Brügg 31 

Brügglen 42 

Brttnisried      ....  46 

Brütteien  (Breti^e)     .  40 

Brötten 151 

Bru^  (Bruk)     ...  99 

Brunegg  (Braunegg)    .  97 

Brunnadern*  .'    .     .     .  210 
Bl^ünnenthal   .     .     .     .25 

Briisino-  (Brusin)  Arsizio  309 

Brusio  (Brüs)     .     ;    .  369 
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Bruzzella 
Bubendorf 
BubikoD 

Buch  C8cha£E  hausen) 
Buch  (Thurgau) 
Buch  (Thurgau) 
Buch  (am  Irchel) 
Buchakern      .     . 
Buchberg  .     .     . 
Buchenrain     .     . 
Buch  hol  terberg   . 
Buchillon  .     .     . 
Buchs  (Aargau) 
Buchs  (Luzern)  . 
Buchs  (St.  Gallen) 
Buchs  (Zürich)  . 
Buchsiten,  Nieder-  u.  Ober- 
Buch  thalen 
Bukten 

Bübhkon  (Bübliken) 
Büchsien  (Buchillon) 
BUetigen 
Bühl     . 


Bühler  . 

Bülach 

Bümpliz 

Bünzen 

Büren  (Bern)      . 

Büren  (Solothurn) 

Büren  zum  Hof . 

Büren,  Nieder-   . 

Büren,  Ober- 

Bürgeln     .     .     . 


km. 
322 

90 
164 
197 
176 
194 
147 
202 
143 
104 

33 
118 

82 

80 
238 
120 

66 
189 

78 
102 

44 

28 

33 

226 

134 

5 

106 

33 
100 

2a 

3Q1 
197 
141: 


Bürglen     . 
Büron  .     . 
Büsserach 
Bütschwyl 
Buttenhardt 
Büttikon    . 
Buhweil  (Buhwil) 
Buix  (Buchs) 
Bulle  (Boll) 
Bullet  .     . 
Buochs 
Bure     .     . 
Burg     .     . 
Burg  (La  Bourg) 
Burg  (Ch&tel)     . 
Burgäschi  .     .     . 
Bui^dorf  (Berthoud) 
Burgistein       .     . 
Bursinel     .     .     . 
Bursins      .     .     . 
Burtignj    .     .     . 
Buseno  (Busen) 
Bussignj  (Morges) 
Bussigny  (Oron) 
Bußnang    .     .     . 
Bußnang,  Ober- 
Bußweil  (Bußwil) 
Bußwyl  (Aarwangen) 
Bußwyl  (Büren) 
Bussy  (Fribourg) 
Bu9«y  (Moudon) 
Bussy  (Morges)  . 
Buttes  .... 
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km. 

ßuttisholz 85 

Buttwyl 112 

Buus 95 


Oabbio 323 

Cademario      ....  306 

Cadempino     ....  291 

Oadeoazzo  (Catenazzo)  271 

Cadro 302 

Cagiallo 292 

Calfreisen 255 

Calonico 228 

Calpiogaa 225 

Calprioo  (Caprino) .     .  297 

Cama 281 

GamigDolo      ....  282 

Camorino 268 

Campello 226 

Campestro      ....  292 

Campo  (Blenio)  ...  269 

Campo  (Valle-Maggia) .  322 

Camuns 292 

Caneggio 320 

Canobbio 300 

Capolago  (Codilago)    .  310 

Carabbia 300 

Carabbietta     ....  305 

Carasso 267 

Carona      .....  302 

Carouge  (Genf)  .     .     .  leO" 
Carrouge   .... 


...       83 
Cartigny 169 


Casaccia  (Casätsch) 
CaseDzano      .     . 
Gasima  (Cassima) 
Caslano     .     .     . 
Castagnola      .     . 
Castaneda  (CastaDetta) 
Gastasegna     . 
Castel  8.  Pietro 
Ca«ti     . 
Caetiel  . 
Castro  . 
Cauco  . 
Cavagnago 
Cavergno 
Caviano 
Cavigliano 
Celerina 
C^ligny 
Cerentino 

.Cerneux-P6quignot 
Cerniat  (Frei bürg) 
Cemiaz  (Waadt) 
Cemier      .     .     . 
Certara      .     .     . 
Cevio    .... 
Chftbles  (Chabloz) 
Chabrey    .     .     . 
Chalais  (Challey) 
Cham    .     .     .     . 
CKamblon .     .     . 
CHatnoson .     .     . 
Champagne    .     . 
Cbömp^ry       .     . 


km. 

335 

287 

321 

304 

298 

280 

35  t 

316 

286 

256 

257 

292 

236 

313 

292 

292 

323 

141 

318 

97 

88 

63 

75 

302 

310 

69 

61 

204 

117 

85 

181 

8t^ 

159 
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km. 

Champmartia      ...  62 

Champoz 66 

Champtauroz ....  72 

Champvent     ....  90 

Chancy 173 

Chaadolin 225 

Chandon 44 

Chandossel      ....  55 

Chan^az 94 

Chapelle  (Freiburg)     .  67 

Chapelle  (Freiburg)     •  72 

Chapelles  (Waadt)  .     .  84 

Chardonnay  (Chardonney )  117 

Chardonoe      .     .     .     .  114 

ßharmey  (Galmis)  .     .  88 

Cftarmoflle  (Kalmis)     .  106 

Cfinrrat 169 

Chäteau  d'Oex    ...  104 

Chätelard,  Je  (Freiburg)  64 

Chätelard,  le  (Waadt)  .  122 

Chätel-St^Denis  (Castels)  83 

Chatel  8ur  Montsalvens  85 

Chätelat 65 

Chatillens 75 

Chätillon  (Bern)      .     .  84 

Chätillon  (Freiburg)     .  67 

Chattonn aye  ....  62 

Chaux,  la 70 

jCbÄux-de-Fonds  ...  80 

|,Chaux-du-Milieu ...  88 

jChfivannes      ....  78 

Cliavannes^,     .     .     .     .  104 

Chavanne-de-Bosis  .     .  147 


Chavannes-dea-Bois  . 
Chavannes-Ie-Chöne 
Chavannes-les- Forts 
Ch  rt  va  n  nes- 1  e- Vey  ron 
Chavannes-sous-Orsennens 
Chavornay      .     . 
Chöne-Bougeries. 
Ch^ne-Bourg  .     . 
Chönens     .     .     . 
Chöne  et  Paquier 
Chenit,  le .     .     . 
Chesalles  (Freiburg 
Chesalles  (Waadt) 
Chesalles  (Waadt) 
Cheseaux  (Chesaun 
Cheseaux-Nor^az 
Ch6serex    .     .     . 
Ch^sopelloz    .     . 


Chessel(Ches8ex,Chissel)  134 


Chevenez  (Keyenach) 
Chevilly     .     .     . 
Chevroux  .     .     . 
Chexbres  .     .     . 
Cheyi-es  (Cheires) 
Cheyry      .     .     . 
Ch^zard  (&  St-Martia 
Chiasso      .     .     . 
Chiggiogna     .     . 
Chigny       .     .     . 
Chippis      ... 
Chironico  .     .     . 
Choulex     .     .     . 
Chur     .... 


km. 

150 
7l> 
64 

114 
49 
92 

161 

161 
4b 
81 

134 
39 
74 
75 
99 
7i» 

142 
40 


12i> 
112 

b^> 

69 

iu 

78 

32  t 

225 

113 

20b 

232 

165 

2^ 


Digitized  by  CjOOQiC 


für  Berechnung  der  Reiseentschädigungen. 


km. 

Churwalden    ....  258 

Cierfs  (Tschierfs)     .     .  340 

Cimo 305 

Clarmont 119 

Claro 257 

Clavaleyres    ....  54 

C16e8,  leö 103 

Clugin 286 

Cceuve  (Kuef)    .     .     .  117 

Coffrane 80 

Coglio 302 

CJoinsins     .     .     .     .     .  135 

Coldrerio 316 

Colla 302 

Collex-Bossj  ....  154 

Collombey-Muraz     .     .  144 

Collombier  (Waadt)     .  114 

Collonges 157 

ColloDge-Bellerive    .     .  165 

Cologny lei 

Colombier  (Neuenburg)  71 

Comano 301 

Combes 51 

Combremont-le'Grand  .  70 

Combreraont-le-Petit     .  70 

Coramugny     ....  145 

Comologno     .     .     .     .  312 

CoDcise      .....  88 

ConOgnon 165 

CoDstantine    .     .     .     .57 

Conters  (Albula)     .     .  28^ 

Conters  (Oberland quart)  281 

Conthey  (Gundis)    .     .  löft 


Contone  (Cantone)  . 

Contra 

Coppet  .  .  . 
Corban  (Battendorf  j 
Corbaz,  la  .  .  . 
Corbeyrier  (Corbeyriez) 
Corbiöres  (Korbers) 
Corcelles  (Bern) 
Corcelles  et  Cormondröche 
Corcelles  (Grandson) 
Corcelles  (Orbe) 
Corcelles-le-Jorat 
Corcelles  (Payerne) 
Cordast 
Corg6mont 
Corjolens  . 
Corippo 
Cormagens  (Cormafing) 
Corm6rod  . 
CorminbcBuf 
Cormoret  . 
Coraaux  . 
Cornol  .  . 
Gorpataux 
Correvon  . 
Coraalettes 
Corseaux  . 
Corserey  . 
Cersier  (Waadt) 
Garsier  (Geqf) 
Goi-taillod  . 
Go«t6bert  . 
Coiiticiasca 


941 

km. 

275 

281 

145 

90 

41 

144 

53 

80 

68 

89 

95 

86 

52 

44 

51 

47 

290 

36 

42 

36 

58 

55 

111 

41 

89 

42 

116 

49 

116 

167 

,14- 

5» 

299 
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Distanzenzeiger 


km. 

Corzoneso 257 

Cossonay 107 

Cöte-aux-F6es^  ...  104 
CJottens  (Freiburg)  .  .  45 
Cottens  (Kottingen)  .  113 
Coudre,  la  .  .  .  .  61 
Courchapoix  (GebstorO  Ö8 
Courchavon  (Vogtsburg)  117 


Courfaivre  .... 
Courgenay  (Jennsdorf) 
Courgevaux   (Gurwolf) 

Courlevon 

Cournillens  (Kurlin)     . 

Courrendlin  (Rennendort) 

Courroux  (Ltitholdsdorf) 

Court    .     . 

Courtaman 

Courtedoux 

Courtelary 

Courtemaiche 

Courtepin  . 

Courtetell^ 

Courtilles  (Curtilles) 

CourtioD    . 

Cou88iberl6 

CJouvet .     . 

Crana   .     . 

Grans    .     . 

Grassier  (Grassy) 

Cremin 

Gr^mines   . 

Cresciauo  . 


90 
108 
46 
44 
41 
81 
87 
67 
41 
116 
57 
118 
39 
88 
69 
41 
44 
89 
307 
141 
142 
72 
79 
253 
Gressier  sur  Morat  (Grissach)   44 


km. 

Gressier  (Grissach) .     .  53 

Cr4suz 85 

Gröt,  le  (Grest,  le)  .     .  72 

Grissier 104 

Groglio 310 

Gronay 8t» 

Croy 103 

Guarnens  (Gouamens)  .  114 

Guarny 88 

Cudrefin 62 

Gugnasco 273 

Gugy  (Freiburg)      .     .  58 

Cugy  (Waadt)    ...  97 

Gullayes,  les  .     .     .      .  82 

Gully 106 

Cumbels 288 

Gureggia 300 

Gureglia 291 

Gurio    ...          .     .  30b 

Gutterwyl  (Gudrevy)    .  41 


I>ach8en       .     . 
Dägerlen    .... 
Dallenwyl  (Thalenwyl) 
Dällikon    .... 
Däniken  (Solothurn) 
Dänikon  (Zürich)    . 
Därligeo  (Dätligen) 
Därstetten      .     .     . 
DättlikoD  .... 
Dätwyl  (Tättweil)  . 


182 

167 

111 

120 

74 

117 

50 

52 

142 

111 


Dagmarselien  (Dagmersellen)  76 
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94a 


Daillens  (Dachalingeü) 
Dalpe    .     . 
Damphreiix 
Dam  van  t  . 
Dardagny 
Daro     .     . 
Davesco  e  SoragQo 
Davos  (Tavau)  .     . 
Degersheim     . 
Deißwyl     .... 
Deitingen  .     .     ,     . 
Del6mont  (Delsberg) 
Delley        .... 
D6moiet    .... 
Denens  (Digneus)    . 
Denezy      .... 


Denges 

Densbüren  (Deut&ebbüi"* 

Derendingen  .     .     . 

Dettigbofen    .     . 

Develier  (Dietweiler) 

Diki  mit  Kriecbeawyl 

Diegten 

Dielsdorf   . 

Diemersvvyl 

Diemtigen 

Diepflingea 

Diepoldsau 

Dierikon    . 

Diesse  (Tesseoberg^  l'eß) 

Dießbach  bei  Büren 

Dießbach,  Ober- 

Diesbach  und  I>r*rDbaus 


km. 
104 
221 
120 
129 
175 
264 

m\ 

281 

206 
13 
50 
85 
61 
75 

114 
76 

107 

e»)  &9 

43 

W2 
90 
22 
83 

125 
13 
48 
82 

250 

105 
48 
29 
27 

212 


Dießenhoten    . 
Dietikoa     . 
Dietlikoii    .     .     * 
Dietwyl  tKIelnJMetwjl) 
Difitikon  {Dintikeu) 
Dippi^hausen  u.  Oftershausen 
üisentH  (Muster) 


Dittingeu 


Dörflingen 
DöUingen 
Dombresson 
Domdidier 
Dommartin 
Dompierre  (Frei  bürg) 
Dompierre  (Waadt) 
Donath 
Donatyre   . 
Dongio       .     - 
Donneloye 
Dooztiflnsen    . 
Doppelschwfinil 
Dorifenax     .     . 
Dorf     .     .     . 
Dorneck  (Doruach) 
Dolnacht  {Todnacbt} 
üottikon    , 


Dozigen  -  ,  - 
Do2jweil  .  .  - 
Dübendorf 
Büdingen  (Guin) 
Dannershaus  .  . 
Dürnten      .     .     . 


1 ^ 

1S4 

12a 

142 
112 
96 
201 
311 
104 

ior> 

197 

113 

77 

58 

86 

r>9 

62 
2S4 

55 
254 

91 
199 

72 
159 
169 
115 
193 

96 

29 
209 
142 

26 
206 
165 
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044 


IHstaosfifiüJie  igtr 


DürrenäAcli     .     -     .     .  93 

Diln-enroth      .     ,     .     ,  48 

Du^gingen      ,     *     .     .  112 

Duillier      ,     ....  136 

Dullikeu  (Dullikon)  70 

nullit  (Dullj)      .     .     .  130 

DuBoang  (Dusliogeo')    .  185 

Duvin 292 

Dyiihard    .     ....  UM 


Kaux-vives   .     *     .     .  158  | 

Kbörseken      ....  61   i 

Ehikmi       ,     .     ,     .     .  103 

EWigen  (Eblingen)  67 

Ehnat 209 

Eeasseys,  leb      ...  B8 

Echallens  (TsdierliÄ)  .  92 

Efhandeiia      ,     -     .     -  106 

EchaTJeiis(ScUärliugen)  80  I 

Echichens       .     .  113 

Eclagneae       ,     ...  102 

Ecl6pens    .     ,     .     ,     .  101 

Ecoteaux 79 

Ecublens 82 

Ecublßns   (Scubiliagen)  104 

Ecuvillens      ....  39 

Ederschwyler      ♦     .     .  98 

Eningeo     .....  110 

Egeri,  Ober-  ,     .     ,     .  134 

E^eri,  ITntui-       .     .     .  132 

Egerkingen     ....  69 


rll 


Eggen  wyl 
Eggerberg 
E^g*TJ?net  (Eggersried 
Eggiwyl     .     .     . 
EgliöHu      .     ,     . 
Ei*lU\vyl  (Egibehw 
Egnach      .     .     . 
Egolzwil    .     -     . 
Ebveudiiigen,  Ober- 
Ebrendmgen,  Unter 
Eit4i      .... 
Eichberg    .     .     . 
Eiki?n    .... 
Eiiiüiedelu       -     . 
Ebt;holl  CEysehoU) 
Eisten  (Eysten) 
Elay      .     . 
ElfiEigeu     . 


Ellikon      , 
EZiigbatiaeu 
Elm      .     . 
ElBaii    .     . 
Emlvd  (Emdt)     . 
Embrac!»,  Ober- 
Emliracb,   Unter- 
Emmeij 
Emmetten 
ErEimLshofeD    . 
Ems  (Domat) 
Ems,  Ober-    . 
Ems,  Unter-  . 
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Endingen,  Ober- 
Endingen,  Unter- 
Enfers,  les. 
Enge     .     . 
Engelberg 
Enges  .     . 
Engl     .     . 
Engishofen 
Englisberg 
Engollon    . 
Engstringen,  Ober- 
Engstringen.  Unter 
Engwang  .     ,     . 
Engweilen      .     . 
Ennenda  u.  Ennetbühls 
Ennetaach   (Enneteich) 
Ennetbaden    .     .     . 
Ennetbtii^en  ,     .     . 
Ennetmoos     ,     .     , 

Enney 

Entfelden,  Über- 
Entfelden,  Uiitar-    . 
Entlebuch       .     .     . 

Envy 

Epagnier   .     ,     .     . 
Epalinges  .... 
Epauvilliers    .     . 
Ependes  (Spiuii) 
Ependes  (Vaud) 
Epesses      .     *     .     . 
Epiquerez,  les     .     . 
Eplatures,  h^     .     . 
Eppenberg-Wüschnau 


km. 
111 
J12 

80 

135 

126 

61 

213 

203 

10 

72 

126 

125 

166 

191 

199 

200 

108 

117 

112 

83 

82 

83 

67 

103 

55 

104 

109 

40 

87 

87 

114 

B4 

79 


l 


Epimt?h       ,     ,     .     .     , 
Eptingen  (Kuchaptingen) 
Ergiaßh 

Eriswyl      -     ■      . 
FjtIz      .... 
Erlaeh  (Cerlier) 
Erlen    ..... 
Erlen  bach  (Bernj 
Erlen bach  ( Zürich} 
Erlisbach  (Äargau) 
Evlmsbadn  Nfeder- 
Erlinehach,  Ober- 
Ermattngen    .     . 
Ermensee  .     . 
Eroen  (Aernen) 
Ernetschwyl  .     . 
Erosen  (Ärosa,  Erosa) 
Erschnmtt 

Erseliwii  (Erspelj  . 
Ersigeu  .... 
Ersttelri  .... 
Eauheiibacb  (Luzero) 
Eschen bach  (St. Gallen) 
Esebeuz  .... 
Escliert  (Eachera)  , 
Eschiens  .     ,     . 

EächUküo  fEachJiken) 
EacKülzmatt  .  ,  . 
Esmont  .... 
Effsert  (Ried)  .  . 
Esaert  (Wallcnried) 
Esfiefteö  ,  ,  ,  . 
EsBcrtinee  (Rolle)    . 


km. 
35 

79 
225 

4fi 

201 

48 

140 

81 

80 

Hl 

211 

110 

262 

186 

291 

224 

83 

30 

146 

106 

177 

194 

76 

82 

177 

53 

67 

43 

40 

77 

130 
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Distanzenzeiger 


Essertines  (Echallens)  . 
Essert-sous-Champvent 
Essert-Pittet  .... 
Estavannens  .... 
Estavayer-le-Lac  (Stäffis) 
Estavayer-le-Gibloux  . 
Est^venens  .  ...  . 
Etagni^res      .... 

Etoy 

Etteniiauseo   .... 

Ettingen 

Ettiswyl 

Etzeikofen      .... 

Etzgeo 

Etziken 

Evilard  (Leubriogen)  . 

Evionnaz 

Evol6ne  (Evolena) 

Eyholz 

Eysins 


km. 

90 

88 

90 

85 

64 

49 

64 

97 

118 

174 

116 

86 

20 

116 

44 

37 

156 

216 

236 

139 


I:<^ällanden     . 

Fahr  Di  (Farni) 

Fahr  Wangen    . 

Fahy     .     .     . 

Faido  (Pfaid) 

Fanas   .     . 

Faoug  (Faug,  Pfauen) 

Farnern     

Farvagny-!e-6rand  .  . 
Farvagny-le-Petit  .  . 
Ft^ehy 


147 

39 

109 

124 

223 

246 

52 

58 

44 

44 

123 


I  km. 

[Fee       .......  267 

[  Fehraltorf      ....  156 

I  Fehren      ......  111 

Feiben 177 

Feldbrunnen-St.Niklaus  47 

Feldis  (Viuldeu)     .     .  263 

Fellers  (Fal^ra)       .     .  277 

Felsberg  (Vavugn)       .  253 

Fenin 70 

Ferden 238 

Ferenbalm      ....  20 

Ferlens 80 

Ferpicloz  (Pichlen)       .  41 

Ferrera,  Außer-       .     .  293 

Ferrera,  Inner-   .     .     .  2S8 

Perreyres 104 

Fernere,  la    .     .     .     .  74 

Feschel 220 

Fescoggia 295 

F6tigny 58 

Fetan  (Vettan)   ...  323 

Feuerthalen    ....  187 

Feusisberg      ....  168 

Fey 87 

Fiang^res  ..'...  78 

Fideris 254 

Fieseh  (Vieseh)       .     .  262 

Fieacherthal    ....  266 

Fierz  (Fied,  Fy)      .     .  88 

Filisur 283 

Finshauts 176 

Finsterhennen      ...  37 

Fischbach       ....  61 
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km, 

Fißchenthal     .     .     .     .  181 

Fischin^en      ,     .     .     .  187 

Fisibaeh 136 

Fislisbach     (Fislispaelu 

FUUbach)    ...  1«^ 

Flaacli 172 

Fläsch 230 

Flawyl       .     .     .     ,     .  199 

Flerden 219 

Fleuriei'      .     .     .     ,     .       115 

Flims  rPleni)      .     ,     ,  269 

Flond 286 

Flüelen 136 

Flühli 6H 

Flumenthal     ....       51 

Flums 213 

Fluuteni 132 

Fliirlin^eu  ,  ,  .  *  185 
Font  .,...,  Sß 
Fontaine  ineluii  .  .  ,  76 
Fontahjes  ( Keuch  ätel)  .  73 
Fontaine,^  (Vaud)  .  .  t*9 
FontAriezier     ....       92 

FontencUR 112 

Forel  (Fribourg)      ,     .       H6 
Foi-el  (Moudon)  ...       74   | 
Forel  (liÄvaiix)  ...       ^i    \ 
Forst     ......       25  I 

Founex      .....  143  ] 

FräscheU  (Frebi:ht?ls)  .       37  i 

Frauex 64  ! 

Fra«s(*t. 301   ! 

Frns^ea Hl    ' 


reienweil) 


Frasuacht  . 

Fraubrunnen  .     . 

Fniuenfeld 

Frauenkappeleji  . 

Fr%f6court{rrfed[ifi5dorf) 

Freienbach 

Freienöleitt 

Freienwjl  (F 

Frei  mettigen 

Fr*?nkendorl' 

Frezeus 

Fribourg  ^  Freiburg) 

Pritk     .     . 

Frique^,   \es 

FrilUeheii 

Froideville 

Fruiigen     . 

Fruthwdlen 

Füllinbdorf 

FQrstenau  . 

Fuldera      . 

Fulenbach 

Full-Reuentbft 

Baily     .     . 

Funm    . 

Fürth  (Vuorii, 

Fuaio     .     . 

Fujena 


Lumueza 


Cj^achuaug  (Gachlingen) 
Gadrneri     .     .     ,     .     . 


Gäcliiingeu 


M4.7 

km. 

219 

2Ü 

173 

9 

105 

163 

138 

114 

22 

95 

32 
119 

R2 
195 

95 

54 
■213 

t« 
Ü73 
343 

56 
119 
170 
2äH 
292 
327 

54 


170 
102 
■202 


Digitized  by  LjOOQIC 


948 


Distanzenzeiger 


km. 

Gächliwil 37 

Gänsbrunnen  (St.  Joseph)  82 

Gäserz 40 

Gais 229 

Gaiserwald     ....  212 

Galgenen 172 

Gallenkirch    .....  106 

Galmiz  (Charmey)  .     .  44 

Galß  (Chules)     ...  55 

Gampel 223 

Gampelen  (Champion)  .  51 

Garns 244 

Gandria 300 

Gansingen       .     .     .     .  112 

Ganterschwyl      .     .     .  195 

Gebenstorf  (Gebistorf)  101 

Gelfingen 117 

Gelterfingen   ....  15 

Gelterkinden  ....  89 

Geltwyl  (Geltweil)       .  113 

Gempen 101 

Gempenach  (Champagne)  21 

Genestrerio     ....  317 

Gen6ve      .     .     .     ;     .  158 

Geneveys-surCofi'rane  .  80 

Generez 66 

Genollier 137 

Genthod 153 

Gentilino 299 

Gerlafingen,  Nieder-     .  38 

Gerlafingen,  Ober-  .     .  39 

Gerlikon 172 

Geroldsweil    .     .     .     .  117 


km. 

Gerra-Gam  barogno 

287 

Gerra-Verzasca  .     .     . 

299 

Gersau 

119 

Gerzensee       .... 

23 

Geschinen  (Gesehenen, 

Göschinen)    .     .     . 

279 

Gestein,  Nieder-  (Cha- 

tillon-Ie-Bas)       .     . 

227 

Gestein,    Ober-    (Cha- 

tillon-le-Haut)    .     . 

284 

Gettnau     .... 

67 

Geuensee 

94 

Ghirone 

271 

Giebeaach      .... 

105 

Giez 

87 

Giffers  (Chevrilles) 

39 

Gillarens  (Giliarens'l     . 

72 

Gilly 

128 

Gimel 

131 

Gingins 

142 

Giomico  (Irnis)  .     .     . 

234 

Gipf-Oberfrick     .     .     . 

120 

Gisikon 

108 

Giswyl 

126 

Giubiasco 

266 

Giumagiio      .... 

302 

Givisiez  (Siebenzach)    . 

34 

Givrins 

138 

Gland 

132 

Glänes,  les     .     .     .     . 

60 

Glarus  (Glaris,  Glarona) 

199 

Glattfelden     .... 

139 

Gletterens       .... 

66 
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km, 

Glis  (Glflö,  Gliss)   ,     .  243 

Glovelier  (Lietingeri)   .  91 

Gluringen  tGlurigen)    ,  274 

Gnosca 272 

Göscheneü      .     .     .     ,  170 

Gösgen,  Nieder-       ,     .  77 

Gösgen,  Ober-     ,     ,     ,  74 

Gö8likou 106 

Göttighofen  (Gottigkofen)  199 

Golaten     «     .     .     .     ,  40 

Goldach 231 

Goldingen       .     *     .     .  181 

Goldiwyl   ,     ,     .     ,     -  36 

Gollion      .     ,     .     .     .  108 

GommiswRid       .     .     .  184 

Goudiswyi      .     .*    .     .  59 

Gonten 228 

Gontenschwyl  tGonteu- 

schweil)       ...  97 

Goppisberg  (Gobbäsberg)  255 

Gordevio 294 

Gordola     .....  279 

Gordund 269 

Gorgier      .     ,     ,     ♦     .  81 

Goßau  (8t.  Gallen)      .  204 

aoßau  (/.Qrich)  .     .     .  161 

Gossens 91 

Gossliwyl  ,     ,     p     .     ,  36 

Gottlieben      ....  215 

Gottshans 214 

Goumoöns4e-Jux     .     .  98 

Goumocns-la-Ville    .     .  IUI 

Goumoig 82 


km. 

Graben 46 

Grabö    .... 

.     242 

Gräehen    .     . 

.     255 

Gräaichen 

.       87 

Grai'enried      .     , 

19 

Grallshansen  . 

.     200 

Grancia     .     . 

.     301 

Gi'tincy       .     , 

.     U2 

Grand CO nr 

.       63 

Gr^mdevent     . 

91 

Grand  fön  taine 

.     124 

Grandson  .     . 

.       85 

Grandval    (Granfelden)       78 

Grandvaux     ,     .     .     .       9U 

Grand  vi  llai-d  (Langweller)      88 

Grangea  (Freibnrg)       .       78 

1 

GrangeaCGradetsch,  Grade?)  199 

Oranges  (Vand)       .     .       62 

Granges^de-Vesin 

.       62 

Grang;eB-Paccot  . 

.       35 

Graogette^ 

.       03 

Graltavachc 

.       75 

Gravesano 

.     290 

G  reich  .     .     . 

.     257 

Greifeosee 

.     149 

Grelliagen 

,      109 

Grendien  .     . 

.       48 

Greag  .     . 

.     .       50 

Grengio.la  . 

.     .     257 

üreniileö    . 

.     .       50 

Grens    .     ,     , 

.     140 

Greppen     .     . 

.     .     106 

Gressy  .     . 

.     .       86 

1 
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Distanzenzeiger 


km. 

Gretzenbach  ....  75 

Griesenberg    .     .          .  183 

Grimentz  (Gr^meatz)  .  234 

Grimisuat 197 

Grindel 103 

Grindel  wald   ....  74 

Grod  und  Gäumatt  .  75 

Grolley 42 

Gröne  (Grün)     ...  199 

Grono  (Gren)     ...  277 

Großdietwyl  ....  59 

Großwangen  ....  88 

Grub 232 

Gründen 238 

Grüningen      ....  163 

Grüsch 242 

Grumo 259 

Grund   (Gruden,   Saas)  262 

Gruy^res  (Greyerz)      .  80 

Gryon  (Grion)    .     .     .  158 

G'steig  (Chätelet)    .     .  99 

G'steigwyler  ....  57 

Guarda 314 

Gudo 270 

Gündelhart     ....  185 

Gündlischwand    ...  63 

Gtinsberg 53 

Güttingen 221 

Guggisberg     ....  29 

Gumefens 52 

Guntershausen  (Weinfelden)  1 96 

Guntershausen  (Frauenfeld)  174 

Guntmadingen     ...  196 


GuDzgen    .     .     . 
Gunzwyl    .     .     . 
Gurbrü      .     .     . 
Gurmels,  Groß-  . 
Gurmeis,  Klein- 
Gurtnellen      .     . 
Gurzelen    .     .     . 
Guschelmuth,  Groß 
Guschelmuth,  Klein 
Gutepburg 
Guttannen 
Guttet  (Gottet) 
Gy   .... 
Gysenstein 


Haaren  weilen  (Haaren- 

wilen)       .  . 

Habkern    .     .  . 

Habsburg  .     .  . 

Häfelfingen     .  . 

Hägendorf      .  . 

Häggenschwyl  . 

Hägglingen     .  . 

Hämikon   .     .  . 
Härkingen  (Herchingen) 

Hätzingen       .  . 

Häutligen  .     .  . 

Hagenbuch     .  . 

Hagneck    .     .  . 

Halden       .     .  . 

Haldensteiu    .  . 

Hallau,  Ober-  . 


Digitized  by  CjOOQIC 
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1)5! 


Hallau,  Unter-    .     , 
Halten  ,     ,     .     ,     . 
Happersweil  und   Buch 
Hasle  bei  Burgdorf 
Hasle  (Hasli)      .     - 
Hasleb*^rg  ,     .     .     . 
Hasleu  mit  Zumugen 
Hauben      .... 
Hauen  stein  und  Ifentlml 
Haupt  wüil       .     .     . 
Hausen  (Aargau)     . 
Hausen  (Zihich) 
Hauten  ve  .... 
Hauteville  (AUenfullen) 
Hauts-l.Teneveys  *     . 
Hedingen  .... 
Hefenbofen  (Heffenhofen 

Heiden 

Heiligeiisthwendi      , 
Heiligkreua     .     .     . 
Heimberg  .... 
Heimenhauaen     .     . 
Heimiswyl      .     .     . 
Heinrichswil   . 
Heitenried       .     .     . 
Heldsweil  (Heldswilj 
Helfenyehwyl^  Ober- 
Helfenschwjl  ^    Nieder 
Hellikod  (Helliken) 
Hellsau      .     .     ,     . 
Hemberg   .... 
Hern  iah  ofen    *     . 
HemnienthLil  .     .     , 


km, 

202 

41 

204 

29 

65 

88 

207 

29 

74 

211 

102 

138 

61 

51 

Öl 

139 

208 

234 

36 

194 

26 

44 

27 

26 

200 
201 
195 
118 
38 
217 
191 
193 


kllL 

Hemmersweil  .     .  207 

Hemmikeü      .     ,     .     .       93 

HenaiJ 191 

Hendsühikon  .     .     *     .       93 

Henggart   .....  16(> 

Hennens 61 

Uenniez  (Eigni)       .     .       65  | 

Herbelswyl     ....       74  | 

I 
Herbligen 25 

Herblingen  .     .     .  191  , 

Herdern     .     .     -     ,     .  179  I 

H^remeiiuL'     .     .     .     .  203 

Hergiswil  (Lnzern)       .       90  i 

Hergiswil    (Nidwaldeti)  105 

Hensau 212 

HerliBberg       ....  103  j 

Hermanne       .     .     .     .  J7l/ 

Herrnenelies  (Hermenges)       HO 

Hermelä5cliwyi.(Hermel- 

schweil-Btafteln)      .  110 

Henniswyl      ....       35 

Hernirig^n      ....       34 

Herreu  hnf  ( Herrenhofen)  209 

Herrliberg       .     .     .     ,  143 

Her.sberg  {Hersi>ei'g)    .       97 

Hersiwil     ,     .     ,     »     .       39 

Herten 176 

Her/.naeli 1+2 

Herz<>gt?abuehaee      .     .       40 

Heschighofen  (Eschikofen)  Ibl 

Hcssenreuti  (Hessenreute)  IH8 

Hessigköfen    .     ,     .     ,       39 

Uettlifi^en       ....  163 


Digitized  by 


Goog 


952 


Bistanzenzeiger 


km. 

Heutte,  la  (Hütte,  la)  .  44 

Hildisrieden    ....  105 

Hilfikon 105 

Hilterfingen    ....  35 

Himmelried  (Hymersried)  109 

Hindelbank     ....  17 

Hinterrhein     ....  310 

Hin  weil 162 

Hirschberg      ....  231 

Hirschthal       ....  86 

Hirslanden      ....  133 

Hirzel 134 

Hittnau 162 

Hitzkirch 118 

Hochdorf 111 

Hochfelden     .     .     .  136 

Hochwald       ....  104 

Höchstetten  b.  Koppigen  36 

Höchstetten    ....  24 

Höfen 39 

Höllstein 83 

Höngg 126 

Höri 132 

Höfen 198 

Hofstetten  (Bern)    .     .  74 

Hofstetten  (Solothurn)  .  119 

Hofstetten  (Zürich)       .  171 

Hohenrain       .     .          .  113 

Hohentannen       .     .     .  203 

Hohtenn  (Hochten)      .  226 

Holder bank  (Aargau)  .  92 

Holderbank  (Haldenwang)  70 

Holz  (Zumholz)       .     .  47 


Holziken 78 

Homberg 38 

Hombrechtikon   .     .     .  157 

Homburg 190 

Honau 109 

Horben 182 

Hor^nbach  und  Buchen  45 

Horgen 148 

Horgenbach    .  173 

Hörn 224 

Hornussen       .     .     .     .  115 

Horriwil 46 

Horw 99 

Hosenruck      ....  192 

Hospenthal     ....  179 

Hottingen 133 

Hottwyl  (Hottweil)      .  111 

Hüben 175 

Hubersdorf  (Hübertsdorf, 

Hoppersten)        .     .  51 

Hünenberg     .     .     .     .  116 

Hünigen,  Nieder-     .     .  22 

Hüniken 45 

Hunt  Wangen  .     .     .     .  143 

Hütten 142 

Hüttikon 115 

Hüttlingen      .     .     .     .  180 

Hüttweilen     ....  181 

Hugelshofen  (Hugolshofen)  191 

Humlikon 168 

Hundwil 219 

Hunzenschwyl   (Hunzi- 

schwyl)    .          .     .  89 
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t*83 


Huttwyl 


km. 
62 


JFaberg 22 

Jaun  (Bellegarde)    ,     .  101 

Iberg    ......  IH7 

Ichertswil   (Isenhardtswil)  42 

Jegenstorf      ....  15 

Jenaz    ....,*  251 

Jenins   ....*.  232 

Jeus  (Bern)    ....  32 

Jeus  (Jeis,  Jen t es)  .     *  33 

Iflfwyl    .../..  18 

Igels   (Degien,    Degen)  292 

Igis 238 

Ilanz  (Glion)       ...  281 

Illene  (Illingen)  ...  42 

lllgau 138 

Illiez,  Val  d'       .     ,     ,  155 

Illighausen      ....  203 

Illhart  (Illart)     ,     .     ,  188 

Illnau 152 

Indemini 293 

Inden 223 

Ingenbohl  .               .     .  126 

Inkwyl 43 

Innerkirchet  (Innertki  rchen )  90 

Innerthal  (Innerwäg^lthal )  1 84 

Ins  (Anet)      ....  47 

Insone 299 

Intragna 294 

Inwyl lOfi 

Jona  (Jonen)       .     ,     .  168 


Jonen  (Aargau) 
Jongny      *     -     • 
Jonsohwyl      ,     . 
Joux,  la     .     .     , 
Jouxtens-M^zery 
Tpsach  .     .     .     . 


Iragna  .  ,  ,  .  . 
Iseltwald  .  .  ,  . 
l^enMuh  .  «  .  . 
laeuthai      .     .     ,     . 

Iseo 

la^rablos  (Iserabloz) 

lale,  r       

Islikon        .     .     ,     .     . 
Isone     .     .     .     .     * 
lalighofen  {Istigkofeo) 

Hingen       

Ittenthal  .  ,  .  .  . 
Juriens  ,  .  .  .  . 
Jassy 


ICünerkiriden    . 

Kä^tris  (Casirisch) 

Kaiaer-Augst 

Kaiaerstuhl 

Köifften 

Kallern 

KaJluacli    . 

Kaltbrunn 

Kalte  tibach 

Kalthäuaem 

Kamnieröruhr 


kuk 
114 
121 
190 

67 
101 

37 
284 

62 

63 
137 
^06 
181 
117 
169 
289 
195 

88 
118 
103 
169 


79 
280  i 
102  * 
135  f 
120  ^ 
104 

33 

184  i 
191  s 
180 

52 


1 
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km. 

Kandergruiid  ....  58 

Kappel  (St.  Gallen)      .  209 

Kappel  (Solothurn)  73 

Kappel  (Zürich)      .     .  129 

Kappelen 32 

Kazis 271 

Kaufdorf 15 

Kefikon 170 

Kehrsatz  (Käserz)    .     .  7 

Kempfhof       ....  114 

Kerenzen  u.  Mühlehorn  198 

Kernenried     ....  23 

Kerns 119 

Kerzers  (Chietres)   .     .  40 

Kestenholz      ....  62 

Keßweil  (Keßwil)    .     .  219 

Kienberg 100 

Kienersrütti    ....  25 

Kiesen 22 

Kilehbei^  (Baselland)  .  83 

Kilchberg  (Zürich)  .     .  139 

Killwangen  (Kilchwangen)  115 

Kippel 239 

Kirchberg  (Bern)     .     .  27 

Kirch berg   (St.  Gallen)  194 

Kirchdorf 26 

Kirchleerau  (Kirchleerb)  78 

Kirchlindach 7 

Kirchenthurnen  (Kirch- 

thurnen)      ...  17 

Klai-sreuti 199 

Kleindietwyl  ....  55 
Kleinhüningen    (Petit- 

Huningue)  .     .     .  110 


km. 


Kleinlützel  mit  Hu^er- 

wald 108 

Klingnau 113 

Klosters 268 

Kloten 133 

Knonau 129 

Knutwil 83 

Koblenz     .....  116 

KöUiken 79 

Köniz 4 

Konters  (Conters,  Ober- 
landquart)    .     .     .  261 
Konters  (Conters,  Albula)  284 

Koppigen 33 

Kottwil 88 

Kradolf  (Kradorf)   .     .  199 

Kmttigen 44 

Krauchthal     ....  14 

Kreuzungen    .     .     .     .  219 

Kriegstetten    ....  41 

Kriens 98 

Krillberg 176 

Krinau 203 

Krummenau   ....  213 

Küblis 256 

Kümmertshausen      .     .  .202 

Künten 106 

Küsnacht 139 

Küßnacht  (8chw>^)     .  109 

Küttigen 84 

Küttigkofen    ....  39 

Kulm,  Ober-  ....  94 

Kulm,  Unter-      ...  93 

Kulmerau 101 


Digitized  by  CjOOQIC 
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Kurzdorf 

Kurznk*5nl>acli     . 

Ky  bürg -Buch  egg  (K^berg) 

Kjburg  (Zu rieh)      .     , 


Lajix  .     .     .     ,     ^ 
Lacliaux  (^La  Cliaux) 
Lacheti       .     .     ,     , 
Laco  n  n  ex  ( Lti.c  o  n  ney  ] 

Ladir 

Lännftinbhhl    .     .     . 
Lau  Tel  fingen    . 
Lajoux  (La  Joux)   . 
Laldeii       .     .     .     , 
Lam boi üg   ( Lam  1  i ng en) 
Lamone     . 
Lampen  berg 
Lancy    ,     . 
Landanfinca 


km* 
173 
221 
39 
154 


Lan^tiron-Combeö 
Landiswyl 
Land  sdi  lacht 
Langdorf  .     .     . 
Langen brück  . 
Lanifendorf    .     , 
Langen  egg,  Ober- 
Langeuegg^  Unter- 
Lanirenhart 
Langen  thal 
Langnau  (Bern*) 
Laugnaii  (Luxem) 
Langnau  (ZUrieh) 


275 

111 
170 
168 

2bi 

30 
76 

66 
236 

46 
290 

b5 

161 

292 

51 

26 

225 

173 

73 

48 

42 

42 

1H7 

48 

38 

76 

142 


Langrikenbach  iLnngen 
Rikenbaeh)    .     . 

Langwiea   .... 

Lan  terB  w  ei  l  ( Lante  rs  wy  I  en ) 

Lanzenneunfonn 

Lapraz  (La  Praz)    , 

Largario     .... 

Lat&ch  ..... 

Lanenen     .     .     .     - 

Lauei^  (Lowerz! 

Laufen  (Laufon) 

Laufen-Uhwitföen     i 

Laufen  liurg     . 

Lauftühr     .... 

Laiipen      ...     * 

Lauperadurf  (Lauperslörf 

Lauperavvy]     , 

Lausanne   ,     .     .     . 

Lausen       .     .     .     , 

Lauterbruuneri     , 

Lauwjl       .... 

Lavertexzo      .     .     . 

Lavey-Morcleij     ,     . 

Lavigny     -     .     *     * 

Lavin  (Lawin)    .     . 

Lax  (Laax)    .     .     . 

LöchelleB    Cl^EchcUee, 
Leitern)    . 

Leggia 

Leibrttadt   .     .     ,     . 

Leitnbach  (Äargau) 

Leimbach  (Thiirgau) 

Leimiswyi   .  ,  . 


955 

ktu. 

208 
270 
194 
183 
109 
261 
293 

137 
101 
184 

t2H 

102 
2i^ 
70'  I 
37  I 
98  I 
89  ( 
67 
86 

290 

151 

120 

309 

259 

46 
280 
120 

99 
199 

45 
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km. 

Leißigen 46 

Lengnau  (Aargau)  .     .  115 

Lengnau  (Longeau)      .  45 

T.enk 85 

Lens  (Leis)    ....  205 

Lentigny  (Lentenach)  .  47 

Lenz  (Lansch)    .     .     .  271 

Lenzburg 90 

Lebntica 257 

Lessoc 92 

Leu  bringen  (Evilard)  .  37 

Leuggelbach  ....  208 

Leuggern 111 

Leuk,  Bad  (Lo^che-les- 

Bains)  ....  229 
Leuk,  Flecken  (Lo^che- 

la-Ville)      ...  215 

Leutwyl 95 

Louzigen  (Leuzingen)  .  40 

Leysin 153 

Leytron 179 

Lichtensteig    ....  201 

Liddes 192 

Liebistorf 26 

Liedertswil  (Tschoppenhof)  8 1 

Lieffrens 65 

Lieli  (Aargau)    .     .     .  111 

Lieli  (Luzern)     .     .     .  115 

Liesberg 96 

Liestal 92 

Lieu,  le 122 

Ligerz  (Ölpresse)     .     .  45 

Lignerolles      ....  104 


Ligni^res  .... 
Ligornetto  .  .  . 
Lirapach  .... 
Lindau  .... 
Linescio  (Lunescio) 

Linn 

Linththal   .... 

Lippersweilen. 

Li  ppolts  weilen     .     . 

Littau 

Locarno  (Luggarus) 

Locle 

Loco 

Lodano      .... 
Lodrino     .... 
Löhningen      .     . 
Lohn  (Graubünden) 
Lohn  (Schafifhausen) 
Lohn  (Solothurn)     . 
Lohnstorf  .     .     .     .  ^ 
Lommis     .... 
Lommiswyl    .     . 
Lonay  (Launay) 
Longirod  (Longiroud) 
Lopagao    .... 
Losone       .... 
Lossy-Forniangueires 
Lostallo     .... 
Lostorf  mit  Mahren 


Lottigna 


Lotzwyl     .... 
Lovattens  (Lovatens) 
Lovens  (Lowing)     . 


km. 

56 
317 

25 
150 
313 
105 
217 
191 
191 

90 
285 

88 
299 
303 
280 
195 
288 
194 

40 

19 
180 

50 
108 
136 
293 
288 

39 
286 

77 
257 

50 

62 

46 
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km. 

Lovere^^ee 60 

Luc       ...,,.  225 

Lucens  tLrOsiogeü)  .     .  69 

Luchsiiigcn  u.  Ad  lenbach  2 1 0 

Ludiano     .     .     .     .     .  250 

U\ 343 

Ltten 258 

Lüscher^ 39 

Lüßling;*?n       ....  44 

Luterkof^-ii      ....  40 

Lüterswyl       ....  35 

Lütisburg    (Leutispargf  194 

Lütscheiithal  .     .     .     ,  67 

LützelflQh 32 

LufingGn t41 

^"gaggia 294 

Lugano   .  ,  .  .  ,  296 

Lugnez   .....  120 

Luins 131 

Lullj  (Freiburg')      .     .  65 

Lully  (Waadt)    .     .     .  113 

Lumbrein 298 

Lumino      ,     ,     ,     .     .  270 

Lungern 133 

Lunkhofen,  Ol)er-    .     .  112 

Lunkhofeo,  Unter-  .     .  112 

Lupfig 97 

Lupsingen       ....  98 
Lurtigen  (Uurters,  Lourtens)   48 

Lusai     ......  347 

Lusserv 105 

Luss}^  CF'^eiburg)     .     .  54 

Lussy  t Waadt)  .     .     ,  115 


Lustdorf  tLuetorO  .  . 
.  L  u  te  r liaefi  {Lau  ter bach ) 
Luthern  .  . 
Lut.r>  .  .  . 
LuUepberg  . 
Luviö  (Luven) 
Luzein  . 
Lnzeni  .  .  . 
Ljsaaeh 
Lyß      .     .     . 


MCaconnens 

Madiswyl   . 

Madretscb 

Maduleio    . 

Mägen  w  )'  1  (Mäge  n  w  eil. 

Eokwyl)  .     . 
Mäunedorf      .     . 
Maretetten       .     . 
MärwBil  (Märwil)    . 
Magadiuü  . 
Magdea      .     ,     .     . 
Mage  (Mase,  Mazb) 
Maggia       ... 

Mngliaso 

Magne,  la  .  ,  ,  . 
Magoedens  (MagnedingJ 
Maienfeld     (Mayenfeld) 

Mairengo 

Maiaprach 
Maladers    . 
Mal  aus 


km. 

löO 

48 

97 

103 

234 

2&3 

258 

95 

20 

24 


51 

53 

34 

315 

96 
151 
186 
195 
280 
100 
209 
298 


(Meispvach) 


65 
43 
230 
225 
98 
252 
235 


I 
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Malapalud      .     . 
Malix    .... 
Malleray  (Malleraya) 
Maltern      .     .     . 
Malvagiia  .     .     . 
Mamniern       .     . 
Mandach    .     .     . 
Maouenbach  .     . 
Mftnnens-Ora  ndsi  vaz 
Manuo  .... 
Maracon     .     .     . 
Marbach  (liUzern) 
Marbach  (St.  Gallen) 
Marchissy     ( Marchessi) 
Marin    .... 
Marly-le-Grand  (Merten 

lach,  Groß-) 
Maily-Ie-Petit   (Merten 

lach,  Klein-)  . 
Marraorera  (Marmels) 
Marnand  .... 
Maroggia  .... 
Marolta  .... 
Marsens  (Marsing)  . 
Marthalen 

Martherenges       .     . 
Martigny-Bourg     (Mar 

iinach-Burg) 
Martigny-Cotnbe  (Mar 

tinach-Coinbe) 
Martigny  -  Ville     (Mar 

tinaeh-F  lecken) 
Mnrtisbeiö:      . '   . 


km. 

95 
254. 

62 

84  I 
250 
197 
109 
208 

53 
291 

80 

54 
251 
136 

60 

37 

37 
299 

62 
306 
259 

52 
177 

81 

166  1 

167 

165 
261 


km. 

Masch  wanden   .  .  .  135 

Masein 276 

Massagno 294 

Massongex   (Massougy)  148 

Massonnens     ....  56 

Mastrils 237 

Mathod  (Mathoud)  .     .  88 

Mathon  (Montagna)      .  288 

Matran       ....  38 

Matt 214 

Matten       ....  55 

Mattstetten      ....  14 

Maitweil    .     .     .     .    •.  199 

Matzendorf     ....  71 

Matzingen       ....  176 

Mauborget      ....  96 

Mauensee  .....  92 

Maules 69 

Maur 143 

Mauraz 116 

Mauren 194 

Medeglia 287 

Medels  (Hinterrhein)    .  302 

Medels  (Vorderrhein)  .  316 

Meggen 103 

Meienberg  (Mayenberg)  117 

Meienried 35 

Meikirch  (Meykirch)     .  10 

Meilen  ......  146 

Meinier 166 

Meinisberg  (Montmeuil)  37 

Meiringen  .     .     .     ,     .  85 

Meisterschwanden  1H> 
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Ifelano 

Melchnau 

Melide  (Mili)       .     .     . 

Mellikon 

Mellingen 

Meilsdorf  (Mel Istorf)    . 

Mels 

Meltingen 

Mendrisio 

M6ni6res  (Minieres) 
Menzikeu  ..... 
fienzingeti      .... 
Menznaii  uod  Menzbt-'rg 

Menzonio 

Merenscliwaod     (^Meri- 
schwand)     .     . 

Mergosciü 

Meride  (Merete) 
Merishaiisen    .... 
Hervelier  (Moraehwyleö) 

Merzligen 

Mesoeco  (Misi>,\)     .     . 

Messen 

Messen-Öeheuneij      .     , 

Mett 

Mettau 

Metten  bcrg  (Mittenbeig) 
Mettendorf     .... 

Mettlen 

Mettmeriste.tten    .     .     . 
Metzerlen  .     ,     .     .     . 
Mex  (Miv3c,  Wallis) 
Mex  (Waadt)     .     .     . 


km. 
306 

54 
302 
129 
100 
131 
220 
113 
314 

61 
103 
131 

79 
316 


114 

2m 

321 

195 

92 

35 

341 

^3 

23 

37 

112 

i»4 

179 

195 

132 

124 

15H 

109 


Meyerakappel      .     . 
Meyriez  (Merlach)  .     . 

Mcyrin 

M^aery 

M  Viferes  (M6xiferert) 
Mezieres  (Waadt)  .     . 
Me^'ÄOvieo-Vira  .     ,     . 

Middes 

Mi^court    (Miesehdorf) 
Mi  (ige  (Miease)    . 
Miglieglia  (Miglielia)    . 

Minusio 

Mirchel  .  ,  .  *  . 
Mieery  (Miserach)   .     . 

Mis9\' 

Mitlödi       ..... 

Mühlin 

Möncltültorf    .... 

Miinlhal 

Mf^rel    ...... 

MOrigen     ..... 

M*>riken 

Mor&chwyl  .... 
Motgchwyl  u.  Schietimen 
Mogeisberg  .... 
Moghegnü       .... 

Moiry 

Moleiui 

Molines 

Mollene  (Wallis)  .  . 
MoUens  (Waadt)  .  . 
Müllis  mit  Beglitigen  . 
MüllondiiLs   (Mollondin) 


959 

km. 

114 

45 

165 

92 

60 

83 

283 

62 

109 

210 

310 

285 

23 

4t 

62 

203 

110 

155 

110 

251 

m 

91 
222 

IS 

212 

mty 

107 
275 
263 

215 
124 

192 
79 


) 
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Distanzenzeiger 


i 

A 
J 


A 


km. 

Monible 66 

Monnaz      .     .     .     .     .  113 

Mons 280 

Mont     ....'..  127 

Mont,  le 103 

Montagnola  ....  301 
Montagnyla-Ville  (Mon- 

tenach-Stadt)  .  .  48 
Mon  tagny  -  les  -  Monis 

(Montenach-Berge)  50 

Montagny  (Waadt)      .  85 

Montalchez     ....  85 

MontaubioD-Chardoaney  84 

Montborget     ....  73 

Montbovon  (Bubenberg)  94 

Montbrelloz    ....  61 

Montcherand  ....  98 

Monte 319 

Mont6cu  (Montegu)      .  43 

Monte-Carasso     .     .     .  266 

Mouteggio       ....  313 

Montenol 105 

Monterschu     ....  32 

Montet  (Broye)  ...  60 

Montet  (Gläne)  ...  71 

Mont^vraz      ....  44 

Montfaueon  (Falkenberg)  79 

Montfavergier      ...  83 

Montherod      ....  126 

Monthey 146 

Montignez       .     .     .     .  123 

Montilier  (Montelier)    .  48 

Mont-la-Ville       ...  120 


Montmaguy    . 
Montmelon     . 
MontmoUin 
Montpreveyrcs 
Montrieher 
Monts6velier  (Mutzwy  1er) 
Mont-Tramelan 
Montvoie  .     . 
Moosleerau 
Moosseedorf  . 
Morbio-inferiore 
Morbio-superiore 
Morcote     .     . 
Morens      .     . 
Morges  (Morsee) 
Morissen    .     . 
Morlens      .     . 
Morlon       .     . 
Morrens     .     . 
Morschaeh 
Mosen  .     .     . 


Mosogno    .     . 
MoBsel  .     .     . 
Mötiers       .     . 
Moudon  (Milden) 
Montier  (Münster) 
Movelier  (Moderswyler) 
Mühlau  (Mullau) 
Mühlebach     .     . 
Mtihleberg      .     . 
Mahledorf  (Bern) 
Mtihledorf  (Solothurn) 
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Mühlen  (AI»  Möllns)    . 

MühlethiU  ..... 

Mühlethurnen      *     .     . 

Mtthlibaeli       .     ,     .     , 

Mülchi 

Müllheim  (Muhmell)     . 

Mtilligen 

Mümliswyl  mit  Ramiöwyl 

München  buchyee      ,     , 

MUnchenstein      .     .     . 

München^v  yler  (Villars- 
les-Moinea) 

Münchrin^cn  . 

Münch>veileü 

Münchvvylen  . 

Münsingen 

Münster  (Montier)   , 

Münster  (Muytair,  Grau- 
bünden)      .     .     . 

Münster  (Luzern)    .     , 

Münster  (Wallis)     .     . 

Müutschemit5r  (MoiiBmier) 

Müswangeu     ,     ,     .     . 

Mugena 

Muggio       -     .     .     ,     . 

Muhen 

Mühlen  (MuukD)     .     . 

Muhlern,  Nieder-     .     * 

Müllen  ,*.,.♦ 

Mumpf 

Mump,  Ober-      ,     ,     . 

Mund    ...... 

Muotathal  ,     .     ,     .     . 


km. 

204 
71 
lö 

264 
21 

185 

104 
69 
11 

112 

49 
15 
183 
121 
16 
74 

aöi 

99 
277 

44 
121 
293 
323 

211 
14 
51 
117 
12ü 
241 
140 


Mar       ... 

Muri  (Aargaa) 
Muri  (Bern)  . 
Muriaux  ,  . 
Munat  .  ,  . 
Murten  (Morat) 
Mutrux  .  , 
Mutten  .  .  . 
MutteuK  .  . 
Muzzaoo  ed  Ägnu^s&n 
Myeö  (Mies)  .     .     . 


961 

km. 

53 

110 

5 

75 

74 

4ö 

bl 

285 

[08 

300 

147 


IVäfela  .  .  ,  . 
Naterä  ..... 
Nax      ....     * 

Naz 

Nebikon  .... 
Neerach  .... 
Keftenhath     . 

Neggio 

Neidgue^  la    .     . 
Neirivue  (Stihwarzwa&ber 

Nendax      

Nennigkofen  .... 
Nenalingen  ...  * 
Kesselnbach  .... 
Nesslau  ..... 
Net^tall  mit  Ktönthal  . 
Nünenlmr":  .... 
Neudorf  ..... 
Neueodorf  ,  .  ,  . 
Neuenegg  (Neueneck) , 


192 
245 
204 

85 

79 

133 

144 

3U4' 

62 

)  89 

186 
4Ö 

107 

iü5 

21H 

196 
63 

103 
60 
16 


Eidg.  aratl.  äamiuL  Neoe  Folge.  V.  Bd. 
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Neuenhof  .... 
Neuenkirch  .  .  . 
Neuhausen  .  .  . 
Neuheim  .... 
Neukirch  (Surcuolm) 
Neukirch  .... 
Neunform,  Nieder-  . 
Neunform,  Ober-  . 
Neunkirch  .  .  . 
Neuenstadt  .  .  . 
Neuweilen  .  .  . 
Neyruz  (Freiburg)  . 
Neyruz  (Waadt)      . 

Nidau 

Nidfurn      .... 
Niederdorf     .     .     . 
Niederglatt-Nöschikon 
Niederhallwyl     .     . 
Niederhasle    .     .     . 
Niederlenz      .     .     . 
Niederried  (Aarberg) 
Niederried  (Interlaken) 
Niedfer Urnen  .     .     . 
Niederwald     .     .     . 
Niederweil      .     .     . 
Niederwil  (Solothurn) 
Nieder wyl  (Bremgarten) 
Niederwyl  (Zoflngen) 

Nieriet 

Nods  (Nos)  .  .  . 
Noflen  ..... 
Noiraigue  .... 
Noirmont  (Schwarzenberg) 


81 

129 

98 

125 

92 

35 

61 

lÖO 

268 

170 

52 

104 

61 

41 

51 

27 

81 

79 


Distanzenzeiger 

km. 

km. 

112 

Koranco    .     . 

...     299 

102 

Nor6az .     .     . 

...       41 

190 

Nottwyl     .     . 

...       94 

130 

Novaggio  .     . 

...     309 

289 

Novalies    .     . 

...       91 

199 

Novazzano 

...     319 

182 

Noville.     .     . 

...     130 

181 

NUrensdorf 

.     ...     138 

200 

Nufenen  (Nuveina) .     .     306 

49 

Nuglar  u.  St.  ] 

Pantaleon       98 

194 

NaoningeD 

...     111 

43 

Nußbäumen    . 

...     187 

74 

Nußhof      .     . 

...       89 

34 

Nuvilly 

...       64 

207 

Nyon  (Neuß) 

...     136 

Oberaach     ....  204 

Oberbalm 12 

Oberburg 25 

Obercastels  (Casü  sur)  293 

Oberdorf  (Baselland)    .  79 

Oberdorf  (Solothurn)   .  49 

Oberdorf  (Nidwaldea)  .  110 

Oberem 237 

Oberflachs      ....  93 

Oberglatt 131 

Oberhof 91 

Oberhofon  (Aargau)     .  113 

Oberhofen  (Bern)    .     ,  35 

Oberhofen  (Thurgau)  .  203 

Oberhofen  (Thurgau)  .  179 

Oberkirch 93 


Digitized  by  VjOOQiC 


fär  Berechnung  der  Reiseentschftdigüngen. 


963 


km. 

Oberried  (Bern)      .     .  65 

Oberried  (Freiburg)     .  43 

Oberried  (Ried).     .     .  42 

Oberrieden     ....  145 

Oberriet 258 

Oberrüti 114 

Ober8axen(Sursal8a-tude8tga)296 

Ober-Scheunen    ...  19 
Oberschlatt  u.  Mettschlatt  177 

Obersehrot     ....  46 

Oberstraß 133 

Oberthal 28 

Oberurnen      ....  190 

Obervaz 270 

Oberwald 287 

Oberwangen  ....  185 

Oberweii   .  v.     .     .     .  171 

Oberwil 112 

Oberwinterthur  .     .     .  160 

Oberwyl 113 

Oberwyl  bei  Büren      .  36 

Oberwyl  i.  Simmenthai  58 

Obfelden   .....  118 

Ochlenberg    ....  38 

Oeourt 109 

Oekingen  (Oetkingen) .  41 

Oensingen 61 

Oenz,  Nieder-     ...  40 

Oenz,  Ober-  ....  40 

Oerlikon 135 

Oesch,  Nieder-    ...  33 

Oesch,  Ober-       ...  31 

Oeschenbach  ....  38 


km. 

Oeschgen 122 

Oetlikon 115 

Oetweil  (Meilen)      .     ,  151 

Oetweil  (Zürich)     ,     .  116 

Oftringen  .     .  •  .     .     ,  ö5 

Ogens HO 

Ohmstal  u.  Niederwjl  ,  Ö5     j 

Oleyres 43     ' 

Olivone     .....  265 

Ollon 142 

Olsberg  (Aargau)    .     ,  107     | 

Olsberg  (Baselland)     .  107 

Ölten 67     I 

Oltingen 85     | 

Onex 163 

Onnens  (Onning)     ,     .  45 

Onnens  (Waadt)     .     ,  90 

Opfershofen    ....  196 
Opfertshofen(Opfertzhofen)  196 

Opfikon 132 

Oppens      .....  91 

Oppikon 192 

Oppligen 24 

Orbe     ......  96     ' 

Orges 87 

Origlio 290     i 

Ormalingen    .     .     ,     »  91     | 

Ormont-dessous  ...  149     | 

Ormont-dessus     ...  157    j 

Orny 100    . 

Oron-la-Ville .     ...  74    ' 

Oron-le-Chätel     ...  74    i 

Orpund 34    j 


Digitized  by 
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Distanaenzeiger 


Orselina     .     . 
Orsiferes     .     . 
Orsonnens 
Orvin  (Ilfingen) 
Orzens  .     .    ^ 
Oaco     .     .     . 
Osogna  (.Usogna) 
Ossingen    .     . 
Osterfingen     . 
Otelfingen .     . 


Othmarsiugen 

Ottenbach 

Otterbaeh 

Ottoberg  (Ottenberg) 

Oulens  (Moudon)     . 

Oulens  (Echallens) . 


km. 

287 

186 

51 

38 

90' 

221 

251 

176 

206 

116 

96 

115 

34 

189 

72 

102 


260 
93 
76 

308 


I*agig      .... 

Pailly 

Pal^zieux  .... 
Pallagnedra    .     .     . 

Pambio 298 

Pampigny 115 

Panix  (PigQu,  Pagnü)  .  297 

Päquier 82 

Parpan .261 

Paspels  (Pasqual)    .     .  270 

Pasquier,  le  (Le  P&quier)  79 

Patzen-Fardün     ...  285 

Paudex      .     .     ...     .  102 

Payerne  (Peterlingen)  .  54 

Pazzallo 298 


km. 

Peccia 322 

Pedrinate 324 

Peiden 289 

Peist 264 

Peney 85 

Ptenthalaz 106 

Penthaz 106 

Petith6r6as     ....  98 

Perly-Certoux     .     .     .  165 

Perreßtte 77 

Perroy 121 

Personico 239 

P4ry  (Büderich)      .     .  43 

Peseux 67 

Peuchapatte(PeuxChapatte)  75 

Peyres-Possens    ...  84 

Pfäfers 232 

Pfaffikon 159 

PfafiFnau 60 

Pfeffikon 102 

Pfeffingen 115 

Pfuagen 142 

Pfyn 180 

Piandera 301 

Pianezzo 268 

Piazzogoa 284 

Pierrafortscha      ...  35 

Pieterleu  (Perle»)    .     .  43 

Pigaieu  (Pigni)  ...  285 

Pitasch       .     .     .     ,     ,  291 

Pizy 127 

Plaffeyeu  (Planfajon)  .  46 

Plagne  (Plentsch)    ,      ,  48 
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Plainpalais 
Plamboz     ,     . 
Plaaclies,  lee  . 
Plan  che itt!ß     , 
Plan-le^-Ouate^ 
Plasselb     .     . 
Pleigne  (Pleen) 
PleujoQse  (PlQtzbaiisen) 


km, 
158 

M 
122 

88 
162 

4a 

95 
105 


Pohlern 30 

Poliez-(Pu31y>le-Graii(l  90 
Poliez-(Pul[y)-Pittet 

(Pulie2-le-Pctit)  .     .  ül 

Pollegio     .....  241 

Pommeraia,  les  .     .     .  76 

Pompapi&s      ....  103 

Pomy  (Pommj)       .     .  86 

Pont      ...,,.  74 

PontH  li-Ogoz ....  47 

Pont-la-Ville  CPonneiidorf)  50 

Ponte-Campovasto    -     .  314 

Ponte-Capriastsa  .     .     .  291 

Ponteiitit 60 

Ponte-lresa    .     .     .     ,  306 

Ponthaux  (Pontaux)    .  45 

Ponto-Valentino  *     .     .  269 

Pontresiua       .     ,     ,     .  326 

PonU 84 

Porreiitmy  (Pmulrut)  ,  113 

Porsel   ......  72 

Port 34 

Portal  liaii 62 

Porteiii      .     .     ,     ,     .  260 

Port-Vulais     .     .     .     ,  140 


Forza    ..... 

Posat  (Pojat)      .     . 
Poschiavo  (Puschlav) 
Po^ieux      .     .     ,     , 
Praden       .... 

Pradval     .... 

Präsanz  (Persona)  . 
Präz      ...... 

Praliina      ...» 
Praügins    .... 

Praratoud  .  .  . 
Pmromau  (Perrüniaii) 

Prato 

Prato  con  Sorßico  . 
Pratteln  .... 
Pregasaouft      .     >     - 

Piegay  

PrtMes  (Prägelz)  . 
Premier  .... 
Preonzo  .... 
Presinges' .... 
Pr^verengeB  ,  .  , 
Prevotidavaux  . 
Pr(5voiduup     .     .     * 

Piez 

Prcz  (Pr69,  Pr^)     , 

PrÜIy 

Progena  .... 
Priimasens  .  .  . 
Prüveuee  .... 
Prugmsco  .... 
Piiidoux     .... 

Pnib- 


km. 

293 

45 

359 

39 

256 

272 

286 

272 

94 

135 

67 

40 

219 

321 

9S 

299 

156 

45 

104 

274 

167 

108 

76 

60 

65 

48 

101 

77 

71 

86 

25C 

84 

100 
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PupÜDge  (Publinges) 
Pura 


Distanzenzeiger 


km. 
164 
305 


C^uarten 204 

Quinto 214 


liaat-Schüpfheim  .     .  136 

Radelfingen    ....  20 

Räuchlisberg  ....  208 

Rafz 145 

Ragaz 228 

Rain 107 

Ramlisburg    ....  87 

Ratnsen          ....  195 

Ramsern,  Ober-  ...  28 

Ramsern,  Unter-      .     .  29 

Rancate 316 

Rances.     ......  91 

Randa  (Randah)     .     .  265 

Randogne 215 

Rapersweilen      .     .     .  190 
Rapper8chwyl(Rapperswell)  168 

Rapperswyl  (Bern)      .  17 

Raron  (Rarogne)     .     .  228 

Rasa 304 

Ravecchia 264 

Realp 185 

Reams  (Riom)    .     .     .  285 
Rebeuvelier  (RIppertswyler)    80 

Reb^velier      ....  71 

Rebstein 249 


Recherswy1(Richenhard$wyl)  42 

Reehthalten  (Dirlaret)  .  41 

Reckingen  (Aargau)    .  127 

Reckingen  (Wallis)     .  275 

Recl^re 126 

Reconvillier   ....  58 

Begensberg    ....  127 

Regensdorf     ....  122 

Rehetobel 228 

Reiben 33 

Reichenbach  ....  48 

Reichenburg  .     .     .     .  181 

Reiden 74 

Reigoldswyl   ....  84 

Rein 103 

Reinach  (Aargau)    .     .  102 

Reinach  (Basellaad)     .  116 

Reisiswyl 57 

Reitnau 79 

Remaufens     ....  81 

Remetswyl-Bußlingen  .  104 

Remigen  (Rämigen)     .  104 

Remtis  (Remosch)   .     .  335 

Renan 69 

Renens 102 

Rennaz 130 

Retschwil 114 

Retterswyl      ....  % 

Reute  (Appenzell  A.-R.)  240 

Reute  (Thurgau)      .     .  193 

Reutigen 39 

Re  verolles      .     .     .     .  118 

Rhäzüns 262 


L 
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Rheinau 
Rbeineck  . 
Rheinfeld  en 
RheiDkliDgen 
Riaz  .  . 
Richeosee  . 
Richenthul 
Richtersweil 
Rickenbach  (Base  11  and) 
Rickenbach  (Thuj^au) 
Rickenbacli  (Luzern)  * 
Rickenbarh  (Solothurn) 
Riddes  (Eides)  . 
Ried  (Freiburg), 
Ried  (WalliB)  . 
Ried  (Wüllia)  . 
Rieden  (8L  Gallen) 
Rieden  (Zürich) 
Riedern 
Riedholz  . 
Riehen  .  . 
Riein  .  . 
Riemenstalden  (Römer 

stalden) 
Riesbach    . 
Riet  (Ried) 
Rietheim    , 
Riez      •     . 
Rififersweii 
Riggisberg 
Rikenbaeli 
Ringgenberg 
Rippe,  la  . 


183 
2^5 

107 

lyi 

78 
118 

78 
158 

92 
1H7 
101 

72 
177 

42 
246 
255 
188 
139 
198 

49 
112 
288 

134 
134 
200 
121 

Hl 
135 

20 
166 

58 
143 


Risch 

Ritzingen  (Ritzigen) 
Riva  S.  Vitale 
Rivaz    .     . 
Rivera  .     . 
Kobasacco 
Roche   , 
Roche,  la  (Zur  FlQh) 
Roche  d'or 
Rochefort  . 
Koches 
Kocourt 
Kodeb  . 
Rüderadorf 
Römeröchwil 
Rösch  euz  (Rftschenez) 
Röthcnbach  (Signau) 
Röthenbach    (Wangen) 
RofTua  .     .     .     ,     . 
Hoggenburg    .     ,     , 
Roggliswil      ,     ,     . 
Roggweil  (Roggwil) 
Roggwyl   .... 
Rogivue,  la  (Rogive,  Iä) 
Rohr  (Solothurn) 
Rohr  (Äargau)    . 
ilohrbach  .     .     • 
Rohrbachgrabüu  . 
Rohrdorf,  Nieder 
Rohrdorf,  Ober- 
Rollo    .     ,     ,     . 
Romflinra6tier      . 
Romairon  .     . 


km. 

115 

272 

310 

111 

281 

275 

132 

48 

125 

74 

76 

124 

272 

126 

105 

103 

46 

43 

290 

99 

58 

222 

53 

79 

82 

84 

58 

62 

103 

103 

125 

103 

93 


'I 


1 
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Distanzenzeiger 


km. 

Romanel  (Lausanne)    .  103 

Romanel  (Morges)  .     .  109 

Bomanens   (Romaning)  68 

Romanshorn   .     .     .     .  213 

Romont  (Bern)  ...  47 

Romont-  (Remund)  Arruffens  58 

Romoos 73 

Ronco  d'Asoona .     .     .  292 

Rongellen  (RungaKla)  .  277 

Root 108 

Ropraz 85 

Rorbas 138 

Rorsehach      ....  228 

Rorschacherberg      .     .  228 

Ros8a 296 

Rossemaison  (Rottmund)  84 

Rosaenges    (Rossanges)  77 

Rossens  (Rossing)    . 

Rossens  (Waadt)     . 

Rossini^res     .     .     . 

Rossura      .... 


44 

63 

99 

225 

Rothenbrunnett(Giuvalta)  266 
101 
95 
193 
143 
113 
111 
79 
276 
296 
312 
78 


Rothenburg  .  .  . 
Rothenfluh  .  .  . 
Rothenhausen  .  . 
Rothentlmrm .  .  . 
Rottenschwyl  .  . 
Rougemont  .  .  . 
Rougfeve,  la  .  .  . 
Roveredo  (Graubünden) 
Roveredo  (Teesin)  . 

Rovio 

Rovray      .... 


km. 

.      13 

Friedlisberglia 


Rubigen 
Rudolfstetten 
Rue  (Ruw) 
R  Oders  wyl 
Rudiingen . 
Rüdtligen  . 
RUegsau    . 
Rü^gisberg 
Rüfenach  . 
Rümikon   . 
Rümlang    . 
Ramligen  . 
ROmlingen 
Rünenberg 
Rüachegg  . 
Rüsohlikon 
Rüthi  (Büren) 
Rüthi  (Seftigen) 
Rüthi  (St.  Gallen) 
Rüti  (Glarus) 
Rüti  (Zürich) 
Rütechelen     . 
Rüttenen    .     . 
Rütti  bei  Kirchberg 
Rotti  (Appenzell  I.-R. 
Rueyres  (Waadt) 
Rueyres-les-Prfes 
Rueyres-St-Laurent 
Ruey  res-Trey  fayes 
Ruis  (Rueun) 
Riimendingen 
Rumisberg      .     . 
Rupperswyl    .     . 
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km, 

Ruppoldsried  -     ,     •     *  21 

RuschejD    .     ,     *     .     .  285 

Russikon 158 

Russin 171 

Rusaci 305 

Ruasy 49 

Ruswyl öl 

Ryktfn 58 

Ryniken 101 


Saanen   (GesseDtty) 

Saas 

Sacconnex,  Grand- 

Saccouoex,  Petit 

Sacliöeb    .     ,     : 

Safeiivvyl    .     .     . 

SafniTU 

Sagens  (Sagüing) 

Sagnc    ,     .     .     , 


ar 


SagTio    ,     ,     * 
Saicourt  avec   Bellelay 
Saigiiel^gicr  {St,  Leodeg. 
Saillon  .     ,     , 
Sala  (Sara)    . 
Sälen  stein  ,     . 
Sälen- Heut^nen 
Säles  (Gruyöre) 
Sales  (Sarine) 
Salggesch     (Salquen 

Salgtitscli) 
Saline    .     .     . 
Salraisacl»   .     , 


ea 


&6 
259 
157 
160 
120 

75 

40 
277 

82 
322 

60 
)  73 
175 
292 
208 
207 

68 

39 

210 
196 
214 


km* 

SaloHDO 316 

8^1ux    ......  287 

Salvaü 165 

Salvenach  (Salvagny)  .  35 

Satnaden    .....  320 

Samnaun  (Samagnun)  .  372 

S,  Äbbüudia  ....  2m\ 

St.  Antony  (St-Anloine)  30 

SL  Antonien  Ascharina  265 

St.  Antftnien*Ca«tels      .  270 

St.  Antomen-ElUi     .     .  272 

S.  Antouino    ....  271 

S.  Antonio      ,     ,     .     .  272 

Bt-Anbm  (St- AI  bin)     .  61 

St^Aubin  (Neuchätel)  .  Hl 

St-Barth^lemy  (Bartbelmi)  ^5 

St.  Beaten  berg     .     .     .  ö3 

Bt-Blaiae    .     .     .     ,     .  59 

Öl-Brttix  tBrix)  ,     .     ,  H5 

St-Cergue.?      .     .     .     .  151 

St  Ciergeä 86 

Ste-Cniix 10^ 

St.  Domenica       ,     .     .  294 

St.  Gallon       ,     .     .     .  214 

St,  Gallcnkappel      *     ,  180 

St-George45      ,     ...  137 

St-GiQgolpli    ,     .     .     ,  147 

St^Jean       .     .     ,     .     .  230 

St-Imier  fSt,  Immer)     .  63 

3t.  Jobanri,  AU-       ,     .  22h 

StUgier-la-Chi^sflÄ      .  119 

St  L^*Jiiard(St.Leonbard)  106 

Öt-Livres    .....  122 


Digitized  by  CjOOQiC 
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Distanzenzeiger 


km. 

St-Luc 225 

St.  Margaretheo 

(St.  Margrethen)  .  184 
St.Margrethen(8t.Gallen)  239 

Sta.  Maria  (Moösa)  .     .  282 

Sta.  Maria  (MüDSterthal)  347 

St.  Martin  (Graubünden)  296 

St-Martin  (Wallis)  .     .  209 

St-Martin  (Freiburg)    .  76 

8t-Maurice  (St.  Moritz)  149 

.  St.  Moritz  (Graubünden)  325 

St.  Nikiaus  (St-Nicolas)  258 

St-Oyens  (Oyent)    .     .  131 

St.  Peter 262 

St.  Peterzell    ....  213 

8t-Prex 115 

St-Saphorin  (Morges)   .  116 

St-Saphorin  (Lavaux)  .  111 

St.  Stephan     ....  76 

St-8ulpice  (Neuenburg)  96 

St-Sulpice  (Waadt)  .  107 
St.  Sylvester  (St^ilves- 

tre,  St.  Evastels)     .  43 

St-Ursanne  (St.  ürsiz)  .  101 
St.  Ursen   (St.  Urs,  St- 

Ours) 39 

St.  Vittore      ....  274 

Sargans 222 

Sarmensdorf  (Sarmenstorf)  108 

Särn 272 

Samen 117 

Sarraz,  la 101 

Sarzens 73 


km. 

Sassel 66 

Satigny 167 

Sattel 139 

Saubraz 128 

Sauges 82 

Saulcy 69 

Saules  (Neuenburg)      .  70 

Saules  (Bern)     ...  61 

Saulgy,  le      ....  65 

Savagnier 74 

Savien  (Safien,  Stussavgia)  288 

Saviöse      .     .     .     ,     .  196 

Savigny 82 

Savosa 293 

Saxeten 62 

Saxon  (Saßson)  ...  173 

Says 246 

Scanfs 320 

Scareglia 302 

Schachen 81 

Schanis 190 

Sehaffhausen  ....  187 

Schafisheim    ....  90 

Sohalunen 23 

Scbangnau      ....  57 

Scharans 281 

Schattdorf      ....  141 

Schattenhalb  ....  88 

Scheid  ......  274 

Scbeltea  (Scheulte^  la)  94 

Schenkon 93 

Seherz 95 

Scherzingen    ....  223 


Digitized  by  CjOOQiC 
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km* 

Scheureo 35 

Schiers 245 

Schinznach      ....  93 

Schlans 298 

Schlatt-Haslen     ,     .     .  226 

Schlatt,     ,,     ...  167 

Schlatt,  ÜDter-    .     ,     .  177 

Schlattiogen    .     ,     ,     ,  187 

Schleinikoii-Dachaleni  .  117 

Schieins  (Schlioa)    .     .  339 

Schleitheira     -     ,     .     ,  204 

SchleuisfSchluein.SchläwU)  278 

Sohlierbach     ,     .     .     .  98 

Schlieren 123 

Schloßrued  .  ,  .  .  91 
Schloßwyl     mit    Ober- 

hiinigen  (Wyl).     ,  18 

Schmerikoii    ,     .     .     .  178 

Schmidrued    .     .     .     ,  94 

Schmitten 281 

Schnaus 283 

Schneisingen  .     .     .     .  116 

Schnottwyl     ,     ,     .     ,  31 

Schochersweil     .     ,     *  205 

SchöflFlisdorf  ....  119 

Sehöftland      ,     .     .     .  B8 

Schönen  baiimgarten      ,  211 

Schönenberg  (ZQricfi)  .  139 

Schönen  berg  (Thurgaa)  2(K> 

Schönenbuch  ,     ,     .     .  115 

,  Schönengruod  .  .  .  222 
Schönen werd  (Schönen- 

werthj       ....  76 


km. 

SchÖühalzerBwejlen .     .  194 

SclKinthal 32 

Schötz  ......  82 

Schongftü 112 

Schoren 49 

SchoHikon      ....  164 

Schtibelbach  ....  177 

Schupfen 16 

Sebüpfheim     ....  61 

Biihuh  (iJscunJ)    .     .     .  327 

Sehiipfart 123 

Schwaderloch  (Schwat- 

terlohn)    .     .     .     ,  123 

Schwadernau .     ♦     ,     .  34 

Schwändi 204 

8ehwamendingeii     .     .  136 

ScbsvantlcD     ....  73 

Schwanden  mit  Thün  .  205 

Scbwarsienbaeh   .     *     ,  102 

Schwarzen  berg    ...  88 

Si'hwarzhäusern  .     ,     »  52 

Subweiningen  (Savognin)  285 

Beb  %v  eizersh  oiz    .     .     .  203 

Seh  well  brunn       .     .     .  218 

Schvveudi 238 

Schwendibach     ...  36 

Schwerzenbacb   .     .     ^  145 

Schwyz  (Svitto).     .     .  130 

B^deilles    .....  64 

Seebach     .....  129 

Sceberg 37 

Seedorf  (Bern)    ,     ,     ,  23 

Seedorf  (UriJ      ...  139 


Digitized  by 
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Distanzenzeiger 


km. 

Seegräben 156 

8eehof  (Elay)     ...  86 

Seelisberg 128 

Seen 161 

Seengen 101 

Seewen  (Seeben)     .     .  104 

Seewis  (Sergein)      .     .  284 

Seewis 246 

SefUgen 30 

Seigneux 66 

Seiry  (Seiriez)    ...  63 

Seieute 107 

Selkingen 271 

Selma 290 

Seltisberg 96 

Selzaeh 51 

8embrancher(St-Branchler)  179 

Sementina      ....  267 

Semione 249 

Sempach 102 

Semsales 76 

Senarclens      ....  110 

SenMes 43 

Sennwald 250 

Seon 95 

Sergey 100 

Servion      .....  79 

Sessa .312 

Seth  (Siath)  ....  288 

Seuzaeh 164 

S6vaz 60 

Sevelen 233 

S^very 114 


km. 

Siblingen   .....  198 

SiegerBhausen      .     .     .  200 

Sierre  (Siders)  ...  206 
Sjggenthal,  Ober-  (Sig- 

gingen,  Ober-)  .  .  104 
Si^enthal,  Unter-  (Sig- 

gingen,  Unter-) .     .  104 

Sigirino 2^7 

Siglißdorf 132 

Signau 31 

Signöra 302 

Signy 140 

Sigriswyl 39 

Silenen       .     .     .     .     .  150 

Sils  (Seglias).     ...  276 

Sils  (Seiig)     ....  323 

Silvaplana       ....  319 

Simpeln  (Simplon)  .     .  276 

Sins  (Sent)     ....  331 

Sion  (Sitten)  ....  190 

Sirnach 181 

Siselen 36 

«sikon 130 

Sissach 86 

Sisseln 124 

Sitterdorf 204 

Siviriez 63 

Soazza 344 

Sobrio 237 

Soglio  (Sils)  ....  351 

Solduno     .     .     .     !     .  285 

Solothum  (Soleure)      .  44 

Sombeval  und  Sonceboz  49 


Digitized  by  CjOOQiC 
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Someo 

Sommentier  .  .  . 
Sommeri,  Nieder-  , 
Somnicri,  Ober-  , 
SomvLx  (Sumvigel,  Sumvix) 
Sonogiio  .  .  ,  . 
Sonteraweilen  .  . 
Sonvico  .  .  ,  . 
Sonvillier  .     .     .     , 

Sool 

Soral 

Sorengü     .  .     . 

Soren^  (Soring)  .  . 
SornetaD  (Sorenthal) 
Sorvillier  (Surbelen) 
Sotten  s  .  .  ,  . 
Soubey  (Soubez)  . 
Souboz  .  ,  .  . 
Soulce  (Öulz)  .  . 
Soyhieres  (Saugereo) 
Speicher  ,  .  .  . 
Spiez  (Spietz)  ,  . 
Spiringen  ,  ,  .  , 
Splögen  CÖplugaJ  . 
Spreiten bach  .     *     . 

StabitJ 

Stadel 

Stäfa 

Staffel  baclj  .  .  . 
Stalden  (Bem)  ,  . 
Stalden  (Wallis)  . 
Staldenried  .  ,  * 
Stalla  (Bivio)      .     . 


km. 
305 

m 

206 

206 

301^ 

303 

191 

303 

66 

204 

170 

297 

53 

67 

65 

81 

116 

70 

76 

222 

38 

146 

300 

117 

319 

134 

IM 

76 

22 

243 

243 

303 


a. 


StaUikon    .     .     , 
Shimmbeim,  Ober- 
SJammheim,  Unter 
Stampa      .     .     . 
Staus     .     ,     .     . 
Stansstad   .     .     . 
Starrkirch  und  Wil 
Staiifen      ,     -     . 
Steekborfl .     .     . 
Steokhul/,  Ober- 
Steckholz,  Unter- 
Steftisbui^      .     * 
Steg      .... 
Stein  (Äargau)    - 
Steia  (Appenzell  A. 
Stein  (St.  Galleo) 
äteiü  (Sehaff hausen) 
Steinaeh     . 
Steinen 
Sleifierbörg 
Steinhaus   . 
Steiu  hausen 
Steiühof     . 
Steinmaur . 
Steinsberg  (Ärdez) 
Sternenberg    . 
Sttitten  (Aargau) 
Si  etten    (Schaff hausen) 
Stcttl'urt     .     . 
Stettlen      .     . 
Still!     .     .     . 
Stocken,  Nieder 
Stocken,  Ober- 


km. 

143 

184 

1B4 

345 

108 

104 

69 

92 

202 

51 

51 

33 

223 

120 

222 

220 

192 

222 

135 

137 

270 

120 

37 

127 

317 

184 

104 

192 

178 

B 

104 

40 

39 
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Bistanzeuzeiger 


km. 

Strada 282 

Strättligen      ....  34 

S trau  benzeil   .     .     .     .  211 

Sti-engelbach  ....  69 

Stroh  weilen    ....  182 

Studen 33 

Stürvis 285 


Stüßlingen      .     .     . 

Stuls 

8u  hingen  (Subigen) 

8uchy   

Süs  (Susch)    .     .     . 
Sufers  (Suvers)  .     . 


78 

295 

48 

90 

305 

296 


Sugnens 87 


Suhr 

Sulgen 

Sullens 

Sulz  (Aargau)  .  .  . 
Sulz  (Luzern)  .  .  . 
Sumiswald    mit  Wasen 

Sur 

Surpierre  (Ueberstein)  . 

Sursee 

Susc^vaz    

Sutz-Lattrigen  .  .  . 
Sjens  (Siens)     .     .     . 


Tablat     . 
Tägerig     . 
Tägerschen 
Tägertschi 
Tägerweilen 


85 

197 

109 

115 

120 

38 

296 

66 

90 

87 

38 

78 


217 
104 

187 

18 

215 


km. 

Täsch 270 

Täuffelen  u.  Gerlafingen  36 

Tafers  (Tavel)    ...  27 

Tamins  (Tumein)    .     .  259 

Tannay 146 

Tannegg 187 

Tarasp 329 

Tartar 274 

Tartegnins      ....  127 

Tavannes  (Dachsfelden)  56 

Tavernes,  les      .     .     .  79 

Tavetsch  (TujetBch)     .  322 

Tecknau 88 

T^erfelden(Dägerfelden)  112 

Tegna 290 

Tenna 280 

Tenniken 86 

Tennwyl 104 

Tentlingen  (Tinterin)  .  38 

Tersnaus 293 

Tesseret^ 293 

Teulen 222 

Teufenthai  (Aargau)    .  90 

Teuffenthal  (Bern)  .     .  42 

Thal 233 

Thalheim 91 

Thalweil 143 

Thayngen 195 

Thermen 247 

Therwil  (TherweU)      .  115 
Thielle  (Pont-de-Thifele, 

Zihlbrück)     ...  57 

Thierachern   ....  35 


Digitized  by  CjOOQIC 
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km, 

Thierrens 88 

Thiolejres,  les    .     .     ,  80 

Thörigea 39 

Thönex 162 

Thürnen 84 

Thua 31 

Thundorf 178 

Thunstetten    ....  45 

Thusis  (Thttseun)    .     .  274 

Tiefenkastels  ....  276 

Tinzen 287 

TiUerten 83 

Tobel 191 

Törbel       248 

Töß      ......  148 

Toffen 13 

Tolochenaz     .     .     .     .  113 

Tomils  (Tutnelg)     .     .  268 

Toos 193 

Torny-le-Grand  ...  51 
Torny-Pittet  (Torny-le- 

Petit) 54 

Torre 259 

Torriceila  und  Taveme  287 

Tour-de-Peilz,  la     .     ,  118 

Tour-de-Tröme,  la  .     .  77 

Trachselwald       ,     .     .  37 
Tramelao-dessouö 

(TramliDg;eD,  Üuter-J  63 
Tramelan-dessus 

(Tratnlingen,  Ober-) ,  63 

Trans 272 

Trasadingen    ,     .     -     .  205 


km. 

Tmvera 86 

Treiten       .     .     .     ,     ,       39 
Tr^lex 141 


Tremona  .  .  ,  , 
Treyc€vagnes 

Trey 

Treytorrena  ,  .  . 
Trey  vaux  (Tufifels)  , 
Triboltingen  ,  .  . 
Trieogen  .  ,  ,  * 
Trirnbacli  .... 
Trimmis  fTerinin)  . 
Trios  (Hoheu-TriDs) 


320 

^5 

59 

74 

44 

213 

96 

^  70 

244 

263 


Trogen 224 

Troinei 163 

Troiston-ents  (Trois-      ^^* 
Torrens)      .     .     .     .     151 

Trons  (Truns,  Trun)     ,     299 
Trüb     .....     .'^  47 

Trubsohachen      *     .     ,       44 

Trüllikon 175 

Techappiaa  ....  ^60 
Tscheppach  ....  40 
Tschiertsohen      .     ,     /   258 

Tschugg M 

Tübach ^26 

Tüscherz  uod  Alfermee       40 

Tuggen 478 

Türbentbal      ....     173 
Turtmanü(Tourteniagne)  220 
Tuttweil  (Tuttwil)  .     .  ^75. 
Twann  (Douaone)  .     .       43 


DigiJ^dby  Google 
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Di»!  ansten  seiger 


km. 

XJdligenflchwyl  ,     ,     .  1U5 

Ueberstorf      ,     ,     .     .  18 

Uebesclii 30 

Uekeii 93 

Uerkheim  füerken)      ,  75 

üerac'hhausen      ,     .     *  186 

Ueßlingen       ,     .     .     ,  174 

Uetendorf 20 

ÜetiköQ      .....  149 

Ue^wjl  (Äetzweii)  .     .  105 

Unikon 79 

Ufhusen     .     ,     ,     .     ,  66 

Uitikon 131 

UlmiU  (OrmeyJ  .     ,     .  23 

Ulrichen 282 

Uinikeu      .     ,     .     ,     .  ILMj 
U  ndt-r  velier  (U  nterschw^ler)    7 1 

UtUerljäch       ....  :i28 

UnteregiieTi     .     ,     ,     ,  2*22 

Uuterschächeu     .     ,     .  150 

ünteraeeQ  .     .     ,     »     »  54 

ünteratraß      ,     ...  133 

Uiitervaz 244 

Urdorf,  Nieder-  ,     ,     .  122 

ürdorf,  Über*     .     ,     -  122 

Urriiein       ,     .     .     ,     ,  277 

Uniäsfh 223 

Ür^eübach      ,     .     .     .  42 

Um  IIB   ....,,  88 

Ursy  tUrsi)    .     ,     .     .  69 

Urteneti 13 

Uster     ,....,  151 

Ultigen       .     .     .     ,     .  25 


Uthveil       .  \     .      .      -  217 

UlzeDstorf 34 

Utmach 181 

UUwyl  (Utzwdl,  OberO  193 

Vacallo 325 

Vagliü  ...,,,  292 

Vairaao     .     ,     ,     -     .  286 

Vahtno^in  (Vaütsndys)  ,  69 

Valuavft     *     .     ,     ,      ,  346 

Vai  dlliiez    ....  155 

Valendßa  .....  275 

Vaieyres-sous-MontagQj  65 

Valeyrea-^ua-Raiic*^    *  92 

Valeyr«;jä-80U8-Uaiiia       .  BT 

Vallamand      *     .     -      .  5Ö 

ValJoo 64 

Vallorhes 117 

Valj-Uischun  .  .  .  ,  350 
Vals   (Platz,   8L  Peter, 

Vai  8,  Pieder)        .  305 

Valzeioa^  Hinter-     <     ,  254 

Vaheiua,  Vorder-    .     ,  24f» 

VandfKiivrea  ....  163 

Voren  [Varone) .     ►     .  214 

Vaud,  b 140 

VauJereüS      ,     ,     .     *  67 

Vauflfeli^  (Füglisthal)  .  43 

VtfUgundry     ,     ,     .     ,  92 

Vaulioii 113 

Yaulmz  fVauruz,  Tlial* 

bacbj   *     ,      .     .     .  71 
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*  km. 

Vaumarcus  (Famergü)  .  84 

Vaux 114 

Vechigen 12 

Vellerat     .'....  85 

Veitheim  (Aargau) .     .  93 

Veitheim  (Zürich)  .     .  157 
Veudlincourt    (Wende- 

ünsdorf)      ...  122 

Venthöne 210 

Verdabbio      ....  280 

Vergeletto      ....  310 

Vermes  (Pferdmund)   .  92 
Vernami^ge  (Vernami^se)  204 

Vernate 304 

Vern^az  (Vernex)  .     .  86 

Vernier 163 

V6rossaz 153 

Verri^res 103 

Versam  (Versome) .     .  269 

Verscio 291 

Versoix 150 

Vesin •    .  60 

V6troz 185 

Vevey  (Vivis)     .     .     .  116 

Vex  (Fäsch)  ....  199 

Vejraz  (Veiras) .     .     .  208 

Veyrier  (Veirier)     .     .  164 

Veysonnaz  (Veisonaz) .  199 

Veytaux 125 

Vezia 291 

Vezio 295 

Vieh 133 

Vico-Morcote ....  307 


Vicosoprano  (Vespran) 
Vicques  (Wix)   .     . 
Viganello  .... 
Vigens  (Vignogn)    . 

Vilars 

Villa  (Graubünden) 
Villa  (Tessin)     .     . 
Villangeaux    .     .     . 
Villaraboud    .     .     . 
Villaranon      .     .     . 
Villarepos  (Ruperts  wyl) 
Villargiroud    .     .     . 
Villariaz     .... 
Villarimboud .     .     . 
Villarlod    .... 
Villars-Bramard  .     . 
Villars-Burquin   .     . 
Villars  d'Avry    .     . 
Villa  rvolard    .     .     . 
Villarsel-le-Gibloux 
Villarsel-sur-Marly  . 
Villars-Epenay  (FEpine) 
Villarsiviriaux     .     . 
Villars-le-Comte .     . 
Villars-le-Grand  .     . 
Villars-le-Terroir 
Villars-Lussery    .     . 
Villars-Mendraz  .     . 
Villars-Ste-Croix 
Villars-sous-Champvent 
Villars-sous-Mont     . 
Villars-sous-Yens      . 
Villars- sur-Gläne  (le 
Terroir)    .     .     . 


342 

H5 

ä97 

294 
70 

2m 

79 
fi2 
i\2 
55 
51 
62 
52 
51 
lU 

\n 

49 
55 

50 
39 
78 
51 
74 
60 
9i> 
lü5 
83 

ins 

H7 
87 

Itl 

35 
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Villars-Tiercelin .     . 
Villarzel    .... 
Villaz-8t-Pierre  .     . 
Villeneuve  (Freiburg) 
Yilleneuve  (Neustadt) 
Villeret      .     . 
Yillette      .     . 
Villiers      .     . 
Villigen 
Villmergen     . 
Villnaehern    . 
Vilters  .     .     . 
Vinelz  (F6nil) 
Vingelz  (Vigneules) 

Vinzel 

Vionnaz  .  .  .  . 
Vira-Gambarogno  . 
Visp  (Vispach,  Vi^ge) 
Visperterbinen  .  . 
Vitznau  .... 
Voeus  et  Maley  (Malins) 
Vogorno  (S.  Bartolomeo 

di  Vogorno) 
Volken 
Volketsweil 
Voll^es    . 
Vonnaise,  la 
Vordemwald 
Vorderthal  (Vorder 

W&ggithal). 
Vouvry  .  .  . 
Vriu  .... 
Vuadens  (Wuadingen) 


Distanzen  Zeiger 


km. 

87 

64 

53 

65 

127 

61 

105 

78 

105 

102 

97 

224 

54 

37 

130 

139 

281 

234 

243 

110 

62 

287 
171 
148 
181 
^0 
62 

181 
136 
803 

74 


km. 

Vuarmarens    ....  67 

Vuarrens 94 

Vuchereofi  ....  81 
Vufflens-la.Ville  (Wolf- 

lingen)      ....  109 

Vufflens-le-Ch&teau .     .  114 

Vugelles-la-Mothe    .     .  90 

Vuibroye 77 

Vuilly-le-Haut  ( Wisten- 

lach,  Ober-)  .  .  53 
Vuilly-le-Bas    (Wisten- 

lach,  Unter-)      .     ,  51 

Vuippens   (Wippingen)  52 

Vuiseena 76 

Vuisternens-devant-Ro- 

mont 64 

Vuisternens-en-Ogoz 

(Welsch-Winterlingen)  49 

Vuitteb(Eüf(Vuiteboeuf)  91 

Vulliens 80 

Vullierwis  (Vuillierens)  110 


"Wachseldorn  .     . 

43 

Wädensweil  .     .     . 

.     155 

Wäggithal,  Inner- 

■    (Innertha))    .     . 

.     1&4 

W&ggithal,  Vorder- 

'      (Vorderthal) 

.     181 

"W&ldi 

.     193 

"W&ngi  (WengO 

.     176 

WageDhausen     .     . 

.     192 

Wahlen     .... 

.     103 
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Wahlern    ,     ,     ,     . 
Walchwyl      .     .     . 
Wald  ( Appenzell  Ä.^R; 
Wald  (Zürich)     .     . 
WaldenbuTg  .     .     . 
Waldhäusem       .     . 
Waldktrch      .     .     . 
Waldsiatt,     .     ,     . 
Walkriagen    . 
Wallbach  .     ,     .     . 
Walleobußh   .     .     . 
Wallenstadt   ,     . 
WaUenweil  ( Wallen wil) 
Wallisellen     -     . 
WailltBwyl-Bipp  . 
Walliswyl-Wangen 
Walperswyl   .     , 
Waltalingen   ,     , 
Waltensburg   (Uors    la 

foppii)     .     .     . 
Waltenswyl     (Walteo 

schwell) .     . 
Walterawyl  -  Kothacker 
Walterawyl    ,     . 
Wahenhanaen     .     , 
Wangen  (Bern)  .     . 
Wangen  (Schwyz)  , 
Wangen  (8i>lotbum) 
Wungen  (Zdrich)    . 
WüDgenried 
Wanzwyl  . 
Wartau     , 
Warth  .     , 


km. 

20  Wasseu     .     .     . 

130  Wasierkingen      , 

229  WattenwyJ     .     . 

173  Wattwyl    .     .     . 

78  Wauwil     .     ,     , 

104  Wavre  CVavre)  . 

212  Weersweilen    (Weiers 
217  wilen)      ,     .     . 

20  Weesen  ,  ,  ,  , 
115  Wegenstetten      .     - 

21  Weggis  .... 
209  Weiacb  .... 
178  '  Weinfelden  ,  .  . 
J39  Weingarten    .     .     . 

56  Weiningen  (Zürich) 

45  Weiningen  (Thurgau) 
33  Weißlingen     ,     ,     . 

181  Well  hausen    .     .     , 

Welschenrohr  (Roeifere) 

290  Wengi  ..... 
Weningen,  Nieder- . 

103  Weningen,  Ober-     , 

69  Wenslingen    - 

41  Werd    .     .     . 

240  Wergenstein  . 

54  Wert  benstein 

174  Wettingeo      . 

71  WeLtsweil 

144  Wetzikon  (Züricb)  . 

46  Wetzikon  (Thurgau) 
41  Wiehtrach,  Nieder- 

229  Wichlrach,  Ober-    . 

178  Wiedikon.     .    ■.     - 
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km« 

164 

145 

24 

204 

S4 

56 

192 
191 

11  y 

105 
135 

im 

180 

120 

178 

156 

177 

80 

19 

115 

117 

85 

113 

28? 

77 

110 

142 

l.'m 

182 

20 

20 

132 
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Wiedlisbach  .  . 
Wiesen  .  .  . 
Wiesendangen  . 
Wiezikon  .  .  . 
Wiggiswyl  .  . 
Wigoltingen  (Wigol 

dingen)  .     . 
Wikon  .... 


km. 

55 
286 
163 
183 

12 

184 
72 

Willadingen  (Wiladingen)  35 

WUehingen    ....  204 

Wildberg 171 

Wilderswyl    ....  57 

Wildhaus 231 

WiUhof 99 

Willisau-Land     ...  87 

Willisau-Stadt     ...  85 

Willisdorf 183 

Wimmis 43 

Windisch 100 

Windlach 135 

Winikon  " 97 

Winistorf 38 

Winkel 137 

Wintersingen       ...  90 

Winterthur     ....  157 

Winznau 73 

Wipkingeii     ....  128 

Wisen  (Wiesen)      .     .  79 

Wislikofen     ....  131 

Wittenbach    ....  222 

Wittenweil  ( WittenwU)  1 75 

Witters  wyl     .     .     .     .  118 
Wittinsburg  (Wittinsberg)  80 


Wittnau  (Woftnaü) 
Wittwyl  C  Wittweil) 
Wolf  Uawyl  (Wolf  linsvv 
Wühlen  (Aargau) 
Wohlen  (ßero)  . 
Wohl  cosch  wyl     (Woh^ 

lenachweil) 
Wfihl  hausen  . 
Wolfen  sc  hießen 
Wolfhaldeii  . 
Wolfiabßrg     . 
%Volfwjl    .     . 
WoUerau  .     . 
Wollishofen   . 
Worb    .     .     . 
Warben     .     . 
WQlfhngen     . 
Wünnewyl     . 
Wilrealingen  . 
Würenioa  .     , 
Wuppenaü      . 
Wydcn  (Wideo) 
Wyl  (Äargau) 
Wyl  (Bern)   . 
Wyl  mit  Obcrhünigen 
Wyl  CSl.  Gallen)  ^  . 
Wyl  (Zürich)      ,     . 

Wyla 

Wylen  ..... 
Wylen  (Weilen)  _ 
Wyler  (Bero)  .  . 
Wyler  (Wallis)  .  , 
Wyleroltigen       -     . 
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Wyliberg  ,     ,     . 
Wyoau      ,     .     . 
Wjuigen   . 
\V  y  ß  a  e  h  engraben 
Wylikott    .     .     * 


^Y^ens  ,     ,     ,     . 
Yverdon  (Herten) 
yvonaiid    .     .     . 
Yvome      .     .     . 


Zäziwyl   .     .     .     , 
Zanggenried   .     .     , 

Zeglbgen  (ZögüngenJ 
Zeihen  (ZaiheuJ  .  . 
Zeiuiugen  (ZeinigenJ 
Zell  (Liizern)  .  . 
Zoll  CZürieb)  .  . 
Z^nauva  (ChenDUvaz) 
Zetieugea  tEggea)  , 
Zermatt 
Zernez  . 
Zet^ikgn 
Zetzwyl 
Ziefen   . 


km. 

76 
54 
30 
66 
137 


119 

82 

73 

136 


25 

24 

S2 

111  , 
113  ! 

63 
170 

43 
243 
277 
311 
193 

96 

66 


Zielebacb  .     >     ♦     , 
Zililschla&ht    .     .     . 
Zillis  fZinino,  ZiraümJ 
Zimmerwald  imd  Ober 

muhlern 
Zizers    . 
Zofingen    . 
Zollikofen  , 
Zollikon     , 
Zuben  ,     , 
Ziichwyl    . 
Zürich  .     * 
Zufikon 
Zug.     .     . 
Zullwyl  (Zubel) 
Zumholz    . 
Zumikon    . 
Zunzgen     . 
Zurza(*h 
Zutwyl       , 
Zuz  .     ,     . 
Zuzwjl 
Zuzgen 
Zweieimmen 
Zwieselberg 
Zwingen    , 
Zwiaeh  beiden 


37 
206 
283 

12 

239 

68 

13*1 
210 

45 
131 
109 
122 
115 

47 
139 

86 
123 

15  * 
318 
189 
116 

72 

38 
104 
286 
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Yerzeichiiiß 

der 

Routen,  fUr  welche  eine  Zuschlagsfaxe  (Gebirgezulage)  vergiftet  wird. 


to  lü 


Routen. 

Äwischen 

und 

mm 

l.aimplon 

r 

Brieg 

Gondo 

44 

2.  Furka 

Brieg 

Anderraatt 

85 

3.  Les  Mosses 

Ch&teau-d'Oex 

Aigle 

36 

4.  Brünig 

Giswyl 

Brienzwjler 

'    18 

5.  Engelberg 

Wolfenschiessen 

Engel  berg 

13 

6.  Gotthard 

Anisteg 

Bodio 

86 

7.  Splügeau.BernhardiD 

Reichenau 

Misox 

83 

8.  Oberalp 

Reichenau 

Andermatt 

8ö 

9.  Lukmanier 

Disentis 

Olivone 

39 

10.  Schyn- Julier 

Reichenau 

Samaden 

85 

11.  Julier 

Chur 

Samaden 

1    ^ 

12.  Albula 

Chur 

St.  MoritÄ 

36 

13.  Landwasser 

Chur 

Davos 

i  ^ 

14.  Schyn-Landwasser 

Thusis 

Davos 

'  a) 

15.  Prättigau  und  Flüela 

Schiers 

Schuls 

vi 

16.  Ofen  (ßuffalora) 

Münster 

Zemetz 

40 

17.Salet 

Samnaun 

Martinsbruck 

27 

18.  Maloja  und  Engadin 

Castasegna 

Martiqsbruck 

117 

'  19.  Bernina 

Samaden 

Campocolagao 

5.11 

20.  Schanfigg 

Chur 

Erosen  (Arosa} 

43 
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Vertrag 

it  wischen 

der  schweizerischen  Postverwaltung  und  derjenigen 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  betreffend 
die  Auswechslung  von  Geldanweisungen, 


(Vom 


18,  Oktober 

30.  November 


1881.) 


Unter  Vorbehalt  der  Ge- 
nehTiiigimg  der  zuständigen 
Oberbehörrien  haben  die  Un- 
terzeichneten, in  Eraeaung  des 
Vertrages  vom  12.  Oktober 
1867  und  des  Nachtrags- 
artikels  vom  23,  Februar  1872, 
folgenden  Vertrag  fih-  die  Aus- 
wechslung von  Gejdanweiaup- 
gen  7.wischeD  der  Schweiz 
und  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  abgeschlossen : 

Artikel  1. 

Zwischen  der  Schweiz  und 

den  Vereinigten  Staaten  von 

Amerika  soll  ein  regelmäßiger 

Austausch  von  Geldanwelsun- 


Lea  sodssign^s  ont  concla 
la  Convention  suivante  pour 
r^ehange  des  mandats-poste 
entre  la  Suisae  et  les  Etata- 
Unis  d'Am^rique,  conventioE 
qui  sera  sonmise  k  la  ratifi- 
cation  de  Tantorit^  sup^rieure 
eompötente  et  qui  remplacera 
Celle  du  12  Oetobre  1867 
et  l'article  additionnel  k 
cette  derni^e  Convention,  du 
23  FÄvrier  1872. 

Article  1»^, 

II  est  crö6,  entre  la  Suisse 

et  les  Elats-Ünia  d'Amörique, 

ua  behänge  regulier  de  man- 

dats-poste,    Cet  behänge  ö'ef- 
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gen  stattfinden,  und  zwar 
durch  Vermittlung  von  Aus- 
wechslungsbüreaux ,  welche 
jede  Verwaltung  bezeichnet 
und  die  sich  die  zu  bewerk- 
stelligenden Auszahlungen  ge- 
genseitig durch  Listen  mit- 
theilen. 

Artikel  2. 
Der  Betrag  der  AnweiBun- 
gen  ist  stets  in  der  Währung 
des  Auszahlungslandes  anzu- 
geben. 

Artikel  3. 

1.  Keine  Anweisung,  welche 
in  Amerika  zahlbar  ist,  darf 
den  Betra-g  von  50  Dollars 
übersteigen,  und  keine  An- 
weisung, welche  in  der  Schweiz 
zahlbar  ist,  soll  höher  sein  als 
der  G^enwerth  in  Franken- 
währung von  50  in  Amerika 
einbezahlten  Dollars. 

2.  Bruchtheile  eines  Gent 
oder  dnes  Centime  sind  bei 
Geldanweisungsbeträgen  nicht 
zuläßig. 

Artikel  4. 
Die  Aaszahlung  der  Geld- 
anweisungsbeträge hat  in  der 
Metallwährung    des     Bestim- 
mungslandes zu  erfolgen.  Die 


fectue  par  Tentremise  des 
bureaux  d' behänge  que  cha- 
cune  des  deux  Administrations 
d6signe  ä  cet  eflfet,  et  ees 
bureaux  s'avisent  r^ciproque- 
ment,  au  moyen  de  listes, 
des  mandats  4  pajer. 

Article  2. 
Le    montant  des    mandats 
est  toujours  expnm6  dans  la 
monnaie    du    pays    oü    doit 
s'effectuer  le  paiement. 

Article  3. 
1.  Aucun  mandat  payable 
aux  Etats- Unis  ne  peut  exen- 
der le  montant  de  cinquante 
dollars,  et  aucun  mandat 
payable  en  Suisse  ne  peut 
d^passer  le  montant  6quiva- 
lent  en  francs  ä  cette  somme« 


2.  Les  fractions  de  cent  ou 
de  Centime  ne  sont  pas  ad- 
mises  dans  Texpression  du 
montant  d'un  mandat. 

Article  4. 

Le    paiement   du    montant 

des  mandats  s'effectue  dans  la 

monnaie   m^tallique  du   pays 

de  destination.     Ce  paiement 
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Auszahlung  kann  auch  bi  je- 
dem dieser  beiden  Länder  in 
Papiergeld  gemacht  werden, 
welches  im  betreffenden  Lande 
gesezlichen  Kurs  hat ;  in  die- 
sem Falle  ist  stets  die  etwaige 
Kursdifferenz  zu  berüksirh- 
tigen. 

Artikel  5. 

1.  Es  ist  dem  Ermessen 
jeder  Verwaltung  überlassen, 
jederzeit  den  Einzahlungskurs 
für  die  im  andern  Lande  aus- 
zuzahlenden Beträge  zu  be- 
stimmen. 

2.  Die  beiden  Verwaltun- 
gen werden  sich  den  featge* 
sezten  ümwandlungs-  oder 
Einzahlungskurs ,  sowie  et- 
waige Abänderungen  dessel- 
ben, jeweilen  mittheilen. 

Artikel  6. 

1.  Jede  Verwaltung  seat 
die  Gebühren  fest  für  die  im 
eigenen  Lande  aufgegebenen 
und  im  andern  Lande  auszu- 
zahlenden Anweisungsbetr^e. 

2.  Die  beiden  Verwaltun- 
gen werden  sich  die  festge- 
sezten  Gebühren,  sowit-  et- 
waige Abänderungen  dersel- 
ben, jeweilen  niittheilen. 


peut  auBsi  avoir  Ueu^  duns 
ehftcun  des  deux  paysj  en 
papier-  m  on  naie  a  y  au  t  co  urs 
16gal  dana  le  pajs  reßpectif, 
Dans  ce  eas,  on  doit  toujours 
tenir  eompLe  de  la  dififörence 
des  courB,  s'il  j  a  Heu. 

Article  5. 

1.  Chaeune  des  deitx  Ad- 
ministralions  a  la  faeulL^  de 
fixer  en  tout  temps  le  laux 
de  versement  des  montants 
dont  le  paiement  doit  ö'ufifee- 
tuer  dana  1  auLre  pays. 

2.  Lca  deux  Administra- 
tions  se  communiquent  r6ci- 
proquement  le  taux  de  ver- 
semeut  qu^elles  ont  rix^,  aussi 
bien  que  Jes  ebangemetitg 
qu'elles  pourrout  y  app orter. 

Article  6, 

1,  Cbacune  des  deux  Ad- 

ininistrations  ßxe  leB  droits  a 
prelever  sur  Jes  niandats  de 
poste  ^miß  dans  son  propre 
pays  et  pajables  dana  Tautre 
pays. 

2.  Ellea  äc  commutiiquent 
r^ciproquemeat  les  droits 
qu'elles  ont  fixes  et  lea  chaa* 
gemeutä  qu'elleä  pourraient  y 
introduire  ulterieurement. 
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Artikel  7. 
Diejenige  Verwaltung,  bei 
welcher  die  Anweisungsbe- 
träge einbezahlt  werden,  ver- 
gütet derjenigen  Verwaltung, 
welche  die  Auszahlung  be- 
werkstelligt ,  den  Gesammt- 
betrag  der  überlieferten  An- 
weisungen, unter  Hinzurech- 
nung einer  Gebühr  von  ^!a  ^/o 
der  Differenz  zwischen  obigem 
Gesammtbetrag  und  dem  Be- 
trag der  ungültigen  und  zu- 
rUkzuzahlenden  Anweisungen. 

Artikel  8. 

1.  Den  Einzahlern  wird  für 
die  in  Geldanweisungen  um- 
gewandelten Summen  Garantie 
geleistet  bis  zum  Augenblike, 
in  welchem  diese  Summen  den 
Adressaten  oder  ihren  Bevoll- 
mächtigten regelmäßig  ausbe- 
zahlt oder  den  genannten  Ein- 
zahlern zur ük vergütet  wor- 
den sind. 

2.  Der  Post  Verwaltung  des 
Aufgabelandes  verbleiben  end- 
gültig die  Summen,  welche  sie 
auf  solchen ,  Geldanweisungen 
einkassirt  hat,  deren  Betrag 
durch  die  Berechtigten  inner 
den  durch  die  Geseze  und 
Regiemeute   des   Aufgabelan- 


Article  7. 
L' Administration  des  postes 
par  laquelle  les  mandats  ont 
6te  6mis  cr6dite  T Administra- 
tion du  pajs  de  paiement,  du 
montant  total  des  mandats 
qu'elie  a  facturus  k  Tautre, 
plus  le  trois  quart  pour  cent  sur 
la  difKrence  entre  le  montant 
total  des  mandats  factur^  et 
le  montant  des  mandats  nub 
ou  restitu6s. 


Article  8. 
1.  Les  montants  converlis 
en  mandats-poste  sont  garantis 
aux  d^posants,  jusqu^au  mo- 
ment  oü  ils  auront  6t6  r^u- 
liörement  paj6s  aux  b^n^fi- 
ciaires,  aux  mandataires  de 
ceux-ci,  ou  bien  rerabonrs^ 
auxdits  d6posants. 


2.  Les  sommes  encaiss6es 
par  chacune  des  deux  Admi- 
nistrations  en  behänge  des 
mandats-poste  dont  le  mon- 
tant n'a  pas  6t6  n6clam6  par 
les  ayants  droit  dans  les  d6- 
lais  fix^s  par  les  lois  et  r^gle- 
ments  du  pays  d'origine,  de- 
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des  festgesezten  Fristen  nicht 
reklamirt  wurde. 


Artikel  9. 
Am  Ende  eines  jeden  Quar- 
tals wird  die  schweizerische 
Post  Verwaltung  eine  Rechnung 
aufstellen,  welche  alle  durch 
die  beidseitigen  Büreaux  be- 
zahlten Summen  und  die  ge- 
mäß Art.  7  hievor  von  den- 
selben zu  leistenden  Vergü- 
tungen, sowie  die  gegenseitig 
zurükzu  vergütenden  Anwei- 
sungen umfaßt. 

Artikel  10. 
1 ,  Die  Postverwaltung  der 
Vereinigten  Staaten  von  Ame- 
rika wird  diese  Rechnung 
prüfen,  eventuell  richtig  stel- 
len, und,  wenn  sie  Schuldnerin 
ist,  den  Betrag  des  Saldo  spä- 
testens 14  Tage  nach  Em- 
pfang der  Rechnung  an  die 
schweizerische  Postverwal- 
tung absenden.  Hat  sich  ein 
Saldo  zu  Gunsten  der  Post- 
verwaltuug  der  Vereinigten 
Staaten  vqn  Amerika  heraus- 
gestellt, so  wird  die  schwei- 
zerische Postverwaltung  den 
Betrag  desselben   an  die  er- 


viennent  la  propri6t6  absolue 
de  TAdministration  qui  en  a 
^mis  les  mandats. 

Article  9. 
A  la  flu  de  chaque  tri- 
mestre,  F Administration  des 
postes  suisses  dresse  un  compte 
comprenant  tontes  les  sommes 
paj6es  par  les  bureaux  des 
deux  pays,  et  les  bonifications 
ä.  effectuer  de  leur  chef,  con- 
form6ment  k  Tarticle  7  sus- 
mentionn^,  de  m^me  que  Fötat 
des  mandats  rembours6s  par 
chaque  Administration. 

Article  10. 
1.  L' Administration  des 
postes  des  Etats-Unis  examine 
ce  compte,  le  rectifie  s'il  y  a 
Heu,  et  si  eile  se  trouve  ötre 
d6bitrice,  transmet  le  solde 
du,  dans  le  d61ai  de  quinze 
jours  au  plus  tard  apr^  la 
r^ception  du  compte,  k  TAd- 
miniötration  des  postes  suisses. 
Si  le  compte  präsente  un  solde 
en  faveur  de  T Administration 
des  Etats-Unis  de  TAm^rique, 
r  Administration  des  postes 
suisses  en  transmet  le  mon- 
tant  k  la  premi^re,  dana  le 
delai  de  quinze  jours  au  plus 
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stere  versenden,  und  zwar 
spätestens  14  Tage  nach  Ein- 
gang der  Anzeige  über  An- 
erkennung, beziehungsweise 
Richtigstellung  der  Rechnung. 

2.  Der  Saldo  muß  stets  in 
der  Metallwährung  desjenigen 

_  Landes  bezahlt  werden,  wel- 
ches zu  fordern  hat,  und  zwar 
je  nach  dem  Fall  mittelst 
Wechsels  auf  Basel  oder 
New-York. 

3.  Die  durch  die  Saldo- 
zahlung etwa  entstehenden 
Unkosten  müssen  stets  durch 
diejenige  Verwaltung  getragen 
werden,  welche  die  Zahlung 
zu  leisten  hat. 

Artikel  11. 
1.  Der  Saldo  wird  in  der 
Weise  ermittelt,  daß  man 
das  kleinere  Guthaben  in  die 
Währung  desjenigen  Landes 
umwandelt,  welches  das  grös- 
sere Guthaben  zu  fordern  hat 
und  vom  leztern  abzieht. 
Diese  Umwandlung  erfolgt 
nach  dem  mittlem  Wechsel- 
kurse der  Börse  von  New- 
York  während  des  betreffen- 
den Quartals,  wenn  sich  ein 
Ueberschuß  zu  Gunsten  der 
Schw^eiz  herausstellt,  und  nach 


tard,  apr^s  r6ception  de  Tavis 
d'acceptation,  soit  de  rectifi- 
cation  du  compte. 


2.  Le  solde  doit  toajours 
Mre  pay6  dans  )a  monnaie 
m^tallique  du  pays  au  profit 
duquel  il  ressort,  au  mojen 
d'une  lettre  de  change  sor 
Bäle  ou  sur  New-York,  sui- 
vant  le  cas. 

3.  Les  frais  qui  peuvent 
r^sulter  du  paiement  des  Sol- 
des sont  toujours  support6s 
par  TAdministration  qui  effec- 
tue  le  paiement. 


Article  11. 
1.  Pour  d6ter miner  le  mon- 
tant  k  payer,  le  credit  le  moins 
61ev6  est  converti  dans  la 
monnaie  du  pays  qui  präsente 
Tavoir  le  plus  6lev6,  et  il  est 
d6duit  de  ce  dernier.  Cette 
conversion  s^effectue  d'apr^  la 
moyenne  du  cours  du  change 
h  New-York  pendant  le  iri- 
mestre  auquel  appartient  le 
compte,  si  le  solde  est  au 
credit  de  la  Suisse,  et  d'apr^ 
la  moyenne  du  couns  da 
change  ä  Berne  pendant  ledit 
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dem  mittlem  Wechselkurse 
von  Bern,  wj.hrend  des  ent- 
sprechenden Quartals,  wenn 
sich  eine  Differenz  zu  Gunsten 
der  Postverwaltung  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika 
ergibt. 

2.  Diejenige  Verwaltung, 
welche  zu  bezahlen  hat,  wird 
der  andern  Verwaltung  spä- 
testens inner  fünf  Tagen  nach 
Ablauf  des  betreffenden  Quar- 
tals einen  beglaubigten  Nach- 
weis über  die  werktäglichen 
Börsenkurse  tlbermitteln. 

Artikel  12. 
So  oft  sich  im  Laufe  eines 
Quartals  herausstellt,  daß  die 
Auszahlungen  der  einen  Ver- 
waltung diejenigen  der  andern 
um  5000  Dollars  oder  25,000 
Franken  übersteigen,  so  wird 
die  leztere  Verwaltung  der  er- 
stem je  weilen  den  approxima- 
tiven Betrag  der  Differenz  in 
runder  Summe,  unter  den  im 
Art  10  vorgeseheoen  Bestim- 
mungen, mittelst  Wechsels  als 
Abschlagszahlung  übersenden. 


trimestre,  s'il  eal  an  cn&dit 
de  rAdminiatralioD  des  postes 
des  Etats-Utiis. 


2.  L'Administraüonquidoit 
effectuer  le  paiemen^  traiis- 
met  ä.  Tautre  Ädmitiiatratiou, 
dans  le  d^ai  de  cbq  jours 
au  plus  apr^  Texpiration  du 
trimestre,  un  Mat  certiti^  du 
cours  du  chauge  de  chaque 
jour  ouvrable  du  trimeatre. 

Artiele  12. 
Lorsque,  dans  le  couraat 
d'un  trimestre,  il  ast  constatö 
que  le  montaut  des  mFindats 
tir^s  sur  Tune  des  deux  Ad- 
ministrations  excMe  de  ciuq 
mille  dollara  au  vingt-cinq 
mille  francs  le  montant  des 
mandats  tirös  sur  Tautre  Ad- 
ministration ,  ce  U  e  de  r  ß  ife  re 
envoie  k  la  premiöre  Ic  moo- 
tant  approximatif  de  la  difffr- 
rence  Consta t6e,  eii  somme 
ronde,  a  titre  de  paiemeuL  h. 
eontpte,  au  moyen  d'uue  lettre 
de  change  ei  aux  eouditiona 
pr^vuea  par  rartide  10> 
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Geldan  w  eiBnugsv  e  rtrag 


Artikel  13. 

1.  Das  Verfahren  imd  die 
Bedingungen  bei  Ausstellung 
von  Geldanweisungen  in  je- 
dem der  beiden  Länder  unter- 
li^en  den  im  Absendungs- 
lande gültigen  Bestimmungen, 

2.  Das  Verfahren  und  die 
Bedingungen,  welche  für  die 
Auszahlung  von  Geldanwei- 
sungen maßgebend  sind  ^  in- 
begriffen die  Bestimtiiungen 
über  Einstellung  der  Auszah- 
lung, Erneuerung  von  Geld- 
anweisungen ,  Ausfertigung 
von  Doppeln  und  andere  auf 
die  Auszahlung  bezüglicljen 
Dienst  Verrichtungen ,  werden 
nach  den  Vorschriften  gere- 
gelt, welche  im  Bestimmungs- 
lande bestehen. 

Artikel  14. 

1.  Jede  Verwaltung  iat  er- 
mächtigt, zeitweise  den  Aus- 
tausch von  Geldanweisungen 
einzustellen,  im  Falle  daß  der 
Wechselkurs  oder  andere  Um- 
stände zu  Mißbrauchten  Ver- 
anlaßung geben  oder  die  Ein- 
nahmen schädigen   könnten. 

2.  Von  derartigen  Verfü- 
gungen   ist   die    andere   Ver- 


Article  1^- 

1.  Le  mode'  et  les  condl- 
üons  de  T^mission  des  man- 
datö-poste  dajia  chacun  des 
deux  pays  sont  soumis  aax 
diapoaitions  en  vigueur  daus 
le  päys  exp^diteur. 

2.  Le  mode  aussi  bien  que 
les  Cüöditiona  de  paiement 
des  mandats-poate,  v  compris 
Celles  öe  rapportant  k  la  Sus- 
pension du  paiement,  le  re- 
nüuvellement  des  raandatÄ, 
r^mLsfiion  de  duplicaüi,  el  le* 
autrea  formal  itiäö  ayani  trail 
au  paiement,  sunt  soumis  aus 
diBpasittoDs  en  vigueur  dans 
Ic  pa}'s  de  deatination. 


Ärticle  14. 

1,  Chacune  des  deuit  Äd- 
mini&trations  est  autoris^«  k 
suspendre  temporairement  le 
Service  d'^^hange  des  man- 
datä-poste,  töutes  lea  fois  que 
le  eoürs  du  change  ou  d^autres 
circonstanees  pourraient  don- 
ner  lieu  a  des  abus  ou  porter 
pr^judiue  aux  recettes. 

2.  Avis  de  toute  mesitfB 
de  cette   nature   aera  imm^ 
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waltung  sofort,  wenn  nöthig 
mittelst  des  Telegraphen,  zu 
benachrichtigen. 

Artikel  15. 
Die  Postverwaltungen  der 
beiden  Länder  sind  befugt, 
im  gemeinsamen  Einverständ- 
nis die  für  die  Ausfuhrung 
des  gegenwärtigen  Vertrages 
nothwendigen  näheren  Be- 
stimmungen festzustellen  und 
dieselben  jederzeit,  je  nach 
den  Erfordernissen  des  Dien- 
stes, abzuändern. 

Artikel  16. 

1.  Der  gegenwärtige  Ver- 
trag tritt  mit  dem  1.  Januar 
1882  in  Kraft  und  bleibt  von 
demjenigen  Tage  an  noch  ein 
Jahr  lang  in  Gültigkeit^  an 
welchem  die  eine  der  beiden 
kontrahirenden  Verwaltungen 
der  andern  Verwaltung  den 
Entschluß  kund  gegeben  hat, 
den  Vertrag  aufeuheben. 

2,  Mit  dem  Tage  des  In- 
krafttretens des  gegenwärtigen 
Vertrages  tritt  derjenige  vom 
12.  Oktober  1867*),  sowie 
der  Nachtragsartikel  zu  dem- 
selben, vom  23.  Febr.  1872  *♦), 
außer  Wirksamkeit. 


diatement  donn^  a  Tautre 
Administration,  au  besoin  par 
voie  t6l6graphique. 

Article  15. 
Les  Administrations  des 
postes  des  deux  pays  sont 
comp6tentes  pour  arröter,  d'un 
commun  accord,  les  disposi- 
tions  de  detail  n6cessaires  & 
Texöcution  de  la  präsente 
Convention,  et  de  les  modlfier 
en  tout  temps,  selon  les  exi- 
gences  du  service,  moyennant 
entente  r6ciproqüe. 

Artiele  16. 

1.  La  präsente  Convention 
sera  mise  ä  ex^cution  le 
1«  Jan  vier  1882.  Elle  restera 
en  vigueur  jusqu'ä  Texpiration 
d'une  ann^e,  k  compter  du 
jour  auquel  Tune  des  deux 
Administrations  aura  notifi6 
ä  Tautre  son  Intention  de  faire 
cesser  ses  effets. 

2.  Seront  abrog^s,  d^  le 
jour  de  la  mise  äi  ex6cution 
de  la  präsente  Convention,, 
Celle  du  12  Octobre  1867,  de 
m^me  que  Tarticle  additionnel< 
du  23  F6vrier  1872. 


*)  Siehe  eidg.  QesezsammliiDg,  Bd.  IX,  Seite  945. 
**)      «        »  «  w     X,     „      1025. 
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Gel  d  anweißungä  ve  rtrag 


Doppelt  niisgefertigt  und 
tmterzeiehnet  in  Bern,  den 
18.  Oktober  1881,  und  in 
Washington  den  30.  No- 
Teniber  1881. 

Der  schweiierisehe  Ober- 
pos tdirciktor  : 

Ed.  Hohn, 

Für  den  Generaldirektor 
der  amerikaniscbeo  Posten : 

Frank  Hatton. 


Fait  en  double  expedilion 
et  signe  Ar  Berne^  le  18  Oc- 
tobre  mil  huit  cent  quatre- 
vingt-un,  et  ä.  Wa$hin^mi^ 
\t  30  Novcmbre  mil  huit  cönt 
qußtre-vingt-un. 

Le  Directeur  g^n^ral  des  postea 

suieaes : 

£d,  Hohßp 

Pour  le  Directeur  g^n^ral  des 
püste.s  dea  Etats-Unig : 

Frank  Hatten. 


Katifikattonen  des  Torstehenden  Tertrages, 


a.   Von  Seite  der  Schweiz. 


Rattfi^  la  proben  te  Convention,  conform^ment  k  Tau  ton- 
sation  du  Conseil  fiäd^ral,  du  1"  Novembre  1881. 

BertiBj  le  4  Novembre  1881. 

Le  ConseiUer  föderal, 

Chef  du  Departement  des   Postes  et 

des  Chemins  de  fer: 

BaTler. 
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b.  Von  Seite  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 


I  hereby  apprgve  tlie  foregüing  Convention,  and  in  tes- 
timony  thereof  I  have  caused  the  aeal  of  the  United  States 
tu  be  heretü  affixed. 

ehester  A.  Artimr. 

ßy  the  Presidenl : 
James  G,  Blainc, 

Secretary  of  State. 

Washington,  üecember  2=*  1881, 


Eidg.  amtl,  SammL  Keye  Folge.  T.  Bd.  64 
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